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Vorrede 

zur  L  und  IL  Hälfte  des  IL  Theiles. 


Das  Erscheinen  des  zweiten  Theiles  dieses  Werkes  hat  sich  Jahre 
lang  verzögert  Einerseits  gestatteten  es  persönliche  Verhältnisse  mir 
nicht,  mich  mit  ungeteilter  Kraft  dieser  grossen  Arbeit  hinzugeben, 
andererseits  ist  das  bezügliche  zu  verwertende  und  vielfach  erst  aus 
dem  Hohen  zu  verarbeitende  Material  in  den  letzten  Jahren  sehr  an- 
gewachsen, was  der  Arbeit  zu  Gute  gekommen  ist  und  der  ursprünglich 
geplanten  Veranlagung  des  Werkes  eine  andere,  wesentlich  erweiterte 
Gestalt  verliehen  hat.  Auch  die  durch  Krankheit  hervorgerufene  Theilung 
dieses  IL  Theiles  in  zwei  Hälften  hat  der  zweiten  Hälfte  Vortheil  ge- 
bracht, da  ich  neu  erschienene  Materialien  über  den  Gemeindebesitz,  die 
ich  weiter  unten  angebe,  in  den  Kreis  meiner  Untersuchung  hineinziehen 
konnte.  Weiterhin  ward  meine  Arbeit  verzögert  und  erschwert  durch 
die  Schwierigkeit  der  Beschaffung  des  Materials.  Dasselbe  war  in  den 
Zeitschriften  u.  s.  w.  mühsam  zusammenzusuchen:  Bei  dem  Fehlen  eines 
vollständigen  schnell  orientirenden  Literaturblattes  und  selbst  eines  solchen 
Bücherkatalogs1),  erfordert  es  auch  viel  Zeit,  sich  Kenntniss  von  dem 
Erscheinen  eines  neuen  Werkes  zu  verschaffen,  und  ist  es  oft  schwierig, 
aus  der  Provinz  der  betreffenden  Litteratur  habhaft  zu  werden.  Auch 
die  Beschaffung  des  für  gewisse  Specialfragen  erforderlichen  officiellen 
Materials  war  keine  leichte. 

Ich  habe  mich  gezwungen  gesehen,  meine  Untersuchungen  auf  die 
tiesammtlage  der  bäuerlichen  Verhältnisse  auszudehnen.  Jedes  weitere 
Eindringen  in  die  heutige  Lage  des  Gemeindebesitzes  —  sowol  in  der 
Literatur  als  durch  persönliche  Erforschungen  —  zeigte  es  mir  immer 
deutlicher,  dass  diese  nur  im  Zusammenhange  mit  jener  ermittelt  und 
in  das  rechte  Licht  gestellt  werden  kann.    Und  die  gewonnenen  Re- 

l)  Der  Katalog  Meshow's  erscheint  alle  zwei  Jahre;  das  im  „Regierungsanzeiger" 
gebotene  VerzeichnisB  der  erschienenen  Bücher  unterrichtet  den  Leser  auch  nur  spät. 
Zudem  sind  beide  Editionen  nicht  absolut  vollständig,  so  insbesondere  in  Betreff  der 
nicht  in  den  Handel  gelangenden  Schriften. 
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sultate,  die  übrigens  zum  Theil  erst  im  Schlussbande  hervortreten  werden, 
beweisen,  dass  dieser  Weg  der  richtige  war.  So  Manches  von  dem  Ge- 
botenen findet  freilich  der  deutsche  Leser  in  dem  Werk  von  Alfons 
Thun:  Landwirthschaft  und  Gewerbe  in  Mittelrussland,  Leipzig 
1880,  dem  das  Verdienst  gebührt,  zuerst  für  das  deutsche  Publicum  die 
hier  in  Betracht  kommenden  Fragen,  und  was  den  Gemeindebesitz  an- 
betrifft, u.  A.  die  epochemachenden  Untersuchungen  W.  Orlow's  behandelt 
zu  haben.  In  Betreff  der  mir  obliegenden  Aufgaben  habe  ich  aber  die 
Materie  eingehender  und  umfassender  behandelt,  und  ausserdem  habe 
ich  neueres  Material  und  dazu  auch  noch  officielles,  bisher  überhaupt 
noch  unbekanntes  verwerthen  können. 

Ich  glaubte,  mich  dieser  mühseligen  und  zeitraubenden  Arbeit  um 
so  weniger  entziehen  zu  dürfen,  als  überhaupt  noch  nicht,  auch  nicht  in 
der  russischen  Literatur,  eine  systematische,  mit  den  erforderlichen  Be- 
legen versehene  Darstellung  der  vielgestaltigen  Ursachen,  die  die  heutige 
Lage  der  Dinge  hervorgerufen  haben,  vorhanden  ist.1) 

Die  Erweiterung  der  ursprünglich  für  meine  Untersuchung  gesetzten 
Grenzen  hat  es  mir  leider  unmöglich  gemacht,  mit  diesem  Bande  den 
Abschluss  des  ganzen  Werkes  zu  bringen.  In  dem  Schlussbande  wird 
es  mir  obliegen,  die  neueren  Gestaltungsformen  des  Gemeindebesitzes, 
die  für  die  Lösung  des  Problems  sehr  bedeutungsvolle  Erscheinungen 
aufweisen,  zu  beleuchten,  sodann  einen  Ueberblick  über  die  in  Bussland 
bestehenden  Beschränkungen  des  individuellen  bäuerlichen  Grundbesitz- 
rechts zu  bieten  und  schliesslich  —  zur  Lösung  der  Frage  —  die  Grund- 
sätze für  das  umzugestaltende  Gemeindebesitzrecht  darzulegen,  die  die 
berechtigten  Interessen  des  Einzelnen  wie  die  der  Gesammtheit  wahren. 

In  der  Zwischenzeit  zwischen  dem  Abschluss  der  ersten  und  der 
zweiten  Hälfte  dieses  II.  Theiles  meines  Werkes  sind  mehrere  gesetz- 
geberische Massnahmen  erfolgt,  die  gewisse,  in  der  ersten  Hälfte  be- 
handelte Fragen  zum  practischen  Abschluss  gebracht  haben.    Durch  die 


l)  Den  ersten  Abschnitt  und  mehrere  Kapitel  des  II.  Abschnittes  der  I.  Hälfte 
des  II.  Theiles  habe  ich  —  mit  Ergänzungen  und  Kürzungen  —  vorher  in  der 
„Russischen  Revue"  veröffentlicht,  und  zwar  „Zur  Lage  der  Landwirthschaft  in 
Russland"  (der  Walujewsche  Enquätebericht),  Band  XI  (1877),  pag.  193—210, 
289-316,  420-459,  „Neue  Materialien  über  den  Zustand  der  Agrarverhältnisse  in 
Russland",  (Fortsetzung  der  Materialiensammlung  der  grossen  Enquete),  Band  XVII 
(1880)  pag.  415-445,  „Die  Normirung  des  Bauerlandes  und  der  bauerlichen  Leistungen 
in  den  Yorberathungen  zur  Emancipation  der  gutsherrlichen  Bauern",  Band  XIX 
(18Ö1),  pag.  193—226,  337—354,  „Die  Ermässigung  der  Ablösungszahlungen  und  die 
Zwangsablösung  des  Bauerlandes  in  Russland",  Band  XX  (1882),  pag.  289—318. 
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Gesetze  vom  18.  Mai  1882  und  18.  Mai  1883  ist  die  Kopfsteuer  theils 
aufgehoben,  theils  ermässigt  und  ihre  Aufhebung  in  nächster  Zeit  bevor- 
stehend; das  letztgenannte  Gesetz  beauftragt  noch  den  Finanzminister, 
eine  Vorlage  auszuarbeiten  behufs  Veränderung  der  bestehenden  Vor- 
schriften über  Pässe  und  die  Uebersiedelung  von  steuerzahlenden  Bauern 
aus  einer  Gemeinde  in  die  andere.  Das  Gnadenmanifest  zur  Krönung 
(15.  Mai  1883)  erliess  sowol  diejenigen  Bückstände  an  Ablösungszahlungen, 
die  einen  Jahresbetrag  übersteigen,  als  auch  alle  Kopfsteuerrückstände,  die 
bis  zum  1.  Januar  1883  aufgelaufen  waren.  Am  18.  Mai  1882  ist  die 
Kaiserliche  Bestätigung  des  Statuts  der  Bauerlandbank  erfolgt,  deren  Auf- 
gabe es  ist,  Bauern  und  bäuerlichen  Gemeinden  den  käuflichen  Erwerb 
von  Land  zu  erleichtern.  In  diesem  Jahre  (1883)  ist  die  sogen,  specielle 
Ermässigung  der  Ablösungszahlungen  (siehe  Hälfte  I,  pag.  218)  für  die 
einzelnen  Landstriche  normirt  und  tritt  jetzt  in  Kraft.  Schliesslich 
gewährt  ein  Kaiserlicher  Ukas  vom  15.  Mai  1883  den  Gutsbesitzern,  die 
von  der  Zwangsablösung  betroffen  sind,  eine  Extraentschädigung  im  Be- 
trage des  zwölften  Theiles  des  Ablösungskapitals.1) 

An  Materialien  über  den  Gemeindebesitz,  die  für  die  I.  Hälfte  nicht 
mehr,  wol  aber  für  die  IL  Hälfte  Verwendung  gefunden  haben,  sind  vor 
Allem  zu  nennen  nachfolgende  Publicationen  der  betreffenden  Land- 
schaften (siehe  I.  Hälfte,  pag.  274  etc.),  und  zwar  als  Fortsetzungen: 

1)  Statistik  des  Gouv.  Kasan,  Band  II,  Lieferung  I:  Kreis  Ranen- 
burg,  Lieferung  II :  Kreis  Dankow,  1882. 

2)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  III:  Kreis  Morschansk,  1883. 
Neu  begonnene  Publicationen  der  Landschaften: 

1)  Statistik  des  Gouv.  Petersburg  (unter  dem,  von  dem  sonst  für 
diese  Publicationen  üblichen  abweichenden  Titel:  MaTepiajiu  no  CTara- 
CTHEi  HapoßHaro  xo&ifiCTBa  vb  C.-IIeTep6yprcKo8  ryöepmH,  Band  I: 
Kreis  Peterhof,  bearbeitet  von  P.  Pudowikow  und  N.  Drosdow,  1882. 

2)  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Band  I:  Kreis  Kursk,  bearbeitet  vom 
bekannten  Moskauer  Statistiker  W.  Orlow  und  J.  Werner,*  1883. 

3)  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Band  I,  Lieferung  I:  Fünf  Woloste 
(Pristannoje,  Popowka,  Rübuschtschanka,  Aleksandrowka  und  Ssininkije) 
des  Kreises  Ssaratow,  bearbeitet  von  L.  Litschkow,  1882. 

Ausserdem  liegen  mir  die  Arbeiten  des  Statistischen  Comitö's  des 


')  Diese  Massnahmen  habe  ich  beleuchtet  in  dem  Artikel:  „Der  Abschluss  des 
grossen  Emancipationswerkes  vom  19.  Februar  1861"  in  der  „Russischen  Revue'4, 
Band  XXIII  (1883)  pag.  289-307. 
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Gouv.  Archangelsk  vor,  die  in,  auf  Grundlage  des  Programms  der  Com- 
mission  zur  Erforschung  der  Markgemeinde  (siehe  I.  Hälfte,  pag.  268  etc.) 
gesammelten  Materialien  bestehen,  und  zwar  das  Protocoll  des  genannten 
Co mit£ 's  vom  27.  November  1880  und  die  als  Broschüre  erschienene: 
CejLCKaa  noseMejBHaa  otSupraa  b-l  ApxaHrejtCKofi  ryöepmii,  no  oira- 
caidawb  npeACTaBjeHHHM'B  raGrarHCTiroecKift  Komren,  Archangelsk  1882. 
Das  genannte  statistische  Comite  hat  die  betreffenden,  übrigens  vielfach 
sehr  lückenhaft  und  unklar  gefassten  Materialien  für  60  Gemeinden 
(vielfach  zusammengesetzte)  gesammelt,  von  denen  belegen  sind  in  den 
Kreisen:  Archangelsk  3,  Cholmogory  24,  Schenkursk  4,  Onega  9,  Kern  5, 
Pinega  5  und  Mesen  10  Markgemeinden. 

Ich  muss  zum  Schluss  noch  bemerken,  dass  es  mir  nicht  überall 
gelungen  ist,  die  richtigen  Namen  der  in  meiner  Arbeit  genannten  Dörfer 
zu  ermitteln.  Zumeist  treten  sie  nämlich  im  russischen  Text  in  Adjec- 
tivform (mit  Bezugnahme  auf  Dorf,  Gemeinde,  Wolost)  auf.  Die  Re- 
construction  des  Substantiv  ist  mir  vielfach  zweifelhaft  geblieben,  ja  sie 
darf  häufig  nicht  vorgenommen  werden,  da  in  Wirklichkeit  überhaupt 
nur  die  Adjectivform  vorhanden  ist  In  manchen  Fällen  ergiebt  sich 
Solches  sofort  aus  dem  Wort,  in  anderen  bleibt  es  zweifelhaft.  So 
habe  ich  denn  auch  hin  und  wieder  die  Adjectivform  im  deutschen  Text 
beibehalten,  wo  das  Substantiv  bestehen  mag. 


St.  Petersburg,  im  September  1883. 


Der  Verfasser. 
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weiter  unten  statt  „Snaden"  —  „Seelen". 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Vertheilung  des  Ackerlandes. 

1.  Die  Arten  der  Umtheilungen. 

§.  19. 

Wir  gehen  jetzt  auf  den  wichtigsten  Theil  unserer  Untersuchung 
ein:  auf  die  Arten  der  Um-  und  Vertheilung,  des  Besitzes  und  der  Nutzung 
des  Gemeindelandes. 

Für's  Erste  lassen  wir  die  in  dem  nördlichen  und  in  dem  südöst- 
lichen Landstrich  Russlands  üblichen  Arten  der  Theilung  des  Gemeinde- 
landes, soweit  die  hier  bestehenden  Vorbedingungen  besondere  Einrich- 
tungen hervorgerufen  haben,  bei  Seite,  und  beschreiben  im  Nachstehenden 
den  Theilungsmodus,  wie  er  im  ganzen  übrigen  Landstrich  mit  Gemeinde- 
besitz üblich  ist  und  soweit  er  auch  in  den  beiden  erstgenannten  Zonen 
sich  findet. 

Auch  hier  haben  wir  leider  die  Bemerkung  vorauszuschicken,  dass 
auch  in  den  zahlreichen  Daten  über  die  Technik  der  Theilung  des  Landes 
viele  Missverständnisse,  denen  die  Sammler  der  Daten  unterlegen  sind, 
mit  unterlaufen,  ungenaue  Beschreibungen  sich  finden,  so  dass  wir  auch 
in  diesem  Abschnitt  alles  nicht  ganz  genau  abgefasste  Material  ausser 
Betracht  lassen  müssen,  um  den  so  vielfach  hier  auftretenden  Wirrwarr 
nicht  noch  zu  vermehren. 

Wir  haben  drei  Arten  von  Umtheilungen  zu  unterscheiden: 

1)  Allgemeine,  grundlegende,  cardinale  Umtheilungen  sind  solche, 
bei  welchen  die  Zahl  und  somit  auch  die  Breite  aller  Landstraifen,  in 
welche  das  Ackerland  getheilt  ist,  verändert  werden. 

In  der  ersten  Ausgabe  des  „Commissionsprogramms"  war  zur  Be- 
griffsbestimmung dieser  Umtheilungsart  noch  das  Umbrechen  der  Grenzen 
hinzugefügt,  in  der  zweiten  Ausgabe  aber  mit  Recht  weggelassen.  Denn 
das  Umbrechen  der  Grenzen  (sei.  der  einzelnen  Landstreifen)  findet  bei 
jeder  Art  Umtheilung  statt. 

2)  Neuverloosung  nennen  wir  diejenige  Umtheilung,  bei  welcher 
die  Zahl  und  die  Breite  der  Landstreifen  dieselben  bleiben,  die  Grösse  des 
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Besitzstandes  der  einzelnen  Höfe  keine  Veränderung  erfährt;  sondern 
nur  ein  Wechsel  im  Besitz  der  einzelnen  Landstreifen  eintritt  Es  han- 
delt sich  hierbei  also  nur  um  eine  neue  Verloosung  der  Landstreifen. 

3)  Partielle  Umtheilungen  unterscheiden  sich  von  der  Neuver- 
loosung  dadurch,  dass  beim  Belassen  der  gesammten  Zahl  und  Breite 
der  Landstreifen,  wie  bei  der  Neuverloosung,  eine  neue  Vertheilung  einer 
Anzahl  von  Landstreifen  unter  einigen  Hauswirthen  eintritt,  d.  h.  von 
dem  einen  Hofe,  dessen  Familienbestand  und  ökonomische  Kraft  abge- 
nommen haben,  wird  ein  (oder  mehrere)  Landstreifen  in  jedem  Gewanne 
„abgewälzt"  und  einem  andern  Hof,  dessen  Familienbestand  und  ökono- 
mische Kraft  zugenommen  haben,  „aufgewälzt". 

Endlich  können  auch  Fälle  combinirten  Verfahrens  eintreten,  so 
insbesondere  kann  eine  partielle  Umtheilung  mit  einer  Neuverloosung 
combinirt  werden. 

Orlow  unterscheidet  leider  in  seinem  grossen  Werk  über  den  Ge- 
meindebesitz im  Gouv.  Moskau  nicht  die  allgemeine  Umtheilung  von 
der  Neuverloosung,  sondern  fasst  sie  als  eine  Art  zusammen,  bei  welcher 
Umtheilungsart,  wie  er  definirt,  „das  Loos  unter  alle  Hauswirthe  geworfen 
wird,  wobei  eine  neue  Vertheilung  der  Landstreifen  in  allen  umzuthei- 
lenden  Feldern  (und  anderen  Nutzungen)  vorgenommen  wird."  Er  über- 
sieht den  wesentlichen  Unterschied,  der  zwischen  diesen  beiden  Arten 
besteht. 

Für's  Erste  haben  wir  es  mit  den  allgemeinen  Umtheilungen  zu 
thun.  Eine  solche  Umtheilung  tritt  ein,  wenn  die  Zahl  der  auf  Grund- 
besitz berechtigten  Einheiten  in  der  Gemeinde  sich  verändert  Wenn 
also  das  Land  nach  Revisionsseelen  vertheilt  wird,  so  kann  die  Frage 
über  eine  solche  allgemeine,  cardinale  Umtheilung  nur  nach  einer  neuen 
Seelenrevision  oder  beim  Uebergang  von  der  bisherigen  Vertheilungs- 
einheit  pro  Revisionsseele  zu  einer  anderen  Vertheilungseinheit  eintreten. 
Gilt  als  neue  Vertheilungseinheit  die  vorhandene  Seele,  so  setzt  die  Ge- 
meinde zuweilen  vorher  den  Termin  fest,  wann  sie  eine  neue  Zählung 
der  vorhandenen  Seelen  zum  Zweck  einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung 
vornehmen  wird.  Ist  der  Arbeiter  die  Vertheilungseinheit,  so  tritt  die, 
übrigens  hier  und  da  durch  besondere  Massnahmen  zeitweilig  beseitigte 
Notwendigkeit  zu  einer  allgemeinen  Umtheilung  ein,  wenn  die  Gemeinde 
das  Recht,  resp.  die  Pflicht  eines  heranwachsenden  Gemeindegliedes  zum 
„Arbeiter"  anerkennt  (d.  h.  ihm  Land  zuzutheilen  und  ihn  dementspre- 
chend mit  Zahlungen  zu  belasten  gedenkt)  und  sie  dabei  für  ihn  keinen 
freien  Antheil  zur  Verfügung  hat  und  der  neue  „Arbeiter"  nicht  auf 
dem  Wege  einer  partiellen  Umtheilung  befriedigt  werden  kann. 

Diese  vom  Commissionsprogramm  gebotene,  scheinbar  sehr  genaue 
Begriffsbestimmung   der   allgemeinen  Umtheilung   lässt  doch  zuweilen 


—    3    — 

Zweifel  entstehen;  ob  in  einem  gegebenen  Fall  eine  allgemeine  Um- 
theilung oder  nur  eine  Neuverloosung  vorliegt.  Es  treten  Fälle  ein,  wie 
wir  weiter  unten  sehen  werden,  wo  dieser  Unterschied  sich  verwischt 
Am  häufigsten  sind  mir  folgende  Fälle  dieser  Art  entgegengetreten.  Als 
Charakteristicum  der  allgemeinen  Umtheilung  wird  ein  Wechsel  in  der 
Ziffer  der  Yertheilungseinheit  bei  Vornahme  einer  Umtheilung  statuirt 
Es  geschieht  nun  aber  nicht  selten,  dass,  nachdem  die  Gemeinde,  die 
2.  B.  pro  Arbeiter  vertheilt,  seit  der  letzten  allgemeinen  Umtheilung  sich 
Jahre  lang  mit  partiellen  Umtheilungen  beholfen  hat,  sie  zur  Beseitigung 
der  hierdurch  hervorgerufenen  Streu-  und  Gemenglage  der  Grundstücke 
die  Arrondirung  der  Landstreifen  (sei.  in  jedem  Gewanne)  beschliesst 
Ist  diese  Procedur  nun  eine  allgemeine  Umtheilung  oder  eine  Neu- 
verloosung? Wenn  es  sich  bei  dieser  Neuvertheilung  erweist,  dass* 
wenn  auch  nur  ein  Arbeiter  mehr  oder  weniger  als  im  letzten  Jahr  vor- 
banden ist,  so  kann  sie  nach  der  oben  dargelegten  Begriffsbestimmung 
mit  vollem  Recht  eine  allgemeine  Umtheilung  genannt  werden.  Aber 
das  Eintreten  dieses  Moments  ist  etwas  zufalliges,  nicht  mit  dem  Zweck 
der  Neuvertheilung  wesentlich  verbundenes,  denn  die  Gemeinde  nimmt 
nicht  wegen  des  Hinzukommens  oder  des  Ausscheidens  eines  Arbeiters 
jene  complicirte  Procedur  vor,  sondern  weil  die  Streu-  und  Gemenglage 
überhaupt  schon  eine  unerträgliche  geworden  ist.  Wenn  nun  gar  bei 
der  Vornahme  der  Neuvertheilung  die  Ziffer  der  Vertheilungseinheit  die- 
selbe wie  die  im  Jahre  vorher  war,  oder  wenn  der  Zufall  es  will,  die- 
selbe wie  sie  bei  der  letzten  allgemeinen  Umtheilung  war,  so  müsste 
nach  obiger  Definition  diesesVerfahren  als  Neuverloosung  bezeichnet  werden. 
Jedoch  nicht  allein  im  Subject  der  Theilenden,  sondern  auch  im 
Theilungsobject  kann  eine  Aenderung  bei  einer  Neuvertheilung  eintreten, 
ohne  dass  mit  voller  Bestimmtheit  von  einer  allgemeinen  Umtheilung 
—  im  Unterschied  von  der  Neuverloosung  —  gesprochen  werden  kann. 
Als  zweites  Charakteristicum  der  allgemeinen  Umtheilung,  das  übrigens 
nur  das  Spiegelbild  des  ersteren  (Wechsel  in  der  Vertheilungsziffer)  ist, 
wird  angegeben,  dass  „die  Zahl  und  somit  auch  die  Breite  aller  Land- 
streifen verändert  werden."  Es  tritt  nun  aber  auch  der  Fall  ein,  dass 
ein  Stück  eines  oder  mehrerer  Gewanne  ausgeschieden  wird  (zur  Erwei- 
terung des  Gehöftlandes,  in  Folge  von  Expropriation  zum  Eisenbahn- 
bau etc.);  auf  dass  alle  Hauswirthe  von  dieser  Kürzung  des  Äckerlandes 
in  gleicher  Weise  betroffen  werden,  muss  das  der  Ackernutzung  verblei- 
bende Stück  des  Gewannes  (oder  mehrerer  Gewanne)  neuvertheilt  werden. 
Die  Zahl  der  Landstreifen  bleibt  dieselbe,  ihre  Grösse  und  je  nach  der 
Configuration  des  Gewannes  auch  ihre  Breite  ist  aber  in  einem  oder  in 
mehreren  Gewannen  eine  andere  geworden.  Vielfach  wird  in  Berichten 
über  den  Gemeindebesitz  eine  solche  Procedur  eine  allgemeine  Umtheilung 
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genannt,  da  sie  ja  alle  Hauswirthe  und  wenn  auch  nur  einen  Theil  des 
Feldlandes  in  Mitleidenschaft  zieht.  Zutreffender  wäre  die  Bezeichnung 
theilweise  Umtheilungen ,  die  aber  nicht  mit  den  partiellen  Umthei- 
lungen  verwechselt  werden  dürfen:  im  ersten  Fall  haben  wir  es  mit  der 
Umtheilung  eines  Theiles  des  Feldlandes  unter  alle  Hauswirthe,  im 
zweiten  aber  mit  der  Umtheilung  (Besitzänderung)  eines  oder  einiger 
Hauswirthe  in  allen  Gewannen  des  Feldlandes  zu  thun.  Im  Nachfolgen- 
den rubricire  ich  diese  theilweisen  Umtheilungen  unter  die  Neuverloo- 
sung,  und  zwar  in  der  Erwägung,  dass  wenn  auch  der  Besitz  eines  jeden 
Hofes  um  das  abgeschnittene  Land  verkürzt  wird,  doch  die  verhältniss- 
mässige  Grösse  des  Besitzes  der  Höfe  gleich  geblieben  ist,  da  die  Kür- 
zung alle  Höfe  in  gleichem  Verhältniss  betroffen  hat. 

Der  entgegengesetzte,  in  dieser  Beziehung  aber  principiell  derselbe 
Fall  tritt  uns  entgegen,  wenn  das  Ackerland  nicht  verkürzt,  sondern  er- 
weitert wird.  Es  kommt  vor,  dass  ein  Landstück,  das  bisher  aus  irgend 
welchen  Gründen  oder  zu  irgend  welchen  besonderen  Zwecken  verpachtet 
war  oder  als  Weide,  Buschland,  auch  Wiese  etc.  da  lag,  zur  Ackernutzung 
unter  die  Genossen  vertheilt  wird  (sei,  nach  der  zur  Zeit  in  der  betreffen- 
den Gemeinde  üblichen  Vertheilungseinheit,  wie  sie  in  Betreff  des  übrigen 
Ackerlandes  zu  Recht  besteht).  Die  Vertheilungseinheit  ist  dieselbe  ge- 
blieben, die  Grösse  des  Ackerlandes  des  Hofes,  und  zwar  eines  jeden  Hofes 
ist  erweitert,  aber  die  verhältnissmässige  Grösse  des  Besitzes  der  Höfe 
zu  einander  ist  unverändert  geblieben. 

Es  liegt  aber  in  der  Natur  der  Sache,  dass  solche  Erscheinungen 
nur  vereinzelt  hier  und  da  einmal  eintreten.  Das  Gesammtbild,  wie  wir 
es  im  Nachstehenden  darzustellen  haben,  wird  hierdurch  nicht  verändert. 

2.   Das  Verfahren  bei  der  Vertheilung. 

§.  20. 

Bevor  wir  auf  die  Einzelheiten  der  Bildung  der  Gewanne  eingehen, 
wollen  wir  in  Kürze  den  Verlauf  einer  Umtheilung  schildern. 

Der  Termin  zur  Vornahme  einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung  ist 
vielfach  bereits  vorher  bestimmt,  und  zwar  dadurch,  dass  zur  Zeit  der 
letzten  Umtheilung  auch  über  die  Geltungsdauer  derselben  Beschluss  ge- 
fasst  wird.  Sowol  in  den  Fällen,  wenn  diese  Frist  aus  irgend  welchen 
Gründen  nicht  eingehalten  wird,  als  auch  in  den  Fällen,  wo  kein  be- 
züglicher Beschluss  gefasst  ist,  sondern  die  Gemeinde  sich  dahin  ent- 
schieden hat,  eine  solche  vorzunehmen,  wenn  das  Bedürfniss  nach  einer 
Neuvertheilung  sich  zeigen  wird,  in  allen  diesen  Fällen,  sagen  wir,  wird 
zumeist  diese  so  wichtige  Massnahme  nicht  plötzlich,  gleichsam  unerwartet 
für  Alle,  ausgeführt    Vielmehr  erfolgt  sie  gewöhnlich  erst,  nachdem 
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lange  vorher  Verhandlungen  hierüber  sowol  unter  einzelnen  Hauswirthen, 
also  privatim,  als  auch  auf  der  Gemeindeversammlung  geführt  sind.  Vor 
diese  gelangt  diese  Frage  wol  überall  erst  dann,  wenn  sie  vorher,  manch- 
mal Jahre  lang,  von  Hauswirthen  pro  und  contra  besprochen  ist  und 
ein  grösserer,  einflussreicher  Theil  derselben  für  diesen  Antrag  gewonnen 
ist.  Der  Gemeindeälteste  wird  dann  aufgefordert,  zu  diesem  Zweck  eine 
Versammlung  zusammenzuberufen.  Hier  kommt  es  vielfach  noch  zu 
stürmischen  Scenen.  Einigt  man  sich  nicht,  so  wird  die  Sache  vertagt 
Ueberhaupt  suchen  die  Hauswirthe  bei  normaler  Lage  der  Wirthschaft 
häufige  Umtheilungen  zu  vermeiden  und  entscheiden  sich  grösstenteils 
nur  im  Falle  dringender  Notwendigkeit  hierzu. 

Ist  jener  Beschluss  gefasst,  wozu  zumeist  die  Zustimmung  sämmt- 
iicher  Hauswirthe  erforderlich  ist,  so  erfolgt  die  Umtheilung  gewöhnlich 
vor  der  Düngung:  es  wird  also  nur  das  Brachfeld  umgetheilt,  so  dass 
alle  drei  Felder  erst  in  drei  Jahren  zur  wirklichen  Umtheilung  gelangen. 
Wir  wollen  gleich  hier  bemerken,  dass  die  in  den  bezüglichen  Angaben 
mehrfach  sich  findende  Aussage,  das  Ackerland  würde  jährlich  umge- 
theilt, wol  überall  diesen  dreijährigen  Turnus  vor  Augen  haben,  wie 
auch  das  ungenügende  Ausfragen  der  Bauern  zu  dem  Missverständniss 
geführt  hat,  dass  partielle  Umtheilungen,  d.  h.  „Abwälzen  und  Aufwälzen" 
von  Landstreifen  einzelner  Hauswirthe  je  nach  dem  Wechsel  in  dem 
Familienstände,  der  ökonomischen  Kraft  derselben  als  allgemeine  von 
dem  Befragenden  aufgefasst  werden. 

Ist  die  Gemeinde  gross,  so  wird  die  Umtheilung  des  Landes  durch 
die  Obmänner  der  Loosgruppen  ausgeführt,  in  kleinen  Gemeinden  von 
allen  Hauswirthen,  wobei  hier  und  da  die  Wirthin  den  abwesenden  Haus- 
herrn vertritt,  oder  von  einigen  Vertrauensmännern,  kundigen  älteren 
Gemeindegenossen,  denen  auch  junge  Bursche  zur  Hilfleistung  beim 
Messen  beigegeben  werden.  Es  kommt  auch  mitunter  vor,  dass  eine 
Umtheilung  nur  von  den  Weibern  vollbracht  wird,  und  zwar  wenn  alle 
Männer  auf  Wandererwerb  abwesend  sind,  und  also  die  Weiber  die  häus- 
liche Wirthschaft  führen. 

Für  die  Vermessung  erhalten  die  Obmänner,  resp.  die  besonders 
gewählten  Vertrauensmänner  gewöhnlich  keine  Vergütung,  doch  ge- 
schieht auch  solches;  hier  und  da  erfolgt  eine  Zahlung  für  die  Müh- 
waltung  als  Entschädigung  für  den  Zeitverlust,  so  z.  B.  in  der  Gemeinde 
Pustünj  (im  Gouv.  und  Kr.  Kasan)  ein  Rubel  pro  Arbeitstag.  Auch  werden 
sie,  z.  B.  vielfach  im  Kr.  Borissoglebsk,  Gouv.  Tambow,  dadurch  ent- 
schädigt, dass  man  ihnen  die  Auswahl  des  besten  Landstücks  in  jedem 
Gewanne  überlässt  Oder  sie  erhalten,  wie  z.  B.  im  Kr.  Ssarapul,  Gouv. 
Wätka,  zu  ihrem  Landantheil  noch  einen  geringen  Zuschlag  (etwa  ein 
Keilchen).   Dank  der  traditionellen  Uebung  erfolgt  das  complicirte  Ver- 
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fahren  der  Messung  und  Vertheilung  in  sehr  kurzer  Zeit:  in  kleinen 
Gemeinden  (etwa  bis  100  Seelen)  an  einem  Tage,  in  grösseren  Gemeinden 
in  zwei  oder  drei  Tagen.  Grösser  ist  die  Arbeit,  wenn  die  Gemeinde 
bestimmt,  dass  dieses  oder  jenes  Landstück  nach  neuer  Schätzung  in 
Gewanne  getheilt  werden  soll. 

Je  nach  der  Art  der  Gewannebildung,  auf  die  wir  sogleich  zu  spre- 
chen kommen,  werden  zur  Messung  mehrere  Masseinheiten  (Messstäber 
M^ssschnüre)  von  verschiedener,  willkürlicher  Länge  gewählt  oder  die 
officielle  Messeinheit  (Faden,  Arschin,  Fuss).  Ist  das  Gewanne  gemessen,, 
so  wird  dasselbe  in  soviel  gleiche  Stücke  zerlegt  und  durch  einen  Pflug- 
gang oder  durch  Einrammen  von  Grenzzeichen  (Stäben)  an  beiden  Enden 
gekennzeichnet,  als  die  Zahl  der  Loosgruppen  in  der  Gemeinde  beträgt, 
und  damit  sind  die  „Landloosgruppen"  hergestellt. 

Jetzt  erfolgt  das  Verloosen,  das  in  verschiedenster  Art  vorgenommen 
wird.  Zuerst  wird  entschieden,  ob  alle  Gewanne  auf  ein  Mal  verloost 
werden  sollen  oder  mehrere  oder  jedes  Gewanne  besonders.  Sodann 
wird  bestimmt,  von  welcher  der  beiden  Längeseiten  des  Gewannes  an  die 
Landloosgruppen  vertheilt  werden  sollen.  Als  Looszeichen,  deren  Zahl  der 
Anzahl  der  Loosgruppen  entspricht,  dienen  zumeist  kleine  Holzstäbe, 
deren  gleiche  Grösse  und  Schwere  vorerst  genau  untersucht  werden, 
auch  grössere  Kupfermünzen.  Sie  werden  durch  Einschnitte  verschie- 
denster Art  als  der  betreffenden  Loosgruppe  gehörig  gekennzeichnet  und 
dann  in  die  Loosurne  gethan,  die  eine  Mütze,  ein  Krug  etc.  ist  Nur 
eine  Gemeinde,  und  zwar  im  Gouv.  Archangelsk,  habe  ich  getroffen,  die 
Papierschnitzel,  mit  dem  betreffenden  Namen  versehen,  als  Loos  ver- 
wendet. Die  Loosurne  wird  entweder  geschüttelt,  und  welches  Loos- 
zeichen zuerst  herausfliegt,  die  Loosgruppe  erhält  das  erste  Stück  im 
Gewanne  etc.  Springen  mehrere  Looszeichen  zugleich  heraus,  so  werden 
sie  zurückgelegt  und  die  Urne  wird  wieder  geschüttelt.  Oder  es  wird 
ein  Kind  herangerufen,  das  die  Looszeichen  einzeln  herausnimmt  Das 
Loos  entscheidet  hier  also,  in  welcher  Reihenfolge  die  Loosgruppen  an- 
zutreten haben.  Auch  bezeichnen,  aber  nur  selten,  die  Looszeichen  nicht 
die  Loosgruppen,  sondern  die  Landloosgruppen,  also  die  einzelnen  Land- 
stücke. Welche  Loosgruppe  (durch  ihren  Vertreter)  das  mit  dem  betreffen- 
den Abzeichen  vermerkte  Loos  zieht,  erhält  das  entsprechende  Land- 
stück, das  dasselbe  Zeichen  trägt.  Im  Einzelnen  finden  sich  vielfache 
Modificationen,  deren  bemerkenswerthere  wir  an  geeigneter  Stelle  er- 
wähnen. 

Sind  die  Gewanne  unter  die  Loosgruppen  vertheilt,  so  erfolgt  in 
gleicher  Weise  die  Verloosung  der  Landloosgruppen  unter  die  Genossen 
jeder  Loosgruppe.  In  kleinen  Gemeinden  ohne  Loosgruppenbildung  er- 
folgt sogleich  die  Verloosung  unter  die  Genossen.    Hier  bemerken  wir 
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eine  bedeutungsvolle  Verschiedenheit  Zumeist  entscheidet  das  Loos 
auch  bei  dieser  Verloosung  nur  die  Reihenfolge,  in  welcher  die  Haus- 
wirthe  anzutreten  haben,  und  jedem  werden  so  viel  Landstreifen  pro  Seele, 
Arbeiter,  Täglo  etc.  zugemessen,  als  er  in  seinem  Hofe  Seelen,  Arbeiter, 
Täglo's  etc.  hat  Oder  es  werden,  was  übrigens  nur  selten  geschieht, 
die  Landstreifen  einzeln  verloost,  so  dass  der  Hauswirth  mit  mehreren 
Seelen,  Arbeitern,  Täglo's  die  entsprechende  Zahl  Ländstreifen  je  nach 
der  Entscheidung  des  Looses  an  mehreren  Stellen  in  demselben  Gewanne 
erhalt1),  also  eine  grössere  Zersplitterung  des  Grundbesitzes  hervor- 
gerufen wird,  als  bei  der  ersten  Methode. 

Da  die  Bauern  nur  ziemlich  regelmässige  Figuren  richtig  zu  theilen 
verstehen,  so  suchen  sie  den  Gewännen  eine  möglichst  regelmässige  Ge- 
stalt zu  geben.  Die  nachbleibenden  „Eckchen",  „Keilchen",  die  einzeln 
zu  klein  sind,  als  dass  sie  unter  alle  Genossen  getheilt  werden  könnten, 
werden  mit  Berücksichtigung  der  Verschiedenwerthigkeit  (natürliche  Be- 
schaffenheit, Entfernung  vom  Dorf  etc.)  und  der  Ausdehnung  in  gleich- 
werthige  Gruppen  zusammengelegt  und  diese  Gruppen  gelangen  unter  die 
Loosgruppen  zur  Verloosung. 

Nur  ganz  vereinzelt  finden  wir  Fälle,  dass  die  Gemeinde  zur  Messung 
und  Einschätzung  des  Landes  technisch  gebildete  Landmesser  heranzieht, 
so  z.  B.  einmal  zur  Controle  der  eigenen  Messung  in  der  Wolost  Mu- 
rajewnä  (Gouv.  Kasan) *).  Und  wo  Solches  stattgefunden  hat,  zeigt  sich 
vielfach  Misstrauen  gegen  das  Resultat  dieser  Arbeiten,  was  schliesslich 
zuweilen  dahin  führt,  dass  diese  Arbeiten  (z.  B.  in  der  Gemeinde 
Aleksandrowka,  Kr.  Borissoglabsk,  Gouv.  Tambow8)  verworfen  werden 
und  die  Gemeinde  selbst  die  Vermessung  etc.  vornimmt.  Auf  ein  be- 
zügliches Anfragen  antworten  die  Bauern,  in  einer  so  wichtigen  Frage 
können  wir  uns  nicht  auf  Fremde  verlassen. 

Auf  die  hier  und  da  sich  zeigenden  Besonderheiten  in  dem  Ver- 
fahren der  Verloosung  etc.  kommen  wir  an  geeigneter  Stelle  zu  sprechen. 

3.  Die  Bildung  der  Gewanne. 

§.  21. 

Das  Ackerland  der  Gemeinde  ist  je  nach  dem  üblichen  Wirtschafts- 
system vorerst  in  Felder  getheilt:  in  drei  Felder  bei  der  Dreifelder- 


*)  Z.  B.  mehrfach  im  Kreise  Ssarapul,  Gouv.  Watka,  M.  KyponreBi:  0  nopwfe 
sexieuMiHia  KpecTMHaMH  capanyjicsaro  yfexa,  in  den  TpyjH  Hin..  B.  3kohomhi. 
otonecTBa,  1878,  Band  III.  pag.  90,  im  Dorf  Iwanowo  (K.  Belew,  Gouy.  Tüla). 

a)  Materialiensammlung  aber  den  Gemeindebesitz  p.  94. 

•)  Statistik  des  Gouy.  Tambow,  Band  I,  Beilage  I,  p.  42. 


—    8    — 

wirthschaft,  die  in  dem  weiten,  von  uns  vorerst  zu  behandelnden  Land- 
strich fast  ausschliesslich  herrscht,  in  zwei  und  viele  Felder  bei  Zwei- 
felder- und  bei  Mehrfelderwirthschaft. 

Nur  in  seltenen  Fällen,  und  zwar  dort,  wo  das  Ackerland  eine  grosse, 
ebene,  ununterbrochene  Fläche  bildet,  besteht  ein  „Feld"  (in  diesem  Sinne) 
aus  einem  zusammenhängenden  Landstück.  Sonst  besteht  ein  jedes  Feld 
aus  einer  grösseren  oder  geringeren  Anzahl  von  Landstücken,  die  durch 
Wiesen,  Buschwerk,  Wald,  sterile  Landstücke,  Schluchten,  Flüsse,  Teiche 
etc.  etc.  von  einander  geschieden  sind. 

Der  erste  Schritt  zur  Yertheilung  des  Ackerlandes  auf  die  Ge- 
meindegenossen besteht  darin,  dass  jedes  Feld  in  Landstücke,  Gewanne, 
getheilt  wird.  Der  Zweck  dieser  Theilung  ist  die  Erzielung  der  mög- 
lichst grössten  Gleichmässigkeit  in  der  Yertheilung  des  Landes,  demnach 
wird  das  Feld  in  Stücke  zerlegt: 

1)  Je  nach  der  Beschaffenheit  des  Bodens,  seiner  Ertragsfähigkeit, 
der  Schwierigkeit,  ihn  zu  bestellen  (ob  leichter  oder  schwerer  Boden, 
ob  er  mehr  oder  weniger  Dünger  beansprucht)  etc<  etc.;  auf  dass  alle 
Hauswirthe  gleich  gutes  Land  erhalten,  wird  jedem  Hauswirth  Land  von 
jeder  Beschaffenheit  zugetheilt 

2)  Je  nach  der  Entfernung  vom  Dorf:  je  näher  das  Land  zum  Hof 
belegen  ist,  desto  leichter  (Ersparniss  an  Zeit)  ist  dasselbe  zu  bedüngen, 
überhaupt  zu  bestellen,  zu  beaufsichtigen,  daher  ist  auch  bei  gleicher 
Güte  des  Bodens  eine  Theilung  des  Landes  nach  der  Entfernung  erfor- 
derlich, auf  dass  Alle  die  gleichen  Yortheile  der  Lage  geniessen. 

3)  Lage  der  Grundstücke  selbst:  ein  Stück  ist  ein  Hügel,  ein  anderes 
ganz  eben,  wiederum  ein  anderes  liegt  im  Walde,  oder  ist  von  Wiesen 
umgeben,  ist  dem  abfliessenden  Frühjahrswasser  ausgesetzt,  oder  es  ist 
(Grenzstreifen)  dem  Betreten  und  Abgrasen  durch  das  Yieh  ausgesetzt  etc. 

4)  Die  Figur  des  Feldes,  d.  h.  die  geometrische  Begrenzung  des- 
selben: um  möglichst  gleichmässig  zu  th eilen,  suchen  die  Bauern  den 
Stücken  eine  regelmässige  Figur  zu  geben,  auf  dass  die  Länge  und  Breite 
aller  Seelenlandstreifen  ganz  gleich  sei.  Wenn  nur  irgend  möglich  wird 
ein  regelmässiges  Viereck  hergestellt,  wobei  die  Theilung  am  leichtesten 
l*t\  die  kleinen  nachbleibenden  Landfetzen,  die  „Keilchen"  genannt  werden: 
Klinja  und  Elinuschka,  auch  Kortülki,  Zamerka,  Otsek,  Schirinka  und 
Platuschka  unterliegen  einer  besonderen  Theilung. 

5)  Neben  diesen  allgemeinen  Ursachen  zur  Bildung  besonderer  Ge- 
wanne, die  in  grösserem  oder  geringerem  Masse  in  allen  Gemeinden  zur 
Geltung  gelangen,  bestehen  noch  locale,  ganz  zufällige  Veranlassungen, 
die  zum  Theil  ganz  äusserer  Natur  sind.  So  bildet  die  Gemeinde  Na- 
rüschkino  (Gouv.  Kasan,  Er.  Dankow)  aus  einem  Landstück,  das  sie  zu 
ihrem  Gemeindeland  zugekauft  hat,  ein  besonderes  Gewanne.    In  einer 
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dieser  Gemeinde  benachbarten  Gemeinde  sind  aus  abgeholzten  Wald- 
stücken, die  zu  Ackerland  gemacht  sind;  besondere  Gewanne  hergestellt 

Es  zeigt  sich  jetzt  in  der  Literatur  das  zweckentsprechende  Be- 
streben, eine  feste  Bezeichnung  für  das  „Gewanne"  zu  gebrauchen,  um 
der  vielfachen  Confusion,  die  durch  die  verschiedenen  Bezeichnungen 
derselben  entstehen,  zu  entgehen,  und  zwar  ist  die  Bezeichnung  Kon  ge- 
wählt; zur  Einbürgerung  dieser,  im  Volk  sehr  verbreiteten  Bezeich- 
nung trägt  auch  das  erwähnte  „Programm  zum  Sammeln  von  Materia- 
lien über  den  Gemeindebesitz"  bei,  das  diese  Bezeichnung  durchgehend 
gebraucht  • 

Orlow  findet  allein  im  Gouv.  Moskau  sechsundzwanzig  verschiedene 
Bezeichnungen1),  die  in  den  betreifenden  Gemeinden  seit  Alters  üblich 
sind.  Die  meisten  Bezeichnungen  beziehen  sich  auf  die  Theilung,  Messung 
und  die  Yerloosung  des  Landes.  Am  verbreitetsten  in  diesem  Gouver- 
nement ist  der  Gebrauch  des  Wortes  Jarus,  sodann  Stolb  und  Gholst 
In  den  anderen  Gouvernements  finden  sich  die  in  den  Gemeinden  des 
Gouv.  Moskau  üblichen  Bezeichnungen,  wie  auch  eine  Reihe  anderer9). 

Doch  diese  Bezeichnungen  bedeuten  nicht  immer  Gewanne,  d.  h.  ein 
Landstück,  von  welchem  jeder  Hauswirth  einen  Antheil  hat,  sondern  sie 
bedeuten  hin  und  wieder  Landstücke,  die  mehrere  Gewanne  umfassen, 
und  auch  solche,  die  kein  volles  Gewanne  darstellen.  Und  hieraus  erklärt 
sich  der  soeben  hervorgehobene  Wirrwarr  in  den  mit  diesen  Ausdrücken 
verbundenen  Begriffen.  So  wird  vielfach  in  Gemeinden  das  Land  erst  in 
grössere  Landstücke,  und  diese  erst  in  zwei  oder  auch  mehr  Gewanne 
getheilt  Diese  grösseren  Landstücke  heissen  auch  Stolb,  Cholst,  Jarus  etc., 
während  in  anderen  Gemeinden  diese  Bezeichnungen  das  Gewanne  be- 
deuten8). Einige  jener  Bezeichnungen  bedeuten  aber  auch  Landstücke, 
die  kein  volles  Gewanne  bilden,  sondern  nur  einen  Theil  eines  Gewannes, 
ein  „Keilchen",  das  zur  Herstellung  einer  regelmässigen  Figur  von  einem 
Feldstück  abgeschnitten  wird  und  wegen  seiner  geringen  Ausdehnung 
und  unregelmässigen  Figur  in  besonderer  Art  getheilt  wird,  an  dem 
aber  nicht  alle  Hauswirthe  participiren  (vorläufig  sei  bemerkt,  dass 
mehrere  Keilchen  zu  einem  Gewanne  zusammengelegt  werden).  Zumeist 
aber  tragen  diese  Landfetzen  Diminutivbezeichnungen4). 

l)  Und  zwar:  ctoj6i,  xojctb,  jibctl,  apyei»,  kohi,  noxfai,  Tpen,,  utero,  npxcjo, 
3MHO,  yxin,  AftjuiHKa,  Kpust,  ptat,  nospoft,  yrHHa,  ypoaHme,  atepefo,  saroro,  npa- 
nsi,  noif&ps,  MOTta,  Mero,  noMen»,  roHt  und  jocuyn». 

■)  So  wird  das  Gewanne  auch  genannt:  uhhi,  xoim,  lepeja,  rpiiBi,  spjixi,  Kpyra, 
ew,  uuarra  etc. 

9)  Solche  grössere  Landstücke,  die  noch  erst  in  Gewanne  getheilt  werden,  heissen 
auch  noch  rpeoia,  yieu. 

4)  Solche  Landfetzen  werden  genannt:  uhhiv,  uHHymKH,  kopthäkh,  savipsH, 
OTCtlH,  irapiHEB,  niATjm&E. 
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Endlich  werden  manche  Bezeichnungen  für  Gewanne  in  anderen 
Gemeinden  auch  für  die  den  einzelnen  Hauswirthen  in  jedem  Gewanne 
zufallenden  Landstreifen  gebraucht1}. 

Auch  daraus  entsteht  in  den  betreffenden  Bezeichnungen  Confusion, 
dass  sehr  häufig,  und  zwar  in  grösseren  Gemeinden,  das  Gewanne  nicht 
direct  unter  die  Hauswirthe,  sondern  vorerst  zur  Erleichterung  der  Thei- 
lung  in  einige  grössere  Parcellen,  die  je  einer  Loosgruppe  von  Haus- 
wirthen zufallen,  getheilt  werden,  und  dann  erst  wird  jede  dieser  Par- 
cellen  unter  die  Hauswirthe  der  betreifenden  Gruppe  getheilt  Diese 
Parc eilen,  die  also  jede  ein  Theil  %ines  Gewannes  ist,  tragen  auch  be- 
sondere Bezeichnungen  *).  Zumeist  wird  jedoch  die  für  diese  Loosgruppen 
übliche  Bezeichnung  auch  auf  diese  Theile  des  Gewannes  übertragen8). 

Die  Aecker  tragen,  abgesehen-  von  ihrer  Theilung  in  Gewanne, 
häufig  besondere  Namen:  nach  der  Entfernung  vom  Dorf  werden  die 
Aecker  in  Zonen  getheilt  und  erhalten  hiernach  eine  besondere  Bezeich- 
nung, wobei  die  nächstliegenden  stärker  gedüngt,  also  auch  in  dieser 
Beziehung  werthvoller  sind.  Oder  die  Aecker  haben  besondere  Bezeich- 
nungen, die  von  ihrer  Grösse,  ihrer  Figur,  ihrer  Lage,  Beschaffenheit 
des  Bodens  (steinig),  oder  aus  anderen,  häufig  ganz  zufälligen  Umständen 
herstammen.  Derartiger  Bezeichnungen  giebt  es  sehr  viele,  so  dass  wir 
eine  Aufzählung  solcher  unterlassen. 

Ebenso  führen  auch  einzelne  Gewanne  zur  Unterscheidung  von 
einander  vielfach  besondere  Bezeichnungen. 

§.  22. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  Zahl  der  Gewanne  in 
den  verschiedenen  Gemeinden,  ja  selbst  die  Zahl  der  Gewanne  in  jedem 
der  drei  Felder  einer  Gemeinde  sehr  verschieden  sein  muss. 

Im  Gouv.  Moskau  findet  Orlow,  dass  die  Zahl  der  Gewanne  eines 
Feldes  von  3  und  4,  was  übrigens  nur  selten  vorkommt,  bis  zu  20  schwankt 
Auf  Grundlage  von  800  Daten  (800  Felder)  ermittelt  er  die  Durchschnitts- 
ziffer 11,  also  in  allen  drei  Feldern  33. 

In  der  Wolost  Murajewnä  (Er.  Dankow,  Gouv.  Kasan)  schwankt  in 
der  Mehrzahl  der  zwanzig,  diese  Wolost  bildenden  Gemeinden  die  Zahl 
der  Gewanne  in  jedem  Felde  zwischen  5  und  15.  So  bestehen  z.  B.  in  einer 
Gemeinde  zwei  Felder  aus  je  9,  das  dritte  Feld  aus  8  Gewannen,  in  einer 
anderen  Gemeinde  ein  Feld  aus  5,  die  beiden  anderen  aus  je  7,  in  einer 

x)  So  noioci,  rora,  sanyTOKi,  uhhiobi,  kocakobi,  TBopy.ro.    Siehe  Hochmobv. 
06m.  3enieBjax&Hie,  Band  II.  pg.  121. 

a)  Solche  Theile  eines  Gewannes  heissen  üojh,  Bepeiesa,  ihcm,  sepetiu. 

•)  Daher  auch  für  die  betreffenden  Landstücke  die  Bezeichnungen:  bhtb,  cotha 

X6BJT0KI,  jeCATOKi,  OCMWtl,  TULTJXh,  TOTfiepTyxl,  TpCTB,  pOSHHKl,  Sepeftft. 
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dritten  und  vierten  Gemeinde  zwei  Felder  aus  je  7,  ein  Feld  aus  8 ,  in 
einer  fünften  Gemeinde  ein  Feld  aus  11,  das  andere  aus  12,  das  dritte 
aas  15  Gewannen.  In  Gemeinden  mit  sehr  geringem  Landantheil  (we- 
niger als  1  Dess.  pro  Seele),  deren  es  in  der  genannten  Wolost  mehrere 
giebt,  ist  die  Zahl  der  Gewanne  natürlich  eine  geringere:  zumeist  2 
oder  3  in  jedem  Felde1). 

Die  Gemeinde  Torchowo  (Kr.  und  Gouv.  Tula)  hat  ein  Feld  in  5, 
das  zweite  in  4  und  das  dritte  Feld  in  3  Gewanne  getheilt*).  In  den 
36  Gemeinden  der  Wolost  Ssergijewskoje,  ebendaselbst,  besteht  jede» 
Feld  aus  3  bis  6  Gewannen8).  Die  Gemeinde  Marochowka  (Kr.  Kupänsk, 
Gouv.  Charkow)  hat  das  gesammte  Ackerfeld  in  8,  die  benachbarte  Ge- 
meinde Dolä  in  12  Gewanne  zerlegt4). 

Die  Gemeinde  Pogorelka  (Kr.  Kineschma,  Gouv.  Kostroma)  hat  ein 
Feld  in  10,  das  zweite  in  11,  das  dritte  in  9  Gewanne  parcellirt5). 

Die  Gemeinde  Blasnowo  (Kr.  Ostaschkow,  Gouv.  Twer)  hat  in  einem 
Felde  18,  im  zweiten  11,  im  dritten  9  Gewanne*). 

Für  das  Gouv.  Jaroslaw  führen  wir  folgende  Beispiele  an:  Gemeinde 
Eaurzowo  theilt  das  erste  aus  5  grösseren  Landstücken  bestehende 
Feld  in  15,  das  zweite  aus  2  Landstücken  bestehende  Feld  in  12,  das 
dritte  Feld  (4  Landstücke)  in  12  Gewanne.  Ein  Feld  der  Gemeinde 
Pogorelkowa  besteht  aus  14  Landstücken,  von  denen  12  je  1,  2  aber 
je  2  Gewanne  bilden.  Das  Ackerland  der  Gemeinde  Kotlowo  besteht  aus 
29  Landstücken,  das  in  50  Gewanne  parcellirt  ist  (in  einem  Felde  16  Land- 
stücke, die  26  Gewanne  umfassen7).  In  der  Gemeinde  Malüje  Oserki 
besteht  das  eine  Feld  aus  21,  das  andere  aus  22,  das  dritte  aus  16  Ge- 
wannen (hier  „Zahl"  genannt),  die  besondere  Namen  nach  der  Lage  (Ent- 
fernung vom  Dorf  etc.),  nach  der  Figur  des  betreffenden  Landstückes  etc. 
tragen8). 

Im  Kr.  Morschansk  (Gouv.  Tambow),  im  Dorf  Ssosnowka  sind  17  Ge- 
wanne in  jedem  Felde.  Höfe  mit  wenig  Seelen  legen  den  Grundbesitz 
durch  Austausch  bis  zu  10  Streifen  im  Felde  zusammen.  Sonst  beträgt 
hier  die  Zahl  der  Gewanne  zumeist  weniger:  12,  8,  7  und  noch  weniger9)» 

')  Materialiensammlung  aber  den  Gemeindebesitz,  pag.  106—111. 

•)  1.  c.  pag.  179. 

*)  Boriasow:  CiaTHCTHno-SKOHOMHiecKoe  HscjijOBaaie  CeprieBCKoft  boiocth  Tyib- 
ctaro  yisxa,  pag.  39. 

*)  Materialiensammlung  aber  den  Gemeindebesitz  pag.  908—209. 

•)  L  c.  pag.  228. 

e)  1.  c.  pag.  240. 

*)  Possnikow:  OtinwHHoe  aeiueMajiHie,  Band  II,  pag.  119  etc. 

*)  iL  A.  ymaioro:  Ooospfcnie  BHCTaBKH  etc.  im  B£cthhki  ApociaBCKaro  seMCTia, 
1878,  November-  und  Decemberband,  pag.  33  etc. 

•)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  III,  pag.  32  etc. 
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In  grossen  Gemeinden  ist  —  unter  sonst  gleichen  Bedingungen  — 
die  Zahl  der  Gewanne  zumeist  grösser  als  in  kleinen  Gemeinden.  Die 
Erklärung  liegt  nahe:  eine  grössere  Fläche  zeigt  zumeist  grössere  Ver- 
schiedenheit in  der  Beschaffenheit  des  Bodens  als  eine  kleine.  Auch  der 
zweite  wichtige  Factor  in  der  Gewannebildung,  die  Entfernung  vom 
Dorf;  ruft  in  grossen  Gemeinden  auch  bei  gleicher  Bodenbeschaffenheit 
eine  grössere  Zahl  von  Gewannen  hervor. 

So  findet  Orlow  im  Gouv.  Moskau,  dass  unter  400  Gemeinden 
164  Gemeinden,  bestehend  aus  je  nicht  über  30  Hauswirthe,  durchschnitt- 
lich 8  Gewanne  im  Felde,  in  den  anderen  grösseren  Gemeinden  aber 
12  Gewanne  haben.  Auch  der  Umstand  vergrössert  die  Zahl  der  Ge- 
wanne, dass  die  Bauern  eine  unregelmässige  Figur,  wenn  sie  gross  ist, 
nicht  zu  theilen  verstehen,  während  unregelmässige  Figuren  in  geringer 
Ausdehnung  richtig  getheilt  werden  und  die  Bauern  von  der  Richtigkeit 
der  Theilung  überzeugt  sind,  was  bei  der  Theilung  einer  grossen  un- 
regelmässigen Figur  nicht  der  Fall  ist. 

Das  Gewanne  ist  also  von  verschiedener  Ausdehnung,  immerhin 
aber  so  gross,  dass  alle  Hauswirthe  einen  Landstreifen,  der  die  zur  Be- 
stellung geeignete  Ausdehnung  hat,  erhalten.  Ist  es  zu  klein,  so  ist  es 
kein  eigentliches  Gewanne,  sondern  heisst  „Keilchen".  Diese  werden  zu- 
meist in  besonderer  Art  umgetheilt. 

Es  finden  sich  aber  auch  vielfach  in  Gemeinden  Landfetzen,  die  aus 
der  allgemeinen  Vertheilung  ausgeschlossen  sind:  es  sind  das  Keilchen 
oder  Theile  von  Keilchen,  die  bei  Bildung  der  Gewanne  und  der  Zu- 
sammenlegung der  Keilchen  übrig  geblieben  sind.  Solche  kleine  Land- 
stücke werden  nun,  da  sie  füglich  nicht  unter  Alle  vertheilt  werden 
können,  einem  Gemeindegenossen  verpachtet  und  der  Ertrag  fliesst  in 
die  Gemeindekasse  oder  wird  wohl  auch  an  Festtagen  vertrunken.  Zu- 
meist werden  sie  aber  verarmten  Gemeindegliedern  ohne  Gegenleistung 
zur  Nutzung  überlassen:  Wittwen,  altersschwachen  Personen,  denen  die 
letzte  „Seele"  abgenommen  ist  Es  ist  dieses  eine  besondere  Art  der 
Armenpflege.  Endlich  werden  solche  Landfetzen  —  auch  ohne  Gegen- 
leistung —  bäuerlichen  Höfen  überlassen,  denen  die  Entrichtung  der 
Abgaben  und  Leistungen  durch  irgend  welche  Unglücksfälle  oder  durch 
die  Ernährung  vieler  kleiner  Kinder  etc.  besonders  schwer  fallt. 

Früher  mehr  verbreitet,  jetzt  aber  nur  selten,  insbesondere  bei  land- 
reichen Domänenbauern,  findet  sich  noch  Reserveland  vor,  das,  zur  Do- 
tirung  für  das  heranwachsende  Geschlecht  bestimmt,  bis  auf  Weiteres 
verpachtet  oder  zeitweilig  unter  die  Gemeindegenossen  nach  denselben 
Grundsätzen  vertheilt  wird. 
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§  23. 

Zumeist  bleiben  die  Gewanne  in  denselben  Grenzen,  behalten 
also  dieselbe  Ausdehnung.  Nur  besonders  eintretende  Umstände  rufen 
eine  Aenderung  in  der  einmal  festgestellten  Gewannebildung  hervor. 
Vielfach  bestehen  die  Grenzen  seit  unvordenklichen  Zeiten ,  sind  voll- 
standig  verwachsen^  bedeckt  mit  Steinen,  die  vielleicht  im  Laufe  von 
Jahrhunderten,  aus  dem  Acker  aufgepflügt,  auf  diese  Grenzstreifen  ge- 
worfen sind,  mit  Geröll  etc.,  auch  wol  hierdurch  höher  geworden  als 
das  anliegende  Feld;  über  diese  Grenzstreifen,  soweit  sie  nicht  als  An- 
fahrt zu  den  Landstreifen  benutzt  werden  müssen,  kann  auch  häufig 
wegen  des  angesammelten  Gerölls  nicht  gefahren,  kaum  gegangen  werden. 
Jedes  Gewanne  trägt  in  solchen  Gemeinden  seit  Alters  besondere  Namen, 
deren  Entstehung  und  Bedeutung  dem  Gedächtniss  der  Bauern  mitunter 
entschwunden  ist.  Trotzdem  die  Bauern  sich  darüber  beklagen,  dass  bei 
dieser  alten  Gewannetheilung  die  Landstreifen  mit  Zunahme  der  Höfe 
zu  schmal  geworden  sind  und  die  Bestellung  hindern,  können  sie  sich 
nicht  dazu  entschliessen,  die  alten  Grenzstreifen  umzubrechen:  sie  gelten 
ihnen  als  geheiligte,  unverletzbare.  So  z.  B.  in  den  Dörfern  Blasnowa, 
Prudki,  Gorowatka,  Ssamuschkina,  Polowinniki  (Gouv.  Twer,  Kr.  Ostasch- 
kow).  Interessant  und  charakteristisch  ist  Folgendes.  Als  in  einigen 
benachbarten  Gemeinden  (Demichowo  und  anderen),  woselbst  auch  seit 
Alters  dieselbe  Gewannetheilung  als  geheiligte  beibehalten  wurde,  bei 
der  Abgrenzung  des  Gemeindelandes  vom  gutsherrlichen  Lande  auf 
Grundlage  des  Emancipationsgesetzes  Landstücke,  Theile  von  Gewannen, 
abgeschnitten  wurden,  mussten  die  Bauern  eine  neue  Gewannebildung 
vornehmen.  Nachdem  somit  die  Tradition  durchbrochen  war,  verändern 
sie  jetzt  leicht  je  nach  Bedürfniss  die  Gewannegrenzen. ') 

Von  den  70  Gemeinden  in  den  zwei  Wolosten  Molodinskoje  und  Do- 
bratinskoja  (Kr.  Podolsk,  Gouv.  Moskau)  bestehen  in  68  Gemeinden  seit 
Alters  dieselben  Gewannen.  In  einer  Gemeinde  ist  jüngst  die  Zahl  der 
Gewanne  zur  Verringerung  der  Zahl,  also  zur  Vergrösserung  der  einzelnen 
Landstreifen  vermindert:  das  eine  Feld  hatte  früher  16,  jetzt  nur  7  Ge- 
wanne, das  zweite  Feld  10,  resp.  5,  das  dritte  Feld  12,  resp.  6.  Eine 
noch  grössere  Verminderung  dieser  Zahl  der  Gewanne  wäre  vorgenommen 
worden,  wenn  nicht  die  Bauern  die  Entstehung  vieler  „Keilchen"  ver- 
meiden wollten,  deren  gleichmässige  Theilung  Schwierigkeiten  bereitet. 
Einem  Landmesser  übertragen  sie  eine  solche  Aufgabe  nicht,  da  „Nie- 
mand sich  auf  eine  fremde  Person  verlassen  will".  In  der  zweiten  Ge- 
meinde wurde  jüngst  bei  einer  allgemeinen  Umtheilung  ein  Feld,  das 


>}  Materialiensammlung  p.  412. 
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bisher  aus  20  Gewannen  bestand,  in  12  Gewanne  getheilt.  Auch  andere 
Fälle  liegen  vor,  die  da  zeigen,  dass  die  Zahl  der  Gewanne  einem 
Wechsel  unterliegt.  Als  Erklärung  hierzu  wird  von  Bauern  auch  an- 
geführt, dass  die  früher  verschiedene  Beschaffenheit  der  Landstücke  im 
Laufe  der  Zeiten  eine  gleiche  geworden  ist  und  daher  diese  jetzt  zu 
einem  Gewanne  zusammengelegt  wurden,  da  die  Ursache  der  Theilung 
des  Landstücks  verschwunden  ist.  Solches  berechtigt  zur  Annahme,  dass 
nach  Massgabe  der  Verbesserung  der  bäuerlichen  Ackerwirthschaft,  d.  h. 
wenn  die  Felder  gut  gedüngt  werden  etc.,  so  dass  die  Verschiedenartig- 
keit der  Fruchtbarkeit  sich  vermindert,  auch  die  Theilung  des  Feldes 
in  viele  Gewanne  in  Wegfall  kommen  wird. 

Jede  Umänderung  in  der  Beschaffenheit  des  Bodens  kann  zu  einer 
Aenderung  der  bestehenden  Gewanne  führen.  So  wurde  im  Jahre  1875 
in  der  Gemeinde  Ust-Welsk  (Gouv.  Wologda,  Kr.  Welsk)  in  einigen  Feld- 
stücken eine  neue  Gewannetheilung  durchgeführt,  da  der  FlussWaga  bei 
Ueberschwemmungen  Sand  aufgespült  und  viel  Ackerkrume  weggespült 
hatte,  auch  hatte  der  Regen  im  Laufe  der  Jahre  die  ohnehin  dünne 
Ackerkrume  von  den  höher  belegenen  Ackerstücken  abgespült 

Es  finden  sich  aber  auch  Fälle,  wenn  auch  äusserst  selten,  dass  die 
Zahl  der  Gewanne  vergrössert  wird:  solches  geschieht,  wenn  die  Bauern 
eine  Verschiedenheit  der  Ertragsfähigkeit  des  Bodens  in  demselben  Ge- 
wanne bemerken.  So  im  Gouv.  Moskau,  wie  Orlow  berichtet,  auch  in  der 
Gemeinde  Ssemushinskaja,  Kr.  Cholmogori,  Gouv.  Archangelsk1)  u.  a.  m. 

Auch  die  allendliche  Abgrenzung  des  Bauerlandes  vom  gutsherr- 
lichen Lande  hat  nicht  selten  eine  Aenderung  in  der  Gewannebildung 
hervorgerufen,  und  zwar  in  den  Fällen,  wenn  bei  dieser  Abgrenzung  ein 
so  grosses  Stück  von  einem  Gewanne  zu  Gunsten  des  Gutsherrn  abge- 
schnitten wurde;  dass  der  der  Gemeinde  verbleibende  Theil  dieses  Ge- 
wannes nicht  bequem  unter  alle  Hauswirthe  getheilt  werden  konnte. 
Zumal  wenn  dieses  Schicksal  mehrere  Gewanne  traf,  nahm  die  Gemeinde 
eine  neue  Theilung  dieses  und  unter  Umständen  auch  des  übrigen  Acker- 
landes zur  Herstellung  neuer  Gewannen  vor.  Eine  noch  grössere  Aenderung 
in  der  Gewannebildung  trat  ein,  wenn  jenes  Abschneiden  in  grösserem  Masse 
nur  eines  der  drei  Felder  traf  und  dadurch  die  wenn  auch  nur  ungefähre 
Gleichheit  der  Ausdehnung  und  der  Entfernung  der  drei  Felder  empfind- 
lich gestört  wurde.  Um  auch  in  Zukunft  jährlich  ein  gleich  grosses 
Ackerfeld  zur  Nutzung  zu  haben,  musste  eine  Aenderung  in  der  Gewanne- 
bildung und  in  der  Gruppirung  der  Gewanne  zu  je  einem  Felde  eintreten. 

Dieselbe  Erscheinung  finden  wir,  wenn  die  Ausscheidung  eines  Land- 
stückes aus  anderer  Veranlassung  (Expropriation   zum  Eisenbahnbau, 


')  L  c.  p.  890. 
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Yeräusserung  zur  Steinkohlen-;  Torfgewinnung  etc.)  eintritt  (z.  B.  in  der 
mehrfach  erwähnten  Wolost  Murajewnä). 

Das  ganze  complicirte  Verfahren  der  Gewannebildung  hat  selbst- 
verständlich dort  eintreten  müssen,  wo  die  Gemeinde  —  gemäss  den 
bezüglichen  Bestimmungen  des  Emancipationsgesetzes  —  auf  neues  Land 
aasgesiedelt  ward. 

4.  Die  drei  Hauptarten  der  Gewannebildung. 

§  24. 

Sehr  verschieden  ist  nun  die  Art,  wie  in  den  Gemeinden  die  Bil- 
dung der  Gewanne  erfolgt  Soweit  hierüber  präcise  Angaben  vorliegen; 
können  wir  die  vorkommenden  Arten  in  drei  Hauptarten  zusammenfassen, 
wobei  jedoch  im  Einzelnen  in  manchen  Gemeinden  Abweichungen,  gewisse 
Modificationen  der  Hauptarten,  eintreten. 

Die  erste,  am  meisten  verbreitete  Hauptart  nennen  wir  die  strenge 
Gewanne -Theilung,  die  zweite  die  Dessätinen-Theilung,  und  die  dritte 
die  Schätzungs -Theilung. 

Die  strenge  Gewanne-Theilung  finden  wir  dort,  wo  die  Ge- 
wannen nicht  mit  einem  fest  bestimmten,  sondern  mit  einem  wechselnden 
Massstab  gemessen  werden.  In  diesen  Gemeinden  wird  mit  der  Mess- 
stange, die  von  wechselnder  Länge  ist,  die  Breite  des  Gewannes  an  den 
beiden  gegenüberstehenden  Seiten  gemessen.  Da  nun  diese  beiden  Breit- 
seiten gewöhnlich  nicht  die  gleiche  Ausdehnung  haben,  so  kommt  es 
häufig  vor,  dass  die  Masseinheit,  die  ohne  Best  in  die  eine  Breitseite 
aufgeht,  bei  der  anderen  Breitseite  einen  Best  nachlassen  würde.  Um 
Solches  zu  vermeiden,  werden  zwei  Messstangen  in  Anwendung  gebracht: 
je  eine  für  eine  Breitseite.  Ist  nun  durch  Messung  die  Anzahl  der  beiden 
Messstangen,  die  jede  der  beiden  Breitseiten  enthält,  festgestellt,  so  wird 
berechnet,  wie  viel  Stangen  auf  eine  Loosgruppe  entfallen  und  die  be- 
treffenden Stellen  werden  abgemerkt  und  die  Grenze  gezogen,  die  dann 
eine  Landloosgruppe  von  der  anderen  scheidet.  Die  früheren  Landloos- 
gruppengrenzen  werden  beseitigt.  Ist  diese  Procedur  in  Betreff  aller 
Gewanne  vollführt,  so  wird  das  Loos  geworfen:  und  zwar  entweder  ge- 
sondert für  jedes  Gewanne,  was  ganz  einfach  ist:  wessen  Zeichen  zuerst 
aus  der  Mütze,  in  der  die  Zeichen  liegen,  gelangt,  die  Loosgruppe  er- 
hält das  erste  Stück  im  Gewanne  etc.,  oder  zusammen  für  mehrere  Ge- 
wanne. Hier  bestehen  zwei  Arten:  nach  der  einen  Art  (ra-noroHRy)  er- 
halt die  Loosgruppe,  die  den  ersten  Landstreifen  in  einem  Gewanne 
erhält,  auch  den  ersten  Landstreifen  in  dem  andern  Gewanne,  das  zu- 
sammen verloost  wird.  Dieses  geschieht  zur  Herstellung  der  grösst- 
möglichen  Gleichheit  unter  den  Hauswirthen;  es  kommt  nämlich  vor, 
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dass  die  ersten  Landstreifen  in  einem  Gewanne  etwas  schlechter  und  die 
folgenden  stetig  etwas  besser  werden,  in  einem  andern  Gewanne  aber 
das  Umgekehrte  sich  findet:  erst  besser  und  dann  beständig  schlechter. 
Durch  jene  Art  der  Loosziehung  wird  erzielt,  dass  welche  Loosgruppe 
in  einem  Gewanne  den  besten  Landstreifen  erhält,  sich  in  dem  anderen 
mit  dem  schlechtesten  begnügen  muss  etc.  etc.    Diese  Ordnung  wird 
auch  bei  der  Vertheilung  unter  den  Gliedern  der  Loosgruppe  beobachtet. 
Die  zweite  Art  wird  dann  exercirt,  wenn  zwei  nebeneinanderliegende 
Gewanne  in  ihrer  natürlichen  Fruchtbarkeit,  von  dem  einen  Ende  der- 
selben zum  andern  Ende  hin,  beständig  abnehmen,  so  dass  der  erste 
Landstreifen  des  ersten  Gewannes  den  besten,  der  letzte  Landstreifen 
des  zweiten  Gewannes  den  schlechtesten  Boden  aufweist.  In  solch'  einem 
Falle  wird  —  auch  zur  Erzielung  der  grösstmöglichen  Gleichmässigkeit  — 
in  der  Weise  (unter  der  Bezeichnung  HanepeKyBHpKi)  verfahren,  dass 
welcher  Loosgruppe  beim  Loosen  im  ersten  Gewanne  der  erste  Land- 
strich zufällt,  ihr  der  letzte  Landstrich  im  zweiten  Gewanne  zugetheilt 
wird,  welcher  Loosgruppe  im  ersten  Gewanne  der  zweite  Landstrich  zu- 
fällt, der  vorletzte  Landstrich  im  zweiten  Gewanne  zugesprochen  wird  etc. 
In  gleicher  Weise  wird   dieses  Verfahren  eingeschlagen,  wenn   —  in 
grossen  Gewannen  —  die  grössere  und  die  geringere  Entfernung  der 
Landstreifen  vom  Dorf  ausgeglichen  werden  soll.  Desgleichen  wird  dieser 
Modus  geübt,  wenn  das  aus  zwei  Gewannen  bestehende  Feldstück  die 
Form  eines  Trapezes  zeigt,  d.  h.  wenn  das  Feld  von  einem  Ende  zum 
anderen  hin  beständig  breiter  wird,  d.  h.  die  Landstreifen  derselben  be- 
ständig länger  werden.    Welche  Loosgruppe  im  ersten  Gewanne  den 
kürzesten  Landstrich  erhält,  empfängt  im  zweiten  den  längsten  etc. 

Auch  wird  gesondert  das  Loos  gezogen  (resp.  geschüttelt)  aus  der 
„guten  Mütze"  (das  bessere  Gewanne)  und  aus  der  „schlechten"  Mütze 
(das  schlechtere  Gewanne  etc.).  So  z.  B.  in  Grusino  und  benachbarten 
Gemeinden  (Gouv.  Nowgorod)  etc. 

In  einigen  Gemeinden  wird  ohne  jede  Loosung  das  Land  umge- 
theilt:  je  nach  der  Vergrösserung  oder  der  Verringerung  der  Seelen- 
zahl in  jedem  Hofe  wird  ihm  Land  ab-  oder  zugeschnitten;  die  Auf- 
einanderfolge der  Hauswirthe  bleibt  dieselbe,  nur  die  Breite  der  Land- 
streifen wechselt,  also  die  Grenzen  werden  nur  verschoben.  Der 
Vorzug  dieser  Art  liegt  darin,  dass  der  Hauswirth  nicht  alles  früher 
genutzte  Land  verliert.  Nur  in  kleinen  Gemeinden  trifft  dieses  ein,  in 
grossen  Gemeinden  dagegen  würden  nur  die  ersten  und  die  letzten 
Hauswirthe  früher  genutztes  Land  beibehalten,  die  anderen  würden 
verschoben  werden.  Es  findet  sich  demnach  diese  Art.  der  Umthei- 
lung  nur  in  kleinen  Gemeinden;  so  im  Gouvernement  Moskau  nur  in 
Gemeinden  mit  nicht  über  20  Hauswirthen.  In  anderen  Gouvernements 


—     17     — 

finden  sich  auch  etwas  grössere  Gemeinden  mit  diesem  Theilungs- 
modus,  so  z.  B.  das  Dorf  Blasnowa  (Gouv.  Twer,  Kr.  Ostaschkow),  das 
48  Seelen  hat.  Die  Reihenfolge  der  Höfe  ist  seit  Alters  dieselbe,  aber 
auffallender  Weise  in  den  verschiedenen  Gewannen  eine  verschiedene. 
Die  Bauern  wissen  keine  Erklärung  hierfür  anzugeben.  Sie  liegt  wahr- 
scheinlich in  Folgendem.  Um  das  möglichst  grösste  Stück  des  Land- 
Streifens  bleibend  für  sich  zu  behalten,  suchte  ein  Jeder  für  sich  die  erste 
oder  letzte  Stellung  in  der  Reihenfolge  zu  haben.  Mag  seine  Familie  sich 
in  Zukunft  vergrössern  oder  verringern  und  somit  ihm  ein  Theil  zuge- 
legt oder  abgenommen  werden,  einen  Theil  behält  er  als  Erster  oder 
Letzter  stets.  Um  diesen  Vortheil  auszugleichen,  mag  die  Gemeinde, 
als  sie  noch  wenige  Hauswirthe  zählte,  in  dem  einen  Gewanne  diesen 
beiden  Hauswirthen  die  erste  und  letzte  Stelle  gegeben  haben,  in  einem 
zweiten  Gewanne  anderen  zwei  Hauswirthen  diese  Stellen  etc.  Wer  also 
in  diesem  Gewanne  „Gewanneführer"  ist,  ist  es  im  anderen  Gewanne 
nicht.  Im  Laufe  der  Jahre  hat  sich  aber  die  Zahl  der  Hauswirthe  ver- 
mehrt, und  jetzt  müssen  sich  mehrere  mit  der  Stellung  in  der  Mitte  be- 
gnügen. Diese  sind  bei  dem  Hin-  und  Herschieben  —  in  Folge  der 
Veränderungen  im  Familienstande  einzelner  Höfe  —  am  Meisten  dem 
Verschieben  ausgesetzt,  ja  sie  verlieren  schliesslich  im  Laufe  einiger  Zeit 
alle  von  ihnen  früher  genutzten  Landstreifen  und  sitzen  ganz  auf  neuem 
Lande.  In  benachbarten  Dörfern  findet  sich  auch  dieser  Vertheilungs- 
modus  ohne  Loosung.1) 

Sehr  verbreitet  ist  dieses  Verfahren  in  den  nördlichen  Gouverne- 
ments, insbesondere  im  Gouv.  Archangelsk.2) 

Die  kleinen  Landstücke,  die  aus  den  Gewannen  ausgeschiedenen 
„Keilchen",  werden  zu  einem  Loos  oder  zu  mehreren  zusammengefasst. 
Sind  sie  nicht  von  gleicher  Ausdehnung  und  gleicher  Fruchtbarkeit,  so 
wird  die  Ausgleichung  dadurch  erzielt,  dass  gegen  ein  gutes  Stück  das 
doppelte  Stück  schlechten  Landes  gestellt  wird.  Die  Loosgruppe  also, 
die  durch  das  Loos  ein  letzteres  Stück  erhält,  ist  im  Verlust  in  Betreff 
der  Güte  des  Bodens,  der  aber  durch  die  doppelte  Quantität  ausgeglichen 
wird.  Die  Loosgruppen,  die  ein  oder  mehrere  „Keilchen"  erhalten  haben, 
vertheilen  dieselben  unter  ihre  Genossen  in  gleicher  Weise. 

§.  25. 

Die  zweite  Hauptart  der  Theilung,  die  Dessätinen-Theilung, 
lässt  sich  aus  nachstehendem  concreten  Beispiel,  das  Orlow  in  seinem 

')  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  pag.  241  etc. 

*)  Im  Protokoll  der  Sitzung  des  statistischen  Komitäs  in  Archangelsk  vom 
27.  Nov.  1880  and  in  Cencs&a  noaexettHax  oÖmHHa  bi  ApxaHrencsoft  ryÖepaiH,  1882 
und  mehrere  Falle  verzeichnet.    An  anderer  Stelle  kommen  wir  hierauf  zurück. 

t.  KeuuUr,  Geschieht«  und  Kritik  d*  Ganeindobenttes.  II.  2.  2 
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statistischen  Werk  über  das  Gouv.  Moskau  anführt,  ersehen.  Das  Dorf 
Nikitskoje  ist  in  13  Loosgruppen,  hier  „Zehner"  genannt,  zu  31  Seelen 
zerlegt  Sämmtliche  Ackerstücke  sind  in  sogen,  ökonomische  Dessätinen 
getheilt  Bei  der  Umtheilung  werden  zuerst  —  der  Zahl  der  Loosgruppen 
entsprechend  —  13  Dessätinen  vom  besten  Theil  des  Ackerlandes  ab- 
getheilt  Dieses  Land  bildet  das  erste  Gewanne,  das  wir  zur  Unter- 
scheidung von  dem  strengen  Gewanne  auch  Dessätinengruppe  nennen, 
oder  Land„loos"  (auch  „Kletka"  genannt);  jede  Dessätine  erhält  eine 
Stange  mit  einem  besonderen  Abzeichen.  Nach  der  Beschaffenheit  des 
Bodens  werden  weiterhin  ein  zweites,  drittes  etc.  Landloos  auch  zu  je 
13  Dessätinen  gebildet,  wobei  auch  jede  Dessätine  mit  einer  Stange  und 
denselben  Abzeichen  versehen  wird.  Doch  werden  die  Stangen  mit  den 
betreffenden  Abzeichen  derart  auf  die  einzelnen  Dessätinen  gestellt,  dass 
das  Abzeichen,  das  in  dem  einen  Gewanne  oder  Dessätinen-Gruppe  eine 
besonders  gute  Dessätine  betrifft,  in  dem  folgenden  Gewanne  auf  eine 
besonders  schlechte  Dessätine  gesetzt  wird  etc.  Solches  geschieht,  um 
auch  geringe  Verschiedenheiten  in  der  Beschaffenheit  der  einzelnen  Dessä- 
tinen in  demselben  Landloos  auszugleichen.  Finden  sich  in  einem  Land- 
stück etwas  mehr  als  13  Dessätinen  gleichwertigen  Bodens,  so  wird 
solch  ein  Stück,  wenn  es  von  hinreichender  Ausdehnung  ist,  gesondert 
unter  alle  Loosgruppen  getheilt,  oder  als  Keilchen  wenn  es  von  ganz 
geringer  Grösse  ist,  einer  oder  mehreren  Loosgruppen  zugesprochen, 
denen  schlechteres  Land  zugefallen  ist  —  Es  erhält  also  jede  Loosgruppe 
in  jedem  „Landloos"  eine  Dessätine.  Sind  alle  Dessätinen  in  Landloose 
getheilt,  so  wird  das  Loos  gezogen  unter  den  Loosgruppen;  die  aus  der 
Mütze  zu  greifenden  13  Hölzchen  sind  mit  den,  an  den  Stangen  befind- 
lichen Zeichen  versehen.  Welche  Loosgruppe  das  betreffende  Hölzchen 
aus  der  Mütze  zieht,  erhält  die  entsprechende  Dessätine  in  jedem  Land- 
loos. Sodann  theilen  die  Genossen  jeder  Loosgruppe  jede  Dessätine 
nach  Arschin,  Werschock. 

Wir  wollen  noch  ein  zweites  Beispiel  anführen,  das  durch  Einzel- 
heiten besonders  interessant  ist:  die  Wolost  Murajewnä  im  Gouv.  Räsan.1). 
Das  Gemeindeackerland  war  in  18  Gemeinden  seit  Alters  pro  Dessätine 
(pro  offizielle  oder  pro  ökonomische  oder  grosse  Dessätine)  getheilt  Man 
sucht  einzurichten,  dass  jedes  der  drei  Felder  in  möglichst  gleicher  Ent- 
fernung vom  Dorf  ist,  auf  das  in  jedem  Jahr  gleich  weite  Strecken  zum 
Felde  zurückzulegen  sind.  Jedes  Feld  ist  in  Gruppen  getheilt  nach  Be- 
schaffenheit und  Entfernung.  Letzteres  ist  von  grösserer  Bedeutung,  da 
die  Schwarzerde  hier  von  ziemlich  gleicher  Güte  ist  Bei  der  Vertheilung 
werden  besondere  arithmetische  Combinationen  angewandt   So  z.  B.  das 


')  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  pag.  107— 1U. 
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Dorf  Gremätschnä,  das  96  Seelen  hat:  durch  acht  lässt  sich  diese  Ziffer 
(heilen,  und  auf  acht  Seelen  lässt  sich  eine  ökonomische  Dessätine  mit 
80  Faden  auch  bequem  theilen.  Acht  Seelen  pro  Dessätine,  also  für 
96  Seelen  12  Dessätinen.  Also  wurden  Gewanne  pro  12  Dess.  herge- 
stellt Dieses  Dorf  hat  50  Dess.  in  jedem  Felde,  von  denen  in  jedem 
Felde  34  Dess.  in  der  Nähe  des  Dorfes,  16  Dess.  aber  ein  Streustück 
(durch  fremdes  Land  vom  ersteren  geschieden)  bilden.  Das  nahe  be- 
legene Land  ergiebt  zwei  volle  Gewanne  von  je  12  Dess.,  das  Streustück 
aber  in  jedem  Felde  ein  volles  Gewanne;  es  bleiben  also  8  (?)  Dess.  von 
dem  am  Dorf  liegenden  und  4  Dess.  von  dem  entfernt  belegenen  Lande 
nach,  aus  denen  kleine  Gewanne  zu  bilden  sind.  Da  das  Land  des  Streu- 
stücks von  gleicher  Beschaffenheit  und  auch  sonst  unter  gleich  günstigen 
Bedingungen  steht,  so  ward  ein  kleines  Gewanne  hieraus  gebildet:  % 
eines  vollen  Gewannes.  Aus  den  acht  (?)  Dessätinen  des  am  Dorf  belegenen 
Landstückes  konnte  aber  nicht  ein  Gewanne  gebildet  werden,  denn  ein 
Theil  desselben  grenzte  an  die  Weide.  Damit  nun  alle  Hauswirthe  in 
gleicher  Weise  durch  das  Vertreten  des  weidenden  Viehs  leiden,  musste 
dieser  Theil  des  Landstückes  so  getheilt  werden,  dass  alle  Landstreifen 
auf  die  Weide  stossen;  ein  anderer  Theil  lag  in  der  Nähe  eiilter  mit 
Strauch  bewachsenen  Niederung  und  hatte  Lehmboden  von  geringer 
Güte,  er  bildete  also  ein  besonderes  Gewanne.  Aus  dem  nachbleibenden 
Stück  sollte  wiederum  ein  kleines  Gewanne  hergestellt  werden,  doch  es 
ergab  sich,  dass  ein  geringes  Stück,  etwas  grösser  als  eine  Dessätine, 
keine  ganz  regelmässige  Figur  war,  also  musste  dieses  Stück  ein  neues 
Gewanne  bilden.  Demnach  sind  in  zwei  Feldern  je  8,  in  einem  Felde 
aber  je  7  Gewanne  vorhanden.  Endlich  wurde  auf  dem  Streustück  ein 
Landstück  neu  zu  Acker  aufgerissen:  zuerst  wurde  es  auf  fünf  Jahre  an 
wohlhabende  Gemeindegenossen  verpachtet  und  sodann  als  besonderes 
Gewanne  vertheilt  —  Das  Dorf  Dawletjewo  hat  70  Seelen.  Theilung 
durch  10  ohne  Rest,  ebenso  günstig  für  die  Theilung  der  Dessätine  von 
80  Faden.  In  der  einen  Gemeinde  des  Dorfes  Murajewnä  sind  232  Seelen, 
Theilung  durch  acht  etc.  etc.  Im  Dorf  Tschernüschewo  sind  43  Seelen; 
diese  Ziffer  lässt  sich  nicht  ohne  Bruch  theilen.  Die  Ackerdessätinen 
(hier  nach  officiellem  Mass:  80  X  30  Faden)  in  jedem  Felde  stossen  mit 
der  Breite  auf  die  Weide,  mit  der  Länge  an  das  Gehöftland.  In  jedem 
Felde  sind  36  Dess.,  und  da  sie  paarweise  liegen,  so  sind  nach  der 
Längeseite  nur  18  Dess.,  was  bei  80  Faden  Länge  =  18x80  =  1440 
Faden  ausmacht  Die  Gemeinde  beschloss  die  Landstücke  per  Quer  zu 
2  Dess.  (5  Faden  pro  Seelenlandstreifen)  zu  theilen,  so  dass  jeder  Seelen- 
landstreifen  5  Faden  Breite  und  60  Faden  Länge  hat,  der  durch  zwei 
Dessätinen  geht  Also  für  43  Seelen  ist  erforderlich  43x5  =  215  Faden 
längs  dem  Dorf,  was   eine  Gewanne  oder  Dessätinen -Gruppe  bildet, 

2* 
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ebenso  viel  das  zweite  Gewanne  etc.  Soviel  volle  Gewanne  konnten  ge- 
bildet werden^  als  wie  viel  Mal  215  Faden  in  1440  Faden  enthalten  sind, 
d.  h.  sechs,  der  Rest  bildet  ein  besonderes  kleines  Gewanne,  d.  h.  ein 
siebentes.  Es  ergab  sich  aber,  dass  in  einem  Felde  ein  Landstück  von 
etwas  ungünstigerer  Beschaffenheit  war,  dieses  Landstück  musste  also 
zu  einem  besonderen  Gewanne  ausgeschieden  werden,  so  dass  in  einem 
Felde  acht  Gewanne  waren.  Späterhin  ward  aus  einem  Stück  Neuland 
noch  ein  besonderes  Gewanne  gebildet. 

Die  Gewanne  sind,  da  sie  zumeist  aus  ganzen  Dessätinen  bestehen, 
durch  bleibende  unveränderte  breite  Grenzstreifen  geschieden,  auf  dem 
man  bequem  mit  der  Egge,  aber  schwer  mit  dem  Wagen  hinüberkoinmen 
kann.  Wo  in  seltenen  Fällen,  wie  in  der  Gemeinde  Tschernüschewo,  die 
Dessätinen  nicht  mit  dem  Gewanne  zusammenfallen,  dort  bestehen  nur 
schmale  Grenzstreifen. 

Jeder  Hauswirth  hat  Streifen  in  jedem  Gewanne,  je  nach  der  Zahl 
seiner  Seelen  mehrere,  diese  sind  nebeneinander  liegend.  Demnach 
werden  in  jedem  Gewanne,  in  welchem  jede  Dessätine  (oder  zwei)  in  eine 
bestimmte  Zahl  Seelenlandstreifen  getheilt  ist,  für  jede  Dessätine  (oder 
zwei)  so  viel  Höfe  zusammengefasst,  wie  viel  die  Gesammtzahl  der  Seelen, 
die  auf  eine  (oder  zwei)  Dessätinen  fallen,  beträgt  Dann  wird  durch 
das  Loos  bestimmt,  in  welcher  Reihenfolge  diese  Gruppen  antreten:  wer 
die  erste,  zweite,  dritte  Dessätine  etc.  erhält,  sodann  wie  die  einzelnen 
Hauswirthe  einer  Gruppe  in  der  betr.  Dessätine  auf  einander  folgen, 
endlich  erhält  Jeder  nach  der  Zahl  der  Seelen  Landstreifen  zugetheilt 
Wo  jedoch  das  Gewanne  ohne  Berücksichtigung  der  Dessätinenzahl  ge- 
theilt wird,  wie  z.  B.  in  Tschernüschewo,  dort  wird  nur  über  die  Reihenfolge 
der  Höfe  geloost.  Jeder  Hauswirth  hat  also  so  viel  Landstücke  in  jedem 
der  drei  Felder,  als  in  wie  viel  Gewanne  das  Feld  getheilt  wird:  3—14. 
Getheilt  wird  nach  der  Breite  der  Dessätine,  da  sonst  die  Landstreifen 
zu  schmal  wären;  nur  wenn  besondere  Umstände  es  verlangen,  dann  der 
Länge  nach  (z.  B.  bei  Vertretung  durch  das  Vieh  etc.). 

Diese  arithmetische  Combination,  nach  welcher  die  Zahl  der  Seelen 
sich  in  die  der  Dessätinen  Ackerland  ohne  Bruch  theilen  lassen,  ist  ein 
rein  zufälliges  Zusammentreffen.  Wir  finden  nämlich  in  den  vorliegenden 
Materialien  kein  Beispiel  dafür,  dass  zur  Erreichung  jener  Theilung  das 
Ackerland  erweitert  oder  verringert  oder  eine  andere  Rechnungseinheit 
gewählt  wird.  Herr  A.  Polowzow,  der  viele  Gemeinden  desselben  Gou- 
vernements untersucht  hat,  findet  nur  eine  Gemeinde,  Pokrowskoje,  mit 
378  Seelen,  die  bei  einer  Loosgruppenbildung  von  6  Seelen  Gewanne 
zu  63  Dessätinen  ohne  Bruch  bilden  kann.  In  anderen  Gemeinden  hier- 
selbst  findet  er  folgende  Ziffern:  Spasskoje  mit  452  Seelen,  Loosgruppen 
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2a  8  Seelen,  Gewanne  56  Vs  Dess.,  Boborükino  mit  95  Seelen,  Loos- 
groppen  zu  10  Seelen,  Gewanne  92/2  Dess.  etc.1) 

Auch  findet  sich  bei  der  Dessätinen-Theilung  die  Eigentümlich- 
keit, dass  einzelne  Dessätinen,  die  sich  von  den  benachbarten  erheblich 
unterscheiden,  aus  der  Gruppirung  der  fortlaufenden  Dessätine  ausge- 
schieden und  zu  einer  besonderen  Gruppe  zusammengefasst  werden;  eine 
solche  Gruppe  besteht  demnach  aus  Dessätinen,  die  sich  in  verschie- 
denen Feldstücken  befinden.  Unterschiede  auf  ganz  kleiner  Fläche  wer- 
den, wie  bei  der  strengen  Gewannebildung,  dadurch  ausgeglichen,  dass 
der  Benachteiligte  durch  einen  Zuschlag  hier  oder  an  anderer  Stelle 
entschädigt  wird. 

Das  Loosziehen  aus  der  „guten  Mütze"  (besseres  Gewanne)  und  aus 
der  „schlechten  Mütze"  (das  weniger  gute  Gewanne)  ist  auch  bei  dieser 
Vertheilungsart  vielfach  üblich,  so  in  der  Gemeinde  Undory  (Gouv.  Ssim- 
birsk)*),  Armanskaja  (Gouv.  Ssaratow),  vielfach  im  Kreise  Koslow  (Gouv. 
Tambow)8)  etc.  etc. 

Diese  Art  der  Theilung  nach  Dessätinen  ist  dort  zweckentsprechend, 
wo  die  Felder  grössere  gleichmässige  Flächen  bilden,  die  sich  leicht 
in  grosse  Rechtecke  theilen  lassen,  wo  die  Ergiebigkeit  des  Bodens 
eine  ziemlich  gleichmässige,  nur  in  grösseren  Zwischenräumen  wech- 
selnde ist  Sie  ist  daher  mehr  im  Gebiet  der  Schwarzerde  und  der 
Steppe  verbreitet  als  in  den  nördlichen  Landstrichen,  da  dort  mehr  weite, 
ebene  Flächen  von  im  Ganzen  gleichmässiger  Productivität,  hier  mehr 
hügeliges  Land  mit  wechselnder  Productivität  sich  finden. 

Die  Dessätinentheilung  ist  im  Gouv.  Staratow  sehr  verbreitet  Als 
Beispiel  wählen  wir  die  Gemeinde  Sinowjewo.  Das  eine  der  drei  Felder 
besteht  aus  222  Dessätinen  (60x60=3600  D  Faden),  die  derart  unter 
die  37  Loosgruppen  getheilt  werden,  dass  jede  Loosgruppe  volle  Dessä- 
tinen erhält,  jedoch  an  verschiedenen  Stellen  je  nach  der  Entfernung 
und  nach  der  Beschaffenheit  Ebenso  im  Dorf  Jelschanka,  Burassü, 
Tschardüwo  etc.4) 

Weiterhin  liegen  ausführliche  Daten  über  die  Anwendung  dieses 
Verfahrens  in  den  Gouv.  Tambow,  Räsan,  Ssimbirsk,  Tula  (im  gleich- 
namigen Kreise),  Kursk  etc.  vor.  Im  Kreise  Hasan  (im  gleichnamigen 
Gouv.)  findet  sich  aber  der  Configuration  und  wechselnden  Beschaffen- 
heit des  Bodens  entsprechend  zumeist  die  strenge  Gewannebildung. ß) 

Hier  und  da  findet  sich  diese  Vertheilungsart  auch  in  nördlichen 

')  A.  IIojobiiobi:  IlepBHe  marn  etc.  pag.  12—13. 

*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  pag.  344. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  II,  an  mehreren  Stellen. 

*)  Trirogow:  Hamn  oömHHH  in  den  OTeiecra.  3anHCKH,  1879,  Bd.  III,  p.  114  etc. 

5)  Statistik  des  Gouv.  Räsan,  Band  I,  Abschnitt  II,  pag.  40—41. 
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Landstrichen.  So  auch  im  Gouv.  Moskau,  wenn  auch  selten.  Die  Ge- 
meinde Borok  (Gouv.  Pskow,  Er.  Porchow)  stellt  nicht  strenge  Gewanne 
nach  der  Beschaffenheit  des  Bodens  her,  sondern  die,  regelmässige  Recht- 
ecke bildenden  Feldstücke  werden  in  der  Art  vertheüt,  dass  von  der 
einen  Langseite  des  Ackerstückes  beginnend,  23  Faden  (entsprechend 
der  Zahl  der  23  Revisionsseelen  dieser  Gemeinde)  abgemessen  werden, 
in  welchem  Ackerstück  also  ein  Landstreifen  von  einem  Faden  Breite 
pro  Seele  entfällt,  sodann  werden  wieder  23  Faden  abgemessen  und  so 
weiter  bis  das  ganze  Ackerstück  vertheüt  ist.  Bleibt  ein  Rest  von  weniger 
als  23  Faden  Breite  nach,  so  wird  in  die  Quer  23  Faden  abgemessen 
und  zwar  so  viel  Mal,  als  die  Breite  des  Feldes  (d.  L  also  die  Länge  des 
Restes)  es  gestattet,  der  jetzt  nachbleibende  Rest  wird  in  13  Theile  ge- 
theilt.  Die  Länge  der  Landstreifen  ist  60,  70,  80  Faden;  die  der  näch- 
bleibenden letzten  Feldstücke  manchmal  nur  2—3  Faden.1) 

Den  allmälichen  Uebergang  von  der  Dessätinentheilung  zur  strengen 
Gewannebildung  und  zugleich  von  der  Schwarzerde  in  das  nördliche 
Gebiet  ohne  Schwarzerde  finden  wir  z.  B.  im  Kr.  Morschansk  (Gouv. 
Tambow).  Die  Basis  ist  hier  noch  zumeist  die  Dessätinenvertheilung; 
da  aber  das  Land  nicht  von  gleichmässiger  Beschaffenheit  ist,  Anhöhen 
und  Vertiefungen  zeigt,  ist  die  Gemeinde  gezwungen,  Gewanne  zu  bilden, 
die  nicht  Dessätinen  enthalten.  Wo  es  sich  jedoch  irgend  wie  möglich 
erweist,  wird  die  Dessätinentheilung  geübt,  wobei  kleine  Unterschiede 
durch  Zuschlag  von  Land  ausgeglichen  werden.  In  ein  und  derselben 
Gemeinde  finden  wir  in  diesem  Kreise  beide  Yertheilungsarten  in  An- 
wendung: soweit  das  Land  eben  und  von  ähnlicher,  nicht  wechselnder 
Beschaffenheit,  wird  pro  Dessätine  vertheüt,  das  andere  Land  aber  mehr 
oder  weniger  streng  in  Gewanne.  Nach  Möglichkeit  suchen  die  Bauern 
die  erstere  Theilungsart  beizubehalten;  hierbei  kommt  es  in  manchen  Ge- 
meinden dazu,  dass  in  jedem  Landloos  Landzuschläge  als  Entschädigung 
für  geringwerthigere  Landstreifen  zu  erfolgen  haben.8)  Diesen  Ueber- 
gang finden  wir  auch  im  Kreise  Kursk.8) 

Die  charakteristischen  Unterscheidungsmerkmale  dieser  Art  der 
theilung  von  der  Theilungsart  nach  Gewannen  bestehen,  wie  Orlow 
treffend  darlegt,  in  Folgendem: 

1)  Die  Theilung  pro  Dessätine  wird  dort  vorgenommen,  wo  die 
Felder  in  Dessätinen  zerlegt  sind,  die  in  jeder  Gemeinde  eine  bestimmte 
Grösse  haben,  oder  in  Theile  derselben.  Dieser  Modus  ist  fast  aus* 
schliesslich  dort,  wo  die  Felder  eine  gleichförmige  Fläche  haben  und 
jedes  Ackerstück  ein  regelmässiges  Viereck  bildet 

i)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  803  etc. 
*)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  in,  pag.  26—34. 
•)  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Bd.  I,  pag.  71. 
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2)  Bei  diesem  Modus  erhält  die  Loosgruppe  in  jedem  Loose  einen 
bestimmten  Theil,  dessen  Grösse  vorher  ausgemessen  ist,  so  dass  die 
Grenzen  der  Landloosgruppen  bei  einer  neuen  Umtheilung  nicht  ver- 
ändert werden.  Eine  Veränderung  tritt  nur  in  der  Breite  der  Land- 
streifen der  einzelnen  Hauswirthe  ein,  die  zu  dieser  oder  jener  Loos- 
gruppe gehören  und  ihre  Antheile  je  nach  ihrer  „Seelen"zahl  erhalten. 

3)  Wenn  auch  bei  diesem  Modus  Gewanne  bestehen,  unterschieden 
nach  der  Beschaffenheit  des  Bodens,  der  Entfernung  vom  Gehöft  etc., 
so  bestehen  doch  die  Landloose  nicht  immer  aus  Dessätinen,  die  in 
einem  und  demselben  Gewanne  belegen  sind:  häufig  werden  Dessä- 
tinen aus  mehreren  Gewannen,  die  in  ihrer  Beschaffenheit  ähnlich  sind, 
in  ein  „Loos"  gestellt  Demnach  hängt  die  Zahl  der  Landstreifen,  die 
jeder  Hauswirth  erhält,  nicht  immer  von  der  Zahl  der  Gewanne  ab.  Die 
Gewanne  zeigen  bei  diesem  Theilungsmodus  mehr  die  Richtung  der 
Landstreifen,  als  die  Gleichartigkeit  (gleiche  Beschaffenheit  des  Landes) 
an.    Es  sind  also  nicht  Gewanne  im  strengen  Sinne  des  Wortes. 

Dieser  Modus  hat  einige  Vorzüge  gegenüber  dem  Modus  der 
Theilung  nach  Gewannen.  Bei  einer  neuen  Umtheilung  kann  man  das 
„Loos"  aus  einer  grösseren  Zahl  Dessätinen  zusammensetzen  und  da- 
durch die  Zahl  der  Landstreifen,  die  jeder  Hauswirth  erhält,  verringern, 
<L  h.  die  Breite  derselben  vergrößern.  Ein  zweiter  Vorzug  besteht  darin, 
dass  der  Process  der  Umtheilung  erleichtert  wird,  da  es  nicht  erforder- 
lich ist,  bei  jeder  Umtheilung  die  recht  complicirte  Messung  —  mit  dem 
„Sehest*  —  der  Seiten  jedes  Gewannes  und  von  Neuem  die  Richtung 
der  Grenzen  der  Landloosgruppen  zu  bestimmen.  Dieser  letztere  Um- 
stand —  Beibehaltung  desselben  Rain  für  die  Landloosgruppen  —  ist 
auch  in  der  Beziehung  vorteilhaft,  als  das  Aufreissen  der  Grenzstreifen 
sehr  unbequem  ist:  es  beansprucht  viel  Arbeit,  starke  Pferde,  solide  land- 
wirthschaftliche  Geräthe,  was  man  bei  den  Bauern  nicht  immer  findet 

Doch  sind  diese  Vorzüge,  so  weit  das  Gemeindeland  nicht  von  ganz 
gleicher  Fruchtbarkeit  und  überhaupt  ganz  gleicher  Beschaffenheit  (keine 
Niederungen  etc.)  ist,  von  weit  geringerer  Bedeutung  als  die  des  anderen 
Theilungsmodus,  d.  h.  des  nach  strengen  Gewannen.  Vor  Allem  wird 
bei  dem  letzteren  Modus  leichter  die  volle  Gleichheit  der  Antheile  aller 
Hauswirthe  erreicht:  die  ungeeigneten  Stücke  des  Gewannes  (Niede- 
rungen etc.)  werden  zu  einem  besonderen  Loos  zusammengefasst  und 
daher  ist  das  Land  eines  jeden  Gewannes  wirklich  gleichbeschaffenes 
Land,  während  eine  gute  Dessätine  auch  schlechte  Landstücke  enthält, 
wodurch  der  betreffende  Hauswirth,  der  solch'  ein  Stück  erhält,  ge- 
schädigt wird.  Ausserdem  hat  die  Gemeinde  bei  der  Gewannetheilung 
mehr  Freiheit  bei  den  Umtheilungen.  So  ist  es  unter  gewissen  Be- 
dingungen vorteilhaft,  die  Richtung  der  Landstreifen  zu  ändern  und 
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die  früheren  Raine  der  Landloosgruppen  zu  vernichten,  wenn  z.  B.  viele 
wüste  Landantheile  (durch  Unterlassung  der  Bestellung)  in  den  Feldern 
entstanden  sind.  Behielte  man  die  alte  Richtung  der  Landstreifen  bei, 
so  würden  einige  Hauswirthe  bei  der  Umtheilung  nur  ungepflügtes  Land 
erhalten,  dessen  Bestellung  schwer,  ja  für  manche  Hauswirthe  unmöglich 
wäre.  Um  diesen  Nachtheil  auszugleichen,  wird  gewöhnlich  die  Richtung 
der  Landstreifen  verändert,  so  dass  alle  Hauswirthe  einen  Antheil  an 
den  wüsten  Stücken  erhalten.  In  manchen  Gemeinden  werden  diese 
wüsten  Landantheile  zu  einem  besonderen  Loos  ausgeschieden,  was  nur 
durch  Aufpflügen  der  alten  Raine  der  Landloosgruppen  möglich  ist, 
also  nur  bei  der  Theilung  in  Gewanne.  Endlich  sind  die  mit  der 
theilung  nach  Dessätinen  verbundenen  Vortheile  nicht  ihr  allein  eigen- 
thümlich,  sie  sind  auch  bei  dem  anderen  Modus  zu  verwirklichen:  wir 
wiesen  schon  darauf  hin,  dass  durch  Zusammenlegung  der  Gewanne  eine 
Vergrösserung  der  Landstreifen  erzielt  wird.  Und  was  die  Beständig- 
keit der  Landloosgruppengrenzen  anbetrifft,  so  findet  man  die  Bestän- 
digkeit der  Grenzen  auch  bei  der  Theilung  in  Gewanne. 

Im  Einzelnen  finden  wir  aber  verschiedene  Modificationen.  Von 
Interesse  ist  hierbei  zu  beobachten,  wie  die  grössere  Berücksichtigung 
auch  geringer  Verschiedenheit  des  Bodens  in  die  Dessätinentheilung  Mo- 
mente hineinträgt,  die  der  vollkommneren  Gewannetheilung  angehören. 

So  wird  z.  B.  in  der  Gemeinde  Undorü  (35  Werst  von  der  Gou- 
vernementsstadt Ssimbirsk,  in  der  Nähe  der  Wolga),  woselbst  seit  Alters 
das  Ackerland  in  Dessätinen  zerlegt  ist,  dasselbe  je  nach  seiner  Be- 
schaffenheit; Entfernung  vom  Dorf  etc.  in  Gewanne  getheilt,  wobei  jedoch 
volle  Dessätinen  in  die  Gewanne  rubricirt  werden.  Wo  ein  kleines 
Stück  einer  Dessätine  sumpfig  ist  oder  eine  nur  zum  Grasschnitt  ge- 
eignete Niederung  bildet,  dort  wird  ein,  an  anderen  Stellen  sich  fin- 
dendes Keilchen  zu  dieser  Dessätine  zugelegt  Auch  besteht  das  Be- 
streben, jedem  Dessätok  („Zehner")  —  die  Gemeinde  ist  hier  seit 
Alters  in  solche  „Zehner"  getheilt  —  in  jedem  Gewanne  eine  oder  meh- 
rere volle  Dessätinen  zuzutheilen.  Wo  solches  nicht  zu  erreichen  ist, 
sucht  man,  so  weit  es  möglich  ist,  mehreren  Dessätok  eine  volle  Dessä- 
tine zuzusprechen,  d.  h.  zwei  oder  mehrere  Dessätok  legen  zusammen 
ein  Loos  in  die  Mütze.  Bleiben  schliesslich  kleine  Landstücke,  die  wegen 
geringer  Ausdehnung  füglich  nicht  unter  Alle  getheilt  werden  können, 
auch  nach  der  Zutheilung  von  Keuchen  zu  schlechteren  Dessätinen 
nach,  so  werden  sie  Wittwen  gratis  zur  Nutzung  vergeben.  In  diesen 
Gemeinden  wird  nach  grossen  Dessätinen  (3600  D  Faden)  und  zwar 
60  Faden  lang  und  60  Faden  breit,  und  nach  Osminnik  (%  Dessätine} 
gerechnet.  In  benachbarten  Dörfern,  wo  in  ähnlicher  Weise  das  Land 
zerlegt  ist,  werden  auch  andere  Masseinheiten  zur  Basis  genommen:  so 
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im  Dorf  Arbusowka  80x80  D Faden,  ebenso  im  Dorf  Tschirkowa,  wo 
fedoch  diese  grosse,  zwei  ökonomische  Dessätinen  enthaltende  Fläche 
nach  Bedürfhiss  der  Vertheilung  auf  die  Hälfte  getheilt  wird,  also 
80x40  D  Faden  =  einer  ökonomischen  Dessätine.  Das  Dorf  Alt- Alekino 
zerlegt  das  Land  auch  in  grosse  Dessätinen,  und  zwar  zu  60  Faden 
breit  and  60  Faden  lang  etc.  Es  sei  bemerkt,  dass  in  diesen  Gemeinden 
das  Ackerland  nicht  gedüngt  wird  und  primitive  Dreifelderwirthschaft 
üblich  ist l)  . 

In  der  Gemeinde  Torchowo  (Kr.  und  Gouv.  Tula),  wo  Gemeinde  und 
Land  in  211/2  Scherebi  (Loose)  zu  8  Seelen  getheilt  ist,  ist  das  in  Ge- 
wanne zerlegte  Land  in  längliche  Parallelogramme  getheilt  zu  80  Faden 
Länge  und  20  Faden  Breite  =  %  ökonomische  Dess.,  doch  erreichen 
die  Landstücke  nicht  immer  diese  Länge,  indem  einige  nur  75,  76,  78 
Faden  aufweisen,  andere  wiederum  sind  länger:  90,  100  und  gar  110 
Faden.  Dieser  Unterschied  wird  durch  grössere  oder  geringere  Breite 
ausgeglichen.  Daher  erreicht  auch  die  Breite  nicht  immer  oder  überragt 
20  Faden.  W.  Borissow,  der  diese  Daten  mittheilt,  bemerkt,  dass  un- 
geachtet  aller  Anstrengungen  es  der  Gemeinde  nicht  gelingt,  eine  volle 
Gleichmässigkeit  in  der  Vertheilung  des  Ackers  zu  erzielen.  Der  Ueber- 
gang  zur  strengen  Gewanne -Vertheilung  erscheint  uns  nach  den  vom 
Berichterstatter  mitgetheilten  speciellen  Daten  über  die  Flächenausdeh- 
mrag  der  Feldstücke  geboten,  da  die  Configuration  dieser  Aecker  die 
vollständige  Durchführung  der  Dessätinen -Theilung  nicht  gestattet2) 

§  26. 

Ich  stelle  noch  eine  dritte  Hauptart  der  Theilung  des  Ackerlandes 
auf  und  nenne  sie  die  Schätzungs-Theilung.  Bisher  ist  in  der  Lite- 
ratur diese  besondere  von  den  beiden  dargelegten  Arten  wesentlich  unter- 
schiedene Art  der  Theilung  noch  nicht  als  eine  solche  gekennzeichnet 
Freilich  besteht  sie  nur  ganz  vereinzelt.  Da  sie  aber  principiell  ver- 
schieden und  von  grosser  Bedeutung  ist,  wie  wir  sogleich  sehen  werden, 
so  stelle  ich  sie  als  besondere  Art  den  beiden  anderen  gegenüber.  Hier 
findet  überhaupt  keine  Bildung  von  Gewannen  statt,  d.  h.  keine  Ab- 
grenzung von  Landstücken;  in  denen  jede  Loosgruppe  und  damit  auch 
jeder  Hauswirth  nach  der  Zahl  seiner  Seelen  einen  gleich  grossen  An- 
theil  erhält,  sondern  die  Güte  des  Landes  wird  in  grösseren  Stücken  ge- 
schätzt und  das  Land  nach  dieser  Schätzung  vertheilt.  Ich  habe,  wie 
bemerkt,  nur  ganz  vereinzelt  Gemeinden  gefunden,  die  dieses  System  der 


*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  886—889,  848—849. 
•)  1.  c.  pag.  179,  180. 
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Theilung  anwenden.  Eingehende  Daten  hierüber  finde  ich  in  Betreff 
der  Gemeinde  Saoserje  (Kr.  Krestzi,  Gouv.  Nowgorod).1)  Jedes  der  drei 
Felder  ist  seit  unvordenklichen  Zeiten  in  vier  Landloose  von  verschie- 
denster Ausdehnung  und  Figur,  aus  mehreren,  zum  Theil  nicht  zu- 
sammenhängenden Landstücken  bestehend,  getheilt.  Ebenso  ist  seit 
Alters  die  Gemeinde  in  vier  Gruppen,  „Loose"  genannt  (zur  Zeit  aus 
23  Seelen  bestehend),  zerlegt  Zur  Darlegung  der  Art  der  Theilung 
wählen  wir  ein  Feld,  dessen  Theilung  der  Berichterstatter  näher  aus- 
einandersetzt und  eine  beigefügte  Karte  erläutert  Dieses  Feld  besteht 
aus  vier  Landstücken,  von  denen  ein  Stück,  von  den  anderen  Stücken 
durch  Buschland  geschieden,  abgesondert  liegt,  während  die  drei  anderen 
Stücke  ein  zusammenhängendes,  nur  durch  künstliche  Grenzscheiden  von 
einander  getrenntes  Ackerland  bilden.  Im  ersten  Landstück  erhält  jede 
Loosgruppe  je  einen  Landantheil  (je  ein  kleines  Stück  Landes);  im 
zweiten  Landstück  erhalten  nur  die  drei  ersten  Loosgruppen  je  einen 
Landantheil,  die  vierte  Gruppe  also  nichts;  das  dritte  Landstück  fallt 
vollständig  der  vierten  Gruppe  zu;  im  vierten  Landstück  erhalten  die 
dritte  und  vierte  Gruppe  je  einen  Landantheil,  die  erste  und  zweite  aber 
je  zwei  Landantheile.  Diese  zwei  Landantheile  der  ersten,  wie  auch 
diese  zwei  Landantheile  der  zweiten  Gruppe  in  diesem  letzten  Land- 
stück  liegen  nicht  bei  einander,  vielmehr  sind  die  zwei  Landantheile  der 
ersten  Gruppe  die  beiden  äussersten  (Flanken-)  Stücke  dieses  Feldstückes, 
d.  h.  das  erste  und  das  letzte  Stück  desselben  nach  der  Breite  gerechnet, 
und  die  zwei  Landantheile  der  zweiten  Gruppe  sind  durch  den  Land- 
antheil der  vierten  Gruppe  von  einander  geschieden,  d.  h.  dieser  Land- 
antheil der  vierten  Gruppe  liegt  zwischen  den  zwei  Landantheilen  der 
zweiten  Gruppe.  Unter  einander  sind  die  vier  grossen  Landstücke  weder 
nach  der  Ausdehnung,  noch  nach  der  Beschaffenheit  (Güte  des  Bodens) 
gleich,  ebenso  wenig  sind  die  einzelnen  Landantheile  desselben  Land- 
stückes, also  noch  weniger  der  anderen  Landstücke  unter  einander  gleich, 
sondern  von  verschiedener  Ausdehnung  und  Güte.  Die  Summe  aller 
Landantheile  einer  Loosgruppe,  d.  h.  das  volle  „Landloos"  einer  Loos- 
gruppe ist  aber  vollständig  gleichwertig  dem  Landloos  jeder  anderen 
Loosgruppe.  Die  verschiedenartige  Güte  der  einzelnen  Landantheile  ist 
durch  Yergrösserung  oder  Verringerung  der  Antheile  in  den  anderen 
Landstücken  ausgeglichen.  So  hat  die  erste  Loosgruppe  den  besten  und 
grössten  Landantheil  im  ersten  grossen  Landstück,  dafür  aber  im  zweiten 
Landstück  ein  ganz  kleines  (das  kleinste)  Stück,  dessen  Werth  ausserdem 
darunter  leidet,  dass  es  eine  Niederung  bildet  und  fast  jährlich  der 
Ueberschwemmung  ausgesetzt  ist  So  hat  auch  das  Streben,  volle  Gleich- 


')  „Materialiensammlung  Qber  den  Gemeindebesitz",  pag.  260, 261, 262, 266—269. 
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mässigkeit  in  der  Vertheilung  des  Landes  herzustellen,  hervorgerufen, 
dass  die  zwei  Landantheile,  die  die  erste,  und  die  zwei  Landantheile, 
die  die  zweite  Loosgruppe  im  vierten  Landstück  besitzen,  nicht  ein  zu- 
sammenhängendes Stück  bilden,  da  die  Verschiedenartigkeit  des  Bodens 
Dach  den  Kenntnissen  der  Bauern  nicht  anders  ausgeglichen  werden 
konnte.    . 

Es  ist  somit,  wie  gesagt,  der  volle  Landantheil  jeder  Loosgruppe 
in  diesem  wie  in  den  beiden  anderen  Feldern  ganz  gleichwerthig  den 
Landantheilen  der  drei  anderen  Loosgruppen.  Diese  Theilung  nach  der 
Schätzung  besteht  seit  Alters.  Weder  wissen  es  die  Bauern,  noch  ist 
es  dem  Berichterstatter  gelungen,  ausfindig  zu  machen,  nach  welchen 
Grundsätzen  die  Theilung  des  Feldes  in  Landstücke  und  diese  in  die 
Landantheile  durchgeführt  ist.  Die  Bauern  halten  diese  Theilung  für 
richtig.  Sie  wird  nie  umgestossen,  sondern  die  allgemeine  Umtheilung 
erstreckt  sich  nur  —  nach  Einreihung  der  Hauswirthe  in  die  Loos- 
gruppen —  auf  die  durch  das  Loos  zu  treffende  Entscheidung,  welche 
Loosgruppe  die  erste,  welche  die  zweite  etc.  sein  soll,  und  sodann  auf 
die  Vertheilung  der  Landantheile  der  Loosgruppe  auf  die  einzelnen 
Hauswirthe. 

Diese  Vertheilungsart  nach  der  Schätzung  des  Landes  ist  in  so  weit 
von  höchstem  Interesse,  als  sie  zeigt,  wie  es  einer  Gemeinde  gelungen 
ist,  sich  von  dem  Banne  der  Gewannebildung  zu  befreien.  Die  allge- 
meine Voraussetzung  der  Gewannebildung  beruht  unstreitig  darauf,  dass 
die  Bauern  es  nicht  verstehen,  die  Landstücke  genau  gegen  einander 
abzuschätzen  nach  ihrer  Ergiebigkeit,  Entfernung  vom  Dorf,  Lage  etc. 
Sie  sind  daher  gezwungen,  jedes  Landstück,  das  in  diesen  Beziehungen 
eine  Verschiedenartigkeit  gegen  andere  Landstücke  aufweist,  gesondert 
unter  alle  Hauswirthe  zu  vertheilen,  d.  h.  aus  solch'  einem  Landstück 
ein  besonderes  Gewanne  zu  bilden.  Als  natürliche  Gonsequenz  ergiebt 
sich  die  grosse  Zersplitterung  des  Grundbesitzes  des  Hauswirthes,  d.  h. 
sein  Grundbesitz  besteht  aus  so  vielen  Landstreifen,  als  es  Gewanne  giebt 

Jene  Vertheilung  nach  der  Schätzung  des  Landes  ist  der  erste  Ver- 
such, wenn  auch  ein  primitiver,  diesen  Uebelstand,  der  in  der  Gewanne- 
bildung liegt,  zu  beseitigen:  die  Landstücke  werden  bei  diesem  System 
nicht  nach  den  sich  zeigenden  Verschiedenheiten  parcellirt,  sondern  die 
Landstücke  werden  gegen  einander  geschätzt  und  so  zusammengefasst, 
dass  die  sowohl  nach  Beschaffenheit  als  nach  Grösse  verschiedenen  Land- 
stücke der  einen  Gruppe  zusammen  gleichwerthig  den  Landstücken  jeder 
anderen  Gruppe  ist.  Ist  jene  Theilung  des  Landes  nach  dem  Werthe 
ifl  jener  Gemeinde  eine  richtige  —  und  dieses  muss  angenommen  wer- 
den, da  sonst  die  Gemeinde  sie  umgestossen  und  nicht  beibehalten  hätte 
-  ist  also  jene  Theilung  eine  richtige,  so  hat  sie  die  richtige  Combi-  ' 
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bination  zwischen  höherer  und  geringerer  Güte  einerseits  und  geringerer 
oder  grösserer  Ausdehnung  andererseits  mit  Berücksichtigung  der  ver- 
schiedenen Entfernung  der  einzelnen  Landstücke  vom  Dorf  gefunden. 
Immerhin  ist  es  aber  der  Gemeinde  noch  nicht  gelungen,  die  landwirt- 
schaftlich zweckmässigste  Theilung  zu  Stande  zu  bringen,  nämlich  so  zu 
theilen,  dass  jeder  Loosgruppe  in  jedem  der  drei  Felder  (bei  der  üblichen 
Dreifelderwirthschaft)  nur  ein  zusammenhängendes  Landstück  zufällt,  auf 
dass  jeder  Hauswirth  ein  arrondirtes  Landstück  erhält  und  hiermit  die 
Gemengelage  der  Grundstücke  der  einzelnen  Höfe  mit  den  hiermit  ver- 
bundenen Uebelständen,  wie  sie  heut1  zu  Tage  beim  Gemeindebesitz  so 
verbreitet  ist,  vollständig  beseitigt  ist.  Denn,  wie  wir  gesehen  haben, 
besitzen  in  jenem  einen  Felde,  dessen  Theilung  wir  dargelegt  haben, 
drei  Loosgruppen  je  vier  gesonderte  Landantheile  und  eine  Loosgruppe 
drei  gesonderte  Landantheile.  Die  Erklärung  liegt  wohl  darin,  dass  die 
Gemeinde  sich  ausser  Stande  sieht,  jenes  Princip  der  Yertheilung  nach 
der  Schätzung  des  Landes  durch  Herstellung  arrondirter  Landstücke, 
und  zwar  je  eines  Landstückes  für  jede  Loosgruppe  in  jedem  Felde, 
vollständig  durchzuführen,  da  es  ihr  nicht  gelungen  ist,  in  vollem  Masse 
nach  dieser  Richtung  hin  eine  Ausgleichung  der  Landstücke  herzustellen 
nach  der  Güte  des  Bodens,  der  Lage  der  Landstücke  (ob  der  Ueber- 
schwemmung  ausgesetzt  etc.)  und  der  Entfernung  vom  Dorf  (das  eine 
Landstück  liegt  wie  bemerkt  entfernt  von  dem  anderen,  aus  drei  zu- 
sammenhängenden Stücken  bestehenden  Landstück).  Es  mag  auch,  was 
mir  übrigens  im  vorliegenden  Fall  nicht  wahrscheinlich  erscheint,  die 
Erhaltung  einer  bequemen  Anfahrt  zu  den  Landstreifen  der  einzelnen 
Hauswirthe  jene  vollständige  Arrondirung  erschwert  haben. 

Eine  aufmerksame  Prüfung  des  Planes  dieses  Feldes  mit  dem  um- 
liegenden Lande  zeigt  mir,  dass  in  diesem  Falle  eine  weitere  Arron- 
dirung ohne  besondere  Schwierigkeiten  vorgenommen  werden  könnte. 
Jene  beiden  grossen  Landstücke  grenzen  nämlich  an  zeitweiliges  Acker- 
land, d.  h.  an  solches,  das  nach  mehrjähriger  Nutzung  viele  Jahre  brach 
liegen  gelassen  wird,  sich  mit  Buschwerk  bedeckt  und  dann  nach  Rodung 
wieder  einige  Jahre  als  Acker  genutzt  wird.  Dieses  Land  könnte  in  er- 
forderlicher Ausdehnung  zu  bleibendem  Acker  gemacht  und  mit  diesem 
eine  weitere  Arrondirung  durchgeführt  werden. 

Jedenfalls  beweist,  wie  bereits  bemerkt,  die  in  dieser  Gemeinde 
bestehende  Theilung  die  Thatsache,  dass  auch  beim  Gemeindebesitz  die 
Parcellirung  des  Feldes  (nach  Beschaffenheit,  Lage,  Entfernung  vom 
Dorf  etc.)  in  eine,  dementsprechende  Anzahl  von  Landstücken  (Gewanne) 
vermieden  werden  kann.  Bei  zweckentsprechender  Belehrung  und  Lei- 
tung könnten  die  Bauern  zur  allmälichen  Annahme  und  weiteren  Ver- 
vollständigung  dieses   Systems   gebracht  werden,  was  besonders   dort 
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zweckdienlich  und  sehr  wünschenswert  ist,  wo  eine  grosse  Verschieden- 
artigkeit der  Güte  des  Bodens  selbst  auf  kleinen  Landstücken,  wie  in 
der  besprochenen  Gemeinde  es  mehrfach  der  Fall  ist,  sich  zeigt  und  die 
Gemeinde  sich  veranlasst  sieht,  eine  grosse  Anzahl  von  Gewannen  zu 
bilden,  ohne  eine  vollständige  Ausgleichung  der  Landantheile  der  ein- 
zelnen Höfe  erreichen  zu  können,  wie  in  so  manchen  Gemeinden  die 
Bauern  es  selbst  beklagen. 

Diese  Theilungsart  —  in  Combination  mit  einem  der  beiden  anderen 
Theilungssysteme  (pro  Gewanne  und  pro  Dessätine)  —  haben  wir,  wenn 
auch  ganz  vereinzelt,  anderweitig  gefunden.  So  wird  im  Dorf  Schumowka 
(Gouv.  u.  Kr.  Ssimbirsk)  das  ganze  Ackerland  eines  jeden  der  drei  Felder 
in  vier  Theile  oder  „Wütj",  wie  auch  die  Gemeinde  in  vier  Wütj  zerlegt 
ist,  getheilt;  jede  „Wütj"  erhält  einen  Ackertheil,  der  unter  die  Ge- 
nossen der  „Wütj"  in  der  allgemein  üblichen  Weise  vertheilt  wird:  der 
Ackertheil  wird  >  in  Gewanne  nach  der  Dessätinetheilung  getheilt.  Es 
verfährt  somit  in  dieser  Beziehung  jede  Wütj  als  ob  sie  eine  selbstän- 
dige Markgemeinde  wäre.  Hierdurch  wird  erzielt,  dass  die  Landstreifen 
Tiermal  breiter  sind  als  sie  es  wären,  wenn  die  Gemeinde  in  gewöhnlicher 
Weise  das  Ackerland  theilen  würde.1) 

Das  Dorf  Temeschewo  (Kr.  Morschansk,  Gouv.  Tambow)  zerfallt  seit 
Alters  in  vier  Loosgruppen  und  seit  Alters  ist  jedes  der  drei  Felder 
in  vier  Theile  getheilt,  die  wie  die  Loosgruppen  „Zehner"  heissen:  jeder 
Gruppe  fällt  ein  Theil,  ein  Landloos  (in  diesem  Sinne)  zu,  die  ihn  in 
7  oder  8  Dessätinegewanne  theilt.2) 

Die  Combination  des  Schätzungsverfahrens  mit  dem  der  strengen 
Gewannebildung  zeigt  sich  auch  im  Dorf  Krest  (Kr.  und  Gouv.  Jaroslaw). 
Dieses  Dorf  wie  auch  das  Gemeindeland  wird  von  der  Rostower  Chaussee 
durchschnitten.  Die  Gemeinde  theilt,  um  eine  zu  weit  gehende  Zer- 
splitterung des  Ackerlandes  zu  vermeiden,  den  rechts  von  der  Chaussee 
belegenen  Höfen  das  Ackerland,  das  auf  dieser  Seite  der  Chaussee  sich 
befindet,  und  den  links  belegenen  Höfen  das  links  belegene  Ackerland 
zu.  Jeder  der  beiden  Theile,  die  hier  „Reihe*  heissen,  verfährt  in  Be- 
treff des  zugewiesenen  Landes  wie  eine  selbständige  Markgemeinde:  das 
Land  wird  nach  dem  strengen  Gewannesystem  getheilt  und  unter  die 
Höfe  der  „Reihe"  vertheilt.8) 

Schüchterne  Ansätze  zu  diesem  Verfahren  beobachten  wir  bei  den 
beiden  anderen  Hauptarten  der  Gewannebildung,  und  zwar  in  der  Be- 
ziehung, dass  diejenigen  Höfe  und  selbst  Loosgruppen,  die  bei  der  Ver- 


')  Materialiensammlang  über  den  Gemeindebesitz  pag.  862. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Tambow  Bd.  III,  pag.  80. 

')  A.  Possnikow:  OÖmHHHoe  semceaiaxiBie  Bd.  II,  pag.  143—144. 
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theilung  schlechtere  oder  ungeeignetere  Landstücke  erhalten  haben, 
durch  Zuschlag  eines  Eeilchens  oder  durch  eine  Vergrösserung  des  Land- 
streifens entschädigt  werden.  Es  handelt  sich  also  nur  darum,  dass 
dieser  Grundsatz  in  grösserem  Massstab  zur  Anwendung  gelange. 


§  27. 

Die  Theilung  des  Landes  auch  bei  der  auf  das  Genaueste  her- 
gestellten Gewannebildung  kann  nicht  überall,  wie  wir  gesehen  haben, 
den  Forderungen  der  vollsten  Gerechtigkeit  entsprechen.  Es  ergreifen 
daher  Gemeinden  Massnahmen,  um  auch  die  letzte  Ungleichheit  in 
der  Vertheilung  zu  beseitigen. 

Als  allgemeine  Uebelstände,  die  bei  der  Vertheilung  des  Landes 
entstehen,  treten  folgende  auf:  es  leiden  die  Landstreifen,  die  am  Wege 
(allgemeine  Fahrstrasse  oder  auch  Gewannerain)  sind  und  beim  Aus- 
biegen einander  begegnender  Fuhrwerke  wie  auch  beim  Umwenden  ver- 
treten werden,  sodann  die  Landstreifen,  die  an  Wiesen  und  Weiden  be- 
legen sind  und  daher  dem  Abgegrastwerden  durch  das  weidende  Vieh 
ausgesetzt  sind,  sowie  endlich  die  äussersten  Landstreifen  eines  Ge- 
wannes, an  die  sich  die  Spitzen  der  Landstreifen  eines  anderen  Gewannes 
lehnen  und  die  durch  das  Wenden  der  Pferde  bei  der  Bestellung  dieses 
Gewannes  in  Mitleidenschaft  gezogen  werden.  Zumeist  wird,  dem  Princip 
der  Gewannebildung  entsprechend,  aus  solchen,  der  Gefahrdung  ausge- 
setzten Landstreifen  ein  besonderes  Gewanne  gebildet,  das  nicht  der 
Länge  nach,  sondern  per  Quer  unter  alle  Hauswirthe  getheilt  wird,  auf 
dass  alle  in  gleicher  Weise  unter  dieser  Ungunst  leiden.  Eine  solche 
Ausgleichung  erscheint  aber  vielfach  aus  irgend  welchen  Gründen  nicht 
möglich:  so  ist  häufig  das  anlehnende  Gewanne,  zu  welchem  dieser 
Landstreifen  zu  gehören  hätte,  von  so  geringer  Ausdehnung,  dass  von 
demselben  füglich  kein  Stück  abgenommen  und  zu  jenem  Landstreifen 
hinzugelegt  werden  kann,  um  ein  neues  so  grosses  Gewanne  zu  bilden, 
das,  unter  Alle  getheilt,  bequem  bestellt  werden  könnte.  Oder  es  ist 
die  Neubildung  eines  Gewannes  aus  dem  Grunde  nicht  möglich,  weil 
durch  die  Quertheilung  die  einzige  Anfahrt  zu  dem  Gewanne,  zu  welchem 
der  gefährdete  Landstreifen  gehört,  beseitigt  sein  würde  etc.  etc. 

Wo  also  solche  Nachtheile  nicht  dadurch,  dass  alle  Hauswirthe  in 
gleicher  Weise  ihnen  ausgesetzt  werden,  ausgeglichen  werden  können, 
dort  entschädigt  die  Gemeinde  die  hiervon  betroffenen  Hauswirthe  durch 
Zumessung  eines  etwas  breiteren  Landstreifens,  als  ihnen  sonst  zuzu- 
kommen hätte.  Die  in  der  Gefährdung  liegende  geringere  Güte  des 
Landstreifens  wird  also  durch  grössere  Quantität  ausgeglichen.  Solch 
ein  „Zuschlag"  von  Land  zum  Landstreifen  ist,  wie  es  scheint,  in  allen 
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Gouvernements  recht  verbreitet  Im  Gouv.  Moskau  beträgt  dieser  Zu- 
schlag 1—4  Arschin.  Im  Gouv.  Jaroslaw1),  Kostrowa9),  ist  dieses  Ver- 
fahren sehr  beliebt 

Auch  andere  Ungleichartigkeiten  ergeben  sich,  die  den  betroffenen 
Hauswirthen  in  derselben  Weise  ausgeglichen  werden:  so  liegt  der  letzte 
Landstreifen  (oder  auch  mehrere)  in  einer  Niederung;  die  länger  der 
üeberschwemmung  durch  Frühjahrswasser  ausgesetzt  sind,  oder  er  ist, 
wie  z.  B.  in  der  Gemeinde  Pogorelka,  nahe  am  Walde  belegen,  in  Folge 
dessen  der  Schnee  länger  sich  auf  ihm  erhält  und  das  Getreide  mehr 
als  auf  den  anderen  Landstreifen  dem  Frost  ausgesetzt  ist8)  etc.  etc. 

Es  tritt  auch  der  Fall  ein,  dass  der  Landstreifen  eines  Hofes  in 
einem  Gewanne  von  ein  wenig  schlechterer  Beschaffenheit  als  die  an- 
deren sind.  Zumal  bei  dem  System  der  Dessätinen-Theilung  tritt  Solches 
nicht  selten  zu  Tage;  der  Betroffene  erhält  zumeist  einen  Zuschlag 
oder  ein  Stück  in  einem  Keilchen.  Oder  es  wird  ihm  die  Wahl  über- 
lassen, in  einem  anderen  Gewanne  sich  das  beste  Stück  auszusuchen. 
Diese  letzte  Art  tritt  u.  A.  im  Kreise  Borissoglebsk,  Gouv.  Tambow,  sehr 
häufig  auf.4) 

Doch  auch  bei  der  sorgfältigsten  Gewannebildung  stellt  es  sich 
heraus,  dass  der  Landstreifen  eines  Hauswirthes  ein  wenig  kürzer  als 
die  der  anderen  ist  Häufiger  tritt  Solches  bei  dem  System  der  Dessä- 
tinen-Theilung zu  Tage.  Hier  und  da  wird  in  solchen  Fällen  der  Bauer 
in  einem  anderen  Gewanne,  zumeist  aber  in  einem  „Keilchen",  durch 
ein  besseres  oder  grösseres  Landstück  entschädigt  oder  in  anderer  Weise, 
so  wird  ihm  z.  B.  in  der  Gemeinde  Borok6)  (Gouv.  Pskow,  Kr.  Porchow) 
gestattet,  ein  kleines  Stück  des  anliegenden  Wiesenlandes,  das  wenig 
ertragreich  ist,  oder  ein  Stück  Buschland  zu  pflügen,  oder  er  erhält 
ein  Eckchen  in  einem  Keilchen,  z.  B.  im  Dorf  Staruchino6)  (Gouv.  Tula, 
Kr.  Tschern). 

In  der  Gemeinde  Keckowo  (Kr.  und  Gouv.  Archangelsk),  wo  das 
Ackerland  nach  der  Beschaffenheit  und  Entfernung  vom  Dorf  in  drei 
sehr  kleine  Gruppen  unter  der  Bezeichnung  No.  1,  No.  2,  No.  3  getheilt 
ist,  erhält  der  Hof,  der  in  No.  1  zu  wenig  Land  erhalten  hat,  das  dop- 
pelte Stück  des  Deficits  in  No.  2  oder  das  dreifache  in  No.  3.7) 


*)  A.  Possnikow,  G.  c.  Band  II,  pag  120. 
■)  Materialiensammlung  aber  den  Gemeindebesitz,  pag.  229. 
*)  Materialiensammlong  aber  den  Gemeindebesitz,  pag.  229. 
4)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  I,  Abschn.  II,  pag.  31,  Beil.I,  pag.  16  u.  a.  St 
ft)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  812. 
*)  1.  c.  pag.  178. 

*)  Protocoll  der  Sitzung  des  statistischen  Komitees  in  Archangelsk  vom  27.  No- 
vember 1880  No.  L 
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Auch  wenn  der  Loostheil  einer  Loosgruppe  in  einem  Gewanne  im 
Vergleich  zu  dem  der  anderen  Loosgruppen  schlechter  oder  geringer  ist, 
wird  diese  Loosgruppe  durch  ein  Keilchen  oder  durch  ein  Stück  eines 
Keuchen  entschädigt,  so  z.  B.  in  der  Gemeinde  Pustünj  (Gouv.  und  Kreis 
Räsan)1)  und  auch  in*  anderen  Gemeinden  dieses  Gouvernements2),  auch 
im  Gouv.  Tmabow8),  in  den  Kreisen  Borissoglebsk  und  Koslow. 

Doch  gestehen  auch  Bauern  ein,  dass  trotz  aller  Sorgfalt  eine  voll- 
ständige Gleichwerthigkeit  aller  Landantheile  nicht  immer  zu  erzielen 
sei.  Der  sich  verletzt  glaubt,  wird  damit  getröstet,  dass  er  bei  der 
nächsten  Umtheilung  vielleicht  vom  Glück  besonders  günstig  bedacht 
werden  wird.  Solches  wird  dann  auch  zu  einem  Motiv,  eine  Neuver- 
teilung des  Ackerlandes  zu  verlangen  (so  z.  B.  im  Gouv.  Smolensk, 
Nowgorod,  im  Gouv.  Tambow  etc.  in  den  citirten  Schriften). 

Ausser  diesen  angeführten  Uebelständen,  die  durch  die  Natur  des 
Landes  hervorgerufen  werden,  treten  bei  einer  Neuvertheilung  des  Landes 
noch  andere  Uebelstände  hervor,  die  nicht  durch  natürliche  Verhältnisse, 
sondern  durch  das  Verhalten  (schlechte  oder  gute  Bewirtschaftung)  ein- 
zelner Hauswirthe  hervorgerufen  werden.  Zum  Schutz  der  Interessen 
der  anderen,  der  sorgsamen  Wirthe,  wie  auch  zum  Schutz  der  Gesammt- 
heit,  ergreift  die  Gemeinde  hier  und  da  besondere  Massnahmen. 

Leider  liegen  hierüber  wenig  Daten  vor.  Solches  erklärt  sich  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  nicht  aus  dem  Umstände,  dass  derartige  Mass- 
nahmen selten  vorkommen,  sondern  wohl  hauptsächlich  aus  dem  Um- 
stände, dass  in  den  Forschungen  über  den  Gemeindebesitz  diese  Special- 
frage häufig  übersehen  wird.  So  hat  auch  Orlow  im  Programm  seiner 
Untersuchungen  diese  Frage  zuerst  nicht  vorausgesehen  und  ist  erst  im 
Verlauf  seiner  Arbeiten,  nachdem  die  Erforschung  vieler  Gemeinden 
bereits  abgeschlossen  war,  auf  sie  gestossen. 

Bei  einer  Neuvertheilung  des  Landes  ergiebt  sich  häufig,  dass  bei 
vollständig  gleicher  natürlicher  Beschaffenheit  des  Gewannes  einzelne 
Landstreifen  in  ökonomischer  Beziehung  sehr  verschieden  sind:  der  eine 
Hof  hat  z.  B.  seinen  Landantheil  vortrefflich  gedüngt  und  bestellt,  ein 
anderer  nur  dürftig,  der  dritte  überhaupt  nicht  gedüngt  oder  gar  wüste, 
unbestellt  liegen  lassen.  Bei  der  Neuvertheilung  des  Landes  entstehen 
demnach  Ungleichheiten  in  Betreff  der  Beschaffenheit  der  einzelnen  Land- 
streifen, die  die  Gemeinde  hier  und  da  durch  folgende  Massnahmen  zu 
beseitigen  sucht: 

1)  Es  zahlt  die  Gemeinde  eine  Entschädigung  an  den  Hauswirth, 


*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  161. 

*)  Jefemenko's  Programm,  pag.  22. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  I,  pag.  81  *,  Band  II,  pag.  89. 
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der  wüste  Landstreifen,  d.  h.  längere  Zeit  nicht  beackerte,  mit  Gesträuch 
oder  Unkraut  bewachsene  oder  auch  erschöpfte  Landstreifen  erhält. 
Findet  Orlow  eine  solche  Einrichtung  (die  beiläufig  bemerkt  in  Betreff 
des  Gehöftlandes  weit  verbreiteter  ist)  auch  nur  in  sieben  Gemeinden 
(doch  mag  sie  häufiger  vorkommen)!  so  beweist  auch  schon  Solches, 
dass  eine  derartige  Einrichtung  beim  Gemeindebesitz  überhaupt  mög- 
lich ist 

2)  Die  Einbusse  in  Betreff  der  Beschaffenheit  wird  durch  grössere 
Quantität  ausgeglichen:  Wer  erschöpftes  Land  erhält,  dem  wird  ein 
grösseres  Stück  zugemessen. 

3)  Vielfach  werden  aus  den  Gewannen  alle  wüsten  Landstreifen, 
wie  auch  die  schlecht  bestellten  Landstücke  ausgeschieden  und  zu 
einem  besonderen  Landloos  zusammengelegt,  das  besonders  unter  Alle 
vertheilt  wird. 

4)  Sehr  verbreitet  ist  die  Veränderung  der  Richtung  der  Land- 
streifen, wodurch  der  durch  die  frühere  Bestellung  hervorgerufene  Unter- 
schied der  Landantheile  unter  Alle  ausgeglichen  wird. 

5)  In  den  Gemeinden  der  Wolost  Grigorowo  (Kr.  Cholmogory,  Gouv. 
Archangelsk)  muss,  wenn  neu  gedüngtes  Land  Jemandem  abgenommen 
wird,  der  neue  Inhaber  dem  früheren  5—10  Kop.  pro  Fuder  Dünger 
zahlen.1)  (Es  sei  zur  Erläuterung  vorläufig  hier  bemerkt,  dass  in  diesen 
Gemeinden  kein  Flurzwang,  sondern  freie  Wirthschaft  besteht.)  . 

Es  ist  aber  verständlich,  dass  diese  sorgsame  Durchführung  der 
Gleichstellung  aller  Hauswirthe  unter  Umständen  sich  als  sehr  drückend 
für  die  besseren  Hauswirthe  erweist:  bei  der  Umtheilung  verlieren  diese 
einen  Theil  ihrer  gut  bestellten  Felder  und  erhalten  zum  Theil  schlecht 
bestelltes  Feld  dagegen,  während  der  nachlässige  Wirth  zum  Theil  gut 
bestelltes  Land  gegen  sein  früheres,  schlecht  bestelltes  Land  erhält.  Diese 
schwache  Seite  im  Gemeindebesitz  erkennen  die  Bauern  sehr  wohl.  Es 
ist  jedoch  zu  bemerken,  dass  unter  normalen  Bedingungen  ein  erheb- 
licher Unterschied  in  der  Wirtschaftsführung  der  einzelnen  Höfe  nicht 
besteht  und  dass,  wo  ein  solcher  Unterschied  stark  hervortritt  —  fast 
überall  durch  irgend  welche  besondere  ungünstige  Umstände  hervorgerufen 
—  wir  Massnahmen  Seitens  der  Gemeinde  zum  Schutz  der  Interessen  der 
einzelnen  Hauswirthe  finden.  Am  schlimmsten  für  den  sorgsamen  Wirth 
ist,  wenn  er  an  Stelle  seiner  bestellten  Landstreifen  wüste  Streifen  erhält 
und  die  Klagen  der  Bauern  in  solchen  Fällen  sind  sehr  gerechtfertigt: 
das  Land  muss  erst  aufgerissen  werden,  was  viel  Arbeit  und  Kraft  bean- 
sprucht etc.    Erhält  aber  der  Wirth  gegen  gut  bestelltes  Land  schlecht 


')  Protokoll  der  Sitzung  des  statistischen  Komitees  in  Archangelsk  vom  27.  No- 
vember 1880,  No.  3. 

».  KitiiUr,  Geschieht«  und  Kritik  des  Gemeindebesitze«.    IL  2.  8 
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bestelltes^  also  immerhin  bearbeitetes  Land,  so  ist  der  Verlust  dort,  wo 
der  Dünger  nur  wenig  über  drei  Jahre  vorhält,,  also  das  Brachfeld 
jedes  Mal  zudüngen  ist,  nicht  erheblich. 

In  Hinblick  auf  die  Vermehrung  der  wüsten  Landstreifen,  sind  viel- 
fach in  der  letzten  Zeit  bei  Umtheilungen  Massnahmen  zum  Schutz  der 
Interessen  der  sorgsamen  Wirthe  getroffen.  So  werden  ohne  Loos- 
ziehung  die  wüsten  Landstreifen  den  bisherigen  Wirthen  belassen;  diese 
Einrichtung  bringt  ausserdem  noch  den  Vortheil  mit  sich,  dass  sie  jeden 
Hauswirth  veranlasst,  die  Bestellung  des  Landantheils  nicht  ganz  auf- 
zugeben, denselben  nicht  wüst  werden  zu  lassen,  um  nicht  von  der 
Loosung  bei  der  folgenden  Umtheilung  ausgeschlossen  zu  werden.  Dieses 
Verfahren  ist  sehr  verbreitet,  auch  im  hohen  Norden,  so  z.  B.  in  der 
aus  neun  Dörfern  bestehenden  Markgenossenschaft  Patrakejewo  (Er.  und 
Gouv.  Archangelsk.)1)  Oder  sie  werden  formell  nicht  ausgeschlossen, 
d.  h.  sie  betheiligen  sich  wohl  an  der  Umtheilung,  die  sorgsamen  Wirthe, 
die  hierbei  bisherige  Landstreifen  der  schlechten  Wirthe  erhalten,  haben 
aber  das  Recht,  diese  Landstreifen  gegen  gutbestellte  Landstreifen,  die 
den  schlechten  Wirthen  zugefallen  sind,  umzutauschen,  so  dass  die 
schlechten  Wirthe  die  schlecht  bestellten  Landstreifen  zurück  erhalten. 
So  z.  B.  in  Grusino  (Gouv.  Nowgorod,  am  Wolchow).2) 

Eine  andere  Vorkehrung  ist,  dass  aus  den  entlegeneren  und  schlechteren 
Landstücken  besondere  Gewanne  gebildet  werden,  die  ausschliesslich  auf 
diejenigen  Hauswirthe  vertheilt  werden,  die  aus  irgend  welchen  Ursachen 
die  Ackerwirthschaft  aufgegeben  haben.  So  in  der  Gemeinde  Blasnowo*) 
(Gouv.  Twer,  Kreis  Ostaschkow),  vielfach  im  Gouv.  Moskau.  Die  wüsten 
Landantheile  werden  auch  von  der  Gemeinde  zum  Grasschnitt  verpachtet 
und  der  Ertrag  zur  theilweisen  Deckung  der  Zahlungen  der  betreffenden 
Bauern  verwandt.  So  auch  z.  B.  in  Grusino  (am  Wolchow).  Oder  diese 
Wirthe,  denen  bei  Umtheilungen  dasselbe  Land  verbleibt,  mähen  selbst 
das  unbestellte  Land.  Immerhin  müssen  sie  die  obliegenden  Zahlungen 
leisten,  wenn  sie  auch  den  Boden  nicht  nutzen.  Das  Band,  das  diese 
Leute  mit  der  Gemeinde  noch  zusammenhält,  ist  nur  noch  ein  fiscalisches, 
das  durch  das  strenge  Passsystem  erhalten  wird.  Wird  dieses  fiscalische 
Band  (durch  den  Staat)  gelöst,  so  scheiden  diese  Leute,  die  auch  jetzt 
keine  Ackerbauer  mehr  sind,  auch  formell  aus  der  Markgenossenschaft 
und  werden  zu  landlosen,  was  sie  in  Wirklichkeit  jetzt  schon  sind. 
Nur  in  dem  Falle,  dass  zeitig  von  Seiten  des  Staates  Massnahmen  zur 


*)  Protokoll  der  Sitzung  des  statistischen  Komitees  in  Archangelsk  vom  27.  No- 
vember 1880,  No.  2. 

*)  Georgy ewski  im  Cjobo,  1879,  Band  I,  1.  c. .  pag.  108. 
*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  244. 
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Verbesserung  der  ökonomischen  Bedingungen  der  bäuerlichen  Wirtschaft 
getroffen  werden,  können  sie  dem  Ackerbau  zurückgeführt  werden. 

Trotz  all'  jener  Bemühungen  der  Gemeinde  erweisen  sich  für  sie 
und  die  sorgsamen  Wirthe  die  wüsten  Ländereien  als  sehr  drückend: 
sie  tragen  zur  Ausweichung  des  Getreides  auf  den  angrenzenden  (be- 
stellten) Landstreifen  bei,  sie  entziehen  den  Dünger  den  benachbarten 
Landstreifen,  die  daher  geringe  Ernten  bringen,  sie  befördern,  dass 
Raupen  zunehmen,  die  die  Wurzeln  des  Getreides  anfressen,  und  end- 
lich, dass  Unkraut  auch  auf  die  Felder  hinüberwuchert,  das  das  Wachs- 
thum  des  Getreides  hindert  und  dasselbe  gar  ganz  erstickt  Um  die  Ent- 
stehung wüster  Landstücke  zu  verhindern,  sieht  ausser  den  angegebenen 
Massnahmen  die  Gemeinde  hier  und  da  streng  darauf,  dass  alle  Haus- 
wirthe  ihre  Streifen  mindestens  aufpflügen,  wenn  sie  für  diese  auch 
keine  Saat  haben.  In  manchen  Gemeinden  ist  die  Bestimmung  ge- 
troffen, dass  solche  Ackerstücke  mindestens  aller  2—3  Jahre  aufgepflügt 
werden,  auf  dass  das  Land  nicht  verwächst  So  z.  B.  in  Saoserje  (Gouv. 
Nowgorod,  Kr.  Krestzi).1)  Kann  der  Hauswirth  (weil  er  kein  Pferd  etc. 
hat)  nicht  selber  das  Feld  pflügen,  so  muss  er  unbedingt  einen  Pächter, 
der  das  Land  bestellt,  finden,  widrigenfalls  er  von  der  Gemeinde  bestraft 
wird,  die  dann  auch  ohne  seine  Zustimmung  über  seinen  Landantheil 
verfügt  Eine  Gemeinde  des  Gouv.  Moskau  bestellt  selbst  das  Land  der 
Leute  ohne  eigene  Ackerwirthschaft ,  um  es  nicht  wüste  werden  zu 
lassen.  Auch  achtet  die  Gemeinde  dort,  wo  einige  Hauswirthe  ausser- 
halb der  Mark  gekauftes  (zum  persönlichen  Eigenthum)  Land  besitzen, 
darauf,  dass  diese  das  gekaufte  Land  nicht  zum  Nachtheil  ihres  Ge- 
meindelandes düngen. 

Es  triflt  aber  auch  hier  und  da  die  Gemeinde  Massnahmen,  die  direct 
zur  Hebung  der  Bestellung  des  Bodens  führen.  Auf  dass  bei  der  fol- 
genden Neuvertheilung  Niemandem  ungedüngtes  Land  zufalle,  bestimmt 
sie,  dass  kein  Dünger  verkauft  und  überhaupt  aus  der  Gemeindemark 
ausgeführt  werde.  Auch  zwingt  die  Gemeinde  —  mit  Strafandrohung 
im  Uebertretungsfalle  —  die  Genossen  zur  Düngung.  So  hat  eine  Ge- 
meinde im  Kr.  Morschansk,  Gouv.  Tambow,  wo  man  erst  in  den  beiden 
letzten  Jahrzehnten  mit  der  Düngung  des  Bodens  begonnen  hat,  die 
streng  beobachtete  Bestimmung  getroffen,  dass  Jeder  sein  Brachfeld  zu 
düngen  habe.  Für  einmaliges  Unterlassen  der  Düngung  wird  1  Rubel, 
für  das  zweite  Mal  2  und  für  das  dritte  Mal  3  Rubel  Strafgeld  erhoben. 
Erfüllt  der  Bauer  auch  jetzt  seine  Pflicht  nicht,  so  nimmt  ihm  die  Ge- 
meinde seinen  Landantheil  ab.*) 


l)  1.  c.  pag.  294. 

')  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  HI,  pag.  76. 
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Es  sei  schliesslich  noch  bemerkt,  dass  nicht  alle  jene  Massnahmen 
überall  angewandt  werden  können,  so  gestattet  z.  B.  in  manchen  Ge- 
meinden die  Ausdehnung  des  Feldes  nicht  eine  Aenderung  in  der  Richtung 
der  Streifen. 

§  28. 

Wir  gehen  jetzt  auf  die  wirthschaftlich  so  bedeutungsvolle  Frage 
der  üblichen  Breite  der  Landstreifen  der  Höfe  ein.  Wenn  wir  Aus- 
nahmen bei  Seite  lassen ,  so  werden  jedem  Hof  entsprechend  der  Zahl 
seiner  Seelen  die  Seelen-Landstreifen  in  jedem  Gewanne  beisammen  zu- 
gemessen. Enthält  z.  B.  ein  Gewanne  vier  Arschin  Breite  pro  Seele,  so 
erhält  ein  Wirth  mit  zwei  Seelen  einen  Streifen  von  8  Arschin  Breite, 
der  mit  drei  Seelen  12  Arschin  etc.  Nur  ganz  ausnahmsweise  wird  diese 
Art  der  Zutheilung  nicht  exercirt.  So  findet  Orlow  im  Gouv.  Moskau 
nur  in  zwei  Gemeinden  Abweichungen  von  dieser  Regel:  hier  werden 
die  Gewanne  in  gleiche  Landstreifen  pro  zwei  Seelen  zerlegt;  wer  eine 
oder  drei  Seelen  hat,  tritt  mit  einem  Anderen  zusammen,  um  zusammen 
ein  oder  zwei  Loose  zu  haben.  Nachher  theilen  sie  das  erhaltene  Land 
unter  einander  nach  der  Zahl  der  Seelen.  Wer  mehr  als  zwei  Seelen 
in  seinem  Hof  hat,  also  z.  B.  vier,  legt  zwei  Loose  in  die  Mütze  und  er- 
hält zwei  Streifen,  je  nach  dem  wie  das  Loos  entscheidet,  an  verschiedenen 
Stellen.  Die  Folge  ist  eine  grössere  Zersplitterung,  als  vermieden  werden 
kann.  Dieser  Modus  erhält  sich  aber  in  diesen  zwei  Gemeinden,  da  hier 
sehr  wenig  Höfe  mit  vier  Seelen  (in  der  einen  Gemeinde  haben  von 
33  Höfen  nur  zwei  Höfe  vier  Seelen)  vorhanden  sind  und  diese  wenigen 
zumeist  nach  Vereinbarung  mit  dem  Nachbar  den  einen  Streifen  gegen 
den  dem  anderen  Streifen  benachbarten  tauschen  und  dadurch  ihren 
Landantheil  arrondiren.  Ausser  dieser  Art  findet  sich  in  anderen  Gou- 
vernements auch  noch  eine  andere,  die  eine  noch  grössere  Zersplitterung 
des  Grundbesitzes  hervorruft  In  manchen  Gemeinden  legt  jeder  Wirth 
pro  Gewanne  so  viel  Loose  in  die  Loosurne,  als  er  Seelen  hat;  er  er- 
hält also  so  viel  Landstreifen,  je  nach  dem  Ausfall  des  Loosens,  an  ver- 
schiedenen Stellen,  als  er  Seelen  in  seinem  Hof  hat  Jener  Austausch 
von  Landstreifen  zur  Arrondirung  des  Grundbesitzes  in  jedem  Gewanne 
findet  wohl  auch  statt,  aber  nicht  überall,  so  bleiben  z.  B.  (nach  per- 
sönlichen Erkundigungen)  die  Bauern  der  Gemeinde  Iwanowo  (Kr.  Bel6w, 
Gouv.  Tula)  und  benachbarter  Gemeinden  bei  der  durch  das  Loos  ent- 
schiedenen Zersplitterung. 

Immerhin  ist  diese  ungerechtfertigt  parcellirte  Vertheilung  der  Land- 
streifen eine  sehr  seltene  Erscheinung,  also  nur  Ausnahme  v.on  jener 
allgemeinen  Regel,  nach  welcher  den  Höfen  die  Landstreifen  in  jedem 
Gewanne  beisammen,  je  nach  der  Zahl  der  Seelen  zugemessen  werden. 
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Die  Breite  des  Landstreifens  eines  Hauswirthes  im  Gewanne  hängt 
demnach  ab  von  der  Grösse  (Breite)  des  betreifenden  Gewannes,  von  der 
Grösse  (Seelenzahl)  der  Gemeinde  und  endlich  von  der  Grösse  (Seelen- 
zahl) seines  Hofes.  In  einer  grossen,  d.  h.  an  Seelen  reichen  Gemeinde 
ist  unter  sonst  gleichen  Umständen,  d.  h.  bei  gleicher  Breite  des  Ge- 
wannes der  Landstreifen  pro  Seele  und  also  auch  pro  Hof  mit  mehreren 
Seelen  schmäler  als  in  kleinen  Gemeinden,  da  der  Divisor  (Zahl  der 
Seelen)  ein  grösserer  ist  bei  gleichem  Dividend  (Breite  des  Gewannes). 
Und  je  breiter  das  Gewanne,  desto  breiter  die  Landstreifen. 

Da  nun  die  Breite  der  einzelnen  Gewanne  in  ein  und  derselben 
Gemeinde,  zumal  wo  die  sogen,  strenge  Gewannebildung  üblich  ist,  eine 
sehr  verschiedene  ist,  so  ist  au,ch  die  Breite  der  Landstreifen  (pro  Seele, 
pro  Hof)  in  ein  und  derselben  Gemeinde  sehr  verschieden. 

Die  geringste  Breite  der  Landstreifen  beträgt  im  Gouv.  Moskau 
pro  zwei  Seelen  —  Höfe  mit  einer  geringeren  Anzahl  von  Seelen  kommen 
nur  sehr  selten  vor  —  drei  Arschinen.  Eine  so  geringe  Breite  findet 
sich  jedoch  nur  in  sehr  wenigen  Dörfern  vor.  Die  Durchschnittsziffer 
der  geringsten  Breite  in  124,  in  verschiedenen  Kreisen  belegenen  Dörfern, 
in  Betreff  deren  Orlow  genaue  Ziffern  vorliegen,  ist  sechs  Arschinen. 
Weiterhin  berechnet  er,  dass  die  Kategorie  der  Streifen,  die  die  ge- 
wöhnliche, mittlere  Breite  haben,  im  Durchschnitt  elf  Arschinen  breit 
ist  Endlich  hat  die  Kategorie  der  breitesten  Streifen  durchschnitt- 
lich eine  Breite  von  20  Arschinen.  In  einigen  Fällen  wird  ein  Maxi- 
mum von  15  Faden  erreicht  Diese  Berechnungen  bieten  jedoch  keine 
feste  Characterisirung  der  Breite  der  Landstreifen:  es  herrscht  die 
grösste  Verschiedenheit  im  Einzelnen,  die  nicht  unter  allgemeine  Rubriken 
gebracht  werden  kann,  und  zwar  um  so  weniger,  als  in  Folge  partieller 
Umtheilungen,  auf  die  wir  später  zu  sprechen  kommen,  Landstreifen 
schmäler  geworden  sind,  als  sie  es  bei  der  letzten  allgemeinen  Um- 
theilung  waren. 

W.  Orlow  theilt  interessante  Tabellen  über  die  Zahl  der  „Seelen- 
iandantheile"  eines  jeden  Hofes  in  den  zwei  Kreisen  Klin  und  Podolsk 
mit,  aus  welchen  sich  folgende  Resultate  ergeben.  Die  Zahl  der  Höfe 
mit  weniger  als  zwei  Seelen  beträgt  im  Kreise  Klin  1954  oder  12,4°/0, 
im  Kr.  Podolsk  1555  Höfe  oder  11,7%;  die  mit  zwei  Seelen  7129  oder 
45%,  resp.  5713  oder  43%,  die  Zahl  der  Höfe  mit  über  zwei  Seelen 
6777  oder  42,6%,  resp.  6010  oder  45,3%.  Interessant  ist  auch  das 
Resultat,  dass  das  Verhältnis  der  Grösse  der  Höfe  in  beiden  Kreisen 
ein  gleiches  ist,  während  die  ökonomischen  Bedingungen  in  ihnen  sehr 
verschieden  sind:  im  Kr.  Klin  steht  die  bäuerliche  Wirthschaft  höher  als 
in  irgend  einem  anderen  Kreise,  im  Kr.  Podolsk  aber  zeigt  sich  in  der 
bäuerlichen  Wirthschaft  ein  starker  Verfall, 
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In  vier  grossen  Dörfern  im  Er.  Koslow  (Gouv.  Tambow)1)  befanden 
sich  in  der  Gesammtzahl  der  1947  Höfe  nur  466  Höfe  mit  einer  Seele. 
In  demselben  Gouvernement  im  Er.  Borissoglebsk  betragt  die  Zahl  der 
Höfe  mit  einer  Seele:  in  einer  Gemeinde  mit  746  Höfen  —197,  in  einer 
anderen  mit  624  Höfen  —135,  in  einer  dritten  mit  689  Höfen  214,  bei 
der  im  Jahre  1880  vorgenommenen  neuen  allgemeinen  Umtheflung  aber 
nur  HO.8) 

Von  den  811  Hauswirthen  in  der  Wolost  Ssergijewo  (Kreis  und 
Gouv.  Tula)  haben  158  nur  einen  Seelenantheil*),  von  den  5195  Haus- 
wirthen in  sieben  anderen  Wolosten  dieses  Kreises  aber  775 4)  etc.  etc. 

Nächst  dem  Gouv.  Moskau  besitzen  wir  ausführlichere  Daten  über 
die  Breite  der  Landstreifen  im  Gouv.  Jaroslaw.  Aus  den  hierüber  ge- 
sammelten Materialien  im  örtlichen  gouvernementsstatistischen  Comite 
ergiebt  sich,  dass  die  mittlere  Breite  der  Landstreifen  pro  Seele  in 
diesem  Gouvernement  ein  Faden  und  ein  Arschin  beträgt,  die  geringste 
Breite  aber  41/*  Arschin.  Die  Kreise  dieses  Gouvernements  weisen 
folgende  Ziffern  für  die  geringste  Breite  pro  Seele  auf:  Kreis  Romanow 
3,1  Arschin,  Er.  Danilow  3,9  Arschin,  Er.  Mologa  4,8  Arschin,  Kreis 
Uglitsch  4,8  Arschin  (diese  Ziffer  bezieht  sich  nur  auf  eine  Wolost  dieses 
Kreises),  Er.  Rübinsk  4,4  Arschin  (nur  eine  Wolost),  Er.  Ljubim  3,2  Ar- 
schin, Er.  Poschechonje  4,1  Arschin,  Er.  Jaroslaw  4  Arschin,  Er.  Müsch- 
kin  6,7  Arschin.  Nun  finden  sich  aber  Höfe  mit  nur  einer  Seele 
äusserst  selten,  wie  wir  aus  folgenden,  gleichfalls  dem  statistischen  Comitl 
entnommenen  Daten  ersehen.  Im  Er.  Romanow  fanden  sich  in  elf 
Dörfern  einer  Wolost  unter  141  Wirthen  nur  9  mit  einer  Seele,  in 
14  Gemeinden  einer  anderen  Wolost  unter  733  Wirthen  nur  33,  in  29 
Dörfern  einer  dritten  Wolost  unter  347  Wirthen  48  mit  nur  einer  Seele; 
im  Kreise  Rostow  in  12  Dörfern  einer  Wolost  unter  191  Wirthen  20, 
in  6  Dörfern  einer  anderen  Wolost  unter  365  Wirthen  7  mit  nur  einer 
Seele;  im  Kreise  Mologa  in  17  Dörfern  einer  Wolost  unter  986  Wirthen 
23,  im  Er.  Jaroslaw  in  19  Dörfern  einer  Wolost  unter  408  Wirthen  33, 
in  7  Dörfern  einer  anderen  Wolost  unter  103  Wirthen  3,  in  21  Dörfern 
einer  dritten  Wolost  unter  349  Wirthen  19,  im  Er.  Ljubim  in  14  Dörfern 
einer  Wolost  unter  117  Wirthen  1  mit  nur  einer  Seele.  Sehr  verbreitet 
sind  die  Höfe  mit  2  Seelen.  Die  Materialien  des  statistischen  Comitfe 
ergeben  als  mittlere  Ziffer  für  die  Grösse  der  Höfe  3  Seelen.  Da  nun 
auch  in  diesem  Gouvernement  die  Höfe  nach  der  Seelenzahl  ihre  Land- 
streifen in  jedem  Gewanne  beieinanderliegend  erhalten,  so  sind  jene 

')  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  D,  Abschnitt  n,  pag.  12.  13. 
*)  1.  c.  Band  I,  Abschnitt  II,  pag.  15  und  19. 
*)  Borissow,  1.  c.  Band  I,  pag.  14. 
4)  Borissow,  1.  c.  Band  II,  pag.  77. 
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Ziffern  für  die  Breite  der  Landstreifen  zu  verdoppeln  resp.  zu  verdrei- 
fachen, um  die  gewöhnliche  Breite  der  Landstreifen,  die  ein  Hof  (mit  Aus- 
schluss der  wenigen  Höfe  mit  nur  einer  Seele)  bewirtschaftet,  zu  erhalten.1) 

Aus  anderen  Gouvernements  liegen  nur  vereinzelte  Daten  vor.  Wir 
führen  einige  Beispiele  an. 

In  den  20  Gemeinden  der  Wolost  Murajewnä  (Gouv.  Kasan),  wo 
die  Dessätinen-Theilung  üblich  ist,  ist  die  Breite,  der  Landstreifen 
pro  Seele  5 — 10  Faden,  nur  in  den  wenigen  kleinen  Gewannen  ist  sie 
geringer,  in  einigen  nur  2  Faden  und  noch  weniger.9) 

In  der  Gemeinde  Torchowo  (Kr.  und  Gouv.  Tula)  scheint  nach  den 
vorliegenden  Daten  die  geringste  Breite  pro  Seele  1  Faden  V«  Arschin, 
die  grösste  Breite  pro  Seele  2  Faden  P/a  Arschin  zu  sein.  Nur  zwei 
Höfe  haben  je  eine  Seele,  8  Höfe  je  zwei,  10  Höfe  je  drei,  die  übrigen 
28  Höfe  über  drei  Seelen.8) 

Gemeinde  Borok  (Gouv.  Pskow,  Kr.  Porchow)  1  Faden  pro  Seele, 
pro  Hof  aber  häufig  2  und  3  Faden,  bis  zu  4  Faden.  In  einigen  kleinen 
Feldstücken  ist  jedoch  die  Breite  geringer.4)  Vor  der  Emancipation  war 
die  Breite  erheblich  geringer. 

Gemeinde  Morachowka  (Gouv.  Charkow,  Er.  Kupänsk):  3—15  Faden 
pro  Revisionsseele.  Von  den  33  Höfen  dieser  Gemeinde  haben  nur 
acht  je  eine  Revisionsseele,  die  anderen  mehr  (l1/«—  4  Revisionsseelen), 
demnach  die  Landstreifen  zumeist  breiter  als  angegeben. 

Gemeinde  Dolä  (ebendaselbst  belegen)  von  4  Arschine  bis  zu  zehn 
Faden  pro  Revisionsseele;  von  den  18  Höfen  haben  nur  5  Höfe  je  eine 
Revisionsseele,  die  anderen  mehr.6) 

Gemeinde  Ssemuschino  (Gouv.  Archangelsk,  Er.  Gholmogory):  die 
geringste  Breite  (pro  Seele)  2  Faden,  die  grösste  5  Faden.  In  alten 
Zeiten  waren  die  Landstreifen  erheblich  breiter,  im  Jahre  1858  wurden 
zur  Herstellung  einer  grösseren  Gleichmässigkeit  in  der  Beschaffenheit 
derselben,  die  Aecker  in  kleinere  Gewanne  getheilt,  mithin  auch  die 
Landstreifen  schmäler  gemacht8) 

Gemeinde  Undory  (Gouv.  und  Kreis  Schimbirsk):  die  Breite  15  bis 
20  Faden  pro  2  Seelen,  in  den  „Eeilchen"  von  P/g  Faden  an.  Höfe 
mit  einer  Seele  zählen  wir  24,  mit  zwei  Seelen  198,  mit  drei  Seelen  21, 
mit  noch  mehr  Seelen  55J7) 


])  Poasnikow,  L  c  Band  II,  pag.  141  etc.,  Uschakow  1.  c.  pag.  87. 

*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  118  etc. 

*)  1.  c.  pag.  180. 

*)  1.  c.  pag.  809. 

»)  1.  c.  pag.  209. 

•)  L  c.  pag.  890. 

*)  1.  c  pag.  338. 
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Gemeinde  Blasnowo,  aus  fünf  Markgemeinden  bestehend  (Gouv. 
Twer,  Er.  Ostaschkow),  die  geringste  Breite  pro  Seele  3  Arschin.1) 

Gemeinde  Saoserje  (Kr.  Krestzi,  Gouv.  Nowgorod)  die  Breite  pro 
Seele  häufig  3  Arschin.9) 

Die  Gemeinde  Gross-Tschastowa  (Gouv.  Nowgorod,  Kr  Krestzi)  theilt 
pro  Seele  */s  Faden  bis  */*  Faden  breite  Landstreifen  zu.  Hier  finden 
sich  je  zwei  Wirthe  mit  einer  und  mit  vier  Seelen,  die  anderen  Wirthe 
mit  zwei  oder  drei  Seelen  (die  Gesammtzahl  der  Revisionsseelen  be- 
trägt 63).8) 

Im  Kreise  Ssarapul  (Gouv.  Wätka)  die  Breite  der  Landstreifen  pro 
Hof  1  Faden  bis  zu  40  Faden.4) 

Im  Kreise  Borissoglebsk  (Gouv.  Tambow)  entfällt  zumeist  pro  Seele 
5  Faden  Breite;  die  Gleichartigkeit  der  Bodenbeschaffenheit  gestattet  es, 
breite  Gewanne  zu  bilden.  Dagegen  finden  sich  im  Kr.  Morschansk  in 
demselben  Gouvernement  vielfach  sehr  schmale  Streifen:  ein  Landstreifen 
pro  eine  Seele  (*/*  Arschin)  kann  kaum  bestellt  werden.  (Siehe  weiter 
unten.)  Doch  auch  hier  haben  in  manchen  Gemeinden  die  Landstreifen 
pro  Seele  eine  Breite  von  3  Faden  und  mehr.6) 

In  der  Wolost  Ssergijewo  (Kr.  u.  Gouv.  Tula)  21/*  bis  10  Faden,  da- 
zwischen auch  schmäler,  aber  auch  breiter.6) 

Es  wird  auch  vielfach  der  Missstand  empfunden,  dass  die  Breite  zu 
gering,  so  z.  B.  im  Kreise  Räsan,  wo  nicht  selten  der  Landstreifen  der 
Höfe  mit  einer  Seele  „nicht  breiter  als  die  Egge"  ist,  wie  die  Bauern 
klagend  ausrufen.7) 

In  Wirklichkeit  sind  aber  die  Landstreifen  der  Höfe  häufig  erheblich 
breiter,  als  aus  den  soeben  angeführten  Daten  zu  schliessen  wäre.  Es 
sind  nämlich  mehrere  Massnahmen  vielfach  üblich,  breitere  Landstreifen 
herzustellen,  um  für  die  Bewirthschaftung  geeignetere  Parcellen  zu 
schaffen. 

Eine  Maassnahme  ist,  dass  kleine  Wirthe,  d.  h.  mit  wenigen  Seelen, 
zu  einem  Loose  zusammentreten  und  dann  unter  einander  den  Streifen 
in  einem  Gewanne  gegen  den  in  einem  anderen  Gewanne,  dessen  Be- 

J)  1.  c.  pag.  241. 

fi)  1.  c.  pag.  268. 

8)  H.  KpacHonepora:  üoseMeiBiiaji  o&uHHa  bi  KpecTen.KOMi  yfoxi,  in  der  Pyccuaa 
Pin,  1880,  Band  V,  pag.  274. 

4)  M.  KyponTeBi:  0  nopajut  seiueBJiaxiHui  KpecTbaeaMH  capanyacsaro  y*3ja, 
BüTCKoft  ryöepmH,  in  dem  TpyxH  H.  B.  9.  OömecTBa,  1878,  Band  III,  September, 
pag.  91  etc. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  I,  Abschnitt  II ,  pag.  SO— 81,  Band  III, 
pag.  28  etc. 

•)  Borissow,  Band  I,  pag.  89—40. 

?)  Statistik  des  Gouv.  Räsan,  Band  I,  Abschnitt  II,  pag.  40. 
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schaffenheit  keinen  grossen  Unterschied  gegen  den  ersten  aufweist;  aus- 
tauschen. Häufig  geschieht  Solches  auch  durch  das  Loos.  Freier  Aus- 
tausch einzelner  Landstreifen  unter  Höfen  zur  Arrondirung  des  Grund- 
besitzes findet  vielfach  in  der  Zwischenzeit  von  einer  allgemeinen 
Umtheilung  zur  anderen  statt.1) 

Ein  zweites  Mittel  ist,  dass  kleine  Wirthe  ihre  benachbarten  Streifen 
in  die  Quer  theilen,  so  dass  ein  Jeder  doppelt  (wenn  die  Seelenzahl 
beider  Wirthe  die  gleiche  ist)  so  breite  Landstreifen,  als  ihnen  sonst 
zugefallen  wäre,  dabei  aber  halb  so  lange  Landstreifen,  als  die  Länge 
des  Gewannes  ist,  haben.  Auch  kommt  es  vor,  dass  grössere  Wirthe  in 
dieser  Weise  ihre  Landstreifen  breiter  machen.  So  findet  man  in  einigen 
Gemeinden,  dass  alle  Landstreifen  der  Höfe  dieselbe  Breite,  aber  wechselnde 
Länge  zeigen,  wie  verschieden  auch  die  Zahl  der  Seelen  in  den  Höfen  ist. 

Dass  Missliche  bei  der  Anwendung  des  ersten  Mittels  ist,  dass  bei 
dem  Austausch  der  Landstreifen  der  eine  Wirth  benachteiligt  wird,  da 
jedes  Gewanne  einen  Unterschied  in  der  Beschaffenheit  oder  der  Lage  etc. 
aufweist  Immerhin  erscheint  den  Bauern  dieser  Uebelstand  geringer 
als  der  Uebelstand  der  zu  schmalen  Landstreifen. 

Das  zweite  Mittel  aber  wird  von  den  Bauern  selbst  als  weniger 
geeignet  angesehen,  da  jetzt  die  Streifen  die  doppelte  Zahl  von  Enden 
(Köpfen)  haben,  die  bei  Bestellung  des  Landes  vertreten  werden.  Ausser- 
dem stehen  die  Wirthe,  die  in  dieser  Weise  unter  einander  getheilt 
haben,  in  Betreff  der  Gewanne,  die  nur  von  einer  Seite  eine  Anfahrt 
haben,  unter  dem  Druck,  dass  der  Wirth,  dessen  Stück  nicht  die  An- 
fahrt berührt,  zuerst  dasselbe  beackern  und  überhaupt  bestellen  muss, 
zu  welchem  Zweck  er  über  das  Stück  des  anderen  Wirthes  fahren  muss, 
aber  erst  später  als  der  Andere  mit  dem  Schnitt  beginnen  kann. 

Ausser  diesen  beiden,  überall  sehr  verbreiteten  Mitteln  bestehen  in 
einigen  Gemeinden  noch  besondere  Auskunftsmittel,  um  zu  schmale 
Streifen  zu  vermeiden.  So  hat  z.  B.  die  Gemeinde  Staraja-Sinowjewka 
(Gouv.  Ssimbirsk)*)  zu  diesem  Zweck  das  Ackerland,  das  nach  Dessätinen 
getheilt  wird,  nur  in  zwei  Felder  getheilt  und  pachtet  —  als  drittes  Feld 
bei  der  Dreifelderwirtschaft  —  Ackerland  vom  benachbarten  Gutsbesitzer. 

In  den  Gemeinden  Undory,  Nowo-Alekino,  Rastokino  und  Arbusowo, 
Gouv.  und  Kr.  Ssimbirsk 8),  verständigen  sich  die  Bauern  eines  „Zehners", 


*)  Z.  B.  in  den  Gemeinden  der  Wolost  Murajewna,  so  dass  hier  manche  Höfe 
statt  zerstreut  liegender  fünf  Landstreifen  in  einem  Felde  nur  zwei,  dementsprechend 
breitere  besitzen.  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  p.  96,  ebenso  in 
den  Gemeinden  Undory,  Nowo-Alekino,  Rastokino,  Arbusowo  (Kr.  und  Gouv.  Ssim- 
tosk),  L  c.  862,  vielfach  im  Gouv.  Moskau,  Tambow  und  anderweitig. 

f)Lc.  pag.  362. 

*)  L  c.  pag.  362. 
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statt  je  einen  Landstreifen  in  jedem  „Landloos"  zu  erhalten,  einen,  dem- 
entsprechend breiteren  in  einigen  Landloosen  zu  erhalten.  Dieses  Ver- 
fahren findet  sich  auch  in  der  Gemeinde  Grusino  am  Wolchow.1) 

Auch  pachten  häufig  Bauern  Landstreifen,  die  an  die  ihrigen  grenzen, 
was  ziemlich  verbreitet  zu  sein  scheint. 

Es  wird,  z.  B.  im  Kreis  Nikolsk,  Gouv.  Wologda,  das  Verfahren  ein- 
geschlagen, dass  wenn  Landstreifen  bei  der  Vertheilung  zu  schmal 
(2Vg  Schritt  pro  Seele)  ausfallen,  als  dass  sie  in  geeigneter  Weise  be- 
stellt werden  können,  Wirthe  sich  zusammenthun  zu  einer  Genossenschaft, 
ihren  Landantheil  pro  Gewanne  zusammenerhalten,  gemeinsam  das  Acker- 
land bestellen  und  erst  die  Ernte  theilen.8) 

Das  Bestreben,  zu  schmalen  Landstreifen  zu  entgehen,  hat,  wenn 
auch  zur  Zeit  nur  ganz  vereinzelt,  Gemeinden,  wie  wir  bereits  an  an- 
derer Stelle  bemerkt  haben,  dazu  geführt,  das  Land  nach  seiner  Schätzung 
auf  die  Loosgruppen  zu  vertheilen,  so  dass  die  Zahl  der  Landstreifen 
um  so  viel  verringert  wird,  als  die  Zahl  der  Loosgruppen  beträgt  So 
wird,  z.  B.  im  Dorf  Schumowka  (Kr.  und  Gouv.  Ssimbirsk),  wie  bereits 
bemerkt,  um  breitere  Landstreifen  zu  erhalten,  das  gesammte  Ackerland 
in  jedem  der  drei  Felder  entsprechend  der  Zahl  der  Loosgruppen  in 
vier,  einander  gleichwertige  Stücke  zerlegt;  jede  Loossgruppe  erhalt 
demnach  in  jedem  Felde  nur  ein  Landstück,  das  die  Genossen  unter 
einander  theilen.  Die  Landstreifen  der  Höfe  sind  also  um  das  Vierfache 
breiter,  als  wenn  jeder  Hof  in  jedem  Gewanne  einen  Antheil  erhalten 
hätte.8) 

Noch  ein  anderes  Hülfsmittel,  einer  zu  grossen  Zersplitterung  zu 
entgehen,  wird  angewandt.  Giebt  z.  B.  ein  Hof  mit  3  Seelen  eine  V*  Seele 
auf,  die  einem  Hof  mit  2V2  Seelen  aufgewälzt  wird,  so  wechseln  nach 
freier  Vereinbarung  die  beiden  Höfe  ihren  ganzen  Ackerantheil  mit  ein- 
ander.   So  z.  B.  in  Saoserje  (Gouv.  Nowgorod,  Kr.  Krestzi).4) 

Ungeachtet  allen  Bemühens,  den  Landstreifen  die  für  eine  geeignete 
Bestellung  erforderliche  Breite  zu  geben,  gelingt  den  Gemeinden  Solches 
sehr  häufig  nicht  und  zwar  dort  wo  der  Boden  auf  geringem  Areal 
grosse  Verschiedenheit  in  der  Ergiebigkeit  zeigt,  also  kleine  Gewanne 
gebildet  werden.  Und  wo  sie  dieses  Ziel  bei  der  allgemeinen  Umthei- 
lung  auch  erreichen,  dort  geht  vielfach  dieses  Resultat  bei  darauf  folgen- 
den partiellen  Umtheilungen  durch  das  „Abwälzen  und  das  Aufwälzen 


*)  Georgiewski:  0?epK*  Öma  ojhoä  cencsoA  oöiijhhh,  in  der  Zeitschrift  Giobo, 
1879,  Bd.  I,  pag.  107—108. 

*)  ÜOTaTHHi:  HHKoncEift  ytoji  h  ero  smexH  in  der  ApeBHjui  h  Hob&s  Poccifl, 
1876,  Band  X,  pag.  150. 

*)  Materialiensammlung  pag.  362. 

4)  1.  c.  pag.  291. 
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Ton  Seelen"  wieder  verloren.  Werden  viele  Höfe  in  kurzer  Zeit  von 
einer  partiellen  Umtheilung  betroffen,  d.  h.  tritt  eine  zu  grosse  Zer- 
splitterung der  „Seelenlandstreifen"  ein,  so  erweist  sich  bald  die  Not- 
wendigkeit, zu  einer  Neuverloosung  oder  zu  einer  neuen  allgemeinen 
Umtheilung  zu  schreiten;  was  auch  nicht  wünschenswerte  ist 

Die  Bauern  erkennen  auch  selbst  die  Missstände  zu  schmaler  Land- 
streifen. Selbst  ein  geschickter  Sämann  wirft  Saat  auf  des  Nachbaren 
Land;  wird  dieser  Landstreifen  mit  einer  anderen  Frucht  bestellt,  was 
im  Sommerfeld  häufig  der  Fall  ist,  so  erhält  man  in  der  Ernte  nicht 
reines,  sondern  gemischtes  Korn.  Bestehen  Raine  zwischen  den  Land- 
streifen der  einzelnen  Höfe,  so  bilden  sie,  wie  schmal  sie  auch  sein 
mögen,  zusammengenommen  ein  nicht  unbeträchtliches,  baufähiges  Land- 
stück, das  ungenutzt  bleibt  Dazu  treten  noch  die  Schäden,  dass  die 
Raine,  mit  Unkraut  bewachsen,  dem  Landstreifen  den  Dünger  entziehen 
und  das  Ueberwuchern  desselben  mit  Unkraut  fördern.  Je  breiter  die 
Landstreifen,  desto  geringer  diese  Schäden.  Schmale  Landstreifen  er- 
schweren die  Bestellung,  zumal  das  Eggen  und  selbst  das  Pflügen:  der 
Bauer  kann  nicht  quer  pflügen,  er  muss  in  Folge  dessen  sorgfältiger  in 
die  Länge  pflügen,  was  mehr  Arbeit  erfordert,  als  wenn  er  auch  quer 
pflügen  könnte,  und  doch  nicht  das  Querpflügen  ersetzt.  Die  Versiche- 
rung des  Prof.  Possnikow,  die  sorgfältigere  Bestellung  des  Kleingrund- 
besitzers ersetze  die  Vortheile  des  Querpflügens  beim  Grossgrundbesitz, 
kann  nicht  für  hinreichend  erachtet  werden,  sich  dieser  bedeutungsvollen 
Frage  zu  entziehen.  Das  Unterlassen  des  Querpflügens  ruft  auf  nicht 
ebenem  Felde  noch  den  Uebelstand  hervor,  dass  bei  dem  beständigen 
Pflügen  von  der  Anhöhe  zur  Niederung  die  Ackerkrume,  wenn  auch 
ganz  allmälich,  zur  Niederung  geführt  und  die  Anhöhe  beständig  von 
ihr  entblösst  wird.  Die  zur  Beseitigung  dieses  Uebelstandes  vorge- 
nommene Aenderung  der  Richtung  der  Landstreifen  kann  nicht  überall 
ausgeführt  werden,  da  hierdurch  die  einzige  Anfahrt  zum  Felde  ver- 
nichtet würde  oder  aus  anderen  Ursachen. 

Der  Ursprung  der  zu  schmalen  Landstreifen  ist  die  grosse  Zer- 
splitterung des  Feldlandes  in  Gewanne.  Das  Nächstliegende  zur  Be- 
seitigung dieses  Uebelstandes  ißt  also,  grössere  Gewanne  zu  bilden,  d.  h. 
zwei  oder  mehrere  Gewanne  zu  einem  Gewanne  zusammenzufassen.  Jeder 
Fortschritt  in  der  Bestellung  (stärkeres  Düngen  etc.)  bringt  den  Bauer 
diesem  Ziel  näher,  indem  hiedurch  Unterschiede  in  der  natürlichen  Be- 
schaffenheit der  einzelnen  Feldstücke  stetig  mehr  verwischt  und  dadurch 
die  Ursache  weitgehender  Parceüirung  des  Ackers  in  viele  Gewanne  be- 
seitigt wird.1) 


*)  Siehe  u.  A.  Kawelin:  3anBCia  o  noiosenui  noieBaro  xoaalcTBa  etc.,  pag.  16. 
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Orlow  glaubt  annehmen  zu  können,  dass  eine  Breite  von  etwa 
12  Arschinen  allen  Forderungen  des  Wirthschaftsbetriebes  entspricht. 
Eine  erheblich  grössere  Breite  wäre  zumeist  zwecklos  und  würde  unter 
Umständen  zu  einer  Theilung  des  Landstreifens  zwecks  geeigneterer  Be- 
stellung fähren.  So  haben  Bauern  ihn  darauf  aufmerksam  gemacht, 
dass  bei  dem,  im  Gouv.  Moskau  vorherrschenden  Lehmboden  der  Roggen 
viel  durch  Ausweichung  des  Bodens  leidet;  um  Solches  zu  verhindern, 
wird  vielfach  derart  .gepflügt,  dass  die  Mitte  des  Landstreifens  etwas 
höher  wird  und  das  Land  nach  beiden  Seiten  hin  abfällt,  das  Wasser 
fliesst  also  in  die  Furchen,  die  die  Landstreifen  der  Höfe  von  einander 
scheiden.  Bei  breiten  Landstreifen  (über  20  Arschinen)  wäre  Solches 
nicht  möglich  oder  nur  dann  möglich,  wenn  der  Landstreifen  durch  eine 
Furche  getheilt  würde.  Bestätigt  werde  diese  Aussage  der  Bauern,  meint 
Orlow,  durch  das  übliche  Verfahren  auf  dem  Grossgrundbesitz:  dieDessä- 
tine  wird  durch  Furchen  getheilt  und  in  der  angegebenen  Art  gepflügt 

Leider  übergeht  Orlow  hier  die  Frage  des  Querpflügens.  Sollte 
etwa  auf  dem  Grossgrundbesitz  gar  nicht  in  die  Quer  gepflügt  werden? 
Oder  wird  nicht  das  ganze  Feld  erst  in  dieser  Richtung  gepflügt  und 
dann  in  jener  besonderen  Art  mit  der  Ziehung  tiefer  Furchen  (in  Zwischen- 
räumen bis  zu  20  Arschinen)  gepflügt?  — 

Neben  der  geringen  Breite  der  Landstreifen,  die  nur  selten  das 
Querpflügen  gestattet,  steht  dieser  Art  des  Pflügens  bei  der  Gemenge- 
lage der  Grundstücke  ein  anderes  Hinderniss  entgegen.  Der  Pflug  und 
die  Egge  jedes  Hauswirthes  stösst  auf  den  Landstreifen  des  Nachbarn 
und  das  Pferd  muss  ihn  beim  Wenden  betreten.  Die  Folge  ist  der 
strenge  Flurzwang:  Niemand  kann  sein  Landstück  besäen,  bevor  der 
Nachbar  gepflügt  und  geeggt  hat 

Dieser  Umstand,  wie  auch  der  der  geringen  Breite  der  Landstreifen 
sind  Fragen,  die  bei  der  Frage  der  Lösung  des  Problems  des  Gemeinde- 
besitzes die  ernsteste  Erwägung  beanspruchen. 

Neben  der  vielfach  zu  geringen  Breite  der  Landstreifen,  die  eine 
geeignete  Ackerbestellung  erschwert  und  wohl  auch  unmöglich  macht, 
sind  sehr  häufig  einige  Feldstücke  zu  weit  vom  Dorfe  entfernt 

Eine  solche  ungünstige  territoriale  Ausdehnung  des  Gemeindelandes 
findet  ihren  Ursprung  in  verschiedenen  Ursachen.  In  Dörfern  früher 
gutsherrlicher  Bauern  erstreckt  sich  das  Gemeindeland  sehr  häufig  nur 
nach  einer  Seite  hin,  so  dass  das  Dorf  nach  der  anderen  Seite  hin  die 
Mark  abschliesst  Zur  Zeit  der  Leibeigenschaft  befanden  sich  nämlich, 
zumal  wo  Frohne  herrschte  und  die  Bauern  das  eigene  wie  das  guts- 
herrliche Land  bestellten,  Herrenhof  und  Dorf  in  nächster  Nähe,  was  in 
jener  Zeit  ganz  geeignet  war.  Als  nun  mit  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft das  Bauerland  von  dem  gutsherrlichen  abzuscheiden  war,  konnte 
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—  soweit  keine  Aussiedelung  des  Dorfes  oder  Verlegung  des  Herren- 
hofs  erfolgte  —  die  Theilung  des  Landes  nur  in  der  Weise  erfolgen, 
dass  das  Bauerland  nur  nach  einer  Seite  hin  zugemessen  wurde.  Hieraus 
ergiebt  sich,  dass  auch  in  verhältnissmässig  kleinen  Dörfern  die  äusseren 
Landstücke  in  zu  grosser  Entfernung  von  den  bäuerlichen  Wirthschafts- 
höfen  sich  befinden  und  die  Wirtschaftsführung  erschweren.  Das  Hin- 
und  Herfahren,  die  Düngerfuhr  beansprucht  viel  Zeit  etc. 

Derselbe  Missstand  zeigt  sich  —  vielfach  in  noch  höherem  Maasse 

—  in  den  Dörfern,  denen  das  Land  nicht  arrondirt,  sondern  einige 
Landstücke,  getrennt  vom  übrigen  Gemeindeland  durch  gutsherrliches 
Land,  zugemessen  wurde;  solche  abgesonderte  Landstücke  sind  vielfach 
mehrere  Werst  und  gar  Meilen  vom  Dorf  entfernt.  Auch  bei  eigenem 
Landmangel  sehen  sich  die  Bauern  gezwungen,  derartig  ungünstig  be- 
legene Landstücke  zu  verpachten  und  müssen  selbst  Land  in  der  Nähe 
pachten. 

Das  Zusammenwohnen  in  grossen  Dörfern  mit  mehreren  tausend 
Einwohnern  (sehr  verbreitet  im  Gebiet  der  Schwarzerde  und  insbe- 
sondere der  Steppe)  ruft  denselben  Uebelstand  hervor.1)   Das  Gemeinde- 


')  Zu  eifrige  Verfechter  des  heutigen  Gemeindebesitzes,  wie  Fürst  Wassiltschikow, 
Professor  Possnikow,  suchen  die  Bedeutung  dieses  Missstandes  abzuschwächen.    Auf 
Grundlage  der  „offiziellen  und  neuesten  Quellen"  entwirft  Ersterer  (3eiueuaxiHie 
h  3enje*iiie,  Band  II,  pag.  776)  eine  Tabelle  über  die  Vertheilung  der  Bevölkerung 
nach  den  Wohnstätten,  aus  welcher  sich  ergiebt,  dass  in  den  baltischen  Provinzen 
die  Bevölkerung  am  dichtesten  in  Dörfern  zusammengedrängt  lebt,  d.  h.  dass  hier 
die  volkreichsten  Dörfer,  die  an  Grösse  alle  inneren  Gouvernements  übertreffen,  be- 
stehen!!   Einige  Seiten  vorher  (pag.  761)  und  an  anderen  Stellen  constatirt  er  aber 
selber  die  allbekannte  Thatsache,  dass  hier  das  Hofsystem  vorherrscht:  in  Kurland 
(mit  Ausnahme  des  Kreises  Illuxt)  und  in  der  südlichen  Hälfte  Livlands  bestehen  nur 
Einzelhöfe,  während  in  dem  genannten  Kreise  Kurlands,  in  dem  nördlichen  Theil 
Livlands  und  in  Estland  die  bäuerliche  Bevölkerung  in  kleinen  Dörfern  mit  wenigen 
Höfen  und  dazwischen  in  Einzelhöfen  lebt.    Dieser  Widerspruch  erklärt  sich  daraus, 
dass  Wassiltschikow  die  „administrative  Gemeinde"  und  „Dorf"  als  gleichbedeutend 
aaftasst.  Possnikow  (OomuHHoe  semeBiaxtaie,  Band  H,  pag.  175  etc.)  bemerkt  diesen 
Fehler  nicht,  übersieht  gleichfalls,  was  Wassiltschikow  an  anderen  Stellen  über  die 
Art  des  Beisammenlebens  in  den  baltischen  Provinzen  sagt,  giebt  jene  Tabelle  wieder 
and  zieht  aus  ihr  dieselben  Schlüsse.  Diese  Tabelle  hat  überhaupt  gar  keinen  Werth 
and  es  lassen  sich  aus  ihr  jene  Schlüsse  der  beiden  Schriftsteller  nicht  folgern.    In 
der  Tabelle  sind  nämlich  die  Gouvernements  des  innern  europäischen  Russlands 
(d.  h.  mit  Ausschluss  Finnlands  und  Polens)  in  fünf  Gruppen  zusammengefasst: 
31  gro88ru8Sische,  2  kleinrussische,  6  neurussische  Gouvernements  und  das  Gouv.  Stawro- 
pol,  9  süd-  und  nordwestliche  und  als  fünfte  Gruppe  die  8  baltischen  Gouvernements. 
Für  jede  Gruppe  giebt  er  nur  die  betreffenden  Gesammtziffern  an  (Zahl  der  männ- 
lichen Seelen,  der  Höfe,  der  Ansiedelungen,  Grösse  des  Landes).    Da  nun  in  den 
einzelnen  Gouvernements,  ja  selbst  in  den  einzelnen  Kreisen  und  auch  in  den  ein- 
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land  erstreckt  sich  bis  auf  40  und  mehr  Werst.  Die  natürlichen  Be- 
dingungen des  Landes  (zumal  der  Wassermangel  in  der  waldlosen  Gegend) 
verlangen  die  Ansiedelung  längst  den  wenigen  Flüssen,  die  an  beiden 
Ufern  in  den  geringsten  Zwischenräumen  von  Dörfern  besät  sind,  deren 
Mark  nach  der  einen  Seite  hin  als  schmaler  Streifen  sich  tief  in  das 
Land  hineinzieht.  Zur  Bestellung  des  Landes  findet  im  Sommer  eine 
förmliche  Aussiedelung  statt  und  das  Dorf  erscheint  dem  Reisenden  wie 
ausgestorben. 

Da  dieser  Uebelstand  nicht  im  Wesen  des  Gemeindebesitzes  liegt, 
so  können  wir  auf  ihn  hier  nur  beiläufig  eingehen.  Je  entfernter  Acker 
und  Wiesen  vom  Wirthschaftshof  sich  befinden,  um  so  höher  stellen  sich 
die  Productionskosten,  denn  die  Bestellung  erfordert  mehr  Zeit.  Diese 
grössere  Entfernung  macht  Ablösungszahlungen,  auch  wo  sie  an  sich 
nicht  hoch  gegriffen  sind,  zu  unerschwinglichen.  So  erklären  Bauern 
vielfach,  die  Zahlungen  wären  nicht  hoch,  wenn  das  Land  nur  näher  am 
Dorfe  belegen  wäre.  Der  Missstand  wird  noch  grösser,  wenn  das  Land 
gedüngt  werden  muss.  Bei  einer  gewissen  Entfernung  lohnt  es  über- 
haupt nicht  mehr,  den  Dünger  hinzuführen,  da  auch  die  beste  Ernte  die 
auf  die  Düngerfuhr  verwandte  Zeit  nicht  entschädigt.  Die  Grenzlinie, 
bis  zu  welcher  hin  gedüngt  werden  kann,  wird  noch  durch  die  Kürze 
der  Vegetationsperiode  und  durch  die  zur  Zeit  bestehende  Notwendig- 
keit der  Weide  auf  dem  Felde  verkürzt,  da  nur  eine  kurze  Spanne  Zeit 
für  die  Düngerfuhr  nachbleibt. 

Hieraus  ergiebt  sich  die  weit  verbreitete  Thatsache,  dass  nur  die 
nächstbelegenen  Felder  gedüngt  werden.  Es  hat  sich  für  die  entfernter 
belegenen,  ohne  Düngung  bleibenden  Ackerstücke  eine  besondere  Be- 
zeichnung ausgebildet  „aancitHua",  d.  h.  hinter  dem  Felde  belegen.1) 


zelnen  Wolosten  die  grösste  Verschiedenartigkeit  in  der  Art  des  Beisammenlebens 
bestehen  und  selbst  in  dem  Gebiete  der  Steppe  mit  seinen  vorherrschenden  sehr 
grossen  Dörfern  auch  ganz  kleine  Ansiedelangen  mit  einigen  and  gar  nur  mit  einem 
Hof  sich  finden,  so  sind  jene  Gesammtziffern  ganz  unbrauchbar,  um  irgend  ein  Bild 
über  die  Art  des  Zusammenlebens  aus  denselben  zu  entwerfen. 

')  Wir  unterlassen  es  hier,  diesen  Missstand  im  Einzelnen  in  der  Literatur 
nachzuweisen,  und  begnügen  uns  mit  einigen  Hinweisen.  Viel  Material  findet  sich 
in  den  Bänden  des  „Aouajn  somicin  Hiinep.  MoczoBcsaro  oömecTßa  ceii- 
csaro  xoaaficTBa  no  Bonpocy  o  xyTopax%".  Ueber  diese  Frage  hat  jüngst  auf  dem 
St  Petersburger  landwirtschaftlichen  Congress  (December  1882)  Herr  N.  Salomanow 
einen  interessanten  Vortrag  gehalten,  der  in  No.  8  der  „3acBjam£  neTepGyprcsaro 
co6paHia  ceiBCKHx*  xosaobV  vom  14.  Dec.  enthalten  ist 

Im  Kr.  Morschansk  (Gouv.  Tambow)  ist,  zumal  bei  den  früher  gutsherrlichen 
Bauern,  das  Gemeindeland  so  ungünstig  zum  Dorf  belegen,  dass  an  Hinfahren  von 
Dünger  kaum  zu  denken  ist.  Wir  wollen  hier  einige  Beispiele  anfahren.  Das  Ge- 
meindeland des  Dorfes  Chlüstowo,  dem  bei  der  Abgrenzung  des  Landes  nur  1  Dess. 
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Dass  die  Bauern  den  Uebelstand  der  zu  grossen  Entfernung  der  Land- 
stücke erkennen,  ist  selbstverständlich  und  es  liegen  vielfach  Berichte  vor, 
dass  die  Gemeinde  zur  Beseitigung  desselben  die  Frage  der  Aussiede- 
lung eines  Theiles  des  Dorfes  auf  eiben  entfernten  Theil  der  Gemeinde- 
mark aufwirft,  aber  zumeist  ohne  praktischen  Erfolg.  Auch  dort,  wo 
keine  natürlichen  Schwierigkeiten  (wie  Mangel  an  Wasser  etc.)  einer  An- 
siedelung an  der  anderen  Stelle  entgegenstehen,  lässt  sich  kein  Beschluss 
der  Gemeinde  erzielen,  auch  wo  alle  Genossen  von  der  Nützlichkeit,  ja 


pro  Revisionsseele  zugefallen  war,  beginnt  erst  drei  Werst  vom  Dorf  entfernt,  von 
wo  aus  ein  schmaler,  12  Faden  breiter  Durchlass  für  das  Hintreiben  des  Viehes  zum 
Gemeindeland  fahrt;  letzteres  erstreckt  sich  als  schmaler  Landstreifen  9  Werst  weit, 
*so  dass  die  äusserste  Grenze  der  Gemeindemark  12  Werst  vom  Dorf  entfernt  ist. 
In  derselben  Lage  befindet  sich  eine  Gemeinde  des  aas  acht  kleinen  Markgemeinden 
bestehenden  Dorfes  Deljnaja-Dubrowa:  das  Gemeindeland  beginnt  3  Werst  vom  Dorf, 
besteht  aus  mehreren  nicht  zusammenhangenden  Stücken  und  erstreckt  sich  bis  zu 
12  Werst  vom  Dorf.  Es  finden  sich  in  diesem  Kreise  eine  ganze  Reihe  von  Dörfern, 
deren  Mark  nach  einer  Seite  hin  sich  auf  10,  12,  15,  20  Werst  erstrecken.  Statistik 
des  Gouv.  Tambow,  Band  III,  pag.  71—73.  Aehnlich  ist  die  Lage  der  Dinge  in  dem 
Er.  Koßlow,  1.  c  Band  II,  pag.  55  etc.  und  Borissoglebsk  1.  c.  Band  I,  an  mehreren 
Stellen,  im  Kreise  Tula  im  gleichnamigen  Gouvernement,  Borissow  1.  c.  Bd.  ET,  p.  86, 
im  Gouv.  W&tka,  PoicaiiOBi:  Hepeceieme  KpecTwrai  Batckoü  ryäepaiH,  1881,  pag.  241, 
auch  im  Gouv.  Moskau,  Nowgorod,  Twer  etc.  Einige  Beispiele  aus  dem  Kreise  Dan- 
kow  (Gouv.  Rftsan):  Zum  Dorf  Polibino  gehört  ein  Landstück,  das  10  Werst  ent- 
fernt liegt,  das  an  das  Dorf  grenzende  Land  erstreckt  sich  auf  4  Werst  als  Land- 
streifen von  80  Faden  bis  zu  1  Werst  breit.  Das  Gemeindeland  des  Dorfes  Nowaja 
erstreckt  sich  auf  6  Werst,  vielfach  nur  70  Faden  breit.  Pokrowskoje  hat  die  Hälfte 
des  Landes  in  der  Nahe,  ein  Landstück  7  Werst  entfernt,  ein  anderes  15  Werst; 
leuteres  muss  verpachtet  werden.  In  der  nächsten  Nähe  der  Stadt  Dankow  sind 
5  Dörfer,  deren  Land  sich  bis  auf  8—9,  ja  auf  12  Werst  erstreckt,  das  entlegene 
Land  wird  an  umwohnende  Bauern  verpachtet.  Ein  Theil  des  Düngers  wird  in  die 
Stadt  verkauft  1  Pogorelkowa's  Gemeindeland  erstreckt  sich  auf  7  Werst,  ca.  200  Fa- 
den breit,  ausserdem  geschieden  durch  gutsherrliches  Land.  Das  Land  des  Dorfes 
Krugloje  (aus  zwei  getheilten  Gemeinden  bestehend)  dehnt  sich  4  Werst  aus,  150  bis 
240  Faden  breit.  Die  eine  getheilte  Gemeinde  des  Dorfes  Nikoljskoje  hat  ein  Ge- 
meindeland, das  sich  bei  90  Faden  Breite  auf  3  Werst  erstreckt.  Ein  Stück  des 
Gemeindelandes  von  Tushilki  ist  5  Werst  entfernt  und  ist  gar  im  benachbarten 
Gouvernement  (Tula)  belegen.  Das  Gehöftland  mehrerer  Dörfer  ist  von  zwei  und 
«ich  von  drei  Seiten  von  gutsherrlichem  Lande  umgeben,  das  Bauerland  erstreckt 
ach  also  nur  nach  zwei  oder  gar  nur  nach  einer  Seite  hin.  Statistik  des  Gouv. 
Rfcan,  Bd.  n,  Lieferung  II,  pag.  198—231.  Ebenso  ungünstige  Bedingungen  ergeben 
akh  im  Kreise  Banenburg  in  demselben  Gouvernement.  Vielfach  erstreckt  sich  das 
Gemeindeland  in  langen  Streifen  von  sehr  geringer  Breite:  150,  160,  200,  ja  selbst 
nur  90  Faden,  Es  dehnt  sich  10,  12,  15  Werst  aus,  besteht  dazwischen  aus 
mehreren,  von  einander  durch  fremdes  Land  geschiedenen  Stücken,  auch  umgiebt 
gutsherrliches  Land  das  Gemeindeland  von  zwei  Seiten.  In  einigen  getheilten  Ge- 
meinden (z.  B.  Istobnoje)  hat  bei  der  Zumessung  des  Gemeindelandes  eine  Gemeinde 
&r  GehöfUand  eingebüsst;  um  nicht  auszusiedeln,  pachtet  sie  dieses  Land  von  der 
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von  der  Notwendigkeit  der  Aussiedelung  überzeugt  sind.  Es  handelt 
sich  um  die  Frage,  wer  soll  aussiedeln.  Jeder  Hauswirth  hat  ein  gleich 
gutes  Recht  wie  jeder  andere,  am  aKen  Wohnort  zu  bleiben;  Jemanden 
zur  Aussiedelung  verurtheilen,  heisst  ihm  Gewalt  anthun,  welcher  er  sich 
wohl  auch  nicht  fügen*  wird.  Vor  Allem  ist  die  Aussiedelung  auf  eine 
andere  Stelle  mit  der  Aufwendung  von  viel  Arbeit  zum  Auseinander- 
reissen,  Verführen  und  Wiederaufstellung  der  Gebäude  verbunden.  Und 
wenn  auch  der  im  alten  Dorf  verbleibende  Theil  der  Gemeinde  alle 
diese  Kosten  übernimmt,  so  sind  doch  noch  andere  Bedenken:  aussiedeln 
heisst  entfernt  von  seiner  Pfarrkirche  leben,  das  seit  Alters  gedüngte 
Gehöftland  aufgeben,  die  alte  Heimath  verlassen  etc. 

Zur  Aussiedelung  ist  es  daher  bisher  nur  in  seltenen  Fällen  ge- 
kommen und  zwar  dort,  wo  besondere,  Solches  begünstigende  Umstände 
(Feuersbrunst,  die  einen  grossen  Theil  des  Dorfes  vernichtet  etc.)  hinzu- 
traten. Characteristisch  ist,  dass  das  Loos  entscheidet,  welche  Höfe  aus- 
zusiedeln haben. 

Wir  finden  im  Gouv.  Tambow  mehrere  derartige  Fälle.  Nach  einer 
verheerenden  Feuersbrunst  vor  40  Jahren  beschloss  die  Gemeinde  Sse- 
slawino  (Domänenbauern),  dass  */s  der  Hauswirthe  aussiedele.  Das  Loos 
bestimmte,  welche  Leute  dieses  Schicksal  traf.  Und  so  ward  12  Werst 
vom  alten  Dorf  ein  neues,  Neu-Sseslawino,  gegründet.  Die  Gemeinde 
Nowo-Klenskoje,  wie  die  vorgenannte  im  Er.  Koslow  belegen,  fühlte  auch 
den  Druck  der  ungünstigen  Lage  ihrer  Mark,  die  sich  auf  24  Werst  er- 
streckte, aber  ungeachtet  dessen,  dass  der  entferntere  Theil  des  Gemeinde- 
landes von  erheblich  grösserer  Fruchtbarkeit  war,  gelangte  es  erst 
zur  Aussiedelung,  als  im  Jahre  1&77  eine  Feuersbrunst  den  grössten 
Theil  des  Dorfes  niederlegte.  Auch  hier  entschied  das  Loos,  wobei  der 
Geistliche  die  Looszeichen  aus  der  Urne  nahm.  Von  den  zwei  Geist- 
lichen im  Dorf  zog  einer  mit  in  das  neugegründete  Dorf,  Archangelskoje. 
Da  gerade  die  Hälfte  der  Seelen  auszog,  so  wurde  das  Gemeindeland  in 
zwei  gleiche  Theile  getheilt.  Das  Dorf  Alt-Degtänka  (auch  im  Er.  Eoslow) 
ist  freilich  nicht  übermässig  gross  (weniger  als  300  Höfe),  aber  das  Land 


Gemeinde,  der  es  zugefallen.  Das  Gemeindeland  beginnt  hier  and  da  erst  2  oder 
3  Werst  Statistik  des  Gouv.  Kasan,  Band  II,  Lieferung  I,  pag.  267,  269,  270,  278, 
277,  293,  296,  806,  310,  317,  819,  328.  Aehnlich  im  Kreise  Ssaratow,  Statistik  des 
Gouv.  Ssaratow,  Bd.  I,  Lieferung  I,  Abtheilung  II,  pag.  4,  12,  14,  15,  17,  29,  88,  49, 
70,  75,  83,  85.  Auch  hier  muss  eine  getheilte  Gemeinde  in  der  Wolost  Pristannoje 
das  bei  der  Zumessung  abgesprochene  Gehöftland  pachten,  um  nicht  auszusiedeln, 
1.  c.  pag.  14.  Mit  der  Schwierigkeit,  ja  ökonomischen  Unmöglichkeit,  entferntere 
Felder  zu  düngen,  hängt  häufig  die  vielfach  statistisch  nachgewiesene  Erscheinung 
zusammen,  dass  in  kleinen  Dörfern  verhältnissmassig  mehr  Vieh  als  in  grossen  ge- 
halten wird. 
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erstreckt  sich  auf  20  Werst  Auch  wird  die  Aussiedelung  gewünscht, 
ja  die  neue  Stelle  bietet  „gutes  Wasser  und  dazu  Fische",  aber  es  kommt 
zu  keiner  Entscheidung.1) 

Aus  dem  Dorf  Gribanowka  (Kr.  Borissoglebsk,  Gouv.  Tambow)  hat 
vor  ca.  40  Jahren  eine  Aussiedelung  und  die  Gründung  des  neuen  Dorfes 
Aleksandrowka  mit  abgetheilter  Gemeindemark,  wegen  zu  weiter  Aus- 
dehnung derselben  (20  Werst),  stattgefunden  und  zwar  ohne  dass  erst 
eine  Feuersbrunst  abgewartet  wurde.  Es  fanden  sich  Leute,  die  frei- 
willig auszusiedeln  bereit  waren,  doch  da  es  deren  zu  wenige  waren,  so 
entschied  das  Loos  über  die  noch  fehlenden  Wirthe.  Die  Gemeinde 
leistete  hilfreichen  Beistand,  so  beim  Ueberführen  der  Gebäude  und  der 
Habseligkeiten  etc.  Es  erwies  sich  bald,  dass  die  neue  Gemeinde  grossen 
Yortheil  gewonnen  hatte:  das  Land  war  weit  ergiebiger  als  am  alten 
Dorf.  Nur  Eines  drückte  die  Leute  —  das  Fehlen  einer  eigenen  Kirche. 
Das  Gotteshaus  in  der  alten  Heimath  war  17  Werst  entfernt,  näher  war 
es  zur  Kirche  im  Dorf  Aleschki,  aber  diese  war  eine  fremde  Kirche. 
Ungeachtet  der  weiten  Entfernung  wurden  die  Leichen  in  die  alte  Hei- 
math gebracht,  und  nur  zur  Zeit  der  grundlosen  Wege  wandte  man  sich 
nach  Aleschki.  Endlich  entschloss  sich  die  Gemeinde  zum  Bau  einer 
eigenen  Kirche  und  jetzt  erst  fühlen  sich  die  Bauern  gefestigt  in  der 
neuen  Heimath.2) 

§  30. 

Von  hohem  Interesse  ist  es,  einen  näheren  Einblick  in  die  Ab- 
grenzung der  Gewanne  und  der  Landstreifen  zu  gewinnen.  Drei 
Arten  von  Rainen  haben  wir  zu  unterscheiden:  zur  Abgrenzung  der 
Gewanne,  der  Landloosgruppen  und  endlich  der  Landstreifen  der  ein- 
zelnen Höfe. 

Neben  dem  allgemeinen  Zweck  der  Abgrenzung  zweier  Gewanne 
gegen  einander  haben  die  Gewanneraine  auch  vielfach  den  besonderen 
Zweck,  die  Anfahrt  zum  Feldstück  zu  bieten,  und  zwar  in  dem  Falle, 
wenn  keine  andere  Anfahrt  besteht,  d.  h.  wenn  das  Gewanne  sich  nicht 
an  eine  Strasse  oder  an  Unland,  Weideland  etc.,  auf  welchem  die  Anfahrt 
möglich  wäre,  lehnt  und  ausserdem  die  Landstreifen  nicht  auf  die  Strasse 
stossen,  die  Richtung  der  Landstreifen  also  parallel  der  Strasse  geht,  diese 
nicht  verdical  berührt  —  Wo  die  Gewanneraine  nicht  diesen  zweiten 
Zweck  zu  erfüllen,  sondern  nur  zur  Abgrenzung  zu  dienen  haben,  sind  sie 
schmal  —  selten  über  17a  Arschin,  vielfach  wo  das  Land  sehr  geschätzt 
wird,  weit  schmäler.    Dabei  ist  es  den  Wirthen  nicht  benommen,  die  ur- 


')  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  II,  Abschnitt  II,  pag.  57—59. 
')  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  III,  Beilage,  pag.  89—40. 

▼.  Keussler,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeindebesitzes.    II.   2.  4 
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sprüngliche  Breite  der  Raine  durch  Aufpflügen  und  Bestellen  zu  verringern, 
was  vielfach  geschieht,  so  dass  sie  sich  von  den  Hainen  der  Landstreifen 
der  Höfe  nicht  unterscheiden  und  wohl  auch  gar  ganz  verschwinden.  Wo 
aber  die  Gewanneraine  die  einzige  Anfahrt  auf  das  Feld  bieten,  müssen 
sie  mindestens  so  breit  belassen  werden,  als  es  das  Fahren  beansprucht 
Aber  auch  in  diesem  Falle  wird  der  Rain  häufig  durch  Bestellen  verkürzt: 
wenn  nämlich  die  Landstreifen  des  einen  Gewannes  eine  andere  Sichtung 
als  die  des  benachbarten  Gewannes  haben,  d.  h.  die  Landstreifen  des  einen 
Gewannes  auf  die  ganze  Längeseite  des  ersten  Landstreifens  des  benach- 
barten Gewannes  stossen,  so  pflügt  der  Inhaber  dieses  ersten  Landstreifens 
auch  einen  Theil  oder  den  ganzen  Gewannerain,  aber  erst  nach  Vollendung 
dieser  Arbeit  auf  dem  anderen  Gewanne  Seitens  sämmtlicher  Hauswirthe 
und  heimst  die  Ernte  früher  ein  als  die  Anderen,  d.  h.  die  einzige  An- 
fahrt  über  dem  Gewannerain  verschwindet  für  jene  Zeit.  Dieser  Wirth 
steht  also  in  Betreff  der  Bestellung  seines  Landstreifens  in  jenem 
Gewanne  unter  dem  strengen  Flurzwang;  es  ist  jedoch  dieser  Zwang  das 
Resultat  seines  freien  Willens;  er  hat  sich  freiwillig  unter  diesen  Zwang 
begeben,  um  mehr  Ackerland  zu  gewinnen.  Solches  hat  dazu  geführt, 
dass  auch  überhaupt  kein  Gewannerain  abgegrenzt  wird,  sondern  dem 
Wirthe,  dem  solch1  ein  Landstreifen  zufällt,  ein  Landzuschlag  (von  etwa 
2 — 4  Arschin)  zugemessen  wird  und  es  ihm  überlassen  ist,  ob  er  diesen 
bestellen  will  oder  nicht.  Es  besteht  also  in  dieser  Beziehung  kein 
eigentlicher  Flurzwang.  Derselbe  kann  jedoch  in  dem  Falle  eintreten, 
wenn  eine  freie  Anfahrt  zu  dem  Gewanne  wohl  besteht,  aber  durch  das 
Umwenden  des  Gefährts  bei  Bestellung  des  einen  Gewannes  der  oder 
die  Landstreifen  in  dem  anderen  Gewanne  leiden.  Leidet  nur  ein  Land- 
streifen, welcher  Fall  eintritt,  wenn  die  Landstreifen  des  anderen  Gewannes 
senkrecht  auf  die  Längeseite  dieses  Landstreifens  stossen,  so  erhält  fast 
ausnahmslos  der  Besitzer  jenes  Landstreifens  einen  Landzuschlag  und  es 
ist  ihm,  wie  im  obigen  Fall,  überlassen,  dieses  Land  zu  bestellen  und 
sich  dadurch  dem  Flurzwang  zu  unterwerfen  oder  dasselbe  unbestellt  zu 
lassen.  Letzteres  geschieht  aber,  soweit  hierüber  Daten  vorliegen,  äusserst 
selten.  Den  Yortheil  der  Erweiterung  seines  Ackerlandes  schlägt  also 
der  Bauer  höher  an  als  das  Missliche  des  Gebundenseins  an  die  Vor- 
nahme der  Feldarbeiten  Seitens  der  anderen  Wirthe.  Dagegen  leiden 
sämmtliche  Landstreifen  des  einen  Gewannes,  wenn  die  Landstreifen  beider 
Gewanne  dieselbe  Richtung  haben.  Es  muss  also  ein  Gewanne  von  allen 
Wirthen  vorerst  bestellt  werden,  bevor  man  sich  an  die  Bestellung  des 
anderen  Gewannes  machen  kann.  Dieser  Missstand  besteht  aber  nicht 
immer  und  zwar  dort  nicht,  wo  den  Wirthen  die  gegenüberliegenden 
Landstreifen  (in  gleicher  Breite)  zufallen. 

Es  ist  bemerkenswerth,  dass,  ungeachtet  sorgfältigen  Umfragens 
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Orlow,  Possnikow  und  andere  Forscher  des  Gemeindebesitzes,  keine 
Klagen  in  dieser  Beziehung  unter  den  Bauern  gehört  haben.  Es  soll 
damit  jedoch  nicht  behauptet  werden,  dass  nirgends  jener  Zwang  als 
Druck  und  Beengung  gefühlt  wird,  wie  ja  auch  darauf  bezügliche  Aus- 
sagen vorliegen.  Doch  kann  solches  nicht  als  allgemeine  Erscheinung 
hingestellt  werden. 

Die  Gewanneraine  werden  bei  allgemeinen  Umtheilungen  nicht  auf- 
gerissen oder  vielmehr  nur  in  den  seltenen  Fällen,  wenn  Gewanne  zu- 
sammengelegt werden.  So  sind  diese  Raine,  soweit  sie  nicht  zu*  An- 
fahrt zu  dienen  haben,  mit  Gesträuch  verwachsen,  voll  Geröll  etc.,  was 
unter  Umständen  ein  Hinderniss  für  die  Gemeinde  ist,  Gewanne  zu- 
sammenzulegen oder  die  aus  gewissen,  oben  angeführten  Gründen  er- 
wünschte Aenderung  in  der  Richtung  der  Landstreifen  vorzunehmen. 
Das  Aufreissen  solcher  Raine  und  selbst  das  Herstellen  einer  Ueberfahrt 
würde  viel  Arbeit  beanspruchen,  die  mit  den  schwachen  Pferden  und 
Anspann  der  Bauern  schwer  auszuführen  wäre. 

Die  Grenzraine  der  Loosgruppen  scheiden  die  Landstreifen  der  ein- 
zelnen Loosgruppen  von  einander,  ihre  Breite  wechselt  in  verschiedenen 
Gemeinden  und  Gewannen  von  3  Werschok  bis  zu  */*  Arschin.  In  nicht 
wenigen  Dörfern  werden  diese  Grenzen,  wie  auch  die  der  einzelnen  Land- 
streifen durch  Furchen  ersetzt,  zumal  in  solchen  Gemeinden,  wo  das 
Hin-  und  Herrücken  der  Landantheile  bei  Umtheilungen  üblich  ist  und 
diese  bei  jedem  „Ab-  und  Aufwälzen  von  Seelen"  vorgenommen  wird. 
Bei  der  Theilungsart  pro  Dessätine  sind  diese  Grenzstreifen  zumeist  be- 
ständige, bei  der  pro  Gewanne  aber  werden  sie  grösstenteils  bei 
allgemeinen  Umtheilungen  aufgerissen,  da  die  Zahl  der  Loosgruppen 
sich  ändern  kann  und  zuweilen  auch  eine  Aenderung  in  der  Rich- 
tung der  Landstreifen  vorgenommen  wird.  Hier  und  da,  übrigens  sehr 
selten,  suchen  die  Bauern  nicht  allein  diese  Grenzen,  sondern  auch 
die  der  einzelnen  Landstreifen  zu  erhalten,  da  das  Aufpflügen  derselben 
schwer,  nur  mit  starken  Pferden  und  Pflügen  möglich  ist,  über  welche 
nicht  alle  Gemeinden  verfügen.  Diese  Raine  zu  bestellen  ist  den  Wirthen 
nicht  benommen,  was  denn  auch  häufig  geschieht. 

Grenzraine  zwischen  den  Landstreifen  der  Hauswirthe  —  zur  Ab- 
grenzung von  einander  —  bestehen  vielfach  und  sind  von  ganz  geringer 
Breite  (einige  Zoll),  doch  werden  sie  zumeist  durch  Furchen  ersetzt,  in 
die  z.  B.  in  der  Gemeinde  Blasnowa  (Kr.  Ostaschkow,  Gouv.  Twer)  Steine 
geworfen  werden,  welche  bei  einer  neuen  Umtheilung  herausgenommen 
°ad  in  die  neuen  Furchen  geworfen  werden-,  hin  und  wieder  werden  nur 
Zeichen  verschiedener  Art  angebracht  (so  mehrfach  im  Gouv.  Moskau, 
in  der  Gemeinde  Morachowka,  Kr.  Kupänsk,  Gouv.  Cherson,  in  der  Ge- 
meinde Undory,  Kr.  und  Gouv.  Ssimbirsk  etc.). 

4* 
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Auch  diese  Grenzfurchen,  zumal  wenn  sie  tief  gezogen  werden,  was 
zur  Vermeidung  von  Grenzstreitigkeiten  vielfach  für  nothwendig  erachtet 
wird,  haben  ihr  Missliches.  So  wird  in  der  Gemeinde  Pogorelka  (Gouv. 
Kostroma,  Kr.  Kineschma)  darüber  geklagt,  dass,  da  bei  einer  Neuver- 
theilung  der  Aecker  neue  Furchen  zu  ziehen  sind,  auf  den  neugebildeten 
Landstreifen  die  alten  Furchen  Vertiefungen  nachlassen,  die  zumal  wenn 
die  Umtheilungen  sich  häufiger  wiederholen,  den  Ertrag  des  Landes 
schmälern. 

Orlow  findet,  dass  solche  Grenzraine  dort  fehlen,  wo  Umtheilungen 
häufig  vorgenommen  werden,  wie  auch  dort  wo  die  bäuerliche  Feldwirt- 
schaft sich  in  einem  guten  Zustand  befindet,  wo  das  Land  von  grösserer 
Fruchtbarkeit  ist  und  die  Bauern  dasselbe  sehr  schätzen.  Sie  werden 
von  den  Bauern  für  unbequem  erachtet,  da  sie  bei  allgemeinen  Um- 
theilungen aufzureissen  sind.  Einige  Bauern  haben  Orlow  erklärt,  dass 
sie  dem  Landstreifen  den  Dünger  entziehen  und  das  Aufwuchern  von 
Unkraut  befördern,  was  übrigens  von  anderen  Bauern  in  Abrede  ge- 
stellt wird. 

5.    Der  Flurzwang. 

§  31. 

In  den  schablonenhaften  Darlegungen  der  Schäden  des  Gemeinde- 
besitzes wird  als  selbstverständlich  vorausgesetzt,  dass  die  specielle  Ge- 
menglage der  Grundstücke  mit  dieser  Grundbesitzform  unlösbar  verbunden 
ist,  d.  h.  dass  hier  die  Anfahrt  zu  den  Grundstücken  nur  über  die  anderen 
möglich  ist,  und  demnach  auch  in  dieser  Beziehung  strenger  Flur- 
zwang eine  natürliche  Consequenz  des  Gemeindebesitzes  ist  Ein  jedes 
tiefere  Eindringen  in  die  territoriale  Abgrenzung  und  Theilung  des  Ge- 
meindeackers zeigt,  dass  Solches  eine  ganz  seltene,  nur  ausnahmsweise 
Erscheinung  ist  und  dass  als  ganz  allgemeine  weit  vorherrschende  Regel 
die  freie  Anfahrt  zu  sämmtlichen  Grundstücken  besteht:  wo  sie  nicht 
durch  die  öffentliche  Landstrasse  oder  durch  einen  Feldweg  schon  ge- 
boten ist,  dort  wird,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  dem  Gewannerain  eine 
zum  Befahren  hinreichende  Breite  gegeben.  Jede  neu  erscheinende  Be- 
schreibung der  Abgrenzung  der  Aecker  bestätigt  diese  Regel,  die  ich 
bei  zahlreichen  Umfragen  bekräftigt  gefunden  habe.  Eine  systematische 
Behandlung  dieser  Frage  hat  das  statistische  Komitl  des  Gouvernement 
Jaroslaw  vorgenommen,  aus  welchen  Daten,  wie  wir  beispielsweise  an- 
führen wollen,  sich  ergiebt,  dass  in  2532  Dörfern  jedes  Gewanne  von 
den  anderen  durch  einen  Weg  oder  einen  Rain  geschieden  ist,  so  dass 
zu  jedem  Gewanne  und  jedem  Landstreifen  freie  Anfahrt  besteht  und 
keinerlei  Befahren  der  Landstellen  der  Nachbarn  erforderlich  ist.    In 
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Betreff  der  restirenden  263  Dörfer  sind  die  eingegangenen  Daten  nicht 
hinreichend  präcis  gefasst  In  den  Antworten  für  47  Dörfer  heisst  es, 
dass,  wenn  ein  Gewanne  von  dem  anderen  nicht  durch  einen  Rain  ge- 
schieden ist,  dem  Landstreifen,  auf  welchen  die  Streifen  des  angrenzenden 
Gewannes  stossen,  ein  Zuschlag  an  Land  zugefügt  wird;  in  den  letzten 
216  Dörfern  sind  einige  Gewanne  nicht  von  einander  abgetheilt,  hier  findet 
also  beim  Fehlen  einer  anderen  Anfahrt  die  Ueberfahrt  über  den  letzten 
Landstreifen  statt.  Es  ergiebt  sich  aus  den  Angaben  nicht,  ob  dieser  letzte 
Landstreifen  einen  Landzuschlag  erhält  oder  nicht.1)  Unter  vielen  anderen 
Daten  heben  wir  die  in  der  „Materialiensammlung  über  den  Gemeinde- 
besitz" gebotenen  Beschreibungen  und  Karten  der  Felder  hervor:  hier  haben 
wir  nur  einen  Fall  des  Fehlens  einer  freien  Anfahrt  ermitteln  können,  und 
zwar  in  einem  kleinen  Gewanne  der  Gemeinde  Blasnowa  (Gouv.  Twer)2), 
wo  aber  der  letzte  Streifen  einen  Zuschlag  erhält  Wo  die  Dessät  inen- Theilung 
der  Felder  üblich  ist,  scheint  überall  die  freie  Anfahrt  zu  bestehen. 

Es  ergiebt  sich  also,  dass  die  specielle  Gemenglage  (in  dem  be- 
zeichneten Sinne)  mit  Flurzwang  nicht  wesentlich  mit  dem  Gemeinde- 
besitz zusammenhängt  Wo  sie  besteht,  ist  sie  der  Indolenz  der  Leute 
zuzuschreiben,  die  es  nicht  der  Mühe  werth  halten,  einen  besonderen 
Rain  herzustellen,  oder  auch  dem  Umstände,  dass  bei  gleichzeitiger  Aus- 
führung der  landwirtschaftlichen  Arbeiten,  was  recht  verbreitet  ist, 
dieser  Flurzwang  nicht  als  Druck  gefühlt  wird.  Die  specielle  Gemeng- 
lage mit  dem  hiermit  verbundenen  Flurzwang  kann  überall  ohne  Ab- 
schaffung des  Gemeindebesitzes  beseitigt  werden,  und  wird  auch  von  den 
Bauern,  sowie  sie  das  Bedürfniss,  d.  h.  den  Druck  dieses  Flurzwanges 
fühlen,  beseitigt 

§  32. 

Das  Ackerland  wird  zumeist  zeitweilig  auch  als  gemeinsame  Weide 
genutzt:  Brach-  und  Stoppelweide.  Diese  ruft  den  Flurzwang  hervor 
(1.  h.  kein  Hauswirth  darf  vorzeitig  das  Feld  pflügen,  noch  kann  er  eine 
Fruchtart  einführen,  die  später  zur  Keife  gelangt,  als  die  übliche,  da 
sein  Landantheil  und  somit  seine  Frucht  von  dem  weidenden  Vieh  ver- 
treten und  abgegrasst  werden  würde.  Es  ist  demnach  ein  Jeder  an  das 
übliche  Wirtschaftssystem  gebunden.  Diese  Beschränkung  des  Einzelnen 
ist,  wie  es  zur  Genüge  auseinandergesetzt  ist,  ein  bedeutungsvoller  Miss- 
stand, der  sich  nach  den  vorliegenden  zahlreichen  Aussagen  in  weiten 
Landstrichen  fühlbar  macht  und  auf  dessen  Beseitigung  Bedacht  zu 
nehmen  ist 


l)  Possnikow:  OömHHHoe  3emeMaj4Hie,  Band  II,  pag.  131—138. 
')  Materialiensammlnng  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  240 
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Man  hat  sich  aber  vor  einer  Ueberschätzung  der  practischen  Be- 
deutung dieses  Flurzwanges  zu  hüten.  In  grossen  Landstrichen,  so  nament- 
lich im  Gebiet  der  Schwarzerde  (mit  Ausnahme  seines  nördlichen  Theiles) 
und  in  dem  der  Steppe,  ist  zumeist  die  extensive  Cultur,  Dreifelderwirt- 
schaft oder  gar  die  wilde  Graswirthschaft  nach  Lage  der  wirthschaft- 
lichen  Bedingungen  geboten,  eine  etwaige  Beseitigung  des  Flurzwanges 
hätte  hier  keine  practische  Bedeutung.  Es  sei  jedoch  bemerkt,  dass  bei 
dem  Mangel  an  Wiese  und  Weide  auch  im  Gebiete  der  fruchtbaren,  noch 
unerschöpften  Schwarzerde  vielfach  die  Einführung  von  Futterkräutern 
in  das  Wirtschaftssystem  angezeigt  wäre. 

Irrig  ist  die  weitverbreitete  Ansicht,  als  ob  der  Gemeindebesitz 
wesentlich  mit  dem  strengen  Flurzwang  verbunden  und  daher  die  Be- 
seitigung des  letzteren  nur  bei  der  Aufhebung  jener  Grundbesitzform 
möglich  sei.  Vielmehr  weisen  es  die  neueren  Materialien  über  die  Ge- 
staltung des  Gemeindebesitzes  nach,  dass  jene  Beschränkung  mehrfach 
in  milder  Form  auftritt,  theils  überhaupt  nicht  besteht  Das  wesentliche 
Moment,  ob  und  in  wie  weit  der  Flurzwang  besteht,  hängt  von  dem  Vor- 
handensein und  der  leichten  Beschaffung  von  Futter  für  das  Vieh  ab. 

In  vielen  Dörfern  des  Kr.  Jaroslaw  (im  gleichnamigen  Gouv.)1)  wird 
bei  Dreifelderwirthschaft  das  neue  Brachfeld  bereits  im  Herbst  oder  im 
frühen  Frühjahr  gepflügt,  es  befindet  sich  also  im  Zustande  der  „schwarzen 
Brache";  vielfach  werden  einige  Landstreifen  mancher  Hauswirthe  im 
Brachfeld  sogleich  nach  starker  Düngung  (vielfach  mit  städtischem  Dünger) 
mit  Flachs  bestellt.  In  einigen  Dörfern  dieses  Kreises  hat  sich  die  Drei- 
felderwirthschaft durch  Einführung  des  Rübenbaues  in  eine  Fünffelder- 
wirthschaft  umgewandelt.  Viele  —  aber  nicht  alle  —  Hauswirthe  bestellen 
eine  gewisse  Anzahl  von  Landstreifen  ihres  Brachfeldes,  nach  tüchtiger 
Düngung,  mit  Rüben.  Im  folgenden,  wie  auch  im  dritten  Jahre,  wird 
Sommerkorn  gebaut,  im  vierten  Jahre  zeigt  das  Feld  die  schwarze  Brache, 
im  fünften  befindet  es  sich  unter  Roggen. 

Wo  also  die  schwarze  Brache  besteht,  kann  selbstverständlich  das 
Vieh  nicht  auf  das  Brachfeld  zur  Weide  getrieben  werden,  aber  auch 
nicht  im  folgenden  Jahr  auf  das  Stoppelfeld,  sogleich  nach  dem  Roggen- 
schnitt, da  einige  Landstreifen,  die  mit  Sommerfrucht  bestellt  sind,  noch 
nicht  frei  sind.  Dieser  Umstand  ruft  in  der  sonst  üblichen  Art  der  Vieh- 
weide auf  dem  Stoppelfeld  eine  Aenderung  hervor,  die  auch  dadurch 
eintritt,  dass  in  einigen  Orten  des  genannten  Kreises  die  Bauern  die 
strenge  Dreifelderwirthschaft  aufgegeben  haben:  es  finden  sich  nämlich 
im  Winterfeld  viele  Landstreifen,  die  mit  Hafer,  Gerste  oder  Flachs  be- 
stellt sind.   Auch  hier  wird  das  Vieh  nicht  nach  dem  Schnitt  des  Winter- 


')  Possnikow,  1.  c.  Band  II,  pag.  64—72. 
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korns,  sondern  erst  nach  dem  Einheimsen  der  anderen  Früchte  auf  das 
Feld  getrieben.  Die  volle  Freiheit  in  der  Wahl  der  Früchte  zeigt  sich 
deutlich  in  den  Dörfern  mit  der  soeben  angegebenen  Fünffelderwirth- 
schaft  Hier  tritt  uns  die  sehr  bemerkenswerte  Erscheinung  entgegen, 
dass  die  Hauswirthe  nicht  an  dieses  Wirthschaftssystem  gebunden  sind, 
vielmehr  zeigt  sich  hierin  die  grösste  Buntscheckigkeit  So  bestellt  ein 
und  derselbe  Hauswirth  einen  Theil  seiner  Landstreifen  nach  der  Drei- 
felderwirthschaft,  einen  anderen  Theil  nach  demselben  System  mit  Be- 
stellung des  Brachfeldes,  den  dritten  Theil  nach  jener  Fünffelder- 
wirthschaft  etc. 

Sind  diese  Wirtschaftssysteme  auch  keine  rationellen,  so  zeigen  sie 
—  und  dafauf  allein  kommt  es  uns  an  dieser  Stelle  an,  —  dass  auch 
beim  Gemeindebesitz  der  Flurzwang  vermieden  werden  kann,  und  er  kann 
dort  vermieden  werden,  wo  dem  Vieh  anderweitig  Fütterung  beschafft 
werden  kann,  d.  h.  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  dort,  wo  die  Ge- 
meinde hinreichende  beständige  Weide  hat  oder  zu  billiger  Pachtung 
erhält  Auch  das  Weiden  auf  den  Wiesen  im  Frühjahr  ist  in  solchen 
Fällen  vielfach  nicht  mehr  üblich.  Wo  es  aber  an  jener  Vorbedingung 
fehlt,  dort  finden  wir  in  Dörfern,  die  jenen  Dörfern  benachbart  sind,  den 
strengen  Flurzwang  mit  der  gewöhnlichen  Dreifelderwirtschaft;  die  Un- 
möglichkeit, das  Vieh  in  anderer  Art  zu  füttern,  erhält  den  Flurzwang. 

Auch  in  anderen  Kreisen  des  Gouv.  Jaroslaw  finden  wir  den  Flur- 
zwang ganz  beseitigt  oder  auch  nur  sehr  gemildert  Im  Kr.  Rostow 
gar,  wo  der  berühmte  Gartenbau  in  grossem  Massstabe  betrieben  wird, 
wird  vielfach  das  ganze  Ackerland  mit  Gartengewächsen  bestellt,  das 
Vieh  wird  also  gar  nicht  auf  das  Feld  getrieben,  sondern  auf  beständiges, 
vielfach  durch  Gräben  geschiedenes  Weideland. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich  auch,  dass  der  Gemeindebesitz  nicht 
unlöslich  mit  der  Dreifelderwirthschaft  verbunden  ist 

Ein  sehr  interessantes  und  lehrreiches  Beispiel  dafür,  wie  die  Ein- 
fügung des  Kleebaues  in  die  alte  Dreifelderwirthschaft  zu  einer  Mehr- 
felderwirthschaft  geführt  hat  finden  wir  in  der  Gemeinde  Maloje  Demen- 
tjewo  (Gouv.  Nowgorod,  Kr.  Tscherepowez),1)  die  aus  12  Hauswirthen 
(im  Jahre  1870)  bestand.  Mit  Ausnahme  eines  kleinen  Feldstückes  von 
etwa  5*/8  Dss.  ward  das  Ackerland  in  Dreifelderwirthschaft  bestellt 
Dieses  kleine  Stück  aber,  nahe  am  Dorf  belegen  und  von  dem  öffentlichen 
Fahrweg  begrenzt,  stand  in  einer  Art  von  Zweifelderwirthschaft:  nach 
starker  Düngung  wurden  Körnerfrüchte  (zumeist  Roggen)  gebaut,  und 
dann  lag  das  Feld  wieder  längere  Zeit  brach  und  wurde  als  Weide  ge- 

*)  f.  Botkobi;  AeiceHTLeBCKaji  oömraa  h  TpaBOC&nrie,  Nowgorod  1880.  Der 
Verfasser  hat  im  Auftrage  der  Landschaft  des  Gouv.  Nowgorod  diese  Untersuchungen 
»gestellt 


—    56    - 

nutzt.  Das  Weiden  des  Viehs  brachte  viel  Zerwürfhisse  und  Aergernisse 
mit  dem  benachbarten  Gutsbesitzer  (resp.  dessen  Vertreter)  hervor,  dessen 
Land  die  andere  Seite  der  Strasse  begrenzte.  Das  Vieh  beider  Theile 
verlief  sich  häufig  auf  das  fremde  Land.  Der  Grenzzaun,  als  an  der 
Strasse  belegen,  wurde  häufig  defect.  Pfändungen  des  Viehs  und  Er- 
hebung von  Strafgeldern  wegen  Verletzung  der  Grenzen  waren  an  der 
Tagesordnung.  Da  fasste  die  Gemeinde  einstimmig  im  Jahre  1870  den 
Beschluss,  um  diesen  Uebelstand  zu  beseitigen,  auf  diesem  Landstück  Klee 
zu  bauen.  „Der  Gutsbesitzer  mag  jetzt  zusehen,  wie  er  sich  davor  schützt, 
dass  sein  Vieh  unsere  Grenze  betritt,"  sagten  die  Bauern.  Nur  ein 
altersschwacher,  inzwischen  verstorbener  Hauswirth,  der  übrigens  auch 
öconomisch  ganz  schwach  war  und  nur  ungenügendes  Ackergeräthe  be- 
sass,  murrte  gegen  diese  Neuerung.  Neben  dieser  rein  äußerlichen 
Veranlassung  lagen  auch  innere  Motive  zur  Einführung  des  Kleebaues 
vor.  Die  Gemeinde  besitzt  nur  wenig  Weideland  und  schlechte,  sumpfige 
Wiesen  mit  vielfach  schädlichen  Gräsern,  in  Folge  dessen  das  Vieh  er- 
bärmlich war  und  an  Krankheiten  litt  Auch  beobachteten  die  Bauern 
seit  Jahren  die  grossen  Erfolge  des  Kleebaus  auf  dem  benachbarten 
gutsherrlichen  Lande.  —  Zur  Einfügung  des  Kleebaus  in  das  Wirtschafts- 
system führte  die  Gemeinde  folgende  Aenderung  in  der  Nutzung  des 
Landes  ein.  Um  nicht  an  Ackerland  einzubüssen,  ward  die  Hälfte  des 
Weidelandes,  51/«  Dss.,  also  ungefähr  ein  ebenso  grosses  Landstück,  als 
unter  Klee  gesetzt  wurde,  zu  Acker  aufgebrochen.  Sodann  wurde  ein 
Theil  des  Wiesenlandes  (etwas  über  27  Dss.)  zur  Weide  bestimmt,  so  dass 
das  Weideland  eine  Ausdehnung  von  etwa  31%  Dss.  erhielt,  während 
die  natürlichen  Wiesen  auf  ungefähr  19  Dss.  verringert  wurden.  Durch 
diese  ganze  Operation,  die  die  Bauern  ganz  selbstständig  und  ohne  äussere 
Beeinflussung  oder  Belehrung  vornahmen,  gewann  das  bleibende  Acker- 
land, wenn  wir  jenes  unter  Klee  gesetzte  Landstück  hinzurechnen,  an 
Ausdehnung,  das  Wiesenland  verringerte  sich  gegen  früher  ungefähr  um 
das  2  V*  fache,  das  Weideland  ward  auf  das  3V4fache  der  früheren  Aus- 
dehnung gebracht.  Von  dem  Berichterstatter,  G.  Bütschkow,  zehn  Jahre 
nach  der  Einführung  des  Kleebaus  um  die  Motive  dieser  Reorganisation 
befragt  (1880),  erklärten  die  Bauern:  Vor  Einführung  des  Kleebaues 
mussten  sie,  da  sie  nur  ganz  schlechtes  und  dazu  wenig  Weideland  hatten, 
beim  Beginn  des  Frühjahrs  das  Vieh  zuerst  auf  die  Wiesen  treiben, 
woselbst  es  nur  wenig  Nahrung  fand.  Das  noch  nicht  abgeflossene  Früh- 
jahrswasser und  die  Regengüsse  lassen  zu  dieser  Zeit  das  Wiesenland 
noch  als  Sumpf  erscheinen,  auf  welchem  das  watende  Vieh  das  ohnehin 
schwache  Wachsthum  der  Pflanzen  zertrat.  Nachdem  das  Vieh  hier 
2—3  Wochen  etwa  bis  zum  20.  Mai  geweidet  hatte,  ward  es  auf  das 
eigentliche  Weideland  und  auf  das  Brachfeld  getrieben,  um  auch  hier 


—    57    — 

Dar  wenig  Nahrung  zu  finden.  Das  späte  Weiden  auf  dem  Weideland 
im  vergangenen  Herbst,  wie  auch  das  beständige  Betreten  desselben 
durch  das  auf  die  Wiese  getriebene  Vieh,  hatte  das  Wachsthum  der 
Gräser  vermindert.  Derselbe  Umstand  (das  späte  Weiden  im  vergangenen 
Herbst)  störte  auch  das  Wachsthum  auf  dem  Brachfeld.  Auch  verhinderte 
das  Weiden  des  Viehs  auf  dem  Brachfeld  die  rechtzeitige  und  sorgfältige 
Bestellung  desselben,  in  Folge  dessen  geringere  Ernten,  Ueberwuchern 
des  Feldes  mit  Unkraut,  Auftreten  schädlicher  Insecten  und  gar  Aus- 
frieren der  Saat  Dazu  kommt,  dass  der  Boden  hier  lehmhaltig  ist  und 
auf  festem  Lehmuntergrund  ruht.  Bei  ungenügender  Bestellung  kann 
die  Pflanze  in  dem  harten  Boden  nur  langsam  Wurzel  schiessen,  die 
Niederschläge  verziehen  sich  nur  langsam  in  den  Untergrund.  Die 
schwachen  Pflanzen  zeigen  sich  daher  gegen  jede  Ungunst  des  Wetters 
sehr  empfindlich.  —  Nach  zweimonatlicher  Weide  auf  dem  Brachfeld  und 
dem  Weideland  ward  das  Vieh  zwischen  dem  20.  Juli  und  1.  August  auf 
das  gemähte  Wiesenland  getrieben,  dessen  Boden  durch  das  Vertreten 
des  Viehs  wiederum  litt  und  das  Wachsthum  der  Pflanzen  schädigte. 
Nach  einem  Monat  gelangte  das  Vieh  auf  das  Winter-  und  später  auf 
das  Sommerstoppelfeld,  überall  hungernd. 

Diese  klägliche  Lage  der  Dinge,  wie  sie  sich  nicht  allein  auf  Ge- 
meindeland, sondern  auch  sehr  verbreitet  auf  gutsherrlichem  Lande  in 
diesem  wie  in  anderen  Gouvernements  zeigt,  ward  durch  die  Einfügung 
des  Kleebaus  in  mehrfacher  Beziehung  verbessert.  Jetzt  konnten  die 
Bauern  das  Vieh  im  Frühjahr  sogleich  auf  das  beständige  Weideland 
treiben,  woselbst  es,  ohne  anderes  Land  zu  vertreten,  2— 21j2  Monate 
blieb.  Das  Wachsthum  der  Gräser  auf  den  Wiesen  und  dem  Brachfeld 
gewann  hierdurch  natürlich  bedeutend.  Nach  dem  Schnitt  des  Klees,  der 
abwechselnd  auf  alle  Felder  kommt,  gelangt  das  Vieh  auf  das  jetzt  besser 
bewachsene  Brachfeld  für  etwa  2  Wochen,  bis  zum  20.— 25.  Juli,  d.  h. 
bis  zur  Beendigung  des  Grasschnittes;  erst  jetzt  wird  es  auf  die  gemähten 
Wiesen  getrieben,  woselbst  es  bis  zur  Vollendung  des  Roggenschnitts 
bleibt  Das  gemähte  Kleefeld  wird  von  der  Mehrzahl  der  Hauswirthe 
derart  genutzt,  dass  dasselbe  den  an  Pflöcken  gebundenen  Pferden  zum 
Abgrasen  überlassen  wird. 

Der  erste  grosse  Vortheil  aus  dieser  Reorganisation  des  Wirtschafts- 
systems ist  also  die  bessere  Fütterung  des  Viehs,  das  hierdurch  stärker 
*ird,  mehr  Milch  und  Heisch  bietet  und  schliesslich  mehr  und  besseren 
Dünger  liefert.  Das  erste  Aufpflügen  des  Brachfeldes  erfolgt  jetzt  früher 
fam  einige  Wochen);  jetzt  wird  nach  dem  Verschwinden  des  letzten  Haken- 
pfluges tiefer  gepflügt,  stärker  und  sorgfaltiger  geeggt.  Wichtig  ist  auch, 
dass  jetzt  zwischen  dem  ersten  und  dem  zweiten  Pflügen  ein  längerer 
Zeitraum  liegt,  die  Atmosphäre  also  mehr  auf  den  Boden  wirken  kann  etc. 
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Aus  der  Vergrösserung  des  Weidelandes  ergab  sich  einerseits  der 
Gewinn,  dass  nicht  so  viel  Zäune  zu  erhalten  waren,  was  von  um  so 
grösserer  Wichtigkeit  für  die  Bauern  ist,  als  sie  das  erforderliche  Holz 
zu  kaufen  haben,  andererseits  auch  der  Gewinn,  dass  der  Flurzwang  so 
gut  wie  verschwand. 

Die  jetzt  in  dieser  Gemeinde  üblichen  Wirthschaftssysteme  sind  ziem- 
lich verschieden.    Das  verbreiterte  ist  folgendes:  1.  Brachfeld  (gedüngt), 

2.  Winterfeld  (Roggen),  3.  Sommerfeld  (Hafer  mit  Klee),  4.-7.  Klee  zum 
Schnitt,  im  Herbst  Weide,  8.  Hafer;  auch  tritt  in  manchen  Wirtschaften 
die  Aenderung  ein,  dass  bereits  im  siebenten  Jahr  und  im  darauf  folgen- 
den achten  Jahr  oder  auch  nur  im  siebenten  Jahr  (also  Siebenfelder- 
wirthschaft)  Hafer  gebaut  wird,  oder  es  bleibt  der  Klee  im  achten  Jahr 
und  der  Hafer  kommt  erst  im  neunten  Jahr  dran.  Ein  Hauswirth  be- 
stellt seine  Felder  in  folgender  Art:  1.  Brachfeld  (gedüngt),  2.  Winterfeld, 

3.  Kartoffel,  4.  Hafer  mit  Klee,  5.— 7.  Klee,  8.  Flachs;  ein  anderer  wiederum: 
1.  Brachfeld  (gedüngt),  2.  Winterfeld,  3.  Flachs  mit  Klee,  4.-7.  Klee, 
8.  Hafer.  Bei  diesen  beiden  letzten  Systemen  wie  auch  bei  jener  Neun- 
felderwirthschaft  wird  das  Winterfeld,  wenn  der  Roggen  ausweicht,  im 
Frühjahr  mit  Hafer  bestellt.  Auf  dem  Brachfeld,  wo  der  Roggen  (auf 
dem  Landstreifen  einiger  Hauswirthe)  aufschiesst,  weidet  das  Vieh  nur 
gekoppelt  auf  den  brachliegenden  Landstreifen. 

So  hat  jeder  Hauswirth  ungehindert  sein  eigenes  Wirthschaftssystem. 
Nicht  allein  in  demselben  Felde,  sondern  auch  in  demselben  Gewanne 
baut  der  Eine  Roggen,  hat  der  Andere  Klee,  der  Dritte  aber  Hafer  etc. 
Jeder  verfahrt  nach  eigenem  Gutdünken.  Von  wesentlicher  Bedeutung 
für  die  Wahl  des  Wirthschaftssystems  ist  die  öconomische  Kraft  des 
Hauswirthes  (Arbeitskraft,  Zahl  der  Pferde,  des  Viehs,  also  auch  Grösse 
des  Düngervorraths).  Der  Hof,  der  in  dieser  Beziehung  gut  gestellt  ist, 
hat  eine  grössere  Freiheit  in  der  Auswahl  als  der  schwache  Hof,  der 
über  wenig  Dünger  verfügt,  keine  Saat  besitzt  und  weniger  Arbeit  auf 
die  Wirthschaft  verwenden  kann. 

Aus  alter  Gewohnheit  haben  die  Bauern  bis  jetzt  freilich  die  alte 
Eintheilung  in  drei  Felder  beibehalten. 

Hätten  die  Bauern  mehr  Weide,  so  würden  sie  sich  ganz  von  der 
Weide  auf  dem  Brachfeld  emancipiren  und  eine  wirklich  rationelle  Frucht- 
wechselwirthschaft  einführen  können. 

Die  Einführung  des  Klees  und  anderer  Futterkräuter  finden  wir  auch 
an  anderen  Orten,  so  hier  und  da  im  Gouv.  Wologda,  Orel,  Woronesch. 
Im  Gouv.  Kursk  und  Orel1)  sind  auch  Wurzelpflanzen  in  das  Wirth- 
schaftssystem eingeführt 

')  A.  EpMoiOBi,  Opraraisaqiji  noieiiaro  xosaftcroa,  Cob$tob%:  Opa3BijemH  10p- 
mobhxt»  padeHifi  Ha  hojjixi  1879. 
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Diese  Beispiele  zeigen,  dass  die  vielfach,  auch  auf  landwirthschaft- 
fichen  Congressen  (jüngst  noch  in  Petersburg)  und  in  dem  landwirt- 
schaftlichen Verein  zu  Moskau,  ausgesprochene  Behauptung,  der  Gemeinde- 
besitz mache  die  Cultur  der  Futterkräuter  unmöglich,  hinfällig  ist.  Es 
wird  aber  wol  die  Einführung  jeder  Aenderung  des  Wirtschaftssystems,  also 
auch  die  der  Futterkräuter  beim  Bestehen  des  Flurzwanges  erschwert,  da  eine 
solche  nur  nach  Gemeindebeschluss  erfolgen  kann:  es  muss  also  vorerst 
mindestens  die  Majorität  der  Wirthe  für  die  Neuerung  gewonnen  werden. 

Auch  in  anderen  Landstrichen,  wo  die  öconomischen  Bedingungen 
ein  Aufgeben  der  alten  Dreifelderwirtschaft  ganz  besonders  dringend 
verlangten,  finden  wir  vollkommenere  Wirtschaftssysteme  eingeführt  und 
mit  Erfolg  betrieben.  So  in  vielen  Gemeinden  des  Kreises  Peterhof  (Gouv. 
St  Petersburg)1).  Wir  haben  hier  vorerst  einige  allgemeine  Bemerkungen 
vorauszuschicken.  Dieser,  an  den  St.  Petersburger  Kreis  grenzende,  nach 
Westen  längst  der  Kronstädter  Bucht  sich  erstreckende  Kreis  zerfällt 
nach  der  Configuration  des  Bodens  in  zwei  scharf  geschiedene  Theile: 
die  vom  Meer  bespülte  Niederung  und  das  nach  Süden  sich  erstreckende 
Hochland.  Die  Niederung  besteht  fast  ausschliesslich  aus  Sumpf  land  und 
dut  mit  Aufwendung  vieler  Arbeit  (Canalbauten,  Cultivirung  des  Bodens), 
ist  es  den  Bauern  gelungen,  kleine  Ackerparcellen,  die  wie  kleine  Oasen 
hervorragen,  zu  schaffen;  dabei  ist  der  Boden  von  sehr  geringer  Güte, 
der  nur  bei  sehr  starker  Düngung  und  sorgfältiger  Cultivirung  lohnende 
Erträge  liefert  Das  Hochland  dieses  Kreises  dagegen  hat  wenig  Sumpf- 
land und  der  Boden  ist  hier  ergiebiger.  Demnach  findet  sich  in  der 
Niederung  sehr  wenig  Ackerland  (pro  Seele  berechnet)  im  Unterschied 
vom  Hochland;  während  in  der  Niederung  der  Schwerpunkt  auf  Viehzucht 
gelegt  und  viel  Vieh  gehalten  wird,  findet  sich  im  Hochland  nur  so  viel 
Vieh  als  unbedingt  zur  Düngung  des  Ackers  erforderlich  ist  Im  Hoch- 
land herrscht  noch  unbeschränkt  die  Dreifelderwirthschaft,  in  der  Niede- 
rung ist  sie  fast  vollständig  verschwunden.  Auch  in  der  Waldwirtschaft 
zeigt  sich  der  Gegensatz:  in  der  Niederung  wird  der  Wald  geschont, 
in  manchen  Gemeinden  rationell  gezogen,  während  im  Hochland  der  alte 
Schlendrian,  sorgloses  Aushauen  der  Bäume  und  Sträuche  an  der  Tages- 
ordnung ist 

Die  Nähe  der  Residenz  und  Kronstadts  mit  ihrer  unbegrenzten 
Nachfrage  nach  Gemüse,  Milch,  Arbeitskräften  (Arbeitern  mit  und  ohne 
Anspann),  sowie  eine  Reihe  grösserer  und  kleinerer  Ortschaften,  die  von 


')  MaTepiaiH  no  CTaracTHaft  Hapo^Haro  xosaficTsa  bi  C-neiepGyprcsofi  ryoep- 
Hit,  BanycKt  I.:  KpecraracKoe  xo3nficTBO  bi  üeTepro^cKOMi  yi3ji,  1882.  pag.  75—101. 
Biese  Aasgabe  der  St  Petersburger  Landschaft  nennen  wir,  wie  die  analogen  Editionen 
der  anderen  Landschaften,  Statistik  des  Gouv.  St  Petersburg. 
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den  Residenzbewohnern  zum  Sommeraufenthaltsort  gewählt  werden,  haben 
den  Bauern  die  Richtung  angegeben,  wie  sie  ihre  Wirthschaft  einzu- 
richten'haben.  Der  Gemüsebau,  namentlich  der  Bau  der  Kartoffel  ist 
in  den  Wolosten  Oranienbaum  und  Schungorowo  sehr  entwickelt,  die 
Milchwirtschaft  zum  Verkauf  frischer  Milch  hat  sich  einen  noch  weiteren 
Rayon  erobert,  und  noch  grössere  Dimensionen  haben  in  der  Niederung 
das  Fuhrwerkwesen  (zum  Verfahren  von  Holz,  Sand,  Stein  etc.  etc.)  und 
das  Tagelöhnern  angenommen.  Die  Woloste  Oranienbaum  und  Schun- 
gorowo, sowie  zwei  Gemeinden  (Peterhof  und  Ssimongont),  der  Wolost 
Ropscha  sind  bereits  vollständig  in  den  Bannkreis  der  städtischen  Nach- 
frage, des  städtischen  Verkehrslebens  eingetreten,  während  in  den  anderen 
Gemeinden  der  Niederung,  je  nach  der  grösseren  Entfernung  von  St.  Peters- 
burg und  Kronstadt  sowie  von!  Meere,  dieser  Einfluss  sich  bis  jetzt  noch 
geringer  fühlbar  macht. 

Unter  solchen  Bedingungen  hat  sich  hier  der  Process  des  Ueber- 
ganges  von  der  alten  Dreifelderwirtschaft  zu  neuen  Wirtschaftssystemen 
vollzogen  und  unter  unseren  Augen  vollzieht  sich  heute  diese  Umwand- 
lung in  vielen  Dörfern  der  Niederung.  Das  Augenmerk  des  Bauern  ist 
darauf  gerichtet,  möglichst  viel  Kartoffel,  Milch,  Hafer  und  Heu  zu  pro- 
duciren.  Da,  wie  wir  gesehen,  das  Ackerland  nur  von  geringer  Aus- 
dehnung ist,  so  ergiebt  sich  für  den  Bauer  die  Notwendigkeit,  den 
Roggenbau  einzuschränken.  Freilich  vermindert  sich  hierdurch  der  Vor- 
rath  an  Roggenstroh  und  zur  Streu  für  das  Vieh  muss  ein  Theil  des 
Sommerstrohs  verwandt,  also  der  Vorrath  an  Heu  vergrössert  werden. 
Um  diese  Umwandlung  durchzuführen,  bedarf  der  Bauer  viel  Wiese  und 
auch  Weide,  da  bei  der  Vorherrschaft  der  Sommerfrucht,  die  der  aus- 
gedehnte Kartoffelbau  mit  sich  bringt,  das  Weiden  des  Viehs  auf  dem 
Brach-  und  dem  Stoppelfeld  gekürzt  wird.  Zu  der  Einführung  des  Klee- 
baues hat  der  conservative  Sinn  des  Bauern  sich  noch  nicht  entschließen 
können.  Das  ihm  vor  Augen  stehende  Beispiel  der  deutschen  Kolonisten 
ist  ihm  noch  nicht  so  einleuchtend,  dass  er  das  Risico  in  einer  für  ihn 
ganz  neuen  Sache  übernimmt;  auch  wird  er  von  diesem  Schritt  dadurch 
abgehalten,  dass  er  in  der  Niederung  bedeutende  Vorarbeiten  zu  machen 
hätte  und  andererseits  ihm  die  Beschaffung  von  Viehfutter  leicht  fallt. 
Für  die  Bauern  der  Oranienbaumer  Wolost  bietet  sich  nämlich  in  der 
Nähe  die  günstige  Gelegenheit,  Wiese  und  Weide  von  der  Oranienbaumer 
Apanage  der  Grossfürstin  Katharina  Michailowna  zu  pachten.  Und  die 
Bauern  pachten  solches  Land  in  grossem  Maasse,  so  dass  kaum  eine 
Gemeinde  solches  unterlässt;  einige  von  den  Apanageländereien  ent- 
fernter belegene  Dörfer  pachten  anderweitig  solches  Land  in  anderen 
Wolosten,  selbst  in  beträchtlicher  Entfernung.  Immerhin  ist  dieser  Aus- 
weg, d.  h.  die  Basirung  des  ganzen  Wirthschaftssystems  auf  den  Umstand 
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der  zeitweiligen,  kündbaren  und  der  Preissteigerung  ausgesetzten  Pachtung 
von  Land  eine  riskante  Sache.  Der  Bauer  erkennt  Solches  und  das  Un- 
sichere seines  Wirtschaftssystems  vollständig  klar,  doch  er  bleibt  noch 
bei  dieser  Lage  der  Dinge,  da  die  so  überaus  schwierige  Lösung  der 
Frage  sich  ihm  noch  nicht  drängend  vor  Augen  stellt  Günstiger  liegen 
in  dieser  Beziehung  die  Verhältnisse  für  die  Wolost  Schungorowo,  die 
ausserdem  den  Vortheil  einer  grösseren  Nähe  zu  St  Petersburg  und  den 
der  Sommerbewohner  auf  der  Linie  von  Peterhof  nach  Krassnoje  Sselo 
geniesst  Freilich  verfügt  diese  Wolost  nach  dem  Grundbuch  nur  über 
31/*  Dess.  pro  Seele  (in  Folge  der  Nähe  der  Residenz,  während  sonst 
den  Bauern  dieses  Kreises  4  Dess.  im  Emancipationsgesetz  zugesprochen 
sind),  aber  es  haben  4  Gemeinden  dieser  Wolost,  bestehend  aus  70  Dörfern, 
sehr  viel  Land  zukaufen  können:  5542  Dess.  vom  Landgut  Strelna  und 
ausserdem  im  benachbarten  Kreise  Zarskoje  Sselo  2329  Dess.  Diese 
sehr  bedeutende  Erweiterung  des  Grundbesitzes  hat  es  den  Bauern  ge- 
stattet, ihr  neues  Wirthschaftssystem,  ohne  Wiese  und  Weideland  pachten 
zu  müssen,  auf  eine  feste  und  gesunde  Grundlage  zu  stellen.  Endlich 
ist  auch  das  Land  hier  besser  als  sonst  in  der  Niederung:  fast  keine 
Sumpfe,  das  Land  ist  fruchtbar  (lehm haltiger,  selten  Sandboden),  die 
Wiesen  von  guter  Beschaffenheit  Der  Umstand,  dass  einige  Bauern 
ausserdem  Wiese  und  Weide  pachten,  ändert  nicht  das  Gesammtbild. 

In  dieser  Niederung  haben  sich  nun  die  verschiedenartigsten  Wirt- 
schaftssysteme ausgebildet.  Sehr  erleichtert  ward  die  Wahl  irgend  eines 
Systems  durch  den  günstigen  Umstand,  dass  die  Nähe  St.  Petersburg^ 
und  Kronstadts  den  Bauern  bequem  Dungmittel  bot,  und  seit  Alters 
sind  sie,  insbesondere  die  näher  den  Städten  ansässigen,  gewohnt  stark 
und  fast  zu  jeder  Bestellung  zu  düngen.  Demnach  hatten  sie  volle 
Freiheit  zu  jedem  Wirthschaftssystem  bis  zum  freien  überzugehen.  Und 
so  findet  man  hier  auch  die  buntscheckigste  Verschiedenheit.  Bei  der 
Gruppirung  der  Dörfer  der  Wolost  Oranienbaum  nach  den  üblichen 
Wirtschaftssystemen  ergiebt  es  sich  z.  B.,  dass  die  44  Dörfer  zu  acht- 
zehn Gruppen  zusammenzufassen  sind,  wobei  elf  Gruppen  aus  je  einem 
Dorfe  bestehen. 

In  dieser  Wolost  finden  wir  nun  folgende  hauptsächliche  Systeme. 
Die  erste  einfachste  Aenderung  war  die  Einfügung  eines  zweiten  Hafer- 
feldes.' Aus  den  drei  Feldern  entstanden  also  vier:  1.  Winterroggen-, 
2.  Hafer;  3.  Hafer;  4.  Brach.  Dieses  System  ist  in  dieser  Wolost,  wie 
überhaupt  in  der  Niederung  dieses  Kreises  sehr  verbreitet  Zum  Koggen 
wird  das  Feld  gedüngt,  zur  zweiten  Hafersaat  wird  es  mit  Unrath  (aus 
der  Stadt)  begossen.  In  mehreren  Dörfern  werden  die  beiden  Sommer- 
felder mit  Kartoffeln  bestellt  oder  erst  Hafer  oder  Weizen  und  dann 
Kartoffel,  in  einem  Dorfe  (Uskuli)  folgt  auf  Winterroggen  zwei  Jahre 
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hindurch  die  Kartoffel.  Ein  weiterer  Fortschritt  ist,  dass  das  Brachfeld 
verschwindet  und  der  Winterroggen  durch  eine  Sonimerfrucht  ersetzt 
wird,  die  wiederum  allmälich  vor  der  Kartoffel  zurücktritt  Das  ein- 
fachste System  ist  folgendes:  1.  Kartoffel;  2.  Sommerroggen;  3.  Hafer; 
4.  Hafer;  es  ist  zur  Zeit  recht  verbreitet;  eine  Aenderung  dieses  Systems 
ist,  dass  auch  der  Sommerroggen  durch  Hafer  ersetzt  wird.  Auch  folgt 
auf  die  Kartoffel  erst  Hafer  und  dann  Sommerroggen.  In  mehreren 
Dörfern  ist  folgender  Fruchtsvechsel  üblich:  Kartoffel,  Sommerroggen, 
Hafer,  in  einigen  sind  sogar  nur  zwei  Felder:  Kartoffel  wechselt  be- 
ständig mit  Sommerroggen.  Ein  eigentümliches  intensives  Wirtschafts- 
system findet  sich  im  Dorf  Ssoikino  und  zwar:  1.  Kartoffel;  2.  Winter- 
roggen; 3.  Kartoffel;  4.  Hafer.  Im  ersten  Feld  sind  Frühkartoffeln,  um 
die  erforderliche  Zeit  zur  Bestellung  des  Feldes  für  das  Winterkorn  zu 
haben  (dazu  der  hohe  Preis  derselben),  im  dritten  Felde  aber  Spät- 
kartoffeln. 

Im  Dorf  Martüschkino  herrscht  kein  bestimmtes  Wirthschaftssystem, 
sondern  die  grösste  Verschiedenartigkeit.  Neben  den  gewöhnlichen,  ge- 
nannten Feldfrüchten  findet  sich  hier  auch  Timoti,  Klee,  und  selbst  auch 
Kohl.  Die  Leichtigkeit  der  Beschaffung  von  Düngmittel  hat  die  Leute 
vom  „Zwang  der  Wechselwirthschaft"  (Liebig)  befreit  Die  freie  Wirt- 
schaft, Gartenwirtschaft  besteht  hier. 

Es  sei  noch  bemerkt,  dass  in  dieser  Wolost  ausser  dem  der  Frucht- 
folge unterliegenden  Ackerland  noch  beständige  Kartoffel-  und  Hafer- 
felder bestehen.  In  14  Dörfern  sind  beständige  Kartoffelfelder  ermittelt: 
hierzu  werden  sandige  Landstücke  ausgewählt,  die  jährlich  gedüngt  wer- 
den; in  27  Dörfern  finden  sich  beständige  Haferfelder,  die  jährlich  mit 
Unrath  aus  der  Stadt  begossen  werden. 

Ueberbleibsel  der  alten  Dreifelderwirthschaft  finden  sich  noch  in 
dieser  Wolost,  aber  nur  in  dem  entlegenen  westlichen  Winkel,  aber  auch 
hier  ist  sie  nicht  mehr  alleinherrschend,  wie  noch  vor  Kurzem,  denn  es 
finden  sich  hier  mindestens  einzelne  Hauswirthe,  die  ein  anderes  System 
eingeführt  haben.  So  sind  auch  Fälle  verzeichnet,  dass  ein  Hauswirth 
einige  Landstreifen  nach  der  alten  Dreifelderwirthschaft,  die  anderen 
aber  nach  einem  anderen  System  (so  in  einem  Falle  Vierfelderwirthschaft 
mit  Brachfeld)  bewirthschaftet. 

Noch"  einige  Worte  über  die  Wolost  Schungorowo.  Auf  dem  Hoch- 
land herrscht  noch  die  alte  Dreifelderwirthschaft,  je  mehr  man  aber 
niedersteigt,  desto  mehr  nimmt  der  Boggenbau  ab  und  die  Kartoffel  und 
der  Hafer  gewinnen  stetig  an  Bedeutung;  die  volle  Entfaltung  zeigt 
sich  in  den  Colonien  Ssergijewskoje  und  Snamenskoje.  Das  Brachfeld; 
zuerst  ein  Drittel  des  Ackers,  verringert  sich  immer  mehr,  um  schliess- 
lich zu  verschwinden. 
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Als  dritte  und  letzte  Gruppe  der  Dörfer  in  der  Niederung,  die  die 
Dreifelderwirthschaft  aufgegeben  haben,  erscheinen  die  Wolost  Kowaschi 
und  mehrere  Gemeinden  der  Woloste  Gostilizü,  Meduschi,  Woronino  und 
Koporje.  Dieser  Landstrich  vereinigt  die  Nachtheile  der  Niederung  und 
des  Hochlandes,  wie  wir  sie  oben  gekennzeichnet  haben,  ohne  die  Vor- 
teile derselben  zu  besitzen:  wenig  Ackerland  und  Vieh,  wenig  Wiesen 
und  Weide.  Mit  ganz  seltenen  Ausnahmen  besteht  hier  keine  Dreifelder- 
wirthschaft. Der  Schwerpunkt  der  Production  liegt  in  den  verschiedenen 
Dörfern  in  verschiedenem  Maasse  —  im  Haferbau  zur  Gewinnung  des 
erforderlichen  Futters  für  die  Pferde  (Fuhrwerken,  Holzfuhren  etc.  ist 
hier  die  hauptsächlichste  Erwerbsquelle).  Es  herrscht  hier  eine  Vier-, 
dazwischen  auch  Fünffelderwirthschaft:  auf  Brache  und  Winter roggen 
folgt  nacheinander  zwei  oder  drei  Mal  Hafer  —  gerade  keine  rationelle 
Wirtschaft.  Hier  und  da  beginnt  aber  auch  die  Kartoffel  an  Verbreitung 
zu  gewinnen,  und  zwar  auch  zum  Verkauf;  der  Mangel  an  Düng- 
mittel, da  hier  nur  wenig  Vieh  gehalten  werden  kann,  hält  die  weitere 
Entwicklung  dieser  Cultur  auf.  Die  Wirthschaft  erscheint  hier  noch  im 
Uebergangsstadium  sich  zu  befinden,  ihre  Zukunft  liegt  aller  Wahr* 
scheinlichkeit  nach  darin,  dass  auch  diese  Dörfer,  wie  die  Oranienbaumer, 
sich  zur  Pachtung  von  Weide  und  Wiese  entschliessen,  wozu  sie  in  der 
Nachbarschaft  Gelegenheit  haben,  und  die  von  diesen  eingeschlagene 
Bahn  betreten  werden. 

Diese  kurze  Darlegung  der  Wirtschaftssysteme  in  der  Niederung 
des  Peterhofer  Kreises  zeigt  uns  also  sehr  interessante  und  bedeutungs- 
volle Erscheinungen.  Auch  hier  haben  die  Bauern  die  Fesseln  des  Flur- 
zwanges brechen  können,  indem  der  Besitz  eigenen  oder  die  Pachtung 
fremden  Wiesen-  und  Weidelandes  ihnen  die  Beseitigung  der  Brach-  und 
Stoppelweide  ermöglichte.  Diese  Nutzung  des  Brachfeldes  findet  sich 
nnr  noch  dort  in  ganz  vereinzelten  Fällen,  wo  in  kleinen  Dörfern  ein 
zusammenhängendes  Brachfeld  sich  findet.  Sie  hat  aber  auch  hier  eine 
so  geringe  practische  Bedeutung  für  die  Wirthe,  dass  sie  sogleich  auf- 
gegeben wird,  sowie  nur  ein  Wirth  ein  anderes  Wirthschaftssystem 
adoptirt,  sie  trägt  also  nicht  den  Character  einer  Fesselung  des  Unter- 
nehmungsgeistes des  Einzelnen. 

Andererseits  zeigen  diese  vorgeführten  Beispiele,  dass  auch  beim 
Gemeindebesitz  und  zwar  bei  Umtheilungen  eine  sorgfältige  Bestellung 
des  Bodens  gefunden  wird.  In  den  Gemeinden  der  Wolost  Schungorowo 
ist  seit  Emancipation  der  Bauern  freilich  keine  Umtheilung  vorgenommen, 
fast  in  allen  Gemeinden  der  Oranienbaumer  Wolost  aber  ist  das  Acker- 
land seit  jener  Zeit  umgetheilt. 

Diese  Cultur  und  damit  der  Uebergang  zu  einer  Mehrfelderwirthschaft 
hätten  im  Gemeindebesitz  weit  grössere  Verbreitung  gefunden,  wenn 
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nicht  andere  Umstände  Solches  erschweren  würden.  Vor  Allem  tritt  hier,  wie 
bemerkt,  der  Mangel  an  Weideland  hervor,  sodann  die  Armuth  des  Bauern, 
der  nicht  in  der  Lage  ist,  die  zeitweilige  Kürzung  im  Ertrage  der 
Körnerfrüchte  zu  überstehen.  Diese  Einwendungen  hat  Herr  Bütsch- 
kow  bei  seinen  Bemühungen  im  Gouv.  Nowgorod,  die  Bauern  von  der 
Vortheilhaftigkeit  des  Ueberganges  zur  Mehrfelderwirthschaft  mit  Kleebau. 
zu  überzeugen,  wiederholt  von  Bauern  hören  müssen.1)  Und  dasselbe 
erklären  die  Bauern  der  Gemeinde  Iwanowo,  die  kein  bestandiges 
Weideland  haben,  Herrn  K  Kawelin2)  auf  sein  bezügliches  Anrathen. 

Wrir  kehren  zum  Flurzwang  zurück.  Auch  bei  der  primitiven  Drei- 
felderwirthschaft  mit  schwacher  Bestellung  und  Düngung  finden  wir  viel- 
fach das  Fehlen  des  Flurzwangs,  und  zwar  dort,  wo  die  Bauern  über 
viel  Weide  verfügen.  So  im  hohen  Norden,  wo  das  Vieh  frei  in  den 
Wäldern  weidet,  wie  auch  in  „landreichen"  Landstrichen  im  Süden  und 
Südosten.  Wir  wollen  hier  einige  Beispiele  anführen.  In  vielen  Ge- 
meinden des  Kreises  Dnepr  (Gouv.  Taurien)  ist  das  ganze  Gemeindeland 
(mit  Ausnahme  des  Gehöftlandes)  in  zwei  Theile  getheilt:  in  das  be- 
ständige Weideland  (Toloska  genannt)  und  das  Acker-  und  Wiesenland 
(Zarina  genannt).  Nach  erfolgter  Umtheilung  ist  es  jedem  Hauswirth 
überlassen,  über  die  Zarina  nach  eigenem  Gutdünken  zu  verfügen,  er 
kann  auch  seinen  ganzen  Antheil  an  der  Zarina  aufbrechen,  was  viel- 
fach geschieht,  da  die  Bauern  es  für  vorteilhafter  erachten,  den  ganzen 
Antheil  unter  den  Pflug  zu  bringen  und  Wiesenland  zu  pachten.  Auch 
in  der  Bestellung  sind  sie  durch  keinen  Flurzwang  gebunden,  da  hin- 
reichend Weide  vorhanden  ist:  der  eine  Bauer  führt  eine  Zwei-,  der 
andere  die  Drei-,  der  dritte  eine  Ftinffelderwirthschaft.  Auch  in  Betreff 
der  Wahl  der  Früchte  herrscht  die  bunteste  Mannigfaltigkeit  in  dem- 
selben Gewanne:  alle  Arten  von  Getreide,  Gemüse,  Wurzelpflanzen  etc. 
werden  gebaut  Andere,  die  den  Schwerpunkt  ihrer  Wirthschaft  auf 
die  Viehzucht  legen,  nutzen  den  grössten  Theil  ihres  Landantheils  als 
Wiese  etc.8) 

Neben  hinreichender  Weide  macht  im  Norden  das  Bestehen  nur 
kleiner,  zerstreut  liegender  Ackerstücke  den  Flurzwang  unnöthig  und  er 
besteht  auch  hier  vielfach  nicht.  So  findet  sich  in  den  zahlreichen 
Einzelbeschreibungen  von  Gemeinden  im  Gouv.  Archangelsk  wiederholt 
die  ausdrückliche  Bemerkung,  das  Vieh  wird  nicht  auf  das  Ackerland 
getrieben  und  „ein  Jeder  kann  säen,  was  er  will",  und  es  ist  hier  der 


x)  Bütschkow,  1.  c.  pag.  10. 
*)  Kawelin:  3auiTRa. 

3)  HJ,epÖHHa:    3eMeiBHa/i  o6m,HHa  bi  AHenpoBCKOui   y*B3**B,    in    der  PyccKa* 
mhcjb,  1880,  pag.  38—63,  insbesondere  pag.  63—57. 
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Einzelne  an  kein  besonderes  Wirtschaftssystem  gebunden.1)   Wir  kommen 
hierauf  weiter  unten  zu  sprechen. 

§  33. 

Wir  haben  es  an  Beispielen  gezeigt,  wie  es  Gemeinden  verstanden 
haben,  die  Dreifelderwirthschaft  mit  Beibehaltung  des  Gemeindebesitzes 
aufzugeben  und  zu  vollkommneren  Wirtschaftssystemen  überzugehen. 
Als  Gegenstück  führen  wir  jetzt  Beispiele  an,  wo  die  Dreifelderwirth- 
schaft noch  nicht  ganz  durchgedrungen  ist  und  ein  noch  roheres  Wirt- 
schaftssystem beim  Bestehen  des  Gemeindebesitzes  mit  periodischen  Um- 
theilungen  besteht.  Lehrreiche  und  eingehende  Daten  finden  wir  in 
dieser  Beziehung  im  Kreise  Koslow,  Gouv.  Tambow.2)  Während  in 
diesem  Kreise  mit  überwiegender  fruchtbarer  Schwarzerde  im  Grossen 
und  Ganzen  die  Dreifelderwirthschaft  bereits  zur  vollen  Herrschaft  ge- 
langt ist,  werden  in  einzelnen  Dörfern  andere  Bewirthschaftungsarten 
beobachtet3)  Als  Uebergang  zur  strengen  Dreifelderwirthschaft  kenn- 
zeichnet sich  der  Wirthschaftsbe trieb,  bei  welchem  ein  Theil  des  Ge- 
meindeackers, und  zwar  der  dem  Dorf  zunächst  belegene,  unter  Drei- 
felderwirthschaft steht,  der  andere  Theil  aber  noch  ohne  Düngung  in 
roherer  Weise  bestellt  wird.  Das  grosse  Dorf  Tschurükow  (mit  750  Höfen) 
führt  auf  dem  entfernter  belegenen  Ackerstück  eine  Yierfelderwirthschaft: 
ein  Feld  (also  */*  des  Ackerstückes)  ist  Brachfeld,  das  zweite  steht  unter 
Roggen,  das  dritte  und  vierte  unter  Sommerkorn.  Nach  Aussage  der 
Bauern  ist  dieses  Landstück  erst  vor  nicht  sehr  langer  Zeit  unter  den 
Pflug  genommen.  Ungeachtet  dieser  starken  Inanspruchnahme  der 
Bodenkräfte  ist  die  Ergiebigkeit  noch  nicht  erschöpft.  Das  Dorf  Cho- 
botez-Bogojawlensk  hat  ein  entfernt  belegenes  Stück  Buschland  zu 
Ackerland  aufgerissen  und  unter  die  Hauswirthe  vertheilt,  von  denen 
Jeder  frei  nach  eigenem  Gutdünken  ohne  irgend  welch1  ein  Gebunden- 
sein seinen  Antheil  nutzt.  Die  benachbarte  Gemeinde  Gololobowa  hat 
vor  ungefähr  70  Jahren  ein  Stück  Steppe  zu  Ackerland  gemacht,  das 
beständig  Jahr  aus  Jahr  ein  (abwechselnd  mit  Roggen  und  Hafer)  bestellt 
wird.    Bei  der  bevorstehenden  neuen  allgemeinen  Umtheilung  soll  dieses 


l)  Protokoll  der  Sitzung  des  statistischen  Comitä's  in  Archangelsk  vom 
27.  Nov.  1880,  Nr.  3  (und  den  Dörfern  der  Wolost  Grigorowo,  Kr.  Cholmogorü\  auch 
im  Bericht  Litschkow's,  Cejtcwm  Hosen.  otfioHHa  b*  Apxaer.  ry6.  1882  in  mehreren 
Berichten. 

■)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  II,  Abschnitt  II,  pag.  54—61. 

•)  In  dem  soeben  citfrten  Bande  der  Statistik  Tambow's  wird  (pag.  54)  eine 
in  Dörfern  der  Wolost  Shidilowo  bestehende  „Abweichung"  von  der  Dreifelderwirth- 
schaft auseinander  gesetzt,  die  nicht  als  solche  aufgefasst  werden  kann.  In  dem 
*U  typisch  behandelten  Falle  besteht  das  Ackerland  der  Gemeinde  aus  zwei  ungleichen 
Theflen,  der  eine  ist  Schwarzerde,  der  andere  kleinere  Theil  aber  Sandboden.    Jeder 

▼.  Klassier,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeindcbenitzep.    II.  5 
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Landstück  in  das  System  der  auf  dem  übrigen  Ackerland  bestehenden 
Dreifelderwirthschaft  eingefügt  werden.  Auch  in  anderen  Dörfern  (Li- 
powka,  Gross-  und  Klein-Gowrilowka,  Terpowo,  Wostrolutschja  etc.  etc.) 
besteht  freie  Wirthschaft  auf  den  entfernter  belegenen  Ackerstücken,  die 
Sandboden  haben,  während  das  näher  belegene  Ackerfeld  Schwarzerde 
zeigt.  (Bei  der  ersten  Ansiedelung  wurden  die  besten  Landstücke  zur 
Niederlassung  gewählt.)  Diese  unter  freier  Wirthschaft  stehenden  Acker- 
stücke werden  „buntes  Land"  —  wegen  des  bunten  Gemenges  an  Früchten 
auf  den  verschiedenen  Landantheilen  —  oder  auch  „verschiedenfelderig* 
(pa3Honojn»e)  genannt. 

Diese  dargelegten  Wirthschaftsarten  finden  sich  nur  bei  Domänen- 
bauern, denen  verhältnissmässig  viel  Land  zugemessen  ist  Ein  Theil 
desselben  ist  erst  in  neuerer  Zeit  zu  Ackerland  aufgerissen  und  noch 
nicht  in  das  sonst  herrschende  System  der  Dreifelderwirthschaft  eingefügt, 
was  theilweise  seine  Erklärung  in  der  zu  grossen  Entfernung  vom  Dorf; 
worauf  wir  an  anderer  Stelle  hingewiesen  haben,  und  auch  in  der  Ver- 
schiedenartigkeit des  Bodens  (hier  Sandboden,  während  das  alte  Acker- 
land Schwarzerde  aufweist)  findet,  doch  vielfach  auch  in  dem  sorglosen, 
um  die  Zukunft  nicht  bedachten  Bestreben  der  Bauern,  möglichst  viel 
Land  unter  dem  Pflug  zu  haben.  Eine  Erschöpfung  des  Bodens  hätten 
die  Bauern  ganz  besonders  zu  fürchten,  da  bei  der  grossen  Entfernung 
vom  Dorf  (7,  10,  15,  20,  25  Werst)  auch  in  Zukunft  an  eine  Düngung 
desselben  nicht  zu  denken  ist  (soweit  nicht  ausserordentliche,  tief  ein- 
schneidende Massnahmen,  wie  Aussiedelung  eines  Theiles  der  Gemeinde 
durchgeführt  werden).  Die  Sorglosigkeit  der  Bauern  erklärt  sich  wohl 
auch  daraus,  dass  wegen  zu  grosser  Entfernung  solcher  Feldstücke  viele 
Hauswirthe  ihren  Antheil  in  diesem  Felde  verpachten,  also  trifft  in  erster 
Linie  jener  Vorwurf  die  Pächter. 

Auch  hat  die  geringe  Landzutheilung  an  die  früher  gutsherrlichen 
Bauern  vielfach  in  diesem  Kreise  zu  einem  anderen  Wirtschaftssystem 
geführt.  In  den  Dörfern  Nowo  -  Michailowka,  Nowo-Nikolskoje  und 
Schuschpanka-Olschanka  herrscht  die  Vierfelderwirthschaft  (Brachfeld, 
Roggen  und  in  zwei  Feldern  Hafer).    In  dem  letztgenannten  Dorfe  ist 


der  beiden  Theile  ist  in  drei  Felder  getheilt;  diese  Gemeinde  hat  also,  wie  der 
Berichterstatter  hervorhebt,  zwei  Roggen-,  zwei  Sommer-  und  zwei  Brachfelder.  Wir 
haben  es  hier  doch  nur  mit  der  einfachen  Dreifelderwirthschaft  zu  thun,  bei  welcher, 
wie  auch  bei  jedem  anderen  Wirtschaftssystem,  häufig  ein  Feld  aus  mehreren,  nicht 
zusammenhängenden  Stücken  (etwa  Gewannen)  besteht.  Bei  den  grossen  gleich- 
massigen  Ackerflächen,  wie  sie  sich  in  diesem  Landstrich  zumeist  finden,  mag  häufig 
jedes  der  drei  Felder  aus  einem  Stück  bestehen  und  der  Berichterstatter  hierdurch 
irregeführt  sein.  Im  Wesen  der  Dreifelderwirthschaft  liegt  es,  wie  gesagt,  nicht, 
dass  ein  Feld  nur  ein  Landstück  umfasst. 
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diese  Wirthschaft  schon  zu  Zeiten  der  Leibeigenschaft  eingeführt,  in  den 
beiden  anderen  aber  erst  jüngst  und  zwar  um  mehr  Stroh  zur  Fütterung 
des  Viehs  (fast  gar  kein  Wiesen-  und  Weideland  ist  hier  vorhanden)  zu 
erhalten,  und  auch  aus  dem  Grunde,  weil  die  Gemeinde  wenig  Land  hat 
oud  kein  Land  zur  Pachtung  zu  erhalten  ist.  Dieses  System  besteht 
aaeh  in  anderen  Gemeinden,  so  in  dem  Dorf  Alt-Aleksandrowka  und 
zwar  nicht  allein  auf  dem  eigenen,  sondern  auch  auf  dem  vom  benach- 
barten Gutsbesitzer  gepachteten  Lande  (600  Dess.).  In  einigen  Dörfern 
wird  bereits  geklagt,  dass  hierbei  der  Boden  immer  mehr  erschöpft  wird; 
die  Gemeinde  Praskowjina  ist  aus  diesem  Grunde  zur  Dreifelderwirt- 
schaft übergegangen.  —  In  den  Gemeinden  Obschtschina  und  Fedorowka 
ist  eine  Zweifelderwirthschaft  üblich:  in  einem  Jahre  wird  Winter-  und 
Sommerkorn  gesät,  im  anderen  Jahre  nur  Sommerkorn  und  das  Feld,  das 
im  vergangenen  Jahre  unter  Sommerkorn  stand,  liegt  jetzt  brach.  In 
Aleksandrowka  und  Ljubowka  herrscht  Einfelderwirthschaft:  in  jedem 
Jahr  wird  eine  Frucht,  Winter-  oder  Sommerkorn  gebaut  Die  Gemeinde 
Bogosna,  wie  die  vier  vorhergenannten  in  der  Wolost  Tjuttschewo  belegen, 
führt  fast  nur  auf  gepachtetem  Lande  Acker  wirthschaft;  das  eigene  geringe 
Ackerland  (%  Dess.  pro  Seele)  bestellen  nur  die  Hauswirthe  mit  grossem 
Landantheil  zum  Theil  mit  Koggen  und  Hafer,  während  die  anderen  nur 
Kartoffeln  stecken.  In  mehreren  Dörfern  (Ismailowka,  Largina  etc.  etc.) 
wird  das  ganze  Ackerland  jährlich  bestellt,  also  ohne  Brache. 

Alle  Dörfer  mit  Ein-  oder  Zweifelderwirthschaft  haben  weniger  als 
2  Dess.  Land  pro  Seele,  die  Mehrzahl  aber  nur  einen  Bruchtheil  einer 
Dessätine  an  Ackerland.  Deshalb  unterlässt  die  Gemeinde  grösstenteils 
selbst  die  Theilung  in  zwei  Felder;  das  ganze  Ackerland  ist  also  „buntes 
bnd":  der  Eine  sät  Roggen,  der  Andere  Hafer,  der  Dritte  lässt  seinen 
Antheil  brach  liegen.  Wer  Land  ausserhalb  der  Gemeinde  gepachtet  hat, 
lässt  seinen  Gemeindelandantheil  ein  Jahr  erholen.  Vielfach  wird  aber 
Jahr  aus  Jahr  ein  das  ganze  Feld  mit  Sommerkorn  bestellt 

Im  Kreise  Borissoglebsk  in  demselben  Gouv.  Tambow  finden  sich 
wenn  auch  seltener,  ähnliche  Erscheinungen.  Die  gleichen  Ursachen 
mfen  die  gleichen  Wirkungen  hervor.  In  denjenigen  Gemeinden,  die 
bei  der  Auseinandersetzung  mit  den  Gutsherren  sich  mit  dem  „Geschenk" 
des  vierten  Theils  des  für  den  betreffenden  Landstrich  festgesetzten 
Maximums,  d.  i.  mit  dem  sogenannten  „Bettellandantheil"  begnügten, 
wird  zumeist  das  ganze  Ackerland  das  eine  Jahr  mit  Boggen,  das  andere 
Jahr  mit  Sommerkorn  bestellt;  nur  in  wenigen  Gemeinden  dieser  Kategorie 
liegt  das  Land  das  dritte  Jahr  brach,  bei  den  meisten  wiederholt  sich  ohne 
Unterbrechung  der  Wechsel  von  Roggen  und  Sommerkorn.1)    Ich  finde 


l)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  I,  Abschnitt  II,  pag.  10. 
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nur  eine  Gemeinde  in  diesem  Kreise,  Ssukmanka  (mit  749  Höfen),  die 
bei  grossem  Landantheil  neben  der  auch  hier  sonst  üblichen  Dreifelder- 
wirtschaft zwei  grosse  Landstücke  seit  1850  ohne  Düngung,  die  in 
diesem  Kreise  nur  selten  vorkommt,  beständig  unter  dem  Pflug  halten: 
Boggen,  dann  Hafer,  dann  Roggen  oder  Hirse,  dann  wieder  Hafer  etc. 
Erst  als  der  Boden,  dem  seit  jenem  Jahre  keine  Erholung  gegönnt  war, 
fast  nichts  mehr  trug,  entschlossen  sich  die  Bauern,  das  eine  Landstück 
(1000  Dess.)  ein  Jahr  brach  liegen  und  das  Vieh  darauf  treiben  zu  lassen. 
Die  glänzenden  Resultate  dieser  einjährigen  Erholung  hat  die  Bauern  ver- 
anlasst, auch  das  andere  Landstück  (800  Dess.)  ein  Jahr  ruhen  zu  lassen.1) 

Diese  Erscheinung  zeigt  sich  auch  im  Kr.  Morschansk  desselben 
Gouvernement:  die  Bauern  mit  dem  Bettellandantheil  führen  Ein-  oder 
Zweifelderwirthschaft,  doch  die  im  Vergleich  zum  letztgenannten  Kreise 
geringere  Güte  des  Bodens  zwingt  sie,  nach  2  oder  3  Jahren  das  Feld 
brach  liegen  zu  lassen,  sowie  zu  düngen  und  also  bei  Einfelderwirthschaft 
nur  auf  gepachtetem  Lande  Getreide  zu  bauen.  Einige  Gemeinden  dieser 
Kategorie  haben  die  Dreifelderwirthschaft  eingeführt,  indem  sie  ihr  Acker- 
land in  zwei  Felder  getheilt  Hessen,  das  dritte  Feld  auf  gepachtetem 
Lande  herstellten.9) 

Von  den  Fesseln  des  Flurzwangs  bei  der  Dreifelderwirthschaft  haben 
sich  manche  Gemeinden  in  dem  überaus  fruchtbaren  Kreise  Kursk  im  gleich- 
namigen Gouvernement  befreit  —  nicht  aber  um  zu  einem  vollkommneren 
System  überzugehen,  sondern  um  mehr  Land  (ohne  Düngung)  unter  dem 
Pflug  zu  haben,  d.  h.  das  Brachfeld  wird  jährlich  immer  mehr  gekürzt, 
und  endlich  wird  das  ganze  Brachfeld  bestellt,  ohne  ein  bestimmtes  Wirth- 
schaftssystem.  Nach  den  vorliegenden  Daten  haben  bereits  26  Gemeinden 
dieses  bedauernswerthe  Ziel  erreicht,  das  zur  Erschöpfung  dieses  geseg- 
neten Landstrichs  führen  muss;  111  Gemeinden  haben  einen  Theil  des 
Brachfelds  unter  den  Pflug  genommen,  während  121  Gemeinden  noch 
die  strenge  Dreifelderwirthschaft  aufrecht  erhalten.  Ein  näheres  Eingehen 
ergiebt,  dass  jene  Raubwirthschaft,  die  die  Erndten  bereits  bedeutend 
verringert,  auch  vornehmlich  in  den  Gemeinden  mit  geringem  Landantheil 
üblich  und  seit  der  starken  Steigerung  der  Landpachtpreise  entstanden 
ist.  Vereinzelt  findet  sich  auch  in  diesem  Kreise  das  Verfahren,  dass 
das  dritte  Feld  auf  gepachtetem  Land  hergestellt  wird. 

In  einer  Gemeinde  sind  zwei  selbstständige  Zweifeldersysteme  ein- 
geführt: auf  der  einen  Hälfte  des  Ackerlands  wechselt  Hafer,  auf  der 
anderen  Roggen  mit  Brache.8)    In  den  Kreisen  Ranenburg  und  Dankoff 


*  *  >)  L  c.  Band  I,  Beilage  I,  pag.  6—7. 

f)  L  c.  Band  III,  pag.  20. 


3 


)  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Band  I,  pag.  72—74. 
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(Goav.Räsan)1)  besteht  in  den  entfernter  belegenen  Feldern  (ohne  Düngung) 
freie  Wirthschaft.  Eine  Gemeinde  hat,  um  mehr  Land  unter  dem  Pflug 
zu  haben,  4  Felder  eingerichtet:  Roggen,  Sommerkorn,  Sommerkorn  und 
Brache.8)  Auch  im  Kreise  Ssaratow  im  gleichnamigen  Gouvernement 
finden  wir  dazwischen  -die  wilde  freie  Wirthschaft,  bei  geringem  Land- 
antheil  auch  nur  ein  Feld.8) 

6.    Gemeinsame  Bestellung  des  Ackerlandes. 

§  34. 

Ausser  der  Vertheilung  des  Ackerlandes  in  natura,  findet  sich  auch 
noch  eine  andere  Art  der  Nutzung  desselben:  das  Ackerland  wird  gemein- 
sam bestellt  und  die  Ernte  pro  Seele,  Arbeiter  etc.  getheilt.  Es  tritt 
uns  in  solchen  Fällen  die  Gemeinde  als  Productivgenossenschaft  entgegen, 
wie  sie  socialistische  Phantasien  ausmalen. 

Während  aber  die  genossenschaftliche  Arbeit  ganzer  Gemeinden  und 
Theile  derselben  (Loosgruppen,  einige  Genossen)  in  der  Nutzung  anderer 
Zweige  der  Landwirtschaft,  wie  beim  Grasschnitt,  Holzfällen,  Fischerei  etc., 
und  auch  in  anderen  Gewerbsarten  eine  weitverbreitete  Erscheinung 
ist,  finden  wir  sie  in  der  Ackerwirthschaft  selten,  immerhin  aber  so 
häufig,  dass  sie  als  characteristische  und  bedeutungsvolle  Erscheinung 
nicht  übergangen  werden  darf. 

Im  Kreise  Makarjew,  Gouv.  Nishni-Nowgorod,4)  finden  sich  Gemeinden, 
in  welchen  der  landwirtschaftliche  Betrieb,  Ackerbau  und  Grasschnitt, 
gemeinsam  von  allen  Genossen  geführt  wird.  Sämmtliche  Bauern  der 
Gemeinde  sind  in  Täglo  zu  zwei  Arbeitern  getheilt.  Auf  Anordnung  des 
Gemeindeältesten  machen  sich  Alle  gleichzeitig  an  die  Arbeit:  es  wird 
gemeinsam  gepflügt,  geeggt,  gesät,  die  Ernte  geschnitten,  eingeführt  etc. 
In  gleicher  Weise  wird  der  Grasschnitt  gemeinsam  ausgeführt  Der 
Ertrag  an  Korn,  Stroh,  Heu  wird  pro  Täglo  getheilt. 

Auch  im  Gouv.  Wologda,  Kr.  Nikolsk,6)  ist  gemeinsame  Acker- 
bestellung üblich.  Selbst  im  kleinrussischen  Landstrich,  wie  im  Gouv. 
Poltawa1)  wird,  aber  nur  ganz  vereinzelt,  Ackerland  gemeinsam  bestellt.7) 

*)  Statistik  des  Gouv.  Räsan,  Bd.  II,  Lieferung  I  und  II  an  verschiedenen  Stellen. 

*)  1.  c.  Lieferung  I,  pag.  277. 

')  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Bd.  I,  Lieferung  I,  pag.  78, 84  u.  a.  and.  Stellen. 

*)  Hierüber  berichtete  Herr  Dewel  in  der  Sitzung  der  Petersburger  Landwirthe 
*m  2.  M&rz  1876. 

*)  üoraHHBi:  „HrooncKift  vis**  n  ero  sirren"  in  der  „ApeBHJu  h  HoBaa 
Poccur",  1876,  Band  X.  pag.  150, 151.  C.  KanycTHH*:  $opini  seiueBiaxtaüi  y  pvccxaro 
npoxa  etc.,  pag.  71. 

•)  Ueber  das  Artelwesen  im  Allgemeinen  unter  den  Kleinrussen  in  einer  Reihe 
tod  Artikeln  in  der  Hex*x*  1876,  27,  29,  34-85,  87—45  und  1877,  8. 

7)  Nach  einer  leider  zu  kurz  gefassten  Mittheilung  des  Herrn  Weber  in  der 
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Verbreiteter  ist  die  gemeinsame  Bestellung  eines  Theiles  des  Acker- 
landes, etwa  eines  Gewannes  in  jedem  Felde.  Der  Ertrag  wird  aber 
nicht  getheilt,  sondern  gelangt  in  das  Vorrathsmagazin.  Hat  das  erforder- 
liche Quantum  sich  daselbst  angehäuft,  so  wird  die  gemeinsame  Bestellung 
eingestellt,  bis  dasselbe  (in  Nothjahren)  angegriffen  wird.  Auch  zur 
Deckung  von  Rückständen  wird  ein  Theil  des  Ackerlandes  gemeinsam 
bestellt  und  der  Ertrag  desselben  verkauft,  der  Erlös  zur  Deckung  jener 
Schuld  verwandt 

Verbreitet  ist  die  gemeinsame  Bestellung  eines  Ackerstückes  Jahre 
hindurch,  um  den  zu  Geld  gemachten  Ertrag  zum  Bau  oder  Umbau  der 
Kirche,  des  Gemeindehauses  etc.  zu  verwenden. 

Wie  vorsichtig  jegliches  äussere  Eingreifen  in  das  innere  Gemeinde- 
leben angebahnt  werden  muss,  soll  der  Zweck  in  geeigneter  Weise 
erreicht  werden,  zeigt  u.  A.  die  Geschichte  der  ungeschickten  zwangs- 
weisen Einführung  der  gemeinsamen  Bestellung  eines  Theiles  des  Ackers 
(zur  Füllung  des  Magazins  und  zur  Deckung  der  Rückstände)  auf  den 
Apanagegütern  in  den  dreissiger  Jahren  dieses  Jahrhunderts.  In  den 
Gouv.  Ssimbirsk,  Ssaratow  etc.  sandten  die  Bauern  wiederholt  Petitionen 
um  die  Abschaffung  dieser  Massnahme.  Im  Gouv.  Ssamara  kam  es  zur 
offenen  Auflehnung  gegen  die  Regierung  und  zum  bewaffneten  Wider- 
stand, der  mit  Militärgewalt  gebrochen  werden  musste,  und  in  strenger 
Bestrafung,  selbst  in  Verschickung  Vieler  nach  Sibirien  seinen  Abschluss 
fand.  Der  passive  Widerstand  dauerte  fort,  der  sich  u.  A.  am  drastischsten 
in  der  ungenügenden  und  nicht  rechtzeitigen  Bestellung  dieses  Theiles  des 
Ackerlandes  zeigte.  Noch  am  Schluss  der  fünfziger  Jahre  (1859)  brachten 
die  Bauern  Beschwerden  über  diese  ihnen  unbequeme  Last  vor.  Nun 
sollte  man  meinen,  dass  mit  der  Emancipation  der  Bauern  von  der 
bureau kr a tischen  Bevormundung  diese  gemeinsame  Ackerbestellung  sogleich 
verschwinden  werde.  In  Wirklichkeit  zeigte  sich  aber  gerade  das  Ent- 
gegengesetzte: sie  blieb  nicht  allein  bestehen,  sondern  ward  auch  in 
Gemeinden  früher  gutsherrlicher  Bauern  in  grossem  Massstab  eingeführt 
Ohne  einem  Widerstreben  zu  begegnen,  konnte  die  Landschaftversamm- 
lung des  Kr.  Ssaratow  diese  Massregel  —  zur  Hilfe  in  Nothjahren  — 
in  den  sechziger  Jahren  einführen.  Im  Jahre  1867  haben  im  Kr.  Petrowsk, 
Wolost  Pülkowo  (in  demselben  Gouvernement)  Bauern  freiwillig  gemein- 
same Bestellung  —  zur  Deckung  von  Rückständen  eingeführt,  in  dem- 
selben Jahre  sprachen  sich  im  Kr.  Atkarsk  (in  demselben  Gouv.)  bäuer- 
liche Gemeinden  mit  8314  Seelen  zu  Gunsten  derselben  aus.  Sowol  in 
diesem,  als  auch  in  benachbarten  Gouvernements  (Ssamara,  Ssimbirsk) 


3eiuexim?ecKaji  TaseTa  findet  sich  gemeinsame  Ackerbestellung  auch  in  einigen,  in 
der  Nähe  des  Goav.  St  Petersburg  belegenen  Dörfern  Finnlands. 
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ood  anderen  ist  diese  Einrichtung  jetzt  vielfach  verbreitet  und  wird  von 
den  Bauern  als  zweckmässig  erkannt. 

Der  Widerwille  gegen  die  decretirte  Einführung  dieser  Bestellungs- 
art erklärt  sich  einerseits  aus  der  hierbei  befolgten  bureaukratischen 
Rücksichtslosigkeit  und,  wie  es  sich  später  ergab,  aus  dem  Umstände,  dass 
die  Wolost-  und  Kreisbehörden  aus  den  reich  gefüllten  Wolostmagazinen, 
in  die  das  Getreide  statt  in  die  Gemeindemagazine  wie  die  Bauern  es 
wünschten,  abgeliefert  wurde,  unter  den  Augen  der  Bauern  für  sich  miss- 
bräuchlich  Vortheile  zogen,  andererseits  auch  aus  dem  Umstände,  dass 
Seitens  der  betreffenden  Kreisbehörden  die  angesammelten  Yorräthe  zum 
Besten  anderer  Gemeinden  und  Wolosten,  die  nicht  zu  ihnen  begetragen 
hatten,  verwandt  wurden.1) 

Auf  anderen  Voraussetzungen  beruht  das  gemeinsame  Aufpflügen 
des  Landstreifens  eines  die  Wirthschaft  nicht  mehr  führenden  Hauswirths, 
um  das  Vergrasen  und  Aufwuchern  von  Unkraut  zu  verhindern.  Die 
gemeinsame  Bestellung  des  Ackerlandes  eines  durch  Todesfall  in  der 
Familie,  durch  Unglücksfälle  aller  Art  zeitweilig  unvermögenden  Haus- 
wirthes  (besonders  häufig,  wenn  eine  Wittwe  mit  unmündigen  Kindern 
oder  erwachsenen,  noch  unverheiratheten  Töchtern  die  Wirthschaft  führt) 
trägt  den  Charakter  der  in  verschiedenen  Formen  weitverbreiteten  „Bei- 
hülfe"  der  Markgenossen,  auf  die  wir  weiter  unten  einzugehen  haben. 

Auch  andere  Ursachen  rufen  die  genossenschaftliche  gemeinsame 
Bestellung  oder  mindestens  Beackerung  Seitens  mehrerer  Hauswirthe 
hervor.  So  lässt  sich  vielfach  im  Süden  und  Südosten  der  schwere, 
lehmhaltige  Boden  nur  mit  besonders  grossen  und  schweren  Pflügen 
aufreissen,  deren  Anspann  mindestens  4—5  Pferde  oder  2  Paar  Bullen 
beansprucht.  Da  nun  die  Hauswirthe  zumeist  nicht  über  so  viel  Zugvieh 
verfügen,  so  treten  mehrere  Hauswirthe  zusammen  und  pflügen  mit 
gemeinsamen  Kräften  die  Landstreifen  nach  einander.  Um  sich  vor 
Benachtheiligung  zu  hüten,  thun  sich  solche  Hauswirthe  zusammen,  die 
gleich  starkes  Arbeitsvieh  besitzen.  So  in  mehreren  Dörfern  des  Gouv. 
Ssimbirsk,9)  im  Gebiet  der  Donschen  Kosaken,  der  Terek-Kosaken8)  etc. 

Wir  erwähnen  schliesslich  noch  einer  eigenthümlichen  Art  gemein- 


>)  U.  A.  bei  B.  TpHporoBi:  Oömraa-THui»  h  e*  noxaTra*  ochobähU  in  den  Otoy. 
3ao.  1879,  Band  IX  pag.  179  etc.  Auch  im  Kreise  Ssaratow  ist  das  gemeinsame  Be- 
stellen eines  Theiles  des  Ackerlandes  für  das  Vorrathsmagazin,  in  Nothjahren  etc. 
üblich.  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow  Bd.  I,  Lieferung  I,  pag.  87,  88,  42,  49,  50,  52, 
Ö, 85.  Ans  einer  Gemeinde  wird  berichtet,  dass  die  Landschaft  die  Einführung  dieser 
gemeinsamen  Bestellung  veranlasst  hat,  1.  c  pag.  50. 

*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  pag.  358. 

*)  CraTHcnraecKafl  MOHorpa<f>iÄ  no  HscjixoBami)  CTaBrnnaro  Öma  Tepcsaro  sa- 
aiuro  Boftcxa,  pag.  76  etc. 
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samer  Ackerwirthschaft.  Im  Er.  Nikolsk,  Gouv.  Wologda,  bilden  Kinder 
(Knaben  und  Madchen  im  Alter  von  etwa  12  Jahren)  Artele  zur  gemein- 
samen Flachsgewinnung  auf  einem  Landstück,  das  bei  der  hier  noch 
üblichen  wilden  Brennwirthschaft  zur  Zeit  nicht  bestellt  wird  und  von 
der  Gemeinde  den  Kindern  überlassen  wird.  Die  Kinder  hauen  das 
Strauchwerk  und  die  kleinen  Bäume  aus  (die  Väter  und  erwachsenen 
Brüder  führen  noch  Holz  zu  und  helfen  bei  der  schwereren  Arbeit)  besorgen 
das  Verbrennen  etc.  Der  gewonnenene  Flachs  wird  gemeinsam  gerupft  etc. 
Der  erzielte  Geldertrag,  der  getheilt  wird,  sparen  die  Mädchen  zur 
zukünftigen  Aussteuer.1) 


Drittes  Kapitel. 

Die  Vertheilung  der  anderen  Nutzungen. 

1.  Die  Vertheilung  der  Wiesen« 

§  35. 

Die  Vertheilung  der  Wiesen  findet  in  zwei  Hauptarten  statt:  es 
wird  entweder  das  Wiesenland  —  analog  der  Vertheilung  des  Ackerlandes 
—  in  natura  vertheilt  oder  es  wird  das  Gras  gemeinsam  gemäht  und 
erst  der  Ertrag  getheilt.  Endlich  findet  auch  noch  ein  combinirtes  Ver- 
fahren statt,  bei  welchem  das  erste  oder  das  zweite  Verfahren  mehr  oder 
weniger  überwiegt.  So  wird  vielfach  das  Wiesenland  in  natura  unter 
die  Loosgruppen  vertheilt,  jede  Loosgruppe  aber  mäht  gemeinsam.  Bei 
Naturaltheilung  des  Landes  finden  wir  auch  gemeinsamen  Schnitt  auf  Par- 
cellen,  die  als  „Keuchen"  bei  der  Vertheilung  der  Wiesen  nachgeblieben,  zu 
klein  sind,  als  dass  sie  unter  Alle  getheilt  werden  könnten,  sowie  auch 
auf  solchen,  die  auf  kleinem  Kaum  verschiedenartigen  Reich thum  und 
Güte  des  Grases  aufweisen.  Schliesslich  mähen  Hauswirthe  mit  geringer 
Seelenzahl  gemeinsam,  da  bei  schmalen  Wiesenstreifen  gesondertes  Mähen, 
ohne  den  Nachbar  zu  schädigen,  schwierig  wäre. 

Wir  gehen  auf  die  Arten  der  Wiesennutzung  näher  ein.  Die  ver- 
breitetste  Art  ist  die  Naturaltheilung  des  Wiesenlandes,  die  analog  der 
Ackervertheilung  erfolgt:  die  Wiesen  werden  je  nach  der  Quantität  (Dichtig- 
keit und  Höhe)  und  Qualität  (Flusswiesen,  Waldwiesen,  Sumpfwiesen  etc.) 
des  Grases,  der  Entfernung  vom  Dorf,  der  Bequemlichkeit  der  Theilung 
(Herstellung  regelmässiger  Figuren)  etc.  in  Gewanne  getheilt,  diese  in 
grösseren  Gemeinden  unter  die  Loosgruppen,  die  Loosgruppenantheile  oder 
in  kleineren  Gemeinden  die  Gewanne  direct  unter  die  Hauswirthe  nach 
der  Zahl  ihrer  Seelen  etc.  vertheilt.    Die  Zahl  und  dementsprechend  die 

*)  Kapustin,  1.  c.  pag.  71—72. 
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Ausdehnung  der  „Stellen",  wie  die  Gewanne  der  Wiesen  vielfach  genannt 
werden,  wechseln  häufig  bei  den  Umtheilungen,  da  der  Ertrag  des  Grases 
in  verschiedenen  Jahren  sehr  wechselt.  Die  Messeinheit  ist  zumeist  die- 
selbe, die  bei  Theilung  des  Ackerlandes  angewandt  wird;  hier  und  da 
sind  aber  auch  andere  üblich,  recht  häufig  bildet  die  „Okosje"  (Heft  der 
Sense)  die  Messeinheit.  Die  bei  Theilung  des  Ackerlandes  üblichen  Vor- 
kehrungen zur  vollständigen  Ausgleichung  der  Antheile  finden  wir  auch 
hier:  erweist  sich  das  Wiesenstück  einer  Loosgruppe  oder  eines  Haus- 
wirths  in  einer  Stelle  als  etwas  kürzer  oder  etwas  weniger  gut  bestanden, 
als  die  der  anderen,  so  wird  entweder  ein  Stückchen,  etwa  ein  Keuchen, 
hinzugeschlagen  oder  es  wird  der  Geschädigte  in  einem  anderen  Gewanne 
11m  so  besser  bedacht.  Und  umgekehrt:  fällt  Jemandem  hier  ein  beson- 
ders gutes  oder  etwas  grösseres  Stück  zu,  so  muss  er  sich  in  einem 
anderen  Gewanne  eine  Kürzung  gefallen  lassen.1) 

Die  Vertheilung  erfolgt  kurz  vor  Beginn  des  Grasschnitts,  in  grösseren 
Gemeinden  durch  Erwählte,  die  hier  und  da  für  ihre  Mühe  einen  „Zuschlag 
an  Wiesenland",  etwa  ein  Keilchen,  erhalten,  oder  auch  in  Geld  ent- 
schädigt werden,  in  kleineren  durch  alle  Hauswirthe.  Vielfach  wird  das 
ganze  Wiesenland  auf  einmal  vertheilt,  zumeist  aber  nur  so  viel  als  am 
nächsten  Tage  gemäht  werden  kann  —  „in  der  Zeit  des  Thaues",  wie 
es  im  Kreise  Kineschma,  Gouv.  Kostroma,2)  bezeichnet  wird,  da  der 
drückenden  Mittagshitze  wegen  nur  am  Morgen  von  4  bis  8  Uhr  während 
des  Morgenthaues  und  am  Nachmittag  von  7  bis  9  Uhr  gemäht  wird. 
Im  Gouv.  Moskau  sagen  die  Bauern:  wir  theilen  die  Wiesen  auf  den 
Morgen  (Ha  yrpa).  Auf  dass  am  Morgen  keine  Zeit  verloren  wird,  hat 
der  zu  diesem  Zweck  Erwählte,  vielfach  die  älteren  Hauswirthe  der  Reihe 
nach,  zeitig  ein  Stück  Wiesenland  in  regelmässiger  Figur  der  Breite  und 
der  Länge  nach  ausgemessen.  In  Anwesenheit  aller  Mäher  wird  das 
Stück  in  Streifen  getheilt  und  verloost.  Das  Mähen  einer  jeden  solchen 
..Stelle"  geschieht  gleichzeitig  von  allen  Höfen,  auf  dass  das  Gras  der 
spater  zur  Arbeit  Kommenden  nicht  vertreten  werde.  Wo  das  ganze 
Wiesenland  zugleich  vertheilt  wird,  dort  ist  es  zur  Vermeidung  von 
Grenzstreitigkeiten  üblich  eine  schmale  Grenzfurche  auszumähen.    Sonst 


')  Statistik  des  Gouv.  Moskau  Band  IV,  pag.  71  etc.,  Statistik  des  Gouv.  Tambow 
Bd.  I  (Kreis  Borissoglebsk),  Abschnitt  ü,  pag.  28,  Bd.  II  (Kreis  Koslov),  Abschnitt  H, 
m>  32  etc.,  Bd.  in  (Kreis  Morschansk),  pag.  37—88.  Borrisow  1.  c.  Bd.  I,  pag.  52, 
B4*  H*  pag.  182,  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  pag.  123,  162,  183, 
^30,  339,  349.  Georgyewski  1.  c.  pag.  110,  M.  KyponTeBi  1.  c.  pag.  92,  H.  Kpacnonepom 
I  c.  (Kreis  Krestzi)  pag.  276,  Protokoll  der  Sitzung  des  statistischen  Komitees  in 
Archangelsk  v.  17.  Nov.  1880,  Cencaaa  noseiteÄHjui  oömima  bi  ApzanreiBCKot 
Tfapaia,  1883  an  versch.  St. 

*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  pag.  230. 
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genügt  ein  Vermerken  der  Wiesenstreifen  der  Höfe  an  den  Endpunkten 
des  Gewannes. 

Bei  der  Umtheilung  nachbleibende  „Keilchen"  oder  „Eckchen"  werden, 
wenn  sie  zu  einer  allgemeinen  Vertheilimg  unter  Alle  zu  klein  sind,  zu- 
weilen an  einen  Hauswirth  verpachtet,  das  erlöste  Geld  zumeist  vertrunken. 
Diese  Sitte  ist  in  dem  Gouv.  Moskau  sehr  verbreitet  und  es  findet  sich 
selten  ein  Dorf,  wo  nicht  „der  Mir  ein  Eckchen  vertrinkt."  Da  der  Gras- 
schnitt eine  schwere  Arbeit  ist,  so  hält  es  der  Bauer  zur  Erhaltung  der 
Kräfte  für  angemessen,  nach  der  Arbeit  sich  gütlich  zu  thun.  So  findet 
man  auch  in  sehr  armen  Gemeinden  am  Abend  in  der  Zeit  des  Gras- 
schnittes trinkende  Bauern.  Zumeist  wird  der  Branntwein  unter  alle 
Arbeiter  gleich  vertheilt,  doch  häufig  wird  auch  hierbei  die  Gleichmässig- 
keit  der  Vertheilung  beobachtet:  nach  der  Zahl  der  „Seelen",  der  „Täglos" 
der  einzelnen  Hauswirthe.  Die  Bauern,  die  nicht  Branntwein  trinken, 
erhalten  auf  ihren  Theil  entweder  Geld  (nach  der  entsprechenden  Ver- 
theilung) oder  es  wird  ihnen  der  entsprechende  Theil  des  „Gemeinde- 
branntweins" in  das  von  ihnen  beigebrachte  Geschirr  gegossen.  Nur 
selten  wird  das  aus  der  Verpachtung  der  „Eckchen"  gewonnene  Geld 
unter  Alle  vertheilt.  Auch  werden  entfernt  belegene  kleine  Wiesen- 
stücke gegen  Branntwein  verpachtet,  der  an  einem  Feiertage  vertrunken 
wird1),  auch  wird  der  Erlös  zum  Besten  der  Kirche  verwandt.2) 

Je  nach  den  vielgestaltigen  localen  Umständen  haben  sich  Eigen- 
thümlichkeiten  ausgebildet  Wo  das  Wiesenland  von  gleichmässiger  Be- 
schaffenheit ist  und  der  Ertrag  der  einzelnen  Stücke  im  Ganzen  gleich- 
massig  ist,  dort  sind  bleibende  Gewannegrenzen,  wie  in  Betreff  des  Acker- 
landes und  bei  jeder  folgenden  Umtheilung  werden  die  alten  Grenzspuren 
ermittelt,  wie  z.  B.  in  der  Wolost  Murajewnä  (Gouv.  Räsan)8);  nur  wenn 
die  Beschaffenheit  eines  Wiesenstückes  sich  wesentlich  verändert  hat 
(durch  Versandung,  Ueberschwemmung  etc.),  wird  eine  neue  Theilung 
vorgenommen.  In  der  mehrfach  erwähnten  Gemeinde  Undory  (Gouv.  Ssim- 
birsk)4)  sind  die  Wiesen  seit  Alters  in  22  Antheile  —  mit  Rücksicht  auf 
die  Zahl  der  Loosgruppen:  10  volle  und  eine  kleine  Gruppe  —  ge- 
theilt,  von  denen  die  eine,  bessere  Hälfte,  „die  gute  Mütze",  die  andere, 
schlechtere  Hälfte,  die  „schlechte  Mütze"  bildet.  Die  Grenzscheidung 
dieser  Wiesenloosgruppen  ist  durch  bleibende  Pflöcke  gekennzeichnet. 
Das  Loos  d.  h.  das  Ziehen  der  Loose  aus  der  guten  und  aus  der  schlechten 
Mütze  entscheidet,  welche  zwei  Stücke  jede  Loosgruppe  erhält.  Die  kleine, 
nicht  volle  Loosgruppe  enthält  ohne  Loosziehung  die  zwei  kleinsten  Antheile. 

»)  1.  c.  pag.  806. 

8)  Cejfc.  no3.  o<5m.  bi  Apx.  ryti.  pag.  5—6,  pag.  83. 

8)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  128. 

4)  L  c.  pag.  249-250. 
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Zur  Ausgleichung  eventuell  sich  zeigender  Verschiedenheit  im  Gras- 
ertrage der  Parcellen  wird,  z.  B.  in  mehreren  Gemeinden  des  Kreises 
Schenkursk,  Gouv.  Archangelsk,  das  Verfahren  eingeschlagen1),  dass  die 
Loosgruppen  jährlich  in  bestimmter  Reihenfolge  in  der  Nutzung  der  der 
Zahl  der  Loosgruppen  entsprechenden  Zahl  der  Wiesenstücke  wechseln; 
bestehen  z.  B.  12  Loosgruppen,  so  hat  jede  Loosgruppe  in  12  Jahren 
jeden  Theil  gehabt.  Das  Loos  entscheidet  nur  in  Betreff  der  Vertheilung 
der  Wiesenstreifen  auf  die  Genossen  der  Gruppe.  In  den  verschiedenen 
Gemeinden  dieses  Kreises  zeigen  sich  noch  Modificationen.  In  der  Ge- 
meinde Petrowskoje,  die  drei  Gruppirungen  hat:  die  „Hälften"  zerfallen 
in  „Viertel",  diese  in  „Achtel",  wechseln  die  „Achtel"  ihre  Wiesenstticke 
alle  2  Jahre,  die  „Viertel"  (zu  20  Seelen)  alle  4  Jahre,  die  „Hälften"  alle 
8  Jahre.  In  anderen  Gemeinden  rotirt  ein  Theil  der  Wiesen,  die  an- 
deren bleiben  von  Revision  zu  Revision  in  demselben  Besitz.2)  Auch 
tritt  die  Rotirung  nicht  wie  sonst  jährlich,  sondern  erst  nach  2  Jahren 
ein.  Jährliche  Rotirung  finden  wir  vielfach  auch  in  den  Kreisen  Onega 
und  Cholmogory  (Gouv.  Archangelsk).8)  Diese  unter  den  Loosgruppen 
rotirende  Nutzung  findet  auch  im  Kr.  Mologa  (Gouv.  Jaroslaw)  statt:  in  elf 
Jahren,  da  hier  11  Loosgruppen  und  ebenso  viele  Wiesenstücke,  ist  der 
Kreislauf  vollendet  und  beginnt  dann  von  Neuem.4)  Ebenso  in  Betreff 
einiger  Wiesen  in  der  Gemeinde  Saoserje  (Gouv.  Nowgorod,  Kr.  Krestzi).5) 
In  der  Gemeinde  Potakrejewo  (Kr.  und  Gouv.  Archangelsk)  aber  werden 
bei  4  Loosgruppen  nach  7  Jahren  die  rotirenden  Wiesenlandgruppen  neu 
unter  die  Gruppen  verloost6)  Also  kommt  eine  Loosgruppe  nicht  zwei  Mal 
in  allen  Wiesengruppen  dran,  sondern  nur  drei  zwei  Mal  und  eine  ein 
Mal  Das  Rotiren  der  Wiesen  unter  die  Loosgruppen  findet  sich  auch 
vielfach  im  Kr.  Ssolwütschegodsk  (Gouv.  Wologda).7) 

Eine  eigenthümliche  Art  der  Vertheilung  der  Wiesen  —  die  sich 
der  von  mir  genannten  Schätzungsvertheilung  des  Ackerlandes  nähert 
—  zeigt  sich  im  Dorf  Akcenmjewa,  in  der  Nähe  der  Stadt  Nikolsk, 
Gouvernement  Wologda.8)  Seit  Alters  sind  sämmtliche,  zerstreut  in 
grössern  und  kleinern  Stücken  liegenden  Parcellen  von  verschiedener 


')  CäopHHKft  napo*.  o6ot.  ApxaH.  ry6.,  1869,  pag.  77. 

•)  Protokoll  v.  27.  Nov.  1880,  No.  4,  6,  6,  7. 

•)  Der  Bericht  Litschkow's  in  dem  soeben  citirten  Protokoll. 

4)  E.  ÄKymKHHi:  (X5H<raoe  npaBO,  pag.  XVII. 

*)  Materialiensammlung  pag.  264,  280. 

•)  Protokoll  v.  27.  Nov.  1880,  No.  3. 

7)  ÜJepÖHHa:  CoiiBHierojcsaa  aeHejina*  otfmraa  in  den  Oie*.  3ax.  1879, 
Bd.  Vffl,  pag.  167—179. 

•)  noTETHHi:  HsKoncKift  y*3j*  etc.  in  der  ApeBHJU  h  hobjw  Poccm,  1876, 
No.  10,  pag.  152. 
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Güte  in  drei  Theile  —  entsprechend  der  Zahl  der  Loosgruppen  —  ge- 
theilt.  Die  Bauern  sind  dessen  versichert;  dass  jeder  der  drei  Theile 
gleichwertig  den  anderen  ist.  Jede  der  drei  Loosgruppen  behalt 
bleibend  ihren  Theil,  ohne  Wechsel.  In  der  Loosgruppe  aber  wird  unter 
die  Genossen  jährlich  das  Loos  geworfen. 

Dort,  wo  die  Wiesentheile  nicht  erhebliche  Unterschiede  aufweisen, 
wird  bei  der  Theilung  nur  die  Gleichheit  der  Ausdehnung  der  Flache 
ins  Auge  gefasst,  nicht  aber  die  Quantität  und  Qualität  des  Grases. 

Die  Configuration  des  Bodens  führt  hier  und  da  zu  ganz  absonder- 
lichen Vertheilungsarten.  So  besteht  z.  B.  das  Gemeindeland  des  Dorfes 
Borok  mit  Ausnahme  eines  Sumpfes  und  eines  Buschlandes  aus  einem 
ausgedehnten  schlecht  bestandenen  Wiesenlande,  auf  welchem  sich  zer- 
streut Parcellen  Ackerlandes  wie  Oasen  befinden.  Es  erstreckt  sich 
demnach  das  Wiesenland  zwischen  den  Ackerstücken  hier  breit,  dort 
schmal  und  dort  ganz  verschwindend,  wo  zwei  Ackerstücke  nur  durch 
das  Flüsschen  oder  einen  Graben  geschieden  sind.  Der  Umstand,  dass 
hier  keine  grossen  abgerundeten  Wiesenstücke  vorhanden  sind,  und  dass 
das  Gras  —  mit  Ausnahme  des  auf  einigen  Stücken  (am  Flüsschen)  ge- 
wonnenen —  von  geringer  Güte  ist,  diese  beiden  Umstände  haben  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  zu  der  eigenthümlichen  Vertheilungsart  geführt, 
dass  jeder  Hauswirth  die  an  seinen  Ackerstreifen  grenzenden  Wiesen- 
streifen in  der  Breite  seines  Ackerstreifens  und  zwar  bis  zu  irgend- 
welcher natürlichen  Grenze  (bis  zum  Walde,  Flüsschen,  Graben  etc.)  ohne 
Loosziehung  erhält.  Trifft  es  sich,  dass  von  beiden  Seiten  eines  Wiesen- 
stückes Ackerstreifen  auf  dasselbe  stossen,  so  wird  auf  der  Hälfte  ein 
künstliches  Zeichen  (Pflock)  gestellt  und  jeder  der  beiden  Hauswirthe 
mäht  bis  zu  dieser  Grenze.  Auf  die  Frage,  weshalb  sie  so  ungleich- 
massig  und  sorglos  die  Wiesen  vertheilen,  antworteten  die  Bauern:  „wem 
hier  ein  schlechteres  Wiesenstück  zufällt,  dem  fällt  dort  ein  besseres 
Stück  zu,  wer  hier  ein  kleineres  Stück  hat,  der  hat  dort  ein  grösseres."1) 
In  der  Gemeinde  Pustünj,  Kr.  und  Gouv.  Kasan,  herrscht  ein  ähnliches 
Verfahren:  ein  Stück  Sumpfwiese  wird  nicht  besonders  vertheilt,  sondern 
nach  Yertheilung  der  angrenzenden  Wiese  hat  Jeder  das  Recht,  den  an 
seinen  Wiesenstreifen  grenzenden  Streifen  Sumpfwiese  zu  mähen.2)  Das 
an  das  Ackerland  stossende  Wiesenland  von  nicht  grosser  Ergiebigkeit 
fällt  den  resp.  Inhabern  der  Ackerstreifen  mehrfach  im  Gouv.  Archangelsk 
zu:  so  in  der  Wolost  Grigorowo  (Kr.  Cholmogory),  in  mehreren  Ge- 
meinden des  Kr.  Schenkursk  (dess.  Gouv.)  etc.8) 


*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  806. 

*)  1.  c.  pag.  162. 

»)  Protokoll  v.  27.  Nov.  1880,  Nr.  3,  4. 
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In  Grusino  (am  Wolchow)1)  finden  wir  in  Betreff  der  Theilung  der 
schlechtem  Wiesen  (beinahe  Sumpf  land)  die  Eigentümlichkeit,  dass  dem 
einzelnen  Hauswirthe  nicht  betreffende  Streifen  zugetheilt  werden,  son- 
dern dass  Jeder  das  Recht  hat,  mit  der  Anfangsgrenze  des  Wiesenstückes 
beginnend  sich  soviel  ^Schritte"  abzumessen,  als  ihm  nach  der  Seelen- 
zahl seines  Hofes  zukommt,  und  für  sich  zu  mähen.  Der  Folgende 
misst  dann  für  sich  ab  etc.  Jeder  kann  mähen,  wann  es  ihm  beliebt, 
nur  nicht  mehr  als  ihm  nach  Seelenzahl  zukommt  Aber  wohl  bemerkt: 
diese  Sitte  hat  nur  für  schlechte  Wiesen  Geltung,  wo  das  Abmähen  eines 
etwas  grösseren  Streifens  von  keiner  besonderen  Bedeutung  ist.  Der 
Ertrag  dieser  Wiesen  mag  wenig  höher  als  der  Werth  der  zu  verwen- 
denden Arbeitszeit  sein. 

Hier  und  da  besteht  die  Einrichtung,  dass  die  .Wiesen  nicht  nach 
der  Zahl  der  Seelen,  Täglo's  etc.  vertheilt  werden,  sondern  nach  der 
Kopfzahl  des  Viehs  in  jedem  Hofe.  Dieses  Verfahren  als  das  unter 
Umständen  zweckentsprechendere,  erklärt  Fürst  Wassiltschiko w *),  der 
diese  Thatsache  berichtet,  daraus,  dass  das  zahlreiche  Fallen  des  Vieh's 
(durch  Seuchen)  und  die  häufigen  Nothjahre  im  Viehfutter  es  dazu  ge- 
bracht haben. 

Wir  haben  noch  einer  besonderen  Art  der  Vertheilung  der  Wiesen 
zu  gedenken,  die  jedoch  nur  ganz  vereinzelt  geübt  wird;  sie  ist  mir  fast 
nur  im  Norden«  aufgestossen,  Die  Wiesen  werden  nämlich  nach  dem 
voraussichtlichen  Ertrage,  d.  i.  nach  der  Zahl  der  sich  ergebenden  Heu- 
haufen (von  bestimmter  Grösse)  getheilt.  Um  den  bei  solchen  Schätzungen 
leicht  sich  ergebenden  Uneinigkeiten  zu  entgehen,  veranstaltet  die  Gemeinde, 
z.  B.  Sselez  (Kr.  Cholmogory,  Gouv.  Archangelsk)  gleichsam  einen  öffent- 
lichen Ausbot  einzelner  kleiner  Wiesenstücke  für  die  Gemeindegenossen: 
wer  die  grösste  Zahl  Heuhaufen  bietet,  erhält  das  betreffende  Stück;  ein 
Jeder  kann  aber  natürlich  nur  so  viel  Wiesenstücke  auf  diese  Art  in  seinen 
Besitz  bringen,  als  die  gebotene  Zahl  der  Heuhaufen  die  der  Seelenzahl 
seines  Hofes  zukommende  Zahl  der  Heuhaufen  entspricht.  Hat  z.  B. 
die  vorhergehende  Schätzung  ergeben,  dass  pro  Seele  10  Heuhaufen  zu 
erwarten  stehen,  so  kann  ein  Hof  mit  3  Seelen  nur  so  lange  sich  am 
Ausbot  betheiligen,  bis  ihm  Wiesenstücke  mit  dem  voraussichtlichen 
Ertrage  von  zusammen  30  Heuhaufen  zugesprochen  sind.8)  —  Etwas  anders 
ist  das  Verfahren  in  Tscherewkowo  (Kr.  Ssolwütschegodsk,  Gouv.  Wo- 
logda).4)  Die  Wiesen  sind  hier  unter  die  5  Loosgruppen  zu  fünfjährigem 

l)  Georgyewski:  Oiepsi  6uia  etc.  von  Cjobo  1879,  Bd.  I,  pag.  111. 
*)  n3eiueBjiax^Hie  h  3emeA*iieM,  Band  II,  pag.  746. 
*)  Bericht  Litschkow's  im  Protokoll  vom  27.  Nov.  1880. 
4)  IUepÖHHa:   CoiBBiwerojCKaÄ  3eM.  o6m.  in  den  Ot6*.  3an,  1879,  Bd.  VIII, 
pag.  170  etc. 
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Kreislauf  vertheilt:  unter  den  Genossen  der  Gruppe  werden  die  einzelnen 
Stücke  im  meistbietenden  Ausbot  vergeben:  es  wird  für  ein  Wiesenstück 
1,  l1/**  2  „Seelen"  geboten,  je  nachdem  wie  viel  Seelen  bei  der  Vertheilung 
auf  dieses  Wiesenstück  entfällt,  überboten  wird  durch  die  Lieferung  von 
Branntwein,  der  gemeinsam  vertrunken  wird.  Wenn  ich  die  Beschreibung 
richtig  verstanden  habe,  liegt  der  Sinn  der  Ueberbietung  darin,  dass  der 
betreffende  Hauswirth  aus  irgend  welchen  Gründen  (insbesondere  der 
Nähe  zu  seinem  Hof)  dieses  Stück  lieber  als  ein  anderes  erhalten  will. 
Es  wird  im  Bericht  bemerkt,  dass  in  der  Hitze  des  Ueberbietens  häufig 
ein  zu  hoher  Preis  geboten  wird.  Uebrigens  werden  einige  Wiesen  in 
dieser  Gemeinde  einfach  durch  das  Loos  unter  die  Genossen  vertheilt 

§  36. 

Die  zweite  Art  der  Vertheilung  der  Wiesennutzung  ist,  wie  erwähnt, 
die  Theilung  des  Ertrages  nach  vorhergegangenem,  gemeinsamen 
Mähen.1)  Diese  Methode  findet  sich  zumeist  dort,  wo  die  Wiesen  von 
geringer  Ausdehnung  sind  und  sehr  verschiedenartige  Erträge  liefern. 
Auf  eine  bezügliche  Frage  antworten  wohl  auch  Bauern,  gemeinsames 
Mähen  sei  fröhlicher,  geselliger. 

Sowie  mit  der  Mahd  begonnen  werden  soll,  wird  zuerst  bestimmt, 
wie  viel  Seelen,  Täglo's  etc.  einen  Arbeiter  zu  stellen  haben.  Wer  selber 
sich  nicht  zum  Mähen  einfinden  kann,  muss,  will  er  nicht  seines  Antheils 
für  den  Tag  verlustig  gehen,  einen  Stellvertreter  stellen.  Höfe  mit  ge- 
ringer Seelenzahl  haben  unter  Umständen  einen  halben  Arbeiter  zu 
stellen,  d.  h.  der  Arbeiter  hat  den  halben  Tag  zu  arbeiten. 

Nach  Beendigung  der  Mahd  und  der  folgenden  Arbeiten  wird  das 
Heu  oder  auch  das  Gras  in  kleine  Haufen  zusammengelegt,  wobei  auch 
die  Beschaffenheit  desselben  in  Berücksichtigung  gezogen  wird;  und  diese 
Haufen,  die  von  gleicher  Grösse  (Breite  und  Höhe)  sind,  welche  genau 
mit  einer  Schnur  ermittelt  wird,  werden  durch  das  Loos  vertheilt  Es 
wird  jedoch  das  Heu  vielfach  nicht  gleich  nach  vollbrachter  Arbeit  ge- 
theilt,  sondern  in  kleinen  Partien  später,  je  nach  Bedarf.  Als  Erklärung 
hierfür  wird  (z.  B.  in  Undory)2)  angeführt,  dass  das  Heu  in  grösseren 
Haufen  sich  besser  und  frischer  erhält,  mehr  Schutz  gegen  Regen  und 
Schnee  findet. 

Aus  mehrfachen  Hinweisen  ergiebt  es  sich,  dass  in  früheren  Zeiten 
das  gemeinsame  Mähen  des  Grases  viel  verbreiteter  war  als  jetzt  So 
ist,  um  ein  Beispiel  anzuführen,  jetzt  im  Kr.  Morschansk  (Gouv.  Tambow) 

*)  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Bd.  IV,  pag.  73,  Statistik  des  Gouv.  Tambow, 
Bd.  II  (Kreis  Koslow),  Abschn.  II,  p.  83—34,  Materialiensammlung  über  den  Ge- 
meindebesitz, pag.  124,  196,  Kommissionsprogramm  pag.  30—31,  ÜOTaTHHi,  L  c.  p.  153. 

2)  Materialiensammlung,  pag.  360, 
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das  gemeinsame  Mähen  ganz  verschwunden,  während  Greise  sich  dessen 
aas  ihrer  Jugendzeit  noch  entsinnen.1)  Auch  war  in  früheren  Jahren 
in  mehreren  Gemeinden  der  Wolost  Jakowlewo  (Kr.  Cholmogory,  Gouv. 
Archangelsk)  gemeinsames  Mähen  der  Sumpfwiesen  üblich.2) 

Drittens  findet  sich,  wie  bemerkt,  ein  combinirtes  Verfahren: 
Naturaltheilung  des  Wiesenlandes  mit  gemeinsamem  Mähen,  und  zwar 
in  den  verschiedensten  Variationen.  Gemeinden,  die  ihre  Wiesen  in 
natura  theilen,  mähen  kleine  Stücke,  die  füglich  nicht  unter  Alle  getheilt 
werden  können,  oder  Stücke,  die  sehr  verschiedenartig  mit  Gras  be- 
standen sind,  gemeinsam.  Auch  kleine  Höfe  treten  zusammen  und  mähen 
vereint  ihre  nebeneinander  belegenen  Wiesenstreifen.  Recht  verbreitet 
ist  es  auch,  dass  die  Loosgruppen  die  ihnen  zugefallenen  Parcellen  ge- 
meinsam mähen  und  den  Ertrag  theilen.8) 

Eine  eigentümliche  Art  finden  wir  im  Dorf  Mutasjewo  (Er.  Mor- 
schansk,  Gouv.  Tambow)4),  die  uns  sonst  nirgendwo  begegnet  ist,  unge- 
achtet dessen,  dass  ihre  Anwendung  sehr  nahe  liegt.  Jede  Loosgruppe 
vertheilt  nämlich  die  ihr  zugefallenen  Wiesen-„Stellen"  in  soviel  Theile, 
je  nachdem  wie  viel  Wirthe  (resp.  Seelen)  sich  zu  gemeinsamen  Mähen 
zusammenthun. 

Ueber  die  Breite  der  Wiesenstreifen  pro  Seele,  pro  Hof,  sind  nur 
einige  vereinzelte  Angaben.  Dieser  Factor  hat,  wie  es  nicht  erst  aus- 
einandergesetzt zu  werden  braucht,  nicht  die  grosse  Bedeutung  wie  in 
Betreff  des  Ackerlandes,  daher  auch  diese  Frage  wenig  Berücksichtigung 
gefunden  hat.  Erweist  sich,  dass  bei  der  Theilung  eines  Wiesenstückes 
die  Streifen  zu  schmal  ausfallen,  so  greifen  die  Bauern  zu  dem  allbe- 
kannten Mittel  des  gemeinsamen  Mähens  und  der  Theilung  des  Ertrages. 
Gar  zu  kleine  Wiesenparcellen  werden,  wie  bereits  bemerkt,  verpachtet 

2.  Die  Verkeilung  des  Gehöftlande«. 

§  37. 

Das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  bestimmt,  dass  das  Gehöftland 
eines  jeden  bäuerlichen  Hofes  in  der  erblichen  Nutzung  der  den  Hof 
innehabenden  Familie  zu  verbleiben  hat.    Es  ist  somit  durch  das  Ge- 


l)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  III,  pag.  88. 

*)  Bericht  Litschkow's  im  Sitzungsprotokoll  des  Statist.  Komitees  in  Archangelsk 
tom  57.  Nov.  1880. 

')  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Band  IV,  pag.  72,  Materialiensammlung,  pag.  860 
u.  an  a.  St.  AepeiieHCKie  6yihh  in  den  Ore?.  3an.  1879,  Bd.  VIII,  pag.  276,  Protokoll 
des  statistischen  Komitees  in  Archangelsk  vom  27.  Nov.  1880,  Cezh.  nos.  oömHHa 
n  ApxaHreiBCxofi  ry<5.  1880,  und  in  den  anderen  Schriften. 

4)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  III,  pag.  88. 
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setz  dieser  Theil  des  Gemeindelandes  der  sonst  üblichen  Vertheilung 
durch  die  Gemeinde  entzogen  und  soll  der  betreffenden  Familie  nach 
der  gewohnheitsrechtlichen  Erbschaftsordnung,  möge  sie  an  Seelen, 
Täglo's  etc.  zu-  oder  abnehmen,  im  vollen  Bestände  verbleiben. 

Zumeist  entsprechen  die  thatsächlichen  Verhältnisse  dieser  Bestim- 
mung des  Gesetzes,  das  sich  auch  in  dieser  Beziehung  der  bestehenden 
Grundbesitzordnung  anschmiegt.  Vielfach  wird  aber  diese  Bestimmung 
von  den  Gemeinden  ganz  ausser  Acht  gelassen  und  sie  vertheilen  das 
Gehöftland  oder,  um  sich  genauer  auszudrücken,  einen  Theil  desselben 
nach  dem  wechselnden  Bestände  der  Familie  wie  die  übrigen  Nutzungen. 
Von  grosser  Bedeutung,  wenn  auch  nicht  allein  ausschlaggebend  dafür, 
ob  das  Gehöftland  der  Vertheilung  unterstellt  wird  oder  nicht,  ist  die 
Nutzungsart  dieses  Landes.  Wird  dasselbe  sorgfältiger,  etwa  mit  Handels- 
pflanzen aller  Art,  Obstbäumen  etc.,  kurz  in  einer  Art  bestellt,  bei  der 
die  aufgewandte  Arbeit  erst  in  einem  langen  Zeitraum  wiedererstattet 
wird,  dort  besteht  die  freilich  nicht  immer  zur  Verwirklichung  ge- 
langende Tendenz,  dasselbe  ungeschmälert  den  Höfen  zu  belassen.  Dass 
diese  Tendenz  nicht  überall  zur  practischen  Geltung  gelangt,  erklärt 
sich  einerseits  aus  der  alten  Gewohnheit,  alles  bebaute  Land  umzutheilen 
andererseits  und  zwar  vornehmlich  aus  dem  Umstände,  dass  der  über- 
mässige Druck  der  Zahlungen  die  Gemeinde  zwingt,  auf  das  genaueste 
die  Vortheile  und  Lasten  gleichmässig  zu  vertheilen  und  demnach  auch 
dem  Hof  mit  verringerter  Steuerpflicht  den  dieser  Verringerung  ent- 
sprechenden Theil  des  Gehöftlandes  abzunehmen  und  dem  anderen  Hof, 
dem  sie  eine  grössere  Steuerlast  auferlegt,  zuzusprechen.  (Hierauf  kom- 
men wir  an  geeigneter  Stelle  zurück.)  Weniger  wirksam  ist  jene  Ten- 
denz, wo  das  Gehöftland  weniger  intensiv  bestellt  und  gar  wo  es  nur 
als  Wiese  genutzt  wird,  was  hie  und  da  auch  heute  noch  im  centralen 
Russland  beobachtet  wird.1) 

Mit  Ausnahme  dieses  letzten,  übrigens  nur  ausnahmsweise  auf- 
tretenden Falles  ist  das  Gehöftland  der  relativ,  d.  h.  im  Verhältniss  zur 
Ausdehnung  wichtigste,  dazwischen  auch  der  absolut  wichtigste  Theil 
der  bäuerlichen  Landstelle.  Von  grossem  ökonomischen  Interesse  für 
jeden  Bauer  ist  es,  dass  es  möglichst  nahe  dem  Hofe  belegen  ist:  er 
verwendet  auf  dasselbe  mehr  Dünger  und  Arbeit  als  auf  den  Acker-,  den 
Gemüse-,  Beeren-,  Obstgarten  muss  er  häufiger  betreten.    Soweit  nun 


*)  Auch  andere  Umstände  sind  wirksam  in  dieser  Beziehung,  so  hat  z.  B.  im 
Kreise  Koslow  (Gouv.  Tambow)  die  sehr  geringe  Grösse  des  den  gutsherrlichen 
Bauern  zugetheilten  Landes  zur  gleichmässigen  Vertheilung  des  relativ  sehr  ausge- 
dehnten Gehöftlandes  geführt,  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  II,  Abschnitt  II, 
pag.  30—31.  Auch  im  Kreise  Ssaratow,  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Bd.  I,  Liefe- 
rung I,  pag.  56  und  an  anderen  Stellen. 
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überhaupt  das  Gehöftland  umgetheilt  wird,  ist  es  ein  natürliches  Be- 
streben der  Höfe,  die  werthvolleren  Theile  des  Gehöftlandes  bei  der  Um- 
theüung  zu  behalten. 

Vollständig  aus  der  Umtheilung  ausgeschlossen  ist  die  Hofstätte, 
i  h.  der  Raum,  auf  welchem  das  Wohnhaus  mit  den  Wirthschaftsge- 
bäaden,  der  Hofraum  etc.  sich  befindet  Doch  findet  unter  Umständen 
auch  in  Betreff  dieses  Landes  eine  Ausgleichung  statt  So  wird  z.  B. 
vielfach  im  Kr.  Morschansk  (Gouv.  Tambow)  nach  Feuersbrünsten  eine 
gewisse  gleiche  Norm  für  die  Ausdehnung  dieses  Raumes  von  der  Ge- 
meinde zugemessen,  ohne  Berücksichtigung  dessen,  wie  gross  sie  früher 
war.1)  Desgleichen  verbleibt  überall,  wol  nur  mit  Ausnahme  einiger 
Fälle,  hauptsächlich  wo  das  Gehöftland  als  Wiese  genutzt  wird,  der  der 
Hofstätte  zunächst  belegene  Theil  des  Gehöftlandes,  den  wir  Stamm- 
gehöftland nennen  wollen,  denselben  Höfen.  Die  Ausgleichung  des  Ge- 
höftlandes nach  dem  wechselnden  Bestände  der  Familie  erstreckt  sich 
—  mit  Anrechnung  der  stets  verbleibenden  Theile  —  auf  die  entfernter 
belegenen  Gehöftlandstücke,  die  häufig  auch  weniger  intensiv  bestellt 
werden. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich,  dass  das  in  Betreff  des  Acker-  und 
Wiesenlandes  übliche  Verloosen  der  Stücke  hier  nicht  am  Platze  wäre: 
da  ein  Jeder  das  lebhafteste  Interesse  hat,  die  nächst  belegenen  Stücke 
zu  erhalten,  so  wird  das  Loos  verworfen,  das  dem  Hof  an  einem  Ende 
des  Dorfes  das  Gehöftlancl  an  dem  anderen  Ende  zusprechen  könnte  etc. 
Es  findet  demnach  das  Verloosen  nur  dort  statt,  wo  dieses  Interesse  ein 
verschwindend  geringes  ist,  so  bei  der  Nutzung  diesek  Landes  als  Wiese. 
Wo  aber  in  solchen  Gemeinden  ein  Bauer  sein  Gehöftwiesenland  auf- 
pflügt, da  belässt  die  Gemeinde  ihm,  wie  es  mehrere  Beispiele  z.  B. 
im  Gouv.  Moskau  zeigen,  bei  der  nächsten  Umtheilung  dieses  Stück. 

Die  verbreitetste  Art  der  Yertheilung  des  Gehöftlandes  ist  die  des 
oben  bereits  geschilderten  „Hin-  und  Herschiebens"  der  Grenzen,  aber 
nur  in  Betreff  benachbarter  Höfe:  das  Stammgehöftland  verbleibt  dem 
Hof,  das  Ab-  oder  Zuschneiden  je  nach  Ab-  oder  Zunahme  der  Zahl 
der  „Seelen"  im  Hofe  berührt  das  entlegenere  Land.  Bei  diesem  Modus 
trifft  es  zu,  dass  ein  Hof,  dem  bei  der  Umtheilung  mehr  „Seelen"  als 
bisher  zugesprochen  werden,  und  der  nicht  aus  den  benachbarten  Ge- 
höftlandantheilen  befriedigt  werden  kann,  da  hier  die  Seelenzahl  gleich 
geblieben  oder  sich  auch  vergrössert  hat,  ein  entfernt  belegenes,  nicht 
mit  seinem  übrigen  GelTöftland  zusammenhängendes  Stück  erhält,  dass 
sich  also  in  Gemenglage  mit  anderen  befindet 

Um  diesen  Uebelstand  zu  beseitigen,  wird,  z.  B.  in  den  Kreisen 


')  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  III,  pag.  35. 

▼.  KeisiWr,  Geschieht«  und  Kritik  des  Gemeindebesitiei.    II.  2. 
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Koslow  und  Morschansk  (Gouv.  Tambow)  vielfach  dem  Hof,  der  im  Ver- 
hältniss  zur  Seelenzahl  zu  viel  Gehöftland  besitzt,  dasselbe  im  vollen 
Bestände  belassen,  zur  Ausgleichung  aber  ein  entsprechendes  Stück 
Ackerland  entzogen;  und  umgekehrt:  wer  zu  wenig  Gehöftland  hat,  er- 
hält das  fehlende  Stück  an  Ackerland  und  zwar  in  dem  dem  Gehöft  zu- 
nächst belegenen  Gewanne.  Hierbei  wird  gewöhnlich  Faden  (Breite) 
gegen  Faden,  aber  auch  1  */«  Faden  Ackerland  gegen  1  Faden  Gehöftland 
gerechnet. 

Eine  dritte  Art  ist,  dass  der  Hof,  der  zu  viel  Gehöftland  hat,  der 
Gemeindekasse  eine  bestimmte  Summe  pro  Faden  Breite  zu  vielen  Landes 
—  die  Länge  ist  eine  feste  Grösse  —  zahlt. 

Viertens:  es  verpflichtet  die  Gemeinde  den  Hof  mit  zu  viel  Gehöft* 
land,  sich  wegen  der  Entschädigung  für  diesen  Ueberschuss  mit  dem 
Hof,  der  entsprechend  zu  wenig  hat,  zu  verständigen:  die  Entschädigung 
erfolgt  in  Geld  (so  z.  B.  im  Kr.  Morschansk,  Gouv.  Tambow)  oder  in 
Land  etc.  Dieselben  und  auch  noch  andere  Massnahmen  zur  Versöhnung 
der  collidirenden  Interessen  finden  sich  in  anderen  Gouvernements.  Im 
Gouv.  Moskau  findet  Orlow  folgende: 

1)  Eine  Geldzahlung  für  Obstbäume  und  Beerensträuche  an  den 
Hof,  dem  das  betreffende  Land  abgenommen  wird,  falls  er  nicht  ein 
gleichwevthiges  Landstück  bei  der  Umtheilung  dagegen  erhält 

2)  Die  Beibehaltung  der  Nutzung  derjenigen  Obstbäume  und  Beeren- 
Sträuche  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  hindurch,  die  ihm  abgenom- 
men und  einem  anderen  Hof  zugefallen  sind,  wobei  der  frühere  Besitzer 
nicht  verpflichtet  ist,  die  Bäume  und  Sträuche  zu  pflegen  etc.;  nach  Ab- 
lauf der  bestimmten  Frist  tritt  der  neue  Hauswirth  in  den  vollen  Besitz 
der  Bäume  etc.,  der  also  daran  interessirt  ist,  in  jener  Zwischenzeit  die 
Bäume  und  Sträucher  zu  pflegen  etc. 

3)  Umtausch  von  Stücken  des  Gehöftlandes  gegen  das  beste  Feld- 
land. Werthvolle  Gärten  bleiben  demselben  Hofe  beständig  und  in  der- 
selben Ausdehnung.  Zu  Gunsten  eines  anderen  Hauswirthes,  dessen 
„Seelenzahl"  zugenommen  hat,  wird  ihm  also  nicht  ein  Stück  vom  Ge- 
höftland,  sondern  von  seinem  besten,  dem  Gehöft  zunächst  belegenen 
Ackerland  in  doppelter  Ausdehnung  abgeschnitten.  Ein  tüchtiger  Wirth 
zieht  solches  Land  sogleich  zum  Garten  und  so  nimmt  das  Gartenland 
in  manchen  Dörfern  in  erfreulicher  Weise  beständig  zu. 

4)  Aehnlicher  Umtausch  von  Stücken  des  Gehöftlandes  gegen 
Wiesenland. 

ö)  Ab-  und  Zuschneiden  in  die  Quer.  Das  Gehöftland  hat  wie  be- 
kannt die  Form  langer  und  schmaler  Streifen.  Bei  der  Umtheilung 
nach  dem  Grundsatz  des  „Ab-  und  Zuschneidens"  erfolgen  die  Ab-  und 
Zuschnitte  gewöhnlich  der  Länge  nach:  wie  wir  soeben  gesehen  haben, 
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tann  dabei  eine  Gemengelage  einzelner  Stücke  entstehen.  Um  diesen  Miss- 
stand zu  vermeiden,  wird  das  abzutheilende  Landstück  in  die  Quer  ab- 
geschnitten, wodurch  es  möglich  wird,  das  Gehöftland  der  Mehrzahl  der 
Wirthe  in  zusammenhängenden  Stücken  zu  belassen;  das  dem  Gehöft 
zunächst  belegene  Gehöftland  bleibt,  während  die  entfernteren  Stücke 
in  die  Quer  nach  Erforderniss  abgeschnitten  werden  (walzende  Stücke). 

6)  Gütliche  Vereinbarung  unter  den  betreffenden  Hauswirthen. 

Wo  das  Gehöftland  im  vollen  Bestände  im  bleibenden  Besitze  der 
Höfe  belassen  wird,  erhebt  vielfach  die  Gemeinde  eine  besondere  Zahlung 
nach  der  Grösse  dieses  Landes:  pro  D Faden  oder  pro  Faden  Breite, 
wenn  die  Länge  des  Gehöftlandes  aller  Höfe  die  gleiche  ist.  Während 
bei  wechselndem  Bestände  des  Gehöftlandes  den  Höfen  ohne  „Seele"  zu- 
gleich mit  dem  Antheil  an  Acker,  Wiese  etc.  auch  das  Gehöftland  ab- 
genommen wird  und  ihnen  nur  die  Hofstätte  verbleibt,  behalten  beim 
bleibenden  Besitz  diese  Häusler  (Bobüli)  ihr  volles  Gehöftland,  so  lange 
sie  die  betreffende  Zahlung  leisten.  Endlich  wird,  wenn  auch  ganz  ver- 
einzelt, selbst  für  die  Hofstätte  eine  Extrazahlung  erhoben,  die  an 
günstig  belegener}  Ortschaften  (Sommeraufenthaltsort  für  Städter,  Markt- 
platz) die  Höhe  von  drei  Rubel  (in  der  Nähe  Moskau's)  erreicht. 

Vielfach  findet  durch  Beschluss  der  Gemeinde  eine  Erweiterung  des 
ursprünglichen,  bei  der  allendlichen  Abgrenzung  des  Bauerlandes  nor- 
mirten  Gehöftlandes  statt  Mit  der  ökonomischen  Entwickelung  und 
der  steigenden  Nachfrage  nach  Gemüse,  Beeren,  Obst,  Handelsgewächsen 
aller  Art  (Hanf  etc.),  zumal  in  der  Nähe  grösserer  Städte  fühlten  sich 
nämlich  die  Bauern  auf  dem  schmal  umgrenzten  Gartenland  zu  beengt,  was 
schliesslich  zur  Erweiterung  des  Gehöftlandes  führte.  Zumeist  geschieht 
Solches  auf  Kosten  des  Ackerlandes,  indem  ein  Gewanne  desselben,  ge- 
wöhnlich das  dem  Dorf  zunächst  belegene,  zum  Gehöftland  geschlagen  wird. 

Die  Höfe  des  Dorfes  sind  zumeist  sehr  nahe  bei  einander  stehend. 
Der  ursprünglich  freigelassene  Zwischenraum  ist  sehr  häufig  im  Laufe 
der  Zeiten  verbaut  durch  die  Höfe  neu  sich  bildender  Familien:  der 
Tom  väterlichen  Hof  sich  Abtheilende  baut  sich  hier  an,  um  der  Aus- 
siedelung an  das  Ende  des  Dorfes  zu  entgehen.  Letzteres  hätte  für  ihn 
noch  das  Missliche,  dass  er  bis  zur  nächsten  Umtheilung  seinen  Gehöft- 
landantheil,  der  ihm  vom  väterlichen  Hof  ausgeschieden  ist,  in  grosser 
Entfernung  von  seinem  Wohnplatz  hätte.  Schliesslich  sind  alle  früher 
freien  Zwischenräume  so  verbaut,  dass  häufig  die  ganze  Strasse  eines 
Dorfes  als  unter  einem  zusammenhängenden  Strohdach  erscheint  Hierin 
liegt  \l  A.  die  Erklärung  für  die  enorme  Verheerung,  die  eine  Feuers- 
bninst  im  Dorf  anrichtet  Auch  wo  Leute,  Löschapparate  und  Wasser  zur 
Hand  sind  und  mit  grösster  Anstrengung  gegen  das  Umsichgreifen  des 
Elements  gekämpft  wird,  werden  Dörfer  in  kürzester  Zeit  in  Asche  gelegt 
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Erst  seitdem  die  Landschaft  die  Aufsicht  über  das  Bauwesen  hat,  ge- 
schieht Einiges  zur  Beseitigung  dieses  Missstandes.  Baustatuten  werden 
erlassen,  die  bei  Neubauten  die  Einhaltung  eines  freien,  nie  zu  be- 
bauenden Zwischenraumes  von  bestimmter  Ausdehnung  verlangen,  Bau- 
pläne werden  aufgestellt  etc.  Die  Entfernung  der  zu  bauenden  Dresch- 
tennen vom  Hof  ist  in  manchen  Gouvernements  normirt  Auch  wird 
das  Bepflanzen  des  freien  Zwischenraumes  mit  Bäumen  gefordert  Alle 
derartige  Massnahmen  werden  ihre  segensreiche  Wirkungen  erst  in  ferner 
Zukunft  zu  Tage  fördern,  bereits  jetzt  aber  dort,  wo  ein  grosser  Theil 
oder  das  ganze  Dorf  niederbrennt,  was  leider  nur  zu  häufig  geschieht 

§  38. 

Wie  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  zeigt  sich  in  der  ganzen  Kon- 
figuration des  Gehöftlandes,  seiner  Gestalt,  seiner  Ausdehnung,  seiner 
Bearbeitung  etc.  eine  weit  grössere  Verschiedenheit  im  Einzelnen,  als 
in  den  anderen  Landarten.  Es  sei  uns  daher  gestattet,  eine  Reihe  von 
Beispielen  anzuführen,  die  in  dieser  oder  jener  Beziehung  typisch  die 
Gestaltung  des  Dorflebens  veranschaulichen. 

Die  Dörfer  im  Kreise  Murajewnä  (Kr.  Pankow,  Gouv.  Kasan)  liegen 
mit  einigen  Ausnahmen  —  z.  B.  Dörfer  wurden  bei  der  Specialver- 
vermessung im  Jahre  1840  zur  Arrondirung  des  Grundbesitzes:  der  der 
Herren  wie  der  der  Bauern,  ausgesiedelt  —  längs  dem  Fluss  oder  Fluss- 
anne, Nebenflüssen,  die  im  Sommer  austrocknen,  was  zur  Eindämmung 
des  Frühlingswassers  führt,  um  Teiche  sich  zu  erhalten;  die  Hofstätte 
des  Dorfes  liegt  als  schmaler  Streifen  parallel  den  Flüssen,  der 
Zwischenraum  zwischen  der  Hofstätte  und  dem  Fluss,  manchmal  ziem* 
lieh  breit,  bildet  das  Gehöftland:  Gärten  aller  Art  Wenn  die  Hof- 
stätte durch  eine  Strasse  getheilt  ist,  also  auf  beiden  Seiten  derselben 
Höfe  sich  befinden,  oder  wenn  der  Zwischenraum  zwischen  der  Hofstätte 
und  dem  Fluss  zu  schmal  ist,  so  wird  auf  der  andern  Seite  der  Hofstätte 
auch  Gehöftland  gebildet,  die  sogen,  höher  belegenen  Gärten  (das  Ufer 
der  Flüsse  erhebt  sich  zumeist  in  ziemlicher  Höhe).  Bemerkenswert!! 
ist  nun,  dass  in  solchen  Fällen  diese  höher  belegenen  Landstreifen  und 
die  niederen  Landstreifen  (am  Fluss  belegenen)  nicht  den  resp.  angren- 
zenden Höfen  zugetheilt  werden,  sondern  jeder  Hof  erhalt  Antheil  an 
beiden  Landstücken  des  Gehöftlandes.  Dieses  geschieht,  um  die  Gleich- 
mässigkeit  der  Vertheilung  aufrecht  zu  erhalten:  die  Niederungen  sind 
werthvoller.  Die  Dörfer  erweiterten  sich  gewöhnlich  in  folgender  Art: 
erst  standen  die  Höfe  in  einer  Beihe,  die  mit  Zunahme  der  Bevölkerung 
und  Neubildung  der  Höfe  immer  länger  wurde;  konnte  die  Beihe  aus 
irgend  welchem  Grunde  nicht  weiter  fortgesetzt  werden,  so  bildete  man 
eine  zweite  Reihe,  die  von  der  ersten  durch  eine  Strasse  geschieden  ist 
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Ist  diese  Reihe  vollgebaut  und  bilden  sich  neue  Höfe,  so  erhalten  diese 
ihre  resp.  Hofstätte  auf  einem  gesonderten  Landstück,  so  dass  sie  als 
gesondertes  Dörfchen  erscheinen:  KOHeiyb,  Ende,  genannt;  auch  erhalten 
sie  einen  vom  Dorf  gesonderten  Namen. 

Das  Gehöftland  ward  zur  Zeit  der  Leibeigenschaft  pro  Täglo  ge- 
seilt und  bestand  aus  Täglostreifen.  Bei  Veränderung  der  Zahl  der- 
selben in  einem  Hofe  ward  ein  Täglostreifen  von  dem  einen  Hof  abge- 
nommen und  einem  anderen  Hof  .zugetheilt  Wenn  die  Zahl  der  Täglos 
im  ganzen  Dorf  zunahm,  wurde  neues  Land  zum  Gehöftland  gezogen. 
Eine  allgemeine  Umtheilung  des  Gehöftlandes  erfolgte,  als  die  Dörfer 
nach  der  Emancipation  die  Grundbücher  erhielten,  und  zwar  pro  Seele; 
es  geschah  in  folgender  Art:  die  Länge  und  Breite  des  zwischen  der 
Hofstätte  und  dem  Fluss  liegenden  Landstücks  wird  pro  Seele  in  gleiche 
Streifen  getheilt:  jeder  Hof  erhält  so  viel,  als  er  Seelen  hat,  und  zwar 
folgten  die  Landstreifen  in  der  Reihenfolge,  als  die  Höfe  lagen.  Bestand 
aber  das  Dorf  aus  zwei  Strassen,  so  rückten  die  Höfe  der  vom  Fluss 
entfernteren  Hofstättereihe  zwischen  die  Gehöftländereien  der  gegenüber 
liegenden  Höfe  ein.  Bei  dieser  Art  der  Yertheilung  des  Gehöftlandes 
hegt  also  dasselbe  nicht  immer  hinter  dem  betreffenden  Hofe:  die  letzten 
und  ersten  Höfe  haben  ihr  Gehöftland  ganz  anliegend,  die  anderen  Höfe 
aber  haben  ein  Gehöftland,  das  ein  wenig  rechts  oder  links  von  der 
Hofstätte  liegt  Für  die  kleinen  „Enden"  (d.  h.  Aussiedelungen  in  der 
Nähe  des  Dorfes,  das  nicht  mehr  erweitert  werden  konnte)  wurden  be- 
sondere Landstücke  als  Gehöftland  zugetheilt.  Nachher  ist  keinerlei 
allgemeine,  noch  partielle  Umtheilung  vorgenommen.  Vielmehr  sind  die 
Bauern  vollständig  davon  überzeugt,  dass  niemals  eine  solche  erfolgen 
wird  und  die  Hofstätte  wie  das  ganze  Gehöftland  stets  den  Höfen  ver- 
bleiben wird;  unter  einander  kaufen  und  verkaufen  sie  Theile  vom  Ge- 
höftland, gar  von  der  Hofstätte.  Nur  in  dem  Falle,  wenn  durch  Feuers- 
fronst  ein  grösserer  Theil  des  Dorfes  niedergebrannt  ist,  wird  eine  neue 
Umtheilung  vorgenommen,  aber  nur  in  Folge  dessen,  dass  die  Obrigkeit, 
auf  die  Befolgung  des  Baustatuts  bestehend,  den  Neubau  der  Gehöfte 
anf  anderen  Stellen  verlangt,  um  Zwischenräume  zwischen  den  Hof- 
statten herzustellen.  Nur  mit  grossem  Wiederstreben  erfüllen  die  Bauern 
derartige  Befehle  zur  Ansiedelung  an  einer  neuen,  wenn  auch  ganz  nahe 
belegenen  Stelle:  ein  Jeder  will  seine  alte  Hofstätte  behalten.  Eine 
Theilung  des  Gehöftlandes  der  einzelnen  Höfe  tritt  häufig  ein:  vornehm- 
lich bei  Familientheilungen.  Besteht  das  Dorf  aus  einer  Reihe  von 
Höfen,  so  siedelt  sich  der  neue  Hof,  wenn  auf  der  alten  Hofstätte  kein 
hinreichender  Raum  ist,  gegenüber  dem  alten  Hofe  an  und  so  bildet 
sich  die  zweite  Reihe  der  Höfe.  Bestehen  aber  bereits  zwei  Reihen, 
oder  ist  die  Bildung  einer  zweiten  Reihe  aus  irgend  welchen  Gründen 
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nicht  möglich,  so  bildet  die  neue  Familie  ihre  Hofstätte  hinter  dem  altes 
Hof  auf  dem  schmalen  Zwischenraum  zwischen  der  Hofstätte  und  dem 
Gehöftland.  Oder  es  werden  andere  Zwischenräume  ausfindig  gemacht,, 
die  passend  hiezu  sind.  Nur  in  den  äussersten  Nothfallen  wird  die  neue 
Hofstätte  am  Ende  des  Dorfes  angelegt,  da  diese  dann  entfernt  von  dem 
Gehöftland  wäre.  Das  Gehöftland  wird  zwischen  dem  alten  und  dem 
neu  sich  bildenden  Hof  nach  Seelenzahl  getheilt.  Wenn  z.  B.  ein  Hof 
von  5  Seelen  eine  Familientheilung  vornimmt,  so  dass  im  alten  Hof  drei 
Seelen  bleiben,  der  neue  Hof  aber  zwei  Seelen  hat,  so  wird  die  Breite 
des  Gehöftlandes,  die  z.  B.  25  Faden  (5  Faden  pro  Seele)  ist,  so  getheilt, 
dass  der  eine  Hof  einen  Landstreifen  von  15,  der  andere  einen  von 
10  Faden  erhält.1) 

Das  Dorf  Torchowo  (Kr.  u.  Gouv.  Tula)*),  17  Werst  von  Tula  ent- 
fernt: Die  Hofstätten  sind  in  einer  Reihe  belegen  auf  einer  Anhöhe,  auf 
der  anderen  Seite  des  Weges  neigt  das  Land  sich  allmäHch  zum  Flusse 
hinunter;  unten  am  Flusse  befinden  sich  die  Kohlfelder,  der  Zwischen- 
raum von  den  Kohlfeldern  zum  Wege  gilt  als  untauglich  und  werden  je 
nach  Bedürfhiss  auf  diesem  Landstück  Plätze  zu  neuen  Hofstätten  an- 
gewiesen. Hinter  den  Höfen  erstrecken  sich  die  Hanffelder,  hinter  diesen, 
etwa  54  Faden  von  den  Höfen,  befinden  sich  die  Wirtschaftsgebäude 
(Scheune,  Dreschtenne,  Wagenremise  etc.),  weiterhin  geht  eine  Strasse, 
dann  die  Kartoffelfelder,  an  welche  sich  das  Ackerland  anschliesst  Zu 
Hofstätten,  die  sich  im  bleibenden  Besitz  befinden,  wird  von  der  Ge- 
meinde einer  neu  sich  bildenden  Familie  ein  Platz  von  50  D  Faden 
(5  F.  breit,  10  F.  lang)  zugemessen;  von  den  älteren  Hofstätten  haben 
einige  eine  etwas  grössere,  andere  eine  etwas  kleinere  Ausdehnung. 
Zwischen  den  Höfen  befindet  sich  ein  Zwischenraum,  der  nicht  bebaut 
werden  darf.  Das  Gehöftland,  d.  i.  die  Kohl-,  Hanf-  und  Kartoffelfelder, 
ist  in  86  Antheile  pro  2  Seelen  (die  Gemeinde  hat  172  Revisionsseelen) 
zerlegt;  ein  Hof  mit  einer  Seele  erhält  also  einen  halben  Antheil.  Ein 
Antheil  (pro  2  Seelen;  an  den  Kohlgärten  ist  2  Faden  breit,  15  bis 
17  Faden  lang,  an  den  Hanffeldern  4  Faden  breit  und  54  Faden  lang, 
an  den  Kartoffelfeldern  3%  Faden  breit  und  10  Faden  lang.  Längs 
dem  äussersten  Kartoffelfeldstreifen  führt  eine  Strasse;  der  Inhaber  der- 
selben erhält  einen  Zuschlag  von  l1/«  Faden  Breite  zur  Ausgleichung 
der  Ungunst  der  Lage,  wie  es  im  Ackerland  üblich  ist. 

Das  Gehöftland  unterliegt  —  gleichzeitig  mit  dem  Ackerland  —  der 
Umtheilung,  hierbei  werden  die  betreffenden  Antheile  dem  Hof  an- 
schliessend zugetheilt.   Je  nach  dem  Wechsel  im  Familienbestande  werden 


*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  99—107. 
a)  1.  c.  pag.  177—178. 
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Landstreifen  dem  verringerten  Hof  ab-  und  dem  vergrösserten  Hof  zu- 
gelheilt,  wodurch  eine  Gemenglage  der  Gehöftlandstreifen  entsteht  und 
bis  zur  nächsten  allgemeinen  Umtheilung  bestehen  bleibt  Selbst  der 
Platz  für  die  Wirtschaftsgebäude  unterliegt  diesem  Wechsel,  doch  ver- 
ständigen sich  die  Höfe,  um  die  Gebäude  nicht  abtragen  zu  müssen,  zu- 
meist in  der  Art,  dass  der  Hof,  der  einen  Theil  dieses  Platzes  abzu- 
treten hat,  dem  anderen  Hof  ein  entsprechendes  Stück  im  übrigen  Ge- 
höftland überlässt. 

In  der  Gemeinde  Undory  (Kr.  und  Gouv.  Ssimbirsk)  *),  35  Werst 
von  dieser  Stadt  entfernt,  ist  das  gesammte  Gehöftland  im  erblichen 
Besitz  der  Höfe  und  unterliegt  keinerlei  Umtheilung:  jedes  Gehöft  hat 
8  Faden  Breite  und  90  Faden  Länge,  also  720  D  Faden.  Neu  sich  bil- 
dende Höfe  erhalten  am  Ende  des  Dorfes  (aus  Weide*  oder  aus  Acker- 
land) ein  gleich  grosses  Landstück  zum  Gehöft.  Ebenso  steht  es  mit 
der  Rechtslage  des  Gehöftlandes  in  der  benachbarten  Gemeinde  Tschir- 
kowa,  und  bis  vor  Kurzem  auch  in  dem  nahe  belegenen  Dorf  Kriuschi. 
Die  Bauern,  deren  Hof  an  Seelen  erheblich  zugenommen  hatte,  beklagten 
sich  über  die  Ungerechtigkeit,  die  darin  liege,  dass  sie  entsprechend  der 
Zunahme  der  Seelenzahl  mehr  zu  zahlen  hätten  aber  nicht  dement- 
sprechend mehr  Gehöftland  besässen,  Höfe  mit  einer  Seele  hätten  viel- 
fach so  viel  Gehöftland,  als  Höfe  mit  vier  Seelen,  die  Ausgleichung  solle 
sich  auf  dieses  Land  erstrecken,  wie  auf  das  übrige  Gemeindeland.  Die 
Frage  war  im  vorliegenden  Fall  um  so  schwieriger  zu  lösen,  als  es  sich 
um  gut  bestellte,  werthvolle  Gärten,  die  bedeutende  Erträge  abwarfen, 
handelte.  Endlich  fand  die  Gemeinde  folgendes  Auskunftsmittel:  sie  be- 
stimmte pro  Seele  ein  Normalmass  von  400  D  Faden.  Welcher  Hof  an 
Gehöftland  mehr  als  400  D  Faden  pro  Seele  hat,  behält  wol  den  über- 
schüssigen Theil,  muss  aber  dafür  das  doppelte  Areal  desselben  an 
Ackerland  dem  Hof  abgeben,  der  nach  jener  Berechnung  zu  wenig  Ge- 
höftland hat 

Auch  in  dem  nahe  belegenen  Dorf  Arbusowka2)  bestand  bis  vor 
Kurzem  erblicher  Besitz  des  Gehöftlandes,  diese  Ordnung  ist  aber  ab- 
geschafft und  es  unterliegt  jetzt  der  entfernter  belegene  Theil  desselben, 
die  Hanffelder,  der  Umtheilung.  Das  Dorf  ist  am  Fluss  Swijaga  belegen, 
die  Höfe  liegen  in  zwei  (die  obere  und  die  niedere)  Reihen,  die  durch 
die  Strasse  von  einander  geschieden  sind;  das  Gehöftland  befindet  sich 
hinter  den  beiden  Reihen,  und  zwar  mit  Einschluss  der  Hofstätte  in  der 
niederen  Reihe  in  einer  Breite  von  75  Faden,  in  der  oberen  aber 
150  Faden.    Früher  hatte  jeder  Hauswirth  seinen  Antheil  hinter  seinem 


*)  1.  c.  pag.  333. 

')  L  c.  pag.  884— S8S 
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Hofe,  so  dass  die  Höfe  der  oberen  Reihe  mehr  als  das  doppelte  Areal 
der  Höfe  der  niederen  Reihe  besassen.  Zur  Beseitigung  dieser  Ungleich- 
mässigkeit  verfuhr  nun  die  Gemeinde  wie  folgt:  sie  theilte  jedem  Hof 
ein  hinter  demselben  belegenes  Gartenlandstück  zu,  dass  ihm  bleibend, 
wie  auch  der  Familienbestand  desselben  sich  verändern  möge,  gehört. 
Hinter  dem  Gartenland  der  oberen  Reihe,  durch  einen  Landstreifen  ge- 
schieden, erstrecken  sich  die  Hanffelder  in  einer  Breite  von  60  Faden. 
Jedem  Hof  sowol  der  oberen  als  der  niederen  Reihe  ward  pro  Täglo 
(zu  1  Va  Seelen)  hiervon  5  Faden  Breite  und  zwar  zusammenhängend  zu- 
gemessen (die  Breite  des  gesammten  Hanffeldes  von  60  Faden  ist  die 
Länge  des  Hanffeldes  eines  jeden  Hofes).  Man  strebt  darnach,  jedem 
Hauswirth  diesen  Landstreifen  möglichst  hinter  seinem  Hofe  zuzutheilen, 
doch  kann  es  nicht  vollständig  durchgeführt  werden,  da  auch  die  Höfe 
der  niederen  Reihe  mit  Antheilen  zu  bedenken  sind.  Diese  Hanffelder- 
stücke unterliegen  der  Neuvertheilung  je  nach  dem  Täglowechsel  in  den 
Höfen,  und  zwar  nach  dem  oben  geschilderten  System  des  „Hin-  und 
Herschiebens". 

Der  Platz  für  die  Dreschtenne  wird  den  Höfen  der  niederen  Reihe 
hinter  dem  Gartenland,  den  der  oberen  Reihe  hinter  dem  Hanffeld  zu- 
gemessen und  bleiben  im  beständigen  Besitz  der  Höfe.  Während  die 
Breite  dieses  Platzes  durch  die  Breite  der  Hofstätte  gegeben  ist,  wechselt 
die  Länge:  dem  grösseren  Hof  theilt  die  Gemeinde  auf  dessen  Bitte  ein 
grösseres  Stück  zu,  der  kleine  Hof  begnügt  sich  mit  einem  geringeren. 

In  der  Gemeinde  Pogorelki  (Gouv.  Kostroma,  Kr.  Kineschma)1)  be- 
finden sich  Hofstätte  und  die  Gemüsegärten  vor  dem  Dorf  auf  der  an- 
deren Seite  der  Strasse  unverändert  im  bleibenden  Besitz  der  betreffenden 
Höfe,  während  das  Gehöftland  hinter  dem  Dorf  je  nach  den  Verände- 
rungen im  Täglobestande  der  Familien  umgetheilt  wird,  diese  Stücke 
befinden  sich  in  Gemenglage.  Zur  Ausstattung  für  neu  sich  bildende 
Höfe  ist  ein  Stück  Reservegehöftland  abgetheilt,  das  bis  zu  seiner  all- 
endlichen Verwendung  von  der  Gemeinde  gemeinsam  gemäht  wird,  der 
Ertrag  wird  nach  der  Zahl  der  Täglos  der  Höfe  getheilt. 

Die  Gemeinde  Blasnowa  (Gouv.  Twer,  Kr.  Ostaschkow)*)  greift  nur 
in  äussersten  Fällen  zu  einer  Veränderung  in  den  Gehöftlandstücken 
einzelner  Höfe,  und  zwar  dann,  wenn  ein  Hof,  der  besonders  stark  an 
Arbeitskräften  geworden  und  dem  in  Folge  dessen  ein  grosser  Land- 
antheil  im  übrigen  Gemeindelande  zugetheilt  ist  und  die  entsprechenden, 
hier  überaus  hohen  Zahlungen  auferlegt  sind,  auf  eine  Vergrösserung 
seines  Gehöftlandes  besonders  energisch  besteht:  es  wird  dann  dem  Hofe, 


')  1.  c.  pag.  227. 

«)  1.  c.  pag.  247—248. 
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dessen  Familienbestand  erheblich  abgenommen  hat,  ein  Stück  des  Ge- 
höftlandes  abgenommen.  Sonst  gilt  das  Gehöftland  in  dieser  Gemeinde 
als  erbliches  Eigenthnm  des  betreffenden  Hofes.  In  der  benachbarten 
Gemeinde  Maksimowa  unterliegt  dieses  Land  keiner  Umtheilung,  wol 
aber  die  vom  Dorf  etwas  entfernt  belegenen,  ausserhalb  des  eigentlichen 
Umkreises  des  Gehöftlandes  liegenden  Kohlgärten,  die  als  besonderes  Ge- 
wanne umgetheilt  werden. 

In  der  Gemeinde  Saoserje1)  (Gouv.  Nowgorod,  Kr.  Krestzi)  wird  das 
ganze  Gehöftland  (ausser  der  Hofstätte)  wie  das  Ackerland  bei  jeder 
allgemeinen  Umtheilung  vertheilt,  wobei  jeder  Hof  nach  Möglichkeit  das 
seiner  Hofstätte  anliegende  Stück  erhält.  Bei  jeder  Veränderung  in  der 
Arbeitskraft  der  Familie  werden  entsprechende  Landstreifen  abgenommen, 
resp.  zugetheilt,  ganz  wie  in  Betreff  des  Antheils  in  den  Aeckern.  Es 
wird  nicht  geloost,  sondern  die  Grenzen  werden  nur  hin-  und  her- 
geschoben, je  nach  der  Zahl  der  Seelen  in  den  einzelnen  Höfen,  auf  dass 
nach  Möglichkeit  jeder  Hof  sein  Gehöftland  anliegend  hat  Reicht  das 
Land  nicht,  so  wird  dem  betreffenden  Hof  ein  anderes,  entfernter  be- 
legenes Stück  noch  dazugegeben.  Ein  neu  sich  bildender  Hof  erhält 
Hofetätte  und  Gehöftland  am  Ende  des  Hofes;  wird  ein  Hauswirth  hier- 
durch geschädigt,  d.  h.  ein  ihm  zugetheiltes  Ackerstück  ihm  abgenom- 
men, so  wird  er  von  der  Gemeinde  durch  ein  anderes  Stück  etc.  ent- 
schädigt 

In  der  Gemeinde  Borok  (Gouv.  Pskow,  Kreis  Porchow)9)  gilt  als 
Normalmass  eines  Gehöftes  200  D  Faden  (20x10),  das  im  erblichen 
Besitz  des  betreffenden  Hofes  steht  Hat  aber  ein  Hof  mehr  an  Gehöft- 
land, so  hat  er  tür  das  Plus  2  Kop.  pro  D  Faden  jährlich  zu  zahlen. 
Dieser  Ertrag  wird  gewöhnlich  von  der  Gemeinde  vertrunken.  Vor 
einigen  Jahren  wollten  einige  Hauswirthe  auf  diesen  überschüssigen 
Theil  verzichten,  um  jener  Zahlung  enthoben  zu  sein.  Die  Gemeinde 
verweigerte  aber  die  Zustimmung.  Im  Jahre  1878  wünschte  ein  Wirth 
eine  Erweiterung  seines  Gehöfts  in  das  nächste  Feld  hinein  und  erhielt 
das  Land  von  der  Gemeinde  (gegen  eine  Bewirthung  mit  2  Wedro 
Branntwein).  Neue  Höfe  erhalten  das  Normalmass  am  Ende  des  Dorfes. 
Hier  gilt  die  sonst  nur  bei  der  Vertheilung  des  übrigen  Gemeindelandes 
bestehende  Einrichtung,  dass  die  geringere  Güte  eines  Stückes  durch 
einen  Landzuschlag  entschädigt  wird. 

Andererseits  sind  uns  in  den  Kr.  Dankow,  Ranenburg  (Gouv.  Kasan), 
Ssaratow  etc.  Gemeinden  entgegengetreten,  wo  das  im  erblichen  Besitz 
befindliche  Gehöftland  der  Höfe  von  ganz  ausserordentlich  verschiedener 


*)  L  c.  pag.  259,  260,  282. 
f)  L  c.  pag.  302—308. 
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Ausdehnung  ist,  so  dass  die  Annahme,  jene  Höfe  hätten  einst  eine  sehr 
grosse  Familie  gebildet,  kaum  zulässig  wäre.1)  Die  Bauern  wiesen  in 
solchen  Fällen  mehrfach  auf  willkürliche  Occupation  (wol  des  Weide- 
landes) hin.  Einer  Extrabelastung  scheinen  diese  Höfe  nicht  zu  unter- 
liegen. In  einer  Gemeinde  des  Kreises  Dankow  ist  im  Jahre  1880  bei 
der  allgemeinen  Umtheilung  diese  Ungleichheit  beseitigt.2) 

3.    Nutzung  des  Gemeindewalde». 

§  39. 

Die  dargelegten  Grundsätze  der  Vertheilung  der  verschiedenen 
Nutzungen  finden  wir  in  ihren  wesentlichen  Grundzügen  auch  bei  der 
Vertheilung  der  Gemeindewälder  und  -Buschländer.  Der  Unter- 
schied zeigt  sich  in  einigen  Abweichungen,  die  durch  die  Natur  des  Ob- 
jects  der  Vertheilung  bedingt  sind:  das  Object  ist  nicht  das  Land  selbst, 
sondern  seine  Erzeugnisse.  Demnach  wird  bei  der  Vertheilung  das  Ziel 
verfolgt;  das  Holzquantum  gleichmässig  unter  die  Höfe  nach  deren 
Seelenzahl  zu  theilen.  Hierbei  sind  folgende  Arten  üblich.  Unterliegt 
Hochwald  der  Vertheilung,  so  wird  zumeist  der  betreffende,  zur  Holzung 
bestimmte  Theil  desselben  pro  Stamm  getheilt.  Die  Bäume  werden 
aber  vorerst  nach  ihrer  Beschaffenheit  (ob  Bau-  oder  Brennholz  etc.) 
gruppirt  und  gezählt  und  dann  jede  Gruppe  nach  Zahl  der  Stämme  durch 
das  Loos  unter  die  Loosgruppen  und  endlich  unter  die  Hauswirthe  ge- 
theilt Und  dann  werden  die  Bäume  gefällt  In  vielen  Gemeinden  geschieht 
die  Berechnung  und  Theilung  der  Bäume  nach  „Spänchen":  von  jedem 
Baume  wird  ein  Spänchen  abgehauen,  das  je  nach  der  Gruppe  (in  Be- 
treff der  Beschaffenheit)  eine  verschiedene  Form  hat,  sodann  werden  die 
Spänchen  derselben  Gruppe  in  Häufchen  gelegt,  deren  Zahl  der  Anzahl 
der  Loosgruppen  entspricht;  die  Häufchen  werden  in  einer  bestimmten 
Ordnung  hingestellt  und  das  Loos  geworfen,  das  da  entscheidet,  in  welcher 
Reihenfolge  die  Loosgruppen  zum  Holzen  gelangen.  Die  eine  Loosgruppe 
bildenden  Hauswirthe  theilen  dann  die  auf  ihre  Loosgruppe  entfallenen 
Stämme  in  der  genauesten  Weise:  nicht  allein  der  Umfang  des  Stammes, 
sondern  auch  die  specielle  Beschaffenheit  des  Baumes,  die  Länge  des 
Stammes,  die  Regelmässigkeit  seines  Wuchses,  die  Zahl  und  Dicke  der 
Aeste  etc.,  so  dass  der  Seelenantheil  des  einen  „Schabr"  (Mitglied  der 
Loosgruppe)  vollständig  gleich  ist  dem  Seelenantheil  jedes  anderen  Schabr» 


*)  Statistik  des  Gouv.  Räsan,  Bd.  II,  Lieferang  I,  pag.  270-271,  Statistik  des 
Gout.  Ssaratow,  Bd.  I,  Lieferung  I,  an  mehreren  Stellen. 

■)  Statistik  des  Gouv.  Räsan,  Bd.  II,  Lieferung  II,  pag.  211. 
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Diese  Art  der  Vertheilung  der  Waldnutzung  ist  im  Gouv.  Moskau  *> 
die  vorherrschende  und  auch  in  anderen  Landstrichen  sehr  verbreitet, 
im  Kreise  Koslow  (Gouv.  Tambow)1)  in  der  Gemeinde  Pustünj  (Kreis 
und  Gouv.  Hasan)*),  im  Gouv.  Ssaratow  etc.4) 

Eine  andere  Art  der  Vertheilung  ist  die,  dass  der  betreffende  Schlag 
des  Waldes  gemeinsam  geholzt  und  das  geholzte  Quantum  nach  sorg- 
fältiger Sortirung  in  der  beschriebenen  Weise  unter  die  Gemeindegenossen 
vertheilt  wird.  Im  Gouv.  Moskau  ist  dieser  Modus  nur  vereinzelt  zu 
finden.  So  werden  in  den  zwei  Gebieten  Psotogowo  (Kr.  Kolomna)  und 
Ssimbuchowo  (Kr.  Wereja),  deren  Gemeinden  aus  Domänenbauern  be- 
stehen, die  Stämme  geholzt  und  gesägt  und  dann  pro  Faden  getheilt. 
In  einem  dieser  Dörfer  werden  Säger  engagirt,  die  auch  das  Holz  in 
Faden  stapeln  mit  Classification  nach  der  Beschaffenheit;  für  das  Sägen 
wird  50 — 60  Kop.  pro  Faden  gezahlt.  Pro  Seele  entfällt  gewöhnlich 
s/4  Faden.  In  den  übrigen  Dörfern  dieser  Gebiete  vollführt  die  Ge- 
meinde selbst  alle  diese  Arbeiten.  Auch  wird  in  zwei  Dörfern  Holz 
zum  Verkauf  gefällt  etc.  und  der  Erlös  zur  Entrichtung  der  Abgaben 
verwandt  In  den  Dörfern  Korobowa  und  Ssabantschina  (Kr.  Bronnizi) 
wird  das  aufgehauene  Strauchwerk  in  Haufen  zusammengelegt  und  dann 
vertheilt.  Da  diese  Gegend  fast  waldlos  ist,  so  ist  die  Beschaffung  des 
Heizmaterials  sehr  theuer  und  das  Strauchwerk  also  für  die  Bauern  sehr 
werthvoll. 

In  anderen  Gouvernements  ist  dieser  Modus  verbreiteter.  Freilich 
ist  zu  bemerken,  dass  über  die  Waldnutzung  nur  sehr  spärliche  Daten 
vorliegen.  Gemeinsames  Abholzen  finden  wir  in  der  Wolost  Mura- 
jewnä  (Gouv.  Kasan),  im  Dorf  Dolä  (Gouvernement  Charkow),  Torchowo 
(Gouv.  Tula),  Undory  (Gouv.  Ssimbirsk)*),  Grusino  (Gouv.  Nowgorod)  ö)r 
im  Kr.  Morschansk  (Gouv.  Tambow)  etc. 

Auch  findet  sich  eine  Combination  beider  Arten.  So  wird  z.  B.  in 
Pustünj  (Kr.  und  Gouv.  Räsan)7)  der  abzuholzende  Waldschlag  nach  ge- 
nauer Sortirung  unter  die  Loosgruppen  getheilt.  Der  Antheil  jeder 
Loosgruppe  wird  gemeinsam  geholzt  und  die  Bäume,  Strauchwerk  etc. 
unter  die  Genossen  der  Gruppe  getheilt 

Niederwald  und  Busch  werden  nach  Landstreifen  (auch  Delänki,. 
Theile,  genannt)  umgetheilt,  die  zumeist  nach  Schritten,  aber  auch  nach 
„Sehest"  gemessen  werden.    Diese  Yertheilungsart  entspricht  fast  ganz 

')  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Bd.  IV,  pag.  95—96. 

*)  8tatistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  II,  Abth.  II,  pag.  86. 

•)  Materialiensammlung,  pag.  162. 

4)  Trirogow:  HamH  o6mnHH  in  den  Qrev.  3an.  1880,  Bd.  I,  pag.  16. 

*)  Materialiensammlung  pag.  124—5,  184,  211,  340. 

•)  Georgijewaki,  1.  c.  pag.  111. 

7)  Materialiensammlung,  pag.  162. 
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der  Yertheilung  der  Aecker  nach  Gewannen,  mit  dem  Unterschied,  dass 
der  abzuholzende  Niederwald  oder  Busch  ein  Gewanne  bildet  Ist  der 
Niederwald  oder  der  Busch  nicht  ganz  gleichmässig  bestanden,  so  wird 
die  Gleichmässigkeit  durch  Vergrösserung  oder  Verringerung  der  Land- 
streifen je  nach  der  Quantität  und  der  Qualität  des  Wachsthums  erreicht 
Ist  Hochwald  mit  Niederwald  und  geringem  Busch  gemischt,  so  wird  die 
erste  Kategorie  nach  Stämmen,  wie  auseinander  gesetzt  ist;  getheilt,  die 
zweite  aber  nach  Landstreifen.  Oder  es  wird  der  junge  Wald  stehen 
gelassen  zum  weiteren  Wachsen.  Vielfach  wird  das  Buschland  gemein- 
sam gehauen,  nach  Grösse  und  Beschaffenheit  der  Sträucher  in  Haufen 
gelegt  und  in  gewohnter  Art  verloost,  auch  das  Fallholz  wird  gemeinsam 
aus  dem  Walde  geholt,  in  Haufen  zusammengelegt  und  getheilt  So  im 
Kreise  Koslow  (Gouv.  Tambow),  im  Kreise  Tula  (im  gleichnamigen  Gou- 
vernement)1), in  der  Gemeinde  Pustünj  (Kr.  und  Gouv.  Räsan),  in  der 
Gemeinde  Dolä  (Kr.  Kupänsk,  Gouv.  Charkow),  in  der  Wolost  Murajewnä 
(Ki.  Dankow,  Gouv.  Räsan). 

Eine  wesentlich  andere,  als  die  dargelegten  Arten  der  Nutzung  des 
Gemeindewaldes  haben  wir  zu  registriren:  Wald  und  Busch  wird  ganz 
wie  das  Ackerland  auf  lange  Zeit  vertheilt  Es  wird  also  nicht  das  Er- 
zeugnis s,  sondern  das  Land  selbst  vertheilt.  Jeder  Hauswirth  erhält 
nach  Seelenzahl  ein  Waldstück,  über  das  er  bis  zur  nächsten  Umtheilung 
nach  Gutdünken  verfügen  kann.  Dieser  Modus  ist  dort  üblich,  wo 
Ackerland  zu  Waldanpflanzung  verwendet  ist,  doch  manchmal  werden 
auch  reine  Waldflächen  in  dieser  Art  vertheilt  Orlow  bemerkt  hiezu: 
i,Ueber  die  vergleichsweisen  Vorzüge  oder  Mängel  dieser  Art  der  Wald- 
nutzung lässt  sich  auf  Grund  des  vorliegenden  Materials  (Gouv.  Moskau] 
nichts  Bestimmtes  sagen,  da  dieser  Modus  nur  in  einer  geringen  Zahl 
Gemeinden  üblich  ist,  und  dazu  nur  unter  früher  gutsherrlichen  Bauen); 
denen  überhaupt  nur  wenig  Wald  zugetheilt  wurde.  Es  ergiebt  sich 
nur,  dass  auf  dem  Waldstück  des  einen  Hofes  Alles,  auch  das  geringste 
Gesträuch  ausgehauen  wird,  ein  anderes  Waldstück  aber  gepflegt  wird. 
Volle  Reife  kann  aber  der  Wald  keines  Hofes  erreichen,  da  die  Mög- 
lichkeit einer  neuen  Umtheilung,  wie  auch  eines  Zutheilens  und  Ab- 
Schneidens  je  nach  dem  Wechsel  der  Seelenzahl  die  Bauern  veranlasst, 
vorzeitig  den  Wald  niederzuhauen/' 

In  der  Gemeinde  Morachowo  (Gouv.  Charkow)  ist  der  Gemeinde- 
wald im  Jahre  1861  in  Streifen  getheilt,  je  nach  der  Seelenzahl  der 
Höfe,  die  freie  Verfügung  über  ihre  Waldparcellen  haben.  Der  Wald 
ist  jetzt  fast  vollständig  ausgehauen,  nur  eine  geringe  Zahl  von  Ge- 
büschen ist  erhalten  (resp.  wieder  gewachsen). 


*}  Borissow  1.  c.  Band  I,  pag.  58,  Band  n,  pag.  186. 


—    93    — 

Im  Kreise  Koslow  (Gouv.  Tambow)  ist  der  Wald  ausnahmsweise  in 
Streifen  auf  die  Höfe  bleibend  vertheilt,  doch  ist  die  Gemeinde  in 
manchen  Fällen  wiederum  zu  periodischen  Theilungen  der  Schläge  zu- 
rückgekehrt 

§  40. 

Ueberhaupt  ist  den  Gemeinden  bei  allendlicher  Abgrenzung  des 
fiauerlandes  wenig  oder  gar  kein  Wald,  vielfach  nur  Buschland  zuge- 
teilt Die  im  Allgemeinen  reicher  dotirten  Domänenbauern  stehen 
auch  in  dieser  Beziehung  günstiger  da,  während  den  Apanagebauern 
wenig,  die  früher  gutsherrlichen  Bauern  noch  weniger,  zumeist  aber  gar 
keinen  Wald  noch  Buschland  erhalten  haben.  Und  wo  Wald  im  Besitze 
der  Gemeinden  sich  befindet,  dort  ist  er  —  wol  zum  grössten  Theil  — 
Tollständig  oder  fast  vollständig  ausgehauen.  Die  gutsherrlichen  Wälder 
befinden  sich  mit  verhältnissmässig  seltenen  Ausnahmen  unter  derselben 
Raubwirthschaft. 

Zumeist  wird  freilich  in  den  mit  Wald  gesegneten  Gemeinden  der- 
in  jährliche  Schläge  getheilt.    Aber  die  Grösse  derselben  richtet 

nicht  nach  der  Ausdehnung  des  Waldes  und  der  Möglichkeit  der 
rechtzeitigen  Wiederbewaldung  der  abgeholzten  Flächen,  sondern  viel- 
fach nach  der  grösseren  oder  geringeren  Leichtfertigkeit  der  Bauern. 
Verständige  Vorsorge  für  die  Zukunft  ist  aber  bei  der  schwierigen  öko- 
nomischen Lage,  in  der  die  Bauern  sich  befinden,  billiger  Weise  nicht 
zu  erwarten.  So  bestimmt  der  augenblickliche  Bedarf  der  Bauern  nach 
Geld,  der  nicht  anderweitig  gedeckt  werden  kann,  die  Grösse  des. 
Schlages:  die  Zunahme  der  Rückstände,  der  Niedergang  der  Haus- 
industrie (durch  Abnahme  der  Nachfrage  etc.),  Missernte,  das  Steigen  der 
Getreidepreise  (namentlich  in  solchen  Gemeinden,  die  den  Jahresbedarf 
nicht  auf  den  eigenen  und  gepachteten  Aeckern  erzielen,  sondern  einen 
Theil  desselben  zukaufen  müssen)  und  andere  Umstände  bewirken,  dass 
in  einem  Jahre  ein  unverhältnissmässig  grosser  Schlag  normirt  wird. 

Vielfach,  und  durchaus  nicht  vereinzelt,  finden  wir  in  dieser  Be- 
ziehung erfreuliche  Fortschritte.  Die  sichere  Aussicht,  in  einiger  Zeit 
ganz  ohne  Wald  zu  sein,  hat  Gemeinden  aus  dem  Schlendrian  aufge- 
rüttelt und  es  werden  durch  Gemeindebeschluss  zweckentsprechende 
Massnahmen  zum  Schutz  des  Waldes  getroffen,  die  mit  unerbittlicher 
Strenge  aufrecht  erhalten  werden.  So  wird  zumeist  beschlossen,  eine 
gewisse  Reihe  von  Jahren  den  Wald  ganz  unberührt  zu  lassen,  und  nur 
tos  Fallholz  wird  ausgeführt.  Um  diesem  Beschluss  eine  besondere 
Kraft  und  Weihe  zu  geben,  wird  der  örtliche  Geistliche  um  seine  Mit- 
wirkung gebeten:  er  schreitet  im  vollen  Ornat  voran,  Bauern  tragen  das 
Heiligenbild  und  die  Kirchenfahnen  und  in  Begleitung  der  ganzen  Ge- 
meinde, die  ein  bestimmtes  Lied  singen,  wird  der  Wald,  der  gehegt 
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werden  soll,  Umschriften.1)  Es  gilt  von  nun  ab  als  schwere  Sünde,  den 
gehegten  Wald  zu  berühren.  Solches  finden  wir  im  Gouv.  Moskau,  in 
den  Kreisen  Koslow,  Borissoglebsk  und  Morschansk  (Gouv.  Tambow], 
im  Gouv.  Räsan,  Tula,  Nowgorod  etc.  Auch  werden  derartige  Beschlüsse 
der  Wolostverwaltung  und  auch  noch  der  Kreisbehörde  für  bäuerliche 
Angelegenheiten  zur  Bestätigung  und  Bekräftigung  vorgelegt  Wie 
streng  in  dieser  Beziehung  verfahren  wird,  zeigt  folgendes  Beispiel.  Die 
Gemeinde  Ternowo  (Kr.  Borissoglebsk)2),  die  ihren  Wald  durch  priester- 
liche Weihe  hatten  hegen  lassen,  ward  von  einigen  Gemeindemitgliedeiu 
deren  Höfe  niedergebrannt  waren,  gebeten,  ihnen  das  Aushauen  von 
Strauch  (Ruthen)  zum  Flechtwerk  zu  gestatten.  Die  Gemeinde  war  ge- 
sonnen zu  willfahren,  da  aber  der  Geistliche  sich  nicht  bereit  fand,  den 
geistlichen  Bann  zu  heben,  so  schlug  die  Gemeinde  das  Ansuchen  ab. 
Waldfrevel  in  solch  einem  Walde  ist  unerhört;  es  wäre  die  schwerste 
Sünde!  Es  wird  für  solch'  einen  Wald  daher  auch  kein  Hüter  angestellt 
Auch  stellt  mehrfach  die  Gemeinde  förmliche  Regeln  zum  Schutz  des 
Waldes  mit  Strafbestimmungen  für  Verletzung  derselben  auf,  so  z.  B. 
•die  Gemeinde  Lochowo  im  Gouv.  Ssaratow.8) 

Doch  haben  sich,  wie  bemerkt,  die  meisten  Gemeinden  mit  Busch 
zu  begnügen.  Wo  das  Buschland  die  hinreichende  Grösse  hat,  wird 
jährlich  ein  Stück  geholzt.  Wo  aber  nur  wenig  Buschland  ist,  dort  ge- 
stattet die  Gemeinde  nur  nach  4  oder  10  oder  noch  mehr  Jahren  das 
Fällen  eines  Stückes.  In  der  Zwischenzeit  kaufen  die  Bauern  sich  auswärts 
das  erforderliche  Brennholz.  Wo  das  Buschland  von  ganz  geringer  Aus- 
dehnung ist,  dort  sind  die  Bauern  ganz  auf  das  Kaufen  des  erforder- 
lichen Brennmaterials  angewiesen  und  die  Gemeinde  gestattet  nur  auf 
specielles  Ansuchen  für  jeden  einzelnen  Fall  das  Aushauen  von  Sträuche™, 
Ruthen  zum  besonders  angegebenen  häuslichen  Bedarf,  so  zum  Flecht- 
werk für  das  Gehöft,  zu  Fehmerstangen  und  zu  anderen  Theilen  des 
Wagens,  des  Schlittens  etc. 

Höfen,  die  unter  Feuersbrunst  gelitten  haben,  wird  von  der  Ge- 
meinde Bauholz  —  mehr  oder  weniger  —  abgelassen.  In  der  Wolost 
Nowinskaja  (Kr.  Bogorodsk,  Gouv.  Moskau)  —  jetzt  Eigenthümer,  früher 
Leibeigne  des  Herrn  Ssamarin  —  ist  ein  Stück  Hochwald  von  30  Dess. 
besonders  zugetheilt,  das  ausschliesslich  zum  Wiederaufbau  von  Gebäuden 
nach  Feuersbrünsten  bestimmt  ist,  so  dass  dieses  Waldstück  gar  nicht 


x)  Diese  Sitte  ist  nicht  neuen  Ursprungs,  vielmehr  hat  sie  früher  hier  und  da 
bestanden,  'so  z.  B.  im  Gouv.  Kasan,  in  der  Pyccuaa  Becfcja  1856,  Bd.  II:  Toii 
pyccaaro  seiuexfoiui,  pag.  26. 

2)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  I,  Abschnitt  II,  pag.  29,  Statistik  des  Gouv. 
Räsan,  Bd.  II,  Lieferung  II,  pag.  203,  251. 

3)  Trirogow:  Haina  oöiuhhh  in  den  (he?.  3an.  1879,  Bd.  III,  pag.  105. 
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mr  Umtheilung  unter  die  Bauern  gelangt.  —  Zu  Gunsten  der  durch 
Feuer  Geschädigten  lässt  die  Gemeinde  entweder  eine  bestimmte  Anzahl 
Bäume  ab,  die  sie  sich  nach  Belieben  im  Walde  aushauen  können;  oder 
sie  weist  ein  bestimmtes  Waldstück  an,  das  die  Abgebrannten  unter  ein- 
ander v&theilen. 

Als  seltene  Ausnahme  ist  noch  zu  constatiren,  dass  Busch  überhaupt 
nicht  getheilt  wird,  sondern  Jedem  zur  freien,  beliebigen  Nutzung  über- 
lassen ist.  Solches  findet  sich  in  vielen  Gouvernements,  und  zwar  in 
Dörfern,  wo  der  Busch  sehr  schlecht  wächst  oder  von  so  geringer  Aus- 
dehnung is^  dass  es  sich  nicht  lohnt,  eine  Yertheilung  vorzunehmen. 

In  der  Gemeinde  Borok  (Kr.  Porchow,  Gouv.  Pskow)  ist  es  jedem 
Genossen  freigestellt,  von  dem  schlecht  bestandenen  Buschwerk  (auf 
Sumpf)  Ruthen  zu  schneiden,  aus  denen  die  Kinder  Körbe  flechten. 
„Wer  gehauen  und  abgeführt  hat,  der  ist  im  Rech£",  sagen  die  Bauern.1) 

Auch  die  Benutzung  des  Fallholzes  ist  vielfach  frei,  jedoch  nur  zum 
eigenen  Bedarf;  wer  davon  etwas  verkauft,  wird,  wie  z.  B.  in  Grusino 
(Gouv.  Nowgorod),  mit  einer  Geldbusse  belegt 

In  den  waldreichen  Gouvernements  haben  jedoch  auch  gutsherrliche 
Bauern  grössere  Waldparcellen  erhalten  und  dazwischen  auch  Wald 
späterhin  zugekauft.  So  hat  z.  B.  die  Gemeinde  Klein-Tschartowa  (Kr. 
Krestzi,  Gouv.  Nowgorod),  der  bei  Abgrenzung  des  Bauerlandes  ein  be- 
trächtliches Waldstück  zugefallen  war,  nachträglich  vom  Gutsbesitzer 
400  Dessätifcen  (theils  Wald)  für  4500  Rubel,  die  in  4  Jahren  zu  be- 
zahlen waren,  gekauft.  Jene  Summe,  die  die  Gemeinde  pro  Seele  ver- 
teilt, wie  auch  das  gekaufte  Landstück  sich  im  Gemeindebesitz  be- 
findet, konnten  die  Bauern  nur  durch  Verkauf  von  Heu  und  Holz,  das 
auf  der  Msta  nach  Petersburg  geflösst  wird,  aufbringen.  Die  Gemeinde 
verkaufte  nun  an  Holzhändler  nicht  eigentlich  den  Wald,  sondern  nur 
Holz  pro  gefüllte  Barke  (ein  bestimmtes  Quantum).  Das  Fällen  und 
Ausfähren  des  Holzes  geschieht  von  den  Bauern  zu,  mit  dem  Händler 
vorher  accordirten  Preisen  (2  Rbl.  pro  Faden).  Jeder  Bauer  fällt  und 
führt  Holz  ab,  wie  viel  er  will  und  kann  und  erhält  diese  Summe  pro 
Faden.  Der  Kaufpreis  des  Holzes  aber  kommt  gleichmässig  den  Haus- 
wthen  (pro  Seele)  zu  Gute.*) 

Der  Verkauf  von  Wald  seitens  bäuerlicher  Gemeinden  ist  jedoch 
nicht  überall  ein  Zeichen,  dass  der  eigene  Bedarf  an  Holz  aus  eigenem 
Wald  gedeckt  wird.    So  haben  z.  B.  einige  Domänengemeinden  in  der 


*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  305. 
*)  H.  KpacHonepOBt:    IIo8eMau»Hajt  oÖnuma    bi  KpecTeqKOi»   y£3X&,  in  der 
fycctuFta,  1880,  Band  V,  pag.  267-285,  insbesondere  272-273. 
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Wolost  Pasiowa  (Er.  und  Gouv.  Tula)  bei  der  Abgrenzung  des  Bauer- 
landes das  Recht  auf  einen  jährlichen  normirten  Schlag  in  einem  Do- 
mänenwalde im  benachbarten  Kreise.  Der  Schlag  wird  der  Gemeinde 
vom  Förster  jährlich  angewiesen,  die  die  Bäume  etc.  in  Loosgruppen 
und  diese  unter  die  Höfe  pro  Seele  vertheilen.  Da  die  Entfernung  eine 
ziemlich  bedeutende  ist,  so  verkaufen  die  Loosgruppen  ihre  „Waldseelen'' 
an  Holzhändler,  ja  der  Preis  wird  pro  Waldseele  vereinbart.3) 

Von  Interesse  ist  folgende  Erscheinung  im  Gouv.  Moskau.  Bei  all- 
endlicher Regelung  der  Grundbesitzverhältnisse  der  Domänenbauern  er- 
hielten diese  ausser  dem  Wald  zur  Deckung  des  eigenen  Bedarfs  noch 
einige  Waldstücke  als  Ergänzung  zu  dem  nicht  in  voller  Ausdehnung 
zugetheilten  Feldland.  Den  auf  diesen  Landstücken  vorhandenen  Wald- 
bestand mussten  die  Bauern  zu  einem  niedrigen  Preissatz  bezahlen. 
Diese  Bezahlung  erfolgte  sehr  schnell:  gewöhnlich  übergaben  die  Bauern 
einen  Theil  dieser  Waldstücke  zum  Abholzen  einem  Holzhändler  und 
leisteten  mit  dem  hierdurch  erlösten  Gelde  die  Zahlung.  Die  ihnen 
frei  nachbleibenden  Stücke  wurden  zum  Abholzen  vergeben  und  die 
erzielte  Summe  entweder  zur  Entrichtung  der  obliegenden  Zahlungen 
verwendet,  oder  unter  die  Höfe  nach  Seelenzahl  vertheilt,  oder  endlich, 
diese  Waldstücke  wurden  unter  die  Höfe  zur  vollen  freien  Verfügung 
vertheilt,  d.  h.  zum  persönlichen  Eigenthum.  Doch  diese  bereits  be- 
zahlten, im  individuellen  freien  Eigenthum  der  einzelnen  Höfe  befind- 
lichen Waldstücke  wurden  nicht,  wie  erwartet  werden  könnte,  sorgfältiger 
als  der  Gemeindewald  behandelt:  der  grössere  Theil  wurde  sogleich  zu 
Schleuderpreisen  an  Holzhändler  zum  Abholzen  vergeben,  der  geringere 
Theil  blieb  noch  in  den  Händen  der  Hauswirthe,  doch  um  auch  bald 
abgeholzt  zu  werden,  so  dass  jetzt  fast  alle  diese  Waldstücke  waldlose 
Flächen  bilden.  Die  Umwandlung  dieser  Landstücke  in  Acker  ist  nicht 
erfolgt:  es  wächst  Strauchwerk  darauf  und  das  Vieh  wird  gewöhnlich 
hier  geweidet  Nur  in  sehr  wenigen  Gemeinden  wurden  diese  Wald- 
stücke nicht  ausgehauen,  sondern  als  Wald  unter  strenger  Aufeicht  der 
Gemeinde  gehütet;  jährlich  wird  ein  Stück,  dessen  Grösse  sich  nach  den 
derzeitigen  Bedürfnissen  richtet,  ausgehauen.1) 

Der  Zeitpunkt  der  Umtheilung  der  Waldschläge  ist  gewöhnlich  der 
Herbst  nach  der  Ernte.  In  dieser  Zeit  wird  das  Heizmaterial  zum 
Winter  vorbereitet  In  den  Gemeinden,  die  reich  an  Wald  sind 
und  wo  ein  erheblicher  Theil  des  Schlages  zum  Verkauf  gelangt,  findet 
die  Vertheilung  gleichfalls  zu  jener  Zeit  statt,  das  Holzen  und  das  Ab- 


x)  Borissow  1.  c.  Band  II,  pag.  186. 

3)  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Band  IV,  pag.  103—104. 
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führen  aber  erst  nach  Eintritt  der  Schlittenbahn.  Doch  Niemandem  ist 
es  benommen,  sich  früher  an  seine  Waldarbeiten  zu  machen. 

In  Betreff  der  Vertheilung  der  Waldnutzung  macht  Herr  Orlow 
folgende  sehr  zutreffende  Bemerkung:  Die  Vertheilung  der  Waldnutzung 
unter  die  Höfe  pro  „Seelenzahl"  etc.  entspricht  nicht  den  effectiven  Be- 
dürfnissen der  Höfe.  Ob  eine  Familie  aus  vier  Arbeitern  oder  nur  aus 
einem  besteht,  dasselbe  Heizmaterial  ist  erforderlich.  Die  erstere  Fa- 
milie erhalt  aber  den  vierfachen  Betrag  der  letzteren.  Sie  ist  ohnehin 
die  ökonomisch  stärkere  und  kommt  bei  dieser  Yertheilungsart  häufig 
in  die  Lage,  einen  Theil  des  Holzes  zu  verkaufen,  während  für  die 
zweite,  ärmere  Familie  das  Holzquantum  kaum  reicht  und  Heiz- 
material mehr  oder  weniger  zugekauft  werden  muss.  Eine  Aenderung 
hierin  einzuführen,  wäre  nur  möglich,  wenn  die  Zahlung  für  die  Nutzung 
des  Waldes  und  Busches  geschieden  wäre  von  der  Zahlung  für  die  an- 
deren Nutzungen.  Doch  bildet  der  „Seelenantheil"  ein  Ganzes,  in  dem 
alle  Theile  proportional  erscheinen,  und  in  der  Mehrzahl  der  Gemeinden 
(im  Gouv.  Moskau)  bedingt  nicht  der  Besitz  von  mehr  oder  weniger 
Land  die  grössere  oder  geringere  Höhe  der  obliegenden  Zahlungen,  son- 
dern umgekehrt:  die  Zahlungen  werden  pro  „Seelen"  vertheilt  und  ihnen 
entsprechend  enthält  jeder  Hof  ein  unbedingtes  Recht  auf  den  ent- 
sprechenden Antheil  an  allen  Gemeindenutzungen,  also  auch  am  Walde. 
In  dem  grösseren  Theil  der  Gemeinden  des  Gouv.  Moskau  ist  nämlich 
der  Ertrag  des  Landes  geringer  als  die  obliegenden  Zahlungen,  und  unter 
dieser  Bedingung  ist  der  besondere  Gewinn,  der  aus  einer  Nutzung 
(Wald)  gewonnen  wird,  ein  ganz  gerechter  Zuschlag  zu  der  zu  tragenden 
Differenz  zwischen  den  Leistungen  und  dem  Ertrag  des  Bodens.1) 

Eine  andere  Basis  der  Vertheilung  nehmen  die  Bauern,  wenn  eine 
Gemeinde  ein  Waldstück  zum  Abholzen  erstanden  hat:  hier  wird  das 
Waldstück  nicht  unter  die  Höfe  nach  Seelenzahl,  sondern  nach  Oefen 
getheilt  und  hiernach  wird  die  Grösse  der  Theilzahlung  oder  der  über- 
nommenen Arbeit  berechnet  (z.  B.  wenn  Wald  oder  Busch  gegen  Ab- 
leistung von  Arbeit  empfangen  ist).  Diese  Thatsache  zeigt,  dass  die 
Bauern  das  Ungenügende  jener  Vertheilung  des  Brennmaterials  sehr  wohl 
erkennen,  doch  sie  behalten  diesen  Modus  bei,  da  er  in  Betreff  des  Ge- 
meindewaldes  der  gerechteste  ist 


>)  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Band  IV,  pag.  106—106. 


▼.  Ken uler,  Geschieht«  und  Kritik  des  GemeindebeiitsM.    II.   2. 


—     98     - 
Viertes  Kapitel. 

NeuYerloosungen. 

§  41. 

Neben  den  allgemeinen,  grundlegenden  Umtheilungen  findet  vielfach 
eine  zweite  Art  einer,  alle  Hauswirthe  betreffenden  Neuvertheilung  des 
Ackerlandes  statt,  die  wir  Neuverloosung  nennen.  Das  characteristische 
Merkmal'  dieser  Vertheilung  des  Landes  besteht  darin,  dass  die  Zahl 
und  die  Breite  der  Landstreifen  (pro  Seele,  pro  Arbeiter  etc.  je  nach 
der  in  der  betreffenden  Gemeinde  üblichen  Vertheilungseinheit)  dieselben 
bleiben,  die  Grösse  des  Besitzstandes  der  einzelnen  Höfe  also  keine  Ver- 
änderung erfährt,  sondern  nur  ein  Wechsel  im  Besitz  der  einzelnen 
Landstreifen  eintritt  (siehe  oben  §  19);  es  handelt  sich  hierbei  nur  um 
eine  neue  Yerloosung  der  Landstreifen. 

Erst  in  neuester  Zeit  ist  bei  Erforschung  der  Gestaltungsformen 
des  Gemeindebesitzes  das  unterscheidende  Merkmal  wie  auch  die  prin- 
cipielle  Bedeutung  dieser  Umtheilungsart  klar  erkannt  worden.  Orlow 
scheidet  in  seinem  epochemachenden  Werk  über  den  Gemeindebesitz  im 
Gouv.  Moskau,  wie  wir  oben  bemerkt  haben,  nur  die  allgemeinen  von 
den  partiellen  Umtheilungen.  Präcise  formulirt  werden  diese  drei  Haupt- 
arten der  Umtheilungen  erst  im  sogen.  Kommissionsprogramm  zur  Unter- 
suchung des  Gemeindebesitzes.  In  den  älteren  bezüglichen  Daten  finden 
daher  sehr  häufig  Verwechselungen  statt  und  die  hierdurch  hervorge- 
rufene Verwirrung  macht,  da  auch  bei  genauester  Prüfung  der  Angaben 
sich  vielfach  das  Wirkliche  nicht  ermitteln  lässt,  das  Material  in  dieser 
Beziehung  unbrauchbar.  Aber  auch  neue  Angaben  haben  wir  mehrfach 
wegen  nicht  präciser  Fassung  bei  Seite  lassen  müssen,  um  Fehler  zu 
vermeiden. 

Die  Neuverloosung  ist  keine  allgemeine,  mit  dem  jetzigen  Gemeinde- 
besitz wesentlich  zusammenhängende  Einrichtung,  sie  zeigt  sich  nur  ver- 
einzelt Wie  weit  sie  Verbreitung  findet,  diese  Frage  lässt  sich  zur  Zeit 
noch  nicht  beantworten.  Denn  das  Unterlassen  der  Angabe,  dass  keine 
Neuverloosungen  in  der  betreffenden  Gemeinde  üblich  sind,  gestattet  bei 
der  Unklarheit,  die  in  dieser  Beziehung  noch  vielfach  herrscht,  nicht 
überall  den  Schluss,  dass  sie  in  Wirklichkeit  nicht  stattfinden. 

Aus  dem  geringen  zu  Gebote  stehenden  Material1)  ergeben  sich  fol- 
gende Ursachen  zur  Neuverloosung  des  Ackerlandes: 


J)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  I,  Abschnitt  II,  pag.  23—27,  Bd  II,  Ab- 
schnitt II,  pag.  24—29,  Band  III,  pag.  18  etc.,  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Band  I, 
pag.  70  etc.,  Statistik  des  Gouv.  Rasan,  Band  I,  Abschnitt  II,  pag.  89,  Band  II, 
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1)  Die  verschiedenartige  Beschaffenheit  einzelner  Landstreifen  in 
demselben  Gewanne  —  sowol  in  Betreff  der  natürlichen  Fruchtbarkeit 
als  auch  in  Betreff  der  Lage  derselben.    Diese  Ursache  zur  Vornahme 
einer  Neuverloosung  zeigt  an,  dass  es  der  Gemeinde   im  gegebenen 
Fall  nicht  gelungen  ist,  jede  Ungleichartigkeit  bei  der  letzten  allge- 
meinen Umtheilung  auszugleichen.    Ergiebt  es  sich  nachträglich,  dass 
Landstreifen  dieses  oder  jenes  Hofes  von  geringerer  Fruchtbarkeit  als 
die  anderen  Landstreifen  in  demselben  Gewanne  sind,  und  sieht  die  Ge- 
meinde sich  ausser  Stande,  diese  Benachtheiligung  durch  Gewährung  von 
anderen  Vortheilen  —  in  den  oben  angegebenen  Arten  —  auszugleichen, 
so  greift  sie  zu  periodischen  Neuverloosungen,  auf  dass  alle  Wirthe  ab- 
wechselnd den  Nachtheil  tragen.    Desgleichen  tritt  eine  Neuverloosung 
ein,  wenn  Landstreifen  an  der  Strasse  oder  an  der  Weide  belegen  und 
dem  Vertreten  ausgesetzt  sind,  der  Ueberschwemmung  unterliegen,  eine 
starke  Abdachung  zeigen  etc.  etc.,  falls  diese  Ungunst  von  der  Gemeinde 
nicht  gleich  bei  der  letzten  allgemeinen  Umtheilung  durch  andere  Vor- 
züge hat  gedeckt  werden  können.    Zu  einer  einmaligen  Neuverloosung 
mit  neuer  Vermessung  des  Landes  greift  auch  die  Gemeinde,  wenn 
nachträglich  Zweifel  über  die  Richtigkeit  der  letzten  allgemeinen  Ver- 
keilung entstehen. 

2)  Die  grosse  Entfernung  einzelner  Landstreifen  vom  Dorf  führt 
anter  Umständen  zu  einer  Neuverloosung,  zumal  in  sehr  grossen  Dörfern 
und  zwar  insbesondere  in  dem  Fall,  wenn  nach  Lage  der  gegebenen 
Bedingungen  die  Richtung  der  Landstreifen  nicht  vom  Dorf  ausgeht, 
wobei  alle  Haus  wirthe  gleich  weit  entferntes  Land  nutzen,  sondern  parallel 
dem  Dorfe  gehen,  so  dass  der,  dem  der  erste  Streifen  zugefallen  ist,  es 
ganz  nahe  zum  Landstreifen  hat  und  jeder  folgende  Hauswirth  einen  stetig 
sich  vergrössernden  Weg  zu  seinem  Landstück  zurückzulegen  hat.  Zumal 
bei  der  sogen.  Dessätinen-Vertheilung  tritt  dieser  Uebelstand  ein,  welcher 
durch  Neuverloosungen  ausgeglichen  werden  soll.  Der  Zufall  des  Looses 
entscheidet  auch  hier,  ob  und  wie  weit  der  in  diesem  Jahre  Geschädigte 
im  folgenden  Jahre  begünstigt  wird. 

3)  Die  bleibende  oder  zeitweilige  Ausscheidung  eines  Theiles  eines 
Gewannes  kann  zu  einer  Neuverloosung  dieses  Gewannes,  aber  mit  Ver- 
änderung der  Grösse  der  Landstreifen,  also  auch  des  ganzen  Feldlandes, 
führen,  und  zwar  dort,  wo  dieses  Abschneiden  nicht  alle  Hauswirthe  in 
gleichem  Maasse  trifft.  Solche  Fälle  sind:  Expropriation  eines  Feld- 
stücks etwa  zum  Bau  einer  Eisenbahn,  Verkauf  oder  Verpachtung  eines 

Lieferang  I,  pag.  283,  295,  301,  311,  Lieferung  II,  pag.  202,  231,  Borissow  1.  c.  Bd.  I, 
P*g-  39.  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  116,  182.  Statistik 
<te  Gouv.  Ssaratow,  Bd.  I,  Lieferung  I,  Abtheilung  II,  pag.  7,  8,  13,  14,  18,  22,  25, 
%  29,  33,  40,  68,  71,  80,  85,  86,  92,  92,  101. 
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Landstückes  zur  Gewinnung  von  Steinkohlen,  Ausscheidung  eines  Land- 
stückes zu  communalen  und  kirchlichen  Bauten,  zur  Vergrösserung  des 
Gehöftlandes,  zur  Erweiterung  des  Gartenlandes,  sowie  des  Raumes  für 
die  Hofstätten  —  zumal  nach  Feuersbrünsten,  wenn  das  Baustatut  einen 
weiteren  Raum  zwischen  den  Höfen  verlangt,  als  bis  dahin  bestanden 
hat  etc.  Eine  zeitweilige  Ausscheidung  von  Ackerland  tritt  ein,  wenn 
die  Gemeinde  Ackerlandstücke  verpachtet,  um  den  Ertrag  zur  Deckung 
grosser  Rückstände,  zum  Bau  oder  zur  Schmückung  der  Kirche,  zur 
Füllung  des  Getreidemagazin's  zu  verwenden  etc.  etc.  Eine  der  Natur 
nach  selten  eintretende  Veranlassung  zur  Neuverloosung  ist  der  Umstand, 
dass  ein  grosser  Theil  der  Hauswirthe  die  eigene  Ackerwirthschaft  auf- 
gibt und  die  Landstreifen  zusammen  verpachtet  werden.  Dann  nimmt  die 
Gemeinde  eine  Neuverloosung  in  der  Art  vor,  dass  das  zu  verpachtende 
Quantum  zusammengelegt  wird,  das  übrige  Land  etc.  in  gewöhnlicher 
Weise  verloost  wird  (Verringerung  der  Gesammtzahl  der  Streifen). 

4)  Die  partiellen  Umtheilungen  führen  durch  das  beständige  Ab- 
nehmen und  Zutheilen  der  Landstreifen,  wie  wir  weiter  unten  sehen 
werden,  zu  einer  solchen  Streulage  der  Landstreifen,  dass  die  Gemeinde 
aus  Gründen  der  zweckmässigem  Arrondirung  der  zersplitterten  Streifen 
zu  einer  Neuverloosung  greift  und  jeder  Hauswirth  seine  Landstreifen 
in  dem  Gewanne  wieder  beisammen  hat.  Neuverloosungen  dieser  Art 
nähern  sich  und  gehen  schliesslich  ganz  über  in  allgemeine  Umtheilungen, 
worauf  wir  bei  den  Begriffsbestimmungen  (siehe  §  19)  hingewiesen  haben. 
Den  reinen  Character  der  Neuverloosungen  tragen  diejenigen  Um- 
theilungen, wo  dieselbe  Vertheilungseinheit  bleibt,  z.  B.  die  Revisions- 
seele, und  zum  Zweck  der  Arrondirung  in  Zwischenräumen  eine  neue 
Verloosung  der  Landstreifen,  die  vor  und  nach  dieser  Procedur  in 
ihrer  Ausdehnung  gleich  bleiben,  ausgeführt  wird. 

5)  Als  fünfte  Ursache  können  wir  noch  das  nachhaltige  Drängen 
nachlässiger,  durch  eigene  Schuld  und  auch  der  schuldlos  (durch  Feuers- 
brunst, Viehfallen  etc.)  allmälich  verarmter  Bauern  anführen.  Ohne  hin- 
reichenden Dünger  und  ohne  eignen  tüchtigen  Anspann  haben  sie  durch 
schlechte  Bestellung  ihre  Antheile  heruntergebracht  und  sie  sind  nach 
den  gut  bestellten  Aeckern  der  Nachbarn  lüstern.  Bei  schuldlos  ein- 
getretener Verarmung  zeigt  die  Gemeinde  sich  häufig  willig  zu  diesem 
Schritt,  die  den  Character  einer  unzweckmässigen  Unterstützung  trägt, 
welche  je  nach  dem  Ausfall  des  Looses  auch  illusorisch  werden  kann. 
Doch  auch  das  tumultuarische  Auftreten  heruntergekommener  Bauern  er- 
zwingt sich  die  Zustimmung  der  Gemeinde. 

Es  bedarf  keiner  weiten  Auseinandersetzungen  darüber,  dass  der 
häufige,  durch  Neuverloosungen  hervorgerufene  Wechsel  die  ökonomi- 
schen Interessen  der  Wirthe  schädigt    Dass  die  Bauern  Solches  er- 
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kennen,  ergiebt  sich  nicht  allein  aus  ihren  Aussagen,  sondern,  was  wich- 
tiger ist,  aus  dem  Umstände,,  dass  die  Neuverloosungen  immer  mehr 
verschwinden  und  in  vielen  Landstrichen  ganz  unbekannt  sind.  Wenn 
auch  hierüber  wenig  Material  vorliegt,  so  scheint  doch  mit  einiger 
Sicherheit  behauptet  werden  zu  können,  dass  Neuverloosungen  überhaupt 
eine  seltene  Erscheinung  sind.  Es  kann  sich  auch  die  Gemeinde  in  den 
meisten  Fällen  ohne  dieselben  behelfen,  ohne  dabei  einzelne  Genossen 
zu  schädigen. 

Häufige,  ja  jährliche  Neuverloosungen  rufen  die  zwei  zuerst  ange- 
gebenen Ursachen,  d.  i.  die  nicht  gleichmässige  Yertheilung  des  Landes, 
hervor.  Es  ist  kaum  anzunehmen,  dass  diese  Missstände  nicht  beseitigt 
werden  können,  wie  sie  ja  in  den  meisten  Gemeinden  auch  beseitigt 
werden.  Wir  kommen  sogleich  darauf  zu  sprechen,  wie  die  sich  in  einem 
Landstrich  als  nothwendig  erweisende  bessere  Bestellung  (stärkere  Düngung) 
zur  Verlängerung  der  Fristen  und  zur  Abschaffung  dieser  Art  der  Um- 
theilungen  führt1)  Die  dritte  Ursache,  die  Ausscheidung  eines  Land- 
stückes, trägt  den  Character  einer  ausnahmsweisen  Erscheinung.  Die 
vierte  Ursache,  d.  i.  die  zu  grosse  Streulage  der  Grundstücke  in  Folge 
häufiger  zwangsweiser  partieller  Umtheilungen,  ist  ein  Zeichen  anor- 
maler ökonomischer  Bedingungen  und  wird  mit  Beseitigung  dieser  auch 
in  Wegfall  kommen.  Denn,  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  sind 
partielle  Umtheilungen  dort  an  der  Tagesordnung,  wo  die  obliegenden 
Zahlungen  höher  sind,  als  der  Ertragswerth  des  Landes.  Partielle  Um- 
theilungen nach  freier  Vereinbarung  aber  werden  nie  umgangen  werden 
können;  soweit  hierdurch  eine  unbequeme  Streulage  entsteht,  was  zu- 
meist nur  in  längeren  Zwischenräumen  eintreten  kann,  wird  jenes  Hilfs- 
mittel wol  angewandt  werden  müssen.  Der  fünften  Ursache,  d.  i.  die 
Forderung  verarmter  Gemeindegenossen,  kann  die  Gemeinde  Widerstand 
leisten. 

§  42. 

* 

Ziemlich  verbreitet  sind  die  Neuverloosungen  im  Er.  Borissoglebsk 
<Gouv.  Tambow)*):  von  den  242  Gemeinden  haben  75  Gemeinden  (seit 
1861)  solche  Umtheilungen  vorgenommen,  von  welchen  Gemeinden  17 
von  Domänenbauern,  die  übrigen  von  früher  gutsherrlichen  Bauern  be- 
siedelt sind.  Von  diesen  75  Gemeinden  nehmen  jährlich  Neuverloosungen 
des  Brachfeldes  vor  27  Gemeinden,  seit  1861  4—5  Mal  13  Gemeinden, 
3  Mal  7  Gemeinden,  2  Mal  7  Gemeinden,  1  Mal  21  Gemeinden.    Jähr- 

')  Materialiensammlnng  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  116,  189,  Statistik  des 
Gouvernement  Tambow,  Band  n,  Abschnitt  II,  pag.  27.  Weitere  Literaturangabe 
siehe  unten. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  I,  Abschnitt  II,  pag.  24—25. 
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liehe  Neuverloosungen  kommen  nur  in  Gemeinden  früher  gutsherrlicher 
Bauern  vor;  von  den  Domänengemeinden  haben  nur  8  mehr  als  ein  Mal 
solche  vorgenommen;  und  zwar  5  Gemeinden  2  Mal  und  3  Gemeinden 
mehr  als  2  Mal  Am  verbreiterten  sind  die  Neuverloosungen  in  der 
Wolost  Krasno-Chumorskoje,  wo  sämmtliche  Gemeinden,  9  an  der  Zahl, 
fast  jährlich  das  Loos  über  die  Ackerstreifen  Werfen. 

Mit  Ausnahme  vereinzelter  Fälle,  wo  das  Ausscheiden  von  Land- 
stücken zu  verschiedenen  Zwecken  Neuverloosungen  verlangte,  sind  sie 
„zur  Ausgleichung  der  Landstreifen",  wie  die  Bauern  erklären,  erfolgt 
Die  ökonomischen  Schäden  des  häufigen  Wechsels  machen  sich  hier 
bereits  fühlbar.  Freilich  ist  in  diesem  Kreise  der  grösste  Theil  des 
Landes  reicher,  schwarzer  Humus,  und  wo  das  Land  noch  nicht  gedüngt 
wird  und  noch  dieselben  reichen  Erträge  liefert,  sind  die  Neuverloosungen 
ohne  Nachtheil.  Doch  in  letzter  Zeit  beklagen  sich  die  Bauern  über 
diese  Verloosungen,  da  die  natürliche  Ergiebigkeit  des  Bodens  abge- 
nommen habe  und  nur  durch  Düngung  die  frühere  Höhe  erhalten  werden 
könne.  Diese  Klagen  verlauten  in  dem  Theil  dieses  Kreises,  wo  die 
schwarze  Humusschicht  eine  geringere  ist  (am  Fluss  Worona).  Jüngst 
haben  auch  Bauern  Maassnahmen  zur  Beschränkung  dieser  Umtheilungen 
ergriffen;  so  hat  die  Gemeinde  Bokinskoje,  woselbst  bis  dahin  jährlich 
diese  Procedur  vorgenommen  ward,  den  Beschluss  gefasst,  im  Laufe  der 
folgenden  10  Jahre  keine  Neuverloosung  der  Ackerstreifen  vorzunehmen. 
Dieser  Beschluss  ist,  wie  die  Bauern  auf  Befragen  erklärten,  durch  den 
Umstand  hervorgerufen,  dass  einige  Hauswirthe  nach  dem  Beispiel  einiger 
benachbarter  Grossgrundbesitzer  mit  der  Düngung  der  Felder  begonnen 
und  grosse  Resultate  erzielt  hatten.  Es  bedarf  eben  erst  der  practischen 
schlimmen  Erfahrung  und  guter  Beispiele  als  Vorbild,  ehe  der  conserva- 
tive  Sinn  der  Bauern  eine  alte  Sitte  aufgiebt  —  „die  Väter  haben  es 
ebenso  gethan  und  sind  darüber  gestorben"  —  und  sich  zu  einer  Neue- 
rung entschliesst.  Im  Kreise  Koslow  (in  demselben  Gouvernement)  *),  wo 
bei  Schwarzerde  die  Düngung  bereits  Verbreitung  gewinnt,  sind  nur 
noch  neun  Gemeinden  ermittelt,  in  denen  „zur  Ausgleichung  der  Land- 
streifen" Neuverloosungen  vorkommen:  in  zwei  Gemeinden  jährlich,  in 
den  anderen  nach  4,  5,  6,  8  Jahren.  In  einer  Gemeinde  wird  ausdrück- 
lich angegeben,  dass  aus  diesem  Grunde  das  Land  nicht  ordentlich  ge- 
düngt wird.  Fast  in  allen  diesen  9  Gemeinden  erklären  die  Bauern,  dass 
die  nachlässigen  Wirthe,  die  ihr  Land  ungenügend  düngen,  zu  Neuver- 
loosungen drängen.  Aber  hier  wird  das  Bestreben  der  ordentlichen 
Wirthe,  sie  auf  längere  Zeit  hinauszuschieben  und  endlich  ganz  zu  be- 
seitigen, von  Erfolg  gekrönt.     In  einer   anderen   Gemeinde  wird   als 


*)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  II,  Abschnitt  II,  pag.  24—80. 
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Resultat  der  Unterlassung  der  Neuverloosungen  angeführt,  dass  das 
Ackerland  von  dieser  Zeit  ab  gedüngt  wird. 

Ausserdem  haben  noch  in  21  Gemeinden1)  dieses  Kreises  sporadisch 
Neuverloosungen  stattgefunden:  in  einigen  Gemeinden,  weil  Zweifel  über 
die  Richtigkeit  der  letzten  allgemeinen  Umtheilung  sich  erhoben,  in 
anderen  wegen  Ausscheidung,  resp.  Rückfalls  eines  ausgeschiedenen 
Landstückes  und  in  Folge  partieller  Umtheilungen. 

Im  Kr.  Morschansk  desselben  Gouvernements  fanden  in  der  ersten 
Zeit  nach  der  Emancipation  noch  sehr  häufig  Neuverloosungen  zur  „Aus- 
gleichung" statt  Mit  jedem  Jahr  nimmt  jetzt  aber  die  Zahl  dieser  Ge- 
meinden ab  und  zwar  sowie  sie  zur  Düngung  übergehen,  die  früher 
hier  noch  nicht  üblich  war.9)  Wo  sie  noch  stattfinden,  werden  sie  zu* 
meist  nach  5—20  Jahren  vorgenommen,  wobei  aber  noch  vielfach  das 
entfernt  belegene,  nicht  gedüngte  Land  jährlich  neuverloost  wird.4 

Im  Kreise  Kursk  im  gleichnamigen  Gouvernement  werden  nur  in 
zwei  Gemeinden  Neuverloosungen  vorgenommen:  in  der  einen,  da  die 
Bauern  sich  ausser  Stande  sehen,  das  Land  gerecht  nach  seiner  Be- 
schaffenheit zu  theilen  und  ein  Theil  eines  Ackers  an  die  Weide  grenzt 
und  daher  dem  Vertreten  durch  das  Vieh  ausgesetzt  ist,  in  der  zweiten 
werden  sie  durch  die  Unmöglichkeit,  auf  anderem  Wege  die  Verschieden- 
artigkeit der  Grösse  des  Gehöftlandes  auszugleichen,  hervorgerufen.  Da 
„das  Gehöftland  nie  feiert",  d.  h.  nie  brach  liegt,  so  nahm  die  Gemeinde 
nach  eifrigen  Verhandlungen  zwischen  den  interessirten  Theilen  den  An- 
trag an,  cße  Entschädigung  für  den  Zukurzschuss  im  Gehöftland  im 
Sommerfeld  zu  gewähren,  was  beständige  Neuverloosungen  zur  Folge  hat8) 

In  den  Kreisen  Orel  und  Kromü  (Gouv.  Orel)  waren  —  bei  sehr 
schwacher  Düngung  und  gar  bei  vollständigem  Fehlen  derselben  —  Neu- 
verloosungen an  der  Tagesordnung:  zumeist  nach  6  Jahren,  dazwischen 
auch  jährlich  in  einigen  Gemeinden  des  zweitgenannten  Kreises,  in  an- 
deren Gemeinden  aber  gar  nicht,  allgemeine  Umtheilungen  aber  von 


*)  In  der  „Statistik  des  Gouv.  Tambow"  1.  c.  pag.  28—80  werden  nicht  2Tr 
sondern  28  Gemeinden  aufgezählt..  Sieben  Gemeinden  habe  ich  ausgeschlossen,  da  es 
sich  hier  nicht  um  Neuverloosungen  (im  bezeichneten  Sinne)  handelt,  sondern  um  par- 
tielle oder  um  allgemeine  Umtheilungen  oder  um  andere  Arten  von  Landzutheilungen: 
so  werden  in  einer  Gemeinde  verabschiedeten  Soldaten  Land  aus  dem  Weideland 
and  durch  Tod  freigewordenes  Land  zugetheilt,  in  einer  anderen  Gemeinde  neu  hin- 
zukommenden Seelen  aus  dem  Reserveland  zugemessen.  Auch  im  erläuternden  Text 
(insbesondere  pag.  27,  28)  wird  die  Neuverloosnng  nicht  streng  von  den  anderen  Um- 
theilungsarten  geschieden,  ungeachtet  dessen,  dass  vorher  (pag.  24)  die  Neuverloosnng 
ganz  richtig  gekennzeichnet  wird. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  III,  pag.  18-20. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Bd.  I,  pag.  70. 
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Revision  zu  Revision.  Da  hier  kein  zwangsweises  Aufwälzen  von  „Seelen" 
stattfindet,  sondern  nur  freiwilliges  Uebernehmen,  was  naturgemäss  in  kurzer 
Zeit  keine  grosse  Streulage  hervorrufen  kann,  so  liegt  keine  innere  Nöthi- 
gung  zur  häufigen  Vornahme  dieser  Procedur  vor;  die  Bauern  haben 
eingesehen,  dass  der  häufige  Besitzwechsel  von  einer  sorgfältigen  Be- 
stellung abhält,  und  sie  nehmen  jetzt  seltener  solche  Neuverteilungen  vor.1) 

In  den  Kreisen  Ranenburg  und  Dankow  (Gouv.  Räsan)  und  Ssaratow 
im  gleichnamigen  Gouvernement  finden  in  mehreren  Gemeinden  Neu- 
verloosungen  statt,  wegen  Verschiedenartigkeit  der  Beschaffenheit  der 
Landstreifen  in  demselben  Gewanne  und  zwar  wird  entweder  jährlich 
das  Brachfeld  umgetheilt,  oder  in  längeren  Zwischenräumen  (6  Jahre  etc.). 
In  einigen  Gemeinden  haben  seit  der  Emancipation  zwei  Mal  Neuver- 
loosungen  stattgefunden.  Auch  hier  verdrängt  die  Notwendigkeit  besserer 
Bestellung  diese  Art  der  Umtheilung;  in  mehreren  Gemeinden  wird  nur 
noch  das  entfernter  belegene,  nicht  der  Düngung  unterliegende  Land 
verloost.  Eine  zweite,  übrigens  nur  ganz  vereinzelt  auftretende  Ursache 
ist  die  sich  als  nothwendig  erweisende  Arrondirung  der  Landstreifen 
zahlungsunfähiger  Wirthe,  denen  der  Landantheil  zur  Verpachtung  an 
andere  abgenommen  wird.  In  der  ersten  Zeit  nach  der  Emancipation 
lag  noch  eine  dritte  Ursache  vor,  die  jetzt  verschwunden  ist:  in  einigen 
wenigen  Gemeinden  verlangte  die  durch  partielle  Umtheilungen  hervor- 
gerufene Zersplitterung  Neuverloosung  zur  Arrondirung  des  Grundbe- 
sitzes der  Höfe.  Nachdem  die  Ursache  der  partiellen  Umtheilungen  (zu 
hohe  Zahlungen)  in  Wegfall  gekommen  ist,  ist  auch  die  Neuverloosung 
hier  verschwunden.2) 

Im  Uebrigen  finden  wir  nur  vereinzelte  Daten  über  Neuverloosungen. 
Die  bei  Weitem  verbreitetste  Ursache  ist  die  durch  wiederholte  partielle 
Umtheilungen  hervorgerufene  Streulage  des  Grundbesitzes  in  demselben 
Gewanne,  die  durch  Neuverloosung  beseitigt  wird,  indem  jetzt  wieder 
jeder  Hof  seine  Landstreifen  in  jedem  Gewanne  beisammen  hat  (Arron- 
dirung). In  den  weniger  fruchtbaren,  mit  Zahlungen  über  Gebühr  be- 
lasteten Landstrichen  ist  Solches  die  Regel,  worauf  wir  an  anderer  Stelle 
zu  sprechen  kommen  werden.  Solche  Neuverloosungen  finden  wir  im 
Gouv.  Moskau8),  im  Kreise  Räsan4)  (im  gleichnamigen  Gouv.),  im  Kreise 
Nowgorod  (im  gleichnamigen  Gouvernement),  im  Kreise  Tula  (im  gleich- 


*)  Polowzow:  Ki  Bonpocy  o  cencKoft  o6mHHk,  pag.  18—19. 

8)  Statistik  des  Gout.  Raaan,  Band  II,  Lieferung  I,  pag.  288,  295,  301,  811, 
Lieferung  II,  pag.  202,  231,  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Bd.  I,  Lief.  I,  pag.  7,  8, 
18,  14,  85,  94  etc.  (siehe  oben). 

8)  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Bd.  IV,  an  m.  St. 

4)  Statistik  des  Gouv.  Kasan,  pag.  89. 
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flamigen  Gouv.),  im  Kreise  Dmitrow  (Oouv.  Kursk),  im  Kreise  Ssimbirsk 
(im  gleichnamigen  Gouvernement)1)  etc. 

Aber  auch  in  den  soeben  angeführten  Kreisen  werden  Neuver- 
loosungen  unterlassen.  So  werden  sie  nicht  vorgenommen,  soweit  es 
sich  aus  dem  vorliegenden  Material  ergiebt,  in  den  acht  mehrfach  er- 
wähnten Wolosten  Ssergijewskoje,  Maschkowo,  Denissowo,  Anischina, 
Pasiowa,  Ssewrjukowka,  Chruschtsähewo  und  Saicewo  im  Kreise  Tula9), 
in  der  Gemeinde  Pustünj8)  im  Kreise  Räsan,  wie  sie  auch  im  Kreise 
Skopin4)  nicht  üblich  sind.  Desgleichen  fehlen  sie  in  den  Gemeinden: 
Morachowa5)  (Kr.  Kupänsk,  Gouv.  Charkow);  Blasnowa6)  (Kr.  Ostasch- 
kow,  Gouv.  Twer),  Ssergijewskoje  (Kr.  Nowotorschok  in  demselben  Gou- 
vernement —  nach  persönlichen  Erkundigungen),  Borok7)  (Kr.  Porchow, 
Gouv.  Pskow),  Iwanowo  (Kr.  Belew,  Gouv.  Tula  —  nach  persönlichen 
Erkundigungen  an  Ort  und  Stelle)  etc. 

Wo  aber  auch  sonst  die  Bauern  keine  Neuverloosungen  kennen,  so 
treten  doch  Umstände  ein,  die  die  Gemeinde  zwingen,  eine  partielle  Neu- 
verloosung,  d.  h.  die  Neuverloosung  eines  Landstückes,  vorzunehmen, 
und  zwar  dann,  wenn  aus  irgend  welchen  Gründen  die  Abscheidung  eines 
Theiles  eines  Gewannes  oder  die  Zutheilung  eines  Landstückes  erfolgt, 
wie  wir  oben  einige  Fälle  angeführt,  oder  wenn  die  letzte  Umtheilung 
in  Betreff  eines  Stückes  für  unrichtig  erkannt  wird.  In  mehreren  Ge- 
meinden der  genannten  acht  Wolosten  des  Kr.  Tula  fanden  solche  Neu- 
verloosungen statt,  als  der  Bau  einer  Eisenbahnlinie  (Räshsk-Wäsma) 
die  Expropriation  eines  Landstückes  beanspruchte,  in  der  Gemeinde 
Gremätscheno  in  der  mehrfach  erwähnten  Wolost  Murajewnä,  als  es  sich 
herausstellte,  dass  ein  Landstück  nicht  gleichmässig  vertheilt  war  etc. 

Bisher  war  die  Rede  von  der  Neuverloosung  des  Ackerlandes. 
Neuverloosungen  des  Wiesenlandes  kommen  überall  sehr  häufig  vor  und 
wir  kommen  auf  dieselbe  in  dem  Gapitel  über  die  Häufigkeit  der  Um- 
theilungen  zu  sprechen. 

Das  Gehöftland  kann,  wie  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  solchen 
Neuverloosungen  nicht  unterliegen,  da  jeder  Hauswirth  das  gleich  leb- 
hafte Interesse  hat,  das  nächst  belegene  Land  dieser  Kategorie  zu  be- 
halten,  resp.   zu   erhalten.     Jedoch  sind  in   einigen  Gemeinden  des 


')  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  178,  182,  186,  839—844, 
Polowzow:  üepBiie  mars  etc.,  pag.  20. 

s)  Siebe  Borisaow  1.  c.  Bd.  I,  pag.  116,  17,  39,  Bd.  II,  pag.  77  etc.,  125. 

*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  pag.  160. 

4)  Polowzow:  Ileprae  mara  etc.,  pag.  20. 

*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  208. 

€)  L  c.  pag.  241. 

')  L  c.  pag.  805. 
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Kreises  Ssaratow  periodische  Neuverloosungen  des  Gehöftlandes,  vor- 
nehmlich entfernter,  gesondert  belegene  Theile  desselben,  aber  fast  aus- 
schliesslich in  landarmen  Gemeinden,  die  nur  Gehöftland"  und  Weide 
besitzen.1) 

Es  findet  aber  doch  von  Zeit  zu  Zeit  ein  Wechsel  im  Besitz  dieses 
Landes,  bei  gleich  bleibender  Grösse  desselben  statt,  d.  i.  eine  Arron- 
dirung  der  durch  partielle  Umtheilungen  hervorgerufenen  Zersplitterung 
des  Gehöftlandes  der  Höfe.  Hierüber  wird  im  folgenden  Kapitel  die 
Rede  sein.  Wo  aber  ein  Theil  des  Gehöftlandes  als  Wiese  genutzt 
wird,  da  unterliegt  er  vielfach  häufigem  Wechsel,  wie  das  eigentliche 
Wiesenland. 

Als  Eigentümlichkeit  registriren  wir,  dass  in  einer  Gemeinde  des 
Kreises  Ssaratow  dieser  Besitz  Wechsel  des  Ackerlandes  nicht  durch  Ver- 
loosung  erfolgt,  sondern  es  ist  hier  die  Rotirung  der  Antheile  der  Loos- 
gruppen,  wie  wir  sie  vielfach  bei  Vertheilung  der  Wiesen  gefunden  haben, 
üblich.  Die  Genossen  der  Loosgruppen  verloosen  aber  unter  einander 
die  Landstreifen.2) 


Fünftes  Kapitel. 

Partielle  Umtheilungen. 

§  43. 

Die  dritte  Hauptart  der  Umtheilungen  ist  die  partielle  Umtheilung. 
Sie  unterscheidet  sich  von  der  Neuverloosung  dadurch,  dass  beim  Be- 
lassen der  gesammten  Zahl  und  der  Breite  der  Landstreifen,  wie  bei 
der  Neuverloosung,  eine  neue  Vertheilung  einer  gewissen  Anzahl  von 
Landstreifen  unter  einigen  Hauswirthen  eintritt,  d.  h.  von  dem  einen 
Hofe,  dessen  Familienbestand  und  ökonomische  Kraft  sich  verringert 
haben,  wird  ein  (oder  mehrere)  Landstreifen  in  jedem  Gewanne  abge- 
nommen und  einem  oder  mehreren  Höfen,  deren  Familienbestand  und 
ökonomische  Kraft  sich  vergrössert  haben,  zugetheilt. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  in  der  Zwischenzeit  von  einer 
allgemeinen  Umtheilung  zur  folgenden  Veränderungen  im  Familien- 
bestände  und  der  ökonomischen  Leistungs-(Zahlungs-)fähigkeit  eintreten: 
in  einigen  nimmt  im  Laufe  der  Jahre  die  Zahl  der  Tägloseelen  oder  der 


*)  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Bd.  I,  Lieferung  I,  pag.  22,  24,  40,  00  and  an 
anderen  Stellen. 

•)  1.  c.  pag.  42. 
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Arbeiter  zu,  in  anderen  aber  ab,  einige  Höfe  werden  aus  Täglohöfen, 
A  h.  aus  steuerfähigen,  zu  nichtsteuerfähigen,  d.  h.  zu  Häuslern,  andere 
Höfe  entstehen  neu  oder  aus  Häuslern  werden  steuerfähige  Wirthe;  end- 
lich wird  die  ökonomische  Kraft  eines  Hofes  durch  Unglücksfälle  (Fallen 
des  Vieh's,  Feuersbrunst  etc.)  erheblich  geschwächt  Entsprechend  diesen 
Veränderungen  im  Familienbestande  upd  in  der  ökonomischen  Kraft 
einzelner  Höfe  ändert  sich  —  durch  partielle  Umtheilungen  —  auch 
die  Grösse  des  Antheils,  der  bei  der  letzten  allgemeinen  Umtheilung 
empfangen  war,  und  hiermit  ändert  sich  proportional  die  Höhe  der 
Zahlungen.  Die  Bauern  nennen  Solches  „Abwälzen  und  Aufwälzen  von 
Seelen"  d.  h.  es  wird  von  einigen  Höfen  der  ganze  Landantheil  oder 
eine  gewisse  Zahl  von  „Seelen" -Antheilen  „abgewälzt",  anderen  Höfen 
werden  „freie"  Antheile,  d.  h.  die  abgewälzt  sind,  „aufgewälzt";  oder 
letztere  fallen,  wenn  sie  Niemandem  aufgewälzt  werden  können,  an  die 
Gemeinde,  die  sie  nebst  den  entsprechenden  Zahlungen  auf  alle  Höfe 
proportional  vertheilt  oder  auch  zeitweilig  verpachtet,  bis  der  Zuwachs 
in  der  Familie  und  in  der  ökonomischen  Kraft  eines  oder  mehrerer 
Höfe  die  Aufwälzung  dieser  Landantheile  mit  den  resp.  Zahlungen  mög- 
lich macht 

Solche  partielle  Umtheilungen  finden  nicht  überall  statt  Es  sind 
weite  Landstriche,  wo  dieses  beständige  Ausgleichen  des  wechselnden 
Bestandes  der  Familie  und  der  ökonomischen  Kraft  nicht  erfolgt,  viel- 
mehr der  Hof,  welcher  Wechsel  in  ihm  auch  eintreten  möge,  bis  zur 
nächsten  allgemeinen  Umtheilung  im  ungeschmälerten,  aber  auch  im  un- 
erweiterten Grundbesitz,  wie  er  ihm  bei  der  letzten  allgemeinen  Um- 
theilung zugefallen  war,  verbleibt  Und  zwar  hat  sich  diese  Rechtslage 
dort  ausgebildet,  wo  der  Ertragswerth  und  gar  wo  der  Pachtwerth  des 
Landes  höher  ist  als  die  obliegenden  Zahlungen.  Diese  von  mir  er- 
mittelte, für  die  Lösung  der  Frage  des  Gemeindebesitzes  sehr  bedeutungs- 
volle Erscheinung,  die  in  jedem  neu  veröffentlichten  Material  ihre  Be- 
stätigung erfährt;  findet  ihre  Erklärung  in  der  eigenthümlichen  Rechts- 
auffasstmg  der  Bauern  im  Gemeindebesitz,  dass  der  einem  Hofe  bei 
einer  allgemeinen  Umtheilung  zugefallene  Grundbesitz  ihm  bis  zur  fol- 
genden allgemeinen  Umtheilung  nicht  wider  Willen  und  Zustimmung 
abgenommen  werden  kann,  jedoch  mit  der  im  Wesen  des  Gemeinde- 
besitzes, wie  er  sich  in  Kussland  ausgebildet  hat,  liegenden  Ausnahme: 
falls  der  betreffende  Hof  zu  sehr  in  Rückstände  gerathen  ist  Die  Ge- 
meinde hat  in  solchen  Fällen  das  natürliche  Recht,  dem  Hof  den  Antheil 
oder  einen  Theil  desselben  zu  entziehen,  da  er  die  Voraussetzung,  unter 
welcher  er  das  Land  erhalten  hat,  nicht  erfüllt,  denn  der  Ueber- 
nahme  des  Landantheils  entspricht  als  Gegenleistung  die  Entrichtung 
der  obliegenden  Zahlungen.    Mithin  ist  das  Entziehen  des  Landantheils 
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wegen  erheblicher  Zahlungsrückstände  nur  eine  scheinbare,  keine  wirk- 
liche Ausnahme. 

Es  erscheint  die  allgemeine  Umtheilung  als  ein  Vertrag  der  Ge- 
sammtheit,  der  Gemeinde  mit  den  einzelnen  Genossen,  gegen  Uebernahme 
des  Landantheils  die  entsprechenden  Zahlungen  bis  zur  nächsten  allge- 
meinen Umtheilung  zu  leisten.1)  Characteristisch  ist  es  daher,  was  wir 
an  dieser  Stelle  nur  beiläufig  bemerken  können,  dass  Höfe,  deren  Fa- 
milienbestand sich  verstärkt  hat,  auf  der  Gemeindeversammlung  nicht 
eine  partielle  Umtheilung,  d.  h.  eine  neue  Zutheilung  zu  dem  besessenen 
Lande  durch  Kürzung  des  Landantheils  derjenigen  Höfe,  deren  Familien- 
bestand sich  verringert  hat,  sondern  eine  neue  allgemeine  Umtheilung 
verlangen. 

Diese  Rechtsauffassung,  die  sich  mir  aus  zahlreichen  Angaben  in 
der  Literatur,  vornehmlich  aber  aus  viel  zahlreicheren  Umfragen  bei 
Bauern,  sachkundigen  Gutsbesitzern  etc.  ergeben  hat,  findet  in  den  mit 
Zahlungen  überlasteten  Gemeinden,  d.  h.  in  solchen  Gemeinden,  in 
welchen  die  Zahlungen  —  mehr  oder  weniger  —  den  Ertrags-  oder 
auch  nur  den  Pachtwerth  des  Landes  überragen,  eine  gewisse  und  nach 
Lage  der  Dinge  ganz  naturgemäße  Modification.  Verringert  sich  in 
einer  überlasteten  Gemeinde  die  Arbeitskraft  eines  Hofes,  so  bittet  der 
Hauswirth,  der  bisher  mit  grösster  Anstrengung  seinen  Verpflichtungen 
der  Gemeinde  gegenüber  nachgekommen  ist  und  sich  jetzt  nicht  im 
Stande  sieht,  denselben  weiterhin  gerecht  zu  werden,  es  bittet  also  ein 
solcher  Hauswirth  die  Gemeinde,  einen  der  Verringerung  seiner  Arbeits- 
kraft entsprechenden  Landantheil  mit  den  obliegenden  Zahlungen  ab- 
zunehmen. Würde  die  Gemeinde  diesem  Ansinnen  nicht  willfahren,  so 
wäre  die  vorherzusehende  Folge  die,  dass  die  sich  anhäufenden  Rück- 
stände dieses  Hofes  zum  Zwangsverkauf  des  lebenden  und  des  todten  In- 
ventars, erst  des  allenfalls  noch  entbehrlichen,  schliesslich  des  unent- 
behrlichen führen,  dass  demnach  die  Wirthschaft  in  Verfall  geräth  und 
schliesslich  ganz  eingeht,  der  Hof  also  vollständig  zahlungsunfähig  wird. 
Bei  der  bestehenden  solidarischen  Haft  der  Gemeinde  für  alle  obliegenden 
Zahlungen  ist  Solches  für  alle  anderen  Hauswirthe  ein  grosser  Nachtheil, 


*)  Einen  interessanten  Richterspruch  hat  in  dieser  Beziehung  das  Wolostgericht 
in  Iwanowskoje  (Er.  Ranenburg,  Gouv.  R&san)  gefallt.  In  mehreren  Gemeinden 
hatten  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Emancipation  partielle  Umtheilungen  stattge- 
funden: die  Zahlungen  überragten  den  Pachtwerth  des  Landes.  Als  der  Werth  des 
Landes  stieg,  verlangten  die  Wirthe,  die  in  früheren  Jahren  eine  Abwälzung  ge- 
wünscht und  erreicht  hatten,  die  Wiedergabe  des  abgewälzten  Grundbesitzes.  Das 
Wolostgericht  erklärte  diese  Forderung  für  gerecht  an  und  die  betreffenden  Seelen- 
landstreifen  wurden  diesen  Wirthen  wieder  zurückgegeben.  Statistik  des  Gouverne- 
ment R&san,  Band  II,  Lieferung  I,  pag.  291. 


—    109    — 

ein  grosserer  Nachtheil;  als  wenn  mit  Erfüllung  jener  Bitte  ihnen  ein 
geringer  Zuschlag  zu  den  Zahlungen  auferlegt  wird.  Die  Gemeinde  will- 
fahrt also  jenem  Ansuchen  und  „wälzt  ab"  von  jenem  Hofe  den  ent- 
sprechenden Theil  seines  Grundbesitzes  mit  den  obliegenden  Zahlungen. 
Es  giebt  also  in  solchen  Fällen  der  Hof  freiwillig  sein  Recht  auf  den 
entsprechenden  Theil  seines  ihm  bis  zur  nächsten  allgemeinen  Um- 
theilung  zustehenden  Grundbesitzes  auf,  und  er  thut  es,  da  das  Recht 
für  ihn  nur  eine  Last  ist  Und  so  hat  sich  in  überlasteten  Gemeinden 
in  welchen  das  Grundbesitzrecht  sich  weniger  als  ein  Recht,  denn  als 
eine  Verpflichtung  darstellt,  das  Recht  der  Verzichtleistung  bei  Ver- 
ringerung der  Arbeitskraft  ausgebildet. 

Dieses  Recht  der  Verzichtleistung  auf  Land  steht  nun  in  natur- 
gemässer  und  unlösbarer  Wechselwirkung  mit  der  Verpflichtung  der 
Uebemahme  von  Landantheilen  (mit  den  obliegenden  Zahlungen)1),  falls 
die  Kraft  eines  Hofes  zunimmt.9) 

Die  an  die  Gemeinde  zurückgefallenen,  dem  früheren  Inhaber  ab« 
genommenen,  jetzt  freien  Antheile  werden  von  der  Gemeinde  grössten- 
theils  auf  die  frischen  Arbeiter  aufgewälzt,  die  volljährig  geworden  sind 
und  damit  „in  das  Täglo  treten".  Als  volljährig  gilt  der  Jüngling  in 
den  meisten  Gemeinden  mit  18  Jahren,  in  anderen  mit  20  Jahren, 
wiederum  in  anderen,  die  sehr  stark  mit  Zahlungen  überbürdet  sind,  mit 
16—17  Jahren.  Sind  zur  gegebenen  Zeit  solche  neue  Arbeiter  nicht 
vorhanden,  so  werden  in  (vielen)  Gemeinden,  wie  wir  oben  gesehen  haben, 
die  Halbwüchslinge  mit  Bruchtheilen  belastet.  Nicht  selten  wird  auch 
die  Vermögenslage  des  Hauswirthes  in  Berechnung  gezogen.  Sind  schliess- 
lich keine  Höfe  vorhanden,  auf  die  abgewälzt  werden  könnte,  so  gehen 
die  heimgefallenen  Seelen  an  die  Gemeinde,  die  sie  auf  alle  Hauswirthe 
auf  gewohnter  Grundlage  vertheilt.  —  Wächst  aber  andererseits  ein 
Arbeiter  heran,  ohne  dass  zur  Zeit  eine  freie  „Seele"  vorhanden  ist,  so 
ist  in  manchen  Gemeinden  dieses  eine  Veranlassung  zur  Vornahme  einer 


')  In  einer  Gemeinde  des  Kreises  Ssaratow  werden  die  Zahlungen  auf  die  öko- 
nomisch stärksten  Höfe  aufgewalzt,  ohne  dass  ihnen  auch  stets  der  entsprechende 
L&ndantheil  zngetheilt  wird,  welcher  der  nachbleibenden  Wittwe,  wenn  eine  solche 
vorhanden,  belassen  wird  nnd  zwar  ohne  Zahlung.  Diese  Abweichung  erklärt  sich 
ws  dem  Umstände,  dass  das  Gemeindeland  ganz  gering  ist  und  nur  aus  einigem 
Kartoffelfeld  und  aus  Weideland  besteht.  Der  Zuschlag  zu  den  Zahlungen  der  Neu- 
belasteten ist  gering  und  sie  würden  es  kaum  der  Mühe  werth  halten,  den  unter  sie  zu 
theilenden  Landfetzen  zu  bestellen.  Das  Belassen  des  geringfügigen  Kartoffellandes 
tragt  den  Character  einer  Armenunterstützung,  Statistik  des  Gouvernement  Ssaratow, 
Band  I,  Lieferung  I,  pag.  66. 

*)  Nur  in  einer  Gemeinde,  Latrük,  Kr.  Ssaratow,  ist  mir  die  Notiz  aufgestossen, 
dass  nach  der  letzten  Revision  Geborene  der  Gemeinde  das  Recht  absprechen,  sie  zu 
belasten,  1.  c.  pag.  24. 
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wegen  erheblicher  Zahlungsrückstände  nur  e 
liehe  Ausnahme. 

Es  erscheint  die  allgemeine  Umtheilui 
sammtheit,  der  Gemeinde  mit  den  einzelnen 
des  Landantheils  die  entsprechenden  Zahlu 
meinen  Umtheilung  zu  leisten.1)    Characte 
an  dieser  Stelle  nur  beiläufig  bemerken 
milienbestand  sich  verstärkt  hat,  auf  de 
eine  partielle  Umtheilung,  d.  h.  eine  neu* 
Lande  durch  Kürzung  des  Landantheils  d» 
bestand  sich  verringert  hat,  sondern  ei 
verlangen. 

Diese  Rechtsauffassung,  die  sich  > 
der  Literatur,  vornehmlich  aber  aus 
Bauern,  sachkundigen  Gutsbesitzern  et 
Zahlungen  überlasteten  Gemeinden, 
welchen  die  Zahlungen  —  mehr  od< 
auch  nur  den  Pachtwerth  des  Landes 
Lage  der  Dinge  ganz  naturgemässr 
einer  überlasteten  Gemeinde  die  Ar? 
Hauswirth,  der  bisher  mit  grösster 
der  Gemeinde  gegenüber  nachgek« 
Stande  sieht,  denselben  weiterhin  t 
solcher  Hauswirth  die  Gemeinde,  e: 
kraft  entsprechenden  Landantheil 
zunehmen.    Würde  die  Gemeinde 
wäre  die  vorherzusehende  Folge 
stände  dieses  Hofes  zum  Zwangs\ 
ventars,  erst  des  allenfalls  noch 
behrlichen  führen,  dass  demnacl 
schliesslich  ganz  eingeht,  der  II 
Bei  der  bestehenden  solidarisch' 
Zahlungen  ist  Solches  für  alle 


*)  Einen  interessanten  Richter 
in  Iwanowskoje  (Er.  Ranenburg, 
hatten  in  der  ersten  Zeit  nach 
runden:  die  Zahlungen  überragtei 
Landes  stieg,  verlangten  die  "\\ 
wünscht  und  erreicht  hatten,  <1 
Wolostgericht  erklärte  diese  Fe 
landstreifen  wurden  diesen  Wir. 
ment  Kasan,  Band  n,  Liefern  i 


mit 

auch 

t  reifen 

./t  sind. 

lungen. 


>ir  auf  diese 


r  Ertragswerth 
•theilungen  statt 
if,  wenn  auch  die 
i  keine  volle  mann- 
hwache  Greis  oder 
>  mzige  Mann  im  Hof. 
ne  Wittwe  und  gar 
ahen  Person  im  Hofe 
■ '  t  heil  noch  einen  Theil 
.  vortheilhafter,  im  Falle 
oder  gar  überhaupt  zu 
« thung  von  Arbeitern  aus 
•  Landantheil  zu  verzichten. 
ittwen  mit  kleinen  Kindern 
1  die  betreffenden  Zahlungen 
; ,  dem  kann  die  Gemeinde  i 
innen«,  ist  die  gleichbleibende  t 

(rrundbesitzrecht  wirklich  ein 
he  Last  ist,  befindet  sich  der 
Jer  Schwarzerde,  aber  auch  in 


iu 
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Heben,  zumal  unter  den  Domänen- 
<h  seltener  unter  den  früher 
.gemeinen  keine  partiellen 
gt  in  dem  reichen  Material 
ßorissoglebsk,  Koslow  und 
>an,  Ranenburg  und  Dankow 
gleichnamigen  Gouvernement), 
ement),  wie  auch  (nach  weniger 
Orel  und  Kromü  (Gouv.  Orel;, 
iouv.),  mit  Ausnahmen;  vielfach 
m  Fallen  in  Twer  etc.  etc. 
m  von  einer  allgemeinen  Umthei- 
ing  in  dem  wechselnden  Familien- 
ies Landantheils  ein.    Doch  können 
aide  die  Verfügung  über  einen  Land- 

-  aus,  so  fällt  der  Grundbesitz  an  die 
iach  freiem  Ermessen  verfügt:  sie  ver- 
ug  über  die  auf  ihm  ruhenden  Zahlungen 
allen  Hauswirthen  zu  Gute  kommt,  und 
ken  verwandt  wird,  oder  sie  übergiebt  ihn 
n  Familie  seit  der  letzten  allgemeinen  Um- 
genommen hat;  gegen  Uebernahme  der  ob- 
t  aber  ein  solcher  Hauswirth  kein  Recht  auf 
ilung  ist  eine  Gunst  seitens  der  Gemeinde, 
trägt  das  Land  neu  in  die  Gemeinde  Aufge- 
ten  Soldaten,  Wittwen,  Waisen,  Häuslern  etc., 
■w,  oder  endlich  sie  vertheilt  dasselbe  unter  alle 
i  Kreisen  ßorissoglebsk,  Ranenburg,  Dankow  etc. 
icr  Hof  als  unfähig  zur  Bewirtschaftung  und  zur 
.legenden  Zahlungen,  so  dass  sich  Rückstände  an- 
die  Gemeinde  in  die  Lage,  diese  Zahlungen  leisten 
(  letztere  die  Familie  aus  dem  Besitz  des  Landantheils 
denselben,  wie  oben  angegeben,  aber  nur  zeitweilig. 
<  mehrere  Beispiele,  dass  die  Gemeinde  das  Recht  der 
gesetzten  Familie  anerkennt,  nach  Bezahlung  der  auf- 

<le8  Gouv.  Tambow,  Bd.  I,  Abschnitt  II,  pag.  11—12,  Band  II,  Ab- 
9,  Statistik  des  Gouv.  St  Petersburg,  Band  I,  pag.  63  etc.,  Borissow 
t'.t,  Band  II,  pag.  131,  Materialiensammlung  über  den  Gemeip' 
iy  220—222,  294,  297  u.  a.  a.  St.    A.  Polowzow:  Kl  Bonpocy  r 
:.  19.    Statistik  des  Gouv.  Kasan,  Band  II,  Lieferung  I,  pag. 
A  297,  313. 
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allgemeinen  Umtheilung,  zumeist  aber  behilft  man  sich,  zumal  wenn  es 
sich  nur  um  Einen  handelt,  mit  einer  partiellen  Umtheilung. 

Wir  haben  hier  auf  eine  vielfach  missverstandene  Erscheinung  auf- 
merksam zu  machen.  Von  Gegnern  des  Gemeindebesitzes  ist  wiederholt 
als  auf  ein  Argument  gegen  diese  Grundbesitzform  darauf  hingewiesen, 
wie  diese  im  Bauer  jede  Lust  zum  Ackerbau  ertödte  und  er  bestrebt 
sei,  sich  von  seinem  Gemeindelandantheil  zu  befreien.  Die  Thatsache, 
dass  der  Bauer  in  weiten  Landstrichen  sich  nach  Möglichkeit  seines 
Antheils  zu  entäussern  sucht,  ist  richtig,  jedoch  die  Erklärung  dieser 
Erscheinung,  der  ursächliche  Zusammenhang  derselben  mit  der  Grund- 
besitzform, ist  eine  falsche.  Die  wahre  Ursache  liegt  in  der  übergrossen 
Belastung  des  Bodens,  was  sich  daraus  ergiebt,  dass  dieselben  Bauern, 
die  nach  vieler  Mühe  eine  Abwälzung  von  Seelen  erreicht  haben,  mit 
ebensoviel  Eifer  sich  um  die  Pachtung  von  Land  sowol  ausser  als  auch 
in  der  Gemeindemark,  ja  selbst  um  die  Pachtung  derselben  Landstreifen 
bemühen,  die  von  ihnen  soeben  Seitens  der  Gemeinde  abgewälzt  sind. 
Die  Pachtsummen  sind  eben  niedriger  als  die  obliegenden  Zahlungen. 

§  44. 

Nach  dieser  allgemeinen  Auseinandersetzung  gehen  wir  auf  diese 
Präge  näher  ein. 

Wo  die  obliegenden  Zahlungen  geringer  sind  als  der  Ertragswerth 
des  Landes,  dort  finden  im  Allgemeinen  keine  partiellen  Umtheilungen  statt 
Hier  giebt  der  Hof  keinen  Theil  seines  Landantheils  auf,  wenn  auch  die 
Arbeitskraft  sich  erheblich  verringert  hat,  ja  wenn  auch  keine  volle  männ- 
liche Arbeitskraft  mehr  vorhanden  ist  Der  altersschwache  Greis  oder 
auch  der  durch  Krankheit  arbeitsunfähig  gewordene  einzige  Mann  im  Hof, 
wie  auch  die  mit  kleinen  Kindern  nachgebliebene  Wittwe  und  gar 
Mädchen,  die  nach  dem  Tode  der  letzten  männlichen  Person  im  Hofe 
nachbleiben  —  sie  geben  weder  den  ganzen  Antheil  noch  einen  Theil 
desselben  auf,  denn  solch'  ein  Hof  findet  es  für  vorteilhafter,  im  Falle 
des  Unvermögens  den  Grundbesitz  vollständig  oder  gar  überhaupt  zu 
bestellen,  ihn  zu  verpachten  oder  mit  Anmiethung  von  Arbeitern  aus 
familienreichen  Höfen  zu  bestellen,  als  auf  den  Landantheil  zu  verzichten. 
So  ist  es  keine  seltene  Erscheinung,  dass  Wittwen  mit  kleinen  Kindern 
3,  4  und  mehr  Seelenlandantheile  besitzen  und  die  betreffenden  Zahlungen 
entrichten.  „Wer  seine  Zahlungen  leistet,  dem  kann  die  Gemeinde 
zwangsweise  keinen  Theil  des  Landes  abnehmen",  ist  die  gleichbleibende 
Antwort  auf  die  bezügliche  Frage. 

In  der  glücklichen  Lage,  dass  das  Grundbesitzrecht  wirklich  ein 
Recht  und  nicht  allein  eine  ökonomische  Last  ist,  befindet  sich  der 
Bauerstand  fast  durchgehend  im  Gebiet  der  Schwarzerde,  aber  auch  in 
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anderen,  weniger  fruchtbaren  Landstrichen,  zumal  unter  den  Domänen- 
bauern, seltener  unter  den  Apanage-  und  noch  seltener  unter  den  früher 
gntsherrlichen  Bauern.  Hier  finden  also  im  Allgemeinen  keine  partiellen 
Umtheilungen  statt.  Solches  finden  wir  bestätigt  in  dem  reichen  Material 
über  den  Gemeindebesitz  in  den  Kreisen  Borissoglebsk,  Koslow  und 
Morschansk  im  Gouv.  Tambow,  im  Kreise  Räsan,  Ranenburg  und  Dankow 
(im  Gouv.  Kasan),  im  Kreise  Kursk  (im  gleichnamigen  Gouvernement), 
im  Kreise  Tula  (im  gleichnamigen  Gouvernement),  wie  auch  (nach  weniger 
vollständigem  Material)  in  den  Kreisen  Orel  und  Kromü  (Gouv.  Orel;, 
im  Kreise  Ssaratow  (im  gleichnamigen  Gouv.),  mit  Ausnahmen,  vielfach 
in  den  Gouv.  Pensa,  Kasan,  in  einzelnen  Fällen  in  Twer  etc.  etc. 

Es  tritt  hier  also  in  dem  Zeitraum  von  einer  allgemeinen  Umthei- 
lung  zur  folgenden  keine  Ausgleichung  in  dem  wechselnden  Familien- 
bestände  der  Höfe  und  der  Grösse  des  Landantheils  ein.  Doch  können 
Fälle  eintreten,  in  denen  der  Gemeinde  die  Verfügung  über  einen  Land- 
antheil  zufällt,  und  zwar  folgende1): 

1)  Stirbt  ein  Hof  vollständig  aus,  so  fallt  der  Grundbesitz  an  die 
Gemeinde,  die  über  denselben  nach  freiem  Ermessen  verfügt:  sie  ver- 
pachtet ihn,  wobei  der  Mehrertrag  über  die  auf  ihm  ruhenden  Zahlungen 
der  Gemeinde,  d.  i.  indirect  allen  Hauswirthen  zu  Gute  kommt,  und 
vielfach  zu  wohlthätigen  Zwecken  verwandt  wird,  oder  sie  übergiebt  ihn 
auch  einem  Hauswirth,  dessen  Familie  seit  der  letzten  allgemeinen  Um- 
theilung  besonders  stark  zugenommen  hat,  gegen  Uebernahme  der  ob- 
liegenden Zahlungen;  es  hat  aber  ein  solcher  Hauswirth  kein  Recht  auf 
dieses  Land,  diese  Zutheilung  ist  eine  Gunst  seitens  der  Gemeinde. 
Oder  die  Gemeinde  überträgt  das  Land  neu  in  die  Gemeinde  Aufge- 
nommenen, verabschiedeten  Soldaten,  Wittwen,  Waisen,  Häuslern  etc., 
wie  z.  B.  im  Kr.  Koslow,  oder  endlich  sie  vertheilt  dasselbe  unter  alle 
Höfe,  wie  z.  B.  in  den  Kreisen  Borissoglebsk,  Ranenburg,  Dankow  etc. 

2)  Erweist  sich  der  Hof  als  unfähig  zur  Bewirtschaftung  und  zur 
Entrichtung  der  obliegenden  Zahlungen,  so  dass  sich  Bückstände  an- 
häufen, und  kommt  die  Gemeinde  in  die  Lage,  diese  Zahlungen  leisten 
zu  müssen,  so  setzt  letztere  die  Familie  aus  dem  Besitz  des  Landantheils 
und  verfügt  über  denselben,  wie  oben  angegeben,  aber  nur  zeitweilig. 
Denn  wir  finden  mehrere  Beispiele,  dass  die  Gemeinde  das  Hecht  der 
am  dem  Besitz  gesetzten  Familie  anerkennt,  nach  Bezahlung  der  auf- 

')  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  I,  Abschnitt  II,  pag.  11—12,  Band  II,  Ab- 
schnitt II,  pag.  9,  Statistik  des  Gouv.  St.  Petersburg,  Band  I,  pag.  63  etc.,  Borissow 
Band  I,  pag.  39,  Band  II,  pag.  131,  Materialiensammlung  Qber  den  Gemeindebesitz, 
P*g.  134—137,  220—222,  294,  297  u.  a.  a.  St.  A.  Polowzow:  Kl  Bonpocy  o  cenc&ofi 
ofaini,  pag.  19.  Statistik  des  Gouv.  Rasan,  Band  II,  Lieferung  I,  pag.  266,  271, 
274,  276,  289,  297,  313. 
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gelaufenen  Bückstände  und  nach  erfolgtem  Nachweis  der  Fähigkeit,  den 
Grundbesitz  wie  gehörig  zu  bestellen,  endlich  hier  und  da  mit  Voraus- 
entrichtung einer  halbjährlichen  Zahlung  den  früher  besessenen  Grund- 
besitz zu  beanspruchen.  Denn  die  Gemeinde  kann  ihm  nicht  überhaupt 
das  Recht  auf  Land  entziehen.  Uebrigens  kommt,  wie  es  in  der  Natur 
der  Sache  liegt,  solches  Entzieheil  des  Landantheils  nur  selten  vor,  fast 
nur  bei  geringem  Landantheil.  Da  wir  es  hier  nur  mit  solchen  Ge- 
meinden zu  thun  haben,  in  welchen  der  Ertragswerth  höher  ist  als  die 
Zahlungen,  so  kann  der  Hauswirth  im  Falle  der  äussersten  Noth  seinen 
Landantheil  verpachten  und  mit  der  Pachtsumme  der  Gemeinde  gerecht 
werden.    Und  solches  geschieht  zumeist 

3)  Wenn  Höfe  im  vollen  Bestände  aussiedeln  und  freiwillig  auf 
das  Land  verzichten,  fällt  das  Land  der  Gemeinde  zur  Verfügung,  die 
in  der  unter  1.  geschilderten  Weise  verfährt  Je  grösser  jedoch  der 
Ueberschuss  des  Ertrages  über  die  obliegenden  Zahlungen  ist,  um  so 
mehr  sehen  sich  Bauern  veranlasst,  nicht  formell  aus  der  Gemeinde  zu 
scheiden  und  damit  für  alle  Zukunft  auf  ihr  Gemeinderecht  zu  ver- 
zichten, sondern  sie  verpachten  ihren  Grundbesitz  und  beziehen  in  dem 
Ueberschuss  der  Pachtsumme  über  die  Zahlungen  eine  Rente.  Jedoch 
entzieht  auch  hier  und  da  die  Gemeinde  den  Bauern,  die  mit  der  ganzen 
Familie  die  Heimath  verlassen,  den  innegehabten  Grundbesitz. 

4)  Bleibt  eine  kinderlose  Wittwe  oder  eine  Wittwe  nur  mit  Töchtern 
nach,  so  verfährt  die  Gemeinde  je  nach  dem  bei  ihr  herrschenden  Ge- 
wohnheitsrecht in  verschiedener  Art.  Vielfach  belässt  die  Gemeinde  sie 
im  vollen  ungeschmälerten  Besitz,  anderweitig  nur  im  Besitz  einer, 
seltener  zweier  Seelen  (Land  mit  den  entsprechenden  Zahlungen),  in  land- 
reichen Gemeinden  werden  der  Wittwe  die  Zahlungen  für  das  Seelenland 
oder  ein  Theil  derselben  erlassen,  und  das  übrige,  bisher  im  Besitze  des 
Hofes  befindliche  Land  fällt  der  Gemeinde  zu.  Oder  endlich  die  Ge- 
meinde entzieht  ihr  den  ganzen  Landantheil  und  belässt  sie  nur  im  Be- 
sitz des  Gehöftlandes,  und  dazwischen  wol  auch  noch  —  ohne  Zahlung  — 
einer  halben  Seele  als  Unterstützung.  Solches  tritt  häufig  ein,  wenn  die 
Wittwe  kinderlos  ist1)  Ihr  wird  Alles  entzogen,  wenn  sie  nicht  durch 
Geburt  zur  Gemeinde  gehört,  sondern  in  die  Gemeinde  hineingeheirathet 
ist,  und  auch  wenn  sie  wieder  in  die  Ehe  tritt.  In  anderen  Gemeinden 
verbleibt  die  Wittwe  mit  Töchtern  im  ungeschmälerten  Besitz  des  Hofes, 
und  selbst  die  kinderlose  Wittwe,  die  durch  Wiederverheirathung  den- 
selben auf  den  Mann  überträgt  Oder  die  Tochter,  welche  zuerst  (d.  h. 
voj  den  Schwestern  und  vor  der  verwittweten  Mutter)  einen  Ehemann 
ins  Haus  bringt,  trägt  ihm  den  Hof  als  Erbe  zu. 


>)  Materialiensammlung  Qber  den  Gemeindebesitz,  pag.  220,  828, 
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Wo  nun  keine  partiellen  Umtheilungen  stattfinden,  dort  verschwindet 
mit  dem  natürlichen  Wechsel  im  Bestände  der  Familien  die  bei  der 
letzten  allgemeinen  Umtheilung  hergestellte  Oleichmässigkeit  des  Grund- 
besitzes, d.  i.  das  gleiche  Verhältniss  der  Landantheile  zur  Grösse  der 
Familie  der  einzelnen  Höfe,  immer  mehr.  Und  je  weiter  die  Vornahme 
einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung  hinausgeschoben  wird,  um  so  grösser 
wird  dieses  Missverhältniss.  Solches  bedarf,  da  es  in  der  Natur  der  Sache 
liegt,  nicht  des  besonderen  statistischen  Nachweises,  wie  es  sich  in  zahl- 
reichen Tabellen  der  citirten  Werke  findet  Je  grösser  das  Missverhält- 
niss wird,  um  so  energischer  tritt  das  Bestreben  derjenigen  Wirthe  her- 
vor, deren  Familienbestand  sich  seit  der  letzten  Umtheilung  besonders 
stark  vergrößert  hat,  auf  der  Gemeindeversammlung  die  Vornahme  einer 
neuen  allgemeinen  Umtheilung  durchzusetzen,  und  sie  finden  bei  den 
anderen  Wirthen  eine  um  so  stärkere  Opposition,  je  mehr  der  Ertrag 
des  Landes  die  obliegenden  Zahlungen  überragt,  d.  h.  einen  je  grösseren 
Gewinn  die  Landstelle  den  Wirthen,  die  bei  einer  neuen  Umtheilung  sich 
einer  Verkürzung  derselben  zu  gewärtigen  haben,  bringt.  Diesen  Process 
werden  wir  an  anderer  Stelle  zu  verfolgen  und  zu  beleuchten  haben. 

Das  Unterlassen  partieller  Umtheilungen  bringt  gewisse  Missstände 
mit  sich,  auf  welche  jene,  eine  neue  allgemeine  Umtheilung  wünschenden 
Wirthe  hinweisen.  Familientheilungen  ursprünglich  (d.  h.  zur  Zeit  der 
letzten  Umtheilung)  kleiner  Höfe  rufen  eine  alles  Mass  überragende  Zer- 
splitterung des  Grundbesitzes  hervor.  So  kommt  es  vor,  dass  eine  Land- 
stelle von  einer  Seele  in  drei  Theile  zerschlagen  wird.  Das  Verpachten 
von  Landstellen,  die  an  die  Gemeinde  gefallen  sind,  hat  auch  sein  Schlimmes ; 
die  Vertheilung  derselben  unter  alle  Hauswirthe  ist  nur  in  kleinen  Ge- 
meinden möglich.  Und  wo  viele  Landstellen  an  die  Gemeinde  gefallen 
sind,  da  eitsteht  wie  Bauern  versichern,  leicht  Wirrwarr  in  den  Gemeinde- 
rechnungen. 

§  45. 

Ein  ganz  anderes  Bild  der  wechselnden  Vertheilung  des  Grundbesitzes 
finden  wir  dort,  wo  die  obliegenden  Zahlungen  den  Ertrag  des  Landes 
überragen,  wie  es  zumeist  in  dem  grossen  Landstrich  ausserhalb  des 
Gebietes  der  Schwarzerde  der  Fall  ist  oder  bis  zum  Inkrafttreten  des, 
diese  Lasten  ermässigenden  Gesetzes  vom  28.  Dec.  1881  (siehe  Hälfte  I 
dieses  Bandes,  pag.  217  etc.)  war.  Hier  zeigt  sich  das  naturgemäße 
Streben,  jede  auch  die  geringste  Verminderung  der  öconomischen  Kraft 
des  Hofes  vor  die  Gemeinde  zu  bringen  und  darauf  hin  eine  „Abwälzung" 
Ton  Land  und  Zahlungen  in  Anspruch  zu  nehmen.  Selbst  der  sorgfältige 
Haoswirth,  der  sein  Land  trefflich  bestellt,  verlangt  die  Befreiung  von 
dem  betreffenden  Antheil,  um  damit  von  den  überhohen  Zahlungen  befreit 

▼•  Kiuiltr,  Gwchichte  und  Kritik  de*  GemtiAdtbwitMf.    IL  2.  8 


-     114    - 

zu  werden.  Und  je  bedeutender  jene  Differenz  ist,  um  so  energischer  tritt 
dieses  Bestreben  auf,  gegen  welches  sich  die  Unlust  der  anderen  Hauswirthe, 
sich  Land  und  Zahlungen  aufwalzen  zu  lassen,  ebenso  stark  geltend  macht 
Jede  nicht  ganz  berechtigte  Forderung  wird  zurückgewiesen,  die  berech- 
tigte rauss  jedoch  erfüllt  werden,  soll  nicht,  wie  wir  oben  gesehen  haben, 
die  ganze  Gemeinde  in  öconomischen  Verfall  gerathen.  Hier  ist  also  der 
Besitz  des  Landes  mit  den  entsprechenden  Zahlungen  eine  Last  für  den 
Bauer,  der  er  sich  zu  entziehen  sucht.  Die  Gemeinde  zwingt  ihn  zur  Ueber- 
nahme  eines  weiteren  Landantheils,  sowie  seine  Kraft  zugenommen  hat. 
Positive  Daten  über  die  Vornahme  und  die  Arten  der  Durchführung 
partieller  Umtheilungen  und  zwar  in  eingehendster  Weise  finden  wir  in 
Betreff  des  Gouvernements  Moskau *).  Unter  den  Daten  in  Betreff  anderer 
Gouvernements  treten  uns  die  Verhältnisse  im  Kreise  Räsan  (im  gleich- 
namigen Gouvernement)9)  als  besonders  lehrreich  entgegen.  Dieser  Kreis 
zerfällt,  was  das  Verhältniss  der  Zahlungen  zum  Ertrage  des  Bauerlandes 
anbetrifft,  in  zwei  scharf  von  einander  geschiedene  Zonen:  mit  Ausnahme 
einiger  ganz  vereinzelter  Oasen  ist  der  nördlich  der  Oka  belegene  Theil 
von  geringer  natürlicher  Fruchtbarkeit  und  sind  die  Zahlungen  höher 
als  der  Ertrag  des  Landes,  während  der  südlich  der  Oka  belegene  Theil 
eine  grosse  Ergiebigkeit  des  Bodens  zeigt  und  der  Ertrag  die  Zahlungen 
überragt.  In  diesem  südlicheren  Landstrich  werden  keine  partiellen 
Umtheilungen  vorgenommen,  während  sie  im  nördlichen  Theil  an  der 
Tagesordnung  sind.  Die  Nothwendigkeit  derselben  sehen  die  Bauern 
sehr  klar  ein:  ein  Landan theil  zu  viel  würde  den  Hauswirth  mit  ver- 
ringerter öconomischer  Kraft,  wie  die  Bauern  drastisch  erklären, 
„erdrücken".  In  Betreff  der  anderen  Gouvernements,  in  welchen  jenes 
Missverhältniss  zur  Vornahme  partieller  Umtheilungen  zwingt,  sind  zur 
Zeit  wenige  sichere  Daten  vorhanden:  so  für  den  Kreis  Peterhof  (Gouv.  St 
Petersburg)8),  die  Gemeinden  Torchowo  (Kreis  und  Gouv.  Tula),  Pogorel- 
kowa  (Kreis  Kineschma,  Gouv.  Kostroma),  Prudki,  Blasnowa,  Gorowatka, 
Ssamuschkina,  Polowinniki  und  andere  im  Kreise  Ostaschkow  (Gouv. 
Twer),  Saoserje  (Kreis  Krestzi,  Gouv.  Nowgorod),  Undori  (Kreis  und  Gouv. 
Ssimbirsk)4),  desgleichen  im  Kreise  und  Gouv.  Nowgorod,  in  den  Kreisen 
Gräsowez  und  Wologda  im  Gouv.  Wologda6),  Gemeinde  Grusino  und 
benachbarte  (Gouv.  Nowgorod)8),  im  Kreise  Ssarapulsk  (Gouv.  Wätka)7)* 

')  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Band  IV,  pag.  108—183,  167—172. 

3)  Statistik  des  Gouv.  Kasan,  Band  I,  Abschnitt  II,  pag.  8,  12—15. 
s)  Statistik  des  Gouv.  St.  Petersburg,  Band  I,  pag.  46,  68—71. 

4)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  181,  182,  185,  190,  228, 
281,  242,  262,  284,  338,  844,  846. 

ft)  Polowzew:  üepBiie  niarn  etc.,  pag.  20—22,  Kraanoperow  1.  c,  pag.  274,  275. 
•)  Georgüewski  1.  c,  pag.  109. 
7)  Kuroptew  1.  c,  pag.  89. 
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auch  nach  persönlichen  Erkundigungen  im  Gouv.  Pskow,  Smolensk,  da- 
zwischen auch  im  Gouv.  Ssaratow  in  den  Kreisen  Petrowsk  und  Eusnezk *). 

Aber  auch  in  den  angeführten  Landstrichen  finden  sich  Gemeinden, 
die  partielle  Umtheilungen  überhaupt  nicht  oder  nur  in  den  dringendsten 
Fällen  vornehmen,  vor  Allem  diejenigen,  die  nicht  mit  Zahlungen  überbürtet 
sind,  so  namentlich  unter  den  Domänenbauern,  die  im  Allgemeinen  wenig 
belastet  sind.  Nach  dem  vorliegenden  Material  zu  urtheilen,  ist  bei  den 
Domänengemeinden  dieses  System  der  Vertheilung  äusserst  selten  üblich. 

Der  ursächliche  Zusammenhang  hoher  Zahlungen  und  partieller  Um- 
theilungen zeigt  sich  in  einigen  Landstrichen  in  einer  Deutlichkeit,  die 
keinem  Zweifel  Raum  lässt,  und  zwar  in  den  Landstrichen,  in  welchen 
die  obliegenden  Zahlungen  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Emancipation 
sich  als  sehr  drückend  erwiesen,  nachher  aber  die  bezüglichen  Verhält- 
nisse sich  günstiger  gestalteten.  Die  Entwickelung  des  wirtschaftlichen 
Lebens,  Eröffnung  von  Eisenbahnlinien,  Verbesserung  der  anderen  Ver- 
kehrsmittel etc.  riefen  eine  Vergrösserung  der  Nachfrage  nach  Getreide  etc. 
hervor,  die  Preise  der  Bodenproducte  und  dementsprechend  die  des  Landes 
stiegen.  Somit  stieg  einerseits  der  Werth  des  Bauerlandes,  so  dass  die 
früher  überhohen  Zahlungen  sich  jetzt  als  verhältnissmässig  niedrige 
erweisen,  andererseits  aber  auch  die  Pachtpreise  für  gutsherrliches  Land 
l<lie  auch  dadurch  stiegen,  dass  Gutsbesitzer  jetzt  vielfach  wieder  eine 
eigene  Bewirtschaftung  einrichteten),  d.  h.  die  Bauern  müssen  jetzt  mehr 
als  früher  für  Landpachtungen  zahlen.  Dazu  kommt,  dass  vielfach  die 
den  Bauern  obliegenden  Zahlungen  nicht  allein  relativ,  sondern  auch 
absolut  geringer  geworden,  dass  der  sogenannte  fünfte  Kopeke9)  abgetragen 
war.  Unter  solchen  sich  günstig  gestaltenden  Bedingungen  standen  z.  B. 
die  früher  gutsherrlichen  Bauern  im  Kreise  Morschansk  (Gouv.  Tambow). 
In  der  ersten  Zeit  nach  der  Emancipation  fand  ein  beständiges  Ab-  und 
Aufwalzen  von  Seelen  statt,  nachher  ist  diese  Erscheinung  vollständig 
verschwunden.  Auch  bei  verringertem  Familienbestande  giebt  —  seit 
den  siebziger  Jahren  —  der  Bauer  den  überschüssigen  Landantheil  nicht 
mehr  auf,  da  der  Landantheil  ihm  nicht  mehr  eine  Last  ist,  wie  in 
den  ersten  Jahren,  sondern  ihm  Vortheile  bringt,  und  die  Höfe  mit 

')  Trirogow:  HaraH  oÖiuhhh  in  den  Oien.  San.  1880,  I.  Band,  pag.  26.  Auch 
im  Kreise  Ssaratow,  aber  nur  in  einer  verhältnissmässig  geringen  Zahl  von  Gemeinden, 
Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Bd.  I,  Lieferung  I,  pag.  24,  27,  29,  83—36,  39,  40,  41, 
43,  48,  49,  63,  75,  89. 

')  Zar  Erklärung  dieses  Ausdrucks  erinnern  wir  an  die  betreffenden  Bestim- 
mungen des  Ablösungsgesetzes:  Bei  der  Ablösung  entrichtet  der  Staat  */ft  des  Ab- 
lösungskapitals dem  Gutsbesitzer,  womit  dieser  bei  einseitig  yon  ihm  verlangten  Ab- 
lösung sich  zu  begnügen  hat;  wo  aber  die  Ablösung  nach  freier  gegenseitiger  Verein- 
barung zwischen  Gutsherrn  und  Bauern  erfolgt,  haben  letztere  das  restirende  Va  «tt 
zahlen  —  das  ist  der  fünfte  Kopeken. 

8* 
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vergrössertem  Familienbestande,  die  in  früherer  Zeit  sich  gegen  die  Auf- 
wälzung  eines  neuen  Seelenantheils  sträubten  und  ihn  mit  Widerwillen 
von  der  Gemeinde  entgegennahmen;  hoffen  jetzt  vergebens  auf  eine  Ver- 
grösserung  ihres  Antheils;  derartige  Wünsche  werden  nur  dann  erfüllt, 
wenn  die  Gemeinde  den  mit  grossen  Rückständen  belasteten  Höfen  ihre 
Antheile  zwangsweise  abnimmt.  Es  finden  also  keine  partiellen  Umthei- 
lungen  statt  Bei  den  Domänenbauern  dieses  Kreises,  deren  Zahlungen 
überhaupt  geringe  (im  Verhältniss  zum  Werth  des  Landes)  sind,  wurden 
solche  Umtheilungen  auch  am  Anfange  der  sechziger  Jahre  nicht  vor- 
genommen1). 

Diese  Erscheinung  lässt  sich  auch  in  den  Kreisen  Ranenburg  und 
Dankow  (Gouv.  Räsan),*)  im  Kreise  Ssaratow8)  (im  gleichnamigen  Gou- 
vernement) beobachten.  Im  Grossen  und  Ganzen  sind  hier  auch  die 
Zahlungen  der  früher  gutsherrlichen  Bauern  niedrig  normirt  gewesen,  so 
dass  hier  im  Allgemeinen  keine  partiellen  Umtheilungen  zu  Tage  traten.  Wo 
aber  in  einzelnen  Fällen  die  Zahlungen  überhoch  waren,  zeigten  sie  sich 
in  der  ersten  Zeit  nach  der  Emancipation,  um  mit  der  Werthsteigerung 
des  Bodens  vollständig  zu  verschwinden.  Ueberall  wird  jetzt  bei  Ver- 
pachtungen von  Landantheilen  in  solchen  Gemeinden  an  Genossen  die 
Uebernahme  aller  obliegenden  Zahlungen ,  vielfach  auch  noch  eine  Zu- 
zahlung  erzielt,  früher  aber  wurden  solche  Pachtungen  gegen  Entrichtung 
nur  eines  Theiles  der  Zahlungen  vergeben,  so  dass  der  Verpachtende 

den  Rest  zuzuzahlen  hatte. 

§  46. 

In  manchen  Gemeinden  zeigen  sich  aber  Erscheinungen,  die 
den  oben  dargelegten  Grundsätzen  zu  widersprechen  scheinen;  wir 
finden  nämlich  Gemeinden,  in  denen  bei  relativ  niedrigen  Zahlungen 
partielle  Umtheilungen  stattfinden,  und  anderseits  auch  solche,  die  bei 
hohen  Zahlungen  derartige  Umtheilungen  nicht  kennen. 

Vor  Allem  ist  hierbei  auf  die  grosse  Macht  der  Tradition,  der  alt- 
hergebrachten Sitte  hinzuweisen,  die  zu  durchbrechen  der  conservative 
Sinn  der  Bauern  vielfach  nicht  gewagt  hat.  Das  in  der  langen  Zeit  der 
Leibeigenschaft  von  den  Gutsbesitzern  zur  Vergrösserung  ihres  Ein- 
kommens befolgte  Verfahren,  jede  eintretende  Vermehrung  der  öcono- 
mischen  Kraft  eines  Hofes  sogleich  durch  Auferlegung  eines  neuen  Täglo's 
zu  besteuern  und  andererseits  jede  Verminderung  derselben,  um  die  bäuer- 
liche Wirthschaft  nicht  zu  ruiniren,  mit  einer  Ermässigung  der  hoch  ge- 
schraubten Leistungen  zu  bedenken,  dieses  Verfahren,  sagen  wir,  hatte  sich 

. ')  Statistik  des  Gout.  Tambow,  Bd.  III,  pag.  7—25. 

*)  Statistik  des  Gout.  Räsan,  Bd.  II,  Lieferang  I,  pag.  286,  291,  296,  300,  810, 
Lieferung  II,  pag.  209,  211,  212,  222,  230,  281,  284,  286,  247,  264. 

*)  Statistik  des  Gout.  Ssaratow,  Band  I,  Lieferung  I,  Abtheilung  II,  pag.  7,  14. 
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so  im  bäuerlichen  Leben  eingebürgert,  war  so  in  das  Rechtsbewusstsein 
der  Bauern  übergegangen,  dass  sie  sich  noch  nicht  überall  hiervon  haben 
freimachen  können.  Hier  herrscht  die  Rechtsauffassung,  dass  jeder 
Zuwachs  an  Arbeitskraft  eines  Hofes  ein  Recht  auf  die  sofortige  Ver- 
größerung des  Landantheils  hat  und  demgemäss  auch  jede  Verminderung 
derselben  eine  Kürzung  des  Landes  nach  sich  ziehen  muss.  Je  geringer 
die  Differenz  des  Ertrages  des  Landes  und  der  Zahlungen  sind,  um  so 
langer  kann  diese  Sitte  sich  erhalten,  da  kein  lebhaftes  öconomisches 
Interesse  gegen  dieselbe  in  die  Schranken  tritt  und  sie  allmälich  durch- 
bricht Wo  aber  diese  Differenz  eine  beträchtliche  ist,  ein  bedeutendes 
öconomisches  Interesse  also  in  Frage  kommt,  dort  zeigt  sich  bald  eine 
energische  Auflehnung  gegen  die  althergebrachte  Sitte. 

Andererseits  finden  wir  Gemeinden,  die  bei  überhohen,  das  ist  den 
Ertrag  des  Landes  überragenden  Zahlungen,  partielle  Umtheilungen  nur 
äusserst  selten,  nur  in  den  dringendsten  Fällen  vornehmen.  Soweit  hin- 
reichende Daten  über  die  gesammten  öconomischen  Bedingungen  solcher 
Gemeinden  vorliegen,  lässt  sich  der  Nachweis  liefern,  dass  die  Leichtig- 
keit, sich  einträglichen  Nebenerwerb  zu  verschaffen,  die,  wenn  auch  viel- 
fach nicht  klar  erkannte  Ursache  der  Unterlassung  „des  Ab-  und  Auf- 
wälzens von  Seelen"  ist  In  solchen  Fällen  ist  nämlich  die  öcono- 
mische  Lage  der  betreffenden  Bauern  günstiger,  als  aus  jenem  Missver- 
haltniss  des  Ertrages  des  Landes  und  der  Zahlungen  zu  schliessen  wäre, 
da  der  günstige  Nebenerwerb  die  Ueberlastung  wenig  fühlbar  macht. 
Eine  geringe  Verminderung  der  öconomischen  Kraft  würde  den  Hof  auch 
bei  gleichbleibender  Belastung  nicht  ruiniren,  und  es  sieht  sich  die  Ge- 
meinde daher  nicht  gezwungen,  ihm  einen  Theil  der  Zahlungen  (mit  dem 
entsprechenden  Landantheil)  abzunehmen  und  sie  Anderen  aufzuwalzen. 
Wird  ein  solcher  Wirth  gar  zu  dringend  mit  seiner  Forderung,  so  tröstet 
man  ihn  mit  der  Zukunft:  Gott  wird  Dir  schon  helfen,  Du  wirst  guten 
Nebenerwerb  haben,  Dein  Knabe  wächst  ja  bald  heran,  Dein  Kalb  wird 
bald  zur  Milchkuh,  Dein  Füllen  wird  Dir  bald  den  Verlust  des  Pferdes 
ersetzen  etc.,  etc. 

Sehr  klar  treten  uns  derartige  Verhältnisse  u.  A.  im  Peterhofer 
Kreise  (Gouv.  St  Petersburg)1)  entgegen.  Wie  wir  oben  gesehen,  hat  in 
mehreren  Wolosten  dieses  Kreises,  begünstigt  durch  die  Nähe  St  Peters- 
burg's,  Kronstadts  und  mehrerer,  zum  Sommeraufenthaltsort  für  Städter 
dienender  Ortschaften,  sowie  des  Meeres,  sich  der  Uebergang  zur  Mehr- 
felderwirthschaft  vollzogen.  Die  hierdurch  erzielten  grösseren  Erträge, 
die  grosse  Nachfrage  nach  Nebenproducten  der  Landwirtschaft,  die  ge- 
winnbringende vollständige  Ausnutzung  der  Pferde  (durch  Fuhrwerken  etc.) 

l)  Statistik  des  Gouy.  St.  Petersburg,  Band  I,  pag.  46,  47,  62—72. 
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haben  die  ursprünglich  sehr  hoch  gegriffenen  Ablösungs-  und  anderen 
Zahlungen  allmälich  zu  erträglichen  gestaltet  und  überragen  sie  auch 
mehrfach.  Wo  dieser  Process  sich  aber  noch  nicht  vollzogen  hat,  dort 
sind  noch  heute  vielfach  die  obliegenden  Zahlungen  höher  als  der  Er- 
trag des  Landes.  Diese  Thatsache  ergiebt  sich  unzweifelhaft  aus  dem 
Umstände,  dass  Hauswirthe,  die,  wie  es  hier  häufig  geschieht,  ihren  Land- 
antheil  verpachten,  um  eine  ihnen  lohnender  erscheinende  Beschäftigung 
zu  ergreifen,  für  denselben  eine  niedrigere  Pachtsumme  erhalten,  als  die 
obliegenden  Zahlungen  betragen.  So  wird  in  manchen  Gemeinden  der 
Wolost  Koporje  nur  ein  Pachtertrag  von  durchschnittlich  6  Rbl.  40  Kop. 
pro  Seelenlandantheil  erzielt,  während  die  obliegenden  Zahlungen  ca. 
13  Rbl.  betragen,  der  Wolost  Woronino  7  Rbl.,  resp.  12  Rbl.,  der  Wolost 
Gostilizi  3  bis  7  Rbl.,  resp.  13  Rbl.  etc.  Ungeachtet  dieser  bedeutenden 
Differenz  der  Zahlungen  und  des  Ertrages  findet  aber  nur  in  den  äussersten 
Fällen  ein  „Ab-  und  Aufwälzen  von  Seelen"  statt,  wie  z.  B.  im  Falle  des 
Todes,  einer  langwierigen  Krankheit,  der  Arbeitsunfähigkeit  des  einzigen 
männlichen  Arbeiters  im  Hof.  Denn  die  Gemeinde  hat  es  täglich  vor 
Augen,  dass  ein  Hof  auch  mit  grösserem  Antheil,  als  ihm  (nach  der  Ver- 
theilungseinheit)  eigentlich  zukommt,  sich  durch  den  gewinnbringenden 
Nebenerwerb  erhalten  kann,  sein  Verfall  also  nicht  in  Aussicht  steht. 
Daher  sieht  sie  sich  auch  nicht  gezwungen,  ihm  einen  Theil  der  Last 
abzunehmen.1) 

*  Kurzsichtiger  Egoismus  einflussreicher  Gemeindegenossen  bringt  es 
hier  und  da  dazu,  dass  partielle  Umtheilungen  nicht  vorgenommen  werden, 
wo  solche  nach  Lage  der  geschilderten  Bedingungen  unbedingt  geboten 
sind.  Das  Resultat  ist  die  vollständige  Verarmung  der  Gemeinde,  das 
Aufgeben  des  Ackerbaues,  das  Entstehen  wüster  Landstreifen  etc.  Orlow 
führt  mehrere  derartige  Beispiele  aus  dem  Gouv.  Moskau  an. 

§  47. 

Ausser  den  beiden,  bisher  vor  Augen  gehabten  Fällen,  der  über- 
hohen und  der  niedrigen  Zahlungen,  kann  nun  noch  ein  dritter  Fall  ein- 
treten, nämlich  der,  dass  der  Ertrag  ungefähr  die  Zahlungen  deckt,  ent- 
weder gerade  deckt  oder  etwas  niedriger  ist  In  solchen  Gemeinden  finden 
zumeist  keine  partiellen  Umtheilungen  im  strengen  Sinne  des  Wortes, 
d.  h.  kein  zwangsweises  Aufwälzen  von  Seelen  statt,  was  sich  aus  dem 
Dargelegten  folgerichtig  ergiebt    Mit  Ausnahme  vereinzelter  Fälle  (unter 


*)  In  der  sorgfältigen  Statistik  dieses  Kreises  wird  dieser  innere  Zusammenhang 
(fast  keine  partielle  Umtheilungen  bei  hohen  Zahlungen)  nicht  erkannt,  sondern  nur 
diese  Thatsachen  constatirt.  Partielle  Umtheilungen  werden  mit  dem  Bestreben,  den 
Landantheil  ganz  aufzugeben,  zusammengeworfen,  wodurch  die  Verfasser  in  mehrfache 
Widersprüche  gerathen. 
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Domänenbauern)  ist  das  zugetheilte  Bauerland  nicht  so  gross,  dass  der 
entsprechende  Antheil  des  Hofes  seine  volle  Arbeitskraft  in  Anspruch 
nimmt,  daher  das  Ausgehen  auf  Nebenerwerb  aller  Art,  das  Pachten 
and  das  Bestellen  benachbarten  gutsherrlichen  Landes  an  der  Tages- 
ordnung sind.  Es  ist  demnach  die  Nachfrage  nach  Land  grösser,  als  das 
Angebot  in  nächster  Nähe  und  es  findet  daher  ein  jeder  Hof,  dessen 
Arbeitskraft  (etwa  durch  den  Tod  des  einzigen  männlichen  Arbeiters) 
sich  erheblich  verringert  hat,  überall  mit  und  ohne  Vermittelung  der 
Gemeinde,  der  im  letzteren  Falle  die  betreffende  Mittheilung  gemacht 
wird,  Liebhaber,  die  gegen  die  obliegenden  Zahlungen  Landantheile  zu 
übernehmen  bereit  sind.  Derartige  Verhältnisse  finden  sich  in  mehreren 
Gouvernements,  so  vielfach  im  Gouv.  Moskau,  im  Kreise  Peterhof1)  (Gouv  . 
St  Petersburg)  in  der  Gemeinde  Pustünj  (Kr.  und  Gouv.  Räsan)*)  Mora- 
chowo  (Kr.  Kupänsk,  Gouv.  Charkow)8)  etc.,  etc.  Die  Erklärung  liegt  nahe. 
Der  Hauswirth,  der  Land  zu  pachten  sucht,  übernimmt  gerne  eine  „Land- 
seele", wenn  sie  auch  um  Einiges  höher  belastet  ist,  als  entsprechendes 
Land  in  der  Nachbarschaft  gepachtet  werden  kann,  denn  er  hat  den  Vor- 
theil  der  grösseren  Nähe  des  Seelenlandes.  Besonders  entscheidend  ist 
dieser  Vortheil,  wenn  die  zu  empfangenden  Landstreifen  den  seinigen 
benachbart  sind  oder  es  ihm  gelingt,  durch  Austausch  sie  zu  benach- 
barten zu  machen.  Vielfach  mag  auch  ausserdem  der  Umstand,  es  lieber 
mit  der  Gemeinde,  als  mit  dem  Gutsbesitzer  zu  thun  zu  haben,  ihn  zur 
Uebernahme  einer  Seele  bewegen.  Auf  diese  Gestaltung  der  Dinge  müssen 
wir  ganz  besonders  hinweisen,  um  missverständlichen  Auffassungen  obiger 
Darlegungen  über  die  partiellen  Umtheilungen  zuvorzukommen.  In 
solchen  Gemeinden  mag  auch  von  „Aufwälzen"  gesprochen  werden,  es 
besteht  aber  in  Wirklichkeit  kein  zwangsweises  Aufwälzen,  sondern  ein 
freiwilliges  Uebernehmen  einer  freigewordenen  Seele. 

Endlich  noch  ein  Schlusswort  in  Betreff  dieser  Art  der  Umtheilungen. 
Ungeachtet  dessen,  dass  bereits  W.  Orlow  in  seiner  Statistik  des  Gouv. 
Moskau  den  inneren  Zusammenhang  der  partiellen  Umtheilungen  mit 
der  Ueberlastung  der  bäuerlichen  Gemeinden  dargelegt  hat,  wird 
Solches  von  vielen  Berichterstattern  ausser  Acht  gelassen,  wie  auch  in 
dem  Commisionsprogramm  zur  Untersuchung  der  Markgemeinde  dieses 
wesentliche  Moment  erst  in  seiner  III.  Auflage  berücksichtigt  ist  Von 
der  fast  zum  Axiom  gewordenen  Ansicht  ausgehend,  die  Gemeinde  halte 
beständig  das  gleichmässige  Verhältniss  der  öconomischen  Kräfte  und 
Bedürfnisse  der  Höfe  mit  der  proportionalen  Grösse  des  Landantheils 
aufrecht  und  nehme  zur  Wiederherstellung  der  durch  Wechsel  im  Familien- 

>)  Statistik  des  Gouv.  St.  Petersburg,  pag.  63  etc. 

*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  pag.  160. 

3)  1.  c.  pag.  208. 
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bestände  der  öconomischen  Kräfte  und  Bedürfnisse  gestörte  Gleichmassig- 
keit partielle  Umtheilungen  vor,  von  diesem  Gesichtspunkte  allein  aus- 
gehend, lassen  sie  es  unbeachtet,  ob  und  in  welchen  Fällen  ein  zwangs- 
weises Abwälzen  und  ein  zwangsweises  Aufwälzen  stattfindet  Und 
das  ist  doch  eine  wesentliche  Seite  der  Frage,  wie  die  Gemeinde  ihre 
Rechte  über  das  Gemeindeland  auffasst  Um  nur  ein  Beispiel  aufzuführen. 
Geheimrath  Ssemenow  verneint  die  Vornahme  von  partiellen  Umthei- 
lungen in  den  Gemeinden  der  Wolost  Murajewnä  und  umliegenden  Wolo- 
sten  (hier  sind  die  Zahlungen  erheblich  niedriger,  als  der  Ertrag  des 
Landes)  und  generalisirt  freilich  zu  allgemein,  wenn  er  behauptet,  dass 
sie  im  ganzen  Gebiet  der  Schwarzerde  mit  Dreifelderwirthschaft  (im 
Unterschied  vom  Steppengebiet)  nicht  vorkommen.1)  Hiergegen  polemisirt 
Herr  A.  Polowzow,2)  indem  er  erklärt,  „dass  die  Gemeinde  die  Verfügung 
über  einen  freigewordenen  Seelenantheil  jedes  Mal  übernimmt,  wenn  die 
in  der  Sache  interessirte  Seite  sich  an  sie  wendet."  Da  es  nun  zwei 
interessirte  Parteien  giebt,  diejenige,  die  abzugeben,  und  diejenige,  die 
zu  erhalten  hat,  so  scheint  er  zu  meinen,  dass  auch  zwangsweises  Ab- 
nehmen eines  Antheils  Seitens  der  Gemeinde  zu  Gunsten  des  in  der 
Zwischenzeit  personenreicher  gewordenen  Hofes  erfolgt.  Und  die  nach- 
folgende Auseinandersetzung  Polowzow's  scheint  diese  Annahme  zu  be- 
stätigen, denn  er  sagt:  im  Kreise  Skopin  (Gouv.  Räsan)  erfolgt  die  par- 
tielle Umtheilung  in  folgender  Art:  „im  Falle  des  Wegfallens  einer  oder 
mehrerer  Seelen  bei  einem  Hauswirth,  bittet  ein  anderer  Hauswirth,  in 
dessen  Hof  eine  Seele  hinzugekommen  ist,  die  noch  keinen  Landantheil 
hat,  die  Gemeinde  ihm  jenen  überschüssigen  Antheil  des  ersteren  Haus- 
wirths  zu  übergeben;  die  Gemeinde  trifft  nach  Untersuchung  der  Sach- 
lage zumeist  die  gewünschte  Entscheidung;  prätendiren  mehrere  Haus- 
wirthe  jenen  Antheil,  so  entscheidet  das  Loos."  Und  er  führt  noch 
abschriftlich  zwei  Gemeindebeschlüsse  der  Gemeinde  Miloslauschtschina 
im  genannten  Kreise  zur  Bekräftigung  seiner  Ansicht  an:  in  dem  einen 
heisst  es  nach  Weglassung  der  einleitenden  Worte:  „auf  der  Gemeinde- 
versammlung bat  Laurenti  Petrow  die  Gemeinde,  ihm  Land  für  eine  Seele 
zu  geben,  und  die  Gemeinde  nahm  von  dem  verstorbenen  Andrei  Gawrilow 
(sei.  eine  Seele)  ab  und  gab  sie  dem  Petrow,  und  dieser  verpflichtete  sich,  alle 
Leistungen  zu  tragen  . . ."  Der  andere  Gemeindebeschluss  lautet:  „die  Ge- 
meindeversammlung beschloss,  von  den  Hauswirthen,  die  verstorbene  Seelen, 
welche  nach  dem  Grundbuch  einen  Landantheil  erhielten,  haben,  die  ent- 
sprechenden Landantheile  abzunehmen  und  den  Hauswirthen  zu  geben, 


*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  115.   In  dem  gedruckten 
Bericht  hat  der  Verfasser  jene,  früher  ausgesprochene  Generalisirung  fallen  gelassen. 
•)  Polowzow:  IlepBHe  mare  etc.,  pag.  20—22. 
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die  neugeborene  Kinder  haben,  mit  der  Verpflichtung  der  Entrichtung 
aller  communalen,  staatlichen  und  Pachtzahlungen  für  den  empfangenen 
Antheil« 

Leider  fügt  Herr  Polowzow  nicht  hinzu,  wie  das  Verhältniss  der 
Zahlungen  zum  Ertrag  des  Landes  ist.  Aus  anderweitig  vorliegenden 
Daten  ergiebt  sich,  dass  dieses  Verhältniss  in  diesem  Kreise  im  Allge- 
meinen ein  günstiges  ist,  und  der  Umstand,  dass,  wie  es  im  ersten  Ge- 
meindebeschluss  heisst,  der  genannte  Bauer  um  eine  weitere  Zutheilung 
von  Land  gegen  Uebernahme  der  entsprechenden  Zahlungen  bittet,  spricht 
dafür,  dass  auch  insbesondere  in  dieser  Gemeinde  mindestens  kein  gar 
zu  ungünstiges  Verhältniss  besteht.  Liegt  nun  in  diesem  Fall  kein  Zwang 
in  Betreff  der  Aufwallung  vor,  so  bleibt  es  bei  der  kurzen  Fassung  des 
Gemeindebeschlus8es  noch  fraglich,  ob  ein  zwangsweises  Abnehmen  der 
„Seele"  Seitens  der  Gemeinde  stattgefunden  hat  Es  ist  möglich,  dass 
mit  dem  Tode  des  Andrei  Gawrilow  der  Hof,  der  in  diesem  Falle  nur 
einen  Seelenantheil  gehabt  hätte,  ausgestorben  ist  oder  nur  Weiber  nach- 
geblieben sind,  oder  auch  dass  die  Erben  freiwillig  eine  Seele  aufgegeben 
haben.  Der  zweite  Beschluss  lässt  keine  andere  Deutung  zu,  als  dass 
hier  regelmässig  partielle  Umtheilungen  vorgenommen  werden  und  dass 
—  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  obliegenden  Zahlungen  in  dieser 
Gemeinde  niedriger,  als  der  Ertrag  des  Landes  sind  —  ein  zwangsweises 
Abnehmen  von  Landantheilen  stattfindet.  Solches  widerspricht  den  oben 
dargelegten  Grundsätzen  nicht,  sondern  zeigt  nur,  dass  die  Tradition 
sofortiger  Ausgleichung  der  Zahl  der  Seelen  mit  der  Grösse  des  Land- 
antheils  hier  noch  herrscht  Diese  Sitte  scheint  aber  nicht  mehr  unan- 
gefochten zu  herrschen,  denn  sonst  wäre  solch'  ein  Beschluss  nicht  förm- 
lich gefasst  und  das  Verschreiben  desselben  nicht  angeordnet  worden.  Es 
erscheint  nicht  ganz  unwahrscheinlich,  dass  hier  der  Kampf  gegen  die  alte 
Sitte  bereits  ausgebrochen  ist,  dass  die  Höfe  mit  zunehmender  Seelen- 
zahl dieses  Mal  noch  über  die  Höfe  mit  abnehmender  Seelenzahl  gesiegt, 
erstere  sich  aber  in  ihrem  Siege  nicht  ganz  sicher  gefühlt  haben  und 
daher  jenen  Beschluss  haben  verbriefen  lassen. 

Eine  gewisse  Anologie  finden  wir  in  einigen  anderen  Gemeinden. 
In  dem  benachbarten  Kreise  Dankow  in  der  Gemeinde  Gai  (in  der  Wolost 
Loschaki)1)  hat  seit  der  Emancipation  keine  allgemeine  Umtheilung  des 
pro  Revisionsseele  vertheilten  Landes  stattgefunden,  auch  keine  partielle 
Umtheilung,  das  Land  trägt  reichlich  die  obliegenden  Zahlungen.  Die 
Familien,  deren  Bestand  sich  im  Laufe  der  Zeiten  erheblich  vergrössert 
hatte,  geriethen  in  Zwiespalt  mit  denjenigen,  die  sich  vermindert  hatten: 
entere  verlangten  eine  allgemeine  Umtheilung,  die  ihren  Landantheil  ver- 


')  Statistik  des  Gouy.  R&san,  Bd.  II,  Lieferung  II,  pag.  220. 
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grössert  hätte,  letztere  sträubten  sich  dagegen,  um  keine  Kürzung  ihres 
Grundbesitzes  zu  erfahren:  Hierin  scheint  mir  die  Erklärung  zu  liegen 
für  den  1880  geschlossenen  Kompromiss,  laut  welchem  von  nun  ab  die 
Landantheile  Gestorbener  abgenommen  und  den  ältesten  nach  der  Re- 
vision Geborenen  übergeben  werden.  Dieses  Auskunftsmittel,  einer  allge- 
meinen Umtheilung  zu  entgehen  und  doch  das  grösste  Missverhältniss  zwi- 
schen der  Grösse  der  Familie  und  ihrem  Besitzstand  ein  wenig  und  all- 
mälich  auszugleichen,  finden  wir  noch  in  einer  Gemeinde  der  Wolost 
Ostry-Kamenj  seit  1876  und  in  mehreren  Gemeinden  der  Woloste 
Loschakino- Iwanowskoje  in  demselben  Kreise  seit  1877,  1879  und 
1880,  in  den  Gemeinden  Krukowka  und  Dristki  ist  noch  die  Bestimmung 
in  den  Beschluss  aufgenommen,  dass  hiebei  denjenigen  Familien  ein 
Vorzug  einzuräumen  ist,  die  am  meisten  Land  nöthig  haben,  d.  h.  deren 
Bestand  sich  gegen  die  Zahl  ihrer  Revisionsseelen  am  meisten  ver- 
grössert  hat1) 

Solchen  partiellen  Umtheilungen  (bei  hohem  Landwetfh),  denen  wir 
sonst  nirgends  begegnet  sind,  liegt  demnach  ein  ganz  anderer  Gedanke 
zu  Grunde,  als  bei  den  gewöhnlichen  Umtheilungen  dieser  Art:  bei  den 
letzteren  bittet  der  Hauswirth  um  die  Abwälzung  einer  „Seele",  und  die 
Gemeinde  wälzt  dieselbe  zwangsweise  auf  die  öconomisch  stärkere 
Familie  auf,  bei  den  ersteren  aber  findet  zwangsweise  Abwälzung 
und  ein  Jeder  wünscht,  dass  er  mit  der  Aufwälzung  beglückt  werde. 

Jenen  Gemeindebeschlüssen  im  Kr.  Skopin  mag  auch  dieses  Motiv 
zu  Grunde  gelegen  haben:  es  wäre  in  diesem  Fall  ein  Zugeständnis*, 
um  der  Vornahme  einer  allgemeinen  Umtheilung  zu  entgehen,  die  eine 
grössere  Kürzung  des  Landantheils  der  sich  an  Kopfzahl  verminderten 
Familien  hervorrufen  würde. 

§48. 

Was  nun  die  practische  Durchführung  dieser  Art  der  Umtheilung, 
d.  i.  die  neue  Abgrenzung  des  Landes  in  natura  anbetrifft,  so  haben 
wir  es  nur  mit  dem  Acker-  und  dem  Gehöftland  zu  thun.  Denn  da  die 
übrigen  Nutzungen,  Wiese  und  Wald  zumeist  jährlich  und  im  Moment 
des  Eintritts  der  Nutzniesung  umgetheilt  werden,  so  sind  hier  keine 
besonderen  Vorkehrungen  in  Betreff  der  vorzunehmenden  partiellen  Um- 
theilung zu  treffen:  welchem  Hof  eine  „Seele"  auf  gewälzt  wird,  dem  wird 
bei  der  Vertheilung  des  Wiesenlandes,  des  Waldes  ein  entsprechend 
grösseres  Stück,  resp.  ein  entsprechend  grösserer  Antheil  zugemessen. 
In  dem  Ackerland  aber  und,  soweit  das  Gehöftland  überhaupt  der  Um- 
theilung unterliegt,  auch  in  diesem  muss  die  bestehende  Abgrenzung 
der  betreffenden  Landantheile  eine  Aenderung  erfahren. 

i)  1.  c.  pag.  212,  221,  229,  230. 
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Es  sind  hierbei  folgende  Verfahren  üblich. 
Geht  die  Wirthschaft  eines  Hofes  vollständig  ein,  d.  h.  stirbt  der 
Hof  ans,   oder  wird  er  zu  einem  Häusler,  oder  endlich  verlässt  die 
ganze  Familie  die  heimathliche  Gemeinde  und  sucht  anderweitig  ein 
Auskommen,  das  sie  zu  Hause  nicht  finden  kann  oder  will,  so  fällt  der 
ganze  Landantheil  an  die  Gemeinde,  die  ihn,  wenn  gerade  um  diese 
Zeit  ein  anderer  Hof  um  so  viel  „Seelen"  reicher  wird  (durch  Heran- 
wachsen einer  Arbeitskraft,  dadurch,  dass  ein  Familienglied  aus  dem 
Militärdienst  heimkehrt,  oder  ein  Schwiegersohn  ins  Haus  kommt  und 
vielfach  auch  dadurch,  dass  die  Vermögenslage  des  Hofes  sich  erheblich 
gebessert  hat  etc.),  einem  solchen  Hofe  im  vollen  Bestände  übergiebt 
Oder  der  Antheil  eines  Hofes  muss  in  Folge  irgend  welcher  Er- 
eignisse um  eine  oder  einige  „Seelen"  verringert  werden,  die  einem 
anderen  Hof  zu   übertragen  sind.    Sind  die  abzuschneidenden  Land- 
streifen hinreichend  breit  und  auch  nach  der  Theilung  bestellungsfähig, 
so  wird  erst  das  Loos  darüber  geworfen,  wer  auf  der  linken  und  wer 
auf  der  rechten  Seite  den  Streifen   erhalten   soll:   sodann  wird   der 
Landstreifen  in  zwei  Theile  getheilt,  von  welchem  der  eine  der  Seelen- 
zahl, die  dem  früheren  Hof  verbleibt,  der  andere  der  Seelenzahl,  *  die 
dem  ersteren  Hof  abgenommen  und  dem  anderen  Hof  zugetheilt  wird, 
entspricht.    Die  partielle  Umtheilung  besteht  hier  also  in  der  Parcel- 
lirung  der  Landstreifen.    Wo  diese  aber  ohnehin  sehr  schmal  sind,  und 
eine  Theilung  in  die  Quer  nicht  möglich  ist  (da  nur  eine  Anfahrt  vor- 
handen, der  eine  Wirth  also  nur  über  den  Landstreifen  des  anderen 
hinweg  zu  seinem  Landstück  gelangen  könnte),  da  werden  zumeist  die 
der  Theilung  unterliegenden  Streifen  nach  der  Beschaffenheit  gruppirt 
und  dann  durch  das  Loos  entschieden,  wer  diesen  und  wer  jenen  ganzen 
Streifen  erhält  (z.  B.  der  Eine  erhält  im  ersten  und  dritten  Gewanne, 
der  Andere  im  zweiten  und  vierten  Gewanne  den  Streifen  etc.),  oder  es 
tritt  eine  freie  Verständigung  ein. 

Immerhin  kann  durch  häufigen  Wechsel  im  Familienbestande  (Ab- 
nahme und  Zunahme)  in  kurzer  Zeit  die  grösste  Gemenge-  und  Streulage 
der  Grundstücke  entstehen.  Um  Solches  zu  vermeiden,  werden  die  Land- 
streifen beider  Höfe  gegen  einander  umgetauscht,  was  aber  nur  in  dem 
Falle  möglich  ist,  dass  der  sich  verringernde  Hof  gerade  so  gross  wird, 
als  der  sich  vergrössernde  Hof  es  bisher  war.  Auch  die  Methode  des 
Weiterschiebens  wird,  wenn  auch  selten  (in  kleinen  Gemeinden,  auch  in 
Loosgruppen  grösserer  Gemeinden,  soweit  der  Wechsel  in  derselben 
Loosgruppe  auszugleichen  ist),  geübt:  d.  h.  die  Landstreifen  des  sich 
^ergrössernden  Hofes  werden  um  den  betreffenden  Theil  erweitert  auf 
Kosten  des  Nachbarn,  dieser  wird  entschädigt  durch  den  gleichen  Theil 
von  seinem  Nachbarn  u.  s.  w.  bis  die  Ausgleichung  aller  Hauswirthe 
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erfolgt  ist.  Wird  freilich  hierdurch  eine  Zunahme  der  Gemenglage 
vermieden^  so  ist  mit  diesem  Verfahren  der  Uebelstand  verbunden,  dass 
viele  und  auch  alle  Hauswirthe  einen  Wechsel  in  ihrem  Grundbesitz 
erfahren. 

Fällt  ein  Äntheil  an  die  Gemeinde  zurück,  der  keinem  Hauswirthe 
zugetheilt  werden  kann,  so  werden  die  Zahlungen  und  das  Land  unter 
alle  Hauswirthe  vertheilt,  bis  ein  neuer  Arbeiter  auftritt  Diese  Land- 
stücke werden  vielfach  schlecht  bestellt,  nicht  gedüngt,  da  der  Dünger  kaum 
für  das  eigene  Land  reicht  und  die  Nutzung  eine  kurze  ist:  manche 
Wirthe  lassen  sie  wüste  liegen,  andere  deterioriren  sie.  Um  Solches  zu 
vermeiden,  wird  das  Land  hier  und  da  einem  wohlhabenderen  Bauern 
zeitweilig  zugetheilt,  wenn  dieser  es  auch  nicht  wünscht.  Auch  wird  es  für 
einen  geringeren  Preis  verpachtet,  wobei  die  Differenz  der  obliegenden 
Zahlungen  und  dieser  Pachtsumme  auf  alle  Höfe  fällt  Ebenso  schlimm 
steht  es,  wie  wir  beiläufig  bemerken,  mit  der  Bewirthschaftung  der 
Beservelandantheile,  die  ja  auch  nur  auf  kurze,  unbestimmte  Zeit  ver- 
geben sind.  Daher  findet  die  Ausscheidung  von  Reservelandantheilen 
nur  selten  statt,  und  zwar  insbesondere  (z.  B.  im  Gouv.  Moskau)  dort, 
wo  die  Ackerwirthschaft  der  Mehrzahl  der  Höfe  im  Verfall  sich  befindet 
und  wo  überhaupt  das  Land  niedrig  geschätzt  wird.  Wo  die  entgegen- 
gesetzten Erscheinungen  bestehen,  dort  ist  alles  Land  vergeben. 

Die  verbreitetste  Art  der  Umtheilung  heimgefallener  Antheile  be- 
steht darin,  dass  alle  zur  Vertheilung  gelangenden  Landstreifen  unter 
die  Loosgruppen  vertheilt  werden,  wobei  die  Stücke  der  einzelnen  Gruppe 
im  umgekehrten  Yerhältniss  zur  Beschaffenheit  des  Bodens  steht  (d.  h. 
je  fruchtbarer  das  einer  Loosgruppe  zufallende  Stück,  desto  geringere 
Ausdehnung  hat  es  und  umgekehrt).  So  erhält  z.  B.  die  eine  Loos- 
gruppe (bei  14  Landstreifen  im  Felde  und  bei  7  Loosgruppen)  nur  einen 
Landstreifen,  aber  von  der  besten  Qualität,  ein  anderer  drei,  aber  von 
schlechtester  Beschaffenheit  etc.  Jetzt  erfolgt  die  Vertheilung  unter 
die  Genossen  der  Loosgruppe,  wenn  das  zugefallene  Land  hinreichend 
gross  und  nicht  ausgesogen  ist.  Ist  Solches  nicht  der  Fall,  so  wird 
das  Land  für  einen  geringen  Preis  verpachtet,  der  Ertrag  häufig  ver- 
trunken. In  kleinen  Gemeinden  ohne  Gruppenbildung  wird  in  derselben 
Art  verfahren,  es  fehlt  nur  diese  Zwischentheilung.  Sowie  jedoch  eine 
neue  Arbeitskraft  auftritt,  wird  ihr  der  Antheil  aufgewälzt:  die  parcel- 
lirten  Landstreifen  werden  wieder  zusammengelegt  und  ihm  aufgetragen, 
falls  der  neue  Arbeiter  nicht  zu  sehr  gegen  die  Zuweisung  dieser  zu* 
meist  ausgesogenen  Landstücke  protestirt. 

Es  können  aber  auch  neue  „Seelen",  neue  „Täglos"  auftreten,  ohne 
dass  freie  Antheile  vorhanden  sind.  Es  müsste  von  allen  Landstreifen 
aller  Hauswirthe  ein  entsprechendes  Stück  abgeschnitten  werden,  was 
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eine  sehr  grosse  Gemeng-  und  Streulage  hervorrufen  und,  wenn  die 
Gemeinde  viele  Höfe  hat,  geradezu  unmöglich  sein  würde.  Vielfach, 
zumal  in  älterer  Zeit  (vor  und  bald  nach  der  Emancipation)  war  ein 
solcher  Umstand  die  Veranlassung  zur  Vornahme  einer  allgemeinen 
Umtheihmg,  resp.  einer  Neuverloosung  in  Combination  mit  einer  par- 
tiellen Umtheilung. 

Um  Solches  zu  vermeiden,  sucht  die  Gemeinde  andere  Hülfsmittel 
ausfindig  zu  machen: 

Ein  Ausweg  ist  folgender:  zumeist  haben  die  Gewanne  die  Form 
eines  Vierecks,  die  einzelnen  Landstreifen  haben  dieselbe  Richtung, 
indem  sie  mit  ihren  beiden  Enden  an .  die  Gewannegrenzstreifen 
oder  an  Feldwege  stossen.  Ist  nun  ein  neuer  Landstreifen  erforder- 
lich, so  wird,  ohne  die  Zahl  und  die  Breite  der  Landstreifen  zu 
vermindern,  ein  solcher  in  die  Quer  abgeschnitten,  d.  h.  nicht  parallel 
den  übrigen  Streifen,  sondern  dem  Fahrweg  oder  dem  Gewannegrenz- 
streifen entlang.  Hierdurch  werden  alle  Landstreifen  um  die  Breite  des 
neugebildeten  Landstreifens  kürzer,  einander  bleiben  sie  aber  gleich. 
Erweist  sich  in  einigen  Gewannen  ein  solches  Abschneiden  unthunlich, 
so  wird  der  Landstreifen  in  anderen  Gewannen  grösser,  d.  h.  breiter,  zu- 
gemessen. Hierdurch  wird  also  die  Vornahme  einer  neuen  allgemeinen 
Umtheilung  vermieden.  Sowie  aber  eine  „Seele"  frei  wird,  d.  h. 
ein  Landantheil  an  die  Gemeinde  fällt,  erhält  jener  Arbeiter  diesen 
und  die  bisher  von  ihm  genutzten  Landstücke  fallen  an  ihre  früheren 
Inhaber  zurück.  Dieser  Modus  ist  jedoch  nur  anwendbar,  wenn  die 
Gewanne  die  Form  eines  regelmässigen  Vierecks  haben,  wenn  bei  der 
Zutheilung  eines  Streifens  an  einer  Seite  des  Gewannes  auf  der  anderen, 
entgegengesetzten  Seite  eine  freie  Durchfahrt  zu  den  Landstreifen  be- 
steht, d.  h.  wenn  der  neue,  querliegende  Landstreifen  nicht  die  anderen 
Wirthe  stört,  jeder  Zeit  freien  Zutritt  zu  ihren  Streifen  zu  haben,  wenn 
der  äusserste  Band  des  Gewannes,  der  dem  Abschneiden  unterliegt,  in 
Betreff  seiner  Beschaffenheit  sich  nicht  zu  sehr  von  der  des  übrigen 
Gewannes  unterscheide,  da  sonst  eine  Ungleichheit  der  Antheile  ent- 
stehen würde,  sodann  wenn  die  Seite  des  Gewannes,  von  der  per  quer 
abgeschnitten  wird,  nicht  zu  lang  ist,  da  der  Streifen  sonst  zu  schmal 
werden  würde,  und  endlich  wenn  der  Inhaber  des  Querlandstreifens  auf 
das  Vertreten  seines  Landes  eingeht,  das  durch  das  Wenden  der  Pferde 
und  Geräthe  bei  der  Bestellung  aller  Streifen  hervorgerufen  wird,  welcher 
Uebelstand  übrigens  durch  einen  Zuschlag  von  Land  (d.  h.  dadurch,  dass 
der  Streifen  ein  wenig  breiter  gemacht  wird)  beseitigt  wird.  Dieser 
Modus  ist  übrigens  selten  in  Uebung  trotz  seiner  grossen  Vorzüge. 
Orlow  hat  ihn  im  Gouv.  Moskau  nur  in  zwei  Dörfern  gefunden :  in  beiden 
wird  der  Ackerbau  gut  betrieben:  in  dem  einen  Dorf  (Aniskina,  Kr. 
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Swenigorod)  ist  nach  Aussage  der  Alten  seit  über  50  Jahren  keine  all- 
gemeine Umtheilung  vorgenommen,  in  dem  anderen  (Besobrasowa,  Er. 
Podolsk)  seit  1862.  Und  dieses  haben  die  Bauern  nach  ihrer  eigenen 
Aussage  jenem  Modus  der  partiellen  Umtheilungen  zu  danken.  Wahr- 
scheinlich besteht  er  auch  in  einigen  anderen  (etwa  15)  Gemeinden.  — 
Die  vorliegenden  Aussagen  der  Bauern  sind  nicht  ganz  correct  gefasst 

Ein  anderer  Ausweg  aus  diesem  Dilemma  ist,  dass  die  Gemeinde 
eine  Abschlagszahlung  von  dem  neuen  Arbeiter  erhebt,  ohne  dass  ihm 
Land  zugetheilt  wird.  So  beschloss  z  B.  die  Gemeinde  Puschbschina 
(Kr.  Sserpuchow,  Gouv.  Moskau)  bei  der  letzten  allgemeinen  Umtheilung 
im  Jahre  1873:  „Wenn  Jemandem  kein  Land  zugetheilt  werden  kann, 
so  soll  dieser  der  Gemeinde  bis  zu  der  folgenden  Umtheilung  10  Rbl. 
jährlich  zahlen",  während  jeder  Tägloarbeiter  (über  17  Jahre)  hier  mit 
zwei  Revisionsseelen  belastet  ist  und  26  Rbl.  zu  zahlen  hat.  Der  neue 
Arbeiter  geht  gerne  auf  diese  Zahlung  ein,  zumal  wenn  er  zu  einer 
arbeiterreichen  Familie  gehört:  der  Seelenantheil  (hier  2,8  Dess.)  ergiebt 
bei  Verpachtung  2  Rbl.  36  Kop.  (im  ganzen  Kreise  durchschnittlich 
2  Rbl.  85  Kop.),  die  ihm  erlassene  Zahlung  beträgt  16  Rbl.,  also  pro 
Seelenlandantheil  8  Rbl.  Diese  Gemeinde,  wie  auch  viele  andere  Ge- 
meinden, die  die  vorliegende  Frage  auf  diese  Weise  lösen,  führen  die 
Ackerwirthschaft  gut,  keine  wüsten  Landstreifen  existiren,  das  Land 
wird  sehr  gestützt.  Nur  wenn  die  Zahl  der  neuen  beträchtlich  wächst, 
etwa  auf  4  —  6  steigt,  erachten  diese  Bauern  es  für  vorteilhafter,  das 
Schlimme  einer  allgemeinen  Umtheilung  auf  sich  2u  nehmen,  und  den 
Landantheil  vermindert  zu  sehen,  als  weiterhin  die  steigende  Differenz 
der  Täglozahlung  und  der  Abschlagszahlung  für  mehrere  Personen  zu 
entrichten. 

Dieses  Verfahren  wird,  wie  wir  hier  beiläufig  bemerken  wollen, 
auch  in  anderer  Veranlassung  eingeschlagen.  Geräth  ein  Hof  vollstän- 
dig in  Verfall,  sodass  aus  Mangel  an  Betriebsmitteln  die  Wirthschaft 
nicht  mehr  geführt  werden  kann,  so  entlässt  vielfach  die  Gemeinde  den, 
gewöhnlich  mit  Rückständen  belasteten  Bauer  auf  Nebenerwerb  aus- 
zugehen. Die  Gemeinde  verständigt  sich  mit  ihm  über  die  Höhe  der 
Abschlagszahlung  und  verpflichtet  sich,  ihm  jährlich  den  Pass  zu  er- 
neuern, wenn  er  den  übernommenen  Verpflichtungen  nachkommt.  Sein 
Landantheil  wird  von  der  Gemeinde  verpachtet.  Derartige  Fälle  finden 
wir  z.  B.  in  mehreren  Gemeinden  der  Wolost  Ssamuschino  (Kr.  Ostasch- 
kow,  Gouv.  Twer)1):  ein  Bauer  schliesst  eine  derartige  Vereinbarung  mit 
der  Gemeinde  auf  6  Jahre,  er  verpflichtet  sich  jährlich  14  Rub  zu 
zahlen,  während  er  eigentlich  für  seine  zwei  Seelen  21  Rbl.  84  Kop.  zu 


')  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  pag.  260. 
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entrichten  hätte;  die  Gemeinde  verpachtet  seinen  Landantheil;  ein  an- 
derer Bauer;  der  in  seiner  Gemeinde  keinen  Hof  noch  Hütte  hat,  sondern 
im  Hofe  seines  Schwiegervaters  in  einem  anderen  Dorf  wohnt,  zahlt 
14  Rbl.  84  Kop.,  seinen  Landantheil  nutzen  zwei  andere  Bauern  seiner 
Gemeinde,  die  dafür  die,  zur  vollen  Deckung  der  obliegenden  Zahlungen 
restirende  Summe  von  7  Rbl.  entrichten.  Derartige  Fälle  finden  sich 
auch  sonst 

Um  den  durch  partielle  Umtheilungen  bedingten  Wechsel  im  Besitz 
einzuschränken,  findet  sich  im  Kreise  Räsan  (im  gleichnamigen  Gouv.)1) 
mehrfach  die  eigentümliche  Einrichtung,  dass  durch  Gemeindebeschluss 
bestimmt  wird,  „die  verstorbenen  Seelen  drei  Jahre  hindurch  nicht  ab- 
zunehmen (sei.  von  dem  Hof,  zu  welchem  sie  gehört  haben),  den  neu 
hinzukommenden  Seelen  drei  Jahre  hindurch  nicht  zu  geben  (sei.  einen 
Landantheil)."  In  dieser  Zeit  kann  der  Wechsel  in  dem  Familienbestand 
sich  wieder  ausgleichen  und  das  „Ab-  und  Aufwälzen"  durch  eintretenden 
Wechsel  in  einen  anderen  Hof  erleichtert  werden.  Diese  Einrichtung 
kann  sich  aber  ohne  empfindliche  Schädigung  des  öconomischen  Wohl- 
befindens der  Gemeinde  nur  dort,  wie  in  dem  betreffenden  Theile  des 
Kreises  Rä3an,  erhalten,  wo  die  obliegenden  Zahlungen  nicht  gar  zu 
drückend  sind  und  jene  Verzögerung  des  „Abwälzens"  nicht  den  Ruin 
des  betreffenden  Hofes  hervorruft. 

Darüber,  welche  Massnahmen  die  Gemeinden  zum  Schutz  der  ein- 
zelnen Hauswirthe  beim  „Ab-  und  Aufwälzen  der  Seelen"  treffen,  finden 
wir  nur  vereinzelte  Notizen.  So  werden  z.  B.  wüste  Landstreifen  nicht 
den  neuen  „Seelen"  auferlegt,  sondern  diese  bleiben  bei  der  Gemeinde 
bis  zur  neuen  allgemeinen  Umtheilung  und  werden  vielfach  zum  Gras- 
schnitt verpachtet  Diese  Regel  wird  auch  in  den  Gemeinden  beob- 
achtet, wo,  wie  wir  oben  gesehen,  überhaupt  die  wüsten  Landstücke 
auch  aus  den  allgemeinen  Umtheilungen  ausgeschieden  sind.  Auch  wird 
dem  neuen  Arbeiter  Land  von  dem  bestellten  Landstreifen  eines  jeden 
Hofes  zugeschnitten;  geht  er  darauf  nicht  ein,  so  werden  ihm  wüste 
Landstreifen  aufgewälzt.  Auch  zahlen  in  zwei  Dörfern  (Rasanoma  und 
Gasidoma,  Er.  Kl  in,  Gouv.  Moskau)  die  Gemeinden  „zur  Düngung"  zu, 
wenn  sie  dem  neuen  Arbeiter  erschöpftes  Land  zutheilt.  Hierdurch  werden 
Umtheilungen  vermieden  (die  letzte  fand  hier  1861—1862  statt).  Auch 
beim  „Ab-  und  Aufwälzen"  von  Gartenland  erfolgt  eine  Zuzahlung,  die 
aber  der  das  Land  Empfangende  entrichtet  nach  Vereinbarung  mit  dem 
bisherigen  Inhaber.  Die  Gemeinde  tritt  in  solchen  Fällen  nur  schieds- 
richterlich ein,  wenn  Streitigkeiten  entstehen;  die  Verständigung  wird 
auch  in  der  Art  erzielt,  dass  der  bisherige  Inhaber  das  abzuschneidende 


l)  Statistik  des  Gout.  Räsan  Bd.  I,  pag.  18. 
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Gartenstück  gegen  eine  Zahlung  an  den  Berechtigten  behält  Auch 
zum  Behalten  wegzugebenden  Ackerlandes,  das  gedüngt  und  werthvoll 
ist,  wird  eine  derartige  Zahlung  an  den  nun  Berechtigten  gezahlt. 

Das  bisher  Gesagte  über  das  „Ab-  und  Aufwälzen"  bezog  sich  auf 
das  Ackerland.  Die  dargelegten  Arten  finden  fast  alle  auch  auf  das 
Gehöftland  Anwendung,  soweit  letzteres  überhaupt  der  Umtheilung 
unterliegt  Eine  Ausnahme  besteht  darin,  dass  der  Hof,  der  aus  dem 
„Täglo"  ausgeschieden  ist,  das  Gehöftland  in  dem  Falle  behält,  wenn 
derselbe  in  der  betreffenden  Gemeinde  überhaupt  nicht  der  Umtheilung 
unterliegt  und  wenn  für  denselben  eine  von  den  anderen  Zahlungen  ge- 
sonderte Zahlung  besteht,  was,  wie  wir  gesehen  haben,  in  wenigen  Dör- 
fern vorkommt  Die  eigentliche  Hofstätte  behält  die  Familie  überall, 
aber  nur  wenn  dieselbe  mit  einer  Hütte  bebaut  ist 

Wie  der  Leser  bemerkt  haben  wird,  sind  die  Arten  der  partiellen 
Umtheilungen  weit  vielgestaltiger  als  die  der  allgemeinen  Umtheilungen. 
Die  Erklärung  liegt  nahe  und  wird  von  Orlow  trefflich  charakterisier 
bei  letzterem  ist  der  Zweck,  die  Herstellung  der  vollständigsten  Gleich- 
mässigkeit  unter  allen  Genossen,  weit  leichter  zu  erreichen,  da  das 
Objekt  eine  grosse,  unpersönliche  Masse  ist,  die  nach  der  Beschaffen- 
heit etc.  gleichmässig  in  Stücke  getheilt  wird,  —  bei  den  partiellen 
Umtheilungen  aber  hat  man  es  mit  bestimmten  Personen  und  mit  Land- 
stücken, die  einen  gewissen  persönlichen  Charakter  tragen,  zu  thun: 
hier  ist  ein  weites  Gebiet  für  Unzufriedenheit,  hier  stossen  die  Interes- 
sen der  Gemeinde  und  einzelner  Personen  beständig  gegen  einander  etc. 
Daher  auch  im  Einzelnen  die  grösste  Verschiedenartigkeit,  ja  ein  Wechsel 
des  Ausgleichungsmodus  in  derselben  Gemeinde  je  nach  Umständen  und 
Zufälligkeiten  aller  Art. 

Schliesslich  ist  noch  die  Frage,  welche  Orlow  und  viele  andere 
Berichterstatter  übergehen,  zu  beantworten,  zu  welchen  Terminen  das 
durch  eine  partielle  Umtheilung  abgetheilte  Land  und  die  Zahlungen 
den  anderen  Wirthen  zufallen.  Die  sofortige  Zutheilung  des  Landes 
wäre  eine  Ungerechtigkeit  gegen  den  ersteren  Hof,  der  ja  zwei  Felder 
und,  wenn  auch  das  Gehöftland  dieser  Umtheilung  unterliegt,  auch  das 
abzuschneidende  Stück  desselben  bestellt  (gepflügt,  geeggt  und  eventuell 
besäet)  hat  Soweit  hierüber  Daten,  freilich  sehr  wenige,  vorliegen,  wird 
in  folgender  Weise  verfahren.  Ueber  solche  Umtheilungen  wird  die 
Gemeinde  im  Allgemeinen  früh  im  Jahre  schlüssig,  die  Naturalabschei- 
dung  des  Landes  kann  selbstverständlich  vor  Beginn  der  landwirthschaft- 
lichen  Arbeiten,  nicht  vor  dem  Wegthauen  des  Schnees  und  dem  Ver- 
siegen des  Frühlingswassers  erfolgen;  im  Kreise  Skopin  (Gouv.  Kasan)1) 
wird  sie  im  Juni  vorgenommen. 

l)  Polowzow,  1.  c.  pag.  21. 
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Das  Brachfeld  fällt  gleich  dem  neuen  Besitzer  zu,  das  bereits 
besäte  Winterfeld,  wenn  wie  im  Kreise  Skopin  erst  im  Juni  die 
ümtheilung  vorgenommen  wird,  verbleibt  dem  bisherigen  Wirthe,  der 
das  Feld  aberntet  und  dieses  fällt  also  erst  im  Frühjahr  des  folgenden 
Jahres  dem  Anderen  zur  Nutzung  zu,  desgleichen  erhallt  er  das  Sommer- 
feld nach  erfolgtem  Schnitt  des  Getreides.  Die  auf  diesem  Seelen- 
antheil  ruhenden  Zahlungen  fallen  auf  den  neuen  Inhaber  dement- 
sprechend erst  mit  dem  ersten  Halbjahr  des  folgenden  Jahres:  und  zwar 
fär  das  erste  Halbjahr  nur  die  Hälfte  derselben,  da  der  frühere  Wirth 
noch  die  Herbsternte  eingeheimst  hat  und  erst  in  dem  zweiten  Halbjahr 
hat  er  die  vollen  Zahlungen  zu  leisten. 

Im  Kreise  Gräsowez  (Gouv.  Wologda)  ist  es  üblich,  dass,  wenn  im 
Frühjahr  die  Uebergabe  erfolgt,  der  neue  Inhaber  für  das  Sommerfeld 
und  den  Wiesenantheil  2/8  der  obliegenden  Zahlungen  trägt,  während  der 
bisherige  Inhaber  das  Roggenfeld  aberntet  und  */$  der  Zahlungen  leistet 

In  der  Gemeinde  Undory  (Kr.  nnd  Gouv.  Ssimbirsk)  besteht  die 
eigenthümliche  Einrichtung,  dass  der  neue  Inhaber,  wenn  die  Zutheilung 
am  Anfang  des  Jahres  erfolgt  ist,  sogleich  alle  Zahlungen  für  den  neuen 
Antheil  trägt;  die  Bauern  meinen,  er  geniesse  ja  bereits  das  Sommer- 
feld und  die  Wiese;  dass  der  bisherige  Wirth  ohne  irgend  welche  Zah- 
lung für  das  laufende  Jahr  das  Winterfeld  nutzt  (den  Roggen  schneidet), 
begründen  sie  mit  der  Erwägung,  dass  er  im  Jahre  vorher  für  das 
Brachfeld  die  Zahlungen  prästirt  hat.1) 

Es  geschieht  aber  auch  zuweilen  (so  im  Falle  des  Todes  des  einzigen 
männlichen  Arbeiters),  dass  in  Mitten  des  Wirtschaftsjahres,  etwa  im 
Juni,  die  partielle  Ümtheilung  vorzunehmen  ist:  in  solch'  einem  Fall 
nutzt  der  neue  Inhaber  nur  das  Brachfeld  und  zahlt  für  die  zweite 
Hälfte  des  Jahres,  die  übrige  Nutzung  verbleibt  dem  bisherigen  Hof,  da 
er  alle  Arbeit  geleistet  hat. 


Sechstes   Kapitel. 

Häufigkeit  und  Ursachen  der  allgemeinen 

Umtheilungen. 

1.  Häufigkeit  der  allgemeinen  umtheilungen. 

§  49. 
Eine  allgemeine  Ümtheilung  wird  vorgenommen,  wenn  die  Ver- 
theilungseinheit,  d.  i.  die  Einheit,  nach  welcher  die  Gemeinde  Land  und 
Zahlungen  vertheilt,  eine  andere  wird.    Wo  die  Vertheilungseinheit  (und 

x)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  pag.  347. 
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nicht  allein  die  Rechnungseinheit,  cf.  TheU  II,  Hälfte  I,  pag.  284—288) 
die  Revisionsseele  ist,  kann  sie  nur  nach  einer  neuen  Revision  auf 
Grundlage  der  neuermittelten  Zahl  der  Revisionsseelen  erfolgen,  wie  es 
früher  bei  den  Domänenbauem  zumeist  und  bei  den  Apanagebauern 
vielfach,  bei  den  gutsherrlichen  Bauern  aber  nur  ausnahmsweise  üblich 
war.  Da  nun  seit  der  letzten  Revision  (1857/1858)  ein  so  langer  Zeit- 
raum verstrichen  ist,  ohne  dass  eine  neue  in  Aussicht  stand,  so  haben 
viele  Gemeinden  zur  Beseitigung,  vieler  weiter  unten  anzugebender 
drückend  gefühlter  Missstände  sich  zum  Uebergang  zu  einer  anderen 
Vertheilungseinheit  (vorhandene  Seelen,  „Esser"  etc.)  entschlossen  und 
nach  dieser  Einheit  eine  allgemeine  Umtheilung  durchgeführt,  gewöhn- 
lich mit  Fixirung  der  Zeit,  nach  Ablauf  welcher  wieder  eine  neue  Um- 
theilung auf  Grund  der  dann  vorhandenen  Seelen  stattzufinden  hat  Wo 
die  Gemeinde  pro  Arbeiter,  Täglo,  nach  der  öconomischen  Leistungsfähig- 
keit Land  und  Zahlungen  vertheilt,  dort  tritt  dann  eine  allgemeine  Um- 
theilung ein,  wenn  ein  neuer  Arbeiter  oder  ein  neuer  Täglo  etc.  hinzutritt, 
für  welchen  Zuwachs  kein  Reserveantheil  vorhanden  ist,  oder  welcher 
nicht  auf  dem  Wege  der  partiellen  Umtheilung  befriedigt  werden  kann. 

Wir  treten  jetzt  an  die  Beantwortung  der  Frage  heran,  die  vielfach 
als  das  punctum  saliens  des  Gemeindebesitzes  und  der  Uebelstände  dieser 
Grundbesitzform  angesehen  wird,  nämlich  der  Frage,  wie  häufig  finden 
allgemeine  Umtheilungen  statt? 

Wir  haben  im  Nachfolgenden  in  erster  Linie  das  Ackerland  vor 
Augen,  auf  gewisse  Besonderheiten  in  Betreff  der  anderen  Nutzungen 
kommen  wir  später  zu  sprechen. 

Ueber  die  Umtheilungsfristen  liegen  verhältnissmässig  nur  wenige 
Daten  vor.  Im  Nachstehenden  bieten  wir  vorerst  eine  Zusammenstellung 
der  Angaben,  die  sich  hierüber  in  den  Materialien  der  mehrfach  behan- 
delten landwirtschaftlichen  Enquete  vom  Jahre  1872—1873  finden.  Der 
Werth  dieser  Daten  wird  erheblich  dadurch  gemindert,  dass  dieselben  mit 
Ausnahme  vereinzelter  Fälle,  in  denen  von  bestimmten  Gemeinden  die 
Rede  ist,  nicht  auf  genauen  Lokaluntersuchungen  beruhen,  sondern  nur 
allgemeine  Angaben,  ungefähre  Schätzungen  für  grössere  Landstriche, 
Kreise  oder  gar  Gouvernements  bieten,  wobei  zufällige  Erfahrungen  der 
einzelnen  Berichterstatter  naturgemäss  eine  grosse  Rolle  spielen.  Wir 
finden  folgende  Angaben1):  Umtheilungen  finden  statt: 

Gouv.  Nowgorod:  Kr.  Waldai:  nicht  häufiger  als  nach  3  Jahren, 
Kr.  Krestzi:  bei  den  Domänenbauern  aller  3  Jahre,  bei  den  Apanage- 
bauern von  Revision  zu  Revision,  ungefähr  die  Hälfte  der  früher  guts- 


!)  Wir  übergehen  diejenigen  Kreise,  in  Betreff  deren  anderweitige,  ausführliche 
weiter  unten  mitzutheilende  Daten  vorliegen. 
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herrlichen  Bauern  haben  das  abgelöste  Land  mit  Ausnahme  der  Weiden 
zum  bleibenden  persönlichen  Besitz  allendlich  getheilt,  die  anderen 
Bauern  theilen  das  Land  jetzt  seltener  als  früher,  Kr.  Borowitschi:  das 
Ackerland  wird  (in  einer  Wolost)  alle  10—15  Jahre  umgetheilt. 

Gouv.  Twer:  Kr.  Kortschewa:  fast  überall  jährlich,  Kr.  Wischni- 
wolotschok:  in  einer  Wolost  1864  zum  letzten  Mal  umgetheilt,  und  zwar 
zum  bleibenden  Besitz. 

Gouv.  Smolensk:  Umtheilungen  werden  nicht  häufig  vorgenommen. 
Er.  Smolensk:  mehrere  Gemeinden  haben  im  Jahre  1872  das  Land  für 
die  Zeit  von  20  Jahren  umgetheilt,  Kr.  Belsk:  seit  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft sind  Umtheilungen  „eine  seltene  Erscheinung". 

Gouv.  Kaluga:  Gemeindebeschlüsse,  vor  10—20  Jahren  das  Land 
nicht  umzutheilen,  werden  hier  und  da  gefasst,  überhaupt  zeigt  sich  das 
Bestreben,  diese  Fristen  zu  verlängern. 

Gouv.  Wladimir:  in  3  Wolosten  des  Kr.  Wladimir  wird  von  Re- 
vision zu  Revision  umgetheilt;  in  einer  Wplost  des  Kr.  Kowrow  finden 
im  Allgemeinen  Umtheilungen  von  Revision  zu  Revision  statt;  sind 
jedoch  viele  zahlungsunfähige  „Seelen"  vorhanden  und  ergiebt  sich  die 
Notwendigkeit,  diesen  Seelen  das  Land  abzunehmen,  so  wird  früher 
eine  Umtheilung  vorgenommen,  ebenso  in  einer  anderen  Wolost  des 
Kr.  Kowrow;  in  einer  Wolost  des  Kr.  Jurjew  hat  seit  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  keine  Umtheilung  stattgefunden. 

Gouv.  Jaroslaw:  überhaupt  selten;  im  Kr.  Jaroslaw  finden  selten 
umtheilungen  statt,  nur  dann,  wenn  zu  viel  „frei  gewordene*  Seelen,  d.  h. 
„verwaistes"  Seelenland,  sich  angehäuft  haben;  Kr.  Danilow:  früher  jähr- 
liche Umtheilungen,  jetzt  (mit  Ausnahmen  jedoch)  viel  seltener;  in  einer 
Wolost  dieses  Kreises  ward  im  Jahre  1871  eine  Umtheilung  vorgenom- 
men, die  Bauern  entsinnen  sich  nicht  der  Umtheilung,  die  vor  dieser 
stattgefunden  hat;  in  einer  anderen  Wolost  dieses  Kreises  ist  seit  der 
Revision  keine  Umtheilung  erfolgt. 

Gouv.  Kostroma:  Kr.  Wetluga:  jährliche  Umtheilungen;  Kr.  Makar- 
jew:  zum  grössten  Theil  jährlich;  Kr.  Jurgewez:  in  einer  Wolost  hat 
seit  der  X.  Revision  keine  Umtheilung  stattgefunden,  in  den  anderen 
Wolosten  theils  in  kurzen,  theils  in  längeren  Fristen. 

Gouv.  Nishninowgorod:  im  gleichnamigen  Kreise  wird  in  einigen 
nur  Ackerbau  treibenden  Gemeinden  das  Land  auf  längere  Zeit  umge- 
theilt; Kr.  Balachna:  Umtheilungsfristen  von  6  Jahren  gelten  als  kurze, 
Fristen  von  15  Jahren  und  mehr  finden  sich,  Kr.  Makarjew:  alle  3  Jahr, 
bei  den  Domänenbauern  von  Revision  zu  Revision;  Kr.  Ardatow:  in 
vielen  Gemeinden  haben  die  Bauern  beschlossen,  erst  nach  12  oder 
15  Jahren  das  Land  wieder  umzutheilen. 

Gouv.  Kasan:  im  gleichnamigen  Kreise  wird  zumeist  von  Revision 

9* 
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zu  Revision  das  Land  umgetheilt,  nur  ausnahmsweise  nach  3  oder 
4  Jahren;  Kr.  Malmüsch:  jährliche  Umtheilungen;  Kr.  Kosmodemjansk: 
die  Tscheremissen  theilen  selten  das  Land  um.  Der  Gouvernementadels- 
marschall erklärt,  dass  in  diesem  Gouvernement  seit  Ausreichung  der 
Grundbücher  an  die  früher  gutsherrlichen  Bauern  sehr  selten  Umthei- 
lungen vorkommen,  ebenso  bei  den  Domänen-  und  bei  den  Apanage- 
bauern. 

Gouv.  Ssimbirsk:  im  Kr.  Kurmysch  werden  die  Umtheilungsfristen 
in  der  letzten  Zeit  verlängert;  Kr.  Ar  dato  w:  auch  hier  werden  längere 
Umtheilungsfristen  von  den  Gemeinden  festgesetzt  Kr.  Ssimbirsk  und 
Kr.  Alatyr:  theils  von  Revision  zu  Revision,  theils  häufiger. 

Gouv.  Ssamara:  Kr.  Nikolajewsk  in  der  deutschen  Colonie  Katha- 
rinenstadt  alle  8  Jahre,  in  den  anderen  Golonien  aller  5  —  8  Jahre. 

Gouv.  Ssaratow,  Kr.  Atkarsk:  Die  Bauern  theilen  in  der  letzten 
Zeit  möglichst  selten  das  Land  um,  doch  kommen  auch  noch  jährliche 
Umtheilungen  vor;  Kr.  Petrpwsk:  die  verständigen  Gemeinden  nehmen 
möglichst  selten  Umtheilungen  vor;  dach  5  oder  nach  10  Jahren;  Kr. 
Wolsk:  jährliche  Umtheilungen;  Kr.  Kamyschin:  nach  3, 5  und  10  Jahren; 
Kr.  Balaschow:  theils  in  kurzen,  theils  in  langen  Terminen  bis  zu  den 
Modus  von  Revision  zu  Revision;  Kr.  Ssaratow:  jährliche  Umtheilungen 
kommen  vor. 

Gouv.  Pensa:  häufige  Umtheilungen;  in  zwei  Wolosten  des  Kr. 
Ssaransk  haben  die  Gemeinden  beschlossen,  nicht  vor  Ablauf  von 
15  Jahren  das  Land  umzu theilen;  in  einer  Wolost  des  Kr.  Pensa  haben 
die  Gemeinden,  die  früher  häufig  Umtheilungen  vornahmen,  bestimmt, 
es  nicht  vor  6  Jahren  zu  thun,  in  einer  anderen  Wolost  dieses  Kreises 
nicht  vor  9  Jahren;  Kr.  Narowtschat:  jährliche  Umtheilungen. 

Gouv.  Tambow:  Kr.  Tambow:  häufige  Umtheilungen;  Kr.  Kirsanow: 
in  einer  Wolost  von  Revision  zu  Revision. 

Gouv.  Räsan:  Kr.  Jegorjewsk:  Umtheilungsfristen  bis  zu  9  Jahren; 
Kr.  Räshsk:  selten,  die  Bauern  suchen,  Umtheilungen,  soweit  es  möglich 
ist,  zu  entgehen. 

Gouv.  Tula:  Kr.  Krapiwna:  früher  häufige  Umtheilungen,  jetzt  nur 
nach  5  oder  10  Jahren;  Kr.  Odojew  und  Kr.  Tschern  häufig,  Kr.  Iefre- 
mow:  selten  Umtheilungen  (nach  20— 30.  Jahren);  Kr.  Kaschin:  häufige 
Umtheilungen,  da  das  Land  von  verschiedener  Beschaffenheit,  nicht 
gleichmässig  von  den  Bauern  getheilt  werden  kann.  Kr.  Tschern:  bei  den 
Domänenbauern  von  Revision  zu  Revision,  auch  bei  früher  gutsherrlichen 
Bauern.  Der  Gouverneur  dieses  Gouvernements  erklärt:  Umtheilungen 
des  Ackerlandes  finden  nicht  so  häufig  statt,  als  man  meint;  von  einer 
Revision  bis  zur  folgenden  nutzen  die  Bauern  dieselben  Landstreifen. 

Gouv.  Orel:  Kr.  Orel:  fasst  in  allen  Gemeinden  ist  der  Beschluss 
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gefasst,  nicht  vor  6  Jahren  eine  neue  Umtheilung  vorzunehmen;  Kr. 
Mzensk:  Umtheilungen  nicht  häufig,  nach  einer  anderen  Aussage  häufig. 
Kr.  Ssewsk  und  Trubtschewsk:  Umtheilungen  werden  nur  im  Falle  der 
dringendsten  Nöthigung  vorgenommen. 

Gouv.  Kursk:  im  Kr.  Fatesh  bei  den  früher  gutsherrlichen  Bauern 
von  Revision  zu  Revision;  Kr.  Starooskol:  nicht  häufig;  Kr.  Lgow  und 
Kr.  Nowooskol:  häufig;  Kr .  Seht schigry :  häufig;  Kr.  Rylsk  und  Kr.Sudsha: 
nicht  häufig. 

Gouv.  Woronesh:  bei  den  Kleinrussen  häufige  Umtheilungen,  bei 
den  Grossrussen  von  Revision  zu  Revision;  Kr.Nishendewizk:  alle  3  Jahre. 

Gouv.  Charkow:  Kr.  Woltschansk  und  Kr.  Kupjan:  häufig,  Kr.  Lebe- 
din:  bei  den  Kleinrussen  seltener,  als  in  den  grossrussischen  Gouver- 
nements. 

Gouv.  Tschernigow:  Kr.  Koselez:  sehr  selten. 

Gouv.  Jekaterinoslaw:  Kr.  Bachmut:  häufig. 

Gouv.  Taurien:  Kr.  Eupatoria:  lange  Umtheilungsf eisten;  Kr.  Ssim- 
feropol:  von  Revision  zu  Revision. 

Die  Fortsetzung  der  Materialiensammlung  des  Domänenministeriums 
über  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  (1878)  enthält  folgende  Daten 
über  die  Umtheilungsfristen: 

Gouv.  St.  Petersburg:  Kr.  Luga  und  Jamburg:  selten  werden  Um- 
theilungen vorgenommen,  nur  ausnahmsweise  häufiger  als  nach  12  bis 
15  Jahren.  Im  letztgenannten  Kreise  haben  einige  Gemeinden  feste 
Termine  normirt:  sie  schwanken  zwischen  3  und  20  Jahren,  partielle 
Umtheilungen  erfolgen  häufiger  je  nach  Bedürfhiss;  im  Kr.  Luga  z.  B. 
durchschnittlich  12  Landantheile  jährlich  unter  1500  Landantheilen 
(Höfen)  in  32  Dörfern. 

Gouv.  Twer:  Umtheilungen  finden  selten  statt,  treten  nur  ausnahms- 
weise ein;  die  Bauern  suchen  es  zu  vermeiden;  ja  es  kommt  vor,  dass 
„freigewordenes"  Seelenland  (durch  Tod  etc.),  das  keine  Liebhaber  gegen 
Uebernahme  der  obliegenden  Leistungen  findet  und  füglich  nicht  unter 
alle  Höfe  getheilt  werden  kann,  ungenutzt  bleibt  und  die  Bauern  lieber 
die  entsprechende  Mehrzahlung  übernehmen,  als  es  zu  einer  neuen  all- 
gemeinen Umtheilung  kommen  zu  lassen.  In  vielen  Gemeinden  ist  der 
Beschluss  gefasst,  dass  in  der  Zwischenzeit  zwischen  Revisionen  keine 
umtheilungen  stattfinden  sollen.  Nur  in  einer  Wolost  (Brotkomo)  finden 
sich  einige  Dörfer,  die  bisher  das  Ackerland  jährlich  umgetheilt  haben, 
im  Jahre  1878  ist  aber  der  Gemeindebeschluss  gefasst,  nicht  vor  6  Jahren 
eine  Umtheilung  vorzunehmen. 

Gouv.  Smolensk,  Kr.  Wäsma:  allgemeine  Umtheilungen  sind  eine 
»sehr  seltene  Erscheinung"  und  finden  nur  in  Ausnahmefällen  statt, 
wenn  die  Notwendigkeit  vorliegt,  freigewordenes  Land  zu  vertheilen. 
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Solche  Fälle  sind  in  2  Dörfern  eingetreten,  in  den  anderen  Dörfern  sind 
überhaupt  keine  Umtheilungen  vorgenommen.  (Seit  wann?  ist  nicht 
angegeben,  vielleicht  seit  der  Ausscheidung  und  Grenzregulirung  des 
Bauerlandes  gemäss  dem  Emancipationsgesetz). 

Gouv.  Kaluga,  Kr.  Medyn:  in  den  Gemeinden  der  Wolost  Adujewo 
hat  seit  der  letzten  Revision,  also  seit  20  Jahren,  nur  eine  allgemeine 
Umtheüung  stattgefunden. 

Gouv.  Jaroslaw,  Kr.  Jaroslaw:  die  früher  gutsherrlichen  Bauern, 
die  ihr  Land  abgelöst  haben,  nehmen  keine  Umtheilungen  vor  (die 
Landstücke  befinden  sich  in  Gemenglage);  jeder  Hof  behält  seinen  Land- 
antheil;  bei  Familientheilungen  wird  jedoch  der  Landantheil  des  be- 
treffenden Hofes  getheilt. 

Gouv.  Kostroma,  Kr.  Kineschma:  allgemeine  Umtheilungen  finden 
alle  3—9  Jahre  statt 

Gouv.  Kasan:  bei  den  Domänenbauern  von  Revision  zu  Revision, 
bei  den  früher  gutsherrlichen  Bauern  haben  sich  keine  festen  Termine 
ausgebildet,  aber  Umtheilungen  finden  jetzt  selten  statt. 

Gouv.  Ssamara,  Ssaratow,  Taurien:  Umtheilungen  finden  in  ver- 
schiedenen Zeiträumen  statt:  jährlich,  nach  5  oder  10  Jahren;  die  Ter- 
mine wechseln  häufig.  In  zwei  Wolosten  des  Gouv.  Ssaratow  (eine  im 
Kr.  Ssaratow,  die  andere  im  Kr.  Petrowsk)  finden  überhaupt  keine 
Umtheilungen  statt,  in  drei  Wolosten  des  letzteren  Kreises  auch  keine 
partiellen. 

Gouv.  Pensa,  Kr.  Pensa:  in  den  Gemeinden  dreier  untersuchten 
Wolosten  bestehen  verschiedene  Termine:  jährlich,  nach  6,  8  Jahren 
und  auch  von  und  zu  Revision.  Ebenso  in  den  Gemeinden  zweier 
Wolosten  im  Kr.  Gorodischtsche:  hier  wird  das  Ackerland  in  zwei 
ungleiche  Theile  getheilt,  von  denen  der  grössere  Theil  jährlich,  der 
kleinere  aber  erst  nach  20  Jahren  getheilt  wird;  neugerodetes  Land 
derselben  Höfe  bleibt  in  der  Nutzung  10 — 18  Jahre.  Kr.  Nishnilomow: 
in  einer  Wolost  wird  das  gedüngte  Ackerland  nicht  umgetheilt,  das 
andere  aber  jährlich. 

Gouv.  Tambow,  Kr.  Jelatma:  alle  10  Jahr  in  den  Gemeinden  einer 
Wolost. 

Gouv.  Räsan,  Kr.  Spask  (5  Woloste),  Ssaposhok  (2  Woloste)  nnd 
Kassimow  (6  Woloste).  Keine  festen  Termine;  in  drei  Wolosten  des 
erstgenannten  Kreises  keine  Umtheüung  seit  der  letzten  Revision  (1858), 
sonst  alle  10—15  Jahre. 

Gouv.  Tula:  allgemeine  Umtheilungen  sind  in  letzter  Zeit  eine 
äusserst  seltene  Erscheinung;  bei  den  früher  gutsherrlichen  Bauern  fand 
grösstenteils  die  letzte  bei  Abtheilung  des  Bauerlandes  am  Anfange 
der  sechziger  Jahre  statt.    Nur  in  den  Gemeinden  einer  Wolost  im 
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Kr.  Jepifan  und  einer  Wolost  im  Kr.  Nowossil  finden  häufiger  Um- 
theilungen statt:  in  den  ersteren  alle  3,  in  den  letzteren  alle  6  Jahre. 
Gouv.  Orel:  im  Allgemeinen  sind  Umtheilungen  recht  selten,  in  dem 
Landstrich  mit  Schwarzerde  hat  die  überwältigende  Mehrheit  der  Dörfer 
seit  der  letzten  Revision  keine  Umtheilung  vorgenommen.  Im  Kr.  Orel 
ist  die  jährliche  Umtheilung  üblich;  im  Kr.  Kromü  in  einer  Wolost 
jährlich,  sonst  nur  nach  Revisionen,  im  Kr.  Bolchow  waren  1— 3jährige 
Termine  üblich,  jetzt  aber  haben  fast  ausnahmslos  die  Gemeinden  das 
Land  bleibend  den  Höfen  zugetheilt. 

Gouv.  Charkow:  in  zwei  Dörfern  im  Kr.  Achtür  nehmen  die  Bauern 
keine  Umtheilungen  vor,  „da  sie  gewinnbringende  Nebenarbeit  haben". 
Gouv.  Tschernigow:  Kr.  Nowosüskowo:  Umtheilungen  finden  jetzt 
seltener  statt 

Gouv.  Jekaterinoslaw:  Kr.  Rostow  und  Stadthauptmannschaft  Tagan- 
rog:  in  zwei  Wolosten  nach  3  und  15  Jahren,  in  den  anderen  Gemeinden 
jährlich  (Zweifelderwirthschaft:  das  eine  Feld  als  Acker,  das  andere 
zum  Grasschnitt  und  Weide);  Kr.  Pawlograd:  in  fünf  Gemeinden  einer 
Wolost  alle  3  Jahre,  sonst*  hat  hier  seit  1861  keine  Umtheilung  statt- 
gefunden, ebenso  im  Kr.  Alexandrow  (1  Wolost)  und  Kr.  Nowomoskowsk 
(2  Woloste).  Auch  im  Kr.  Mariupol  haben  in  letzter  Zeit  keine  Um- 
theilungen stattgefunden. 

Gouv.  Cherson:  im  Kr.  Gherson  werden  die  entfernt  belegenen  Land- 
stücke gewöhnlich  nach  6,  die  näher  belegenen  nach  3  Jahren  umge- 
theilt;  Kr.  Odessa:  seit  Aufstellung  des  Grundbuchs  im  Jahre  1861  keine 
Umtheilung,  ebenso  in  den  Gemeinden  einer  Wolost  im  Kr.  Ananjew. 

In  Betreff  dieser  ohnehin  dürftigen  und  zum  Theil  unbestimmten 
Angaben  ist  zu  bemerken,  dass  hierbei  die  allgemeinen  Umtheilungen,  die 
alle  Höfe  berühren,  nur  selten  von  den  partiellen  Umtheilungen,  die  den 
Besitzstand  nur  einzelner  Höfe  und  zumeist  nur  einen  Theil  der  Land- 
streifen derselben  ändern,  geschieden  sind.  Aus  der  Fassung  einiger 
Angaben  ergiebt  sich  geradezu,  dass  auch  die  partiellen  Umtheilungen 
dem  Berichterstatter  vorgeschwebt  haben.  Demnach  ist  der  Schluss  be- 
rechtigt, dass  allgemeine  Umtheilungen  in  Wirklichkeit  seltener  vorge- 
nommen werden,  als  angegeben  ward.  Sodann  ist  nicht  ausser  Acht  zu 
lassen,  dass  jährliche  Umtheilungen  wol  überall  derart  zu  verstehen 
sind,  dass  bei  der  Dreifelderwirthschaft  jährlich  ein  Feld  (und  zwar  das 
Brachfeld),  also  in  3  Jahren  das  ganze  Ackerland  neu  vertheilt  wird. 
Auch  sind  Neuverloosungen  nicht  von  den  allgemeinen  Umtheilungen 
geschieden. 

Nach  diesen  allgemein  gehaltenen  Angaben  über  die  Häufigkeit  der 
Umtheilungen  gehen  wir  auf  die  Landstriche  ein,  in  Betreff  deren  genaue 
Angaben  in  den  neueren  Publicationen  vorhanden  sind. 
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Die.  Gemeinde  Sinowjewka  (Gouv.  Ssaratow)  hat  15  Jahre  nach  der 
Emancipation  das  Land  neu  vertheilt1) 

Im  Kreise  Ssarapul  (Gouv.  Wätka)  hat  bei  den  früher  gutsherrlichen 
Bauern  die  letzte  allgemeine  Umtheilung  1862  und  1863,  bei  den  Apa- 
nagenbauern nach  Empfang  der  neuen  Grundbücher  (1865  und  1866;") 
stattgefunden. 

Beichere7  wenn  auch  noch  nicht  vollständige  Daten  besitzen  wir  über 
das  Gouvernement  Ssaratow.    Nach  officiellen  Angaben  fanden  von  278 
Gemeinden  in  55  Wolosten,  über  welche  Auskünfte  eingegangen  waren, 
jährliche  Umtheilungen  in  128  Gemeinden 
nach  2  Jahren  in    22  „ 

99         **  9t  77         ^1  99 

99         6  99  99         20  „ 

n      8        „         „      1^  „ 

„   i  \j       ff        ff     ±1  ff  Star U 

Von  Revision  zu  Revision  theilen  38  Gemeinden.  Keinerlei  Umthei- 
lungen seit  Abgrenzung  und  Zutheilung  des  Bauerlandes  (1862)  haben  23 
Gemeinden  vorgenommen.  Von  diesen  letzteren  gedenken  vier  Gemeinden 
(Wolost  Urleiskoje,  Kr.  Petrowsk),  nie  mehr  das  Land  umzutheilen.  In 
den  deutschen  Kolonien  wird,  nach  den  aus  drei  Wolosten  eingegangenen 
Daten,  das  Land  nach  5  oder  6  Jahren  je  nach  der  Zahl  der  Felder 
umgetheilt;  eine  Gemeinde  theilt  jährlich  um.  Bei  zehn  Gemeinden  (in  der 
Wolost  und  dem  Kreise  Kamüschin)  findet  alle  10  Jahr  eine  Umtheilung 
statt  Von  den  Gemeinden,  die  seit  Zutheilung  des  Landes  keine  Um- 
theilung vorgenommen  haben,  sind  12  im  Kr.  Atkarsk,  5  im  Kr.  Ghwa- 
lünsk,  4  im  Kr.  Petrowsk  und  je  eine  Gemeinde  in  den  Kr.  Kamüschin 
und  Ssaratow  belegen.  Aus  den  eingegangenen  Ausweisen  ergiebt  sich, 
dass  die  Bauern  die  Schäden  jährlicher  Umtheilungen  immer  mehr  ein- 
sehen und  dass  die  Gemeinden,  die  diese  aufgegeben  haben,  lange  Um- 
theilungsfristen  normiren:  von  150  Gemeinden,  die  die  jährlichen  Um- 
theilungen abgeschafft  haben,  haben  72  Gemeinden,  also  fast  die  Hälfte, 
die  längsten  Umtheilungsfristen  statuirt.8) 

Leider  ist  der  Unterschied  von  Neuverloosungen  und  allgemeinen 
Umtheilungen  in  diesen  Daten  nicht  beachtet  Dass  in  diesem  Gouverne- 
ment vielfach  Neuverloosungen  stattfinden,  kann  ich  auf  Grund  persön- 
licher Erkundigungen  daselbst  behaupten. 


])  TpnporOBi:  Hanm  oödjhhh  in  den  Otot.  3an.  1879,  Band  III,  pag.  112. 

a)  M.  KypoüTeBi:  0  nopsx&t  seHieBjiaxiHifl  KpecTBHHaMB  capanyjLCuaro  yfcx&t 
in  den  Tpy*H  Hmh.  Boab.  3kohox.  Oömecma  1878,  Band  III,  pag.  89. 

3)  B.  TpHporoBi:  Iloxaraaji  xecniHHa  im  Blcnnai  EBpomi  1878,  Band  X, 
pag.  85—87. 
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Für  5  Wolosten  des  Kreises  Ssaratow  dieses  Gouvernements  liegen 
in  der  Publication  der  Landschaft  vollständige  Daten  vor1).  In  der  ganz 
überwältigenden  Mehrzahl  der  Gemeinden  hat  seit  der  Emancipation  keine 
allgemeine  Umtheilung  stattgefunden,  während  wie  oben  bereits  bemerkt, 
Xeuverloosungen  zur  Ausgleichung  der  verschiedenartigen  Beschaffenheit 
der  de  Höfen  zugefallenen  Landstreifen  —  noch  ziemlich  weite  Verbrei- 
tung haben. 

§  50. 

Herr  Orlow  hat  in  seiner  für  die  Erforschung  des  Gemeindebesitzes 
epochemachenden  Statistik  des  Gouv.  Moskau8)  eine  systematische  Ver- 
arbeitung der  in  diesem  Gouvernement  vorgekommenen  allgemeinen  Um- 
theilungen  (mit  Einschluss  der  Neuverloosungen,  die  er  nicht  von  jenen 
scheidet)  geboten.  Diese  Arbeit  ist  um  so  bedeutungsvoller,  als  es  sich 
um  einen  Landstrich  handelt,  in  welchem  die  öconomischen  Bedingungen 
sehr  verschieden  gestaltet  sind,  weit  mehr  als  in  den  anderen  Landstrichen, 
aus  welchen  bisher  vollständige  Materialien  über  diese  Frage  an  die 
Öffentlichkeit  gelangt  sind.  Ich  gebe  daher  in  Kürze  die  Auseinander- 
setzungen des  verdienstvollen  Statistikers  wieder: 

Von  den  ca.  5500  Gemeinden  dieses  Gouvernements  lagen  für  4442 
Gemeinden  vollständige  und  sichere  Daten  in  Betreff  der  Umtheilungen 
vor.  In  diesen  4442  Gemeinden  haben  in  den  zwanzig  Jahren  von  der 
X.  allgemeinen  Seelenrevision  (1858)  bis  zum  Jahre  1878  überhaupt  9427 
allgemeine  Umtheilungen  des  Feldlandes  stattgefunden,  im  mittleren 
Durchschnitt  also  in  jeder  Gemeinde  2,1  Mal,  d.  h.  jede  Gemeinde  hat 
im  Durchschnitt  in  diesen  20  Jahren  2,1  Mal  ihr  Feldland  umgetheilt. 
Gehen  wir  auf  die  Kreise  ein,  so  finden  wir  einige,  wenn  auch  keine 
bedeutenden  Abweichungen  von  dieser  mittleren  Zahl:  von  der  niedrigsten 
Ziffer  in  den  Kreisen  Wolokolamsk  und  Wereja  (1,6)  bis  zur  höchsten 
Ziffer  im  Kreise  Bogorodsk  (3,3).  Die  Kreise  lassen  sich  je  nach  dem 
Abweichen  von  dem  für  das  ganze  Gouvernement  gefundenen  durch- 
schnittlichen Mittel  in  folgende  drei  Gruppen  zusammenfassen. 

Erste  Gruppe:  in  den  Kreisen  Wolokolamsk,  Wereja,  Swenigorod, 
Elin,  Podolsk,  Moskau  und  Sserpuchow  ist  die  Häufigkeit  der  Umthei- 
lungen von  1,6  bis  2. 

Zweite  Gruppe:  in  den  Kreisen  Dmitrow,  Moshaisk,  Rusa  und  Bogo- 
rodsk ist  sie  von  2,2  bis  3,3. 

Dritte  Gruppe:  in  den  Kreisen  Bronnizü  und  Kolomna  entspricht 
die  Häufigkeit  der  Umtheilungen,  der  für  das  Gouvernement  gefun- 
denen Ziffer. 


*)  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Band  I,  Lieferung  I.    Wir  unterlassen  die 
Angabe  der  Seitenzahl,  da  die  Mehrzahl  der  Seiten  zu  notiren  wäre. 
*)  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Band  II,  pag.  133-166. 
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Demnach  weisen  die  einzelnen  Kreise  nur  geringe  Abweichungen 
von  der  Durchschnittsziffer  der  Gouvernements  auf.  Die  Abweichungen 
zeigen  in  den  äussersten  Fällen  (Kr.  Bogorodsk  und  Kr.  Wolokolamsk) 
das  Verhältniss  von  2  : 1,  d.  h.  die  grösste  Häufigkeit  pro  Kreis  ist  um 
das  doppelte  grösser  als  die  geringste. 

Beim  Eingehen  auf  die  Wolosten  finden  wir  eine  weit  grössere  Ver- 
schiedenheit: während  sich  einerseits  einige  Wolosten  finden  (Chatun  und 
Ostrow),  in  denen  die  Häufigkeit  der  Umtheilungen  in  den  20  Jahren 
nicht  1  übertrifft,  sind  andere  Wolosten  (Bunkow),  die  4,8  aufweisen. 
Demnach  überragt  die  grösste  Häufigkeit  um  das  fünffache  die  geringste 
Häufigkeit  Theilen  wir  die  Wolosten  in  vier  Gruppen,  und  zwar  der  Art,  dass 
in  der  ersten  Gruppe  die  durchschnittliche  Häufigkeit  von  1  —  2,  in  der 
zweiten  von  2  —  3,  in  der  dritten  von  3  —  4  und  in  der  vierten  über 
4  beträgt,  so  erhalten  wir  für  die  erste  Gruppe  72  Wolosten,  d.  h.  44  °/0 
der  Gesammtzahl  der  Wolosten  im  Gouvernement  (165  Wolosten),  für  die 
zweite  Gruppe  76  Wolosten  oder  46  %>  für  die  dritte  Gruppe  12  Wolosten 
oder  7  %  und  endlich  für  die  vierte  Gruppe  5  Wolosten  oder  3  °/0.  Also 
ist  die  mittlere  Häufigkeit  nur  in  17  Wolosten,  d.  h.  10%  der  Gesammt- 
zahl, grösser  als  3. 

Gehen  wir  endlich  auf  die  Gemeinden  selbst  ein:  von  den  4442  Ge- 
meinden haben  in  den  zwei  Jahrzehnten  ihr  Ackerland  umgetheilt: 

ein  Mal  1655  Gemeinden  oder  37,2  % 

»  »     42,3  /0 

»  »       °;9  /o 

n  »       2,4  /0 


zwei  „ 

1879 

drei    „ 

395 

vier    „ 

110 

fünf  „ 

72 

sechs  „ 

338 

1,6  o/o 
7,6  % 


4442  *)  Gemeinden  oder  100  °/0. 
Ueber  ein  Drittel  der  Gemeinden  hat  also  nur  ein  Mal  das  Land 
umgetheilt  Aus  den  gesammelten  Daten  ergiebt  sich,  dass  fast  in  allen 
Gemeinden,  die  nur  ein  Mal  in  diesem  Zeitraum  umgetheilt  haben,  die 
Umtheilungen  in  den  Jahren  1858—62  erfolgt  sind,  d.  h.  bald  nach  der 
Seelenrevision  oder  bald  nach  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft;  von 
dieser  Zeit  ab,  also  in  der  Zeit  von  16— 20  Jahren,  sind  keine  weiteren 
Umtheilungen  vorgenommen  worden.  —  Sodann  haben  fast  die  Hälfte 
der  Gemeinden  (42,3  °/0)  zwei  Mal  Umtheilungen  ausgeführt  Fast  alle 
diese  Gemeinden  haben,  wie  die  der  ersten  Gruppe,  in  den  Jahren 
1858—62  eine  Umtheilung  erlebt,  die  zweite  Umtbeilung  erfolgte  in  den 
letzten  5—7  Jahren.  Endlich  hat  nur  ein  Fünftel  der  Gemeinden  (20,5  °/0) 


')  In  dieser  von  Orlow  gebotenen  Tabelle  steckt  ein  Druckfehler:  die  Addition 
ergiebt  nicht  4442  Gemeinden,  sondern  4449. 
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mehr  als  zwei  Mal  umgetheilt  Hieraus  haben  wir  den  Schluss  zu  ziehen, 
dass  in  der  Mehrzahl  der  Gemeinden  dieses  Gouvernements  Umtheilungen 
des  Landes  selten  stattfinden,  dass  die  häufige  Wiederholung  der  Um- 
theilungen also  nur  eine  Ausnahme  bildet.  Worin  die  Erklärung  für 
diese  Ausnahme  zu  finden  ist,  werden  wir  an  anderer  Stelle  ausein- 
andersetzen. 

Gehen  wir  auf  die  Gemeinden,  wie  sie  sich  auf  die  Kreise  vertheilen, 
ein,  so  finden  wir,  dass  die  für  das  ganze  Gouvernement  gewonnenen 
Schlüsse  auch  für  die  einzelnen  Kreise  Geltung  haben:  in  allen  Kreisen 
hat  der  bedeutend  grössere  Theil  der  Gemeinden  in  den  zwei  Decennien 
ein  oder  zwei  Mal  das  Land  umgetheilt,  Gemeinden  mit  häufigeren  Um- 
theilungen bilden  einen  verhältnissmässig  sehr  geringen  Procentsatz. 
Nur  im  Kreise  Bogorodsk,  wo  die  öconomischen  Bedingungen,  wie  wir 
sehen  werden,  ganz  anders  als  in  den  anderen  Kreisen  geartet  sind,  sind 
häufige  Umtheilungen  recht  verbreitet:  Gemeinden,  die  mehr  als  zwei 
Mal  umgetheilt  haben,  betragen  hier  40%  aller  Gemeinden,  in  allen 
anderen  Kreisen  überragen  diese  Gemeinden  nicht  30%,  d.  h.  in  allen 
Kreisen  —  mit  Ausnahme  des  soeben  genannten  —  beträgt  die  Zahl 
dieser  Gemeinden  mit  häufigem  Umtheilungen  weniger  als  ein  Drittel, 
in  einigen  Kreisen  gar  nur  6—10%  aller  Gemeinden. 

Doch  die  Zahl  der  Umtheilungen  giebt  uns  noch  kein  klares  und 
bestimmtes  Bild  über  die  Dauer  der  Nutzung  der  betreffenden  Land- 
antheile  durch  denselben  Inhaber.  (So  können  z.  B.  zwei  Gemeinden 
im  Verlauf  der  20  Jahre  zwei  Mal  Umtheilungen  vorgenommmen  haben: 
die  erste  Umtheilung  sogleich  nach  der  Revision,  die  zweite  Umtheilung 
in  der  ersten  Gemeinde  im  Jahre  1868,  in  der  anderen  Gemeinde  aber 
erst  1877;  die  Dauer  der  Nutzung  ist  also  eine  verschiedene,  in  der 
ersten  Gemeinde  10  Jahre,  in  der  zweiten  19  Jahre).-  Auch  hierüber 
liegen  Daten  vor,  die  den  Zeitraum  zwischen  den  beiden  letzten  Um- 
theilungen angeben.  Aus  diesen  Tabellen  ergiebt  sich,  dass  der  durch- 
schnittliche Zwischenraum  zwischen  den  beiden  letzten  Umtheilungen  für 
das  ganze  Gouvernement  12,5  Jahre  beträgt,  d.  h.  der  Zwischenraum 
umfasst  etwas  mehr  als  den  viermaligen  Turnus  in  der  Dreifelderwirthschaft 

In  den  einzelnen  Kreisen  finden  wir  nur  unbedeutende  Abweichungen 
von  dieser  Ziffer:  der  längste  zeitliche  Zwischenraum  pro  Kreis,  der  sich 
auf  14,9  Jahre  (Kr.  Podolsk)  beläuft,  übertrifft  jene  Ziffer  nur  um  2,4 
Jahre,  der  kürzeste  Zwischenraum,  der  10  Jahre  (Kr.  Bogorodsk)  beträgt, 
ist  um  2,5  Jahre  kürzer  als  die  durchschnittliche  Ziffer  pro  Gouverne- 
ment. Demnach  bewegen  sich  die  Abweichungen  von  der  pro  Gouverne- 
ment gewonnenen  Durchschnittsziffer  für  die  Dauer  der  Nutzung  (Zeitraum 
zwischen  den  beiden  letzten  Umtheilungen)  in  den  Kreisen  in  den  Gren- 
zen von  5  Jahren. 
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Hieraus  ergiebt  sich  noch  ein  anderer  interessanter  Schluss.  Wie 
wir  gesehen  haben,  war  der  Unterschied  in  Betreff  der  durchschnittlichen 
Häufigkeit  der  Umtheilungen  in  den  Kreisen  erheblich  bedeutender:  die 
Maximalziffer  übertraf  die  MinimaLziffer  um  das  Doppelte.  Die  Gegen- 
überstellung dieses  Factums  mit  den  durchschnittlichen  Ziffern  über  den 
Zeitraum  zwischen  den  beiden  letzten  Umtheilungen  ergiebt,  dass  die 
Umtheilungen  mit  der  Zeit  seltener  vorgenommen  werden.  Denn 
wenn  dieser  Zeitraum  in  den  20  Jahren  derselbe  geblieben,  oder  im  Laufe 
dieser  Zeit  kürzer  geworden  wäre,  so  würden  im  ersteren  Falle  die  Ab- 
weichungen von  den  durchschnittlichen  Ziffern  der  Häufigkeit  und  der 
Zeitdauer  der  Umtheilungen  sich  in  den  gleichen  Grenzen  bewegen,  im 
zweiten  Fall  aber  würde  eine  stärkere  Abweichung  der  Zeitdauer  als  der 
Häufigkeit  der  Umtheilungen  sich  zeigen.  Jene  Gegenüberstellung  weist 
also  auf  die  Tendenz  hin,  die  Umtheilungsfristen,  also  die  Zeit- 
dauer der  Nutzung  zu  verlängern. 

Theilen  wir  die  Kreise  nach  der  Zeitdauer  zwischen  den  beiden  letzten 
Umtheilungen  in  zwei  Gruppen,  so  finden  wir,  dass  in  fünf  Kreisen,  und 
zwar  Podolsk,  Wolokolamsk,  Klin,  Wereja  und  Sserpuchow  diese  Zeit- 
dauer länger  ist  als  die  durchschnittliche  Ziffer  für  das  Gouvernement, 
in  den  acht  anderen  Kreisen  aber  kürzer:  Swenigorod,  Bronnizü,  Moshaisk, 
Kolomna,  Dmitrow,  Moskau,  Rusa  und  Bogorodsk.  —  Stellen  wir  nun  diese 
Gruppirung  der  Kreise  der  oben  angeführten  Gruppirung  nach  der  durch- 
schnittlichen Häufigkeit  der  Umtheilungen  gegenüber,  so  finden  wir  einen 
nur  ganz  geringfügigen  Unterschied,  der  darin  besteht,  dass  zwei  Kreise 
— -  Swenigorod  und  Moskau  —  in  Betreff  der  Länge  des  Zwischenraumes 
in  der  zweiten  Gruppe,  in  Betreff  der  Häufigkeit  aber  in  der  ersten 
Gruppe  stehen.  Alle  anderen  Kreise  nehmen  in  beiden  Gruppen  fast 
ein  und  dieselbe  Stelle  ein.  Hieraus  folgt,  dass  die  Fristen  der  Um- 
theilungen im  umgekehrten  Yerhältniss  zur  Häufigkeit  stehen,  was  sich 
übrigens  von  selbst  versteht 

Der  Unterschied  in  den  Fristen  zwischen  den  (beiden  letzten)  Um- 
theilungen ist  natürlich  in  den  Wolosten  grösser,  als  in  ganzen  Kreisen: 
in  einigen  Wolosten  ist  die  durchschnittliche  Frist  bis  zu  20  Jahren  und 
darüber  (Ostrow,  Chatun),  in  anderen  dagegen  nicht  über  71/«  Jahre 
(Iljin,  Iwanowka  im  Kr.  Bogorodsk). 

Es  beträgt  die  durchschnittliche  Frist: 
nicht  über  drei  Wirthschaftsturnus  (also  bis  zu  neun 

Jahren) 

von  drei  bis  vier 

bis  zu  fünf 

bis  zu  sechs 


n  20  Wolosten  oder  12°'0 
n  50         „  „     80  «;0 

n57         „  „     36  T 

n  34         „  „     22% 


161  Wolosten  od.  100%. 


—    143    — 

Demnach  beträgt  die  Zahl  der  Wolosten,  in  denen  der  durchschnitt- 
liche Zeitraum  zwischen  den  beiden  letzten  Umtheilungen  nicht  über 
drei  Turnus  ausmacht,  nur  12%;  in  allen  anderen  Wolosten  ist  das  Land 
auf  eine  Zeit  umgetheilt,  die  die  Zeit  von  drei  Turnus  übertrifft,  wobei 
die  Hälfte  der  Wolosten  im  Durchschnitt  eine  Dauer  von  über  vier  Turnus 
aufweisen,  d.  h.  in  der  Mehrzahl  der  Wolosten  ist  der  durchschnittliche 
Zwischenraum  zwischen  den  (beiden  letzten)  Umtheilungen  über  12  Jahre. 

Schliesslich  gehen  wir  auf  die  Gemeinden  selbst  ein: 

Zwischenraum  zwischen    Zahl  der  Ge-    %  der  Gesammtzahl 


den  Umtheilungen. 

meinden. 

der  Gemeinden. 

bis  zu  3  Jahren 

456 

10,2  o/0 

von  3—6      „ 

197 

M  % 

»   6-9      „ 

559 

12,7  o/0 

;;    9      12     „ 

526 

11,8  °/0 

»12-15    „ 

515 

11,6  o/0 

„15-20    „ 

2188 

49,3  »/o 

44421)  100  °/0. 

Fast  die  Hälfte  aller  Gemeinden  theilt  das  Land  auf  eine  Zeitdauer 
um,  die  fünf  Turnus  in  der  Dreifelderwirthschaft  übertrifft,  d.  h.  der 
Zwischenraum  zwischen  den  Umtheilungen  ist  über  15  Jahre;  von  der 
übrigen  Hälfte  theilt  der  grössere  Theil  und  zwar  36%  das  Land  in 
7—15  Jahren  um,  d.  h.  auf  die  Dauer  von  über  zwei  und  bis  zu  fünf 
Turnus  einschliesslich  und  endlich  sind  es  nur  14  °/0  der  Gemeinden,  die 
die  Umtheilungen  nach  einem  oder  zwei  Wirthschaftsturnus,  d.  h.  zwischen 
3—6  Jahren  vornehmen. 

Gruppiren  wir  die  Gemeinden  nach  Kreisen,  so  ergiebt  sich,  dass 
Gemeinden  mit  den  kürzesten  Umtheilungsfristen  (d.  h.  alle  drei  Jahre) 
in  grösserer  Zahl  (d.  i.  über  10%)  sich  finden  in  den  Kreisen:  Bogorodsk 
(28,1%),  Rusa  (20,6  %),  Kolomna  11,5%),  Sserpuchow  (11,0%)  und  Mos- 
haisk  (10,5  %).  Diese  Kreise  befinden  sich,  wie  wir  weiter  unten  sehen  wer- 
den, unter  den  ungünstigsten  landwirtschaftlichen  Bedingungen.  In  allen 
übrigen  Kreisen  beträgt  die  Zahl  der  Gemeinden  mit  so  kurzen  Umthei- 
lungsfristen nicht  über  8%;  im  Kr.  Wolokolamsk  3,6%,  im  Kr.  Podolsk 
gar  nur  1,8  %.  Die  Zahl  der  Gemeinden  mit  den  längsten  Umtheilungs- 
fristen, d.  h.  über  15  Jahren,  bildet  in  allen  Kreisen  den  grössten  Procent- 
satz: am  geringsten  in  den  Kreisen  Bogorodsk  (31,1  %),  Rusa  (37,3  %) 
und  Dmitrow,  am  grössten  in  den  Kreisen  Wereja  (68,6  %)  und  Wolo- 
kolamsk (69,4  %).  In  Betreff  der  anderen  Umtheilungsfristen  finden  wir 
in  den  einzelnen  Kreisen  keine  grossen  Abweichungen  von  der  für  das 
Gouvernement  gefundenen  Durchschnittsziffer.    Demnach  gilt  das  in  Be- 

')  Auch    in  dieser  Tabelle    steckt  ein  Druckfehler:   statt  4442  ergiebt  die 
Addition  4441. 
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treff  der  Umtheilungsfristen  in  den  Gemeinden  des  ganzen  Gouvernements 
gewonnene  Resultat  in  grösserem  oder  geringerem  Masse  auch  für  die 
einzelnen  Kreise.  Das  Resultat  lässt  sich  also  wie  folgt  formuliren:  Wie 
im  ganzen  Gouvernement,  so  bildet  auch  in  den  einzelnen  Kreisen  die 
Zahl  der  Gemeinden ,  die  auf  eine  lange  Zeit,  d.  h.  auf  über  15  Jahre 
das  Land  umtheilen,  den  grössten  Procentsatz;  die  Zahl  der  Gemeinden 
mit  den  kürzesten  Umtheilungsfristen  ist  —  mit  Ausnahme  von  fünf 
Kreisen,  in  denen  solche  Gemeinden  10  bis  28  %  bilden  —  gering  und 
beträgt  für  das  Gouvernement  10,2°/0;  die  Zahl  der  Gemeinden  mit 
Umtheilungsfristen  von  über  3  und  bis  zu  15  Jahren  inclusive  ist  in 
allen  Kreisen  ziemlich  gleichmässig  und  weichen  nur  wenig  von  der  für 
das  Gouvernement  gefundenen  Ziffer  ab. 

In  der  Mehrzahl  der  Gemeinden  wird  bei  der  Umtheilung  nicht  so- 
gleich die  Zeitdauer,  nach  deren  Ablauf  eine  neue  Umtheilung  vorzu- 
nehmen ist,  bestimmt:  die  Umtheilung  wird  erneuert,  wenn,  wie  die 
Bauern  sich  ausdrücken,  das  Erforderniss  dazu  eintritt:  wenn  nach  der 
Meinung  der  Mehrzahl  der  Hauswirthe  dieses  Erforderniss  eintritt,  schreitet 
man  zu  einer  neuen  Umtheilung.  In  der  letzten  Zeit  mehren  sich  be- 
ständig die  Fälle,  dass  die  Gemeinden  die  Frist,  für  welche  die  Umthei- 
lung zu  gelten  hat,  sogleich  bei  dem  Beschluss  über  die  Vornahme  der 
Umtheilung  festsetzen.  Derartige  Beschlüsse  werden  selten  schriftlich 
niedergesetzt  und  fast  niemals  in  der  Wolostverwaltung  beglaubigt  Zu- 
meist bleibt  es  beim  mündlichen  Gemeindebeschluss,  der  für  die  Gemeinde 
dieselbe  Kraft  und  Geltung  hat  wie  der  schriftlich  abgefasste.  Die  Zahl 
der  Gemeinden  nun,  die  nach  der  vorher  bestimmten  Frist  zur  Umthei- 
lung schreiten,  beträgt  483,  also  ll°/0;  die  durchschnittliche  Frist  ist 
13,2  Jahre.  Da  nun  diese  Frist  für  das  ganze  Gouvernement,  wie  wir 
gesehen,  12,5  Jahre  ist,  so  beträgt  der  Unterschied  nur  0,7  Jahre  oder 
8V9  Monate.  Demnach  könnte  es  erscheinen,  als  ob  durch  die  Vorher- 
bestimmung der  Umtheilungsfrist  nichts  erreicht  werde,  da  auch  ohne 
diese  Vorherbestimmung  diese  Frist  im  Durchschnitt  fast  dieselbe  ist 
Doch  gehen  wir  näher  auf  die  vorliegenden  Daten  ein,  so  ergiebt  sich, 
dass  das  Minimum  der  vorherbestimmten  Fristen  neun  Jahre  beträgt, 
d.  h.  drei  Wirthschaftsturnus,  während  sonst  (d.  h.  wenn  keine  Frist 
für  die  Geltung  der  Umtheilung  normirt  ist  und  die  Umtheilung  nach 
eintretendem  Bedürfniss  vorgenommen  wird)  Umtheilungen  manchmal  nach 
drei  oder  sechs  Jahren  stattfinden.  Durch  die  vorherbestimmte  Frist 
wird  also  die  häufige  Vornahme  von  Umtheilungen  beseitigt,  zu  welchem 
Zwecke  derartige  Beschlüsse  eben  gefasst  werden.  Da  jedoch  die  häufige 
Wiederholung  der  Umtheilungen,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  nur  eine 
Ausnahme  bildet,  so  finden  wir  auch  Gemeindebeschlüsse,  die  den  Zweck 
haben,  häufige  Umtheilungen  zu  beseitigen,  verhältnissmässig  selten:  in 
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der  Mehrzahl  der  Gemeinden  werden  auch  ohne  vorherige  Beschluss- 
fassung Umtheilungen  selten  vorgenommen  —  nur  dann,  wenn  die  äusserste 
Nötbigung  eintritt,  und  daher  wird  auch  das  Bedürfhiss  nach  derartigen 
Beschlüssen  nicht  gefühlt.  —  Was  das  Maximum  der  vorherbestimmten 
Fristen  anbetrifft,  so  beträgt  es  in  den  einzelnen  Kreisen  12— 20  Jahre, 
d.  h.  es  sind  diejenigen  Fristen,  die  im  Gouvernement  Moskau  am  ver- 
breiterten sind..  Auch  hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Vorherbestimmung 
der  Fristen  nicht  dadurch  hervorgerufen  werden,  um  die  pro  Gouvernement 
gefundene  durchschnittliche  Zeitdauer  zwischen  zwei  Umtheilungen  zu 
verlängern,  sondern  sie  erfolgt  zu  dem  Zweck,  um  sehr  kurze  Fristen 
zu  beseitigen,  die  von  den  tüchtigeren  Wirthen  als  schädlich  für  den 
landwirthschaftlichen  Betrieb  erkannt  werden.  Auch  einzelne  Facta  be- 
tätigen diesen  Schluss:  die  Gemeinden,  in  denen  Umtheilungen  selten 
vorgenommen  werden,  bestimmen  gewöhnlich  nicht  vorher  die  Frist:  sie 
fähren  Umtheilungen  nach  „Erforderniss"  oder  von  Revision  zu  Revision 
aus.  Die  Mehrzahl  der  Beschlüsse,  die  bestimmte  Fristen  festsetzen, 
wird  in  solchen  Gemeinden  gefasst,  in  denen  früher  —  aus  irgend 
welchen  Ursachen  —  sehr  häufig  Umtheilungen  vorgenommen  wurden, 
so  z.  B.  erfolgten  fast  in  allen  Gemeinden  der  Wolost  Dobrätino,  Kreis 
Podolsk,  die  aus  früher  gutsherrlichen  Bauern  bestehen,  zur  Zeit  der 
Leibeigenschaft,  wie  auch  in  der  ersten  Zeit  nach  Aufhebung  derselben, 
alle  3—6  Jahre  Umtheilungen;  jetzt  wird  in  allen  diesen  Gemeinden 
laut  Gemeindebeschluss  nach  12  oder  18  Jahren  das  Land  umgetheilt 
Im  Dorf  Uspnaskoje-Bobarükiuo,  Wolost  Schebanzewo,  ward  zur  Zeit 
der  Leibeigenschaft  alljährlich  das  Brachfeld  getheilt,  im  Jahre  1864  be- 
tfhloss  die  Gemeinde,  nicht  vor  15  Jahren  eine  neue  Umtheilung  vor- 
zunehmen. Das  Dorf  Ssartäkino,  Wolost  Dobrowino,  in  demselben  Kreise 
theilte  bis  zum  Jahre  1874  gleichfalls  jährlich  das  Brachfeld  um;  in  diesem 
•Jahre  ward  der  Beschluss  gefasst,  „im  Verlauf  von  zehn  Jahren  nicht 
umzutheilen."  Das  Dorf  Ssandorowo,  Wolost  Molodino,  in  demselben 
Kreise,  theilte  zur  Zeit  der  Leibeigenschaft  und  eine  Reihe  von  Jahren 
nach  Aufhebung  derselben  häufig  das  Land  um;  vom  Jahre  1861  bis  1875 
haben  vier  Umtheilungen  stattgefunden;  da  jedoch  die  Gemeinde  häufige 
Umtheilungen  als  schädlich  für  die  Wirthschaft  erkannte,  so  ward  bei 
der  letzten  Umtheilung  die  Zeitdauer  bis  zur  nächsten  Umtheilung  auf 
10  Jahre  festgesetzt  etc.  etc. 

Die  Zahl  der  Gemeinden,  die  den  Beschluss  gefasst  haben,  bis  zur 
nächsten  Revision  das  Land  nicht  umzutheilen,  beträgt  532  oder  12%; 
nicht  eingeschlossen  in  diese  Zahl  sind  die  Gemeinden,  die,  wenn  sie 
auch  nur  von  Revision  zu  Revision  umtheilen,  hierüber  keinen  besonderen 
Beschluss  gefasst  haben:  da  kein  Erforderniss  zur  Umtheilung  sich  zeigt, 
theilen  sie  erst  nach  der  Revision  das  Land  um.    Bekanntlich  werden 

▼.  Ktusiler,  Geschieht«  und  Kritik  dea  Gemeindebesitzes.   II.  2.  10 
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diese  allgemeinen  Seelenrevisionen  in  unbestimmten  verschiedenen  Zwi- 
schenräumen vorgenommen.  Bemerkenswert]!  ist  es,  dass  viele  Gemeinden, 
auf  welche  wir  weiter  unten  zu  sprechen  kommen  werden,  in  den  letzten 
Jahren,  obgleich  sie  bei  der  Umtheilung  nach  der  X.  Revision  beschlossen 
hatten,  vor  der  XI.  Revision  keine  Umtheilung  vorzunehmen,  diesen  Be- 
schluss  umgestossen  haben,  da,  wie  die  Bauern  sagen,  „die  Revision  ver- 
schoben ist  und  es  nicht  bekannt  ist,  wann  sie  erfolgen  wird,  die  Land- 
antheile  sind  aber  so  in  Gemenge  (durch  partielle  Umtheilungen)  gerathen, 
dass  eine  Umtheilung  nothwendig  ist" 

2.   Ursachen  der  allgemeinen  Umtheilungen. 

§.  51. 

Woher  diese  grosse  Verschiedenartigkeit  in  den  Umtheilungsfristen? 

Das  vorliegende  Material,  wie  unvollständig  es  namentlich  in  dieser 
Beziehung  ist,  lässt  die  hauptsächlich  wirkenden  Ursachen  deutlich  her- 
vortreten, wenn  auch  noch  andere  bisher  nicht  ermittelte  Ursachen 
wirksam  sein  mögen. 

Die  erste  cardinale  Ursache  der  Vornahme  von  allgemeinen  Umthei- 
lungen ist  die  Ueberlastung  der  Gemeinde  mit  Zahlungen.  Je  mehr  die 
obliegenden  Zahlungen  den  Ertrag  des  Landes  überragen,  um  so  häufiger 
finden  allgemeine  Umtheilungen  statt. 

Es  wirkt  dieses  Moment  in  zwiefacher  Art:  einmal  durch  das  Medium 
der  partiellen  Umtheilungen  und  sodann  als  directe  Ursache,  indem  die 
Ueberlastung  der  Gemeinde  Hauswirthe  um  so  mehr  veranlasst,  die  Acker- 
wirthschaft  aufzugeben,  je  grösser  sie  ist;  das  Wüstelassen  von  Land- 
streifen zwingt  aber  die  dem  Ackerbau  treubleibenden  Wirthe  zu  einer 
Neuvertheilung  des  Landes,  um  die  wüsten  Landstreifen,  so  weit  es  mög- 
lich ist,  zu  beseitigen. 

Wir  haben  bereits  bei  Behandlung  der  partiellen  Umtheilungen  aus- 
einandergesetzt, wie  diese  in  erster  Linie  durch  die  Ueberlastung  der 
Gemeinde  bedingt  sind.  Je  grösser  die  Differenz  zwischen  Zahlungen 
und  Ertrag  des  Landes,  um  so  dringender  erweist  es  sich  für  die  Ge- 
meinde, soll  der  betreffende  Hof  nicht  öconomisch  zu  Grunde  gehen  und 
damit  die  Zahlungen  der  anderen  Höfe  noch  grösser  werden,  jede  geringste 
Schwächung  der  öconomischen  Kraft  mit  einer  entsprechenden  Abwälzung 
von  Zahlungen  und  Land  zu  bedenken  und  dieselben  einem  anderen  Hof, 
dessen  öconomische  Kraft  auch  nur  ein  wenig  sich  gehoben  hat,  aufzu- 
walzen, d.  h.  eine  partielle  Umtheilung  vorzunehmen.  Je  drückender  die 
Zahlungen,  um  so  häufiger  partielle  Umtheilungen,  am  häufigsten  dort, 
wo  die  übermässigen  Zahlungen  die  Gemeinde  veranlasst,  bei  Vertheilung 
derselben,  also  auch  des  Landes  mit  Bruchtheilen  zu  operiren:  Halb- 
wüchslinge   und  altersschwache  Greise,  die  immerhin  eine  gering  zu 
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belastende  Arbeitskraft  repräsentiren,  d.  h.  mehr  erarbeiten  als  sie  beim 
geringsten  Standard  of  life  verzehren,  werden  mit  einem  Bruchtheil  der 
auf  eine  „Seele"  (als  Rechnungseinheit)  entfallenden  Summe  bedacht,  so 
z.  B.  ein  zehnjähriger  Knabe  mit  1jl,  ein  zwölfjähriger  mit  lj%9  ein  vier- 
zehnjähriger mit  *h,  ein  sechzehnjähriger  mit  einer  Seele,  während  der 
volle  Arbeiter  etwa  mit  zwei  Seelen  belastet  ist,  die  Greise  mit  zunehmen- 
dem Alter  und  Schwäche  aber  mit  fallenden  Bruchtheilen.  In  solchen 
Gemeinden  treten  partielle  Umtheilungen  jährlich  ein.  Und  so  bildet 
sich  eine  stetig  grössere  Streu-  und  Gemenglage  der  Grundstücke  aus. 
Dieser  Uebelstand  entwickelt  sich  dort  besonders  stark,  wo  die  Arbeits- 
kräfte einer  Gemeinde  in  einem  bestimmten  Zeitraum  besonders  stark 
zunehmen  oder  abnehmen:  im  ersteren  Fall  finden,  wie  wir  oben  gesehen, 
Abschneidungen  von  den  Landstreifen  der  anderen  Höfe  statt,  um  aus 
ihnen  Landstreifen  für  die  neuen  Arbeitskräfte  herzustellen,  im  zweiten 
Fall  aber  müssen  die  heimgefallenen  Streifen  unter  alle  übrigen  Höfe 
vertheilt,  also  parcellirt  werden.  Und  je  grösser  die  Gemeinde,  um  so 
grosser  diese  Missstände.  Bis  zu  einem  gewissen  Masse  kann  die  Ge- 
meinde durch  die  oben  angegebenen  Massnahmen  der  sich  ausbildenden 
Streulage  steuern,  aber  nur  bis  zu  einem  gewissen  Masse:  jede  folgende 
partielle  Umtheilung  erschwert  die  Durchführung  derselben.  Ausserdem 
sind  einige  Massnahmen  in  manchen  Gemeinden  wegen  der  Configuration 
des  Landes  nicht  praktikabel,  andere  Massnahmen  sind  hier  und  da  in 
manchen  Gemeinden  gar  nicht  bekannt. 

Die  Zersplitterung  der  Antheile,  sowie  die  Streu-  nnd  Gemenglage 
werden  somit  bald  unerträglich.  Die  Streifen  werden  so  schmal,  dass 
sie  mit  der  Egge  nicht  mehr  befahren  werden  können.  Es  zeigen  sich 
die  bekannten  Uebelstände  zu  weit  gehender  Zersplitterung  des  Bodens. 
Cnd  so  entscheiden  sich  selbst  die  tüchtigen  Wirthe,  die  ihr  Land  gut 
bestellt  haben,  für  eine  allgemeine  Umtheilung:  jene  Schäden  sind  grösser 
als  der  Verlust  der  gutbedüngten  und  bearbeiteten  Felder. 

Schliesslich  finden  sich  auch  Gemeinden,  die  freigewordene  Land- 
antheile  im  vollen  Bestände  verpachten;  die  Differenz  zwischen  den  auf 
denselben  ruhenden  Zahlungen  und  der  Pachtsumme  wird  auf  die  Haus- 
wirthe  repartirt  Es  wäre  für  die  Gemeinde  unvortheilhaft,  solch  einen 
Pachtcontract  auf  eine  längere  Reihe  von  Jahren  zu  schliessen,  da  in- 
zwischen ein  Knabe  heranwächst,  dessen  Familie  das  Land  aufgewälzt 
werden  könnte.  Die  Unbestimmtheit  der  Dauer  der  Nutzung  des  Landes 
bringt  den  Pächter  dazu,  das  Land  nach  Möglichkeit  zu  erschöpfen  (wenig 
oder  überhaupt  nicht  zu  düngen),  so  dass  der  betreffende  Hof  sich  weigert, 
das  deteriorirte  Land  zu  übernehmen. 

Wächst  also  die  Zahl  freier  Seelen  erheblich,  so  entschliesst  sich 
die  Gemeinde  lieber  zu  einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung. 

10* 
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Auch  noch  in  anderer  Beziehung  rufen  häufig  vorgenommene  partielle 
TTmtheilungen  eine  allgemeine  hervor.  Die  ganze  innere  Organisation 
der  Gemeinde,  die  sich  auf  die  Loosgruppenbildung  gründet,  wird  durch 
sie  gestört:  ein  und  dieselben  Hauswirthe,  die  heimgefallene  Antheile  von 
Höfen  aus  anderen  Loosgruppen  erhalten  haben,  erscheinen  jetzt  als 
Genossen  mehrerer  Loosgruppen:  Bei  Ausführung  öffentlicher  Arbeiten, 
Fuhrwerkstellen  etc.  entsteht  Konfusion  und  Wirrwarr  in  der  Rechnungs- 
führung, aus  welcher  die  Gemeinde  sich  nicht  anders  als  durch  eine 
Neuvertheilung  des  Landes  und  Neueinreihung  der  Wirthe  in  die  Loos- 
gruppen zu  helfen  weiss.  Diese  zwingende  Macht  der  Thatsachen  führt 
zuweilen,  wenn  auch  selten  gar  zur  Vornahme  einer  Neuvertheilung  vor 
Ablauf  der  bei  der  letzten  allgemeinen  Umtheilung  stipulirten  Frist  Die 
hierzu  erforderliche  Einstimmigkeit  findet  sich,  da  alle  Höfe  an  den 
Folgen  der  partiellen  Umtheilungen  leiden. 

Ausser  durch  das  Medium  häufiger  partieller  Umtheilungen  wirken 
überhohe  Zahlungen,  wie  wir  oben  angedeutet  haben,  auch  direct  auf  die 
Vornahme  häufiger  allgemeiner  Umtheilungen.  Bei  der  Ueberlastung  der 
Gemeinde  und  damit  der  einzelnen  Höfe  nimmt  die  Zahl  der  Hauswirthe 
ohne  eigene  Ackerwirthschaft  und  der  „Bummler"  (Guläk)  zu,  wie  die 
Bauern  die  auf  Arbeit  ausgehenden  Leute,  die  nicht  heimkehren,  nennen. 
Das  liegt  in  der  Natur  der  Sache:  wo  die  Zahlungen  sehr  hoch  sind, 
zum  grössten  Theil  auf  die  Nebenarbeit  fallen,  da  der  Ertrag  des  Bodens 
sie  nicht  trägt,  grosse  Rückstände  sich  anhäufen,  zu  deren  Deckung  Vieh 
und  Inventar  zum  Verkauf  gelangen,  dort  muss  die  Wirthschaft  der 
weniger  starken,  nur  aus  einer  Arbeitskraft  bestehenden  Höfe,  in  Verfall 
gerathen  und  schliesslich  zu  Grunde  gehen:  Solche  Hauswirthe  müssen 
also  ihre  Wirthschaft  ganz  aufgeben  und  anderweitige  Arbeit  suchen. 
So  sind  es  z.  B.  im  Gouv.   Moskau  in  einigen  Gemeinden  über  die 
Hälfte  der  Wirthe,  die  sich  in  solcher  Lage  befinden,  im  Durchschnitt 
des  ganzen  Gouvernement  bilden  sie  18  %  aller  mit  Landantheilen  ver- 
sehenen Hauswirthe.    Immerhin  bleiben  aber  diese  Leute  ohne  eigene 
Wirthschaft  Glieder    der  Gemeinde:   auf  Allen   zusammen    ruhen    die 
Zahlungen.    Der  Landantheil  solcher  Leute  wird  gewöhnlich  nicht  be- 
stellt, wird  wüste.    Nimmt  die  Zahl  solcher  wüster  Landantheile  erheb- 
lich zu,  so  erkennen  es  die  Bauern  für  nothwendig  an  —  aus  Gründen, 
die  wir  an  anderer  Stelle  auseinandergesetzt  haben  — ,  alle  diese  Land- 
antheile als  besondere  Gewanne,  am  Ende  des  Dorfes,  abzutheilen  (natür- 
lich wird  der  schlechteste  Boden  hierzu  ausgesucht)  und  das  übrige 
Land   wird   unter   die  Wirthschaft   führenden   Hauswirthe   umgetheilt 
Mithin  ruft  die  Zunahme  der  die  Wirthschaft  aufgebenden  Höfe  eine 
allgemeine  Umtheilung  hervor. 

Endlich   treten   hier   und   da  Ursachen   mehr  localen  Characters 
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hervor,  die  Umtheilungen  hervorrufen  können.  In  seinen  sehr  detaillirten 
Untersuchungen  im  Kreise  Moskau  findet  Herr  W.  Orlow  folgendes: 

1)  Die  Beschaffenheit  des  Bodens;  unter  fast  gleichen  Umständen 
wird  leichter  Boden  häufiger  umgetheilt,  schwerer  Boden  aber  seltener. 
Dieser  Unterschied  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Bestellung  und  Dün- 
gung des  leichten  Bodens  leichter  ist  und  weniger  Arbeit  erfordert,  als 
die  .des  schweren  Bodens.  Daher  entstehen  auch  auf  leichtem  Boden 
fast  gar  nicht  wüste  Landantheile;  die  Gemeinde  entschliesst  sich  lieber 
zu  einer  Umtheilung,  als  dass  sie  das  Entstehen  wüster  Grundstücke 
zulässt  ' 

2)  Die  Veränderung  in  der  Basis  der  Umtheilung.  Gesetzt  den  Fall, 
das  Land  würde  pro  Arbeiter  umget heilt;  im  Laufe  der  Zeit  wird  die 
Last  der  Zahlungen,  die  auf  einem  Arbeiter  ruht,  —  in  Folge  Abganges 
von  Arbeitern  —  zu  drückend;  es  erscheint  nothwendig,  einen  Theil  der 
Zahlungen  auf  die  Halbwüchslinge  zu  übertragen,  was  eine  neue  allge- 
meine Umtheilung  verlangt.  In  einigen  Gemeinden  ward  pro  Seele  (als 
Vertheilungseinheit)  Land  und  Leistungen  vertheilt;  es  kann  dieser  Ver- 
theilungsmodus  für  einige  Höfe,  die  viele  Seelen,  aber  wenig  Arbeiter 
haben,  zu  drückend  werden.  Und  die  Gemeinde  beschliesst  die  Ver- 
keilung pro  Täglo  oder  pro  Arbeiter.  Eine  Umtheilung  des  Landes 
ist  also  erforderlich.  Diesen  Wechsel  der  Vertheilungseinheit  finden 
wir  mehrfach  in  den  Kreisen  Ssaratow  (im  gleichnamigen  Gouv.),  Ranen- 
burg,  Dankow  (Gouv.  Räsan)  etc. 

3)  Der  nummerische  Bestand  der  Gemeinde.  In  kleinen  Dörfern 
liegt  seltener  die  Veranlassung  zu  Umtheilungen  vor  als  in'  grossen,  da  bei 
Entwicklung  der  Gemenge-  und  Streulage  der  Grundstücke  der  einzelne 
Hof  weniger  Unbequemlichkeiten  spürt,  als  in  grossen  Dörfern,  deren 
Felder  eine  grössere  Ausdehnung  haben.  Ausserdem  kann  in  kleinen 
Gemeinden  leichter  eine  Verständigung  unter  den  einzelnen  Höfen  zur 
Beseitigung  gewisser  wirtschaftlicher  Unzuträglichkeiten  erzielt  werden. 
Doch  hat  dieser  Umstand  einen  sehr  geringen  Einfluss  auf  das  Vor- 
kommen von  Umtheilungen:  grosse  Gemeinden  theilen  selten,  kleine 
Gemeinden  auch  häufig  um.  Es  ist  nicht  möglich  die  Wirkung  dieser 
Ursache  aus  den  der  andern  auszuscheiden.  Orlow  beruft  sich  auf  diese 
Ursache,  da  einige  kleine  Gemeinden  diese  Ursache  angegeben  haben. 

4)  Die  Erweiterung  der  Grenzstreifen  in  den  Feldern  (sei.  wo  sie 
zugelassen  werden).  In  einigen  Gemeinden  werden  nicht  allein  die 
Landloosgruppen,  sondern  auch  die  Landstreifen  eines  jeden  Hofes  durch 
Grenzstreifen  geschieden;  im  Laufe  der  Jahre  nun  werden  diese  Raine, 
da  die  Landstreifen  am  Rande  nicht  bestellt  werden,  stetig  breiter;  diese 
Grenzstreifen  sind  wie  die  wüsten  Landstücke  schädlich  für  die  Ernte 
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(durch  das  Wuchern  des  Unkrauts)  und  dabei  geht  viel  geeignetes  Land 
für  die  Nutzung  verloren.  Um  sie  zu  beseitigen,  schreiten  einige  Ge- 
meinden zu  einer  Umtheilung,  wobei  zur  Erleichterung  der  Bearbeitung 
der  Grenzstreifen  gewöhnlich  die  Richtung  der  Landstreifen  verän- 
dert wird. 

§  52. 

Auch  in  Betreff  der  Ursachen  der  allgemeinen  Umtheilungen  geben 
wir  in  Kürze  die  statistische  Studie  des  Herrn  W.  Orlow  für  das  Gou- 
vernement Moskau  wieder. 

Die  Gesammtsumme  der  Zahlungen,  die  auf  den  bäuerlichen  Ge- 
meinden des  Gouv.  Moskau  ruht,  beträgt  5,109,000  Rbl.  Da  das  den 
Gemeinden  zugetheilte  nutzfähige  Land  1,580,000  Dess.  umfasst,  so  ist 
durchschnittlich  für  jede  Dessätine  des  Bauerlandes  3  Rbl.  23  Kop.  zu 
zahlen.  Die  Zahl  der  Revisionsseelen,  die  in  diesem  Gouvernement 
Land  zugetheilt  erhalten  haben,  ist  495,000;  also  hat  der  Landantheil  pro 
Seele  10  Rbl.  30  Kop.  zu  tragen.  Auf  jeden  Bauer  arbeitsfähigen  Alters 
(von  18—60  Jahren),  deren  Zahl  279,000  beträgt,  entfallen  1,8  Seelenland- 
antheile,  d.  i.  5,8  Dss.  Wie  Orlow  —  freilich  ein  wenig  zu  niedrig  —  be- 
rechnet, ist  der  Ertrag  einer  Dessätine  durchschnittlich  im  Gouv.  Moskau 
2  Rbl.,  die  Zahlungen  überragen  also  den  Ertrag  pro  Dess.  um  1  Rbl. 
23  Kop.,  d.  h.  um  61,5°/o;  oder  mit  anderen  Worten:  die  bäuerlichen 
Zahlungen  pro  Dess.  betragen  161j5°/0  ihres  Ertrages.  Die  Rückstände 
(mit  Ausnahme  der  Pachtrückstände  an  den  Gutsbesitzer)  beliefen  sich 
zum  1.  Jan.  1879  auf  2,123,000  Rbl.,  d.  i.  4  Rbl.  30  Kop.  pro  Steuer- 
seele, 8  Rbl.  pro  Arbeiter. 

Betrachten  wir  jetzt  die  Kategorien  der  Bauern  in  Betreff  der  auf 
ihnen  ruhenden  Leistungen.  Zuerst  die  Kategorie  der  vollen  Eigen- 
tümer, d.  h.  der  bäuerlichen  Gemeinden,  die  das  Land  bereits  voll- 
ständig abgelöst  haben;  die  Zahl  der  Revisionsseelen  dieser  Gemeinden 
beträgt  1 8,269,  ihr  Land  69,240  Dss.,  die  Steuern  90,450  Rbl.,  also  pro 
Dss.  1  Rbl.  30  Kop.,  pro  Seelenlandantheil  (3,7  Dss.)  5  Rbl.,  d.  h.  die 
Hälfte  des  durchschnittlichen  Mittels  im  Gouvernement  Die  Steuern 
pro  Dessätine  betragen  65°/0  des  Ertrages,  wenn  der  pro  Gouvernement 
gefundene  mittlere  Ertrag  zur  Basis  genommen  wird.  Die  Rückstände 
beliefen  sich  auf  5000  Rbl.  (pro  Seele  26  Kop.,  pro  Arbeiter  40  Kop.), 
die  übrigens  als  solche  kaum  zu  rechnen  sind,  da  sie  augenscheinlich 
dadurch  entstanden  sind,  dass  einige  Gemeinden  noch  nicht  Zeit  gefun- 
den haben,  den  letzten  Steuerbetrag  in  den  Renteien  einzuzahlen. 

Die  zweite  Kategorie  bilden  die  Domänenbauern,  deren  Zahl  in 
diesem  Gouvernement  sich  auf  158,900  Revisionsseelen  beläuft,  ihr  bau- 
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fähiges  Gemeindeland  629,570  Dss.  (darunter  ungefähr  100,000  Dss.  Wald), 
also  der  Seelenantheil  durchschnittlich  3,95  Dss.,  die  ihnen  obliegenden 
Zahlungen  1,373,000  Rbl.,  also  pro  Dss.  2  Rbl.  18  Eop.,  pro  Seelenland- 
antheil  8  Rbl.  60  Kop.,  pro  Arbeiter  15  Rbl.  20  Eop.  Die  Zahlungen 
pro  Dss.  sind  also  um  18  Kop.  oder  9%  höher  als  der  Ertrag.  Die 
Rückstände  zum  1.  Jan.  1879  betrugen  300,000  Rbl.:  pro  Seelenantheil 

1  Rbl.  85  Kop.,  pro  Arbeiter  ungefähr  3  Rbl.,  pro  Dss.  47  Eop. 

Die  dritte  Kategorie  bilden  die  früher  gutsherrlichen  Bauern,  die 
nach  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  den  Landantheil  erhalten  haben 
und  denselben  jetzt  ablösen  oder  noch  Pacht  zahlen  (die  sogen,  zeit- 
weilig-verpflichteten  Bauern).  Nach  der  letzten  X.  Revision  belief  sich 
die  Zahl  dieser  Bauern  auf  317,500  Revisionsseelen,  Gemeindeland 
891,240  Dss.,  der  durchschnittliche  Seelenantheil  2,8  Dss.,  pro  Arbeiter, 
deren  Zahl  jetzt  174,000  beträgt,  5,1  Dss.,  die  Zahlungen  3,646,000  Rbl., 
also  pro  Dss.  4  Rbl.  9  Eop.,  pro  Seelenlandantheil  11  Rbl.  45  Eop., 
pro  Arbeiter  20  Rbl.  90  Eop.  Die  Zahlungen  übertreffen  den  durch- 
schnittlichen (pro  Gouvernement)  Ertrag  des  Landes,  der  wie  gesagt 

2  Rbl.  ist,  um  204%,  also  um  mehr  als  das  Doppelte.  Die  Rückstände 
zum  1.  Jan.  1879:  1,818,000  Rbl.,  also  pro  Seele  5  Rbl.  73  Eop.,  pro 
Arbeiter  10  Rbl.  45  Eop.,  pro  Dss.  2  Rbl.  9  Eop. 

Demnach  befinden  sich  in  der  günstigsten  Lage  die  vollen  Eigen- 
tümer, die  pro  Seelenlandantheil  nur  5  Rbl.,  pro  Dss.  nur  1  Rbl. 
35  Eop.  zu  zahlen  haben.  Sodann  die  Domänenbauern,  die  pro  Seelen- 
landantheil (fast  4  Dss.)  8  Rbl.  60  Eop.,  pro  Dss.  2  Rbl.  18  Eop.  zu 
zahlen  haben.  Am  ungünstigsten  ist  die  Lage  der  früher  gutsherrlichen 
Bauern,  die  ihr  Land  ablösen  oder  noch  Pacht  zahlen:  sie  haben  weni- 
ger Land  als  die  beiden  ersten  Kategorien,  die  Zahlungen  sind  aber 
bedeutend  höher,  da  sie  pro  Seelenlandantheil  (2,8  Dss.)  1 1  Rubl.  45  Eop., 
pro  Dss.  4  RbL  9  Eop.  zu  entrichten  haben.  Die  Höhe  der  Rückstände 
dieser  drei  Eategorien  ist  dementsprechend  höher. 

Lässt  sich  ein  causaler  Zusammenhang  zwischen  der  Höhe  der 
Zahlungen  und  der  Häufigkeit  der  Umtheilungen  nachweisen?  Zu  diesem 
Zweck  greift  Orlow  drei  Ereise  heraus,  die  in  ihrer  wirthschaftlichen 
Lage  die  grössten  Unterschiede  aufweisen:  den  Kreis  Elin,  in  welchem 
der  Ackerbau  mehr  als  in  den  anderen  Kreisen  vorherrscht  und  welcher 
oconomisch  am  besten  situirt  ist,  sodann  den  Ereis  Bogorodsk,  in  wel- 
chem die  industrielle  Thätigkeit  am  entwickeltsten  ist  und  der  Ackerbau 
sich  im  grössten  Verfall  befindet,  und  endlich  den  Ereis  Moshaisk, 
welcher  sich  durch  das  Vorherrschen  des  Wandererwerbes,,  der  grössten 
Zerrüttung  der  Bevölkerung  und  durch  die  grössten  Rückstände  hervor- 
tut Die  Gemeinden  der  Domänen-  und  der  früher  gutsherrlichen 
Bauern  dieser  drei  Ereise  weisen  folgende  Daten  auf: 


Zahl  der  Gemeinden 
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Diese  Tabelle  zeigt,  dass  die  Häufigkeit  der  Umtheilungen  bei  den 
Domänenbauem  während  der  letzten  20  Jahre  durchschnittlich  1,7  be- 
trägt, bei  den  frOher  gutsherrlichen  aber  2,6,  d.  h.  bei  den  letzteren 
werden  1 ',.'.,  Mal  häufiger  Umtheilungen  vorgenommen  als  bei  den  ente- 
ren.   Es  haben  Umtheilungen  durchgeführt: 


Domfinengemeiaden 

Gemeinden  (rüber  guUbcrr- 
lieber  Bauern 

ein      Mal 

38  % 

28  7, 

zwei     „ 

65  7, 

37  7, 

drei'     „ 

4  7. 

13  7. 

vier      „ 

17. 

3  7. 

fünf      „ 

17. 

sechs    „ 

27, 

1007, 

18  7. 

1007, 

Theilen  wir  die  Gemeinden  in  zwei  Gruppen  und  stellen  in  die 
erste  die  Gemeinden  mit  nicht  über  zwei  Umtheilungen,  in  die  zweite 
Gruppe  aber  die  Gemeinden  mit  häufigeren  Umtheilungen,  so  finden  wir- 
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Do»*nengemeinden  JSSSfSZ- 

für  die  erste  Gruppe      93  °/0  der  Gemeinde      65  °/o  der  Gemeinde 
für  die  zweite  Gruppe      7°/0    „  „  35°/0    „  „ 

Auch  die  Umtheilungsfristen  (Zwischenraum  zwischen  den  beiden 
letzten  Umtheilungen)  sind  bei  den  Domänenbauern  länger  als  bei  den 
früher  gutsherrlichen:  bei  den  ersteren  durchschnittlich  15  Jahre,  bei 
den  letzteren  11  Jahre. 

Bei  den  Domänen-    Bei  den  früher  gutsherrl. 
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bei  den  Domänen-    bei  den  früher  gutshrrl. 
Bauern  Bauern 

mit  kurzen  Umtheilungsfristen  (bis  9  Jahre)  12  44 

mit  langen  „  88  56 

D.  h.  die  Zahl  der  Gemeinden  mit  langen  Umtheilungsfristen  verhält 
sich  zur  Zahl  der  Gemeinden  mit  kurzen  Fristen  bei  den  Domänenbauern 
wie  7,3:1,  bei  den  früher  gutsherrlichen  Bauern  aber  wie  1,3: 1.  Wäh- 
rend also  bei  ersteren  Bauern  die  Zahl  der  Gemeinden  mit  langen  Fristen 
die  der  anderen  Gemeinden  um  mehr  als  das  Siebenfache  übertrifft,  ist 
bei  den  früher  gutsherrlichen  Bauern  die  Zahl  der  Gemeinden  kurzer 
Fristen  fast  so  gross  wie  die  der  Gemeinden  mit  langen  Umtheilungsfristen. 

Erheblich  seltener  kommen  schliesslich  Umtheilungen  bei  den  vollen 
bäuerlichen  Eigentümern,  die  am  wenigsten  Zahlungen  zu  leisten  haben, 
vor:  von  den  130  Gemeinden  dieser  Kategorie,  die  sich  im  Gouv.  Moskau 
finden,  haben  nur  24  Gemeinden  während  der  beiden  letzten  Decennien 
mehr  als  ein  Mal  das  Land  umgetheilt,  und  zwar  haben  diese  zwei  Mal 
diese  Operation  durchgeführt.  Die  durchschnittliche  Häufigkeit  ist  hier 
also  am  geringsten:  nur  1,3  Mal,  die  durchschnittliche  Umtheilungsfrist 
am  grössten:  18  Jahre. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich:  die  Umtheilungen  wiederholen  sich 
um  so  häufiger,  je  grösser  die  Zahlungen,  die  auf  dem  Gemeindeland 
ruhen,  sind,  oder  mit  anderen  Worten:  je  weniger  der  Ertrag  des  Landes 
den  obliegenden  Zahlungen  entspricht. 

Dass  hier  ein  causaler  Zusammenhang,  und  nicht  etwa  ein  zufälliges 
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Zusammentreffen  vorliegt,  ergiebt  sich  aus  anderen  Gruppirungen.  Wir 
greifen  aus  allen  Wolosten  des  Gouvernements  diejenigen  heraus,  die 
nur  aus  Bauern  einer  der  drei  Kategorien  bestehen,  d.  h.  die  Wolosten, 
die  nur  aus  vollen  Eigentümern,  dann  die,  welche  nur  aus  Domänen- 
bauern und  endlich  die,  welche  nur  aus  früher  gutsherrlichen  Bauern 
bestehen.  Und  wir  finden  hier  dieselbe  «Erscheinung:  die  erste  Gruppe 
der  Wolosten  (voller  Eigenthümer)  zeigt  die  Zahlung  von  1  Rbl.  20  Kop. 
pro  Dss.,  das  seltenste  Eintreten  von  Umtheilungen  (1,0  Mal  im  Durch- 
schnitt) und  die  längste  Umtheilungsfrist  (20  Jahre),  die  zweite  Gruppe 
der  Wolosten  (Domänenbauern)  zeigt  die  Zahlung  von  2  Rbl.  10  Kop. 
pro  Dss.,  Umtheilungen  werden  häufiger  vorgenommen  (1,9  Mal)  und 
die  Umtheilungsfristen  sind  kürzer  (13  Jahre)  als  in  der  ersten  Gruppe. 
Die  dritte  Gruppe  der  Wolosten  (früher  gutsherrlicher  Bauern)  zeigt  die 
grössten  Zahlungen:  3  Rbl.  80  Kop.  pro  Dss.,  Umtheilungen  werden  er- 
heblich häufiger  als  in  der,  zweiten  Gruppe  ausgeführt  (2,8  Mal)  und 
die  Umtheilungsfristen  sind  bedeutend  kürzer  (10,2  Jahre). 

Man  könnte  vielleicht  den  Einwand  erheben,  dass  diese  Verschieden- 
heiten in  der  Wiederholung  der  Umtheilungen  in  einem  anderen  Um- 
stand, in  der  althergebrachten  Gewohnheit  der  einen  Kategorie  der 
Bauern,  ihre  Erklärung  finden.  Abgesehen  davon,  dass  jede  abweichende 
Sitte  eine  Ursache  haben  muss  —  und  diese  wird  in  der  übergrossen 
Last  gefunden  —  lässt  sich  auch  in  anderer  Weise  dieser  Einwand  be- 
seitigen. Die  vollen  bäuerlichen  Eigenthümer,  die  am  seltensten  ihr 
Land  umtheilen,  waren  —  mit  Ausnahme  des  Dorfes  Bogorodskoje  im 
Kr.  Moskau  —  Leibeigene  und  wurden  gleichzeitig  mit  der  übrigen 
leibeigenen  Bevölkerung  bei  der  allgemeinen  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft oder  kurz  vorher  frei.  Wenn  den  früher  gutsherrlichen  Bauern 
eine  besondere  Vorliebe  für  Umtheilungen  zugesprochen  wird,  so  müssten 
die  vollen  Eigenthümer  doch  auch  diese  Gewohnheit  haben  —  in  Wirk- 
lichkeit aber  theilen  diese  am  seltensten  ihr  Land  um. 

Das  Eingehen  auf  concrete  Fälle  zeigt  die  Richtigkeit  jener  Schluss- 
folgerung, den  Causalnexus  zwischen  der  Höhe  der  Zahlungen  und  der 
Häufigkeit  der  Umtheilungen.  Die  Wolost  Jarogelskoje,  zur  dritten 
Gruppe  gehörig  (aus  früher  gutsherrlichen  Bauern  bestehend),  steht  in 
Betreff  der  Ertragsfähigkeit  des  Bodens  höher  als  die  anderen  Wolosten 
des  Kreises  Wolokolamsk;  in  vielen  Dörfern  wird  der  Seelenlandantheil 
nicht  unter  6 — 8  Rbl.  verpachtet,  d.  h.  der  Pachtzins  steht  nur  um  ein 
Weniges  niedriger  als  die  auf  dem  Lande  ruhenden  Zahlungen.  Das 
Land  ist  hier  fruchtbar,  die  bäuerliche  Wirthschaft  gedeiht,  Land  wird 
hoch  geschätzt,  zur  Pachtung  gesucht.  Es  ist  also  in  dieser  Wolost  zwischen 
der  Höhe  der  Zahlungen  und  dem  Ertrag  des  Landes  kein  grosser  Unter- 
schied.   Die  Rückstände  dieses  Gebietes  betragen  nur  142  Rbl.,  also 
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10  Kop.  pro  Dss.  oder  40  Kop.  pro  Seelenlandantheil.  In  dieser  Wolost 
kommen  nur  selten  Umtheilungen  vor:  die  durchschnittliche  Häufigkeit  be- 
trägt 1,21.  Die  durchschnittliche  Umtheilungsfrist  zwischen  den  beiden 
letzten  Umtheilungen  ist  1 6  Jahre.  Dasselbe  gilt  für  die  Wolost  Petrowskoje 
im  Kr.  Wereja,  wo  auch  selten  umtheilungen  erfolgen,  obgleich  auch 
hier  nur  früher  gutsherrliche  Bauern  ansässig  sind.  —  In  den  Wolosten 
Xogatinskaja  und  Zarizynskaja  (Kr.  Moskau)  aus  Apanagebauern  be- 
stehend, befindet  sich  das  Gemeindeland  in  hohem  Grade  cultivirt  und 
Dank  der  Nähe  Moskaus  überragt  der  Ertrag  desselben  bedeutend  die 
obliegenden  Zahlungen  (die  Pachthöhe  im  ersteren  Gebiet  pro  Dss.  ist 
13V2  Rbl.,  im  zweiten  Gebiet  8  Rbl.  70  Kop.,  die  Zahlungen  6  Rbl. 
40  Kop.,  resp.  4  Rbl.  15  Kop.  pro  Dss.).  Hier  finden  sehr  selten  Um- 
theilungen statt,  sodass  hier  keine  Gemeinde  ist,  die  während  der  beiden 
letzten  Decennien  mehr  als  zwei  Mal  eine  solche  vorgenommen  hätte, 
viele  derselben  aber  (und  zwar  15  von  32  Gemeinden)  haben  nur  ein 
Mal  umgetheilt.  In  den  Wolosten  Pechorskaja,  Durykinskaja  und  Mor- 
synskaja,  in  demselben  Kreisen  belegen,  wo  aber  der  Ertrag  des  Bodens 
geringer  als  die  Zahlungen  ist,  werden  häufig  Umtheilungen  ausgeführt, 
obwohl  ein  Theil  dieser  Gemeinden  aus  Domänenbauern  besteht.  Die 
durchschnittliche  Häufigkeit  der  Umtheilungen  in  diesen  drei  Wolosten 
ist  2,94,  resp.  2,1,  resp.  4,  die  durchschnittliche  Frist  7,9,  resp.  11,  resp- 
6  Jahre. 

Um  jeden  Zweifel  an  das  Vorhandensein  dieses  Causalnexus  zu  be- 
seitigen, stellen  wir  noch  zwei  Gruppirungen  auf: 

1)  Sämmtliche  Wolosten  des  Kreises  Moskau  fassen  wir  je  nach  der 
Häufigkeit  der  Umtheilungen  in  3  Kategorien  zusammen;  in  der  ersten 
Kategorie  befinden  sich  die  Woloste,  in  denen  durchschnittlich  nicht 
über  2,  in  der  zweiten  —  über  2  bis  3,  in  der  dritten  —  über  3  Um- 
theilungen in  den  beiden  letzten  Decennien  vorgenommen  sind.  Zu  der 
ersten  Kategorie  gehören  77  Wolosten  mit  840,000  Dss.  und  2,400,000  Rbl. 
Zahlungen,  pro  Dss.  2  Rbl.  90  Kop.,  in  der  zweiten  Kategorie  59  Wo- 
losten mit  540,000  Dss.  und  1,780,000  Rbl.  Zahlungen,  pro  Dss.  3  Rbl. 
40  Kop.,  also  um  fast  20  °/0  höher  als  in  der  ersten  Kategorie  belastet,  in 
der  dritten  Kategorie  15  Wolosten  mit  110,000  Dss.  und  419,000  Rbl. 
Zahlungen,  pro  Dss.  3  Rbl.  80  Kop.,  also  um  33°/0  höher  als  in  der 
zweiten  Kategorie. 

Auch  diese  Zusammenstellung  ergiebt  das  Resultat:  je  grösser  die 
Zahlungen,  desto  häufiger  Umtheilungen. 

2)  Aus  den  fünf  Kreisen  Wolokolamsk,  Klin,  Wereja,  Rusa  und 
Bserpuchow  scheiden  wir  alle  Gemeinden  aus,  die  über  drei  Mal  ihr 
Land  umgetheilt  haben,  und  vergleichen  diese  Gemeinden  mit  den 
betreffenden   GesammtzifFern  der  Kreise   (mit  Einschluss  jener   häufig 
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Umtheilungen  vornehmenden  Gemeinden).  Es  ergiebt  sich,  dass  diese 
Gemeinden  um  18,7  °/0  pro  Dss.  und  um  23%  pro  Arbeiter  stärker 
besteuert  sind,  als  im  Durchschnitt  der  fünf  Kreise  die  Bauern  belastet 
sind.  Und  kein  Kreis  macht  hierbei  eine  Ausnahme,  denn  es  sind  jene 
Gemeinden  stärker  mit  Zahlungen  belastet,  als  im  Durchschnitt  die  ge- 
sammte  bäuerliche  Bevölkerung  des  betreffenden  Kreises  um: 


pro  Dessatine 

pro  Arbeiter 

im  Kr. 

Wolokolamsk 

133% 

45,1  % 

»     » 

Klin 

39,2  o/0 

22,2  •/, 

V         )} 

Wereja 

33,0  °/0 

6,0  o/0 

V         7) 

Rusa 

23,0  <7o 

14,0  •/. 

»;      » 

Sserpuchow 

55,0  •/• 

29,0  o/o 

Aus  all  dem  Gesagten  ergiebt  sich  als  unbezweifelbares  Factum, 
dass  die  Häufigkeit  der  Umtheilungen  von  der  Höhe  der  auf  den  Ge- 
meinden ruhenden  Zahlungen  abhängt.  Es  lässt  sich  das  Ermittelte 
folgendermassen  formuliren:  Umtheilungen  der  Felder  wiederholen  sich 
um  so  häufiger,  je  höher  die  auf  den  Gemeinden  ruhenden  Zahlungen, 
je  weniger  die  Zahlungen  dem  Ertrage  des  Landes  entsprechen.  Sind 
die  Zahlungen  nicht  höher  als  der  Ertrag  des  Landes,  so  werden  Um- 
theilungen in  längeren  Zwischenräumen  von  15—20  Jahre  und  noch 
später  vorgenommen;  überragen  aber  die  Zahlungen  den  Ertrag  des 
Landes,  so  sind  die  Umtheilungsfristen  kürzer  und  die  Umtheilungen 
werden  ceteris  paribus  um  so  häufiger  ausgeführt  je  bedeutender  jene 
Differenz  zwischen  den  obliegenden  Zahlungen  und  dem  Ertrage  des 
Landes. 

Auch  noch  in  anderer  Art  treten  uns  die  überhohen  Zahlungen  als 
Ursache  der  Umtheilungen  entgegen. 

Aus  der  betreffenden  Zusammenstellung  ergiebt  sich,  dass  allgemeine 
Umtheilungen  um  so  seltener  vorgenommen  werden,  je  günstiger  die 
landwirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Gemeinden  stehen.  Als  Criterium 
hierfür  werden  die  Zahl  der  Höfe,  die  sich  nicht  mit  dem  Ackerbau  be- 
schäftigen, und  die  Verbreitung  wüster  Landantheile  angenommen.  In  dieser 
Beziehung  befinden  sich  die  Kreise  Klin,  Wolokolamsk  und  Wereja  in  der 
günstigsten  Lage:  während  im  Durchschnitt  des  ganzen  Gouvernements  die 
Zahl  der  nicht  Ackerbau  treibenden  Hölfe  18°/0  beträgt,  ist  sie  in  diesen  drei 
Kreisen  nur  9—16%.  Wüste  Landantheile  finden  sich  hier  gleichfalls 
selten.  Wie  wir  oben  gesehen,  werden  hier  selten  Umtheilungen  vor- 
genommen. Dagegen  finden  in  den  Kreisen  Kolomna,  Bronnizi  und 
Bogorodsk,  wo  die  Zahl  der  nicht  Ackerbau  treibenden  Höfe  22— 25°/o 
beträgt  und  in  der  Mehrzahl  der  Gemeinden  viele  wüste  Landantheile 
sich  finden,  Umtheilungen  verhältnissmässig  häufiger  statt. 
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Theilen  wir  sämmtliche  Wolosten  des  Gouv.  Moskau  nach  der  Häu- 
figkeit der  Umtheilungen  in  drei  Gruppen,  so  finden  wir: 

In  der  ersten  Gruppe  der  Wolosten  (mit  nicht  über  zwei  Umthei- 
lungen) kommen  auf  25,211  Höfe  14,370  Höfe,  die  sich  nicht  mit  Acker- 
bau beschäftigen,  von  den  70,841  Höfen,  die  Ackerbau  treiben,  haben 
11,908  Höfe  oder  16°/0  keine  Pferde  und  müssen  zur  Bestellung  solche 
miethen. 

In  der  zweiten  Gruppe  der  Wolosten  (mit  über  2—3  Umtheilungen) 
kommen  auf  62,098  Höfe  10,715  Höfe  ohne  eigne  (Acker-)  Wirtschaft; 
von  den  51,383  Ackerbau  betreibenden  Höfen  sind -9843  Höfe  ohne  Pferde. 

In  der  dritten  Gruppe  der  Wolosten  (mit  häufigeren  Umtheilungen) 
kommen  auf  15,093  Höfe  3542  Höfe  ohne  eigene  Wirthschaft  oder  24°/0; 
von  den  11,551  Ackerbau  betreibenden  Höfen  sind  2587  Höfe  ohne  Pferde. 

Also  nimmt  die  Häufigkeit  der  Umtheilungen  um  so  mehr  zu,  je 
niedriger  der  Stand  der  landwirtschaftlichen  Verhältnisse. 

Ein  Eingehen  auf  die  öconomischen  Bedingungen  in  den  einzelnen 
Gemeinden  ergiebt  folgende  Schlüsse  in  Betreff  der  Häufigkeit  der  Um- 
theilungen. In  den  Gemeinden,  wo  für  die  Landwirthschaft  günstige 
Bedingungen  bestehen  und  diese  daher  in  gutem  Zustande  sich  befindet, 
werden  allgemeine  Umtheilungen  nicht  vor  Ablauf  von  4—6  Wirthschafts- 
turnus,  d.  h.  nach  12—18  Jahren,  vorgenommen.  Zu  solchen  Gemeinden 
gehören  z.  B.  die,  wo  die  Bauern  die  Möglichkeit  haben,  unter  günstigen 
Bedingungen  Wiese  und  Weide  zu  pachten,  oder  wo  sie  ihren  Land- 
antheil  durch  vortheilhaften  Ankauf  von  anderweitigem  Lande  ver- 
grössert  haben,  oder  wo  sie  sich  mit  Gewerben  beschäftigen,  die  den 
Betrieb  der  Ackerwirthschaft  unterstützen  etc.  Die  unterscheidenden 
Merkmale  solcher  Gemeinden  bestehen  darin,  dass  alle,  oder  fast  alle 
Höfe  Ackerbau  treiben,  sowie  auch  Pferde  besitzen;  dass  keine  Familien 
ohne  Haus  und  Hof,  keine  wüsten  Landantheile  vorhanden  sind,  dass 
die  localen  Gewerbe, stark,  Wandererwerb  dagegen  aber  sehr  schwach 
entwickelt  sind;  die  Weiber  sind  beständig  zu  Hause,  die  Zahlungen 
werden  rechtzeitig  entrichtet,  keine  Rückstände  sind  vorhanden.  —  Je 
nach  dem  Sinken  des  Standes  der  Landwirthschaft  zeigt  sich  das  Streben 
nach  häufigeren  Umtheilungen,  und  hier  findet  man  einen  grösseren 
Procentsatz  der  Hauswirthe  ohne  eigene  Ackerwirthschaft,  wüste  Land- 
antheile, Hauswirthe,  die  Ackerwirthschaft  betreiben,  aber  keine  Pferde 
haben,  andere  Hauswirthe  ohne  eigenes  Haus  und  Hof,  es  herrscht  der 
Wandererwerb  vor,  wobei  die  Fabrikarbeit  eine  grosse  Rolle  spielt,  auch 
Weiber  gehen  auf  Wandererwerb  aus,  insbesondere  in  Fabriken.  Die 
obliegenden  Zahlungen  werden  nicht  zum  Termin  entrichtet,  die  Rück- 
stande nehmen  zu.  —  Endlich  in  den  Gemeinden,  wo  der  Ackerbau  ganz 
in  Verfall  gerathen  ist,  wo  ein  bedeutender  Theil  der  Höfe  kein  Vieh 
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mehr  hat,  wo  ein  grosser  Theil  des  Gemeindelandes  aus  wüsten  Land- 
antheilen  besteht,  wo  viele  Hauswirthe  nicht  allein  keinen  Ackerbau 
treiben,  sondern  auch  kein  Haus  haben,  wo  ein  grosser  Theil  der  Be- 
völkerung durch  Wandererwerb  seine  Existenz  fristet,  wo  enorme  Rück- 
stände sich  angesammelt  haben,  in  solchen  Gemeinden  finden  wiederum 
sehr  selten  Umtheilungen  statt. 

Diese  anscheinend  so  auffallende  Erscheinung  erklärt  sich  einfach. 
Eine  Gemeinde  geräth  in  Folge  ungünstiger  Ereignisse  in  eine  bedrängte 
Lage:  Viehfallen,  Feuersbrunst,  Aussterben  mehrerer  Familien,  bisher  ge- 
pachtetes Land  wird  der  Gemeinde  entzogen,  Vieh  ist  zur  Deckung 
eigener,  durch  Unglücksfälle  hervorgerufener  Bedürfnisse  oder  zur  Deckung 
von  Rückständen  verkauft  etc.    Die  öconomisch  schwächeren  Wirthe,  die 
durch  solche  Ereignisse  ruinirt  sind  und  die  gegen  früher  höheren  Zah- 
lungen nicht  entrichten  können,  sind  gezwungen  den  Ackerbau  aufzu- 
geben: ihre  Landantheile  werden  erst  ausgesogen  und  dann  bilden  sich 
erst  in  dem  entfernteren  Gemeindeland  und  später  stetig  näher  zum 
Gehöftland  wüste  Landantheile,  die  Zahl  der  freigewordenen  „Seelen" 
die  auf  Niemanden  überwälzt  werden  können,  nehmen  beständig  zu, 
Rückstände  sammeln  sich  an,  die  frischen  Arbeiter  weigern  sich  die 
wüsten  Landantheile  zu  übernehmen.    Eine  allgemeine  Umtheilung,  wie 
nachtheilig  solche  auch  für  die  sorgfältigen  Wirthe  ist,  muss  vorgenom- 
men werden.    Häufig  hilft  dieses  Mittel:  die  wirthschaftliche  Ordnung 
wird  wieder  hergestellt,  die  wüsten  Landstücke  werden  wieder  bestellt 
Bleiben  aber  die  der  Wirthschaft  ungünstigen  Bedingungen  bestehen,  so 
treten  in  Kurzem  dieselben  ungünstigen  Erscheinungen  hervor,  die  die 
letzte  Umtheilung  hervorgerufen  hatten:  erschöpfte,  wüste  Landantheile 
entstehen,  die  Niemand  übernehmen  will.    Nachdem  die  Bauern  sich 
nach  mehreren  Umtheilungen  davon  überzeugt  haben,  dass   die  Lage 
keine  bessere  wird,  fasst  die  Gemeinde  den  Beschluss,  im  Laufe  einer 
bestimmten  Reihe  von  Jahren  keine  Umtheilung  vorzunehmen,  sieht  alle 
möglichen  Zufälligkeiten,  die  eintreten  könnten,  voraus  und  bestimmt,  wie 
in  jedem  Fall  mit  dem  Gemeindelande  zu  verfahren  ist    Hierdurch 
werden  die  Interessen  der  sorgsamen  Wirthe  geschützt.     Solches  ge- 
schieht, wenn  die  Mehrzahl  der  Höfe  noch  die  Kraft  hat  sich  zu  halten, 
wo  ein  Jeder  noch  auf  eine  Besserung  seiner  landwirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse hofft.    In  denjenigen  Gemeinden  aber,  wo  die  Wirthschaft  der 
Mehrzahl  der  Höfe  zu  Grunde  gegangen  ist,  Ackerbau  kaum  noch  be- 
trieben wird  und  der  grösste  Theil  der  Felder  wüste  liegt,  da  erscheinen 
Umtheilungen  ganz  überflüssig:  ein  Jeder  kann  Land  nehmen,  wie  viel 
er  will.    So  sind  in  den  landwirtschaftlich  am  meisten  heruntergekom- 
menen, mit  hohen  Rückständen  belasteten,  Gemeinden  in  12, 15,  20  Jahren 
keine  Umtheilungen  vorgenommen. 
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§  53. 

Noch  deutlicher  tritt  der  ursächliche  Zusammenhang  der  Höhe  der 
Zahlungen  mit  der  Häufigkeit  der  Umtheilungen  im  Kreise  Kasan  hervor. 
Auf  diesem  verhältnissmässig  kleinen  Landstrich  —  der  Kreis  umfasst 
3942  D  Werst  —  finden  wir  in  dieser  Beziehung  eine  grosse  Verschie- 
denheit; südlich  der  Oka  ist  das  Land  fruchtbar  (Schwarzerde)  und  der 
Ertrag  desselben  überragt  mit  geringen  Ausnahmefällen  die  obliegenden 
Zahlungen,  das  Land  nördlich  der  Oka  aber  ist  von  geringer  Ergiebig- 
keit und  mit  Zahlungen  mehr  oder  weniger  überlastet.  Von  den  633  Ge- 
meinden dieses  Kreises  mit  24,000  Hauswirthen  liegen  in  Betreff  der 
Umtheilungen  Daten  über  396  Gemeinden  mit  21,000  Familien  vor;  es 
fehlen  also  nur  1/8  der  Familien;  es  sind  nämlich  die  Gemeinden  mit 
weniger  als  10  Seelen,  sodann  diejenigen,  in  Betreff  deren  die  Angaben 
zweifelhaft  erschienen,  und  endlich  14  Gemeinden,  die  den  verbrieften 
Beschluss  gefasst  haben,  das  Land  nicht  mehr  umzutheilen,  bei  Seite 
gelassen. 

Von  diesen  396  Gemeinden  haben  seit  der  letzten  Revision  (1858) 
140  Gemeinden,  d.  h.  35°/0,  Umtheilungen  vorgenommen,  in  100  Ge- 
meinden geht  der  vielfach  sehr  lebhaft  geführte  Streit  über  die  Vor- 
nahme einer  solchen,  in  den  restirenden  156  Gemeinden  ist  diese  Frage 
überhaupt  nicht  angeregt,  ja  in  manchen  herrscht  die  volle  Ueberzeugung, 
dass  das  Land  „auf  ewig"  zugetheilt  ist  und  schon  das  Aufwerfen  der 
Frage  wegen  einer  neuen  Umtheilung  ein  Verbrechen  (d.  h.  eine  Verletzung 
des  Eigenthumrechts)  ist  Die  140  Gemeinden,  die  Umtheilungen  vorge- 
nommen haben,  vertheilen  sich  auf  die  beiden  Theile  des  Kreises  wie  folgt: 
von  den  254  Gemeinden  südlich  der  Oka,  also  im  fruchtbaren  Landstriche 
mit  zumeist  niedrigen  Zahlungen  haben  nur  25  unlgetheilt,  während  in 
dem,  nördlich  der  Oka  belegenen,  wenig  fruchtbaren  und  fast  ausnahms- 
los mit  überhohen  Zahlungen  belasteten  Theile  115  von  142  Gemeinden 
Umtheilungen  wenigstens  ein  Mal,  in  vielen  Gemeinden  aber  mehrere 
Mal  durchgeführt  haben.  Procentualisch  stellt  sich  das  Verhältniss  der 
Gemeinden,  die  diese  Massnahme  ausgeführt  haben,  wie  folgt: 

Gemeinden  Hauswirthe  in  ihnen 

im  ganzen  Kreise  35,4  °/0  42,4  °/0 

im  südlichen  Theii  9,8  °/0  21,9  °/0 

im  nördlichen  Theil         81,0%  78,0  °/0 

Geradezu  überraschend  stellt  sich  der  innere  Zusammenhang  der 
Cmtheilungen  mit  der  Belastung  der  Gemeinden  bei  der  Gruppirung 
der  Gemeinden  nach  der  Höhe  der  Zahlungen. 

In  die  erste  und  die  zweite  Gruppe  sind  die  Gemeinden  gestellt, 
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in  welchen  die  Hauswirthe  möglichst  viele  Landantheile  zu  erlangen 
suchen;  in  der  ersten  Gruppe  ist  der  Pachtpreis  gleich  oder  höher  als 
die  obliegenden  Zahlungen,  in  der  zweiten  aber  etwas  niedriger.  In  der 
dritten  und  vierten  Gruppe  stehen  die  Gemeinden,  in  denen  der  Pacht- 
preis erheblich  niedriger  als  die  Zahlungen  ist;  in  der  dritten  Gruppe 
finden  sich  noch  einige  wohlbehaltene  Hauswirthe,  die  ohne  Zwang  Land- 
antheile sich  zuweisen  lassen,  in  der  vierten  aber  ist  die  Differenz  so 
gross,  dass  Land  zwangsweise  „aufgewalzt"  werden  muss,  da  ein  Jeder 
sich  dem  entziehen  will.  Die  Procentziffern  der  Gemeinden,  die  Um- 
theilungen  vorgenommen  haben,  sind  in  den  Gruppen  folgende: 

I.  Gruppe      IL  Gruppe       III.  Gruppe       IV.  Gruppe 

im  südlichen  Theil      7    °/0         13    °/0         37    °/0  — 


im  nördlichen  Theil  18    °/0         33    °/0         94    °/o  100 


0/ 
'0 


im  ganzen  Kreise        7,5  °/0         18,5%         86,2  °/0  100  °/0 

Wie  aus  dieser  Tabelle  ersichtlich,  nehmen  die  Umtheilungen  in 
der  Richtung  von  der  ersten  Gruppe  zur  vierten  Gruppe  in  so  bedeu- 
tendem Masse  (von  7°/0  bis  auf  100  °/0)  zu.  Alle  Gemeinden  der  letzten 
Gruppe,  die  nur  im  nördlichen  Theil  des  Kreises  zu  finden  sind,  haben 
Umtheilungen,  und  vielfach  mehrere,  seit  1858  vorgenommen,  und  die 
Procentziffer  fällt  je  mehr  wir  uns  zur  ersten  Gruppe  nähern,  d.  h.  je 
geringer  die  obliegenden  Zahlungen  sind. 

Interessant  ist  auch  die  Rubricirung  der  Gemeinden  mit  Umtheir 
hingen  nach  den  Kategorien  der  Gemeinden. 

I.  Gruppe     II.  Gruppe    III.  Gruppe    IV.  Gruppe 

Volle  Eigenthümer.    ...    16,6  °/0  —  —  — 

Früher   gutsherrliche,  jetzt 

Domänenbauern  ....      —  —  —  — 

Domänenbauern.    ....    34,6 °/0        50,0 °/o        100 °/0  — 

Zeitweilig-verpflichtete  guts- 
herrliche Bauern.    .    .    .    10,8  °/0        37,5  °/0  80°/o        lCO°/,> 
In  der  Ablösung  begriffene 

Bauern 1,5  °/0        10,2%  86°/o        100% 

Nach  dem  Gesagten  muss  es  auffällig  erscheinen,  dass  16,6  °/0  der 
vollen  Eigenthümer,  d.  h.  Gemeinden,  die  die  Ablösungsschuld  bereits 
abgetragen,  also  nur  die  öffentlich  rechtlichen  Zahlungen  zu  entrichten 
haben,  Umtheilungen  vorgenommen  haben.  Ein  näheres  Eingehen  erklärt 
Solches  vollständig.  Da  es  sich  nämlich  nur  um  6  Gemeinden  voller 
Eigenthümer  hier  handelt,  so  ist  es  nur  eine  Gemeinde,  die  diese  Pro- 
cedur  vorgenommen  hat.  Diese  Gemeinde,  Glätkowo,  ward  von  der 
Besitzerin  bereits  1847  freigelassen  und  erhielt  das  Land  zu  sehr 
massigen  Ablösungszahlungen,  die  1875  ganz  entrichtet  waren;  1876 
ward  eine  allgemeine  Umtheilung  vorgenommen.    Das  Land  halten  die 
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Bauern  für  halbgeschenkt,  und  daher  könne  man  es  nach  Belieben 
theilen,  wie  die  Bauern  erklären.  Freilich  ging  es  nicht  ohne  Streit;  ohne 
Opposition  der  Wirthe,  die  hierbei  zu  verlieren  hatten,  ab.  Aber  die 
Majorität,  die  nach  vorhandenen  Seelen  umzutheUen  wünschte,  sah  sich 
doch  veranlasst,  der  Minorität  ein  Zugeständniss  zu  machen:  bei  einer 
grossen  Zahl  von  vorhandenen  Seelen  in  einem  Hofe,  der  wenig  Re- 
visionsseelen hatte,  wurde  dem  Hauswirth  1j2,  1% — 2  Landseelen  zu 
seinen  Revisionsseelen  hinzugeschlagen,  einer  kinderlosen  Wittwe  % 
Seele  zugesprochen.  Im  Jahre  1883  soll  wieder  eine  Umtheilung  er- 
folgen >  „doch  wird  es  dabei  grossen  Streit  geben",  sagte  ein  Bauer. 
Eine  ähnliche  Rechtsanschauung,  wie  wir  hier  bemerken  wollen,  zeigt 
sich  in  der  Gemeinde  Polänskaja  (Er.  Borissoglebsk,  Gouv.  Tambow), 
die  sich  unter  ähnlichen  Bedingungen  befindet.  Sie  besteht  aus  ehemali- 
gen Hofsleuten,  denen  das  Land  geschenkt  ward.  Dasselbe  wird  alle 
sechs  Jahre  umgetheilt  und  die  Leute  erklären  ausdrücklich,  wir  haben 
das  Land  nicht  abzulösen  gehabt,  sondern  geschenkt  erhalten;  also  hat 
Jeder  der  Nachkommen  der  Beschenkten  ein  gleich  gutes  Recht  auf  das 
geschenkte  Land. 

Was  nun  die  drei  anderen  Kategorien  der  Bauern  in  jener  Tabelle 
anbetrifft,  so  finden  wir  auch  bei  dieser  Classificirung  der  Gemeinden, 
dass  in  der  Reihenfolge  der  Gruppen,  d.  h.  mit  Zunahme  der  obliegen- 
den Zahlungen,  die  Procentziffer   der   Gemeinden   mit  Umtheilungen 
wachsen.     Sodann  ergiebt  sich  noch,   dass   in  derselben  Gruppe  die 
Bauern  der  drei  Kategorien  sich  sehr  verschieden  zur  Frage  der  Um- 
theilungen  stellen.     Besonders   deutlich   tritt   es  uns   in   den   beiden 
ersten  Gruppen  entgegen.    Die  Procentziffer  der  Gemeinden  mit  Um- 
theilungen ist  in  jeder  dieser  beiden  Gruppen  bei  den  Domänenbauern 
am  grössten,  bei  den  Gemeinden,  die  ihr  Land  ablösen,  am  geringsten, 
in  der  Mitte  kommen  die  noch  zeitweilig  verpflichteten  Bauern  zu  stehen. 
Es  tritt  hier  ein  besonderer  Factor  hinzu,  der  die  ermittelte  Gesetzmässig- 
keit in  dem  Auftreten  der  Umtheilungen  bei  überhöhen  Zahlungen  bei  den 
einzelnen  Kategorien  modificirt.    Es  handelt  sich  hier  um  die  Rechts- 
auffassung der  Bauern  über  ihre  Stellung  zum  Gemeindelande.    In  den 
Gemeinden  mit  nicht  überhohen  Zahlungen,  die  seit  Jahren  die  Ab- 
lösungszahlungen entrichten  und  insbesondere  die  den  sogen,  „fünften 
Kopeken"  gezahlt  haben,  bestreiten  die  Höfe,  deren  Familienbestand 
abgenommen  hat,  die  also  bei  einer  neu  vorzunehmenden  Umtheilung 
ihren  Landantheil  dementsprechend  verringert  sehen  würden,  das  Recht 
der  Gemeinde,  den  Besitzstand  der  Höfe  zu  ändern,  da  diese  nicht 
allein  die  Zinsen  des  Ablösungsschuldkapitals  bezahlt,  sondern  bereits 
einen  Theil  des  Kapitals  abgetragen  haben.    „Ich  habe  für  fünf  Seelen 
die  Amortisationsquote  zwanzig  Jahre  hindurch  und  den  fünften  Kopeken, 

▼.  KavssleT,  Oeflohichto  und  Kritik  des  Gemeindebetiftsea.   IL  2.  11 
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den  fünften  Theil  der  gesammten  Schuld  bezahlt,  wie  kann  mir  jetzt  die 
Gemeinde  das  Land  abnehmen!"  Auf  diese  für  den  Gemeindebesitz  und 
seine  Zukunft  sehr  bedeutungsvolle  Frage  werden  wir  wiederholt  zurück- 
zukommen haben.  Hier  genügt  der  Hinweis,  dass  dieser  Umstand  die 
Vornahme  von  Umtheilungen  in  nicht  überlasteten  Gemeinden  fast  aus- 
schliesst.  Bei  den  Domänenbauern1)  aber  herrscht  im  Allgemeinen  noch 
ungeschwächt  die  alte  Sitte  der  Umtheilungen,  sowie  auch,  wie  ich  auf 
Grundlage  mehrfacher  darauf  bezüglicher  Antworten  von  mir  befragter 
Bauern  glaube  behaupten  zu  können,  die  Rechtsauffassung,  dass  ihr 
Land  Staatseigentum  sei  und  daher  jeder  Gemeindegenosse  ein  gleich 
gutes  Recht  auf  dasselbe  habe. 

Die  gleiche  eigenthümliche  Erscheinung  finden  wir  auch  in  anderen 
Landstrichen.  So  in  den  Kreisen  Koslow  und  Borissoglebsk  im  Gouv. 
Tambow,  woselbst  der  Ertrag  des  Landes  höher  ist,  als  die  obliegenden 
Zahlungen.  Im  erstgenannten  Kreise  hat  bisher  keine  der  mehr  denn 
300  zählenden  früher  gutsherrlichen  Gemeinden,  die  zum  grössten  Theil 
(83%  der  Seelen  im  Jahre  1881)  das  Land  abgelöst  haben,  eine  Um- 
theilung  seit  der  Emancipation  vorgenommen,  es  haben  aber  jedoch  34 
Domänengemeinden,  d.  i.  1U  ihrer  Gesammtzahl  (über  130),  aber  die  Hälfte 
der  Revisionsseelen  umfassend,  diese  Massnahme  durchgeführt  Und  zwar 
ist  es  in  den  Wolosten  zu  Stande  gekommen,  wo  die  gesammte  Bevöl- 
kerung aus  Domänenbauern  besteht  oder  diese  die  Majorität  bilden.  Eine 
Ausnahme  bilden  7  Wolosten,  in  denen  trotz  des  Ueberwiegens  der  Domänen- 
bauern noch  keine  Umtheilung  erfolgt  ist,  doch  ist  es  wahrscheinlich, 
dass  sie  fast  in  allen  diesen  Wolosten  in  kürzester  Zeit  stattfinden  wird 
und  vielleicht  schon  stattgefunden  hat.  (Die  Sammlung  dieser  Materialien 
datirt  aus  dem  Jahr  1880.)  In  welchen  Wolosten  aber  früher  gutsherr- 
liche Bauern  das  Uebergewicht  haben,  dort  theilen  Domänenbauern  nicht 
allein  nicht  um,  sondern  es  ist  hier  nicht  einmal  diese  Frage  ernstlich  auf- 
geworfen worden,  wie  andererseits  in  den  früher  gutsherrlichen  Gemeinden, 
die  von  Domänengemeinden  umgeben  sind,  diese  Frage  lebhaft  besprochen 
und  vielleicht  nächstens  zum  Austrag  kommen  wird.2) 

Im  Kreise  Borisoglebsk,  woselbst  die  Zahlungen  verhältnissmässig 
niedrig  sind,  hat  bis  zur  landschaftlichen  Enquete  (1880)  nur  eine  Ge- 
meinde, und  zwar  die  Domänengemeinde  Kostin-Odelez  eine  allgemeine 
Umtheilung  vorgenommen;  eine  andere  in  derselben  Wolost  belegene 
Domänengemeinde  sollte  —  laut  Gemeindebeschluss  vom  Jahre  1869  — 
im  Jahre  1880  eine  solche  durchführen,  sie  schob  dieselbe  aber  auf,  da 


1)  Es  ist  hierbei  jedoch  zu  bemerken,  dass  die  Doinänengemeinden,  soweit 
bekannt,  nur  mit  verschwindend  geringen  Ausnahmen,  das  ihnen  zugetheilte  Land 
noch  nicht  durch  Kapitalanzahlung  zum  wirklichen  Eigenthum  erworben  haben. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  II,  Abschnitt  II,  pag.  19—28. 
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erst  das  Verschwinden  der  unter  den  Kindern  aufräumenden  Diphtheritis 
abgewartet  wurde,  auf  dass  nicht  sogleich  nach  erfolgter  Umtheilung  (pro 
vorhandene  Seelen)  viele  gestorbene  Seelen  entstehen.  In  dieser  Wolost, 
die  zur  Zeit  aus  1222  Hauswirthen  besteht,  zählen  diese  beiden  Ge- 
meinden 1161  Hauswirt  he,  ausserdem  gehört  hierzu  ein  kleines,  klein- 
russisches Dorf  mit  11  Hauswirthen,  es  finden  sich  hier  also  nur  50 
Hauswirthe  früher  gutsherrlicher  Bauern.  Ausserdem  sollte  noch  in  drei 
Domänengemeinden,  die  auch  zu  einer  Wolost  mit  vollständig  über- 
wiegender Domänenbevölkerung  gehören,  im  Jahre  1880  im  Herbst  eine 
Neuvertheilung  des  Landes  erfolgen.1)  '  Sodann  heisst  es  in  dem  bezüg- 
lichen Bericht,  dass  die  Domänenbauern  mit  Ungeduld  die  neue  Revision 
erwarten,  während  „bei  den  früher  gutsherrlichen  Bauern  Anzeichen 
einer  wesentlichen  Veränderung  einiger  grundlegenden  Seiten  des  Ge- 
meindebesitzes sich  zeigen",  d.  h.  Verwerfung  der  Umtheilung  und  damit 
eine  Annäherung  an  den  individuellen  Grundbesitz. 

Auch  im  Kreise  und  Gouv.  Tula  finden  wir  dieselbe  Erscheinung.  In 
den  acht  mehrfach  besprochenen,  mit  verhältnissmässig  niedrigen  Zahlungen 
belasteten  Wolosten,  über  welche  genaue  Daten  vorliegen,  ging  die  erste 
Anregung  zur  Ausgleichung  des  Grundbesitzes  in  Domänengemeinden 
hervor  und  die  7  Gemeinden,  die,  wie  wir  oben  hervorgehoben,  Umthei- 
lungen  ausgeführt  haben,  sind  Domänengemeinden,  die  in  den  betreffen- 
den Wolosten  die  grosse  Majorität  bilden.  Auch  andere  Domänenge- 
meinden gedenken  in  nächster  Zeit  diesem  Beispiel  zu  folgen.2]  In 
einer  neunten  Wolost  dieses  Kreises,  Torchowo,  über  welche  nicht  voll- 
ständiges Material  vorliegt,  zeigt  sich  uns  ein  anderes  Bild:  die  Zah- 
lungen überragen  den  Ertrag  des  Landes,  das  ausserdem  durch  nicht 
hinreichende  Düngung  jährlich  mehr  erschöpft  wird  und  abnehmende 
Ernten  liefert,  in  Folge  dessen  partielle  Umtheilungen  mit  zwangsweiser 
Anfwälzung.  Allgemeine  Umtheilungen  kommen  daher  wenn  auch  in 
längeren  Zwischenräumen  vor,  oder  Gemeinden  behelfen  sich  mit  Neu- 
verloosungen,  um  die  durch  wiederholte  partielle  Umtheilungen  hervor- 
gerufene Streu-  und  Gemenglage  der  Grundstücke  zu  beseitigen.8) 

Im  Kreise  Tschern  (in  demselben  Gouv.)  scheint  das  Verhältniss  der 
Zahlungen  zum  Ertrag  des  Landes  ein  günstiges  zu  sein,  und  Um- 
theilungen kommen  in  der  Gemeinde  Staruchino  und  in  benachbarten 
seit  der  Emancipation  nicht  vor.4) 

Aus  dem  Gouvernement  Kasan  besitzen  wir  —  ausser  dem  be- 


')  1.  c.  Band  I,  Abschnitt  II,  pag.  18-21,  Abschnitt  III  (Tabellen)  pag.  34,  73. 
*)  Borissow:  Orai».  bboh.  HsciixoBaiiie  etc.,  Band  I,  pag.  16,  Band  II,  pag.  81— SS, 
Beilage  (TabeUen)  pag.  6,  10. 

•)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  pag.  181—183,  185. 

4)  V  c  pag.  195  etc. 

11* 


—    164    — 

sprochenen  gleichnamigen  Kreise  —  vollständige  Daten  für  die  Kreise 
Banenburg  und  Dankow,  vereinzelte  Nachrichten  für  den  Kr.  Skopin.1) 
Mit  verhaltnissmässig  geringen  Ausnahmen  ist  hier  das  Verhältniss  der 
obliegenden  Zahlungen  zu  dem  Ertrage  des  Landes  ein  günstiges  und 
es  haben  hier  nach  der  Emancipation  nur  in  einigen  wenigen  Gemeinden 
eine  neue  allgemeine  UmtheUung  und  zwar  am  Ende  der  siebziger  oder 
am  Anfange  der  achziger  Jahre  auf  10—15  Jahre  (in  einer  Gemeinde 
auf  5  Jahre)  stattgefunden:  etwa  6  Gemeinden  im  Kreise  Banenburg  und 
etwa  10  im  Kreise  Dankow  bei  einer  Gesammtzahl  von  340  resp.  312  Ge- 
meinden, ja  in  einigen  jener  Gemeinden  ist  nur  erst  der  Beschluss  gefesst, 
und  noch  fraglich,  ob  er  zur  Ausführung  kommt.8)  In  der  überwältigen- 
den Mehrzahl  der  Gemeinden  hat  keine  allgemeine,  wie  auch  keine 
zwangsweise  partielle  Umtheilung  stattgefunden:  in  manchen  wird  sehr 
lebhaft  über  diese  Frage  gestritten,  auch  ist  sie  auf  die  Gemeindever- 
sammlung gebracht  worden,  ohne  aber  die  erforderliche  Zweidrittel- 
majorität zu  finden.  Von  Seiten  der  Hauswirthe,  die  bei  einer  neuen 
Umtheilung  (pro  vorhandene  Seelen)  sich  einer  Kürzung  des  ihnen  (pro 
Revisionsseelen)  zugetheilten  Landes  zu  gewärtigen  haben,  wird  der  Ge- 
meinde die  Berechtigung  einer  solchen  Besitzänderung  vor  Ausführung 
einer  staatlich  angeordneten,  neuen  allgemeinen  Seelenrevision  in  Abrede 
gestellt,  vielfach  auch  eine  solche  Massnahme  als  eine  Verletzung  des 
durch  die  Ablösung  (Zahlung  der  Ablösungsquote  und  der  Entrichtung 
des  „fünften"  Kopekens)  erworbenen  Eigenthumsrechts  mit  Erfolg  be- 
kämpft8) Das  erste  Moment  wird  vornehmlich  in  Domänengemeinden,  das 
zweite  in  früher  gutsherrlichen,  jetzt  in  der  Ablösung  begriffenen  Ge- 
meinden ins  Feld  geführt.  In  anderen  Gemeinden  herrscht  Ruhe:  der 
Ertrag  des  Landes  ist  in  diesen  Gemeinden  nur  wenig  oder  gar  nicht 
höher  als  die  Zahlungen,  es  hat  also  keine  Partei  ein  so  dringendes  In- 
teresse an  einer  Neuverteilung.  Es  sei  noch  bemerkt,  dass  in  manchen 
dieser  Gemeinden,  die  seit  der  Emancipation  keine  allgemeine  Umthei- 
lung vorgenommen  haben,  doch  Neuverloosungen,  wie  wir  oben  gesehen 
haben,  zur  Ausgleichung  der  Verschiedenartigkeit  des  Bodens,  stattge- 
funden haben. 

Dagegen  hatten  in  den  übrigens  wenigen  Gemeinden,  in  denen  in 
den  ersten  Jahren  nach  der  Emancipation  die  Zahlungen  überhoch  waren, 


>)  Statistik  des  Gouv.  R&san,  Band  I,  pag.  41—42,  Band  n,  Lieferung  I,  pag. 
291,  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  pag.  96,  Polowzow:  üepsse  mani 
etc.,  pag.  19. 

*)  Statistik  des  Gonv.  R&san,  Band  II,  Lieferung  I,  pag.  278,  279,  297,  318,  315, 
Lieferung  II,  pag.  200r  204,  216,  218,  240,  244,  253. 

>)  1.  c.  Lieferung  II,  pag.  208,  274,  282,  285,  289,  297,  302,  318,  315,  323, 
Lieferung  II,  pag.  197,  218,  224,  238. 
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in  dieser  Zeit  partielle  und  zur  Beseitigung  der  Gemenglage  der  Grund- 
stücke auch  allgemeine  Umtheilungen  vorgenommen  werden  müssen. 
Sowie  aber  durch  die  Entwicklung  des  wirtschaftlichen  Lebens  die 
Zahlungen  zu  relativ  geringen  (im  Verhältnisse  zum  Ertrage)  wurden,  sind 
nicht  allein  die  partiellen,  sondern  auch  die  allgemeinen  Umtheilungen 
verschwunden. 

Dieselbe  Erscheinung  beobachten  wir  im  Kreise  Morschansk  (Gouv. 
Tambow).1)  Die  früher  gutsherrlichen  Bauern  dieses  Kreises  befanden 
sich  nicht  in  so  günstiger  Lage  wie  die  in  den  oben  behandelten,  erheb- 
lich fruchtbareren  Kreisen  Koslow  und  Borissoglebsk.  In  dem  ersten 
Jahrzehnt  waren  die  Zahlungen  überhoch  und  es  waren,  wie  wir  oben 
gesehen,  zwangsweise  partielle  Umtheilungen  an  der  Tagesordnung,  als 
Konsequenz  derselben  auch  allgemeine.  Sowie  die  Zahlungen  relativ  und 
auch  absolut  (durch  die  Entrichtung  des  „fünften  Kopeken")  gering  wur- 
den, hörten  die  partiellen  Umtheilungen  auf  und  allgemeine  Umtheilungen 
werden  jetzt  nach  langem  Zwischenraum  vorgenommen.  Unter  den 
Domänengemeinden,  die  überhaupt  weniger  belastet  sind  und  partielle 
Umtheilungen  nicht  vorgenommen  haben,  hat  die  erste  allgemeine  Um* 
theilung  1875  in  einer  Gemeinde  stattgefunden  und  bis  zum  Jahre  1882 
sind  die  anderen  Gemeinden  bis  auf  vier  diesem  Beispiele  gefolgt. 

Im  Kreise  Ssaratow  im  gleichnamigen  Gouvernement  liegen  die  be- 
züglichen Verhältnisse  zum  Theil  noch  heute  ungünstiger,  als  im  vor- 
genannten Kreise:  nicht  allein  in  der  ersten  Zeit,  sondern  auch  jetzt  noch 
finden  hier  in  manchen  Gemeinden,  wie  wir  an  anderer  Stelle  gesehen  haben, 
zwangsweise  Aufwälzungen,  in  Folge  dessen  allgemeine  Umtheilungen 
(and  Neuverloosungen)  statt.  Aber  auch  hier  befindet  sich  die  Mehrzahl 
der  Gemeinden  in  der  günstigen  Lage,  dass  der  Landan theil  mit  den 
obliegenden  Zahlungen  keine  Last  ist,  sondern  Vortheile  gewährt.  Daher 
keine  partiellen  Umtheilungen  und  erst  in  letzter  Zeit  in  ganz  ver- 
einzelten Fällen,  die  erste  allgemeine  Umtheilung  seit  der  Emancipation; 
in  vielen  Gemeinden  beginnen  die  Verhandlungen  wegen  Vornahme  einer 
solchen  (pro  vorhandene  Seele),  wogegen  die  Hauswirthe,  denen  hierbei 
eine  Kürzung  des  Landantheils  bevorsteht,  bis  jetzt  erfolgreich  Wider- 
stand leisten.9) 

In  dem  fruchtbaren  Kreise  Kursk8)  im  gleichnamigen  Gouvernement, 
wo  die  Zahlungen  verhältnissmässig  niedrig  sind,  hat  seit  der  Emanci- 
pation der  Bauern  überhaupt  keine  allgemeine  Umtheilung  (auch  keine 
zwangsweisen  partiellen  Umtheilungen)  stattgefunden.  In  einer  Gemeinde 
ward  im  Jahre  1874  freilich  eine  solche  und  zwar  pro  vorhandene  mäpn- 

s)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  III,  pag.  7—26. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Band  I,  pag.  46,  61,  78,  88,  97  u.  a.  and.  Stellen. 

')  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Band  I,  pag.  66—71. 
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liehe  Seele  durchgeführt!  aber  nach  zwei  Jahren  ward  diese  Umtheilung 
verworfen  und  eine  solche  nach  der  altgewöhnten  Yertheilungseinheit 
pro  Revisionsseele  vorgenommen,  d.  h.  der  alte  Besitzstand  der  einzelnen 
Höfe  wieder  hergestellt.  In  einer  zweiten  Gemeinde  ward  ein  als  be- 
ständige Weide  genutztes  Landstück  zur  Ackernutzung  und  zwar  pro 
vorhandene  Seele  vertheilt  Da  aber  bei  Beibehaltung  der  Vertheilung 
des  übrigen  Gemeindelandes  pro  Revisionsseele  "Wirrwarr  aus  dieser 
doppelten  Berechnung  der  Zahlungen  entstand;  so  verwarf  die  Gemeinde 
diese  neuere  Yertheilungsart  und  theilte  auch  dieses  Landstück  pro  Re- 
visionsseele. Mit  voller  Energie  wird  von  der  einen  Seite  der  Gedanke 
vertreten,  dass  nach  dem  Eintritt  der  Ablösung  das  Land  nicht  mehr 
umgetheilt  werden  dürfe,  und  es  ist  das  Resultat  erreicht,  dass  die  andere 
Seite  sich  nicht  berechtigt  fühlt,  vor  einer  neuen  Seelenrevision  eine  Neu- 
verteilung zu  verlangen.  Und  als  selbst  einst  das  beständige  Mitglied  der 
Ereisbehörde  für  bäuerliche  Angelegenheiten,  in  einem  Dorfe  von  den 
Bauern  befragt,  ob  eine  neue  Seelenrevision  bald  zu  erwarten  wäre,  ihnen 
auseinandersetzte,  dass  sie  auch  jetzt  und  jeder  Zeit  das  Recht  dazu 
haben,  eine  allgemeine  Umtheilung  vorzunehmen,  glaubten  sie  ihm  nicht* 
Dass  Solches  nicht  angeht,  davon  waren  sie  so  fest  überzeugt,  dass  sie 
darüber  kein  Wort  verloren,  sie  waren  nur  darin  nicht  sicher,  ob  er  sich 
einen  Scherz  erlaubt  habe  oder  ob  er  sie  in  ihrer  Stellungnahme  zu  der, 
nach  ihrer  Meinung  gesetzwidrigen  Yertheilung  pro  vorhandene  Seele  habe 
erkundschaften  wollen.  „Und  wenn  es  einmal  zu  einer  neuen  Yertheilung 
kommt,  was  für  eine  Schlägerei  wird  es  abgeben",  erklärten  hier  Bauern. 

Dass  ein  zweckentsprechendes  Yerhältniss  der  Zahlungen  zu  dem 
effectiven  Werth  des  Landes  Umtheilungen  verschwinden  macht,  findet 
sich  auch  in  anderen  Landstrichen,  soweit  hinreichende  Daten  vorliegen, 
bestätigt.  So  hat  seit  der  Emancipation  keine  allgemeine  Umtheilung 
stattgefunden  in  der  Gemeinde  Borok  (Kr.  Porchow,  Gouv.  Pskow),1)  in 
den  Gemeinden  des  Kr.  Staropol  (Gouv.  Wätka),2)  in  den  Gemeinden  Gross- 
und Klein-Tschartowa,  Kr.  Krestzi,  Gouv.  Nowgorod.8)  Ein  Mal  hat  eine 
Neuvertheilung  des  Landes  stattgefunden  in  der  Gemeinde  Saoserje  (eben- 
daselbst),4) im  Jahre  1870,  in  der  Gemeinde  Ssinowjewka  (Gouv.  Ssara- 
tow)5)  1876.  Ueberall  hier  sind  die  obliegenden  Zahlungen,  soweit  es  sich 
ermitteln  Hess,  theils  niedriger  als  der  Ertrag,  theils  nicht  erheblich  höher. 

Auch  in  den  Kreisen  Orel  und  Kromü  (Gouv:  Orel)6)  ist  dieses  Ver- 


*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  305. 
*)  M.  KyponreBi,  1.  c.  pag.  89. 

3)  KpacHonepoBt,  1.  c.  pag.  274. 

4)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  262. 
6)  TpBporoBt,  1.  c.  pag.  112. 

°)  üojobijobv.  Ki  Bonpocy  o  cencKoft  oGiuhh*,  pag.  19. 
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hältniss  ein  günstiges:  es  findet  auch  hier  kein  zwangsweises  Aufwälzen 
und  seit  der  Emancipaticm  keine  allgemeine  Umtheilung,  wol  aber  Neu- 
verloosungen,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  statt. 

Während  im  Allgemeinen  im  Gouv.  Twer  die  obliegenden  Zahlungen 
den  Ertrag  des  Landes  (bis  zur  Ausgabe  des  neuen,  mehrfach  erwähnten 
Gesetzes  über  die  Ermässigung  der  Ablösungszahlungen)  überragen, 
namentlich  unter  den  früher  gutsherrlichen  Bauern,  finden  sich  auch  hier 
Ausnahmen,  so  nach  persönlichen  Erkundigungen  namentlich  im  Kr. 
Xowotorshok,  aber  auch  in  anderen  Kreisen  (wie  wir  soeben  mitgetheilt, 
auch  im  Kr.  Porchow).  Wie  ich  erfahre,  hat  gar  in  einer  Gemeinde  wegen 
einer  vorzunehmenden  allgemeinen  Umtheilung  eine  Schlägerei  stattgefun- 
den, die  nur  durch  energisches  Eingreifen  der  Polizei  unterdrückt  wurde. 
Eine  gleiche  Nachricht  liegt  aus  dem  Gouv.  Kasan1)  und  dem  Gouv. 
Ssimbirsk*)  vor.  Im  Gouv.Pensa8)  hat  in  diesem  Frühjahr  eine  Gemeinde, 
die  zum  ersten  Mal  seit  der  Emancipation  eine  allgemeine  Umtheilung 
pro  vorhandene  Seele  beschlossen  hatte,  gleichzeitig  die  Bestimmung 
getroffen,  dass  dieselbe  bis  zur  nächsten  Seelenrevision,  falls  aber  eine 
solche  nicht  stattfindet,  auf  15  Jahre  Geltung  habe  und  dass  in  diesem 
Zeitraum  jeder  Hof,  wie  die  Seelenzahl  auch  wechselt,  in  demselben  Be- 
sitz verbleibe.    Auch  hier  sind  die  öconomischen  Bedingungen  günstig. 

Auch  in  den  dürftigen,  oben  mitgetheilten  Angaben  über  die  Häufig- 
keit der  Umtheilungen  im  Bericht  der  grossen  Walujew'schen  Enquete 
und  der  Fortsetzung  derselben  finden  wir  fast  überall,  wo  Ursachen  zur 
Vornahme  dieser  Procedur  angegeben  sind,  die  partiellen  Umtheilungen 
als  solche  angegeben.  In  zwei  Wolosten  des  Kr.  Kowrow  werden  Umthei- 
lungen selten  (von  Revision  zu  Revision)  vorgenommen,  dort  aber  früher, 
wo  viele  zahlungsunfähige  Seelen  vorhanden  sind  und  sich  die  Not- 
wendigkeit ergiebt,  diesen  Seelen  das  Land  abzunehmen.  Im  Kr.  Jaros- 
law  finden  Umtheilungen  nur  dann  statt,  wenn  zu  viel  freigewordene 
Seelen  sich  angehäuft  haben.  Ebenso  im  Kr.  Wäsma  (Gouv.  Smolensk). 
Auch  wo  die  Ursache  nicht  ausdrücklich  angegeben  ist,  erscheint  jener 
Umstand  als  der  wirksame.  So  findet  sich  mehrfach  der  Zusatz:  nur  im 
Falle  der  äussersten  Nöthigung  (z.  B.  in  den  Kr.  Ssewsk  und  Trubtshewsk, 
Gouv.  Orel,  in  den  Kreisen  Jamburg  und  Luga,  Gouv.  St.  Petersburg). 

Wo  aber  diese  Nöthigung  nicht  vorliegt,  d.  h.  wo  nicht  überhohe 
Zahlungen  häufige  partielle  und  als  Gonsequenz  häufige  allgemeine 
Umtheilungen  gebieterisch  verlangen,  dort  finden  wir,  wie  aus  den 
mitgetheilten  Angaben  in  diesen  officiellen  Materialiensammlungen  er- 
sichtlich, häufig  sehr  lange  Umtheilungsfristen  und  selbst  das  Unter- 

M  Im  Ka3aHcnifi  (mpateBoft  jhctoki  fand  sich  hierüber  eine  Notiz. 
*)  In  der  Zeitschrift  YcToft,  und  zwar,  wenn  ich  nicht  irre,  1880  I. 
*)  „Regierangs- Anzeiger"  1883  vom  5.  Mai. 
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lassen  derselben  seit  der  Ausreichung  der  Grundbücher:  ersteres  (lange 
Umtheilungsfristen)  werden  gemeldet  aus  einer  Wolost  im  Er.  Boro- 
witschi,  Gouv.  Nowgorod,  aus  den  Kreisen  Smolensk  und  Belsk,  Gouv. 
Smolensk,  aus  dem  Gouv.  Kaluga,  ans  dem  Er.  Jaroslaw  im  gleich- 
namigen Gouv.,  aus  den  Kreisen  Balachna,  Ardatow  und  Nishninow- 
gorod,  im  gleichnamigen  Gouv.,  aus  dem  Gouv.  Kasan,  vielfach  aus 
den  Gouv.  Ssaratow,  Pensa,  aus  den  Kr.  Jefremow  und  Tschern  (Gouv. 
Tula),  aus  dem  Kr.  Eupatoria  (Gouv.  Taurien).  Seit  der  Abgrenzung  des 
Bauerlandes  ist  keine  allgemeine  Umtheilung  vorgenommen:  im  Kr. 
Krestzi,  Gouv.  Nowgorod  (bei  den  Apanagenbauern  und  der  Hälfte  der 
früher  gutsherrlichen  Bauern),  in  einer  Wolost  des  Kr.  Wischniwolotschok, 
und  sonst  vielfach  im  Gouv.  Twer,  in  drei  Wolosten  des  Kr.  Wladimir 
und  in  je  einer  des  Kr.  Kowrow  und  des  Kr.  Jurjew,  Gouv.  Wladimir, 
in  einer  Wolost  des  Kr.  Jurjewez,  im  Kr.  Makarjew  (bei  den  Domänen- 
bauern), Gouv.  Kostroma,  im  Kr.  Kasan  im  gleichnamigen  Gouv.  (zumeist, 
und  überall  bei  den  Domänenbauern),  in  den  Kreisen  Alatyr  und  Ssim- 
birsk  im  gleichnamigen  Gouv.  (vielfach),  im  Kr.  Balatschow,  Gouv.  Ssara- 
tow (hier  und  da),  in  einer  Wolost  des  Kr.  Kirssanow,  Gouv.  Tambow, 
im  Gouv.  Tula  (zumeist),  in  den  Kr.  Fatesh  und  Kursk  im  gleichnamigen 
Gouv.,  im  Gouv.  Woronesh  (bei  den  Grossrussen),  im  Kr.  Ssimferopol, 
Gouv.  Taurien,  vielfach  im  Kr.  Wäsma,  Gouv.  Smolensk,  in  einer  Wolost 
des  Kr.  Madünsk,  Gouv.  Kaluga,  im  Kr.  Jaroslaw,  im  gleichnamigen  Gouv., 
im  Kr.  Pensa,  im  gleichnamigen  Gouv.  (mehrfach),  in  drei  Wolosten  des 
Kr.  Spask,  Gouv.  Ras  an,  im  Gouv.  Orel  (in  der  überwiegenden  Mehr- 
zahl), im  Kr.  Pawlograd,  Gouv.  Jekaterinoslaw,  im  Kr.  Odessa  und  in 
einer  Wolost  des  Kr.  Ananjew,  Gouv.  Cherson. 

Es  finden  sich  aber  auch  Fälle,  dass  bei,  den  Ertrag  des  Landes 
erheblich  überragenden  Zahlungen  Umtheilungen  äusserst  selten  vor- 
kommen, ohne  dass  dabei  die  Gemeinde  in  Verfall  geräth.  Wo  nämlich 
die  Erwerbsverhältnisse  besonders  günstig  sind,  dort  kann  der  Hof,  auch 
bei  Verringerung  seiner  Arbeitskraft  (selbstverständlich  nur  bis  zu  einem 
gewissen  Masse),  die  bisherigen  überhohen  Zahlungen  entrichten  und  die 
Gemeinde  nimmt  daher  nur  in  äussersten  Nothfällen  partielle  Umthei- 
lungen vor.  So  z.  B.  im  Kreise  Peterhof,  Gouv.  St  Petersburg.  Die 
Nähe  dieser  Stadt,  wie  anderer  Städte  (Sommeraufenthaltsorte  der  Resi- 
denzler) und  die  Nähe  des  Meeres  mit  dem  Hafen-  und  Handelsplatz 
Kronstadt  bieten  vielgestaltigen  und  leichten  Erwerb,  wie  oben  ausein- 
andergesetzt ist;  hier  finden  nur  in  äussersten  Fällen  partielle  Umthei- 
lungen statt,  daher  tritt  denn  auch  die  Notwendigkeit,  allgemeine  Um* 
theilungen  vorzunehmen,  nur  in  langen  Zwischenräumen  ein,  und  es  ist, 
wie  wir  oben  angegeben,  seit  der  Emancipation  nur  in  einem  Theile 
der  Gemeinden  eine  solche  durchgeführt. 
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In  diesem  Umstand  liegt  auch  die  Erklärung  für  die  nachfolgende 
sonst  unverständliche  Angabe  in  der  Fortsetzung  der  Materialiensamm- 
lung  des  Enqueteberichts:  in  zwei  Gemeinden  im  Er.  Achtür  (Gouv. 
Charkow)  nehmen  die  Bauern  keine  Umtheilung  vor,  „da  sie  gewinn- 
bringende Nebenarbeit  haben." 

Characteristisch  ist  folgende  Angabe  aus  dem  Gouv.  Twer  in  der- 
selben Fortsetzung:  es  kommt  vor,  dass  freigewordenes  Seelenland,  das 
keinen  Liebhaber  gegen  Uebernahme  der  obliegenden  Zahlungen  findet 
and  fuglich  nicht  unter  alle  Höfe  getheilt  werden  kann,  ungenutzt  bleibt 
und  die  Bauern  lieber  die  entsprechende  Mehrzahlung  übernehmen,  als 
es  zu  einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung  kommen  zu  lassen. 

§  54. 

Es  werden  aber  noch  vielfach  allgemeine  Umtheilungen  vorgenommen, 
wo  jene  Ursachen  nicht  wirksam  sind.  Es  ist  noch  eine,  im  Wesen  des 
heutigen  Gemeindebesitzes  liegende  Ursache  zu  nennen:  es  ist  das  in  der 
Anschauung  des  Bauern  liegende  Recht  eines  jeden  Genossen  auf  einen 
entsprechenden  Landantheil.  Wir  führen  diese  bedeutungsvolle  Ursache 
erst  jetzt  zum  Schlüsse  an,  da  sich  die  practische  Verwirklichung  dieser 
Ursache  nicht  in  der  Weise  in  der  Wirklichkeit  exact  verfolgen,  noch 
aus  der  Lage  der  Dinge  deduciren  lässt,  wie  die  anderen  Ursachen. 

Wie  wir  oben  gesehen  haben,  finden  partielle  Umtheilungen  im 
strengen  Sinne  des  Wortes,  d.  h.  zwangsweises  Aufwälzen .  von  Land- 
antheilen  dort  nicht  statt,  wo  die  Wirthe  freiwillig  „Seelen"  übernehmen, 
i  h.  wo  das  Land  nicht  erheblich  überlastet  ist  Je  mehr  nun  in  solchen 
Gemeinden  die  Zahl  der  noch  nicht  mit  Land  Bedachten  wächst,  ohne 
dass  sie  mit  Seelen  ausgestorbener  oder  die  Gemeinde  verlassender 
Familien  ausgestattet  werden  können,  um  so  stärker  erhebt  sich  die 
Agitation  für  die  Vornahme  einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung.  Handelt 
es  sich  erst  nur  .um  einige  zu  befriedigende  Personen,  so  weist  die 
Gemeinde  diese  Forderung  noch  zurück:  die  kompücirte  und  zeitraubende 
Procedur  könne  wegen  Einiger  nicht  in  Angriff  genommen  werden, 
mögen  sie  noch  warten!  Je  mehr  aber  die  Zahl  solcher  wächst,  um  so 
mehr  fühlt  das  Rechtsbewusstsein  der  Gemeinde  die  Berechtigung  jener 
Forderung;  ein  jeder  Genosse  hat  ein  gleich  gutes  Recht  auf  das  Gemeinde» 
land.  Um  so  leichter  und  schneller  entschliesst  sich  eine  Gemeinde  zu 
dieser  Massnahme,  je  mehr  sie  seit  Alters  an  häufige  Umtheilungen 
gewöhnt  war.  Diese  Macht  der  Tradition  ist  vielfach  eine  noch  lebendig 
starke.  Zumal  bei  den  gutsherrlichen  Gemeinden,  insbesondere  dort,  wo 
zur  Zeit  der  Leibeigenschaft  der  Gutsherr  (resp.  sein  Vertreter)  jeden 
Wechsel  in  den  Höfen  genau  verfolgte,  um  sogleich  dem  heranwachsen- 
den Knaben  ein  Täglo  aufzuerlegen  und  dem  altersschwachen  Greise  — 
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zur  Erhaltung  der  Leistungsfähigkeit  des  betreffenden  Hofes  —  abzu- 
nehmen, waren  in  Folge  dessen  häufige  Umtheilungen  an  der  Tages- 
ordnung, und  die  Tradition  erhält  sich  aufrecht,  wo  die  Ursache  bereits 
in  Wegfall  gerathen  ist  Und  in  solchen  Gemeinden  gelingt  es  dem 
Schreien  nachlässiger,  nach  den  gut  bestellten  Landstreifen  lüsternen 
Wirthe  leichter,  das  Hinzutreten  auch  nur  einer  neuen  Arbeitskraft 
mit  Erfolg  als  Vorwand  zur  Vornahme  einer  allgemeinen  Umtheilung 
zu  verwerthen. 

Im  Laufe  der  Jahre  und  Jahrzehnte  verliert  aber  diese  Tradition 
um  so  mehr  an  Kraft,  je  mehr  die  Interessen  der  Höfe  verletzt  werden, 
d.  h.  je  mehr  der  Ertrag  des  Landes  die  obliegenden  Zahlungen  über- 
ragt  und  je  sorgfältiger  der  Boden  bestellt  wird. 

Die  Wirkung  des  ersten  Moments,  des  günstigen  Verhältnisses  des 
Ertrages  zu  den  Zahlungen,  haben  wir  bereits  dargelegt  und  mit  vielen 
Daten  belegt:  in  den,  unter  diesen  günstigen  Bedingungen  sich  befinden- 
den Gemeinden  hat  nach  Durchführung  des  grossen  Emancipationswerkes 
entweder  keine  oder  nur  eine  allgemeine  Umtheilung  stattgefunden. 

Auch  die  Wirkung  des  zweiten  Moments,  der  Entwickelung  einer 
sorgfältigeren  Bestellung  des  Bodens,  die  dem  Wirth  die  Erhaltung  der- 
selben Landstreifen  wünschenswerth  machen  muss,  lässt  sich  nachweisen. 
Aus  den  wenn  auch  zerrissenen,  kurzen  hier  und  da  einander  wider- 
sprechenden Angaben  und  Aussagen  in  dem  Bericht  der  grossen  Enquete, 
wie  auch  in  der  Fortsetzung  der  Materialiensammlung,  aus  den  mitge- 
theilten  Angaben  über  das  Gouv.  Moskau,  sowie  aus  einer  ganzen  Reihe 
von  Daten  ergiebt  sich  die  Thatsache,  die  allgemein  anerkannt  ist, 
dass  Umtheilungen  seit  Emancipation  der  Bauern  stetig  seltener  erfolgen, 
die  Umtheilungsfristen  also  länger  werden,  und  zwar  wird  Solches  vor- 
nehmlich dort  beobachtet,  wo  der  Boden  regelmässig  gedüngt  wird, 
d.  h.  dort  wo  der  Wirth  ein  lebhaftes  Interesse  daran  hat,  seine 
gut  bestellten  Landstreifen  zu  behalten.  Fürst  A.  Wassilschikow,  der 
auch  die  Thatsache  der  meist  sich  zeigenden  Verlängerung  der  Umthei- 
1  lungsfristen  constatirt,  erklärt  gar,  diese  sei  bis  jetzt  wol  die  wichtigste 
und  wohlthätigste  Folge  der  Emancipation  der  Bauern.1)  An  anderer 
Stelle  werden  wir  noch  darauf  zu  sprechen  kommen,  wie  die  Gemeinde, 
um  dieses  Interesse  der  sorgfältigen  Wirthe  noch  mehr  zu  wahren,  ein 
oder  mehrere  zumeist  zunächst  belegene  Gewanne  auf  lange  Zeit  und 
gar  bleibend  aus  der  Umtheilung  ausschliesst,  in  welchen  Fällen  bei  der 
Umtheilung  des  übrigen  Ackerlandes  die  den  Höfen  bleibend  oder  auf 
lange  Zeit  zugesprochenen  Landstreifen  verrechnet  werden.   Z.  B.  nimmt 

M  deMjeBjaxlHiq  a  seiuextaie,  Band  II,  pag.  745—746,  Kawelin.  Oonuimoe 
&iax$Hie,  pag.  21—22.  Auch  sonst  wird  so  vielfach  jene  Thatsache  constatirt,  dass 
wir  nähere  Angaben  unterlassen  zu  können  glauben. 
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die  Zahl  der  „Seelen"  in  einem  Hof  ab,  so  bleiben  ihm  einige  Land- 
streifen im  alten  Bestände;  je  nach  der  Grösse  derselben  wird  ihm  aber 
in  einem,  resp.  in  mehreren  anderen  (entfernter  belegenen)  Gewannen  ein 
entsprechend  geringeres  Stück  —  entsprechend  der  Verringerung  seiner 
Seelenzahl  —  zugetheilt.  Und  umgekehrt:  vergrössert  sich  seine  Seelen- 
zahl, so  erhält  er  einen  dem  entsprechenden  Zuschlag  in  den  anderen 
Gewannen.  Verbreitet  ist  solch'  ein  Verfahren  in  den  Gouv.  Smolensk 
Kursk,  Orel,  Jaroslaw,  auch  in  einigen  Landstrichen  des  Gouv.  Moskau 
etc.,  wo  der  dem  Gehöft  zunächst  belegene  Theil  des  Ackerlandes,  auf 
welchem  vielfach  die  Cultur  von  Gemüse  aller  Art,  Handelsgewächse  in 
grösserem  Masstabe  betrieben  wird  und  tüchtige  Bestellung  und  Düngung 
beansprucht,  aus  der  Umtheilung  ausgeschlossen  ist  und  denselben  Höfen 
verbleibt  Diese  Einrichtung  hatte  sich  schon  zur  Zeit  der  Leibeigen- 
schaft ausgebildet,  wie  auch  die,  dass  in  einigen  Landstrichen,  so  im 
südlichen  Theil  des  Gouv.  Smolensk,  Gouv.  Orel,  Räsan  etc.,  das  näher 
belegene  Feldland  und  selbst  auch  weiter  belegene  Feldstücke,  auf  dass 
sie  gut  gedüngt  werden,  im  Besitz  derselben  Höfe  vielfach  unter  der 
Bezeichnung  „Dungfeld"  verbleiben.1)  Nach  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft hat  Solches  weitere  Verbreitung  gefunden,  wie  es  vielfach  Daten 
im  Bericht  der  Enquete9)  und  andere  Untersuchungen  bezeugen. 

Eine  eigenthümliche  Einrichtung  zum  Schutz  der  Interessen  der 
sorgfaltigen  Wirthe  hat  Herr  A.  Polowzow8)  in  der  Gemeinde  Klein- 
Pachomowo  (Kr.  u.  Gouv.  Orel)  gefunden.  Während  sonst  in  diesem 
wie  in  dem  benachbarten  Kreise  Kromü  vielfach  dieser  Zweck  durch 
die  Ausscheidung  eines  Feldstückes  aus  der  Umtheilung,  wie  wir  soeben 
dargelegt  haben,  erreicht  werden  soll,  hat  die  genannte  Gemeinde  ein 
anderes  Verfahren  eingeschlagen.  Früher  waren  hier  häufige  Neuver- 
loosungen  des  Ackerlandes  üblich.  Nachdem  die  Gemeinde  sich  überzeugt 
hatte,  dass  bei  der  mangelhaften  Düngung,  wobei  noch  vielfach  der  Dünger 
auf  den  Höfen  unverwerthet  der  Verwesung  preisgegeben  war,  die  Er- 
träge des  ursprünglich  ausserordentlich  fruchtbaren  Bodens  beständig 
abnahmen,  beschloss  sie  nach  vielfachen  Berathungen  einstimmig,  nur 
diejenigen  Landstücke  einer  Neuverloosung  zu  unterziehen,  die  von  den 
Inhabern  nicht  gedüngt  werden.  Diese  Einrichtung  fanden  wir  (Seite  134) 
auch  im  Kr.  Nishnilomow  (Gouv.  Pensa).  Im  Kapitel  über  die  Neuver- 
loosungen  haben  wir  Daten  aus  verschiedenen  Landstrichen  angegeben,  laut 
welchen  dieser  Besitzwechsel  beständig  seltener  wird  und  vielfach  bereits 
verschwunden  ist,  wo  er  früher  üblich  war. 

>)  Siehe  Theil  I  dieses  Werkes,  pag.  152—153. 

*)  Bericht  der  Enquetecommission,  Band  II,  pag.  164,  180,  182  und  an  anderen 
Stellen,  Materialien  zur  Fortsetzung  des  Enquetecommissionsberichts  pag.  63. 
s)  A.  Polowzow:  K*  Bonpocy  o  cencKofi  oonrari,  pag.  21—23. 
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Rufen  wir  uns  den  in  den  letzten  Paragraphen  nachgewiesenen  ur- 
sächlichen Zusammenhang  überhoher  Zahlungen  mit  häufigen  Umthei- 
lungen  ins  Gedächtniss,  so  gelangen  wir  zu  der  Erkenntniss,  dass  in 
den  meisten  Landstrichen,  die  sich  unter  diesen  ungünstigen  Bedingungen 
befinden ,  die  Sitte  langer  Umtheilungsf listen  sich  überhaupt  nicht  hat 
ausbilden  können.  Die  strenge  Einhaltung  langer  Umtheilungsfristen 
würde  die  Gemeinde  und  ihre  Wirthschaft  ruiniren,  und  zwar  in  beiden 
Fällen,  möge  sie  partielle  Umtheilungen  auch  beseitigen  oder  beibe- 
halten. Das  Unterlassen  der  beständigen  Ausgleichung  der  wechselnden 
Kraft  der  Höfe  würde  den  Verfall  der  schwächer  gewordenen  Höfe,  die 
der  Ueberlast  erliegen  müssten,  unvermeidlich  nach  sich  ziehen,  was 
bei  der  solidarischen  Haft  der  Gemeinde  eine  weitere  Belastung  der 
anderen  Höfe  zu  Wege  bringen  müsste;  hierdurch  wäre  das  Zugrunde- 
gehen weiterer  Höfe  hervorgerufen  etc.,  bis  die  ganze  Gemeinde  voll- 
ständig in  Verfall  geräth.  Bei  Vornahme  häufiger  partieller  Umthei- 
lungen aber,  wie  die  Ueberlastung  der  Gemeinde  es  verlangt;  würde 
das  Unterlassen  von  allgemeinen  Umtheilungen  bald  eine  solche  Streu- 
und  Gemenglage  der  Grundstücke  hervorrufen,  dass,  wie  die  Bauern  es 
selbst  aussprechen,  der  Verlust  der  gut  bestellten  Landstreifen  ein 
geringerer  ist  als  die  Beibehaltung  der  Zersplitterung. 

Die  Vornahme  häufiger  allgemeiner  Umtheilungen  ist  demnach  in 
diesen  Landstrichen  eine  Notwendigkeit,  die  aber  nicht  im  Wesen  des 
Gemeindebesitzes,  sondern  in  äusseren  Umständen  (Ueberlastung  der 
Gemeinde  mit  Zahlungen)  liegt.  Jedes  Reglementiren  der  Umtheilungs- 
fristen ohne  Beseitigung  dieser  Ursache  würde  die  Gemeinde  ruiniren 
die  Einführung  des  individuellen  Grundbesitzes  mit  Abschaffung  der 
solidarischen  Haft  der  Gemeinde  den  allendlichen  Verfall  der  Höfe  mit 
zeitweilig  abnehmender  öconomischer  Kraft  mit  sich  bringen,  von 
welchem  sie  sich  nie  erholen  könnten.  Und  der  öffentliche  Ausbot  der 
Landstelle,  der  bei  Insolvenz  des  Hofes  einzutreten  hätte,  würde  keine 
Liebhaber  heranlocken,  die  alle  obliegenden  Zahlungen  übernähmen, 
zumal,  da  in  der  Nachbarschaft  von  Grossgrundbesitzern  billiger  Land 
erworben  werden  kann.  Dem  Gemeindebesitz  mit  seinen  partiellen  und 
allgemeinen  Umtheilungen  ist  es  zu  danken,  dass  die  überhohen 
Zahlungen  überhaupt  noch  einfliessen.  Freilich  hat  aber  auch  diese 
Grundbesitzform  die  Erkenntniss  der  Ursachen  des  öconomischen  Nieder- 
gangs verdunkelt  und  erschwert 

Das  neuerlassene  Gesetz  (v.  28.  Dec.  1881)  über  die  Ermässigung 
der  Ablösungszahlungen,  das,  wie  dem  Leser  erinnerlich  ist  (siehe 
Theil  H,  Hälfte  I  dieses  Werkes  pag.  217—218)  mit  dem  1.  Juli  1882 
und  1.  Januar  1883  in  Kraft  getreten  ist,  wird  —  nach  dem  Darge- 
legten —  nicht  verfehlen  auf  die  Verlängerung  der  Umtheilungsfristen 
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hinzuwirken  und  zwar  um  so  stärker,  je  mehr  der  Ertrag  die  Zahlungen 
überragt 

Es  mußs  jedoch  mit  voller  Entschiedenheit  darauf  hingewiesen 
werden,  dass  noch  vielfach  und  verbreitet  häufige  Umtheilungen 
vorgenommen  werden,  wo  sich  keine  andere  Ursache  als  das  Unver- 
mögen oder  die  Nachlässigkeit,  das  Land  genau  zu  schätzen,  ermitteln 
lasst  und  die  dadurch  bedingte  Ungleichmässigkeit  in  der  Vertheilung  des 
Landes,  was  die  Güte  desselben  anbetrifft,  durch  eine  Neuverloosung  aus- 
geglichen werden  muss.  Zumeist  finden  wir  Solches  in  Landstrichen,  wo  bei 
jungfräulicher  Ergiebigkeit  des  Bodens  Oberhaupt  noch  nicht  oder  wenig 
gedüngt  wird.  Aber  gerade  die  sich  häufig  wiederholenden  Neuver- 
loosungen  der  Landstreifen  halten  den  Bauer  von  dem  Gedanken,  tüchtig 
das  Land  zu  bestellen,  ab. 

Endlich  ist  es  die  seit  Alters  geübte  Gewohnheit,  das  Land  häufig 
unzutheilen,  die  noch  vielfach  zum  Nachtheil  für  die  bäuerliche  Wirt- 
schaft herrscht 

Es  bedarf  der  ernstesten  Erwägung,  in  welcher  Weise  auf  die 
Bauern  zur  Beseitigung  dieses  Uebelstandes  zu  wirken  ist  Auf  diese 
Frage  haben  wir  erst  an  anderer  Stelle  einzugehen. 

Es  halt  vielfach  die  Gefahr  einer  neuen  Umtheilung  die  Bauern 
von  einer  guten  Bestellung  des  Bodens  ab.  In  den  unter  günstigen 
Bedingungen  lebenden  Gemeinden,  die  seit  der  Emancipation  oder  über- 
haupt seit  langer  Zeit  keine  allgemeine  Umtheilung  vorgenommen  haben, 
wo  aber  diese  Frage  von  Seiten  der  Höfe,  die  sich  vergrössert  haben, 
energisch  in  Anregung  gebracht  wird,  wird  vielfach,  so  in  den  Kreisen  Ssara- 
tow,  Dankow,  Ranenburg,  das  Land  aus  diesem  Grunde  nicht  gut  bestellt: 
Der  Bauer  befürchtet,  dass,  wenn  auch  der  bezügliche  Antrag  jetzt  nicht  die 
erforderliche  %  Majorität  erlangt  hat,  im  folgenden  Jahr  doch  vielleicht 
der  Beschluss  zu  Stande  kommt    Er  fühlt  sich  also  unsicher  im  Besitz. 

Es  finden  sich  aber  auch  hier  und  da  Abweichungen  von  den  ge- 
schilderten Arten  der  Vertheilung  des  Ackerlandes,  welche  wir  theil- 
weise  schon  berührt  haben. 

Einerseits  ist  in  manchen  Landstrichen  seit  der  Emancipation  der 
Besitzstand  der  einzelnen  Höfe  ein  unveränderter,  ohne  Wechsel  ge- 
blieben, und  es  scheint  in  vielen  Ortschaften  gar  fraglich,  ob  die  Ge- 
meinde überhaupt  noch  je  eine  Umtheilung  vornehmen  wird.  Es  ent- 
wickelt sich  hier  eine  ganz  eigentümliche  Grundbesitzordnung,  auf  die 
wir  im  folgenden  Bande  dieses  Werkes  einzugehen  und  die  grosse  Be- 
deutung der  hier  zu  Tage  tretenden  Momente  darzulegen  haben  werden. 

Eine  andere  Abweichung  ist,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  die  Ein- 
richtung, dass  ein  Theil  des  Ackerlandes  aus  der  Umtheilung  ausge- 
schlossen wird,  um  den  Inhabern  der  betreffenden  Landstreifen  die  zur 
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sorgfältigen  Bestellung  erforderliche  grössere  Sicherheit  des  Besitzes 
(d.  h.  den  bleibenden  Besitz)  zu  gewähren.  An  diese  Einrichtung  lehnt 
sich  die,  dass  Landstücke,  die  der  Bauer  urbar  gemacht  hat  (durch  Aus- 
rodung eines  Waldstückes  etc.),  ihm  zum  bleibenden  oder  langwierigen 
Besitz  verbleibt.  So  blieb  früher  im  Gouv.  Smolensk1),  insbesondere  im 
Er.  Roslawl,  solch  ein  Landstück  im  bleibenden  Besitz,  während  in 
neuerer  Zeit  die  Gemeinde  nur  eine  14  jährige  freie  Nutzung  (ohne 
Zahlung)  bewilligt,  nach  Ablauf  welcher  Frist  es  der  Gemeinde  zur 
Verfügung  zurückfällt  und  wie  das  übrige  Ackerland  vertheilt  wird. 
In  einigen  Gemeinden  in  zwei  Wolosten  im  Kr.  Gorodischtsche  (Gouv. 
Pensa)  gilt  eine  10— 18  jährige  freie  Nutzung.  Diese  Einrichtung  ist  in 
den  nördlichen  Gouvernements,  wo  die  Gemeinde  (insbesondere  Domänen- 
bauern) über  ungeurbartes  Land  verfügt,  sehr  verbreitet  Im  folgenden 
Kapitel  kommen  wir  hierauf  noch  zu  sprechen. 

Eine  dritte  Abweichung  finden  wir  darin,  dass  für  einen  Theil  des 
Ackerlandes  eine  kürzere,  für  den  anderen  aber  eine  längere  Umthei- 
lungsfrist  besteht  Im  südlichen  Landstrich  des  Gouv.  Ssamara*),  wo 
die  strenge  Dreifelderwirtschaft  noch  nicht  vollständig  durchgedrungen 
ist,  wird  das  näher  belegene,  nach  diesem  System  bewirthschaftete  Land 
alle  drei,  fünf,  zehn  Jahre  umgetheilt,  das  entfernter  belegene  aber,  wo 
freie  "Wirthschaft  herrscht,  auf  längere  Zeit  (nach  10  Jahren,  von  Revision 
zu  Revision).  Solches  findet  sich  auch  im  Kr.  Koslow  (Gouv.  Tambowft 
im  Kr.  Dankow  (Gouv.  Räsan)4),  in  den  Gouv.  Pensa,  Charkow,  Cherson, 
ist  weit  verbreitet  in  der  nördlichen  und  der  südlichen  Region,  die  noch 
nicht  oder  nicht  allein  Dreifelderwirthschaft  treibt  In  der  Gemeinde  Sao- 
serje,  Kr.  Krestzi,  Gouv.  Nowgorod,  wird  ein  Theil  des  Ackerlandes,  d.  i.  das 
beständige,  in  gewöhnlicher  Weise  umgetheilt,  ein  anderer  Theil  (Buschland, 
das  zeitweilig  als  Ackerland  genutzt  wird)  aber  wird  nach  einer  Umthei- 
lung  erst  mit  Roggen,  dann  3—4  Jahre  mit  Hafer  bestellt,  dann  als  Wiese 
2  Jahre  genutzt  und  wenn  das  Mähen  nicht  mehr  lohnt,  zur  Bewaldung 
liegen  gelassen.  Der  herangewachsene  Wald  wird  ausgehauen,  das  Ge- 
sträuch und  die  Stumpen  niedergebrannt  und  das  Land  wieder  vertheilt  zur 
Ackernutzung.6)  Auch  diese  Gestaltung  des  Gemeindebesitzes  wird  an 
anderer  Stelle  zu  behandeln  sein. 

J)  KpacHonepoBi:  auoHOMircecKifi  Öhtl  KpecTurai  Pocja&iLCKaro  ytaxa,  in  der 
PyccRan  Mhcä  1880  Band  VIII,  pag.  80. 

*)  Programm  des  Herrn  P.  Jefimenko,  zu  Frage  120,  Bericht  der  Kommission 
zur  Untersuchung  der  Ursachen  der  anormalen  ökonomischen  Lage  des  Gouv.  Ssamara 
(nicht  gedruckt). 

a)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  II,  pag.  64—57. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Räsan,  Bd.  II,  Lieferung  II,  pag.  205. 

6)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  pag.  260. 
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3.  In  Betreff  der  anderen  Nutzungen. 

§  55. 

Ueber  die  Häufigkeit  der  allgemeinen  Umtheilungen  der  Wiesen 
können  wir  uns  kurz  fassen.  Es  herrscht  hierin  fast  vollständige  Gleich- 
förmigkeit: fast  ausnahmslos  unterliegen  sie,  soweit  nicht  gemeinsames 
Mähen  üblich  ist,  jährlichen  Umtheilungen  resp.  Neuverloosungen  zum 
Beginn  des  Grasschnittes. 

Die  Ursache  liegt  einerseits  darin,  dass,  je  nach  den  klimatischen 
Bedingungen  des  Jahres  der  Ertrag  der  einzelnen  Wiesenstücke  sehr 
verschieden  ist.  Auf  dass  alle  Höfe  den  verhältnissmässig  gleichen  Er- 
trag gewinnen,  werden  alljährlich  vor  dem  Schnitt  nach  Ermittelung 
des  Grasbestandes  die  Wiesen  getheilt. 

Die  zweite  Ursache  ist  darin  zu  sehen,  dass  partielle  Umtheilungen 
<L  h.  das  Ab-  und  Auf  wälzen  einzelner  Seelen,  im  Wiesenlande  kaum 
durchzuführen  wäre,  denn  die  einzelnen  Gewanne  oder  Stellen  und  somit  auch 
die  Antheile  der  Höfe  in  jedem  Gewanne,  sind  zumeist  von  so  geringer 
Aasdehnung,  dass  der  grösste  Wirrwarr,  Grenzverletzungen  ohne  Ende 
entstehen  würden.  Soviel  Jemand  „Seelen"  im  Ackerland  hat,  so  viel 
wird  ihm  in  allen  Wiesen-„Stellen"  zugemessen. 

Im  Allgemeinen  ist  dieser  häufige  Wechsel  der  Wiesennutzungen 
nicht  mit  den  wirtschaftlichen  Nachtheilen  verbunden,  wie  der  des 
Ackerlandes.  Der  Einzelne  kann  ja  zumeist  keine  Besserung  der  Wiesen 
durch  Arbeit  erzielen,  sondern  nur  die  Gesammtheit  (Bewässerung,  Ent- 
wässerung etc.). 

Wo  jedoch  durch  die  Arbeit  der  einzelnen  Höfe  der  Ertrag  erhöht 
werden  kann,  dort  finden  wir  langjährige  Umtheilungsfristen.  So  z.  B. 
bei  Waldwiesen  und  Sumpfwiesen:  Hier  hängt  der  Ertrag  unter  sonst 
gleichen  Umständen  in  hohem  Masse  von  der  Sorgfalt  und  der  Arbeit 
des  Inhabers  ab,  ob  er  seine  Stelle  reinigt,  die  Erdtümpel  abschneidet, 
sprossendes  Strauchwerk  vernichtet  oder  nicht1) 

In  einigen  Landstrichen  finden  wir  dazwischen  noch  Gemeinden, 
die  längere  Umtheilungsfristen  für  die  Wiesen  normirt  haben.  So  sind 
im  Peterhofer  Kreise,  Gouv.  St  Petersburg,  wo  jährliche  Umtheilungen 
dieser  Nutzungen  vorherrschen,  einige  Gemeinden,  die  alle  2,  3  bis  zu 
5  Jahren  diese  Procedur  vornehmen,  doch  auch  in  solchen  Gemeinden 
werden  vielfach  (z.  B.  in  Tomusa)  die  Bachwiesen  jährlich  umgetheilt, 
da  der  Ertrag  auf  den  einzelnen  Parcellen  grossen  jährlichen  Schwan- 
kungen unterliegt2)   In  der  Gemeinde  Saoserje  (Kr.  Krestzi,  Gouv.  Now- 

l)  Literaturnachweiß,  siehe  oben  Seite  73. 

*)  Statistik  des  Gouv.  St.  Petersburg,  Band  I,  pag.  46—47. 
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gor  od)  theilt  man  ein  grosses  Wiesenstück,  das  von  Jahr  zu  Jahr 
gleichmässigen  Graswuchs  zeigt,  nur  bei  der  allgemeinen  Umtheilung 
des  Ackerlandes,  die  anderen  Wiesen,  die  wechselnde  Erträge  zeigen 
und  gar  in  manchen  Jahren  überhaupt  nichts  liefern  oder  so  wenig, 
dass  die  Zeit  des  Mähens  sich  nicht  bezahlt  macht,  aber  jährlich.1)  In 
der  Gemeinde  Borok  (Kr.  Porchowo,  Gouv.  Pskow),  wo,  wie  wir  oben 
gesehen,  die  Wiesen  in  der  eigenthümlichen  Weise  vertheilt  werden, 
dass  Jeder  die  an  seine  Ackerstreifen  stossenden  Wiesenstreifen  erhalt, 
fällt  demnach  auch  die  Neuvertheilung  derselben  mit  dem  des  Ackers 
zusammen.9)  In  Grusino  (Gouv.  Nowgorod)  ist  freilich  das  ganze  Wiesen- 
land auf  20  Jahre  den  vier  Loosgruppen  zugetheilt,  aber  in  den  Loos- 
gruppen  werden  die  Wiesenstücke  zumeist  jährlich  unter  die  Höfe  vertheilt 
mit  Berücksichtigung  der  Güte  und  des  Reichthums  des  Grases  auf  den 
einzelnen  Stellen.8)  Ebenso  in  den  anderen,  oben  besprochenen  Gemeinden, 
wo  diese  Rotirungen  der  Wiesenstellen  unter  den  Loosgruppen  üblich  sind. 

In  der  Gemeinde  Pitschajewo  (Kr.  Morschansk,  Gouv.  Tambow) 
waren- von  der  letzten  Revision  (1858)  bis  1881,  in  welchem  Jahre  die 
erste  allgemeine  Umtheilung  seit  jener  Zeit  erfolgte,  die  Wiesen- „Steilen" 
in  dem  Besitze  derselben  Höfe  geblieben.  Die  „Stellen"  der  Höfe  sind 
durch  Stangen,  zumeist  aber  durch  Furchen  von  einander  geschieden. 
Die  Bauern  versichern,  dass  bei  dieser  Ordnung  sich  ein  Jeder  um  die 
Verbesserung  seiner  Wiesen  bemüht  Bei  der  1881  erfolgten  allge- 
meinen Umtheilung  beschlossen  sie  auch  in  Zukunft  die  Wiesen  nicht 
vor  Umtheilung  des  Ackerlandes  neuzuvertheilen.4) 

Hier  und  da  haben  sich  Berichterstatter  über  den  Gemeindebesitz 
von  Bauern  versichern  lassen5),  der  beständige  Wechsel  der  Wiesenstücke 
brächte  wesentliche  Unzuträglichkeiten  mit  sich,  die  darin  beständen,  dass 
die  Gemeinde  in  ihrer  Gesammtheit  keine  Verbesserungen  vornähme, 
Canäle  zur  Trockenlegung  der  Wiesen  nicht  anläge,  dass  die  Wiesen  nicht 
von  dem  durch  die  Flüsse  angeschwemmten  Unrath  gereinigt,  auch  keine 
Massnahmen  gegen  das  Ansammeln  desselben  getroffen  werden,  dass 
gute  Gräser  nicht  gesät  werden  etc. 

Es  sei  schliesslich  noch  bemerkt,  dass  auch  dort,  wo  das  Ackerland 
seit  der  Emancipation  keinerlei  Wechsel  erfahren  hat,  doch  die  Wiesen 
zumeist  jährlich  getheilt  werden,  so  in  den  mehrfach  genannten  Kreisendes 
Gouv.  Räsan,  in  den  Kreisen  Borissoglebsk  und  Koslow,  Gouv.  Tambow,  im 


*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  pag.  268—264. 
*)  1.  c.  pag.  306. 

*)  Georgijewslri:  CWepui  <5irra  oahoä  cejbCKofi  oGntmra  im  Ciobo,  1879,  Band  I, 
pag.  110—111. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  III,  pag.  38. 

*)  Materialiensammlung  Aber  den  Gemeindebesitz  pag.  124. 
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Kr.  Tula  im  gleichnamigen  Gouvernement  etc.  Dazwischen  (so  z.  B.  im 
Kr.  Dankow,  Gouv.  Kasan)  taucht  jedoch  bereits  der  Gedanke  auf,  auch 
die  Wiesen  im  bleibenden  Besitz  zu  belassen. 

Soweit  überhaupt  das  Gehöftland  periodischen  Umtheilungen  unter- 
liegt, wird  es  gleichzeitig  mit  dem  Ackerland  umgetheilt,  dazwischen 
aber  auch  seltener.  Die  Erklärung  liegt  nahe:  es  handelt  sich  ja  hier 
um  den  Wechsel  des  am  sorgfältigsten  zu  bestellenden  Landes,  das  die 
Entschädigung  der  Arbeit  erst  in  langer  Zeit  wiedererstattet  (Frucht-, 
bäume  etc.).  Um  jedoch  nach  Möglichkeit  dasselbe  Landstück  denselben 
Händen  zu  belassen,  werden  bei  der  Umtheilung  die  oben  dargelegten 
Massnahmen  ergriffen. 

Nur  in  vereinzelten  Fällen  finden  sich  Abweichungen  von  jener  all- 
gemeinen Regel  und  zwar  dort,  wo  das  Gehöftland  als  Wiese  genutzt 
wird.  So  z.  B.  in  der  Wolost  Jakminskaja  und  auch  in  anderen  Wo- 
losten  des  industriereichen  Kreises  Bogorodsk  (Gouv.  Moskau).  Dieses 
Wiesenland  wird  dann  auch  wie  die  anderen  Wiesen  jährlich  umgetheilt 
Ausserdem  werden  noch  in  einigen  Gemeinden  (in  den  Kr.  Dmitrow  und 
Podolsk,  Gouv.  Moskau)  das  mit  Gemüse  (vornehmlich  mit  Kartoffeln)  be- 
stellte Gehöftland  häufiger  als  das  Ackerland  umgetheilt,  um,  wie  die 
Bauern  versichern,  den  Missstand  der  durch  partielle  Umtheilungen  her- 
vorgerufenen Gemenglage  zu  beseitigen,  der  wegen  der  geringen  Aus- 
dehnung des  Gehöftlandes  noch  beengender  gefühlt  wird  als  im  Ackerland. 

Es  sei  noch  bemerkt,  dass  in  der  Gemeinde  Owitschkino,  gleichfalls 
im  Kr.  Podolsk  belegen,  die  alle  2—3  Jahre  das  Gehöftland  der  Um- 
theilung unterzieht,  der  Grund  angeführt  wird,  dass  bei  langen  Umthei- 
lungsfristen  aller  Dünger  auf  das  Gehöftland  geführt  werden,  der  Acker 
aber  ungedüngt  bleiben  würde! 

Von  Wald  und  Gesträuch  werden,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  in 
den  Gemeinden,  die  solche  besitzen,  jährlich  abgetheilt,  soweit  Vorrath 
und  Bedarf  reicht.  Wo  der  Vorrath,  d.  i.  die  Grösse  des  Waldes,  wie 
zumeist  bei  den  früher  gutsherrlichen  Gemeinden,  dem  Bedarf  nicht  ent- 
spricht, dort  wird  nur  in  kürzeren  oder  längeren  Zwischenräumen  geholzt  und 
in  den  anderen  Jahren  der  Bedarf  an  Heiz-  und  auch  Baumaterial  durch 
Kauf  gedeckt  Das  vorzeitige  Fällen  nicht  voll  bestandenen  Waldes  wird 
auch  dadurch  hervorgerufen,  dass  der  Hof,  der  jetzt  mehr  Seelen  hat, 
als  bei  der  bevorstehenden  allgemeinen  Umtheilung,  also  eine  längere  Zeit 
hindurch  grössere  Zahlungen  entrichtet  hat,  diesen  grösseren  Antheil  am 
Holzen  erlangen  will,  bevor  bei  der  neuen  Umtheilung  sein  Antheil  ein 
geringerer  wird. 

Wo  die  Gemeinden  einen  hinreichenden,  zum  Verkauf  geeigneten 
Waldbestand  haben,  betrachten  sie  diesen  vielfach  als  Mittel  zur  Geld- 
beschaffung zur  Befriedigung  häuslicher  Bedürfnisse,  vornehmlich  aber 

▼.  KtUfsIer,  Geschieht«  und  Kritik  des  Gtmeindebesitsei.    II.  2.  12 
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zur  Deckung  der  Rückstände.  Je  mehr  sie  Geld  nöthig  haben,  je  schwerer 
ihnen  die  Entrichtung  der  obliegenden  Leistungen  fällt,  um  so  mehr 
wird  Wald  ausgehauen.  Die  auflallende  Erscheinung,  dass  die  sorgfal- 
tigen Hauswirthe  —  in  der.  Fürsorge  für  die  Zukunft  —  dieser  Misswirth- 
schaft  keinen  Einhalt  thun,  vielmehr  ihr  vollständig  zustimmen,  findet 
ihre  Erklärung  darin,  dass  da  zumeist  nicht  alle  Hauswirthe,  sondern  nur 
ein  Theil  derselben  Bückstände  hat,  die  wohlhabenderen  bei  der  solida- 
rischen Haft  diese  zu  decken  hätten;  um  dieser  Verpflichtung  zu  entgehen, 
plaidiren  sie  selbst  für  den  Verkauf  des  erforderlichen  Theiles  des  Wald- 
bestandes, und  zwar  um  so  lieber,  als  auch  ihnen  dann  der  entsprechende 
Antheil  zufallt  Und  noch  andere  Vortheile  kommen  den  wohlhabenderen 
Hauswirthen  zu  Gute:  die  armen  Bauern  müssen  zur  Bezahlung  der  Bück- 
stände sogleich  ohne  den  richtigen  Zeitpunkt  abwarten  zu  können,  um 
jeden  Preis  ihr  Antheilsrecht  am  Holzschlag  verkaufen,  zudem  haben 
sie  häufig  nicht  einmal  ein  Pferd,  um  das  Gefällte  in  die  Stadt  etc.  zu 
verführen.  Er  verkauft  sein  Becht  also,  häufig  ein  halbes  oder  ein  ganzes 
Jahr  voraus,  einem  wohlhabenderen  Hauswirth,  der  dieses  Becht  billig 
ersteht  und  das  Holz  zur  rechten  Zeit  zu  einem  weit  höheren,  häufig 
doppelten  Preise  verkauft  Haben  sich  sehr  bedeutende  Bückstände,  die 
bei  der  solidarischen  Haft  nur  durch  Vertheilung  auf  alle  Hauswirthe 
gedeckt  werden  könnten,  angehäuft,  so  greift  die  Gemeinde  häufig  in  an- 
derer Weise  zu  dem  Wald:  das  Waldstück  wird  nicht  erst  vertheilt, 
sondern  direct  zum  Abholzen  vergeben  und  das  erzielte  Geld  wird  zur 
Deckung  der  Bückstände  verwandt  Als  Käufer  solcher  Waldstücke  treten 
zumeist  wieder  wohlhabendere  Hauswirthe  auf.  Auch  wird  der  Wald 
zu  dem  Zweck  grossgezogen,  um  in  der  Folgezeit  aus  dem  Ertrage  des- 
selben die  hoffnungslosen  Bückstände  Zahlungsunfähiger  zu  decken. 

In  den  fruchtbaren  Landstrichen  des  Gebiets  der  Schwarzerde  wird 
vielfach  der  zugetheilte  geringe  Wald  zur  Erweiterung  des  Ackerlands 
ausgehauen,  zu  gleichem  Zweck  auch  Weide-  und  Wiesenland  unter  den 
Pflug  gebracht 


Siebentes  Kapitel. 

Grosse  (zusammengesetzte)  und  getheilte 

Markgemeinden. 

§  56. 

Ausser  den  aus  einem  Dorf  bestehenden  Markgemeinden,  von  denen 
bisher  die  Rede  war,  bestehen  noch  einerseits  solche  aus  mehreren 
Dörfern  und  Ansiedelungen,  wie  auch  andererseits  solche,  die  nur  einen 
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Theil  eines  Dorfes  umfassen,  d.  h.  ein  Dorf  besteht  dazwischen  auch  aus 
zwei  oder  mehreren  Markgemeinden.  Die  erste  Art  nennen  wir  zusammen- 
gesetzte Markgemeinden,  die  letztere  getheilte  Markgemeinden. 

Zusammengesetzte,  d.  L  aus  mehreren  Dörfern  und  auch  Einzel- 
ansiedelungen bestehende  Markgemeinden,  finden  sich  in  grosser  Zahl, 
ja  sind  mit  ganz  seltenen  Ausnahmen  die  einzige  Form  der  Markgemein- 
den im  Norden,  im  Wald-  und  Sumpfgebiet  Russlands,  und  vielfach  im 
Süden  (Südosten),  im  Steppengebiet  verbreitet,  finden  sich  auch  sonst 
wol  in  allen  Gouvernements  hier  und  da.  Die  nähere  Schilderung  dieser 
grossen  Markgemeinden  und  ihrer  Besonderheiten  bieten  wir  im  folgen- 
den Kapitel.  Sie  erscheinen  als  Ueberreste  der  alten  Markgenossen- 
schaften. , 

Solche  Ueberreste  finden  sich  auch  in  centralen  Gouvernements, 
doch  nicht  alle  zusammengesetzten  Gemeinden  tragen  diesen  Character. 
Vielfach  sind  sie  erst  in  verhältnissmässig  neuer  Zeit  entstanden,  und 
zwar  dadurch,  dass  bei  zunehmender  Bevölkerung  eines  Dorfes,  insbe- 
sondere wenn  das  Gemeindeland  sich  weit  nach  einer  Richtung  hin  aus-  % 
streckte,  ein  Theil  derselben  ausgesiedelt  wurde;  das  alte  wie  das  neue 
Dorf  verbleiben  in  einer  Markgenossenschaft.1) 

Eine  dritte  Entstehungsart  war,  dass  der  Gutsbesitzer,  resp.  die 


')  Auch  andere  Ursachen  haben  zur  Aussiedelung  eines  Theiles  der  Bevölkerung 
mit  Beibehaltung  des  markgenossenschaftlichen  Verbandes  geführt.  So  ist  das  Dorf 
Oräsnowka  (Kr.  Morschansk,  Gouv.  Tambow)  in  eigenthümlicher  Weise  entstanden. 
Nach  der  Erzählung  der  Greise  dieses  Dorfes  litt  am  Anfange  dieses  Jahrhunderts  das 
Dorf  Algassowa  unter  den  Raubanfallen  der  Bewohner  des  Dorfes  Djätschi  im  Kreise 
Schatzk.  Um  einigen  Schutz  hiergegen  zu  haben,  beschloss  die  Gemeinde,  an  dem 
äußersten  Ende  ihrer  Mark  in  der  Nahe  des  räuberischen  Dorfes  eine  Niederlassung 
zu  gründen.  Natürlich  wollte  Niemand  hinaus.  Da  verurtheilte  die  Gemeinde  fünf 
ume  Familien  zur  zwangsweisen  Aussiedelung:  sie  bestimmte  den  Gehöftplatz,  baute 
die  erforderlichen  Gebäude  auf  und  die  fünf  Familien  wurden  dahin  ausgesiedelt. 
Wahrscheinlich  als  Entschädigung  für  diesen  Zwang  hat  dieses  jetzt  29  Höfe  zählende 
Dorf  Gräsnowka  —  neben  seiner  vollen  markgenossenschaftlichen  Berechtigung  mit 
Algassowa  und  der  eigentlichen  Muttergemeinde  beider:  Pogorelkowka  —  damals  ge- 
wisse Vortheile  in  Betreff  des  Grundbesitzes  erhalten.  Denn  heute  besitzt  es  geson- 
dert, d.  h.  nicht  zur  ganzen  Markgenossenschaft  gehörig,  ein  sehr  ausgedehntes  Ge- 
höfüand,  Weideland  und  Wiesen.  Jetzt  beneiden  die  Algassower  die  Gräsnowker 
und  wollen  eine  volle  Ausgleichung  des  Grundbesitzes.  Beiläufig  sei  hier  bemerkt, 
dus  das  Dorf  Algassowa,  aus  1123  Höfen  bestehend,  also  ein  sehr  grosses  Dorf, 
tine  Tochtercolonie  des  Dorfes  Pogorelkowka,  das  nur  48  Höfe  zählt,  ist.  Vor  etwa 
160  Jahren  soll  sich  nach  der  Ueberlieferung  ein  Theil  des  Dorfes  Pogorelkowka 
ausgesiedelt  und  Algassowa  gegründet  haben  —  einestheils  um  an  der  grossen  Handels- 
strasse nach  Schatzk  zu  sitzen,  anderenteils  um  die  nach  dieser  Seite  sich  weit 
hinstreckende  Mark  besser  nutzen  zu  können.  Es  ist  zu  jener  Grösse  aufgeblüht, 
«in  sehr  gewerbreicher  Flecken,  während  das  Mutterdorf  unbedeutend  geblieben  ist. 
Satistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  IH,  pag.  8—9. 

12* 


—    180    — 

Domänen-  oder  die  Apanagenverwaltung  dem  in  einem  Dorf  sieb  fühl- 
bar machenden  Mangel  an  gewissen  Nutzungen  (Wiese,  Weide,  Wald) 
dadurch  Abhilfe  schuf,  dass  er  diesem  Dorf  Anrechte  an  solchen  Nutzungen 
in  seinem  benachbarten  Dorf  zusprach. 

Nach  der  heutigen  Lage  der  Dinge  können  wir  zwei  Arten  zusammen- 
gesetzter Gemeinden  unterscheiden.  Zu  der  ersten  gehören  diejenigen, 
die  das  ganze  Gemeindeland  gemeinsam  besitzen.  Bei  den  allgemeinen 
Umtheilungen  wird  das  ganze  Land  (Acker,  Wiese)  zusammengelegt  und 
unter  die  Höfe  aller  die  betreffende  Markgemeinde  bildenden  Dörfer  ganz 
in  der  Weise  vertheilt,  wie  in  den  einfachen  Markgemeinden,  die  ein  Dorf 
umfassen.  Eine  sich  naturgemäss  ergebende  Besonderheit  besteht  darin, 
dass  man,  wenn  die  Felder  zerstreut  liegen,  sich  zumeist  bemüht,  die  be- 
treffenden Landstücke  dem  nächsten  Dorf  zuzutheilen,  d.  h.  die  einzelnen 
Gewanne,  die  von  ähnlicher  Beschaffenheit  sind,  werden  den  Dörfern  zu- 
gesprochen, die  es  am  nächsten  zu  ihnen  haben.  Vornehmlich  gilt  solches  für 
das  Ackerland,  seltener  für  das  Wiesenland.  Dass  das  Gehöftland  stets  bei 
den  einzelnen  Dörfern  liegt  und  ihnen  verbleibt,  ist  selbstverständlich. 

Wir  führen  hier  einige  Beispiele  an.  Mehrfach  finden  sich  solche 
grosse  Gemeinden,  in  der  Literatur  jetzt  Wolost-Gemeinden  genannt,  im 
Gouv.  Jaroslaw,  einige  aus  einer  sehr  grossen  Zahl  von  Dörfern  be- 
stehend, so  z.  B.  im  Kreise  Rübinsk  die  Wolost  Nikolokormo,  die  aus 
90  Dörfern  bestehend  eine  Markgemeinde  bildet,  ebenso  die  Wolost 
Pogorelko  mit  50  Dörfern  etc.  Im  Gouv.  Moskau  zählt  Orlow  drei 
solcher  Markgemeinden  aus  zwei  oder  drei  Dörfern  zusammengesetzt;  sie 
gehörten  früher  je  einem  Gutsbesitzer  und  erhielten  bei  Auseinander- 
setzung mit  demselben  (nach  Aufhebung  der  Leibeigenschaft)  je  ein 
Grundbuch.  Das  Dorf  Undorti  bildet  mit  Klein-Undory  (Kr.  und  Gouv. 
Ssimbirsk)1)  eine  Markgemeinde  etc.  etc.  etc. 

Die  zweite  Art  zusammengesetzter  Markgemeinden  besteht  aus 
solchen,  in  denen  nur  einige  Nutzungen  gemeinschaftlich,  die  anderen  aber 
gesondert  besessen  werden.  Das  markgenossenschaftliche  Band  ist  also 
hier  kein  so  enges  und  umfassendes  wie  in  den  erst  geschilderten  zu- 
sammengesetzten Gemeinden,  und  je  geringer  der  gemeinsame  Besitz 
ist,  um  so  lockerer  dieses  Band.  Zur  Gharacterisirung  des  Verfahrens 
bei  der  Umtheilung  in  solchen  Gemeinden  wählen  wir  ein  Beispiel:  die 
Gemeinde  Kuwäkino  (Kr.  Podolsk,  Gouv.  Moskau),  die  aus  zehn  Dörfern 
Domänenbauern  besteht.  Im  gemeinschaftlichen  Besitz  befindet  sich  nur 
der  Wald  (ausserdem  haben  sechs  Dörfer  einiges  gemeinsame  Weide- 
land). Alljährlich  im  Herbst  findet  im  Dorf  Kuwäkino  eine  Gemeinde- 
versammlung der  Hauswirthe  aller  zehn  Dörfer,  die  „Versammlung  der 


*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz»  pag.  332. 
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Fünfhundert"  auch  genannt,  statt.  Es  wird  das  betreffende  Waldstück 
zum  Abhölzen9  wie  auch  der  Tag  der  „Theilung"  bestimmt.  Zu  diesem 
Tage  begeben  sich  die  Erwählten  der  Dörfer  in  den  Wald  und  vollführen 
die  Theilung  auf  634  Seelen.  Das  Waldstück  wird  in  6V8  „Theile" 
getheilt:  jeder  „Theil"  besteht  aus  100  Seelen.  Diese  „Theile"  werden 
wie  folgt  vertheilt: 

Erster  „Theil"  —  der  des  Dorfes  Kuwäkino  —  fällt  ganz  diesem 
Dorf  zu,  das  99  Seelen  zählt,  eine  Seele  wird  diesem  Dorf,  dem  Haupt- 
dorf, als  „Ehrenbezeugung"  zugefügt. 

Zweiter  „Theil"  —  der  des  Dorfes  Rastoropowa  —  fällt  ganz  diesem 
Dorf  zu;  da  es  aber  120  Seelen  hat,  so  werden  ihm  20  Seelen  in  einen 
anderen  „Theil"  zugegeben. 

Dritter  „Theil"  —  der  des  Dorfes  Andrejewa  —  gelangt  an  die 
39  Seelen  dieses  Dorfes  und  an  11  Seelen  des  Dorfes  Ssüssojewa. 

Vierter  „Theil"  —  der  des  Dorfes  Mostowa  —  an  die  68  Seelen 
dieses  Dorfes  und  an  32  Seelen  des  Dorfes  Karakaschewa. 

Fünfter  „Theil"  —  der  des  Dorfes  Nowinki  —  an  die  54  Seelen 
dieses  Dorfes  und  an  46  Seelen  des  Dorfes  Lapschewa. 

Sechster  „Theil"  —  der  des  Dorfes  Tscherepowa  —  an  die  38  Seelen 
dieses  Dorfes,  an  48  Seelen  des  Dorfes  Jewssejewa  und  14  Seelen  des 
Dorfes  Ssüssojewa. 

Das  letzte  drittel  „Theil"  erhalten  20  Seelen  des  Dorfes  Rastoropowa, 
12  Seelen  des  Dorfes  Karakaschewa  und  2  Seelen  des  Dorfes  Jewssejewa. 

Das  Loos  entscheidet,  welches  Waldstück  jedem  „Theil"  zufällt 
Sodann  theilen  die  Genossen  (Schabrü)  jedes  „Theils"  untereinander  das 
zugefallene  Waldstück:  zuerst  pro  Wütniza  (d.  i.  Loosgruppe)  und  dann  pro 
Hauswirth  nach  der  Zahl  der  auf  ihm  ruhenden  Seelen.  Aehnlich  findet 
die  Theilung  der  Wald-  und  Buschnutzung  in  den  70  zusammengesetz- 
ten Gemeinden  dieses  Gouvernements  statt,  die  nur  gemeinsamen  Wald 
haben  (eine  dieser  Gemeinden  besteht  aus  42  Dörfern,  andere  aus  24, 
18,  8,  5  etc.  etc.  Dörfern).  Alle  diese  Gemeinden  bestehen  aus  Do- 
mänenbauern. 

Die  gemeinsamen  Wiesen  zusammengesetzter  Gemeinden  werden  in 
derselben  Weise  getheilt.  Erst  die  Zusammenfassung  der  Hauswirthe 
in  Loosgruppen,  wobei  man  bestrebt  ist,  die  Dorfgenossen  in  Gruppen 
zu  bringen.  Dann  erfolgt  in  gewöhnlicher  Art  die  Theilung  der  Wiesen. 
In  der  eben  genannten  zusammengesetzten  Gemeinde  Kuwäkino  werden 
die  Wiesen  so  getheilt  wie  der  Wald,  dessen  Theilungsart  wir  aus- 
einandergelegt haben.  Der  Unterschied  besteht  nur  darin,  dass  die 
»Theile"  (zu  100  Seelen)  der  Wiesen  eine  bestimmte  Ausdehnung  haben 
und  durch  besondere  beständige  Zeichen  (Steine)  von  einander  geschieden 
sind.    Die  Nutzung   dieser  Theile   wechselt  unter  den  Gruppen    der 
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hundert  Seelen.  Aehnlich  in  anderen  Gemeinden.  Auch  werden  die 
Wiesen  unter  die  Dörfer  von  Revision  zu  Revision,  oder  auf  eine  be- 
stimmte Reihe  von  Jahren  (5,  oder  10  etc.)  getheilt,  unter  die  Haus- 
wirthe  jedes  Dorfes  aber  jährlich  die  diesem  zugefallenen  Wiesen.  Auch 
entscheidet  nicht  das  Loos,  sondern  zwischen  den  Dörfern  wird  ge- 
wechselt Auch  werden  gemeinsame  Wiesen  verpachtet  und  der  Ertrag 
für  communale  Ausgaben  verwendet 

Schliesslich  haben  zusammengesetzte  Gemeinden  auch  nur  gemeinsame 
Weiden:  das  Vieh  wird  gewöhnlich  in  einer  Heerde  geweidet 

Als  eine  Eigentümlichkeit,  die  uns  sonst  nicht  aufgestoßen  ist, 
registriren  wir,  dass  während  die  drei  Dörfer  Kulässowo,  Momodüsch 
und  Aleksejewo  (Gouv.  Ssaratow)  gemeinsamen  Wald  haben,  die  beiden 
erstgenannten  Dörfer  zwei  Mühlen  am  Flüsschen  Apäscha  gemeinsam 
besitzen:  sie  werden  verpachtet  und  der  Ertrag  fällt  ohne  Berücksich- 
tigung der  Seelenzahl  zu  gleichen  Theilen  den  beiden  Dörfern  zu.  Der 
Wald  wird  aber  unter  die  drei  Dörfer  nicht  in  drei  gleiche  Theile, 
sondern,  wie  auch  sonst  in  zusammengesetzten  Gemeinden,  pro  Seelen 
der  drei  Dörfer  vertheilt1) 

Der  Prozess  des  Zerfalles  zusammengesetzter  Gemeinden  vollzieht 
sich  zumal  in  neuerer  Zeit  in  grossem  Masse  und  zwar  seit  der  Ueber- 
gabe  der  Grundbücher  an  die  Gemeinden.  So  ward  von  der  Domänenver- 
waltung (vielfach  z.  6.  im  Gouv.  Jaroslaw,  Moskau  u.  A.)  je  einem  Dorf  ein 
besonderes  Grundbuch  mit  Zutheilung  und  Abgrenzung  eines  bestimmten 
Landquantums  ausgereicht  und  dadurch  das  markgenossenschaftliche  Band 
mit  den  anderen  Dörfern,  mit  denen  das  Dorf  alles  Land  gemeinsam 
besessen  hatte,  zerrissen.  Hier  und  da  sind  freilich  Wälder,  und  wenn 
auch  sehr  selten,  Wiesen  nicht  in  natura  geschieden. 

Eine  zweite  äussere  Ursache,  die  den  Zerfall  solcher  Gemeinden 
hervorrief,  waren  andere  administrative  Massnahmen,  so  die  Bildung 
neuer  administrativer  Wolosten  (seit  1867),  hierdurch  wurde  vielfach 
das  markgenossenschaftliche  Band  gelockert  und  endlich  zerrissen,  indem 
einige  Dörfer  einer  grossen  Markgemeinde  geschieden  und  mit  anderen 
Dörfern  zu  einer  administrativen  Wolost  vereinigt  wurden. 

Eine  dritte  Ursache  ist  die  verschiedene  Höhe  der  obliegenden 
Zahlungen  der  einzelnen  Dörfer,  wie  sie  sich  bei  der  Grundbesitz- 
zutheilung  vielfach  ergab,  wenn  diese  Dörfer  verschiedenherrig  waren. 
Auch  ist  verständlich,  dass  ein  wohlbehaltenes  Dorf  —  bei  der  bestehen- 
den solidarischen  Haft  der  Gemeinden  —  nicht  mit  einem  verarmten 
Dorf  das  markgenossenschaftliche  Band  aufrecht  erhalten  will,  um  nicht 
für  die  eventuell  entstehenden  inexigibelen  Rückstände  einstehen  zu  müssen. 


')  Tririgow:  Hamii  oÖiuhhh  in  den  Otcl  3an.    1880,  Bd.  I,  pag.  16,  22. 
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Ausser  diesen  äusseren  Ursachen  tritt  noch  eine  innere  Ursache 
hinzu,  die  die  Separation  der  einzelnen  Dörfer  zu  Wege  bringt.  Auch 
in  den  russischen  Dörfern  zeigt  sich  das  Streben  nach  Individualisirung, 
das  gefordert  wird  durch  natürliche  Umstände:  jedes  Dorf  hat  das  gleich 
starke  Bestreben,  die  ihm  zunächst  liegenden  Felder  und  Wiesen  zu 
behalten.  Orlow  registrirt  einen  Fall,  dass  zwei  Dörfer  sich  überboten 
im  Aushauen  des  gemeinsam  besessenen  Waldes,  was  zur  Naturaltheilung 
desselben  führte,  und  einen  anderen  Fall,  dass  keines  der  Dörfer  der 
Markgemeinde  die  Wiesen,  die  dringend  der  Reinigung  bedurften,  reini- 
gen wollte  in  der  Befürchtung,  dass  die  anderen  Dörfer  nicht  in  gleicher 
Art  ihren  Theil  der  Arbeit  machen  würden,  und  so  wird  die  Scheidung 
beschleunigt,  nachdem  das  innere  moralische  Band  schon  geschwunden 
ist  Sodann  ist  die  V ertheilung  des  Landes  in  grossen  Gemeinden  compli- 
cirter  und  schwieriger  als  in  kleinen.  Wo  nun  die  Lage  der  Grund- 
stücke zu  den  einzelnen  Dörfern  die  Scheidung  erleichtert,  wo  die 
natürliche  Beschaffenheit  des  Bodens  keine  erheblichen  Unterschiede 
aufweist,  dort  vollzieht  sich  leicht  eine  Separation  der  einzelnen 
Dörfer. 

Doch  zeigt  sich  vielfach  die  Macht  der  Tradition  stärker  als  das 
nächstliegende  öconomische  Interesse.  So  haben  z.  B.  die  eine  Mark- 
gemeinde bildenden  Dörfer  Würubowo  und  Schabkino  (Kr.  Podolsk) 
gemeinsame  Wiesen,  Wald  und  Weideland,  dagegen  ist  das  Ackerland 
bereits  vor  40  Jahren  allendlich  geschieden.  Die  beiden  Dörfer  sind 
nur  eine  Werst  von  einander  entfernt,  das  Vieh  wird  gemeinsam  ge- 
weidet Beide  Theile  waren  zufrieden.  Als  aber  vor  einigen  Jahren  Würu- 
bowo durch  Abgang  vop  Arbeitskräften  zu  verarmen  begann,  entstanden 
Bückstande,  die  das  Dorf  Schabkino  bezahlen  zu  müssen  befürchtete.  Um 
dem  zu  entgehen,  petitionirten  die  Bauern  des  letzteren  Dorfes  um  voll- 
standige  Separation.  Während  diese  Angelegenheit  noch  in  der  Schwebe 
war,  verbesserten  sich  die  öconomischen  Verhältnisse  des  anderen  Dorfes 
(durch  Zuwachs  an  Arbeitskräften  etc.)  und  die  Rückstände  wurden 
bezahlt  Die  Sache  der  Separation  ist  jetzt  fallen  gelassen:  beide  Dörfer 
sind  mit  ihrer  markgenossenschaftlichen  Zusammengehörigkeit  wieder 
zufrieden. 

Der  Zerfall  der  grossen,  zusammengesetzten  Gemeinde  vollzieht  sich 
nun  in  verschiedener  Art  So  zerfallen  grosse  zusammengesetzte  Ge- 
meinden in  kleine  zusammengesetzte,  d.  h.  eine  aus  einer  grossen  Zahl 
von  Dörfern  bestehende  Gemeinde  theilt  sich  in  zwei,  aber  eine  jede 
besteht  noch  aus  mehreren  Dörfern. 

Anders  zeigt  sich  der  Zerfall,  wenn  das  Ackerland  bleibend  ge- 
schieden wird,  dann  das  Wiesenland,  endlich  Wald  und  Weideland, 
womit  das  markgenossenschaftliche  Band  allendlich  gelöst  ist. 
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Die  allmäliche  Lösung  des  alten  Bandes  vollzieht  sich  in  verschie- 
dener Art 

So  hat  die  Wolost  Grusino  am  Wolchow,  12  Werst  von  der 
Station  der  Nicolaibahn  Wolchowo  (Gouv.  Nowgorod),  in  früheren 
Zeiten  eine  Markgemeinde  gebildet,  die  im  Laufe  der  Zeiten  in  mehrere 
Gemeinden  mit  mehreren  Dörfern  zerfallen  ist  Bei  Regulirung  des 
Grundbesitzes  und  Aufstellung  der  Grundbücher  ward  das  Land  diesen 
Gemeinden,  die  bis  zu  sieben  Dörfer  in  sich  schlössen,  zugetheilt  Doch 
hielten  es  die  Bauern  für  geeigneter,  das  Land  unter  die  Dörfer  m 
theilen,  aber  nicht  bleibend,  sondern  nur  auf  Zeit  So  beschloss  eine 
Gemeinde,  bestehend  aus  den  Dörfern  Krestzü,  Rachowo,  Didlowo  u.  s.  w., 
„es  soll  jedes  Dorf  das  Land,  das  es  seit  Alters  genutzt  hat,  behalten, 
und  das  Land  nur  wenn  es  für  erforderlich  erachtet  wird,  umgetheüt 
werden".  Hierbei  ergab  es  sich  aber,  dass  das  Dorf  Krestzü  pro  Seele 
weniger  als  die  anderen  Dörfer  Land  erhalten,  dabei  aber  den  gleichen 
Betrag  an  Steuern  und  anderen  Zahlungen  pro  Seele  zu  leisten  hatte. 
Der  Landmesser  ermittelte,  dass  dieses  Minus  200  Dessätinen  betrug. 
Das  Dorf  verlangte  eine  gerechte  Vertheilung  des  gesammten  Gemeinde- 
landes, die  anderen  Dörfer  gingen  darauf  nicht  ein.  (Ueber  den  Verlauf 
des  angestrengten  Prozesses  schweigt  der  Berichterstatter.)  Eine  andere 
Gemeinde  derselben  Wolost,  bestehend  aus  den  Dörfern  Grusino,  Choti- 
towo,  Moteja  und  Matüljä,  die  sich  zusammen  „Tpera"  „caxa  Tpen>" 
nennen1),  theilte  laut  Gemeindebeschluss  den  Wald  unter  sich  und  be- 
schloss in  Betreff  des  übrigen  Landes,  dass  „jedes  Dorf  das  bisher  be- 
sessene Land  behalten  soll  und  dass  das  Land  vor  20  Jahren  nicht 
umgetheüt  werde"  (d.  h.  unter  die  Dörfer).         # 

Der  alte  markgenossenschaftliche  Verband  der  Gemeinde  ist  also 
noch  nicht  zerrissen,  aber  durch  diese  Beschlüsse  schon  erheblich  ge- 
lockert In  praxi  erscheint  bereits  jedes  Dorf  als  eine  selbständige 
Markgemeinde.  Diese  Dörfer  sind  übrigens  nicht  ganz  klein;  die  Seelen- 
zahl derselben  schwankt,  soweit  in  dem  citirten  Artikel  Angaben  hier- 
über vorhanden  sind,  zwischen  62—133  Revisionsseelen. 

Dazwischen  finden  wir  aber  auch  Dörfer,  die  die  Markgenossen- 
schaft mit  anderen  Dörfern  vollständig  gelöst  haben,  aber  doch  das 
Weiden  des  Viehes  auf  den  gegenseitigen  Feldern  beibehalten.  So  weidet 
in  den  Gemeinden  Blasnowa,  Prudki,  Gorowatka,  Ssamuschkina  und 
Polowinniki  (Kr.  Ostaschkow,  Gouv.  Twer)*)  das  Vieh  dieser  Dörfer  auf 
dem  Brachfeld  aller  Dörfer:  die  Felder  sind  so  eingetheilt,  dass  die 
Brachfelder  der  Dörfer  an  einander  grenzen. 

*)  Diese  Bezeichnung  hat  wol  ihren  Ursprung  aus  der  Zeit  des  Bestehens  der  alten 
grossen  Markgemeinde,  in  welcher  diese  Dörfer  ein  „Drittel"  (als  Loosgruppe)  bildeten. 
*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  239. 
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Die  Tradition  der  früheren  Zusammengehörigkeit  erweist  sich  da- 
zwischen so  stark,  dass  auch  nach  vollständiger  Scheidung  des  früher 
gemeinsam  besessenen  Grundbesitzes  sich  ein  gewisses  markgenossen- 
schaftliches Band  im  Bewusstsein  der  Gemeinde  erhalt  So  ist  z.  B. 
das  Dorf  Borok  (Gouv.  Poskow,  Kr.  Porchow)1)  kurz  vor  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  durch,  vom  Gutsherrn  vorgenommene  Aussiedelung 
aas  den  Dörfern  Alexandrowka,  Ostrizü  und  Ssemenowka  entstanden. 
Bei  Durchführung  der  Reform  ward  aus  Borok  (aus  7  Höfen  mit  23 
Seelen  bestehend)  und  dem  nur  eine  halbe  Werst  von  ihm  entfernten 
Ssemenowka  (9  Höfe  mit  27  Seelen)  eine  administrative  Gemeinde  ge- 
bildet und  beiden  Dörfern  ward  das  Land  gemeinsam  zugemessen.  Sie 
haben  darauf  das  Land  unter  sich  auf  ewige  Zeiten  getheilt,  so  dass 
man  meinen  sollte,  dass  keinerlei  markgenossenschaftlicher  Verband 
zwischen  den  beiden  Dörfern  bestehe.  In  den  laufenden  gewöhnlichen 
Angelegenheiten  ist  es  auch  der  Fall:  jedes  Dorf  trifft  ganz  selbst- 
standig  die  betreffenden  Anordnungen.  In  ausserge wohnlichen  wichtigen 
Angelegenheiten  aber,  die  die  Besitzrechte  modificiren,  liegt  die  Ent- 
scheidung der  gemeinsamen  Gemeindeversammlung  beider  Dörfer  ob, 
so  z.  B.  in  der  Frage  der  Umtheilung  des  Landes,  der  Erweiterung 
oder  Verminderung  des  Gehöftlandes  eines  Hofes  etc. 

§  57. 

Getheilte  Gemeinden,  d.  h.  Markgemeinden,  die  nur  aus  einem 
Theil  eines  Dorfes  bestehen,  sind  zumeist  dadurch  entstanden,  dass  die 
Bauern  desselben  zu  verschiedenen  Kategorien  gehörten:  ein  Theil  z.  B. 
waren  Domänenbauern,  die  anderen  Apanagebauern,  der  dritte  gutsherrliche, 
theils  dadurch,  dass  die  Theile  des  Dorfes  verschiedenen  Gutsbesitzern 
gehörten,  also  auch  gesondertes  Land  hatten.  Zur  Zeit  der  Leibeigen- 
schaft wurden  solche  Separationen  durch  Erbtheilung  hervorgerufen. 
Solcher  Fälle  giebt  es  wol  in  allen  Gouvernements. 

Es  giebt  aber  auch  Dörfer,  die  nicht  künstlich  in  mehrere  Ge- 
meinden getheilt  sind,  sondern  es  sind  ursprünglich  zwei  Dörfer  mit 
gesonderter  Gemeindemark  in  ein  Dorf  sozusagen  zusammengewachsen. 
Durch  das  Entstehen  neuer  Höfe  rückten  benachbarte  Dörfer  einander 
bestandig  näher,  bis  sie  in  ein  Dorf  zusammenflössen.  Im  Kr.  Morschansk 
(Gouv.  Tambow)  fanden  sich  mehrfach  solche  Dörfer.  Nur  eine  schmale 
Grenzfurche  theilt  das  Gehöftland  der  beiden  gesonderten  Markge- 
meinden.*) 

Unterscheiden  sich  diese  getheilten  Gemeinden  in  Betreff  der  Nut- 
zung etc.  des  Gemeindelandes  im  Wesentlichen  nicht  von  den  einfachen 

*)  1.  c  pag.  304,  308. 

')  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  III,  pag.  8. 
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Gemeinden,  so  ruft  doch  die  enge  Nachbarschaft  besondere  wirtschaftliche 
Einrichtungen  hervor.  Vor  Allem  die  gemeinsame  Viehhütung  auf  den 
gegenseitigen  Weiden,  Brachfeldern  und  Wiesen  (nach  dem  Grasschnitt 
so  dass  solche  Gemeinden  in  Betreff  des  Weidens  als  eine  Gemeinde 
erscheinen.  Um  es  bequemer  in  Betreff  der  Weide  zu  haben,  werden 
die  Felder  derart  eingeteilt,  dass  das  Winterfeld  des  einen  an  das  der 
anderen  grenzt,  ebenso  das  Sommer-  und  das  Brachfeld.  Die  Erklärung 
liegt  nahe:  jetzt  genügen  weniger  Hüter,  und  nur  ein  Stier,  auch  Streitig- 
keiten wegen  Grenzverletzung  durch  das  weidende  Vieh  werden  vermieden. 
Die  einzelnen  Gemeinden  der  Dörfer  würden  in  beständiger  Feindschaft 
zu  einander  stehen,  was  auch  in  einigen  Gemeinden,  in  denen  gesondertes 
Weiden  mit  gesonderter  Hütung  besteht,  stattfindet.  — 

Dass  solch'  eine  künstliche  Trennung  von  naturgemäss  Zusammen- 
gehörigem Unzuträglichkeiten  im  öconomischen  und  im  Gemeindeleben 
des  Dorfes  mit  sich  bringt,  braucht  nicht  erst  auseinandergesetzt  za 
werden.  Und  so  haben  nach  Emancipation  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
vielfach  Vereinigungen  der  Markgemeinden  eines  Dorfes  zu  einer  ge- 
schlossenen Markgemeinde  stattgefunden.  Es  wird  aber  die  Verwirk- 
lichung solcher  Bestrebungen  durch  die  Verschiedenartigkeit  der  öco- 
nomischen Bedingungen,  in  die  die  Emancipation  einzelne  getheilte 
Gemeinden  gebracht  hat,  erschwert  und  gar  unmöglich  gemacht.  Es  ist 
ja  erklärlich,  dass  eine  getheilte  Gemeinde  mit  grossem  Landantheil 
oder  mit  niedrigen  Ablösungszahlungen,  wenn  auch  bei  gleichem  Landan- 
theil, sich  trotz  aller  Unzuträglichkeiten  der  Separation  des  Dorfes  nicht 
mit  den  anderen  Gemeinden  des  Dorfes  zu  vereinigen  wünscht,  die  über 
einen  geringeren  Landantheil  verfügen  oder  hohe  Ablösungszahlungen  zu 
entrichten  haben.  So  finden  wir  z.  B.  in  der  mehrfach  erwähnten  Wolost 
Murajewnä  (Kr.  Danköw,  Gouv.  Kasan)1)  im  gleichnamigen  Dorf  zwei, 
bei  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  verschiedenherrig  gewesene,  grosse 
getheilte  Gemeinden,  von  denen  die  eine  den  Maximallandantheil  besitzt, 
die  andere  aber  sich  bei  der  Auseinandersetzung  mit  dem  Gutsbesitzer 
mit  dem  Geschenk  des  „Bettellandantheils"  (*/4  des  Maximallandantheils) 
bei  Verzichtleistung  auf  das  übrige  Land  begnügt  hat  In  derselben 
Wolost  finden  wir  noch  folgende  getheilte  Gemeinden:  das  Dorf  Cho- 
rowschewko  besteht  aus  zwei  kleinen  Markgemeinden:  die  eine  mit  dem 
Maximal-,  die  andere  mit  dem  mittleren  Landantheil;  das  Dorf  Serkalü 
besteht  auch  aus  zwei  kleinen  Markgemeinden:  die  eine  vollzog  die 
Ablösung  des  Landes  bereits  1863,  die  andere  stand  noch  (1880)  im  zeit- 
weilig-verpflichtendem Verhältniss  zum  Gutsbesitzer.  Endlich  das  Dorf 
Ssawinka,  das  aus  drei,  auch  früher  gutsherrlichen  Gemeinden  besteht: 


»)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  64—65. 
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die  eine,  ganz  kleine  Gemeinde  (mit  12  Revisionsseelen)  trat  nach  den 
bezüglichen  Gesetzesbestimmungen  in  die  Kategorie  der  Domänenbauern, 
die  beiden  anderen  standen  noch  (1880)  in  zeitweilig-verpflichtenden  Be- 
ziehungen zu  ihren  resp.  Gutsbesitzern,  aber  die  eine  zahlt  Pacht,  während 
die  andere  Frohne  leistet. 

Die  Unzuträglichkeiten  solch'  künstlicher  Scheidungen  werden  aber 
hier  und  da  in  praxi  so  drückend  gefühlt,  dass  es  Dörfer  selbst  bei 
verschiedener  Grösse  des  Landantheils  und  der  Zahlungen  in  den  einzel- 
nen Theilgemeinden  es  doch  für  vorteilhafter  erachteten,  sich  zu  einer 
Markgemeinde  zu  vereinigen,  wobei  alles  Land  und  alle  Zahlungen  zu- 
sammengethan  wurden.    So  z.  B.  das  Dorf  Akulowa  (Kr.  Rusa,  Gouv. 
Moskau),  deren  zwei  Gemeinden  sich  vereinigt  haben,  aber  für's  Erste 
nur  auf  12  Jahre.    Einen  interessanten  Fall  bildet  in  demselben  Gou- 
vernement das  Dorf  Schtschitowa  (Kr.  Podolskj,  von  dem  15  Höfe  Do- 
mänenbauern, 15  Höfe  gutsherrliche  Bauern  sind.    Seit  Alters  haben 
sie  eine  Gemeinde  gebildet  und  gemeinsam  über  das  Land  verfügt.  Als 
jedoch  bei  der  Regulirung  der  Grundbesitzverhältnisse  nach  Emancipation 
der  gutsherrlichen  Bauern  von  den  letzteren  Bauern  30  Dss.  abgeschnitten 
wurden,  so  theilten  sich  (1871—1872)  die  Domänenbauern  von  ihnen  ab. 
Doch  schon  nach  einem  Jahre  vereinigten  sie  sich  wieder  zu  einer  Mark- 
gemeinde, „auf  immer  zusammenzuleben,  nach  dem  Alten".    Das  Vieh- 
weiden war  die  Veranlassung  zur  Wiedervereinigung.    Bemerkenswert!! 
ist  auch  folgender  Fall.    Das  Dorf  Ossinki  (Kr.  Klin)  besteht  aus  drei 
Höfen  (mit  7  Seelen)  zeitweilig- verpflichteter  Bauern,  die  im  Jahre  1879 
zur  Ablösung  schreiten  sollten,  und  aus  vier  Höfen  (mit  11  Seelen)  voller 
bäuerlicher  Eigenthümer;  der  Landantheil  ist  in  beiden  Markgemeinden 
verschieden.    Sechs  Felder  zu  haben,  schien  aber  den  Bauern  ungeeignet 
und  beengend  in  Betreff  der  Weide.    Demnach  beschlossen  die  Bauern 
beider  Gemeinden  im  Jahre  1877,  „alles  Land  zusammenzuthun,  sowol 
das  Ackerland  als  Wiese  und  Wald",  also  eine  Gemeinde  zu  bilden. 
Hierbei  wurde  jedoch  bestimmt,  dass  der  Antheil  der  Nutzung  des  Ge- 
meindelandes beständig  im  Yerhältniss  von  7:11  zu  stehen  habe;  dem- 
nach werden  Acker  und  Wiese  derart  getheilt,  dass  die  erstere  Gruppe 
der  Bauern  ein  Loos  für  7  Seelen,  die  andere  aber   drei  Loose  zu 
3%  Seelen  in  jedem  Landstück  hat.    Für  die  erstere  musste  ein  Loos 
mit  7  Seelen  gegeben  werden,  da  „sonst  eine  Seele  zu  zerschlagen  wäre". 
Eine  Eigentümlichkeit  zeigt  das  Dorf  Staruchino  (Er.  Tschern, 
Gouv.  Tula)1),  das,  früher  (vor  Aufhebung  der  Leibeigenschaft)  zwei  Guts- 
besitzern gehörig,  zwei  Markgemeinden,  wenn  auch  eine  administrative 
Gemeinde  bildet;  die  Weide  wird  jedoch  gemeinsam  genutzt.    Alle  ob- 


*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  174. 
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liegenden  Zahlungen  sind  gesondert;  über  das  Land  wird  von  jeder  Ge- 
meinde gesondert  verfügt  Wenn  aber  bei  Familientheilungen,  bei  Um- 
theilungen  des  Landes  kein  einstimmiger  Beschluss  erzielt  werden  kann, 
wird  die  andere  Gemeinde  hinzugeladen.  Auch  wird  Land  gemeinsam 
von  beiden  Gemeinden  auf  allgemeinen  Gemeindeversammlungen,  die  ja 
eigentlich  nur  für  die  administrative  Gemeinde  Geltung  haben,  gepachtet 

Die  getheilten  Gemeinden  eines  Dorfes  bilden  zumeist  zusammen 
eine  administrative  Gemeinde.  Gründe  der  Zweckmässigkeit  verlangen 
es:  die  communale  Verwaltung  wäre  erschwert  und  beengt,  wenn  das 
aus  zusammenhängenden  oder  mindestens  nahe  bei  einander  belegenen 
Höfen  bestehende  Dorf  eine  getheilte,  zwiefache  Verwaltung  hätte;  auch 
die  Kosten  der  Selbstverwaltung  werden  dadurch  verringert,  dass  nur 
ein  Gemeindeältester  etc.  zu  gagiren  ist  Da  das  Gesetz  verlangt,  dass 
gar  ein  selbständiges  Dorf  von  weniger  als  21  Seelen  sich  mit  dem 
benachbarten  zur  Bildung  einer  administrativen  Gemeinde  zu  vereinigen 
hat,  so  müssen  kleine  getheilte  Gemeinden  eines  Dorfes  sich  administra- 
tiv verbinden.  Aber  auch  grössere  Gemeinden  eines  Dorfes  vollziehen 
aus  den  angegebenen  Gründen  diese  Vereinigung.  Und  die  administrative 
Vereinigung  ist  ein  weiteres  Moment,  die  markgenossenschaftliche  an- 
zubahnen. 

Hin  und  wieder  finden  sich  aber  grosse  getheilte  Gemeinden  eines 
Dorfes,  die  auch  administrativ  selbständig  sind.  So  bildet  z.  B.  jede 
der  beiden  getheilten,  das  mehrfach  erwähnte  Dorf  Murajewnä  umfassen- 
den Markgemeinden  eine  gesonderte  administrative  Gemeinde:  die  eine 
zahlt  108,  die  andere  128  Höfe.1) 

§.  58. 

Es  bestehen  endlich  aber  auch  Markgemeinden,  die  mit  persön- 
lichen Grundbesitzern  ein  Dorf  bilden.  Einerseits  finden  wir  dort 
solche  Gemeinden,  wo  einige  Markgenossen  nach  den  bezüglichen  Gesetzes- 
bestimmungen ihren  Landantheil  aus  dem  markgenossenschaftlichen  Ver- 
band haben  ausscheiden  lassen.  So  weit  Solches  bisher  geschehen  ist, 
bleiben  sie  zumeist  im  Dorf  wohnen,  sie  siedeln  nicht  auf  ihre  Farcelle 
aus  und  so  bildet  sich  eine  Ciasse  persönlicher  Grundbesitzer  im  Dorf. 
Hierauf  werden  wir  an  anderer  Stelle  einzugehen  haben. 

Andererseits  findet  sich  seit  Alters  solch  ein  nahes  Nebeneinander- 
bestehen der  beiden  gegensätzlichen  Formen  des  Grundbesitzes.  Es 
bestehen  nämlich  in  einigen  Landstrichen  hin  und  wieder  Dörfer  aus 
Markgemeinden  und  sogenannten  „Einhöfler"  (Odnodworzü).2)  Es  haben 

')  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  85. 
7     2)  Die   „Odnodworzü"  (Einhöfler)  sind  Nachkommen  der  Bojarenkinder  und 
anderer  freier  Leute,  die  an  den  Grenzmarken  des  Reichs  als  Schutzwehr  gegen  die 
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sich  hier  eigentümliche  Grundbesitzverhältnisse  ausgebildet,  die  leider 
noch  nicht  hinreichend  erforscht  sind.  Eingehendere,  wenn  auch  die 
bezüglichen  Fragen  nicht  erschöpfende  Daten  finden  wir  in  Betreff  der 
Kreise  Tula  (im  gleichnamigen  Gouvernement)1),  Koslow  (Gouv.  Tambow)*), 
Ranenburg  und  Dankow  (Gouv.  Kasan),8)  Kursk  im  gleichnamigen  Gou- 
vernement*). 

Die  eine,  ursprüngliche  Art  ist,  dass  neben  der  Markgemeinde  im 
Dorf  Einhöfler  mit  gesondertem  und  räumlich  ganz  geschiedenem  persön- 
lichen Grundbesitz  leben.  Sie  bilden  vielfach  eine  besondere  administra- 
tive Gemeinde  mit  einem  besonderen  Gemeindeältesten  an  der  Spitze, 
zumeist  aber  eine  gemeinsame  Gemeinde  mit  der  Markgenossenschaft 
In  dem  letzteren  Fall  haben  sie  aber  (im  Tulaschen)  einen  besonderen 
„Dessätski"  (Zehntmann  d.  i.  einen  niederen  communalen  Beamten).  Die 
öffentlichen  und  communalen  Leistungen  vertheilen  sie  unter  einander 
ganz  selbständig,  und  zwar  entweder  nach  der  Zahl  der  Dessätinen 
Landes,  die  der  Hof  eines  Einhöflers  besitzt,  oder  pro  Hof  oder  endlich 
pro  Stück  Vieh  (letztere  Yertheilungsart  der  Zahlungen  herrscht  zur 
Besoldung  des  Hirts  vor). 

In  solchen  gemischten  Gemeinden  haben  die  gemeindebesitzlichen  Ord- 
nungen den  persönlichen  Grundbesitz  beeinflusst.  Hin  und  wieder  findet 
sich  in  solchen  Gemeinden  wie  auch  in  Dörfern,  die  nur  aus  Einhöflern  be- 
stehen, dass  die  Einhöfler  eines  Dorfes,  die  sonst  arrondirte  oder  mindestens 
streng  geschiedene  Parcellen  besitzen,  ihre  Wiesen  ganz  in  der  Weise  ver- 
theilen und  nutzen,  wie  die  Markgemeinde  zu  verfahren  pflegt:  sie  werden 
jährlich  vor  dem  Beginn  des  Grasschnitts  neu  vertheilt,  wobei  als  Verthei- 
longsmass  die  Grösse  des  Ackerlandes  dient  Auch  haben  Einhöfler  gemein- 
sames Weideland  und  dazwischen  hat  sich  gemeinsame  Weide  auf  dem 
Brach-  und  Stoppelfeld  ausgebildet.  Auch  Wald  findet  sich  hier  im  ge- 
meinsamen Besitz. 

Persönlicher  Grundbesitz  und  Gemeindebesitz  sind  dort  näher  ver- 


Einfidle  der  Tartaren  und  anderer  Feinde  von  dem  Moskaoschen  Zaren  angesiedelt 
worden.  Sie  galten  als  zum  Adel  gehörig  und  von  ihnen  stammen  viele  Adelsge- 
schlechter ab.  Nachdem  aber  ihre  kriegerische  Aufgabe  gegenstandslos  geworden  war 
und  ihr  Grundbesitz  durch  Erbtheilungen  sich  immer  mehr  zersplitterte,  wurden  sie 
zu  Bauern  und  in  die  Kategorie  der  Domftnenbauern  gestellt,  welcher  Uebergang  alten 
Leuten  in  einigen  Gegenden  noch  erinnerlich  ist.  DAs  ihnen  zum  persönlichen  Besitz 
zugemessene  Land  hiess  und  heisst  „tschetwertnaja",  welches  Wort  auf  die  altrussische 
Messeinheit  „tschetwert"  zurückzufahren  ist. 

')  Borissow:  Grai.  —  9KOhom.  Hscjfcx.  ceira  BOiocTeft  TyitCK&ro  yiaxa  pag.  63  etc. 

2)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  II,  Abschnitt  II,  pag.  42—48. 

3)  Statistik  des  Gouv.  Kasan,  Band  II,  Lieferung  I.   Einleitung;  Lieferung  II, 
pag.  44,  96,  214,  215,  218,  238. 

4)  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Band  I,  pag.  46-63., 
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knüpft,  wo  die  Einhöfler  in  einem  Dorf  neben  ihrem  Eigengrundbesitz 
Antheil  am  Gemeindelande  haben.  Solcher  Dörfer  giebt  es  mehrere 
im  Kreise  Koslow.  In  einigen  liegt  der  persönliche  Grundbesitz  vollständig 
gesondert  vom  Gemeindelande,  in  anderen  aber  in  Gemenglage  mit  letzterem. 

Eine  Verschmelzung  der  beiden  Grundbesitzarten  sehen  wir  im  Dorf 
Gololobowka,  wo  von  258  Höfen  zwanzig  Höfe  Einhöfler  sind:  das  ganze 
Land  des  Dorfes  ist  in  vier  Felder  getheilt;  in  zwei  Feldern  haben  die 
Einhöfler  den  nach  Gemeindebesitzrecht  gleichen  Antheil  wie  die  eigent- 
lichen Markgenossen,  in  den  zwei  anderen  Feldern  aber  haben  sie  ihren 
persönlichen  Grundbesitz,  und  zwar  in  Gemenglage  mit  dem  Gemeinde- 
land; von  den  Umtheilungen  wird  er  nicht  betroffen,  diese  Landstücke 
werden  hierbei  „umgangen"  wie  die  Bauern  es  nennen. 

In  anderer  Art  hat  sich  die  Verschmelzung  im  Dorf  Leshaika  voll- 
zogen. Hier  besitzen  die  Einhöfler,  die  Vs  der  Höfe  ausmachen,  nur  das 
Ackerland  im  persönlichen  Grundbesitz;  während  die  Wiesen  und  der 
Wald  im  gemeinschaftlichen  Besitz  des  ganzen  Dorfes  sich  befinden  und 
nach  Gemeindebesitzrecht  vertheilt  und  genutzt  werden. 

Die  höchst  interessante  und  bedeutungsvolle  Frage,  wie  diese  Ver- 
schmelzung der  beiden  Grundbesitzarten  sich  vollzogen  hat,  harrt  noch 
der  Lösung^  ja  sie  ist  noch  nicht  aufgeworfen,  wie  überhaupt  die  Ge- 
staltung der  Grundbesitzverhältnisse  der  Einhöfler,  einige  kurze  Notizen 
abgerechnet;  in  der  Literatur  noch  keine  halbwegs  erschöpfende  Behand- 
lung gefunden  hat 

Die  Vermuthung  liegt  nahe,  dass  jene  Verschmelzung  mindestens 
in  einigen  Fällen  dadurch  entstanden  ist;  dass  im  Gemeindebesitz  lebende 
Bauern  durch  Erbschaft  (und  vielleicht  auch  durch  Kauf)  in  den  Besitz 
von  Einhöflerland  gelangt  sind.  Eine  positive  Angabe  hierüber  finden 
wir  im  Kreise  Tula.  Es  scheint  aber  Solches  auch  auf  dem  Wege  des 
Ueberganges  vom  persönlichen  (Einhöfler-)  Grundbesitz  zum  Gemeindebe- 
sitz erfolgt  zu  sein,  indem  die  Vorfahren  der  jetzigen  persönlichen  Grund- 
besitzer; die  jetzt  daneben  vollberechtigte  Markgenossen  sind,  mehr  Land 
besassen,  als  der  Grundbesitz  der  Anderen  betrug  und  dass  sie  beim  Ueber- 
gang  zum  Gemeindebesitz  diesen  überschüssigen  Theil  des  Landes  im  persön- 
lichen Besitz  behielten.  Hierfür  spricht  der  Umstand;  dass  sowol  Einhöfler, 
die  zusammen  mit  einer  Markgemeinde  ein  Dorf  bilden;  als  auch  reine 
Einhöfler-Dörfer  zum  Gemeindebesitz  übergegangen  sind.  So  hat  im 
Kreise  Koslow  die  überwiegende  Mehrheit  der  früheren  Einhöfler  voll- 
ständig den  Gemeindebesitz  adoptirt,  und  zwar  vornehmlich  bei  der 
Generalvermessung  am  Ende  des  vorigen  Jährhunderts.  In  zwei  Dörfern 
Uspenskoje  und  Pokrowskoje-Endowischtsche  weisen  die  Bauern  darauf 
hin;  dass  der  Bath  der  Landmesser  ihre  Vorfahren  zu  diesem  Schritt 
veranlasst  habe.    In  den  zwanziger  und  vierziger  Jahren  dieses  Jahr- 
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hunderte  und  schliesslich  bei  Aufstellung  der  Grundbücher  für  die  Domänen- 
bauern (1867—68)  haben  weitere  Uebergänge  zum  Gemeindebesitz  statt- 
gefunden. In  einigen  Dörfern  haben  die  Bauern  ihre  Vergangenheit 
vollständig  vergessen,  das  Dorf  lebt  im  Gemeindebesitz,  wie  er  bei  anderen 
Gemeinden  besteht,  nur  die  Erinnerung  ist  ihnen  geblieben,  dass  ihre 
Vorfahren  „tschetwertnüje"  gewesen  sind.  Selbst  die  Bedeutung  dieses 
Wortes,  das  wie  bemerkt  auf  die  Zutheilung  des  Landes  hinweist  G>tschet- 
werf  ist  die  altrussische  Messeinheit),  ist  ihnen  nicht  mehr  klar.  Anderer* 
seits  vollzieht  sich  vor  unseren  Augen  dieser  Uebergang  zum  Gemeinde- 
besitz. So  gedachten  1880  die  Einhöfler  des  Dorfes  Ssamowez,  die  keinen 
Antheil  am  Gemeindelande  haben,  sich  mit  der  Markgenossenschaft  dieses 
Dorfes  zu  vereinigen. 

Wir  haben  hierbei  auf  die  Thatsache  hinzuweisen,  dass  das  nahe 
Beieinanderleben  kleiner  persönlicher  Grundbesitzer  und  Markgenossen 
nicht  letztere  zum  Aufgeben  des  Gemeindebesitzes  geführt,  sondern  viel* 
mehr  diese  Grundbesitzform  auf  die  Einhöfler  eine  starke  Anziehungs- 
kraft ausübt  Auf  bezügliches  Befragen  erklären  die  Bauern  einiger 
Dörfer,  dass  die  Vorfahren  wegen  der  sehr  starken  Zersplitterung  des 
Bodens  zum  Gemeindebesitz  übergegangen  seien. 

Auch  in  anderen  Landstrichen  sind  Einhöfler  zum  Gemeindebesitz 
übergegangen.  So  z.  B.  im  Kreise  Morschansk1),  Gouv.  Tambow.  Die 
ursprünglich  eine  grosse  Ansiedelung  von  Einhöflern  bildende  Gemeinde 
Lamki  trat  am  Ende  des  vergangenen  Jahrhunderts  zur  Zeit  der  General* 
Vermessung  zum  Gemeindebesitz  über.  Ein  kleiner  Bruchtheil  jedoch 
protestirte  gegen  diese  Neuerung,  die  Sache  gelangte  an  den  Senat,  laut 
dessen  Richterspruch  den  protestirenden  Einhöflern  das  entsprechende 
Land  gesondert  zugemessen  ward,  das  sie  auch  heute  nach  persönlichem 
Grundbesitzrecht  besitzen,  aber  mit  gewissen  eigentümlichen  Beschrän- 
kungen. Den  Einhöflern  der  Dörfer  Prigorodnaja,  Slaboda  und  Karoli 
ward  bei  Ausreichung  der  Grundbücher  (1866)  persönlicher,  gesonderter 
Grundbesitz  zugemessen,  sie  sind  aber  in  jüngster  Zeit  zum  Gemeinde- 
besitz übergegangen.  Die  Einhöfler  des  erstgenannten  Dorfes  beschäftigen 
sich  wie  auch  viele  Bauern  dieses  Dorfes  nicht  mit  Ackerbau,  sondern 
mit  Gewerben  aller  Art:  sie  verpachten  ihr  Land  und  der  Ertrag  wird 
pro  Seele  vertheilt.  Die  Einhöfler  des  anderen  Dorfes  haben  im  Jahre 
1881  eine  neue  allgemeine  Umtheilung  pro  vorhandene  Seele  durchgeführt 

Fast  alle  Domänenbauern  in  den  Kreisen  Ranenburg  und  Dankow 
vGouv.  Kasan),  vielfach  auch  im  benachbarten  Kreise  Skopin  desselben 
Gouvernements  waren  früher  Einhöfler,  die  im  vergangenen  Jahrhundert, 
insbesondere  aber  am  Anfange  dieses  Jahrhunderts  zum  Gemeindebesitz 

')  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  in,  pag.  42—62. 
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übergegangen  sind.  Auch  heute  noch  vollzieht  sich  hier  dieser  Process.  In 
einer  ganzen  Reihe  von  Einhöflergemeinden  wird  diese  Frage  jetzt  be- 
handelt. Selbstverständlich  kann  nur  ein  einstimmiger  Beschluss  jene 
Umwandlung  zu  Wege  bringen.  Doch  wo  auch  das  Einhöflergrund- 
besitzrecht  besteht;  tritt  es  uns  fast  ausnahmslos  nicht  als  reiner,  un- 
beschränkter; persönlicher  Grundbesitz  entgegen,  sondern  wir  finden 
auch  hier  gewisse  gemeinschaftliche  Rechte.  Da  das  Ackerland  der 
Einhöfler  unter  einander  im  Gemenge  liegt,  so  besteht  seit  Alters 
gemeinsame  Weide  auf  dem  Brachfeld,  das  beständige  Weideland  befindet 
sich  im  gemeinsamen  Besitz,  fast  überall  auch  Wald  und  Wiese,  welche 
beide  Nutzungen  nach  der  Grösse  des  Ackerlandes  jedes  Einhöflerhofes 
oder  auch  vielfach  pro  Seele  vertheilt  wird;  auch  das  Ackerland  ist 
nicht  immer  im  festen  persönlichen  Besitz:  es  werden  nämlich  auch 
Neuverloosungen  desselben  vorgenommen,  und  zwar  zur  Herstellung  der 
Gleichmässigkeit  in  der  Beschaffenheit  des  Ackerlandes  jedes  Hofes, 
wobei  wie  überhaupt  bei  Neuverloosungen  die  Grösse  des  Besitzstandes 
des  Hofes  unverändert  bleibt,  sowie  auch  in  dem  Falle,  wenn  die  Ge- 
meinde beschliesst;  einen  Theil  des  Ackers  zu  irgend  welchen  besonderen 
Zwecken  zeitweilig  zu  verpachten.  Endlich  finden  wir  Einhöfler-Gemeinden, 
in  denen  ausserdem  noch  ein  Theil  des  Ackers  periodischen  Umtheilungen 
unterliegt,  und  zwar  pro  Seele  (seltener  pro  Hof).  Hier  zeigt  sich  schon 
eine  Anbahnung  zum  Uebergang  zum  Gemeindebesitz:  hier  hat  jeder 
Hauswirth  nicht  allein  seinen  persönlichen  erblichen  Grundbesitz  (so  weit 
er  nicht  veräussert  ist),  sondern  er  erhält  auch  eine  bestimmte  Quantität 
Acker,  wie  sie  ihm  nach  der  Gemeinde -Vertheilung  zufällt  Die  Ent- 
stehung dieses  im  Gemeindebesitz  befindlichen  Ackerlandes  ist  eine  sehr 
verschiedene:  durch  die  Umwandlung  von  Weide-,  Wald-  oder  Wiesen- 
land, das  wie  bemerkt  im  gemeinschaftlichen  Besitze  gestanden  hatte,. 
zu  Ackerland,  durch  erblosen  Nachlass  ausgestorbener  Einhöflerfamilien, 
auch  dadurch,  dass  Einhöfler  mit  ausgedehntem  Grundbesitz  einen  Theil 
desselben  (in  alter  Zeit)  der  Gemeinde  überlassen  hatten,  dazwischen  auch 
durch  Kauf  seitens  der  Gemeinde,  und  endlich  dadurch,  dass  Domänenland 
(z.  B.  ausgeholzter  Wald)  der  Nutzung  der  Gemeinde  übergeben  ward1: 

Es  sei  uns  zum  Schluss  gestattet,  einige  characteristische  Beispiele 
zu  dem  Gesagten  und  zu  dem,  wie  sich  allmälich  der  Gemeindebesitz  aus 
freiem  persönlichen  Grundbesitz  ausgebildet  hat,  anzuführen. 

Das  Dorf  Bigiljdino  (Kr.  Dankow)  bestand  früher  nur  aus  Einhöflern 
mit  persönlichem  Grundbesitz.  Am  Anfang  dieses  Jahrhunderts  sonderte 
sich  ein  kleiner  Theil  der  Einhöfler  ab,  es  waren  dieses  die  Wirthe  mit 

])  Statistik  des  Gouv.  Ras  an,  Band  II,  Lieferung  I,  pag.  3—5  (mit  den  ent- 
sprechenden Tabellen),  266,  267,  272,  275,  276,  284,  285,  299,  318,  322,  323,  Liefe- 
rung II,  pag.  204,  214,  215,  217,  218,  233,  238,  240,  245-251,  255. 
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ganz  geringem  Grundbesitz,  denen  die  Gemeinde  das  Ackerland  ausge- 
storbener Höfe  (ohne  Erben)  etwa  300  Dess.,  überlassen  hatte;  ihr 
gesammtes  Ackerland,  das  sich  zum  Theil  in  Gemenglage  mit  den  anderen 
Einhöflern  befindet;  legten  sie  zusammen  und  vertheilten  es  nach  Ge- 
meindebesitzrecht unter  einander.  Der  bezügliche  Bericht  ist  leider  nicht 
klar  abgefasst  Es  mag  sein,  dass  es  sich  nur  um  eine,  durch  Zusammen* 
legung  und  Umtheilung  durchgeführte  Arrondirung  des  zersplitterten  Grund- 
besitzes handelt  Denn  es  heisst  daselbst  weiter:  „Jeder  Hauswirth  ent- 
sinnt sich  dessen  genau  und  unterscheidet  streng,  welchen  Theil  er  von 
der  Gemeinde  erhalten  hat  (sei.  den  erblosen  Nachlass)  und  welchen  Theil 
er  seit  Alters  als  Einhöflerland  besitzt;  den  letzteren  kann  er  verkaufen, 
wenn  er  aus  der  Gemeinde  austritt,  während  der  erstere  in  diesem  Fall 
der  Gemeinde  anheimfällt/'  Wald,  Weide  und  Wiese  befindet  sich  im 
gemeinsamen  Besitz  des  ganzen  Dorfes  mit  gleichmässiger  Nutzung.1) 

Das  Dorf  Dubowoje  (Kr.  Banenburg)  besteht  aus  sieben  Markge- 
meinden, von  denen  fünf  früher  gutsherrliche  Bauern  sind.  Die  übrigen 
Dorfbewohner  waren  in  alter  Zeit  Einhöfler  mit  persönlichem  Grund- 
besitz, nur  die  Weide  war  gemeinsam,  der  Antheil  an  Wald  und  Wiese 
war  entsprechend  der  Grösse  des  Ackerlandes  eines  jeden  Hofes.  Später- 
hin wurden  diese  beiden  letztgenannten  Nutzungen  gleichmässig  unter 
alle  Höfe,  d.  h.  ohne  Berücksichtigung  der  Grösse  des  Ackers,  ver- 
teilt. Um  das  Jahr  1861  bei  der  Arrondirung  des  Grundbesitzes  der 
Einhöfler,  d.  h.  Separation  von  dem  in  Gemenglage  befindlichen  guts- 
herrlichen Lande,  trat  die  überwältigende  Majorität  der  Wirthe  zum 
Gemeindebesitz  (mit  Vertheilung  allen  Landes  pro  Seele)  über;  die  land- 
reichen Einhöfler  schieden  sich  als  besondere  Gruppe  aus:  Gehöftland 
und  Acker  wurde  ihnen  gesondert  zugemessen  und  jeder  dieser  Einhöfler 
besitzt  sein  Land  nach  dem  Tschetwertnü-Becht,  d.  h.  persönlichem  Grund- 
besitzrecht, die  anderen  Nutzungen  (d.  h.  ausser  Gehöft  und  Acker)  aber 
stehen  unter  dem  Gemeindebesitzrecht  Aller,  d.  h.  der  jetzigen  und  der 
früheren  Einhöfler.  Seit  dieser  Grenzregulirung  wird  zwischen  diesen 
beiden  Gruppen  ein  Process  wegen  325  Dess.  Ackerland  geführt,  das 
jetzt  von  den  zum  Gemeindebesitz  übergegangenen  genutzt  wird,  ausser- 
dem wünschen  die  Einhöfler  mit  persönlichem  Grundbesitz  die  Aus- 
scheidung ihres  Waldantheils  aus  dem  gemeinsam  besessenen  Walde* 
Zur  Deckung  der  Processkosten  verpachten  beide  streitende  Theile  jähr- 
lich nicht  unbeträchtliche  Landstücke  (d.  h.  der  Pachtertrag  wird  zur 
Deckung  der  Processkosten  verwandt).8)  Dieselbe  Umwandlung  des  Grund- 
besitzrechts fand  zu  derselben  Zeit  im  Dorf  Prigorodnüje  Slobodü  statt8) 

*)  Statistik  des  Gouv.  Räsan,  Band  II,  Lieferung  I,  pag.  246—247. 
»)  L  c.  Lieferung  II,  pag.  272. 
*)  1.  c.  pag.  275. 
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Im  Einhöfler-Dorf  Jussowo  befinden  sich  Weide  und  Wiese,  die  pro 
Revisionsseele  umgetheilt  wird,  im  gemeinschaftlichen  Besitz.  Neu  sich 
bildenden  Höfen  wird  aus  dem  Weideland  Gehöftland  zugemessen,  hier- 
durch sind  bisher  30  Dess.  aus  dem  gemeinsamen  Besitz  ausgeschieden 
Im  Jahre  1881  bestand  der  persönliche  Grundbesitz  aus  1244  Dess. 
Acker-  und  Gehöftland,  69  Dess.  Ackerland  befindet  sich  im  Gemeinde- 
besitz —  erbloser  Nachlass  ausgestorbener  Familien.  In  dem  genannten 
Jahre  kaufte  die  Gemeinde  von  auswandernden  Einhöflern  deren  persön- 
lichen Grundbesitz  91  Dess.  für  6600  Rbl.,  welches  Kapital  sie  auf  den  Namen 
eines  reichen  Einhöflers  der  Bank  entlehnten;  fürs  Erste  wird  das  Land 
verpachtet  bis  zur  Entrichtung  der  Schuld,  dann  soll  es  pro  Revisions- 
seele vertheilt  werden,  wie  jene  69  Dess.  aus  erblosem  Nachlass  der  Ge- 
meinde zugefallenen  Landes.1) 

Im  Dorf  Rabino  befand  sich  alles  Land  im  persönlichen  Grundbesitz, 
im  Jahre  1863  verzichteten  landreiche  Einhöfler  auf  einen  Theil  ihres 
Landes  zu  Gunsten  der  Gemeinde.  Dieses  Opfer  erklärt  sich  aus  der 
nahen  Verwandtschaft,  in  der  Alle  zu  einander  stehen.  Das  Land  ward 
pro  Revisionsseele  getheilt,  jetzt  werden  lebhafte  Verhandlungen  zur  Vor- 
nahme einer  allgemeinen  Umtheilung  pro  vorhandene  mannliche  Seele 
geführt.«) 

Auch  im  Einhöfler-Dorf  Star o- Kienskoje  ist  vor  drei  Jahren  ein  Theil 
der  Wirthe  zum  Gemeindebesitz  übergegangen.  Wald,  Weide  und  Wiese 
stehen  im  gemeinschaftlichen  Besitz  des  ganzen  Dorfes,  das  Ackerland 
aber  ward  arrondirt,  so  dass  die  zum  Gemeindebesitz  übergegangenen 
Einhöfler  das  Ackerland  zusammenliegend  haben.  Doch  hat  hier  der 
Gemeindebesitz  eine  eigentümliche  Gestalt  gewonnen:  das  Gehöftland 
steht  im  persönlichen  erblichen  Besitz,  Wiese  und  Wald  wird  pro  Hof, 
nicht  pro  Seele  getheilt  —  diese  Eigenthümlichkeit  erklärt  sich  wol 
aus  dem  Umstände,  dass,  wie  bemerkt,  diese  Nutzungen  im  gemeinschaft- 
lichen Besitz  des  ganzen  Dorfes  geblieben,  nicht  für  die  sich  bildende 
Markgemeinde  ausgeschieden  sind.  Das  Ackerland  aber  wird  pro  Revi- 
sionsseele vertheilt.  Die  Verhandlungen  über  die  Vornahme  einer  neuen 
Umtheilung  pro  vorhandene  Seele  sind  noch  nicht  zu  einem  Abscbluss 
gelangt,  der  noch  dadurch  verzögert  wird,  dass  Einige  auch  die  Hinein- 
ziehung des  im  erblichen,  persönlichen  Besitz  befindlichen  Gehöftlandes 
erstreben.8) 

In  diesem  Kreise  Ranenburg  zählen  wir  27  Domänengemeinden  mit  Ge- 
meindebesitz, die  wol  alle  früher  Einhöfler  mit  persönlichem  Grundbesitz 
waren,  sodann  15  Einhöfler-Gemeinden  (mit  gemeinschaftlichem  Besitz 

')  1.  c.  pag.  276. 
■)  1.  c.  pag.  28d. 
')  1.  c.  pag.  285. 
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Ton  Wald,  Weide,  Wiese)  und  endlich  10  Einhöfler-Gemeinden,  die  ausser- 
dem noch  einiges,  nicht  alles  Ackerland  im  Gemeindebesitz  haben. 

Im  Kreise  Dankow  sind  3  Einhöfler-Gemeinden  zum  Gemeindebesitz 
übergegangen,  die  18  anderen  Gemeinden  dieser  Kategorie  sind  aber  dem 
individuellen  Grundbesitz  bisher  treu  geblieben.  Ich  sage  „bisher",  da 
in  den  meisten  die  Frage  des  Ueberganges  zur  Grundbesitzform  der 
umwohnenden  Bauern  ernstlich  behandelt  wird,  es  ist  aber  noch  keine 
Einigung  erfolgt.  Es  befindet  sich  die  Weide  in  gemeinsamem  Besitz, 
zumeist  auch  Wald  und  Wiese,  die  in  gewöhnlicher  Weise  ver-  und 
umgetheilt  wird.  Ein  zur  Beackerung  aufgepflügtes  Wiesenstück  in  der 
Gemeinde  Krugloje  steht  unter  Gemeindebesitzrecht,  in  der  Gemeinde 
Jaroslawy  ein  gerodetes  Ackerstück  und  erbloser  Grundbesitz  (240  Dess.). 

Eine  besonders  eigenthümliche  Grundbesitzordnung,  die  sich  ebenso 
vom  persönlichen  Grundbesitz  wie  von  dem  Gemeindebesitz  wesentlich 
unterscheidet,  hat  sich  bei  den  Einhöflern  im  Kreise  Kursk  im  gleich- 
namigen Gouv.  ausgebildet.1)  Hierauf  kommen  wir  an  anderer  Stelle 
zu  sprechen. 


Achtes  Kapitel. 

Primitive  Formen  des  Gemeindebesitzes  im  Norden 

und  Süden« 

1.  Im  Horden. 

§  59. 

Recht  und  Nutzungsarten  des  Gemeindebesitzes,  wie  wir  sie  im 
Vorstehenden  geschildert  haben,  zeigen  uns  die  Form  des  Gemeinde- 
besitzes, wie  sie  in  Russland  am  verbreiterten  ist  Vom  Standpunkt  der 
geschichtlichen  Entwickelung  und  Ausbildung  dieser  Grundbesitzart  haben 
wir  die  geschilderte  Form  des  Gemeindebesitzes  mit  allen  ihren  Ab- 
weichungen und  Verschiedenartigkeiten  im  Einzelnen  als  die  mittlere 
Stufe  in  der  Entwickelungsphasis  des  Gemeindebesitzes  anzusehen.  Da- 
neben finden  wir  einerseits  eine  niedere  Entwicklungsstufe,  die  jene 
mittlere  Stufe  noch  nicht  erreicht,  und  eine  höhere,  die  jene  bereits  über- 
schritten hat 

Die  erstere  finden  wir  in  den  nordlichen  Gouvernements  und  in  den 
südöstlichen  Landstrichen  des  europäischen  Russlands  wie  auch  in  Si- 
birien.   Sie  zeigt  uns  alle  Entwickelungsstadien  von  der  ursprünglichen 


*)  Statistik  des  Gouv.  Kursk  Bd.  I,  pag.  44—63. 
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Form  des  Gemeindebesitzes,  ja  von  der  ursprünglichen  Besitz-  und  Nutzungs- 
art von  Grund  und  Boden  an  bis  zu  jener,  wie  wir  sie  nennen,  mittleren 
Stufe  des  Gemeindebesitzes. 

Freie  Occupation  und  Nutzung  des  Landes,  mag  sie  von  Einzelnes 
oder  in  Genossenschaften  ausgeführt  werden,  diese  erste  Form  des  Grund- 
besitzes finden  wir  auch  heute  noch  in  jenen  dünnbevölkerten  Land- 
strichen. Wie  wir  im  ersten  Bande  dieses  Werkes  es  dargelegt  haben, 
hier  aber  wiederholen  und  ergänzen  wollen,  findet  auch  in  diesen 
Landstrichen  die  freie  occupatorische  Nutzung  Schranken  verschiedener 
Art,  die  jene  Freiheit  einengen  und  zu  eigentümlichen  Rechtsverhalt- 
nissen führen,  wobei  die  Art  des  Beisammenlebens  sich  als  ein  wichtiger  ' 
Factor  in  der  Ausbildung  dieser  Rechtsverhältnisse  erweist 

Richten  wir  zuerst  unsern  Blick  auf  die  nördlichen  Gouvernements. 
In  fast  undurchdringlichen  Wäldern  und  unwegsamen  Sümpfen  finden 
wir  Culturoasen  in  der  freien  Wildniss,  wo  der  Bär  herrscht,  in  den 
Lüften  Vögel  aller  Art  in  reicher  Fülle  ihr  freies  Leben  kaum  gestört 
führen,  in  den  grossen  und  zahlreichen  Flüssen  mit  ihren  Neben-  und 
Zuflüssen  Fische,  verschiedenartig  und  in  fast  unglaublicher  Masse,  munter 
ihr  Wesen  treiben.  Jene  Culturoasen  sind  dünn  zerstreute  menschliche 
Niederlassungen:  kleine  Dörfer  von  einigen  Höfen,  ja  selbst  einzelne 
Ansiedelungen;  hier  und  da  nur  vereinzelte  Wirtschaftsgebäude,  die 
nur  in  gewissen  Zeiten  des  Jahres  von  eines  Menschen  Fuss  betreten 
werden,  und  endlich  verfallene,  verlassene  Wohnstellen1). 

♦Die  Art  der  Colonisation,  wie  auch  die  Natur  des  Landes  rief  diese 
Art  der  Besiedelung  hervor.  Die  grossartige  Colonisation  des  nörd- 
lichen Russlands  ist  erst  durch  Auswanderung  einzelner  Familien  oder 
geringer  Gruppen  Familien  aus  den  altbesiedelten  Theilen  Russlands  er- 
folgt. In  den  letzten  Jahrhunderten  waren  es  zahlreiche  Flüchtlinge, 
die  der  Leibeigenschaft,  dem  übergrossen  Druck  der  Steuern,  den  Ver- 
folgungen der  Kirche  sich  entzogen  und  die  sich  die  verstecktesten 
Schlupfwinkel  zur  Ansiedelung  aussuchten.  Auch  die  Natur  des  Landes 
verlangte  die  Ansiedelung  in  kleinen  Dörfern.  Inmitten  der  grossen 
Wälder  und  Sümpfe  finden  sich  nur  zerstreut  Grundstücke,  die  bei  pri- 
mitiver Bestellung  sich  zu  Acker-  und  Wiesenland  eignen.  Dabei  lässt 
es  sich  verfolgen,  dass,  soweit  nicht  besondere  Umstände  es  anders  be- 
dingten, die  Colonisation  längs  den  Flüssen  sich  vollzog.  Und  zwar  aus 
naheliegenden  Gründen:  einerseits  boten  die  Flüsse  durch  ihren  Fisch- 
reichthum  ein  wichtiges  Nahrungsmittel,  sodann  waren  sie  ein  geeignetes, 
zuerst  das  einzige  Verkehrsmittel  durch  die  Wildniss  und  von  den  Flüssen 


*)  Literaturangabe  siehe  I.  Theil  dieses  Werkes  pag.  73  etc.,  neuere  Schriften 
werden  veiter  unten  angegeben. 
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aus  drangen  die  Colonisten  in  das  Innere  des  Landes.  Auch  die  üb- 
liche wilde  Brennwirthschaft,  die  früher  vorherrschte  und  jetzt  noch 
weit  verbreitet  ist,  verlangte  eine  zerstreute  Ansässigmachung  und  rief 
hier  und  da  ein  Wechseln  der  Wohnsitze  hervor. 

So  bestehen  in  dem  nördlichen  Landstrich  seit  Alters  die  Markge- 
meinden aus  einer  grösseren  oder  kleineren  Anzahl  von  kleinen  Dörfern 
and  vereinzelten  Ansiedelungen,  aus  denen  im  Laufe  der  Zeiten  bei  günsti- 
gen Umständen  (d.  i.  wenn  der  Boden  geeignetes  Acker-  und  Wiesen- 
land zeigt,  in  der  Nähe  eines  Flusses  belegen  ist  etc.)  kleine  Dörfer 
entstehen.  Findet  nämlich  ein  rüstiges  Ehepaar  in  der  Nähe  des  Dorfes 
kein  geeignetes  Land,  so  zieht  es  in  den  Wald,  brennt  ein  Stück  des- 
selben nieder  und  siedelt  sich  auf  diesem  Lande  an,  das  in  den  ersten 
Jahren  ausserordentlich  hohe  Erträge  liefert.  Je  nach  Umständen  siedeln 
sich  andere  Familien  in  der  Nähe  an,  was  für  die  erste  Familie  den 
Torfheil  grösseren  Beisammenlebens  in  der  Wildniss  bringt,  und  so  ent- 
steht nun  ein  neues  Dorf.1) 

Wie  wenig  volkreich  die  Dörfer  in  den  nördlichen  Gouvernements 
sind,  möge  der  Leser  aus  folgenden  Daten  ersehen.    Im  Kreise  Ssol- 
wytschegodsk  (Gouv.  Wologda)*)  zählte  man 
im  Jahre  1875:  nur  10  Dörfer  mit  100—136  männlichen  Seelen, 

126      „         „      50—90 
1500      „        „  weniger  als  50   „ 
darunter  ca.  500  Dörfer  mit  1—10  männlichen  Seelen. 

Im  Kr.  Olonez  (im  gleichnamigen  Gouvernement)  befinden  sich  ca. 
600  zumeist  ganz  kleine  Ansiedelungen,  die  30  Markgemeinden  bilden, 
wie  im  ganzen  Gouvernement  die  Dörfer  vornehmlich  aus  einigen  wenigen 
Höfen  bestehen. 

Auch  tragen  solche  kleine  Dörfer  und  Einzelansiedelungen  häufig 
keinen  besonderen  Namen,  sondern  nur  den  Gattungsnamen:  Ansiedelung 
inoTOHoitfb,  BHCTaBKa,  safimme  etc.)  mit  einer  Nebenbezeichnung  zur  Unter- 
scheidung von  anderen:  entweder  den  Namen  des  ersten  Ansiedlers  oder 

')  n.  CosoiOBCsift:  Oiepxi  Rcropin  cencsoft  oömraii  Ha  ctaepft  Poetin,  1877, 
P*g- 158  etc.  Derselbe:  dKOHomraecsift  6wn  sexiexiAnecsaro  HacexenLi  Poetin  h 
toioHiraaijui  Dro-BOCTO?HHxi  crenefl  npex*  spenocTHiDfi  npaBOMi,  1878,  pag.  1S6  etc. 
0.  niepfoHa:  CaiiBHieroTCKaa  seMejoHaji  otiioRna  in  den  Oiei.  3airacKH  1889  Bd.  V 
uui  Bd.  VIII.  Derselbe:  Pyccsaji  3eMenBaa  oömraa  in  der  PyccKax  MacA  1880 
Bd-  V>  pag.  1—32,  Bd.  VI,  pag.  72—122,  und  (aber  den  Gemeindebesitz  im  Süden) 
Bttd  VIII,  pag.  1,— 36.  Jlmt:  GencsBü  oÖmraa  b*  OiOHemoft  ry6epain  den  Oren. 
**• 1874,  Bd.  II,  pag.  218—289.  Jaionr*  BjarfHHHA  Bannen  bi  OiOHensofi  ry6epHÜi 
*  den  Oie*.  San.  1878,  Bd.  Xu,  pag.  486—524.  B.  B.  (anonym)  Ovepxn  otimniiHaro 
seueuaiftHu  in  den  Ore*.  3an.,  Oiepxi  BTopoft:  CBBepnaji  oömraa  h  ea  HcropU, 
^Bandm,  pag.  88-111. 

*)  mep6Bßa:  Cojbbhi.  sex.    06m..  1.  c.  Bd.  VII,  pag.  69. 
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nach  der  Lage  der  Ansiedelung:  am  Berge,  obere  oder  niedere,  neue 
Ansiedelung,  „andere",  „zweite"  Ansiedelung  etc. 

Bis  zu  40  und  mehr  solcher  Dörfer  bilden  eine  Markgemeinde, 
häufig  fällt  sie  mit  der  Wolost,  Trümmer  der  alten  grossen  Wolost  oder 
Pogost,  der  ursprünglichen  grossen  Markgenossenschaft,  zusammen. 
Das  Hauptdorf,  nach  welchem  die  Markgemeinde  den  Namen  tragt,  ist 
zumeist  die  Muttercolonie,  aus  welcher  die  überschüssige  Bevölkerung 
aussiedelte  und  neue  Ansiedelungen,  Töchtercolonien,  gründete.» 

Die  eigentümlichen  grundbesitzrechtlichen  Verhältnisse  in  diesem 
nördlichen  Landstriche  sind  nun  folgende:  Die  Markgemeinde,  d.  h.  die 
Gesammtheit  der  eine  Markgemeinde  bildenden  Dörfer  und  Einzelan- 
siedelungen, hat  das  Verfügungsrecht  über  das  gesammte  Gemeindeland, 
wenn  auch  zum  Theil  ein  nicht  so  ausgedehntes  Recht,  wie  in  den  innern 
Gouvernements.  Das  Recht  der  Gemeinde  ist  verschieden,  je  nach  dem 
Character  des  Landes.  Die  verschiedenen  Arten  der  Besitzrechte  der 
Genossen  wie  der  Rechte  der  Gemeinde  lassen  sich  in  folgende  Gruppen 
oder  Landkategorien  scheiden.1) 

Die  erste  dieser  Kategorien  ist  das  vollständig  freie  Land,  das  noch 
von  Niemandem  genutzt  wird,  „Gottesland",  wie  es  die  Bauern  nennen. 
In  Betreff  dieses  Landes  herrscht  das  ursprünglich  freie  Occupations- 
recht,  und  wer  solch'  freies  Land  occupirt,  wird  von  der  Gemeinde  in 
seinem  Besitze  geschützt 

Die  zweite  Kategorie  ist  das  Gemeindeland  im  engeren  Sinn,  d.  h. 
das  Land,  das  von  der  Gemeinde  oder  einzelnen  Dörfern  gemeinsam 
genutzt  wird:  Weide,  Wald,  auch  Fischfang,  Jagdrecht  etc. 

Die  dritte  Kategorie  bildet  neugeurbartes  Land,  das  durch  Occu- 
pation  nnd  Bestellung  freien  „Gotteslandes1'  gewonnen  wird,  der  Besitzer 
solchen  Landes  hat  das  unverkürzbare  Recht,  dieses  Land  eine  gewisse 
Reihe  von  Jahren  frei  zu  nutzen,  zumeist  hat  er  für  solches  Land  keiner- 
lei Abgaben  etc.  zu  zahlen. 

Die  vierte  Kategorie  bildet  das  alte  Acker-  und  Wiesenland,  der 
eigentliche  sogen,  bäuerliche  Landantheil;  dieses  Land  unterliegt  hier 
und  da  bereits  Umtheilungen;  nach  der  Grösse  dieses  Landantheils  werden 
die  Steuern  etc.  vertheilt. 

Schliesslich  ist  als  fünfte  Kategorie  das  Land  im  bleibenden  persön- 
lichen Besitz  aufzuführen. 


*)  mepÖHHa:  Pyccsaji  3enejiHSui  oömiraa,  L  c.  BdL  VI,  pag.  90  etc,,  Ocrpoy- 
mobv.  HaäiDAenui  Hax*  noseMeuHtniH  oTHomeHunra  specTurai  bi  riKOTOpHx*  ceie- 
niflxt  ycTDXKaro  h  Toiecsaro  yB3*0B*  Boioroxcsoft  rytiepeiH  in  der  Zeitung  Mona 
1876,  No.  31. 
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Diese  fünf  Arten  des  Grundebesitzes  finden  sich  jedoch  nicht  mehr 
in  allen  Gemeinden.  Je  nach  dem  Vorhandensein  und  der  verhältniss- 
mässigen  Bedeutung  dieser  Arten  zeigt  sich  uns  die  ursprüngliche  oder 
die  vorgeschrittene  Entwickelungsphasis  in  den  betreffenden  Gemeinden. 
Hier  und  da  hat  sich  noch  die  ursprüngliche  Grundbesitzform  bis  auf 
heute  erhalten,  und  wir  finden  heute  noch  eine  vollständige  Stufenleiter 
der  gesammten  Entwickelung  des  Grundbesitzes. 

Die  beiden  primären  Grundbesitzformen,  wie  sie  sich  bei  der  ersten 
Colonisation  des  Landstrichs  überall  zeigen,  finden  wir  auch  hier.  Die 
eine  ist  die,  dass  die  Familie,  die  ein  Stück  freien  Landes  in  Cultur  zog, 
dasselbe  im  bleibenden  Besitz  behielt.  Wo  jedoch  —  und  das  ist  die 
andere  primäre  Grundbesitzform  —  mehrere  Familien  gemeinsam  Wald 
rodeten  und  überhaupt  das  Land  nutzbar  (als  Wiesen  etc.)  und  urbar 
machten,  dort  treten  zumeist  sogleich  gewisse  Beschränkungen  im  Besitz, 
tind  Nutzungsrecht  des  Einzelnen  zu  Gunsten  der  Genössen,  der  Gesammt- 
heit,  der  Markgemeinde  ein. 

So  finden  sich  noch  heute  in  den  nördlichen  Gouvernements  das 
genutzte  Land  im  bleibenden  Besitz  der  Höfe,  auch  wo  sich  der  Ueber- 
gang  yon  der  wilden  Brennwirthschaft  zu  einer  sorgfältigeren  Bestellung 
des  Bodens  (zuerst  des  dem  Hof  zunächst  belegenen  Landes),  zur  Drei- 
felderwirthschaft  vollzogen  hat  Auch  Haxthausen  fiel  es  auf,  dass  im 
Gouv.  Wologda  in  kleinen  Dörfern  die  Aecker  im  bleibenden  Besitz  der 
einzelnen  Höfe  sich  befinden  und  durch  einen  Basenstreifen  von  einander 
geschieden  sind.  Solch'  einen  festen,  bleibenden  Besitz  des  geurbarten 
Landes  finden  wir  auch  in  den  Gouv.  Olonez,  Archangelsk. 

Nur  wenn  ein  Bauer  freiwillig  sein  Land  aufgab  —  um  etwa  wo 
anders  sich  anzusiedeln  —  kann  ein  Anderer  dasselbe  besetzen.  Der 
grosse  Landreichthum  und  das  Zusammenleben  in  kleinen  Dörfern  ge- 
statten eine  solche  bleibende  Nutzung  des  Gemeindelandes,  da  sie  die 
Interessen  der  Gesammtheit  nicht  verletzt.  So  wie  jedoch  die  Bevölke- 
rung wächst,  im  nahen  Umkreise  der  Dörfer  sich  nicht  mehr  hinreichend 
baufahiges  Land  vorfindet,  dort  treten  zumeist  Beschränkungen  in  dem  Be- 
sitz des  Landes  ein,  und  zwar  zuerst  in  der  Weise,  dass  die  Dauer  des 
Besitzes  und  der  Nutzung  des  neugeurbarten  Landes  auf  eine  bestimmte 
Zeit  beschränkt  wird;  nach  Ablauf  dieser  Zeit  fällt  das. Land  an  die 
Gemeinde,  die  dasselbe  unter  alle  Genossen  eines  Dorfes  oder  mehrerer 
Dörfer  vertheilt  Das  diesem  Vorgehen  zu  Grunde  liegende  Princip  ist, 
dass  die  vieljährige  Nutzung  des  Landes  dem  Bauer  die  Kosten  der  Ur- 
barmachung wiederzuerstatten  hat.  Denn  nicht  das  Land  gehört  dem 
Einzelnen,  sondern  nur  die  auf  dasselbe  verwandte  Arbeit.  Hat  das 
Land  durch  seine  Erträge  die  Kosten  der  Urbarmachung  und  der  jähr- 
liehen Bestellung  gedeckt,  so  fällt  das  Land  an  die  Gemeinde  zurück. 
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Charakteristisch  ist  auch  die  Normirung  der  Zeitdauer.  Soweit 
noch  verhältnissmässig  genügend  geeignetes  Land  vorhanden  ist,  er- 
streckt sich  die  Zeit  der  bleibenden  Nutzung  des  geurbarten  und  nutz- 
bar gemachten  Landes  (Ackerland,  gereinigte  Wiesen)  auf  eine  lange 
Seihe  von  Jahren,  und  sie  wird  kürzer,  je  grösser  das  Bedürfniss  nach 
Land  ist  So  finden  wir  in  dünnbevölkerten  Landstrichen  diese  Zeit  auf 
40  Jahre  oder  auch  auf  die  Zeit  von  einer  Seelenrevision  bis  zur  fol- 
genden festgesetzt.  Wo  die  Bevölkerung  dichter  bei  einander  sitzt,  ist 
in  neuerer  Zeit  die  Dauer  des  freien  Besitzes  auf  20  Jahre  beschränkt, 
ja  selbst  auf  12  oder  gar  10  Jahre.1)  Findet  nun  der  Bauer  in  dieser 
verhältnissmässig  kurzen  Zeit  volle  Entschädigung  für  die  aufgewandte 
Arbeit?  Nach  der  Anschauung  der  Bauern,  gewiss.  Einerseits  mögen 
solche  kurze  Termine  statuirt  wereen,  wo  die  Mühe  der  Urbarmachung 
keine  sehr  grosse  ist.  Andererseits  ist  der  Werth  des  Landes,  resp.  der 
Geldertrag  der  Ernte,  bei  dichterer  Bevölkerung  und  grösserer  Nach- 
frage nach  Bodenproducten  ein  grösserer,  es  tritt  also  die  Entschädigung 
nach  einer  kürzeren  Reihe  von  Jahren  ein,  als  in  entlegeneren  Land- 
strichen mit  dünner  Bevölkerung,  geringerer  Entwickelung  des  wirthschaft- 
lichen  Lebens  und  schwächerem  Absatz  der  Producte.  Und  endlich,  es 
hat  der  Bauer  für  solch'  neugerodetes  und  geurbartes  Land  keine  Steuern 
und  Abgaben  zu  entrichten,  was  jetzt  bei  der  enormen  Steigerung  der 
bäuerlichen  Steuern  und  Leistungen  in  neuerer  Zeit  eine  grosse  pecuniäre 
Bedeutung  hat  und  auch  die  nur  kurz  terminirte  freie  Nutzung  neu- 
cultivirten  Landes  im  Vergleich  mit  dem  schwer  belasteten,  altcultivirten 
Lande  sich  als  lohnend  erweist.9) 

Wie  wir  wiederholt  dargelegt  haben,  ist  die  Kopfsteuer  (seit  Peter 
dem  Grossen)  ein  wesentlicher  Factor  zur  Ausbildung  der  Umtheilungen 
gewesen.  Soll  —  an  der  Stelle  der  altrussischen  Grundsteuer  —  die  Kopf- 
steuer Alle  gleich  treffen,  so  muss  auch  ein  Jeder  den  gleichen  Land- 
antheil  haben. 

Mit  dem  Beginn  der  Umtheilungen  des  genutzten  Landes,  zuerst 
des  dem  Dorf  zunächst  belegenen  und  sodann  auch  des  entfernter  be- 
legenen, tritt  die  Markgemeinde  in  die  Entwickelungsphasis,  wie  sie  in 
dem  übrigen  Bussland  mit  dichter  Bevölkerung  besteht,  wobei  jedoch 
die  in  kleinen  Dörfern  zerstreut  lebende  Markgenossenschaft  auch  jetzt 


')  Ausser  den  angegebenen  Schriften  siehe  noch  Protokoll  vom  27.  Not.  1880, 
No.  4,  5,  7,  9,  CencsaA  nos.  o6m.  bi  ApsaHrou.  ryöep.  pag.  4,  18,  19,  20,  24,  26. 
31,  32.    Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  889—890. 

*)  üeber  die  Schwierigkeiten  dieser  Cultnrarbeiten  siehe  n.  A.  PoMueBCsift  in 
der  Zeitschrift  JßypHaii  ceiLCKaro  xo3aficTBH  h  iftcoBOftCTBa  1878,  Heft  No,  4  — 
No.  8;  insbesondere  No.  5,  sodann  im  Prawitelstwenny  Westnik  1882,  T^o.  225,  228: 
IToaciiHoe  X03AÜCTB0  Ha  cfeßepi  Poetin. 
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noch  gewisse  Besonderheiten  beibehält,  die  diesen  Gemeindebesitz  in 
manchen  Beziehungen  wesentlich  vor  dem  sonst  üblichen  Gemeindebesitz 
unterscheidet 

Vor  dem  Eingehen  auf  diese  Besonderheiten,  fahren  wir  zur  Illustra- 
tion des  Gesagten  über  die  Entwickelungsstufen  des  Gemeindebesitzes  einige 
Beispiele  an:   Die  Wolost  Gorodischtsche  (Gouv.  Wologda,  Kr.  Ustjug)1), 
aus  vielen  Dörfern  mit  2000  Seelen  bestehend,  ist  aus  mehreren  Mark- 
gemeinden gebildet  und  umfasst  etwa  900  D  Werst.  Das  freie  Gottesland 
kann  Jeder  occupiren  und  es  gilt  als  sein  unantastbarer  Besitz,  wenn  er 
es  mit  einem  besonderen  Abzeichen  (Jarlük)  versehen  hat.   Die  den  Dör- 
fern zunächst  belegenen  Felder,  die  inDreifelderwirthschaft  stehen,  unter- 
liegen der  Umtheilung  von  Revision  zu  Revision.    Die  entfernter  be- 
legenen Ackerstücke  befinden  sich  im  persönlichen  Besitze;  sie  werden 
zumeist  jedoch  nur  zeitweilig  genutzt  in  der  alten  Brennwirthschaft 
Nachdem  der  gerodete  Boden  einige  Jahre  gute  Ernten  getragen  hat, 
ist  er  erschöpft    Da  der  Viehstand  der  Bauern  zumeist  ein  so  ge- 
ringer ist,  dass  er  mit  dem  gewonnenen  Dünger  nicht  mehr  als  das 
nahe  belegene  Ackerland  bedüngen  kann,  so  wird  jenes  Ackerland  liegen 
gelassen  und  bewaldet  sich  bald,  der  Bauer  sucht  sich  aber  ein  anderes 
geeignetes  Landstück  aus,  um  nach  längeren  Jahren  wieder  zu  jenem 
Ackerstück,  das  sich  inzwischen  erholt  hat1,  zurückzukehren  und  mit 
weniger  Mühen,  als  das  erste  Mal,  wieder  in  Cultur  zu  nehmen.    Ein 
Anderer  darf  in  der  Zwischenzeit  dieses  Land  nicht  besetzen,  da  es  im 
Besitz  des  ersten  Bauern  steht:  die  schwere  Arbeit  der  ersten  Cultivi- 
rung  hat  sich  in  den  4—6  Jahren,  in  denen  der  Boden  bestellt  war, 
noch  nicht  bezahlt  gemacht.    Ist  die  Gemeinde,  resp.  das  Dorf  der 
Meinung,  dass  ein  Landstück  dem  Bauer  die  Mühen  wiedererstattet  hat 
und  wünscht  es  (bei  Zunahme  der  Bevölkerung)  das  Ackerland  mit  Drei- 
felderwirthschaft  zu  erweitern,  so  hat   es  das  Recht,  ihm  das  Land 
ohne  weitere  Entschädigung  abzunehmen;  selbstverständlich  erhält  er 
aber  bei  der  Umtheilung  seinen  entsprechenden  Antheil.    Auch  kommt 
es  vor,  dass  ein  Bauer,  der  hinreichend  Vieh  hat  und  ein  fruchtbares 
Landstück  geurbart  hat,  auf  dasselbe  aussiedelt  und  hier  eine  grössere 
Wirthschaft  einrichtet,  als  es  ihm  der  geringe  Landantheil  im  Dorf  ge- 
stattet —  Auch  die  an  Flüssen  und  in  der  Nähe  der  Dörfer  belegenen 
Wiesen  unterliegen  der  Umtheilung.    Hier  wie  auch  sonst  zumeist  im 
Norden  ist  ein  Mangel  an  guten  Wiesen  und  daher  das  Bestreben,  mehr 
Wiesen  zu  erlangen,   ein  sehr   energisches.    Aber  nichtsdestoweniger 
tastet  die  Gemeinde  nicht  eher  das  Besitzrecht  eines  Bauern  auf  das 
von  ihm  gereinigte  etc.  Wiesenland  an,  als  bis  er  für  diese  seine  Arbeit 


')  OcTpoyHOBi:  Hatfuwma  etc.  in  der  Zeitung  Mojisa  1876,  No.  81. 
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durch  die  Erträge  entschädigt  ist    Zur  freien  Weide  liegt  das  unbe- 
stellte Land  offen. 

Die  aus  22  Dörfern  bestehende  Markgemeinde  Jukabskoje  (Gonv. 
Olonez,  Er.  Lodeinoje  Pole)  theilt  desgleichen  bei  jeder  Revision  das 
Ackerland,  das  in  Dreifelderwirthschaft  bestellt  wird,  und  zwar  wenn 
auch  auf  Beschluss  der  ganzen  Markgemeinde,  so  doch  nur  unter  die 
Bewohner  jeden  Dorfes,  d.  h.  die  Bewohner  eines  jeden  Dorfes  theilen 
unter  einander  das  im  nächsten  Umkreise  ihrer  Ansiedelung  vorhandene 
Ackerland.  Ebenso  werden  die  Wiesen  ge theilt,  jedoch  werden  die 
Wiesen,  die  ein  Bauer  mit  eigener  Kraft  gereinigt  hat,  ihm  nicht  ent- 
zogen und  zur  Umtheilung  gebracht,  als  bis  er  auf  seine  Kosten  ge- 
kommen ist  Zumeist  gilt  als  solche  Zeit  40  Jahre,  dazwischen  auch 
eine  kürzere  Zeit,  oder  eine  längere,  auch  bis  zur  nächsten  Revision. 
Freies  Land  kann  auch  hier  ein  Jeder  occupiren  und  cultiviren.  Alle 
öffentlich-rechtlichen  Zahlungen  werden  pro  Arbeiter  vertheilt,  ohne  dass 
irgend  welche  Rücksicht  auf  die  Grösse  oder  Güte  des  genutzten  Landes 
genommen  wird. 

Dieselben  Besitzrechte  finden  wir  im  Kr.  Solwitschegodsk  (Gouv. 
Wologda).  Die  zunächst  dem  Dorfe  befindlichen  Aecker  unterliegen  der 
Umtheilung.  Das  mit  eigener  Kraft  gerodete  Land  verblieb  dem  Co- 
lonisator  früher  35—40  Jahre,  jetzt  aber  nur  20  Jahre,  manchmal  nur 
12— 20  Jahre.  Dieses  Land  unterliegt  nicht  der  Besteuerung.  Auch  hier 
findet  man  inmitten  des  Waldes  häufig  ein  einsames  Häuschen,  Viehställe, 
den  Dachstuhl  als  Wohnung  genutzt  Es  ist  der  Keim  zu  einer  neuen 
Ansiedelung,  zu  einem  neuen  Dorf.  Für's  Erste  hat  der  Bauer  seinen 
Wohnsitz  im  Dorf  noch  nicht  aufgegeben.  Das  gerodete  Land  erscheint 
ihm  von  solcher  Güte,  dass  er  es  für  werth  hält,  sein  Vieh  auf  dem- 
selben unterzubringen,  um  den  Boden  zu  düngen.  Werden  seine  Er- 
wartungen gerechtfertigt,  so  siedelt  er  ganz  dahin  aus,  wo  er  jetzt  nur 
während  der  erforderlichen  Arbeitszeit  wohnt. 

Was  den  markgenossenschaftlichen  Verband  anbetrifft,  so  finden 
wir  im  Norden  Russlands  heute  eine  grosse  Buntscheckigkeit,  während 
er  noch  im  16.  Jahrhundert  eine  grosse  Gleichartigkeit,  als  Resultat 
der  Gleichartigkeit  der  natürlichen  und  historischen  Voraussetzungen, 
zeigte.  Im  Laufe  der  Jahrhunderte  vollzogen  jedoch  der  historische 
Process  des  staatlichen  und  nationalen  Lebens,  wie  die  Entwickelung 
des  öconomischen  Lebens  und  seiner  natürlichen  Bedingungen  eine  be- 
deutungsvolle Umwälzung,  als  deren  Resultat  sich  die  heutige  Verschie- 
denartigkeit der  markgenossenschaftlichen  Gestaltungen  erweist 

Nachdem  die  alte  grosse  Markgenossenschaft,  die  Wolost,  Pogost 
oder  Guba  (im  Pleskau'schen  Gebiet)  ihre  freie  Selbstverwaltung  zu 
Gunsten  des  Moskau'schen  Staates  eingebüsst  hatte,  verfiel  sie  im  Laufe 
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der  Jahrhunderte  und  es  bildeten  sich  kleinere  Markgenossenschaften. 
In  neuerer  Zeit  hat  die  Generalvermessung  des  Reiches  und  in  den 
sechziger  Jahren  die  Regulirung  des  Grundbesitzes  der  Gemeinden  (Auf- 
stellung der  Grundbücher)  den  Verfall  der  alten  Markgenossenschaft  be- 
schleunigt und  häufig  auch  vollendet;  indem  das  Land  vielfach  den  einzelnen 
Gemeinden  zugetheilt  wurde.  Doch  haben  sich  noch  Trümmer  der  alten 
Markgenossenschaft  erhalten:  noch  heute  finden  sich,  wie  wir  oben  ge- 
sehen, grosse  Wolosten,  die  die  Verfügung  über  das  ganze  Land  haben. 
Folgende  Arten  markgenossenschaftlicher  Verbände  lassen  sich  heute 
aufzählen: 

1)  Der  Verband  der  Wolost.  Eine  Gruppe  dieser  den  Stürmen 
der  Zeit  trotzbietenden  Verbände  hat  sich  noch  das  volle  Verfügungs- 
recht über  die  gesammte  Mark  zu  erhalten  gewusst  und  wo  Umthei- 
lungen  eines  Theiles  der  Mark  (des  Acker-  und  Wiesenlandes)  üblich 
sind,  trifft  der  gesammte  Verband  die  betreffende  Verfügung,  wenn  auch, 
wie  es  die  natürlichen  Bedingungen  erfordern,  das  in  der  Nähe  der 
einzelnen  Dörfer  belegene  Land  stets  den  betreffenden  Dorfgenossen 
zufällt  In  einer  zweiten  Gruppe  dieser  Verbände  hat  sich  ihrer  Rechts- 
sphäre nur  das  ungetheilte  und  zum  Theil  freigenutzte  Land,  wie 
Wald,  Sümpfe,  Fische,  Jagd-  und  Fischereirecht  erhalten,  während 
das  übrige,  durch  Anwendung  von  Arbeit  etc.  genutzte  Land  ihrer 
Rechtssphäre  entzogen  und  den  der  Gemeinde  und  selbst  einzelnen 
Dörfern  zugefallen  ist 

2)  Der  Verband  der  Gemeinden,  Theile  der  zerfallenen  Wolost,  die, 
eine  politische  und  markgenossenschaftliche  Gemeinde  bildend,  aus  einer 
grösseren  oder  geringeren  Zahl  von  Dörfern  bestehen.  Auch  hier  finden 
wir  jene  zwei  Gruppen:  entweder  hat  die  Gemeinde  die  volle  Verfügung 
über  die  ganze  Mark,  oder  nur  über  das  ungetheilte  Land  (Wald,  Sümpfe, 
Weide  etc.  etc.),  oder  endlich  nur  über  einen  Theil  des  ungeteilten 
Landes  (also  etwa  nur  des  Waldes  etc.). 

3)  Der  Verband  eines  Dorfes:  hier  ist  das  einzelne  Dorf  die  Mark- 
genossenschaft, wie  es  im  übrigen  Russland  vorherrschend  der  Fall  ist. 

Je  mehr  wir  von  Norden  nach  Süden  vorschreiten,  finden  wir  jene 
Abstufungen  in  der  angegebenen  Reihenfolge,  wenn  wir  auch  hier  und 
da  in  centralen  Gouvernements  die  alten  markgenossenschaftlichen  Ver- 
bände —  Ueberreste  der  alten  Zeit  —  heute  noch  finden,  wie  wir  oben 
gesehen  haben. 

Jener  Verfall  der  alten  und  die  Neubildung  kleiner  markgenossen- 
schaftlicher Verbände  vollzieht  sich  auch  jetzt  noch  vor  unseren  Augen 
hier  im  Norden,  wie  auch  in  den  centralen  Gouvernements.  Diese  Er- 
scheinung haben  wir  bereits  beleuchtet 
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§  60. 

Soweit  die  Umtheilungen  des  Gemeindelandes  im  Norden  den- 
jenigen im  übrigen  Gebiet  des  Gemeindebesitzes  gleich  oder  ähnlich 
sind;  haben  wir  sie  in  den  bezüglichen  Kapiteln  behandelt.  Jetzt  liegt 
es  uns  ob7  auf  die  hier  hervortretenden  Besonderheiten  einzugehen. 

Vor  Allem  tritt  uns  die  Seltenheit  der  Vornahme  von  Umtheilungen 
entgegen.  Von  den  in  den  Protocollen  der  Sitzungen  des  statistischen 
Komit^s  in  Archangelsk  behandelten  60  Gemeinden  dieses  Gouverne- 
ments hat  nur  eine  ganz  geringe  Zahl  nach  der  letzten  Revision  (1858) 
eine  neue  allgemeine  Umtheilung  (pro  vorhandene  Seele)  vorgenommen 
und  zwar  gegen  Ende  der  siebziger  Jahre,  fast  nach  Verlauf  von 
20  Jahren  nach  der  letzten  Umtheilung.  Ja  es  sind  Gemeinden;  die 
auch  bei  der  letzten  Revision  nicht  die  ganze  Procedur  einer  allge- 
meinen Umtheilung  durchgeführt;  sondern  sich  mit  Ab-  und  Zuteilungen 
von  Landstreifen  beholfen  haben.1)  Die  für  die  anderen  Gouvernements 
des  Nordens  vorliegenden,  freilich  nur  spärlichen,  Daten  ergeben  das- 
selbe Resultat.  Neuverloosungen  sind  im  Allgemeinen  hier  auch  nicht 
üblich,  sie  werden  nur  theilweise,  d.  h.  in  Betreff  einiger  Ackerstücke 
in  ganz  besonders  dringenden  Fällen  vorgenommen;  z.  B.  wenn  die  Acker- 
krume durch  Ueberschwemmung  abgetragen  oder  Sand  aufgeschwemmt 
ist2)  Partielle  Umtheilungen  treten  auch  selten  ein;  auch  wo  der  Ertrag 
des  Bodens  die  Zahlungen  nicht  deckt;  werden  sie  vielfach  nur  in  den 
äussersten  Fällen  vorgenommen  (d.  h.  dort,  wo  kein  günstiger  Neben- 
erwerb in  den  Wäldern  etc.  vorhanden  ist). 

Diese  im  Allgemeinen  sich  zeigende  geringe  Neigung;  Umtheilungen 
vorzunehmen,  mag  mit  dem  Umstand  in  Zusammenhang  gebracht  werden 
können,  dass  sie  in  alten  Zeiten  überhaupt  nicht  vorgenommen  wurden 
und  sich  erst  allmälich  in  neuerer  Zeit  einbürgern.  Es  liegt  freilich 
auch  heute  hier  weniger  Veranlassung  dazu  vor  als  im  übrigen  Russ- 
land. Einerseits  haben  wir  es  hier  zumeist  mit  ganz  kleinen  Dörfern 
-zu  thun,  Wechsel  im  Familienbestande  und  in  der  öconomischen  Kraft 
tritt  also,  seltener  ein  und  wenn  ein  solcher  Fall  eintritt,  kann  man 
sich  mit  Ab-  und  Aufwälzen  leichter  behelfen,  als  in  den  grösseren 
Dörfern  der  südlicher  belegenen  Gouvernements.  Andererseits  besteht 
das  Ackerland  hier  aus  kleinen,  zerstreut  belegenen  Parcellen,  was  aus 
der  Natur  des  Landes  sich  ergiebt.  Nur  auf  höher  belegenen,  über  den 
Sümpfen  sich  erhebenden  Landstücken,  die  früher  vom  Schnee  verlassen 
werden,  kann  das  Getreide  zum  Reifen  gelangen,  und  je  höher  nach 


*)  Protocoll  vom  27.  Nov.  1880,  Nr.  6,  7.    „CwcKaa  n03eiceJLHaa  oömraa  bi 
ApxaH.  ry6.",  pag.  18. 

8)  Ceii.  no3.  o6m.  bi  Apx.  ry<5.,  pag.  3. 
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Norden,  um  so  wichtiger  ist  die  Neigung  der  Grundstücke  nach  Süden;, 
auf  den  Abhängen  nach  Norden  kann  nichts  mehr  gebaut  werden. 
Daher  finden  wir  hier  nur  kleine  Parcellen  —  vielfach  von  so  geringer  Aus- 
dehnung, dass  nicht  jede  selbst  unter  die  geringe  Zahl  der  Höfe  des  Dorfes 
vertheilt  werden  kann.  Es  werden  daher  zumeist  mehrere  Parcellen  zu 
einem  Gewanne  vereinigt  Es  können  also  hier  partielle  Umtheilungen 
kaum  oder  nur  im  geringsten  Mass  eine  Gemenglage  der  Grundstücke 
hervorrufen.  So  haben  z.  B.  in  der  Gemeinde  Schelaschskoje  (Kr. 
Schenkursk,  Gouv.  Archangelsk)1)  seit  1864  überhaupt  circa  40  Fälle 
von  Ab-  und  Aufwälzungen  stattgefunden,  ohne  dass  jener  Missstand 
gefühlt  wird. 

Was  die  Bildung  der  Gewanne  anbetrifft,  so  haben  wir  vor  Allem 
die  durch  die  Natur  des  Landes  bedingte  Besonderheit  hervorzuheben, 
dass  ausser  den  allgemeinen  hierbei  zur  Geltung  kommenden  Grund- 
sätzen hier  die  Lage 'der  Grundstücke  nach  Süden  (der  wärmenden  Sonne 
zugekehrt)  ein  sehr  wichtiges  Moment  bildet  Die  sog.  Dessätinenver- 
theilung  kann  selbstverständlich  hier  nicht  in  Betracht  kommen,  sondern 
nur  die  strenge  Gewannevertheilung.  Das  Zerstreutliegen  der  kleinen 
Ackerparcellen  führt  aber  vielfach  zu  Abweichungen  von  diesem  Ver- 
theilungssystem  und  man  nähert  sich  der  Schätzungsvertheilung,  ohne 
diese  jedoch  vollständig  durchzuführen;  d.  h.  die  kleinen  Ackerparcellen 
werden  gegen  einander  abgeschätzt  Sehr  verbreitet  ist  die  Einrichtung, 
dass  wer  in  dem  ersten,  besten  Gewanne  zu  kurz  kommt,  im  zweiten, 
weniger  guten  Gewanne  das  doppelte  oder  im  dritten  (letzten)  Gewanne 
das  dreifache  Stück  seines  Deficite  erhält.8) 

Leider  sind  die  Berichte  in  Betreff  dieser  Specialfragen  sehr  dürftig 
gehalten  und  es  bleiben  viele  Zweifel  bestehen,  wie  die  Gemeinde  hierbei 
verfährt  So  heisst  es  z.  B.  im  Bericht  über  die,  aus  zwei  kleinen 
Dörfern  bestehende,  Gemeinde  Kedwawomo  (Kr.  Mesen):  das  Ackerland 
werde  nach  seiner  Beschaffenheit  in  drei  Sorten  getheilt:  gutes,  mittleres 
und  schlechtes,  jeder  Seele  werde  in  „jedem  Felde"  (beiläufig  bemerkt, 
hier  besteht  nicht  die  strenge  Dreifelderwirtschaft)  ein  gleiches  Stück 
zugemessen.  Die  Felder  werden  voneinander  durch  Grenzstreifen  von 
Vi  Arschin  Breite  geschieden.  Das  gesammte  Ackerland  ist  in  73  Felder 
verschiedener  Grösse  getheilt  Sodann  wird  bemerkt,  dass  in  Praxi  nicht 
alle  Hauswirthe  gleichmässig,  was  die  Ausdehnung  und  was  die  Lage 
der  Ackerstücke  anbetrifft,  bedacht  sind,  und  Solches  wird  dem  Einfiuss 
der  „  Gemeindefresser u  zugeschrieben.  Darauf  wird  folgende  Tabelle 
geboten:  Bei  der  IX.  Revision  hatten  die  11  Höfe  dieser  Gemeinde 
nach  der  Seelenzahl  erhalten: 

»)  Protocoll  vom  27.  Nov.  1880,  Nr.  4. 
-)  1.  c,  Nr.  1. 
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Zahl  der  Seelen.  Zahl  der  „Felder".  Zahl  der  Landstreifen. 
7                              8  11 

7  7  15 
15  22  16 
15                            9                           22 

8  6  12 
3  4  7 
6                             3                            19 

20  5  26 

10  3  20 

14  2 

2 2 5 

11  Höfe         94  Seelen  73  Felder  164  Landstreifen. 

Bei  der  letzten  allgemeinen  Umtheilung  nach  der  X.  Revision 
erwies  sich  ein  Zuwachs  von  zwei  männlichen  Seelen,  die  mit  Land 
zu  dotiren  waren.  Zu  diesem  Zweck  musste  ein  entsprechendes  Land- 
abschneiden von  dem  Antheil  zweier  Familien  (??)  eintreten,  wobei  die 
anderen  9  Höfe  ihre  bisher  genutzten  Ackerstücke  ungeschmälert,  behielten. 
Jetzt  besteht  also,  fährt  der  Bericht  fort,  das  Ackerland,  das  früher 
aus  73  Feldern  bestand,  aus  77,  die  Zahl  der  Landstücke  (nosneS)  aber 
habe  sich  von  164  bis  auf  175  vergrössert.1) 

Aus  diesen  Angaben  mache  man  sich  einen  Vers!  Es  bleibt  unklar, 
was  der  Berichterstatter  unter  „Feld"  (nojie)  und  unter  „Landstreifen* 
(nojoca)  verstanden  hat  Die  ausserordentlich  grosse  Verschiedenheit 
der  Zahl  der  Landstreifen  in  der  ebenso  bedeutend  wechselnden  Zahl 
der  Felder  spricht  für  ein  ganz  eigentümliches  Verfahren  bei  der 
Theilung  des  Landes.  Dabei  bemerken  wir  noch,  dass  das  gesammte 
der  Umtheilung  unterliegende  Ackerland  die  geringe  Ausdehnung  von 
22  Dess.  und  780  D  Faden  umfasst;  das  kleinste  „Feld"  hat  eine  Länge  von 
18  Faden,  eine  Breite  von  lx/9  Faden  (=  26  D  Faden  und  2l/8  D  Arschin) 
das  grösste  150,  resp.  24  Faden  (=  1  Dess.  und  1224  D  Faden).  Die  klein- 
sten Felder  können,  um  bestellt  werden  zu  können,  überhaupt  nicht 
getheilt  werden.  Dass  Solches  nicht  geschieht,  ergiebt  sich  daraus,  dass, 
wie  aus  der  mitgetheilten  Tabelle  ersichtlich,  von  den  elf  Höfen  nur 
fünf  Höfe  mehr  oder  gerade  doppelt  so  viel  Landstreifen  besitzen  als 
Felder.  Das  Besitzthum  der  anderen  sechs  Höfe  besteht  aus  weniger 
Landstreifen,  d.  h.  einige  Landstreifen  umfassen  ganze  Felder.  Ja,  um 
das  gesammte  Vertheilungsverfahren  noch  unverständlicher  erscheinen 
zu  lassen,  besitzen  zwei  Höfe  mehr  Felder  als  Landstreifen  (und  zwar 
der  vierte  und  der  zehnte  Hof  in  der  Reihenfolge  der  Tabelle)!  Daraus 


*)  Ce».  no3.  o6m.  b*  Apx.  ry6.,  pag.  12—13. 


—    207    — 

scheint  sich  zu  ergeben,  dass  unter  Feld  und  Landstreifen  der  Bericht- 
erstatter etwas  ganz  anderes  verstanden  hat,  als  sonst  unter  diesen  Be- 
zeichnungen verstanden  wird. 

Worin  liegt  nun  der  Schlüssel  für  diese  sonderbare  Erscheinung? 
In  den,  in  Betreff  des  Vertheilungsverfahrens  in  den  nordlichen  Ge- 
meinden abgefassten  Berichten  finden  wir  keinen  Anhaltspunkt  zur 
Lösung  des  Räthsels,  in  zwei  unklar  gebotenen  Berichten  aber  könnte 
vielleicht  ein,  wenn  auch  schwacher,  Anhalt  sich  bieten.  Von  den  elf, 
die  Markgemeinde  Patrakejewo  (Kr.  und  Gouv.  Archangelsk)1)  bildenden 
Dörfern  verfügen  neun  Dörfer  gemeinsam  über  das  Ackerland,  während 
zwei  Dörfer  gesondertes  Ackerland  haben.  In  Betreff  des,  den  neun 
Dörfern  zustehenden  Ackerlandes  heisst  es:  die  Landstreifen  sind  nicht 
unter  die  Gemeindegenossen  vertheilt,  sondern  liegen  in  kleinen  Feldern, 
wie  diese  bei  den  letzten  Theilungen  (npn  npesHHxi  pasAiuaxi)  zer- 
schlagen sind.  Das  Wort  pas.n.'kra  wird  sonst  nicht  im  Sinne  der  Um- 
theilung  (nepe#fcjra)  seitens  der  Gemeinde  gebraucht,  sondern  im  Sinne  der 
Theilung  des  Landes  eines  Hofes  (Familientheilung).  Ist  nun  auch  die  Be- 
grifisscheidung  dieser  zwei  Wörter  sprachlich  noch  nicht  ganz  feststehend, 
so  hat  jener  Satz,  wie  uns  scheint,  nur  bei  einer  solchen  Deutung  über- 
haupt einen  Sinn,  auf  den  wir  sogleich  näher  eingehen  werden. 

In  einem  zweiten  nicht  ganz  klar  gefassten  Bericht  lesen  wir,  dass 
in  der  Gemeinde  Kända  (Kr.  Onega,  Gouv.  Archangelsk)9)  die  Theilung 
n  Landstreifen  seit  Alters  bestehe  und  nur  Abschneidungen  und  Zu- 
teilungen je  nach  der  wechselnden  Zahl  der  Seelen  stattfinden.  Kleine 
Höfe  haben  5—10  Landstreifen,  grosse  15—20.  Auch  in  diesem  Bericht 
werden  die  Wörter  „Feld"  und  „Landstreifen"  (nojie  und  nojoca)  pro- 
miscue  gebraucht.  Auch  in  anderen  Berichten  aus  dem  hohen  Norden 
treffen  wir  die  Bemerkung,  dass  seit  Alters  keine  allgemeine  Ver- 
keilung des  Landes  stattgefunden  habe,  sondern  nur  Ab-  und  Zu- 
teilungen.8) 

Es  liesse  sich  hier  nun  folgende  Hypothese,  auf  welche  ich  selbst 
übrigens  keinen  besonderen  Werth  lege,  da  sie  zur  Zeit  noch  wenig 
Begründung  hat,  aufstellen.  Jene,  in  der  Gemeinde  Kedwawomo  sich 
zeigende  eigentümliche  Zersplitterung  des  ohnehin  sehr  geringen  Acker- 
landes mag  sich  aus  der  früher  bestandenen  Grundbesitzordnung  aus- 
gebildet haben.  Als  es  die  Gemeinde  für  erforderlich  erachtete,  den 
bisher  erblichen  Besitz  der  Höfe  —  zur  gleichmässigen  Vertheilung 
der  obliegenden  Zahlungen  —  auszugleichen,  da  mag  sie  bei  der  all- 


')  Protocoll  vom  29.  Nov.  1880,  Nr.  2. 
*)  CeiB.  no3.  oo*m.  bi  Apx.  ryti.,  pag.  29. 
3)  CejB.  no3.  o6m.,  pag.  13. 
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gemeinen  Umtheilung  von  den  Höfen,  die  pro  Seele  zu  viel  Land  hatten, 
Landstücke  abgeschnitten  und  den  Höfen  zugetheilt  haben,  die  pro  Seele 
zu  viel  Land  hatten.  (Vorläufig  sei  bemerkt,  dass  hier  die  Bauern, 
deren  Landantheil  verringert  wird,  vielfach  das  Recht  haben,  die  Land- 
stücke zu  bezeichnen,  auf  die  sie  verzichten  wollen.) 

Nehmen  wir  noch  die  Familientheilungen  und  den  Umstand,  dass 
überhaupt  nur  sporadisch  kleine  Parcellen  als  zum  Ackerbau  geeignet 
geurbart  werden,  hinzu,  so  erklärt  sich  die  Zersplitterung  des  Grand- 
Besitzes,  die  nicht  durch  eine  allgemeine  Umtheilung  (allgemeine  Zu- 
sammenlegung und  dann  Yertheilung  des  gesammten  Ackerlandes)  be- 
seitigt wird,  denn  es  bleibt  jeder  Hof  im  Besitz  seines  Landes,  von 
welchem  ihm  nur  je  nach  dem  wechselnden  Bestände  der  Familie  Land- 
stücke abgeschnitten,  resp.  zu  welchem  ihm  Landstücke  zugemessen 
werden.  Dass  auch  in  solchen  Gemeinden  das  Land  je  nach  der 
Entfernung  von  der  Wohnstätte,  vielleicht  auch  nach  der  Beschaffen- 
heit in  drei  Gruppen  getheilt  wird,  widerspricht  unserer  Hypothese 
nicht.  Denn  es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  einerseits  die 
Höfe  seit  dem  Bestehen  der  Ansiedelung  mit  der  Urbarmachung  des 
Bodens  gleichmässig  (vom  näheren  zum  entfernter  belegenen  Lande) 
vorgerückt  sind  und  andererseits,  soweit  sich  doch  in  dieser  Beziehung 
Differenzen  zeigen,  jene  Abschneidungen  und  Zuteilungen  diese  all- 
mälich  ausgleichen. 

Ich  stelle  diese  Hypothese  nur  als  Vermuthung  auf,  um  künftige 
Lokalforscher  auf  jene  Erscheinung  aufmerksam  zu  machen  und  sie 
dazu  anzuregen,  die  Bauern  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  zu  befragen. 
Erweist  sich  meine  Hypothese  als  falsch,  so  wird  sich  wol  aus  dem  Um- 
fragen eine  andere,  die  richtige  Erklärung  ergeben. 

Für  meine  Hypothese  sprechen  einige  Andeutungen  in  den  vorliegen- 
den Berichten,  so  z.  B.  in  Betreff  der  Gemeinde  Nüchoto  (Kr.  Kern, 
Gouv.  Archangelsk):  daselbst  heisst  es  u.  A.,  dass  die  Landstücke  (der 
Höfe?)  von  verschiedener  Grösse  wahrscheinlich  aus  der  verschiedenen 
Grösse  der  Landantheile  in  alter  Zeit  entstanden  sind  und  auch  gegen- 
wärtig im  Besitz  derselben  Höfe  verbleiben,  denen  je  nach  dem  Wechsel 
der  Seelen  bei  der  Revision  Theile  abgeschnitten  oder  zugemessen 
werden.1) 

Das  Ackerland  der  Gemeinde  besteht  im  Norden,  wie  bemerkt,  aus  vielen 
kleinen  Stücken.  So  besteht  z.  B.  das  Ackerland  der  Gemeinde  Schelaschkoje 
(Kr.  Schenkursk,  Gouv.  Archangelsk)  aus  52  grösseren  (von  4—20  Dess.) 
und  57  kleineren  Ackerstücken  (von  300  G  Faden  bis  zu  2  Dess.).  Mehrere 
Ackerstücke  werden  zu  einem  Gewanne  zusammengefasst,  so  dass  nicht 


l)  1.  c,  pag.  23. 
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ein  Jeder  in  jädem  Ackerstück,  wol  aber  Jeder  in  jedem  Gewanne  seinen 
Antheil  erhält  Jedes  der  drei  Felder  besteht  ans  5— 15  Gewannen.  Die 
geringste  Breite  der  Landstreifen  pro  Seele  beträgt  2  Arschin,  die  Länge 
10—150  Faden,  also  8—40  D  Faden,  doch  anch  zu  200  D  Faden.1)  In 
der  Gemeinde  Poroshskoje  (Er.  Onega,  Gouv.  Archangelsk)  schwankt  die 
Breite  pro  Seele  zwischen  1I2  Faden  und  3  Faden,  die  Länge  von  30 
bis  80  Faden;  Zahl  der  Gewanne  15—25.*)  In  der  Gemeinde  Megli- 
jewo  in  demselben  Kreise  beträgt  die  Breite  4—24  Arschin,  die  Länge 
27—109  Faden.  Durch  Austausch  von  Streifen  in  verschiedenen  Gewannen 
werden  auch  hier  die  Landstreifen  breiter  gemacht.8)  Die  in  demselben 
Kreise  belegenen  nachfolgenden  drei  Gemeinden  weisen  folgende  Grössen- 
Verhältnisse  für  die  schmälsten  und  kleinsten  Landstreifen  auf:  Spirowo 
3  Arschin  Breite  und  35  Faden  Länge,  Jewdokimowo  l*/2  und  35,  Gne- 
waschewo  3  und  115. 4)  In  der  Gemeinde  Wiremskoje  (Kr.  Kern)  die 
Länge  10—20  Faden,  die  Breite  l1/«— 3  Faden5)  etc. 

Die  kleinen,  zerstreut  liegenden  Ackerstücke,  sowie  der  reiche  Vor- 
rath  an  Weide  in  den  Wäldern,  Büschen,  Sümpfen  etc.  machen  den  Flur- 
zwang überflüssig.  In  einer  ganzen  Reihe  von  Berichten  wird  es  aus- 
drücklich hervorgehoben,  dass  das  Vieh  nicht  auf  die  Aecker  getrieben 
wird8);  vielfach  sind  sie  umzäunt7)  Je  mehr  wir  nach  Norden  vordringen, 
um  so  seltener  wird  die  Dreifelderwirtschaft,  die  schliesslich  ganz  auf- 
hört. Der  Winterroggen  verschwindet,  da  der  strenge  Winter  die  jungen 
Pflanzen  ertödtet,  Sommerroggen  wird  vielfach  nur  auf  neugerodetem 
Boden  gebaut,  Gerste  ist  die  verbreitetste  Fruchtart.  Im  Einzelnen 
finden  sich  die  verschiedensten  Wirthschaftssysteme.  Wir  führen  als 
Beispiel  einige  an:  die  eine  Hälfte  des  Ackers  hat  Sommerkorn,  ein 
Viertel  Winterkorn,  das  letzte  Viertel  liegt  brach,  das  unter  Winterkorn 
kommt;  im  folgenden  Jahre  wird  die  eine  Hälfte  des  Sommerfeldes,  also 
vi  des  Ackers  wieder  und  das  Winterfeld  des  vergangenen  Jahres  (V*  des 
Ackers)  desgleichen  mit  Sommerkorn  bestellt;  das  Brachfeld  wird  Winter- 
feld, die  andere  Hälfte  des  Sommerfeldes  des  vergangenen  Jahres,  das 
zwei  Jahre  unter  Sommerkorn  gestanden  hat',  wird  Brachfeld.  Dieses 
System  ist  mit  gewissen  Abweichungen  (8/4  Sommerfeld,  1jA  brach,  zu- 
weilen mit  Winterkorn  bestellt  etc.  etc.)  recht  verbreitet;  gewisse  Ver- 
schiedenheiten in  Betreff  der  Düngung  zeigen  sich  hier:  Düngung  des 


J)  Protokoll  vom  27.  Nov.  1880,  No.  4. 

•)  1.  c.  No.  5. 

*)  L  c.  No.  6. 

*)  1.  c  Na  7. 

•)  CejicK.  noaen.  oo*mHHa  pag.  21. 

•)  Protokoll  v.  27.  Nov.  1880,  No.  8,  9.  Cei*.  no3.  oömraa  bi  Apx.  ryö.  pag.  35. 

7)  Protokoll  v.  27.  Nov.  1880,  No.  8,  Cej*.  no3.  o<5m.  bi  Ap.  rytf.  pag.  3. 
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geschnittenen  Winterfeldes  vor  der  Sommersaat  und  des  Sommerfeldes 
vor  der  zweiten  Sommersaat,  also  die  Düngung  des  halben  Ackers,  auch 
wird  das  ganze  Ackerland  jährlich  gedüngt  Mehrfaches  Pflügen  ist 
üblich.  Auch  wird  nur  Sommerkorn  bestellt:  mehrere  Jahre  nachein- 
ander mit  jährlicher  Düngung  oder  beständig  ohne  dem  Boden  Ruhe 
zu  lassen,  aber  mit  starker  Düngung  etc.1) 

Es  besteht  also  vollständig  freie  Wirthschaft.  Hieraus  ergeben  sich 
Eigentümlichkeiten  bei  partiellen  Umtheilungen.  Es  kann  der  Fall 
eintreten,  dass  ein  Landstreifen,  der  eben  erst  gedüngt  ist,  abgeschnitten 
und  einem  andern  Hof  zugemessen  wird;  der  letztere  Hof  muss  nun  dem 
ersteren  pro  Fuder  Dünger  eine  normirte  Summe  (5—10  Kop.)  zahlen.*) 
Verbreiteter  ist  aber  die  Einrichtung,  dass  es  dem  Hof,  dessen  Seelen- 
zahl sich  verringert  hat,  überlassen  bleibt  zu  bezeichnen,  welche  Land- 
streifen er  abzutreten  bereit  ist.8)  Es  mag  dieses  der  letzte  Nachklang 
aus  der  Zeit  sein,  wo  der  Acker  überhaupt  nicht  der  Umtheilung  unterlag. 

Das  Ackerland  ist  hier  im  Norden  überhaupt  von  ganz  geringer 
Ausdehnung.  Das  periodischen  Umtheilungen  unterliegende  ist  zumeist 
Vi  Dess.  pro  Revisionsseele,  dazwischen  gar  geringer,  selten  grösser. 
Auch  wenn  wir  das,  zur  Zeit  noch  in  persönlichem  Besitz  befindliche, 
durch  eigene  Arbeit  urbar  gemachte  Land,  das  fast  ausnahmslos  in  jeder 
Gemeinde  vorhanden  ist,  hinzurechnen,  ist  der  Getreidebau  sehr  gering. 
Neben  der  Ungunst  der  klimatischen  Bedingungen,  die  den  Schwerpunkt 
der  Wirthschaft  auf  den  Ackerbau  zu  verlegen  zu  riskant  erscheinen 
lassen,  und  dem  Umstände,  dass  nur  mit  Aufwendung  von  viel  Arbeit 
neues  Land  urbar  gemacht  werden  kann,  hängt  die  Erweiterung  des 
Ackerlandes  von  der  Grösse  des  Viehbestandes  der  Höfe  ab.  Wir  haben 
schon  darauf  hingewiesen,  wie  bedeutend  die  Düngung  hier  ist:  vielfach 
wird  jährlich  das  ganze  oder  *U  des  Ackerlandes  gedüngt.  Selbst  der 
Unrath  auf  der  Dorfstrasse  wird  von  den  nächstbelegencn  Höfen  ge- 
sammelt und  aufs  Feld  gebracht  Demnach  ist  auch  der  Viehbestand  im 
Verhältniss  zur  Ackerfläche  hier  erheblich  grösser  als  in  den  südlicher  be- 
legenen Gouvernements.  Wer  also  seinen  Viehbestand  nicht  vergrössern 
kann,  der  ist  auch  nicht  in  der  Lage,  sein  Ackerland  zu  erweitern.  In 
diesem  Umstand  mag  auch  die  in  mehreren  Berichten  hervorgehobene 
Thatsache,  dass  auch  nach  Ablauf  der  für  die  freie  Nutzung  neugerodeten 
Landes  festgesetzte  Frist  dasselbe  den  Inhabern  weiterhin  belassen  wird, 
ihre  Erklärung  finden. 


')  So  im  Gouv.  Archangelsk:  Protokoll  v.  27.  Not.  1880,  No.  1,  No.  5,  Bericht 
Litschkow's,  Ce».  nos.  o(5m.  bi  Apxan.  ryti.  pag.  6,  9,  13,  19,  23,  25,  30,  84. 

f)  Protokoll  v.  27.  Nov.  1880,  No.  3. 

»)  Protokoll  v.  27.  Not.  1880,  No.  8,  9,  Bericht  Litschkow's,  Ce».  noa.  06«. 
pag.  21  und  an  anderen  Stellen. 
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Die  Grösse  der  Wiesen  ist  demnach  von  entscheidender  Bedeutung;  diese 
zu  erweitern,  ist  daher  das  Hauptaugenmerk  der  Bauern.  Die  Ausdehnung 
derselben  übertrifft  zumeist  sehr  erheblich  die  des  Ackerlandes.  Beiläufig 
wollen  wir  einige  Beispiele  aus  dem  Gouv.  Archangelsk  herausgreifen. 

Die  erwähnte,  94  Revisionsseelen,  1880  aber  bereits  188  männliche 
Seelen  zahlende  Gemeinde  Eedwawomo  (Kreis  Mesen)1)  besitzt  an,  der 
Umtheilung  unterliegendem  Lande  22  Dess.  780  O  Faden  Ackerland  und 
187  Dess.  218  D  Faden  Wiese,  dazu  neugerodetes  Ackerland  11  Dess. 
1490  □  Faden,  neugereinigtes  Wiesenland  28  Dess.  595  □  Faden. 

Die  aus  6  Dörfern  bestehende,  370  Revisionsseelen,  jetzt  aber  bereits 
405  mannliche  Seelen  zählende  Wolost  Püsskaja  (Er.  Mesen)2)  besitzt  der 
Umtheilung  unterliegendes  Land:  220  Dess.  Ackerland,  440  Dess.  510 
ü  Faden  Wiese,  neugerodetes  Ackerland  ca.  100  Dess.,  neugereinigte 
Wiesen  ca.  200  Dess.  Die  Gemeinde  Nüchoto8)  mit  630  Revisionsseelen: 
161  Dess.  Ackerland  und  634  Dess.  Wiese  (die  Ausdehnung  neubearbei- 
teten Landes  ist  nicht  ziffermässig  angegeben).  Die  Gemeinde  Kechoto 
(Kr.  Archangelsk)4)  mit  486  Revisionsseelen  hat  312  Dess.  Ackerland  und 
701  Dess.  Wiesenland.  Die  Gemeinde  Wiremskoje  (Kr.  Kern)*)  mit  123 
Revisionsseelen  hat  4. Dess.  Ackerland,  201/«  Dess.  Wiesen  etc. 

Der  grossen  Bedeutung  der  Wiesen  für  die  Wirthschaft  entsprechend 
wird  die  Vertheilung  derselben  die  grösste  Sorgfalt  verwandt.  Da  sie 
aber  nichts  dem  Norden  Eigen thümliches  bietet,  so  haben  wir  sie  be- 
reits an  anderer  Stelle  bei  der  allgemeinen  Behandlung  der  Vertheilung 
dieser  Nutzungen  auseinandergesetzt. 

Auch  die  Vertheilung  des  Gehöftlandes  im  Norden  bietet  nichts 
Besonderes  dar.  Neben  dem  erblichen  Besitz  desselben  finden  auch  hier 
in  manchen  Gemeinden  Ab-  und  Zuteilungen  je  nach  dem  wechselnden 
Familienbestande  der  Höfe  statt.  Das  Gehöftland  ist  zumeist  von  ganz 
geringer  Ausdehnung  und  nur  für  die  Küche  von  einiger  Bedeutung. 

§  61. 

Wie  bereits  bemerkt,  ist  Weide,  Wald,  Fischfang  und  Jagd  im 
Allgemeinen  frei,  und  nur  unter  besonderen  Bedingungen  treten  Be- 
schrankungen Seitens  der  Gemeinde  ein.  Das  freie  Land  liegt  dem  Vieh 
zur  Weide  offen,  das,  mit  Glocken  etc.  versehen,  auf  dass  durch  das 
Klingen  geleitet,  der  Besitzer  seines  Viehes  leichter  habhaft  werden  kann, 
überall  frei  weidet 


')  Ceifc.  no3.  o(5m.  bi  Apx.  ry6.  pag.  13. 

*)  L  c.  pag.  18,  20. 

»)  1.  c.  pag.  28—24. 

4)  ProtokoU  vom  27.  Nov.  1880,  No.  1. 

h)  Cejt.  no3.  o6m.  pag.  21. 

W 


—    212    — 

Die  Nutzung  der  Wälder  (zu  Bau-,  Brennholz!  zum  Verkauf  der  ge- 
holzten Stämme  etc.)  ist  ebenso  vielfach  frei :  der  reiche,  noch  unerschöpfte 
Vorrath  macht  eine  Beschränkung  zur  Zeit  noch  überflüssig,  da  keines 
Gemeindegenossen  Interesse  durch  Ausbeutung  dieser  natürlichen  Reich- 
thümer  geschädigt  wird.  Auch  die  Nutzung  des  Waldes  zum  Theer- 
brennen,  einer  wichtigen  Erwerbsquelle  der  Bauern  in  manchen  Gegenden, 
ist  ungehindert  Zumeist  bezeichnet  der  Bauer  die  Waldfläche,  die  er 
zu  diesem  Zweck  occupirt,  mit  seinem  Familienzeichen  auf  den  Bäumen 
der  Peripherie  des  zu  occupirenden  Waldstückes,  und  dadurch  wird  das- 
selbe zu  seinem  unantastbaren  Besitzthum.  In  gleicher  Weise  grenzen 
sich  die  Bauern  ihre  Jagdreviere  ab,  die  dann  von  Niemandem  genutzt 
werden  dürfen.  Das  Besitzrecht  an  solchen  Waldstücken  kann  veräussert 
und  ererbt  werden,  jede  Verletzung  dieses  Besitzrechts  ist  straffällig. 
Solches  finden  wir  nicht  allein  im  hohen  Norden,  wie  z.  B.  im  Kreise 
Pinega  (Gouv.  Archangel),  wo  die  Jagd  die  wichtigste  Erwerbsquelle  ist, 
sondern  auch  in  südlicher  belegenen  Landstrichen,  wie  z.  B.  im  Er.  Ssol- 
wytschegodsk  (Gouv.  Wologda)  etc.  Auch  occupiren  mehrere  Bauern  als 
Genossenschaft  solche  Jagdreviere.  An  einem  geeigneten  Platz  in  Mitten 
des  Waldes  erbauen  sie  sich  eine  Hütte,  in  der  sie  während  der  Jagd- 
zeit wohnen.  Von  diesem  Ausgangspunkt  aus  werden  Radien  gezogen, 
die  den  Jagdrayon  des  Einzelnen  begrenzen« 

Auch  der  Fischfang  ist  frei:  sowol  in  den  fischreichen  Flüssen,  als  in 
den  Teichen,  die  das  Austreten  der  Flüsse  im  Frühjahr  in  den  Niederungen 
bildet  und  die  reich  an  Fischen  sind.  Auch  hier  gilt  das  Recht  der 
ersten  Occupation.  In  einigen  Gemeinden,  wie  z.  B.  in  der  Gemeinde 
«Lächowo,  Wolost  Tscherewskoje  (Kr.  Ssolwytschegodsk,  Gouv.  Wologda) 
wird  die  Fischerei  in  solchen  Teichen  im  öffentlichen  Ausbot  vergeben,  der 
erzielte  Ertrag  jedoch  nicht  der  Gemeindekasse  zugeführt,  sondern  zum 
Unterhalt  (Remonte,  Schmückung)  der  Kapelle  verwandt.  In  anderen 
Gemeinden  dieses  Kreises  (z.  B.  in  der  Gemeinde  Nubsko-Schoschurowo) 
nutzen  die  Bauern  jährlich  der  Reihe  nach  solche  Teiche.  Hier  hat  der 
Fischfang  einen  besonderen  Werth,  der  höher  steht,  als  die  angewandte 
Arbeit. 

Es  liegen  interessante  Daten  über  die  markgenossenschaftliche  Ver- 
theilung  und  Nutzung  der  Fischereistellen  im  Gouv.  Archangelsk  vor. 
Wir  führen  einige  characteristische  Beispiele  an.  Am  Ufer  des  Weissen 
Meeres  ist  der  Häringsfang  eine  wichtige  Erwerbsquelle  der  Bauern. 
Die  Berechtigung,  diesen  wie  auch  einige  andere  Fische  zu  fangen,  ist 
ein  Gemeinderecht,  und  es  verfügt  die  Gemeinde  über  dieses  Recht  in 


*)  Protokoll  v.  27.  Nov.  1880,  No.  8  und  No.  9  (Kreis  Mesen),  Ceiw*.  no*. 
o6m.  Bt  Apx.  tj6.  pag.  7,  14—15. 
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zwiefacher  Art:  entweder  übt  die  Gemeinde  als  Artel- Genossenschaft 
den  Fischfang,  oder  es  besteht  freie  Nutzung.  Wo  die  Fischerei  in 
grossem  Masstabe  betrieben  und  eine  grosse  Bedeutung  für  die  Gemeinde 
hat,  dort  ist  die  erste  Art  üblich  und  die  Gemeinde  schützt  die  Interessen 
jedes  seiner  Genossen;  im  anderen  Fall  ist  der  Fischfang  frei,  wie  auch 
dann,  wenn  der  Fischreichthum  unerschöpflich  gross  ist,  und  endlich 
auch  vielfach  nur  zu  gewissen  Zeiten  des  Jahres,  wo  der  Ertrag  ein  sehr 
geringer  ist,  während  in  der  ertragreichen  Zeit  nur  nach  Gemeinderecht 
gefischt  werden  darf.  Die  Organisation  ergiebt  sich  am  klarsten  aus 
einigen  Beispielen.  Im  Dorf  Eusomen  ist  der  Häringsfang  gering  und 
daher  der  Ertrag  nur  für  den  eigenen  Bedarf  ausreichend.  In  Folge 
seiner  geringen  öconomischen  Bedeutung  ist  er  auch  frei,  jedoch  mit 
der  einen  Beschränkung,  dass  wer  zuerst  an  der  Mündung  des  Flusses, 
wo  sie  allein  gefangen  werden,  anlangt,  auch  zuerst  das  Netz  wirft;  nach- 
dem er  das  Netz  herausgezogen  hat,  kommt  der  nächst  ihm  zuerst  An- 
gekommene etc.  dran,  der  dort  sein  Netz  auswirft,  wo  der  Erste  das 
seinige  herausgezogen  hat.  —  Eine  grosse  Bedeutung  hat  der  Härings- 
fang im  Dorf  Umba  und  in  drei  benachbarten  Dörfern,  denen  die  Fischerei- 
stellen gemeinsam  gehören.  Hier  finden  wir  bereits  eine  vollständige 
markgenossenschaftliche  Organisation  mit  Anlehnung  an  die  Artelorgani- 
sation. Zu  Neujahr  versammeln  sich  die  Hofwirthe  in  Umba,  sie  theilen 
sich  in  drei  Loosgruppen,  ihre  Obmänner  werfen  das  Loos,  welcher 
Gruppe  dieser  Theil  des  Meeresufers  etc.  zufällt;  um  alle  Chancen  aus- 
zugleichen, wechseln  die  Gruppen  der  Reihenfolge  nach  in  der  Nutzung 
der  Stellen.  Jede  Gruppe  zerfallt  in  zehn  Untergruppen  nach  freier 
Wahl  der  Genossen,  unter  welche  die  der  Gruppe  zugefallene  Stelle 
durch  das  Loos  vertheilt  wird.  Manche  Untergruppe,  deren  Genossen 
anderweitig  beschäftigt  sind,  verkauft  einer  anderen  die  Berechtigung. 
Die  genossenschaftlich  von  der  Untergruppe  gefangenen  Fische  werden 
gleichmässig  unter  die  Glieder  derselben  vertheilt. 

Die  Gemeinde  Kandalaschka,  welche  sehr  reiche  Fischereistellen  hat, 
verfährt  anders.  Sie  fischt  genossenschaftlich  in  den  Monaten  April, 
Mai,  Juni  und  August,  in  der  übrigen  Zeit  ist  der  Fischfang  frei.  Die 
Gemeinde  beschliesst,  wie  viel  Arbeiter  sich  zum  Fang  zu  stellen  haben. 
Diese  Ziffer  wird  auf  die  „Seelen"  der  Höfe  vertheilt  (z.  B.  ein  Arbeiter 
auf  drei  Seelen;  kleine  Höfe  treten  zusammen  und  stellen  einen  Arbeiter). 
Jeder  Arbeiter  muss  das  erforderliche  Geräth  und  Salz  mitbringen.  Der 
gemeinsam  ausgeführte  Fang  wird  verkauft  und  der  Erlös  vertheilt  pro 
Arbeiter.    Einige  Stellen  sind  frei,  sowie  aber  der  Ertrag  sich  hier  als 


l)  A.  Jefimenko :  ApTOAH  b*  ApxaHreifcCKoft  ryöepmH  im  CÖopHHKt  MaiepiauoB* 
od  ApTeuxi  bi  Pocciü  1874,  Lieferung  II,  pag.  44  —  83. 
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erheblich  erweist,  so  zieht  die  Gemeinde  auch  diese  Stelle  in  den  Be- 
reich des  gemeinsamen  Fischfangs  Aehnlich  wird  in  anderen  Dörfern 
verfahren.  In  einigen  aber  (z.  B.  in  Ssoroka)  ist  der  Fischreichthum 
ein  so  ausserordentlich  reicher,  dass  jede  Beschränkung  unnöthig  wäre. 
Hier  findet  also  freier  Fischfang  in  Artelgenossenschaft  in  eigentüm- 
lichen Arten  statt,  auf  die  wir  nicht  einzugehen  haben,  da  sie  nicht  mehr 
mit  dem  Gemeindebesitz  direct  zusammenhängt 

Der  Fang  des  werthvolleren  Lachses  am  Weissen  Meere  und  den 
Mündungen  der  Flüsse  scheint  überall  durch  die  Gemeinde  geregelt  zu 
sein  und  kein  freier  Fang  zu  bestehen.  Dazwischen  verpachtet  die  Ge- 
meinde diese  Berechtigung,  jedoch  fast  nur  an  den  Flüssen  und  dazu 
nur  für  die  Fischerei  in  bestimmter  Art,  während  die  übrigen  Arten 
der  Fischerei  die  Gemeinde  sich  vorbehält  Die  Fischerei  an  der  See 
behält  fast  ausnahmslos  die  Gemeinde  in  directer  Nutzung.  Die  Mark- 
gemeinde Ponoi,  aus  5  Dörfern  bestehend,  hat  die  Fischereistellen  am 
Meere  unter  die  Dörfer  bleibend  getheilt,  da  die  Entfernungen  zu  gross 
sind,  nur  eine  sehr  ertragreiche  befindet  sich  im  gemeinschaftlichen  Be- 
sitz, sie  wird  verpachtet,  der  Erlös  zu  Gemeindezwecken  verwandt  Jedes 
Dorf  vertheilt  die  Fangstellen  unter  seine  Genossen,  so  theilt  das  Dorf 
Ponoi  seine  Stelle  in  7  Stellen  und  dementsprechend  seine  Glieder  in 
7  Loosgruppen  zu  3  Seelen.  Das  Loos  entscheidet,  welcher  Gruppe  die 
betreffende  Stelle  zufällt;  dann  jährlicher  Wechsel  nach  der  Reihenfolge 
bis  zur  nächsten  Revision,  wo  eine  neue  Gruppirung  und  Loosung  er- 
folgen. Die  Genossen  einer  Gruppe  fischen  gemeinsam.  In  anderen  Dörfern 
findet  sich  dasselbe  Verfahren.  Als  Eigenthümlichkeit  wollen  wir  be- 
merken, dass  im  Dorf  Ssusma  (mit  90  Seelen  und  9  Fischereistellen  und 
Loosgruppen)  in  8  Loosgruppen  je  11  Seelen,  in  der  neunten  aber  nur 
2  Seelen  sich  befinden,  die  noch  freien  7  Seelen  fallen  der  Gemeinde- 
kirche zu;  im  Dorf  Ssoisa  (mit  96  Seelen  und  10  Gruppen,  resp.  Stellen) 
wird  der  überschüssige  Antheil  in  den  Gruppen  mit  nur  9  Seelen  für 
je  IV2  Rbl.  jährlich  von  der  Gemeinde  verpachtet 

Im  Dorf  Solotiza,  wo  der  Ertrag  der  Fischereistellen  sehr  verschie- 
den ist  (von  3  bis  150  Rbl.),  werden  dieselben  ganz  analog  der  Acker- 
theilung  in  gute,  mittlere  und  schlechtere  getheilt-,  jede  Loosgruppe  er- 
hält ihren  Antheil  an  diesen  drei  Stellen.  Jede  Loosgruppe  zerfällt  in 
Untergruppen,  Artele  genannt,  welche  der  dujch  das  Loos  bestimmten 
Reihenfolge  nach  die  Stellen  wechseln;  welche  Artel  in  diesem  Jahr 
die  gute  Stelle  hatte,  erhält  im  nächsten  Jahr  die  mittlere,  dann  die 
schlechte  etc. 

Die  Wolost  Pustosersk  (Kr.  Mesen,  Gouv.  Archangelsk)1)  besitzt 


>)  Protokoll  v.  27.  Nov.  1880,  No.  11. 
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reiche  Fischereien:  der  Fluss  Petschora  gehört  ihr  30  Werst  aufwärts  und 
ebensoweit  abwärts,  dazu  die  benachbarten  Seen.  Im  Jahre  1858  wurden 
—  vermuthlich  bis  zur  nächsten  Seelenrevision  —  die  Fangstellen  und 
die  Seen  unter  die  17  Dörfer  (mit  4  kleinen  Ansiedelungen),  aus  welchen 
diese  Wolost  besteht,  getheilt.  Jede  Gemeinde  theilt  ihren  Antheil  an 
den  Seen  in  drei  Drittel,  deren  Nutzung  jährlich  unter  den  drei  Loos- 
gruppen  rotirt;  die  Fangstellen  an  den  Flüssen  rotiren  in  7,  resp.  3 
Jahren.  Jeder  kann  seinen  Antheil  verkaufen  oder,  wie  es  hier  genannt 
wird,  „sein  Wasser  verkaufen".  So  bedeutend  sind  die  Erträge  der 
Fischerei,  dass  der  Bauer  aus  dem  Verkaufe  seines  „Wassers"  allein  in 
den  Flussfangstellen  nicht  allein  alle  öffentlichen  Zahlungen  decken  kann, 
sondern  noch  einen  erheblichen  Ueberschuss  zurückbehält.  Es  sei  jedoch 
bemerkt,  dass  in  diesem  hohen  Norden  der  Ackerbau  aufhört,  die  Wiesen 
noch  einige  Bedeutung  haben,  der  Schwerpunkt  des  öconomischen  Lebens 
in  der  Fischerei  liegt  In  der  Mitte  des  Flusses  ist  der  Fischfang,  der 
nicht  so  gewinnbringend  ist,  wie  in  den  Fischwehren,  frei.  Die  Roti- 
rung  in  den  Fischereistellen  ist  auch  sonst  sehr  verbreitet,  so  in  der 
Gemeinde  Pilemo  (Kr.  Mesen)1). 

Die  Gemeinde  Jewdokimowo  (Kr.  Olonez)*)  hat  eine  Fischwehr  im 
Fluss.  Die  Nutzung  derselben  rotirt  jährlich  unter  den  vier  Loosgruppen, 
deren  Genossen  gemeinsam  fischen  und  den  Ertrag  pro  Seele  theilen. 
Jede  Loosgruppe,  resp.  jeder  Bauer  kommt  also  nur  alle  4  Jahre  dran. 
Auch  finden  sich  Fischfangstellen,  die  sich  im  erblichen  Besitz  von  Bauern 
befinden,  so  die  Fischereistellen  in  den  Seen  einiger  Gemeinden  der 
Wolost  Jakowlewo  und  anderer  im  Kr.  Cholmogory  (Gouv.  Archangelsk)8). 

Soweit  das  Wasser  als  bewegende  Kraft  (Triebkraft)  einen  höheren 
Werth  hat,  beansprucht  die  Gemeinde  das  Nutzungsrecht  für  sich.  So 
stehen  in  dem  mehrfach  genannten  Kreise  Ssolwytschegodsk  sämmtliche 
Mflhlen  im  Besitz  der  Gemeinden.  In  zweierlei  Art  entstehen  diese  Ge- 
meindemühlen. Entweder  baut  die  Gemeinde  selbst  die  Mühle  —  und 
dieses  ist  die  verbreiterte  Art  — ,  die  Leitung  des  Geschäftsbetriebs, 
Erhebung  der  Gebühr  für  das  Mahlen  des  Getreides  liegt  den  Bauern 
als  communale  Last  ob,  der  sie  der  Reihe  nach  gerecht  werden  müssen. 
Oder  es  überlässt  die  Gemeinde  einem  unternehmungslustigen  Bauer 
den  Bau  der  Mühle,  wobei  sie  sich  eine  Pachtsumme  ausbedingt;  nach 
einer  gewissen,  vorher  bestimmten  Reihe  von  Jahren,  geht  die  Mühle 
mit  allem  Zubehör  in  das  Eigenthum  der  Gemeinde  über.  Auch  hier 
schwebt  den  Bauern  der  Grundsatz  vor,  dass,  wie  bei  der  occupatorischen 


*)  Ceo.  no3.  o(5m.  n  Apz.  ry6.  pag.  16. 

»)  ProtokoU  ▼.  27.  Nov.  1880,  No.  7. 

3)  Bericht  Litschkow's  im  soeben  citirten  Protokoll. 
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Besitznahme  von  Land  zur  Gewinnung  von  Acker-  und  Wiesenland,  die 
Verwendung  von  Arbeit  und  Kapital  vorerst  dem  Bauer  wiedererstattet 
wird,  bevor  die  Gemeinde  ihre  Rechte  geltend  machen  kann.  — 

Diese  Nutzung  der  freien  Gaben  der  Natur  erfahrt  jetzt  —  zumeist 
in  den  südlicheren  Landstrichen  des  Nordens  Busslands  —  Verände- 
rungen; die  sich  in  nächster  Zukunft  noch  vergrössern  werden.  Die  Ab- 
grenzung des  bäuerlichen  Gemeindelandes  bei  Aufstellung  der  Grund- 
bücher hat  das  von  den  Bauern  genutzte  und  der  Nutzung  bis  jetzt 
offen  liegende  Land  sehr  eingeschränkt  Verschiedenerlei  Klagen  über 
nicht  hinreichende  Landzutheilung  sind  an  die  Oeffentlichkeit  gedrungen, 
auf  welche  wir  an  dieser  Stelle  nicht  einzugehen  haben.  Auch  die  jetzt 
von  der  Staatsregierung  erhobene  Gebühr  für  die  Nutzung  der  Wälder 
.beengt  die  Bauern,  die  dieselbe  für  ungerecht  halten,  da  die  Wälder 
eine  freie  Gottesgabe  seien.  Es  liegen  viele  Beschwerden  der  bäuer- 
lichen Gemeinden  an  die  Regierung  in  dieser  Frage  vor.1)  Dass  die 
consequente  Durchführung  jener  Begierungsmassnahme  wesentliche  Ver- 
änderungen in  den  Nutzungs-  und  Besitzrechten,  die  durch  die  weitere 
Zunahme  der  Bevölkerung  weiterhin  gefördert  werden,  hervorrufen  wird, 
liegt  in  der  Natur  der  Sache. 

§  62. 

Unter  gleichen  natürlichen  und  zumeist  auch  historischen  Bedingungen 
wie  in  nördlichen  europäischen  Bussland,  haben  sich  die  Grundbesitz- 
verhältnisse im  Westsibiren2)  entwickelt,  die  jedoch  im  Einzelnen  ge- 
wisse Besonderheiten  aufweisen,  welche  eine  etwas  stärkere  Ausprägung 
der  bleibenden  Sondernutzung  zeigen.  Es  hat  sich  hier  eine  Gemeinde- 
besitzform gebildet,  in  welcher  der  bäuerliche  Hof  mit  seinem  Feldland- 
antheil  sich  im  beschränkten  persönlichen  oder  vielmehr  Familienbesitz 
befindet.  Wie  in  den  früheren  Jahrhunderten  im  europäischen  Kussland, 
so  trieben  die  Bauern  in  Sibirien  zuerst  auch  einen  nomadenhaften  Acker- 
bau: sie  occupirten  Land,  rodeten  und  bearbeiteten  dasselbe,  und  gaben 
es  wieder  auf,  sowie  der  Ertrag  des  erschöpften  Bodens  abnahm,  um 
neues  Land  unter  den  Pflug  zu  nehmen.  Die  Gesetzgebung  von  1650  bis 
1697  bewirkte  die  feste  Ansässigmachung  der  fluctuirenden  Ackerbau- 
bevölkerung zum  Zweck  der  Erleichterung  der  Steuerbeitreibung:  die 
Bauern  wurden  schollenpflichtig  und  erhielten  ein  unantastbares  Recht 
auf  das  Land,  das  sie  bebauten,  welches  Recht  die  spätere  Gesetzgebung 

x)  Jlaiomt:  BjaxtaeHfl  sanscH  bi  OioHen.Koft  ryÖepM  etc.  in  den  Ot.  3an.  1878, 
Band  XII,  pag.  499  etc.  Dass  die  der  Staatsregierang  vorschwebende  Besorgniss  der 
Walddevastation  zu  weit  geht,  wird  nachgewiesen  u.  A.  in  dem  citirten  Artikel: 
üoxdtaHoe  xo3*ftcTBO  Ha  ctaepfc  Poccin. 

*)  Siehe  die  Literaturangabe  im  I.  Theil  dieses  Werkes  (S.  82). 
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wiederholt  ausspricht  Dieses  Nutzungsrecht  ist  in  soweit  jedoch  ein 
beschränktes,  als  der  Bauer  sein  durch  Rodung  an  Waldstücken,  Trocken- 
legung von  Sümpfen  urbar  gemachtes  Land  nur  an  Glieder  seiner  Familie 
abtreten  oder  verpfänden  darf.  Die  Generalvermessung  normirte  in  den 
Kreisen  Westsibriens,  in  welchen  die  Landvermessung  durchgeführt  ist, 
die  Ausdehnung  des  den  Bauern  zufallenden  Nutzlandes  auf  15  Dess.  pro 
Revisionsseele.  Durch  neue  Urbarmachung,  durch  Kauf  etc.  haben  sich 
nicht  wenige  Bauern  in  den  Besitz  von  100—200  Dess.  gesetzt,  im  Gouv. 
Irkutsk  finden  sich  viele  Dörfer,  in  denen  die  Hälfte  der  Wirthe  über 
50  Dess.  verfügen.  Die  übliche  Form  des  Wirthschaftsbetriebes  ist,  dass 
der  Wirth  im  Dorf  sein  Gehöft  hat,  ausserdem  mitten  auf  seinem  Lande 
ein  Vorwerk,  um  welches  herum  die  Acker,  Wiesen  und  Weiden  liegen 
—  häufig  20  Werst  vom  Dorf  entfernt,  hier  haust  beständig  einer  der 
Söhne  und  führt  die  Wirthschaft  Vergrössert  sich  die  Familie,  so  bauen 
die  Kinder  neue  Häuser  und  es  bildet  sich  ein  neues  Dorf.  Auf  diese 
Weise  scheinen  die  meisten  Dörfer  (selbstverständlich  mit  Ausnahme  der 
vom  Staat  zur  Ansässigmachung  von  Deportirten  angelegten  Ansiede- 
lungen) entstanden  zu  sein. 

Die  Aecker  befinden  sich  im  bleibenden,  erblichen  Besitz  der  Bauern, 
das  übrige  Land  aber  unter  der  Verfügung  der  Gemeinde:  die  nahe  bei 
den  Dörfern  belegenen  Wiesen  unterliegen  periodischen,  gewöhnlich  jähr- 
lichen Umtheilungen.  Durch  das  Austreten  der  Flüsse  im  Frühjahre  — 
die  grosse  Mehrzahl  der  Dörfer  befinden  sich  an  Flüssen  —  werden  die 
an  denselben  befindlichen  Wiesen  häufig  mit  Sand  überschwemmt  und 
dadurch  zum  Theil  ertraglos;  auch  verändern  sich  die  Grenzen  der 
Wiesen  dadurch,  dass  die  Flüsse  nach  dem  Zurücktreten  des  Wassers 
sich  ein  anderes  Bett  bilden.  Zur  Wiederherstellung  der  Gleichheit  in 
der  Vertheilung  der  Wiesen  —  sowol  in  Betreff  ihrer  Güte,  als  ihrer 
Ausdehnung  —  werden  die  Umtheilungen  derselben  jährlich  wiederholt. 
In  gemeinsamer,  umgetheilter  und  unbeschränkter  Nutzung  befindet 
sich  der  Wald:  freie  Holznutzung,  freie  Jagd,  die  in  manchen  Gegenden 
für  den  Bauer  eine  grosse  öconomische  Bedeutung  hat,  und  endlich  freie 
Weide,  auf  die  Jeder  Vieh  treiben  kann  soviel  er  hat.  Die  Hutweide 
am  Dorf  wird  gemeinsam  genutzt  und  Niemand  kann  einen  Theil  der- 
selben für  sich  occupiren.  Das  Recht  des  Fischfangs,  einer  wichtigen 
Erwerbsquelle,  ist  zumeist  ein  beschränktes:  gewöhnlich  wird  die  Zahl 
der  Hauswirthe  in  eine  Gombination  mit  den  männlichen  erwachsenen 
Arbeitern,  auf  welche  die  öffentlichen  Lasten  und  Abgaben  repartirt 
werden,  gesetzt  und  hiernach  das  Mass  der  Berechtigung  des  einzelnen 
Hauswirths  zum  Fischfang  bestimmt. 

Doch  auch  in  Westsibirien  sind  in  dichter  bevölkerten  Landstrichen 
bereits  Umtheilungen  an  der  Tagesordnung.    Es  liegen  mir  Daten  aus 
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den  Gouv.  Tobolsk  und  Irkutsk  vor1);  dass  wo  geeigneter  Ackerboden 
spärlich  ist,  das  Land  gleichmässig  vertheilt  wird.  Leider  fehlen  uns 
aber  nähere  Ausweise  darüber,  wie  dieser  Process  sich  vollzogen  hat 
Es  wäre  dabei  die  Aufmerksamkeit  auch  darauf  zu  richten,  ob  nicht 
der  Einfluss  von  Auswanderern  aus  dem  europäischen  Russland  hierbei 
mitgewirkt  hat.  Doch  auch  in  solchen  Gemeinden,  die  zu  Umtheilungen 
des  Ackerlandes  übergegangen  sind,  ist  die  Occupation  freien  Landes  zur 
Gewinnung  von  Ackerland  und  Wiesenland  gestattet  und  wird  von  der 
Gemeinde  geschützt  Nach  20 —30 jähriger  Nutzung,  je  nach  Bestimmung 
der  Gemeinde,  fällt  solch  neues  Culturland  an  die  Gemeinde.  *) 

2.   Im  Süden. 

§  63. 

Unter  anderen  natürlichen  und  historischen  Bedingungen  hat  sich 
die  Gemeindebesitzordnung  in  dem,  mit  ausserordentlich  reicher  natür- 
licher Fruchtbarkeit  gesegneten  Steppengebiet  des  Südens  ausgebildet 
Hier  gab  es  keine  Wälder  und  Sümpfe,  wie  im  hohen  Norden,  hier 
brauchten  nicht  erst  ergiebige  Landparcellen  ermittelt  zu  werden,  viel- 
mehr ward  nur  ein  beliebiges  Stück  Land  aufgerissen  und  besäet,  um 
reiche  Ernten  zu  gewinnen.  Die  im  Norden  vorhandenen  Bedingungen, 
die  eine  Zersplitterung  der  Bevölkerung  auf  weite  Flächen  verlangen, 
bestanden  hier  im  Allgemeinen  also  nicht.  Historische  Ursachen  und 
zum  Theil  auch  natürliche  (Mangel  an  Wasser,  Schutz  gegen  die  furcht- 
baren Schneestürme,  die  kleine  Dörfer  rettungslos  verschütten  können) 
verlangten  vielmehr  ein  Zusammendrängen  der  Bevölkerung.  Die  Ein- 
fälle wilder  Völker  in  früheren  Jahrhunderten  zwangen  die  Bevölkerung 
zum  engsten  Beisammenleben.  Als  diese  Gefahr  verschwand,  Ackerbau 
und  Viehzucht  mit  zunehmender  Bevölkerung  an  Bedeutung  gewann,  da 
traten  Collisionen  der  Interessen  der  einzelnen  Genossen  ein.  Wir  haben 
bereits  im  I.  Theil  dieses  Werkes  (S.  76  etc.)  dargelegt,  wie  derartige 
Streitigkeiten  zur  Vornahme  von  periodischen  Ufntheilungen  zwecks  Aus- 
gleichung des  Grundbesitzes  geführt  haben.  Wie  sich  historisch  dieser 
Process  vollzieht,  haben  wir  daselbst  an  einem  interessanten  Beispiel  (das 
Donsche  Kosakengebiet)  gezeigt  Diese  Umwandlung  ist  erst  heute  in 
manchen  Gegenden  im  Werden  begriffen.  So  z.  B.  im  Gebiet  der  Kosaken  am 
Ter.8)  Hier  gilt  noch  der  Grundsatz,  dass  Jeder  pflügen  kann,  wo  er  will 


l)  Zeitung  Oräiipb  1877,  Nr.  20. 
•)  L  c.  Nr.  21. 

*)  OraTHCTHiecKa*  MOHorpa^iH  no  H3crfcjOBaHi»  daHirraaro  ÖHTa  Tepcsaro  kua- 
u*ro  Boftcxa,  herausgegeben  vom  örtlichen  statistischen  Komitä. 


—    219    — 

Mit  Zunahme  der  Preise  für  die  Bodenproducte  und  dem  Zufluss  fremder 
Arbeiter  gestatteten  Gemeindegenossen  diesen  Leuten  gegen  Entrichtung 
eines  Theiles  der  Ernte  Land  zu  nutzen.  Diesem  Unfug  ward  in  vielen 
Stanizen  (d.  h.  Kosakendörfern,  die  eine  Markgemeinde  bilden)  durch  die  Be- 
stimmung gesteuert,  dass  Hauswirthe  nur  gegen  Geld  Arbeiter  änmiethen 
dürfen,  was  sich  bald  als  eine  bedeutungsvolle  Bevorzugung  der  wohl- 
habenden Wirthe  erwies,  die  hierdurch  viel  Land  zum  Nachtheil  der 
ärmeren  occupiren  konnten.  Auch  der  alte,  früher  bei  allen  Kosaken- 
niederlassungen  und  in  bäuerlichen  Gemeinden  des  Südens  geltende 
Grundsatz,  dass  Jeder  so  viel  Wiesenland  nutzen  kann,  wie  viel  er  allein 
am  bestimmten  Tage  durch  kreisartiges  Ummähen  in  Besitz  nehmen 
kann,  ist  jetzt  derartig  im  Interesse  der  Wohlhabenden  modificirt,  das? 
auch  engagirte  Arbeiter  sich  an  diesem  Wettkampf  betheiligen  dürfen. 
Auch  wird  der  wachsende  Einfluss  der  wohlhabenden  Genossen  durch 
die  hier  allein  mögliche  Art  des  Pflügen s,  d.  h.  mit  schweren  Pflügen, 
bespannt  mit  zwei  Paar  Ochsen  gestärkt  Dazwischen  treten  auch  kleine 
Hauswirthe  zusammen  und  bestellen  nacheinander  ihre  Landstücke,  doch 
zumeist  müssen  sie  von  wohlhabenden  Genossen  den  Anspann  gegen  hohe 
Entschädigung  durch  Arbeit  miethen.  Eine  Folge  dieser  Lage  der  Dinge 
ist,  dass  viele  Genossen  den  Ackerbau  ganz  aufgeben  (in  einigen  Stanizen 
bis  zu  50°/0).  Auch  die  Militärpflicht  lastet  äusserst  drückend  auf  die 
Aermeren:  sie  dauert  10  Jahre  und  nachher  in  der  Reserve  noch  7  Jahre, 
er  muss  beim  Eintritt  ein  gutes  Pferd  und  die  volle  Uniformirung  mit- 
bringen, was  eine  Ausgabe  von  200—350  Rbl.  repräsentirt.  Und  sa 
sehen  wir,  dass  ungeachtet  grossen  Landreichthums  und  ausserordent- 
licher Fruchtbarkeit  die  Masse  der  Gemeindegenossen  verarmt,  während 
eine  geringe  Minorität  an  Reichthum  zunimmt.  Es  erscheint  nach  den 
analogen  Erscheinungen  in  anderen  Theilen  dieses  Landstrichs  nur  als 
eine  Frage  der  Zeit,  dass  hier  neue  den  Gemeindebesitz  regelnde  Be- 
stimmungen —  seitens  der  Gemeinde  oder  der  Staatsregierung  — 
eintreten. 

In  den  bäuerlichen  Gemeinden  —  im  Gegensatz  zu  den  Kosaken - 
Stanizen  —  hat  sich  dieser  Process  überall,  soweit  Daten  vorliegen, 
vollzogen:  es  ist  das  der  Process  der  Ausgleichung  des  Grundbesitzes. 
Im  Norden  hat  sich  dieser  Process  langsam  vollzogen,  ja  er  vollzieht 
sich  vielfach  noch  vor  unseren  Augen,  und  andererseits  wird  die  erzielte 
Ausgleichung  durch  Cultivirung  von  neuem  Acker-  und  Wiesenland 
seitens  einiger  Hauswirthe  auf  eine  gewisse  Zeit  zerstört,  um  nach  Ab- 
lauf der  Jahre  des  freien  persönlichen  Besitzes  wieder  hergestellt  zu  werden. 
Dieses  Moment,  die  durch  langjährige  freie  Nutzung  gewährte  Ent- 
schädigung für  die  verwandten  Mühen  und  Kapitalien,  kommt  im  Süden 
bei  der  Natur  des  Landes,  wie  wir  gesehen,  nicht  in  Betracht  und  hat 
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sich  jener  Process  daher  schnell  vollzogen.  Wir  finden  demnach  hier 
auch  auf  kürzlich  colonisirtem  Lande  die  im  centralen  Bussland  be- 
stehende Form  des  Gemeindebesitzes.1) 

Die  Art  des  Beisammenlebens,  dieser  bedeutungsvolle  Factor  für 
die  Gestaltung  des  Gemeindebesitzes,  war  ursprünglich  (d.  h.  bei  Coloni- 
sirung  freien  Landes)  vielfach  dieselbe  wie  im  Norden,  die  Verschieden- 
artigkeit der  natürlichen  Bedingungen  hier  und  dort  rief  aber  im  Süden 
eine  Veränderung  hierin  hervor,  die  wir  im  Norden  nicht  finden.  Die  ur- 
sprüngliche Form  der  Colonisation  im  Süden,  insbesondere  im  Südwesten, 
soweit  nicht  (in  alter  Zeit)  die  Furcht  vor  feindlichen  Ueberfällen  und  locale 
Bedingungen  (Mangel  an  Wasser  etc.)  ein  dichteres  Beisammenleben  ver- 
langten, war  nämlich  auch  die,  dass  die  Markgemeinde  aus  einem,  zumeist 
kleinen  Dorf  und  aus  mehr  oder  weniger  Einzelansiedelungen  (Chutor)  be- 
stand. So  lange  die  freie  Occupation  des  Landes  noch  bestand,  siedelte  sich 
ein  Jeder  an,  wie  es  ihm  gut  dünkte  und  er  verletzte  hierdurch  Niemandes 
Interessen.  Als  aber  bei  Zunahme  der  Bevölkerung  die  gleichmässige  Be- 
lastung der  Gemeindegenossen  nicht  anders  als  durch  Ausgleichung  des 
Landbesitzes  möglich  ward,  da  erwies  sich  bald  das  Zerstreutwohnen  der 
Genossen  als  ein  Hinderniss  oder  mindestens  als  eine  Erschwerung  der 
jetzt  als  nothwendig  sich  erweisenden  periodischen  Umtheilungen:  es 
erwies  sich  als  schwierig,  das  Land  gleichmässig  unter  Alle  zu  vertheilen, 
wie  das  in  der  Natur  der  Sache  liegt.  War  das  Dorf  klein,  die  Zahl 
der  gesonderten  Einzelansiedelungen  gering,  so  gelang  der  Gemeinde 
noch  die  Lösung  der  Aufgabe;  je  grösser  aber  das  Dorf  und  die  Zahl 
der  Einzelansiedelungen,  um  so  schwieriger  die  gleichmässige  Vertheilung. 
Die  erste  Massnahme  der  Gemeinde  war,  die  Gründung  neuer  Einzel- 
ansiedelungen zu  verbieten,  weitere  Massnahmen  liefen  darauf  hinaus, 
dieselben  eingehen  zu  lassen  und  die  Insassen  im  Dorf  anzusiedeln,  was 
vielfach  auch  durch  zwingenden  Beschluss  der  Gemeinde  geschah.  Und 
so  entstand  das  enge  Zusammenleben  in  grossen  Dörfern  mit  mehreren 
Tausenden  Einwohnern,  wie  wir  sie  heute  so  verbreitet  im  Süden  finden. 

Ist  nun  auch  die  Bedeutung  der  Einzelansiedelung  erheblich  ge- 
sunken, so  bestehen  solche  auch  heute  noch  hier  und  da.  Einerseits 
sind  es  Ueberreste  der  früheren  Art  des  Beisammenlebens:  sie  erhalten 
sich  dort,  wo  der  Landmangel  noch  nicht  empfindlich  gefühlt  wird.  Die 
-Gemeinde  belässt  ihnen  auch  mehr  Land,  als  ihnen  pro  Seele  zukommt 
—  das  um  die  Ansiedelung  belegene  Land,  vielfach  erhöht  sie  aber 
dementsprechend  die  Zahlungen.    Andererseits  sind  es  aber  auch  neue, 

*)  m,ep6HHa:  3eKejLHan  o6m,HHa  bi  Akbiipobckomi  yforfi  in  der  Pyccuaa  Mhcä, 
1880  Band  IV,  pag.  38—63.  Derselbe:  PyccKaa  seuej&Han  oÖmHHa,  daselbst  Band  VI 
(Artikel  II)  pag.  77  etc.,  Band  VII  (Artikel  III)  pag.  1-86,  Band  VIII  (Artikel  IV) 
pag.  85—118. 
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mit  Genehmigung  der  Gemeinde  erfolgte  Ansiedelungen.  So  gestattet 
die  Gemeinde  zu  beiderseitigem  Vortheil  den  Genossen,  welche  Viehzucht 
im  grösseren  Massätabe  treiben,  die  Errichtung  einer  Ansiedelung  auf 
weniger  fruchtbarem  (Sand-)  Boden,  das  anliegende  fruchtbare  Land  wird 
ihm  zum  Ackerbau  zugemessen.  Die  Gemeinde  thut  solches,  da  die 
Yertheilung  jenes  weniger  fruchtbaren  Landstückes  für  die  Genossen 
keine  Bedeutung  hätte,  wol  auch  zu  gering  ist,  um  unter  alle  vertheilt 
zu  werden,  auch  als  Weideland  nicht  geeignet  ist,  da  zu  entfernt  vom 
Dorf  und  für  die  grosse  Heerde  der  Gemeinde  zu  geringfügig. 

Was  nun  die  Ordnung  des  Gemeindebesitzes  anbetrifft,  so  finden 
wir  die  im  übrigen  Russland  übliche,  hier  und  da  einige  Modifikationen, 
wie  sie  sich  aus  den  besonderen  Bedingungen  dieser  Landstriche  ergeben. 
Am  Dorf  liegt  das  Weideland  —  vielfach  von  sehr  bedeutender  Aus- 
dehnung, da  die  Viehzucht  (nicht  wegen  der  hier  noch  nicht  üblichen 
Düngung,  sondern  zur  Fleischgewinnung)  verbreitet  ist,  weiter  das  übrige 
Land  (Zarina  genannt):  Acker-  und  Wiesenland.  Dieses  gesammte  Land, 
also  das  Acker-  und  Wiesenland,  wird  —  nach  der  Dessätinen-Theilung 
—  in  gewöhnlicher  Weise  unter  die  Höfe  vertheilt.  Es  ist  jedem 
Wirth  überlassen,  wie  er  das  ihm  zugetheilte  Land  nutzen  will:  vielfach 
wird  das  ganze  Land  unter  den  Pflug  gebracht  und  Wiesenland  gepachtet, 
der  eine  Wirth  nutzt  einen  grossen  Theil,  der  andere  einen  kleinen 
Theil  desselben  als  Ackerland.  Es  besteht  vielfach  kein  Fhirzwang, 
d.  h.  das  Vieh  der  Gemeinde  wird  nicht  auf  dieses  Land  zur  Weide 
getrieben.  Es  herrscht  freie  Wirthschaft  (vielfach  noch  die  wilde  Gras- 
wirthschaft),  und  es  zeigt  das  Feld  des  Gemeindelandes  die  grösste  Ver- 
schiedenartigkeit und  Bundscheckigkeit,  wie  wir  sie  in  den  Kreisen  Mor- 
schansk,  Koslow  und  Borissoglebsk  (Gouv.  Tambow),  Ranenburg  (Gouv. 
Kasan),  Kursk  (im  gleichn.  Gouv.)  gefunden  haben.  Wie  in  diesen  Kreisen, 
so  finden  wir,  wenn  wir  vom  Steppengebiet  gegen  Norden  vorschreiten, 
den  Uebergang  zur  Dreifelderwirthschaft:  erst  zeigt  sich  nur  das  dem 
Dorf  zunächst  belegene  Ackerland  nach  diesem  Wirtschaftssystem  bestellt, 
dann  ein  grösserer  Theil  desselben,  endlich  das  ganze  Ackerland. 

Wir  registriren  hier  noch  die  sich  sonst  unseres  Wissens  nicht 
findende  Eigentümlichkeit,  dass  hier  und  da  im  Steppengebiet  die  Ge- 
meinde den  Weidegang  auf  dem  Brachfeld  verpachtet  an  benachbarte 
Gutsbesitzer,  die  für  ihre  grossen  Schaf heerden  Weideland  nöthig  haben. 
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Neuntes  Kapitel. 

Die  Markgenossenschaft,  Ihre  Rechte  und  Aufgaben. 

1.  Ihre  Beziehungen  zum  Lande. 

§  64. 

In  diesem  letzten  Kapitel  gedenken  wir  in  kurzen  Umrissen  ein  Ge- 
-sammtbild  des  markgenossenschaftlichen  Lebens  der  russischen  Gemeinde 
zu  bieten. 

Die  bisher  geschilderten  Arten  der  Nutzung  und  Vertheilung 
des  Gemeindelandes  bilden  die  Regel.  Dazwischen,  finden  sich  aber  auch 
Abweichungen. 

Als  solche  Abweichungen  von  der  allgemeinen  Regel  stellen  sich 
uns  dar  die  ans  verschiedenen  Ursachen  und  zu  verschiedenen  Zwecken 
auf  kürzere  oder  längere  Zeit  oder  auf  ewig  vorgenommenen  Ausschei- 
dungen von  Theilen  des  Gemeindelandes.  Wir  haben  hier  hauptsächlich 
drei  Arten  zu  unterscheiden,  die  je  nach  der  Ursache  und  nach  dem 
Zwecke  der  Ausscheidung  verschieden  sind. 

Die  erste  Art  ist,  dass  der  aus  dem  Gemeindelande  ausgeschiedene 
Theil  gemeinsam  nach  Gemeindebesitzrecht  bestellt,  der  Ertrag  aber  nicht 
unter  die  Genossen  vertheilt,  sondern  zum  Besten  der  Gemeinde,  also 
nur  indirect  zum  Besten  der  Genossen  verwandt  wird.  Solch*  ein  Ver- 
fahren wird  eingeschlagen,  um  aus  dem  Ertrage  des  gemeinsam  bestellten 
Landes  Zahlungsrückstände  der  Gemeinde  zu  decken,  das  Gemeinde- 
magazin mit  Getreide  zu  füllen,  Kapitalien  zu  verschiedenen  Gemeinde- 
zwecken (so  z.  B.  zum  Bau  und  zur  Ausschmückung  von  Kirchen  und 
Kapellen  etc.)  zu  sammeln.  In  anderem  Zusammenhange  haben  wir 
hierüber  oben  gesprochen. 

Anders  stellt  sich  die  Rechtslage  dar,  wenn  der  ausgeschiedene 
Landestheil  Jemandem,  zumeist  einem  Gemeindegenossen,  verpachtet  wird 
um  aus  den  Pachterträgen  der  normirten  Jahre  gewisse  öffentliche  Aus- 
gaben (Ausschmückung  der  Kirche  etc.  etc.)  zu  decken,  und  auch  aus  dem 
Grunde,  um  ein  uncultivirtes  Landstück  auf  diesem  Wege  (zumeist  mit 
Pachtfreijahren)  cultiviren  zu  lassen.  Nach  Ablauf  der  Pachtzeit  wird 
dieses,  jetzt  cultivirte  Land  unter  die  Genossen  in  gewohnter  Weise  ver- 
theilt. Gemeinden  verpachten  endlich  auch  Landstücke  wegen  zu  grosser 
Entfernung  derselben  vom  Dorf,  vielfach  auch  solche,  die  der  Gemeinde 
zurückgefallen  sind  (Aussterben  des  Hofes,  wegen  Rückstände  abgenommen, 
vom  Inhaber  aus  irgend  welchen  Gründen  aufgegeben  etc.).  Endlich  ver- 
pachtet die  Gemeinde  auch  —  übrigens  ganz  ausnahmsweise,  wir  tyaben 
solche  Fälle  nur  im  landreichen  Steppengebiet  des  Südens  gefunden  — 
den  Weidegang  auf  dem  Brachfelde  an  benachbarte  Gutsbesitzer,  deren 
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grosse  Schafheerden  auf  den  eigenen  Weiden  nicht  hinreichend  Futter 
finden.1) 

Die  dritte  Art  ist  die  bleibende  Ausscheidung  eines  Landstückes  zu 
öffentlichen  und  kirchlichen  Zwecken:  die  Hergebung  eines  Landstückes 
zum  Bau  einer  Kirche,  eines  Wohnhauses  für  den  Geistlichen,  zu  Eisen- 
bahnbauten (durch  Expropriation),  oder  auch  zu  gewinnbringenderer 
Ausnutzung  des  Bodens  (Lehmgruben,  Steinkohlenlager  etc.). 

Der  Inhalt  des  markgenossenschaftlichen  Lebens  der  Gemeinde  wird 
nicht  durch  das  Gemeindeland  erschöpft,  vielmehr  erstreckt  er  sich  weiter. 
So  für's  Erste  auf  gekauftes  Land.  Ist  das  Gemeindeland  durch  das 
öffentliche  Becht  zugesprochen,  so  erwirbt  die  Gemeinde  auf  dem  Wege 
privatrechtlicher  Verträge  käuflich  auch  anderes  Land  (in  einigen  Gou- 
vernements in  sehr  bedeutendem  Mass,  wie  z.  B.  im  Gouv.  Twer),  das 
vollständig  in  das  Gemeindebesitzrecht  übergeht  und  über  das  die  Ge- 
meinde in  der  gleichen  Weise  verfügt  wie  über  das  ursprüngliche  Ge- 
meindeland. 

Es  finden  sich  aber  auch  Fälle,  dass  die  ganze  Gemeinde  unter 
solidarischer  Haft  Land  käuflich  erwirbt,  das  Eigentumsrecht  aber  kein 
Gemeindebesitzrecht,  sondern,  wie  wir  es  nennen  wollen,  ein  Hofrecht  ist 
Ein  solches  Hofrecht  am  erworbenen  Lande  besteht  dort,  wo  ein  jeder 
Hof  der  Gemeinde  sich  mit  einem  bestimmten  Antheil  am  Kauf  betheiligt: 
das  Land  wird  „nach  dem  Gelde",  wie  die  Bauern  sich  ausdrücken,  ver- 
teilt, d.  h.  nach  der  Grösse  des  Antheils  an  der  gesammten  Kaufsumme, 
den  der  einzelne  Hof  übernommen  hat  Bei  dieser  Art  von  Land- 
erwerbungen kann  auch  die  Quote  eines  jeden  Hofes  seiner  Gemeindequote 
entsprechen  —  das  wäre  ein  zufälliges  Zusammentreffen.  Der  wesent- 
liche Unterschied  besteht  darin,  dass  ein  jeder  Hof,  welch7  ein  Wechsel 
in  seinem  Familienbestand  und  in  seiner  öconomischen  Kraft  in  Zukunft 
auch  eintreten  möge,  den  gleich  grossen,  der  eingezahlten  Quote  der 
Kanfsumme  entsprechenden  Antheil  am  gekauften  Lande  behält,  über 
welchen  er  durch  Verkauf,  Schenkung,  Erbtheilung  frei  verfügen  kann. 
Aber  sein  Antheil  ist  nicht  sein  freies  persönliches  Grundeigenthum,  wie 
wir  es  sonst  in  der  Welt  finden,  sondern  ein  durch  die  Gemeinde,  der  Ge- 
sammtkäuferin  des  Landes,  und  ihr  Becht  beschränktes.  Sie  ist  es,  die 
das  gekaufte  Land  unter  die  Höfe  nach  der  Grösse  der  gezahlten  Quote 
in  der  beim  Gemeindebesitz  üblichen  Art  (Gewannebildung  etc.  etc.)  ver- 
teilt, sie  kann  auch,  wenn  sie  es  aus  öconomischen  Gründen  für  zweck- 
mässig erachtet,  nachher  eine  Neuvertheilung  vornehmen,  so  z.  B  ein 
Ackerlandstück  zur  bleibenden  Weide  bestimmen  und  ein  ausgeholztes 


l)  So  im  Kreise  Dnepr,  Gouv.  Taurien,  nieporaa:  3eMeiBHaa  oöniHHa  n  ArönpoB- 
cKom  yi3*t  in  der  PyccRaa  Mhcjii..  1880,  Bd.  IV,  pag.  50. 
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Landstück  zur  Ackernutzung  vertheilen.  Sie  kann  eine  Neuverloosung 
der  Ackerstreifen  durchführen;  wenn  es  sich  z.  B.  ergeben  hat;  dass  die 
Güte  der  einzelnen  Streifen  keine  ganz  gleiche  ist,  und  sie  kann  sie 
periodisch  wiederholen,  wenn  sie  sich  ausser  Stande  sieht,  diese  Ungleich- 
heit durch  eine  andere  Vertheilung  des  Landes  auszugleichen.  Auch 
kann  sie  Neuverloosungen  zur  Arrondirung  des  Grundbesitzes  der  Höfe 
vornehmen;  wenn  durch  Kauf;  Erbtheilung  etc.  eine  unbequeme  Gemeng- 
lage der  Grundstücke  entstanden  ist.  Aber  sie  kann  keine  neue  allgemeine 
Umtheilung  (in  dem  technischen  Sinne,  wie  in  dieser  Schrift  gebraucht) 
vornehmen;  da  die  Vertheilungseinheit,  d.  h.  die  Quoten  der  eingezahlten 
Summe;  dieselbe  bleibt.  Die  Quoten  können  durch  Kauf,  Erbtheilung  etc. 
zersplittert  und  zusammengelegt  werden,  aber  die  Gesammtzahl  der 
Quoten,  aus  welcher  die  ursprüngliche  Kaufsumme  besteht,  bleibt 
dieselbe. 

Auf  diese  eigentümliche  Rechtsbildung  im  Grundbesitz  werden  wir 
an  anderer  Stelle  zurückzukommen  und  ihre  grosse  principielle  Be- 
deutung für  die  Zukunft  des  russischen  Gemeindebesitzrechts  nachzu- 
weisen haben.  Hier  haben  wir  nur  noch  zu  bemerken,  dass  in  der 
Literatur  diese  eigentümliche  Rechtsbildung  als  eine  besondere  Ge- 
staltung des  Grundbesitzrechts  nicht  erkannt  wird.  Es  werden  solche 
Landankäufe  seitens  der  Gemeinde  einfach  als  Erweiterung  des  Ge- 
meindelandes angesehen,  wenn  auch  hinzugefügt  wird,  dass  die  Ver- 
theilung nach  der  eingezahlten  Quote  erfolgt  So  erklärt  Trirogow1) 
solch'  einen  Landkauf  nach  Antheilen  seitens  der  Gemeinde  Komarows- 
koje  (Kr.  Petrowsk,  Gouv.  Ssaratow),  wo  der  geringste  Antheil,  wie  wir 
beiläufig  bemerken  wollen,  60  Rbl.  betrug  (ein  Genosse  hatte  gar 
10  Antheile  genommen,  also  600  Rbl.  zu  zahlen  gehabt),  als  einen 
gemeindebesitzlichen  und  die  Nutzung  des  Landes  als  eine  gemeinde- 
besitzliche (oÖmpHHoe).  Und  um  dieses  Eigenthum  am  gekauften  Lande  in 
den  Rahmen  des  Gemeindebesitzrechts  zu  pressen,  setzt  er  auseinander, 
wie  das  Recht  der  Hauswirthe  auf  das  Land  dem  Mass  der  öconomischen 
Kraft  derselben  entspreche,  die  sich  in  der  Grösse  der  gezahlten  Summe 
darthue.  Er  übersieht,  dass  bei  Veränderungen  der  öconomischen  Kraft 
der  Höfe  der  Antheil  derselben  stets  der  gleiche  bleiben  wird,  also  dieses 
Grundbesitzrecht  ein  wesentlich  anderes  ist,  als  das  Gemeindebesitzrecht. 
Auch  dass  die  Bauern  solch'  einen  Ankauf  als  gemeindebesitzliches 
bezeichnen,  ändert  nichts  an  der  falschen  Auffassung.  Denn  die  „Obsch- 
tschina"  (oömma)  ist  nicht  allein  die  Markgemeinde,  sondern  überhaupt 
die  Gemeinde,  und  da  die  ganze  Gemeinde,  d.  h.  alle  Hauswirthe,  sich 


*)  Trirogow:    „OtityHHa  -  thiii"    etc.    in   den   Ore*.    3an.,    1879,    Band  IX. 
pag.  166—172. 
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am  Kauf  betheiligt  hat,  ist  es  verständlich;  dass  die  Bauern  diesen 
Ausdruck  wählen. 

Um  die  Möglichkeit  einer  missverständlichen  Auffassung  des  Dar- 
gelegten zu  vermeiden,  wollen  wir  noch  Folgendes  bemerken.  Selbst 
wenn  uns  ein  Fall,  welcher  uns  übrigens  bisher  noch  nicht  aufgestossen 
ist,  vorgeführt  werden  sollte,  dass  ein  in  jener  Art  gekauftes  Landstück 
späterhin  nach  Gemeindebesitzrecht  allgemeinen  Umtheilungen  (mit 
wechselnder  Vertheilungseinheit)  unterzogen  wird,  so  würde  die  von 
mir  oben  aufgedeckte  neue,  eigenthümliche  Grundbesitzordnung  noch 
nicht  als  ein  Hirngespinst  erscheinen.  Denn  es  können  Momente  im 
Leben  der  betreffenden  Gemeinde  eintreten,  die  eine  Umwandlung  dieser 
Grandbesitzordnung  in  den  Gemeindebesitz  zu  Wege  bringen.  Treten 
z.  B.  Missernten  ein  und  wird  gleichzeitig  die  öconomische  Kraft  der 
Gemeinde  auch  noch  durch  andere  Galamitaten  (Feuersbrunst,  ver- 
heerende Krankheiten  unter  Vieh  und  Menschen  etc.)  sehr  geschwächt, 
so  könnte  immerhin  der  Fall  eintreten,  dass  zur  Aufbringung  der  ob* 
liegenden  Zahlungen  und  der  Bückstände,  die  sich  unter  solchen  Be- 
dingungen anhäufen,  das  gesammte  Land  —  das  Gemeindeland  wie  auch 
das  nach  Antheilen  in  der  dargelegten  Art  gekaufte  —  in  gleicher 
Weise  nach  Gemeindebesitzrecht,  d.  i.  nach  der  derzeitigen  öconomischen 
Kraft  der  Höfe  vertheilt  wird. 

Und  endlich!  Da  wir  es  hier  mit  im  Volk  sich  erst  neu  ausbilden- 
den Rechten,  die  formal  nicht  fixirt,  d.  h.  nicht  durch  das  Gesetz 
sanctionirt  sind,  sondern  flüssig  und  wandlungsfähig  im  Bechtsbewusst- 
sein  der  Leute  schweben,  so  kann  es  eintreten,  dass  die  gefestigten 
Begriffe  des  Gemeindebesitzrechtes  auch  auf  das,  in  anderer  Grundlage 
erworbene  Land  ausgedehnt  werden.  Wir  wollen  als  auf  einen  Beleg, 
wie  stark  dieses  Moment  in  dieser  Beziehung  wirken  kann,  auf  die  an 
anderer  Stelle  bereits  geschilderten  Uebergangsprocesse  vom  reinen  per- 
sönlichen (Einhöfler-)  Grundbesitz  zum  Gemeindebesitz  dort,  wo  Einhöfler 
inmitten  von  Markgemeinden  leben,  hinweisen.  Vollziehen  sich  gar 
solche  Umwandlungen,  so  könnte  es  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  in 
jener  Art  erworbenes  Land  allmälich  unter  das  volle  Gemeindebesitzrecht 
gelangt  Doch  wie  gesagt,  auf  derartige  Fälle  sind  wir  in  unseren 
Untersuchungen  bisher  nicht  gestossen.  — 

Sodann  wird  Grundbesitz  auch  von  mehreren  Hauswirthen  gemein- 
sam käuflich  erworben  und  bleibt  vielfach  im  genossenschaftlichen  Eigen- 
tum, aber  in  persönlicher  Nutzung  der  einzelnen  Hauswirthe. 

Fügen  wir  noch  hinzu,  dass  Bauern  auch  einzeln  Land  kaufen,  so 
haben  wir  die  volle  Stufenleiter:  persönlicher,  genossenschaftlicher  Grund- 
besitz, hofrechtlicher  und  der  gewöhnliche  Gemeindebesitz. 

Auch  in  anderer  Weise  erweitert  die  Gemeinde  den  Grundbesitz 

▼•  Keu«Ur,  Geschichte  and  Kritik  des  ÜemeindäbeaiUw.   II.  2.  15 
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der  Tdarkgenossen,  und  zwar  durch  Beförderung  der  Aussiedelung.  So 
gewährt  eine  nicht  geringe  Zahl  von  Gemeinden  im  Kreise  Ranenburg 
(Gouv.  Räsan)  den  Aussiedlern  gewisse  Vergünstigungen;  sie  befreit  sie 
bis  zu  deren  Aufnahme  in  eine  neue  Gemeinde  von  der  Entrichtung 
der  obliegenden  Zahlungen  und  belässt  sie  noch  in  der  Nutzung  ihres 
Landantheils  oder  nur  des  Gehöftlandes,  das  diese  an  Gemeindegenossen 
verpachten,  zwei  oder  drei  Jahre,  letzteres  in  einer  Gemeinde  gar  auf  zwölf 
Jahre.  Oder  sie  zahlt  ihnen  20—25  Rbl.  pro  Revisionsseele,  oder  auch 
5  Rbl.  pro  Revisionsseele  und' 3  Rbl.  pro  „Esser".  Das  an  die  Gemeinde 
zurückfallende  Land  wird  entweder  unter  die  nachbleibenden  Höfe,  da- 
zwischen unter  die  besonders  landbedürftigen,  d.  h.  deren  Familien  beson- 
ders stark  zugenommen  haben,  vertheilt  oder  —  in  einer  Gemeinde  — 
verpachtet.1) 

§  65. 

Wie  erfreulich  auch  der  wachsende  Landkauf  seitens  der  Gemeinde 
ist,  so  ist  er  bisher  ein  relativ  geringer.  So  hat  denn  auch  zur  Zeit 
die  Pachtung  benachbarten  Landes  seitens  der  Gemeinde,  Genossen- 
schaften und  einzelner  Bauern  eine  weit  grössere  practische  Bedeutung 
für  die  bäuerliche  Wirthschaft  als  der  Kauf  von  Land. 

Das  über  den  Landkauf  Gesagte  bezieht  sich  auf  das  Pachten, 
jedoch  mit  einigen  in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Unterschieden. 
Vor  Allem  berücksichtigt  beim  Landkauf  der  einzelne  Hauswirth,  wie 
auch  die  Gemeinde  nicht  allein  die  augenblicklichen  Bedürfhisse,  sondern 
auch  die  zukünftigen.  Die  individuellen  Bedürfnisse,  also  die  zeitlichen, 
treten  bei  der  Pachtung  mehr  in  den  Vordergrund  als  beim  Kauf.  So 
sucht  der  Bauer,  wenn  auch  die  Arbeitskraft  seines  Hofes  zur  Zeit  kein 
Land  ausser  dem  Gemeindelandantheil  nöthig  hat,  all  ihm  zu  Gebote 
stehende  Mittel  dranzusetzen,  um  die  erforderliche  Anzahlung  zur  Be- 
theiligung am  Landkauf  leisten  zu  können:  er  will  nicht  für  alle 
Zukunft  auf  die  Erweiterung  des  Grundbesitzes  verzichten.  Wo  es  sich 
aber  nur  um  eine  zeitweilige  Pachtung  handelt,  da  erwägt  er  seine  augen- 
blicklichen Bedürfnisse  und  betheiligt  sich  unter  Umständen  nicht  daran. 

Dieses  persönliche  Moment,  das  der  individuellen  augenblicklichen 
Bedürfnisse,  tritt  bei  den  Pachtungen  verschiedener  Landarten  in  sehr 
verschiedenem  Masse  hervor,  und  je  mehr  dieser  Factor  zur  Geltung 
gelangt,  um  so  mehr  tritt  die  Gemeinde  zurück,  der  einzelne  Hof  aber  vor. 

Am  stärksten  gelangt  das  individuelle  Moment  bei  der  Pachtung  von 
Ackerland  zur  Geltung.  Ob  und  wie  viel  ein  Hof  sich  an  der  seitens  der 
Gemeinde  projectirten  Pachtung  von  Ackerland  betheiligt,  hängt  von 


*)  Statistik  des  Gouv.  Räsan,  Bd.  II,  Lieferung  I,  pag.  266,  271,  274,  276,  277, 
297,  313. 
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den  anderweitig  nicht  vortheilhafter  zu  verwendenden  Arbeitskräften 
(Hausindustrie,  anderer  Nebenerwerb  etc.)  ab:  in  dem  einen  Jahre 
betheiligt  sich  ein  Hof  gar  nicht,  der  im  folgenden  Jahr  Alles  dransetzt, 
möglichst  viel  Land  zur  Pachtung  zu  erhalten.  Und  hierin  liegt  die 
hauptsächliche  Erklärung  für  die  Erscheinung,  dass  Ackerland  weit 
häufiger  als  die  anderen  Landarten  (Wiese,  Weide)  nicht  seitens  der 
Gemeinde,  sondern  von  grösseren  und  geringeren  Genossenschaften  und 
vornehmlich  von  einzelnen  Bauern  gepachtet  wird.  Immerhin  finden 
sich  auch  Pachtungen  von  Ackerland  seitens  der  Gemeinde.  Zumal 
das  bei  der  allendlichen  Abgrenzung  abgeschnittene,  dann  aber  auch 
nahe,  namentlich  streu  belegene  Ackerland  wird  in  dieser  Art  gepachtet 
Wir  haben  bereits  oben  —  in  anderer  Veranlassung  —  auf  Fälle  hin- 
gewiesen, wo  die  Gemeinde  das  eigene  Ackerland  in  zwei  Felder  theilt 
und  das  gepachtete  Land  als  drittes  in  die  Dreifelderwirtschaft  ein- 
schiebt, welches  äusserlich  ganz  den  Character  des  Gemeindelandes 
annimmt.  Auch  sonst  erscheint  das  gepachtete  Land  vielfach  als  be- 
sondere Gewanne  des  Gemeindeackers  und  es  wird  in  solchen  Fällen 
darnach  gestrebt,  die  Felder  so  zu  vertheilen,  dass  sie  an  das  System 
der  bestehenden  Eintheilung  hineinpassen,  das  Vieh  bequem  auf  der 
Weide  sich  bewegen  kann  etc. 

Häufiger  aber  finden,  wie  bemerkt,  Pachtungen  auf  Antheil,  wobei 
nicht  alle  Höfe  mit  je  nach  Bedürfniss  wechselndem  Antheil  Land  über- 
nehmen, dann  seitens  Genossenschaften  mehrerer  Bauern  und  endlich 
einzelner  Bauern  statt. 

Das  Pachten  von  Wiesenland  hat  für  die  Gemeinden  desgleichen  eine 
sehr  grosse  Bedeutung:  es  kann  fast  als  Ausnahme  gelten,  dass  Ge- 
meinden hinreichend  Wiesen  für  den  ohnehin  geringen  Viehbestand 
haben  und  daher  der  Notwendigkeit,  solches  Land  zu  pachten,  ent- 
hoben sind.  Es  ist  verständlich,  dass  bei  Abgrenzung  des  Bauerlandes 
die  Gemeinden  sich  eher  eine  Kürzung  des  Buschlandes,  der  Weide  und 
der  Wiese  gefallen  Hessen,  als  die  des  Ackers,  das  seit  Jahrhunderten 
durch  eigenen  Schweiss  cultivirt  war.  „Wir  wären  ohne  Brod  geblie- 
ben", ist  die  gleichlautende  Antwort  der  Bauern  auf  die  bezügliche 
Frage.  Erst  mussten  sie  an  den  eigenen  Magen  denken,  ehe  der  Magen 
des  Viehes  in  Betracht  kam. 

Sehr  verbreitet  ist  nun  die  Einrichtung,  dass  die  ganze  Gemeinde 
Wiesenland  pachtet.  Hier  tritt  das  individuelle  Moment,  das  zeitliche 
wechselnde  Bedürfniss  mehr  zurück:  wie  viel  ein  Hof  in  diesem  Jahre 
Wiesenland  nöthig  hat,  so  viel  auch  zumeist  im  folgenden.  Auf  der 
Gemeindeversammlung  wird  festgestellt,  ob  alle  Hauswirthe  und  mit  wie 
grossem  Antheil  sie  sich  an  der  Pachtung  betheiligen  wollen.  Denn  es 
ist  zumeist  freigestellt,  ob  Jemand  Antheil  an  ihr  wünscht  oder  nicht. 

15* 
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Die  Vertheilung  der  gepachteten  Wiese  erfolgt  in  verschiedener 
Art.  Zuweilen  wird  bestimmt,  sie  wie  die  eigene  zu  vertheilen:  Solches 
geschieht,  wenn  alle  Hauswirthe  in  gleicher  Weise  an  der  Pachtung 
zu  participiren  wünschen.  Oder  es  nehmen  einige  Hauswirthe  einen 
grösseren  Antheil,  mehr  „Seelen"  oder  „Täglo's",  als  auf  ihnen  nach  der 
Gemeindevertheilung  ruhen,  andere  wiederum  einen  geringeren  Antheil. 
Diese  Angelegenheit  wird  auf  der  Gemeindeversammlung  gewöhnlich  in 
folgender  Art  geregelt  Die  Gemeinde  geht  von  der  Voraussetzung  aus, 
dass  im  Allgemeinen  jeder  Hauswirth  entsprechend  der  Zahl  seiner 
Seelen  Antheil  an  dem  zu  pachtenden  Wiesenland  zu  haben  wünscht, 
im  Besonderen  können  aber  Abweichungen  stattfinden.  Um  solche  zu 
ermitteln,  wird  die  Frage  gestellt,  ob  Jemand  weniger  zu  übernehmen 
wünscht.  Melden  sich  solche,  so  werden  diese  Antheile  denen,  die  sie 
zu  erlangen  wünschen,  übergeben. 

Oder  es  wird  zur  Vertheilung  des  Wiesenlandes  und  dementsprechend 
der  Pachtzahlung  eine  andere  Einheit  als  die  bei  Vertheilung  des  Ge- 
meindelandes übliche  gewählt  Es  finden  sich  hier  folgende  Modifi- 
cationen. 

Ist  das  Landstück  entfernt  vom  Dorf  belegen  und  nur  zum  Gras- 
schnitt (nicht  auch  zur  Weide)  unter  solidarischer  Haft  der  Gemeinde 
gepachtet,  so  erfolgt  die  Vertheilung  der  Wiese  zumeist  nach  der  Höhe 
der  Pacht,  die  ein  Hauswirth  zu  übernehmen  erklärt  Eine  jede  „Stelle" 
des  Wiesenlandes  wird  in  Stücke  getheilt  proportional  der  Pacht,  die 
der  Einzelne  zahlt.  (Wer  doppelt  so  viel  zahlt,  als  ein  Anderer,  erhält 
ein  doppeltes  Wiesenstück  in  jeder  „Stelle".)  In  grossen  Gemeinden 
werden  zur  Erleichterung  der  Vertheilung  Loosgruppen  gebildet.  Cha- 
racteristisch  ist,  dass  auch  bei  dieser  Vertheilung  der  gepachteten  Wiesen 
nach  dem  „Gelde"  die  Bauern  dieselbe  Terminologie  gebrauchen,  wie 
bei  der  Vertheilung  von  Gemeindeland:  so  sagt  der  Bauer  nicht,  mein 
Antheil  an  der  Wiese  entspricht  z.  B.  10  Rbl.,  sondern  ich  habe  an  der 
Wiese  so  oder  so  viel  „Seelen",  „Täglo's";  diese  Ausdrücke  sind  also  zu 
ganz  technischen  Bezeichnungen  geworden,  die  nichts  mit  den  wirklichen 
vorhandenen  Seelen  und  Täglo's  gemein  haben. 

Wird  jedoch  das  Wiesenland  von  der  Gemeinde  daneben  auch  zur 
Weidenutzung  gepachtet,  so  gilt  als  Basis  der  Vertheilung  des  Landes 
wie  der  Zahlungen  zumeist  die  Anzahl  des  Viehes  eines  jeden  Hofes: 
das  Land  ist  pro  Stück  Vieh  vertheilt,  heisst  es  dann.  Die  Ursache 
einer  solchen  Vertheilung  liegt  nahe:  das  Vieh  der  Gemeinde  wird  ge- 
meinsam auf  der  Weide  gehütet,  demnach  nutzt  jedes  Stück  Vieh  in 
gleichem  Masse  die  Weide.  Also  verlangt  die  Gleichmässigkeit  der 
Vertheilung  die  nach  der  Anzahl  des  Viehes.  Ausserdem  bedarf  jeder 
Hof  um  so  viel  mehr  Wiese,  je  mehr  er  Vieh  hat.    Schliesslich  bedarf 
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der  Hof,  der  überhaupt  kein  Vieh  hat,  keiner  Wiese  und  keiner  Weide.  Also 
ist  diese  Theilungsart  eine  vollkommen  zweckentsprechende.  Doch  auch 
hier  wird  es  Jedem  freigestellt,  ob  er  sich  bei  der  Pacht,  resp.  Nutzung 
betheiligen  will.  Wer  sich  nicht  betheiligen  will,  muss  jedoch  pro  Stück 
Vieh,  das  auf  diese  Weide  getrieben  wird,  zahlen. 

Wo,  wie  z.  B.  im  Gouvernement  Moskau,  die  Zahlung  für  die  Mit- 
benutzung der  Weide  recht  hoch  gegriffen  wird,  geschieht  es  nur  selten, 
dass  ein  Hof  sich  nicht  an  der  Pachtung  betheiligt  Es  sind  vor- 
nehmlich nur  solche  Höfe,  die  für  den  Winter  ihr  Vieh  verkaufen, 
oder  nur  eine  Kuh  beibehalten,  für  die  der  Ertrag  der  Gemeindewiese 
genügt 

Auch  wird  die  Nutzung  der  fremden  Wiese  mit  Arbeit  bezahlt:  die 
Gemeinde  verpflichtet  sich,  einige  Dessätinen  Ackerland  zu  bestellen 
oder  Dünger  aus  dem  Herrenhof  auf  das  Feld  zu  führen,  oder  Wiesen 
zu  mähen.  Hier  erfolgt  die  Vertheilung  des  Wiesenlandes  pro  Pferd, 
pro  Schnitter  oder  pro  Täglo,  je  nachdem  welches  dieser  Elemente  vor- 
nehmlich bei  der  Ausführung  der  übernommenen  Arbeit  betheiligt  ist: 
bei  der  Düngerfuhr  das  Pferd,  bei  Wiesenschnitt  der  Schnitter,  bei  Be- 
stellung von  Ackerland  der  Arbeiter,  das  Täglo  etc.1) 

Weideland  (ewiges  Weideland),  resp.  die  Weideberechtigung  auf  dem 
Brach-  und  Stoppelfeld,  auf  der  Wiese  nach  dem  Grasschnitt,  auf  ab- 
geholztem Waldboden  etc.  wird  wol  ausschliesslich  seitens  der  ganzen 
Gemeinde  vom  benachbarten  Gutsbesitzer  gepachtet,  und  wie  an  anderer 
Stelle  dargelegt,  ist  zumeist  die  Gemeinde  in  der  Nothlage,  solche 
Nutzung  pachten  zu  müssen.  Hier  tritt  das  individuelle  Moment  noch 
mehr  als  bei  der  Wiesenpachtung  in  den  Hintergrund.  Die  Pachtleistung 
ist  eine  sehr  verschiedene:  vielfach  gewährt  der  Gutsbesitzer  ohne  be- 
sondere Entschädigung  die  freie  Weide  den  Bauern,  welche  sein  Land 
bestellen.  Oder  es  wird  eine  Extraleistung  ausbedungen  in  Arbeitstagen, 
in  Geld  (entweder  eine  feste  Summe,  oder  pro  Stück  Vieh,  dass  auf  die 
Weide  getrieben  wird).  Die  Vertheilung  auf  die  Hauswirthe  geschieht 
entweder  nach  der  gemeindebesitzlichen  Grösse  der  Höfe,  oder  pro 
Stück  Vieh. 

Als  Ausnahme  finden  wir  die  Einrichtung,  dass  Eigenthümer  oder 
Pächter  von  zur  Weide  geeignetem  Lande  nicht  mit  der  Gemeinde  ein 
Abkommen  schliesst,  sondern  mit  jedem  Hof  pro  Stück  Vieh. 


l)  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Bd.  IV,  pag.  74—77,  Statistik  des  Gouv.  Tambow, 
Bd.  I,  Abschnitt  II,  pag.  33,  Bd.  II,  Abschnitt  II,  pag.  102  etc. ,  Statistik  des  Gouv. 
8t  Petersburg,  Bd.  I,  pag.  58  etc.,  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz, 
pag.  127,  Statistik  des  Gouv.  Rasan,  Bd.  II,  Lieferung  I  an  verschiedenen  Stellen, 
Lieferung  II,  pag.  207,  217  etc.  etc.,  Statistik  des  Gouy.  Ssaratow,  Bd.  I,  Lieferung  I 
*&  verschiedenen  Stellen. 
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§  66. 

Vielfach  gewährt  das  Gemeindeland  der  Gemeinde  noch  andere 
Vortheile.  So  finden  sich  auf  ihm  Lehmgruben,  Torflager,  Steinbrüche, 
Steinkohlenlager,  Stapelplätze  an  flössbaren  Flüssen,  sterile  Landstücke 
zum  Bau  von  Sommerlandsitzen  (in  der  Nähe  grosser  Städte),  Fischfang 
in  Flüssen  und  Landseen  etc.  etc. 

Die  Nutzung  ist  entweder  eine  freie,  oder  eine  markgenossenschaft- 
liche, oder  sie  wird  endlich  an  Gemeindegenossen  und  auch  an  Fremde 
verpachtet  (als  Corporationsgut  im  Sinne  des  römischen  Rechts),  deren 
Ertrag  zur  Deckung  der  obliegenden  Zahlungen  der  Gemeinde,  ein  Theil 
aber  gewöhnlich  zu  Schmausereien  verwandt  wird.  Auch  findet  eine 
Combination  beider  Arten  statt,  so  ist  im  Dorf  Murajewnä  (Kr.  Dankow, 
Gouv.  Räsan)  die  Ausbeute  des  Steinbruchs  jedem  Gemeindegenossen  zu 
1  Rbl.  80  Kop.  pro  Faden  gewonnener  Steine  (der  Verkaufepreis  ist 
4  Rbl.  60  Kop.)  freigestellt.  Die  Gemeinde  überlässt  den  Genossen 
diese  Nutzung  billiger,  als  aus  einer  Verpachtung  erzielt  werden  könnte. 

Weiterhin  besitzen  Gemeinden  Mühlen  (Wasser-  und  Windmühlen  V 
die  gewöhnlich  verpachtet,  doch  auch  anders  genutzt  werden.  So  in- 
stalirt  das  Dorf  Metlinskoje  (Kr.  Sselwytschegotsk,  Gouv.  Wologda) 
jährlich  einen  Bauer  zum  Leiter  der  Gemeindemühle;  3  Kop.  pro  Sack 
Mehl  wird  erhoben,  welche  Summe  in  die  Gemeindekasse  fliesst  und 
zum  Besten  der  Kirche  verwendet  wird.  In  einer  benachbarten  Ge- 
meinde werden  aus  dem  Ertrag  der  Mühle  gemeinsame  Mahlzeiten  an 
gewissen  Festtagen  veranstaltet.  Auch  sind  in  diesem  Kreise  Gemeinde- 
bierbrauereien erbaut;  Zweck  derselben  ist,  das  Bier  zu  Schmausereien 
an  gewissen  Festtagen  zu  gewinnen.  Originell  ist  folgende  Sitte  in  der 
Gemeinde  Kosminskoje,  die  aus  einundvierzig,  meist  ganz  kleinen  Dörfern 
besteht  Nach  alter  Volkssitte  hat  jedes  Dorf  einen  besonderen  Heiligen, 
der  durch  Schmauserei  geehrt  werden  muss.  Es  hätte  also  ein  Dorf 
von  6,  oder  lö,  oder  20  Seelen  alle  anderen  Dörfer  der  Markgemeinde 
zu  bewirthen,  was  zu  grosse  Kosten  verursachte.  So  beschloss  nun  die 
Markgemeinde  vor  einiger  Zeit,  nur  vier  solcher  Schmausereien  jährlich 
abzuhalten.  Alle  Dörfer  wurden  in  20  Gruppen  getheilt  (kleine  Dörfer 
bilden  zu  zwei  oder  drei  je  eine  Gruppe,  grössere  Dörfer  je  eine  oder 
zwei  Gruppen).  Jede  dieser  Gruppen  veranstaltet  der  Reihe  nach  die 
Festschmauserei,  so  dass  bei  vier  Festen  jährlich  in  fünf  Jahren  die 
Runde  gemacht  ist  Die  Pflicht  der  betreffenden  gastgebenden  Gruppe 
besteht  übrigens  nur  darin,  dass  die  Genossen  Gaben  in  allen  ihren 
Dörfern  sammeln  und  für  das  Brauen  des  Gemeindebieres  Sorge  tragen. 
Am  Festtage  selbst  haben  sie  das  Arrangement  der  Schmauserei  etc. 

Windmühlen  befinden  sich  auch  im  persönlichen  Eigenthum  ein- 
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zelner  Säuern,  so  in  der  Wolost  Murajewnä:  drei  solcher  Mühlen  im 
Dorf  Sabolotnoje,  zwei  im  Dorf  Olchi,  eine  im  Dorf  Serkaly. 

Auch  bezieht  die  Gemeinde  Einkünfte  aus  verschiedenen  Handels-; 
Verkehrs-  und  Gewerbeetablissements.  Es  ist  dieses  eine  Besteuerung 
derselben.  Ausserordentlich  zahlreich  sind  die  Schenken  in  den  Dörfern, 
die  entweder  wirkliche  Gemeindeschenken,  d.  h.  in  einem  der  Gemeinde 
gehörigen  Gebäude  untergebracht  sind,  oder,  was  zumeist  der  Fall  ist, 
in,  im  persönlichen  Besitz  stehenden  Gebäuden  sich  befinden:  erstere 
zahlen  Pacht,  die  zweiten  für  die  Berechtigung  des  Yerschenkens.  Die 
Zahlung  erfolgt  in  Geld  und  ausserdem  noch  zumeist  in  der  Lieferung 
von  Branntwein  an  die  Gemeindeglieder  .zu  gewissen  Festtagen.  Auf 
die  Massnahmen  zur  Beschränkung  der  Gemeindeschenken  können  wir 
rncht  eingehen,  es  würde  uns  zu  weit  vom  Thema  ablenken. 

Desgleichen  bezieht  die  Gemeinde  jährliche  Einkünfte  aus  den  Her- 
bergen für  die  Genehmigung  zur  Eröffnung  derselben. 

2.  Die  Vertheilung  öffentlicher  und  markgenossenschaftlicher  Arbeiten. 

§  67. 

Eine  Reihe  verschiedenartigster  Arbeiten  wird  von  der  Gemeinde 
ausgeführt    Die  Vertheilung  der  vorzunehmenden  Arbeit  geschieht  nach 
demselben  markgenossenschaftlichen  Princip,  wie  die  der,  der  Gemeinde 
obliegenden   Zahlungen,    d.   h.   nach    der   Zahl    der   auf   jedem    Hof 
ruhenden  „Seelen",  nach   der    Grösse    des  „Seelen" -Landantheils  wird 
die  Arbeit  repartirt    Und  hierbei  zeigt  sich,  wie  oben  dargethan,  die 
grosse  practische  Bedeutung  der  Theilung  der  grösseren  Gemeinden  in 
Loosgruppen.     Die  directe  Vertheilung  der  einzelnen  Arbeit  auf  alle 
Höfe  einer  grösseren  Gemeinde  wäre  ein  zu  complicirtes  Verfahren,  in 
das  sich  leicht  Fehler  einschleichen  könnten.    Beansprucht  ferner  eine 
obliegende  Arbeit  nur  eine  Leistung  von  wenigen  Tagen,  so  würde  bei 
gleicher  Reparation  dieser  Arbeit  auf  jeden  Hof  nur  einige  Arbeitsstunden 
entfallen,  dem  einzelnen  Bauer  würde  aber  eine  solche  geringe  Arbeits- 
leistung eine  Störung  des  ganzen  Arbeitstages  bedeuten.    Und  handelt  es 
sich  gar  um  eine  Arbeit,  die  entfernt  vom  Dorf  auszuführen  ist,  (z.  B. 
Instandhaltung  eines  Weges),  so  würde  das  Hin-  und  Herfahren  mehr  Zeit 
beanspruchen  als  die  eigentliche  Arbeit  selbst  Es  würde  auch  aus  alle  Dem 
ein  Wirrwarr  in  der  Berechnung  entstehen,  in  der  die  Gemeinde  sich 
nicht  zurecht  finden  könnte.    Die  Theilung  der  Gemeinde  —  mit  Aus- 
nahme ganz  kleiner  Gemeinden,  für  die  keine  Veranlassung  hierzu  vor- 
liegt —  in  Loosgruppen  ist  es  nun,  die  über  alle  diese  Schwierigkeiten 
nnd  Unbequemlichkeiten  hinweghilft.    Die  obliegende  Arbeit  wird  auf 
die  Loosgruppen   vertheilt  und  die  Genossen  jeder  Loosgrnppe  ver- 
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ständigen  sich  untereinander,  wie  die  Arbeit  aaszuführen  ist  Handelt 
es  sich  um  eine,  geringe  Zeit  beanspruchende  Arbeit,  so  wird  sie  auf 
einige  Hauswirthe  oder  gar  nur  auf  einen  Hauswirth  auferlegt  Es 
führt  die  Loosgruppe  genaue  Rechnung,  häufig  durch  Verzeichnen  auf 
dem  Kerbholz,  darüber,  wer  und  wie  viel  Jeder  derartige  Arbeitstage 
geleistet  hat  Wer  bei  dieser  Arbeit  weniger  als  ihm  pro  Seelenland- 
antheil  zukommt,  oder  gar  nichts  leistet,  wird  bei  der  folgenden  Arbeit 
in  grösserem  Masse  herangezogen.  Und  so  erfolgt  eine  vollständige 
Ausgleichung  aller  Arbeitsleistungen. 

Dieser  Modus  der  Vertheilung  der  Gemeindearbeiten  ist  sowol  bei 
Befriedigung  markgenossenschaftlicher  Bedürfnisse,  als  auch  bei  der  Ge- 
meinde obliegenden  öffentlich-rechtlichen  (landschaftlichen  und  staatlichen) 
Prästanden  üblich. 

Wir  zählen  hier  einige  wichtige  Arbeiten  dieser  Art  auf.  Die  Er- 
richtung und  Erhaltung  der  Zäune  ist  eine  wichtige  markgenossenschaft- 
liche Aufgabe.  Die  Zäune,  die  die  einzelnen  Gehöfte  von  einander  und  die 
das  Gehöft  vom  Felde  etc.  scheiden,  werden  von  den  direct  Betheiligten 
(den  Nachbaren)  erhalten,  ohne  Mitwirkung  der  Gemeinde,  die  nur  etwaige 
Streitigkeiten  der  Nachbaren  oder  in  Betreff  des  Durchbrechens  des 
Viehes  aus  dem  Brachfeld  in  das  Gehöft  (Entscheidung,  ob  der  Zaun  die 
genügende  Festigkeit  und  die  erforderliche  Höhe  hatte)  zu  entscheiden  hat 
Die  anderen  Zäune  (zwischen  den  drei  Feldern,  und  um  das  Gemeinde* 
land  gegen  andere  Dörfer,  zu  beiden  Seiten  der  Eisenbahn  etc.)  werden, 
soweit  solche  bestehen,  ausgemessen,  ihre  Fadenzahl  durch  die  Zahl  der 
Loosgruppen  getheilt  und  hierdurch  ermittelt,  wie  viel  Faden  Zäune  jede 
Loosgruppe  in  Stand  zu  halten  hat,  die  ihr  Quantum  auf  die  Genossen 
nach  Seelenzahl  vertheilt,  so  dass  ein  Jeder  sein  bestimmtes  Stück  hat 
Durchbricht  Vieh  den  Zaun,  so  verantwortet  der  betreffende  Bauer  für 
den  Schaden,  falls  der  Zaun  schlecht  erhalten  ist,  d.  h.  nicht  die  erfor- 
derliche Festigkeit  und  Höhe  hat 

Im  Einzelnen  finden  sich  Verschiedenheiten  aller  Art  So  wurden 
z.  B.  in  Saoserje  (Kr.  Krestzi,  Gouv.  Nowgorod)  die  Zäune  zwischen  den 
drei  Feldern  abwechselnd  jährlich  von  einer  Loosgruppe  aufgestellt  In 
den  Gemeinden  der  Wolost  Murajewnä  (Gouv.  Räsan)  wird  in  einigen 
Gemeinden  das  Gartenland  des  Gehöftlandes  durch  Zäune,  in  anderen 
durch  Canäle  oder  Wälle  vom  übrigen  Gemeindeland  abgegrenzt    Diese 

■  

Arbeiten  werden  auf  die  Loosgruppen  vertheilt  In  der  Gemeinde  Pustüig 
wird,  da  der  Boden  von  verschiedener  Festigkeit  (zum  Theil  sumpfig) 
ist,  der  Untergrund  in  Berücksichtigung  gezogen,  da  die  Erhaltung  auf 
weichem  Boden  schwieriger  als  auf  festem  ist 

In  gleicher  Weise  werden  die  Brücken,  Stege  und  Wege  erhalten. 
Brunnen,  Teiche  (zur  Viehtränke,  zur  Wäsche)  werden  gewöhnlich  von  je 
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einer  Loosgruppe  (d.  h.  jede  Loosgruppe  hat  einen  Brunnen  und  einen 
Teich)  oder  von  einer  kleineren  Zahl  von  nebeneinanderliegenden  Höfen 
gegraben  und  erhalten  (gereinigt  etc.)-  Siedelt  sich  ein  Bauer,  der  sich 
von  seinem  elterlichen  Hof  abtheilt,  an  einer  anderen  Stelle  (am  Ende 
des  Dorfes  etc.)  an,  so  zahlt  er  z.  B.  in  der  Gemeinde  Pustünj  der 
Brunnen-  und  Teichgenossenschaft,  deren  Genosse, er  jetzt  wird,  einige 
Rubel  nach  Abmachung  und  wird  dadurch  gleichberechtigter  Nutzniesser 
an  diesen  Einrichtungen,  zu  deren  Herstellung  er  bisher  nicht  bei- 
getragen hat  Ebenso  werden  auch  Kapellen  (in  der  Gemeinde  Pustünj 
auf  je  100  Höfe  eine  Kapelle),  Badstuben  gebaut  und  erhalten. 

Bau  und  Instandhaltung  von  Gemeindehäusern,  Gemeindemagazinen, 
Schulen  etc.  werden  in  gleicher  Weise  durch  Vertheilung  auf  die  Loos- 
gruppen  ausgeführt.  Doch  werden  auch  hier  und  da  diese  Arbeiten 
einem  Unternehmer  übergeben  gegen  eine  bestimmte  Zahlung,  die  die 
Gemeindekasse  trägt  In  manchen  Gemeinden  werden  auch  Brücken  und 
Wege  in  dieser  Art  in  Stand  erhalten. 

Eine  Gemeindelast  ist  die  Stellung  von  Fuhrwerken  (zur  Beförderung 
von  Gefangenen,  Rekruten  etc.).  Pachtet  eine  Gemeinde  vom  benachbarten 
Gutsbesitzer  Weideland  oder  ein  Stück  Land,  das  für  die  Gemeinde  keine 
andere  Bedeutung  hat,  als  um  das  Pfänden  des  zufällig  dasselbe  be- 
tretenden Viehes  zu  vermeiden,  also  Land,  das  der  ganzen  Gemeinde  von 
Werth  ist,  gegen  die  beliebte  Leistung  von  Arbeitstagen,  so  wird  auch  diese 
Arbeit  auf  die  Genossen  nach  Loosgruppen  gleichmässig  vertheilt,  ebenso 
die  Leistungen  für  die  Kirche  und  den  Geistlichen  (Anfuhr  von  Holz  etc.). 

Die  Ausführung  landwirthschaftlicher  Verbesserungen  gehört  auch 
hierher.  So  werden  vielfach  von  der  Gemeinde  gemeinsam  Canäle  zur 
Trockenlegung  des  Landes  gegraben,  doch  werden  solche  Arbeiten  auch 
seitens  der  Gemeinde  Grabenstechern  übergeben,  die  erforderliche 
Zahlung  aber  auf  die  Gemeindegenossen  repartirt  Desgleichen  werden 
gemeinsam  Baumstümpfe  ausgegraben  und  andere  Urbarungsarbeiten 
vollbracht,  Wiesenland  gereinigt  etc." 

3.  Markgenowenschaftliche  Aemter. 

§'68. 

Die  wichtigeren  und  höheren  Markbeamte  haben  wir  im  Verlauf  der 
Untersuchung  an  geeigneter  Stelle  genannt.  Das  Haupt  der  Gemeinde 
ist  der  Gemeindeälteste:  er  ist  nicht  allein  communaler,  sondern  auch 
flarkgenossenschaftlicher  Beamte.  Ausnahmsweise  wählt  aber  die  Ge- 
meinde für  diese  letztere  Stellung  einen  besonderen  Genossen,  den  „Feld- 
Aeltesten*.  Mit  Ausnahme  ganz  kleiner  Gemeinden  stehen  dem  Gemeinde- 
ältesten „Zehntmänner"  (Dessätskie)  zur  Seite:  diese  sind  seine  Gehülfen 


—    234    — 

bei  Ausübung  der  Polizeigewalt  und  in  andern  Dingen  (Zusammen- 
berufung der  Genossen  zur  Gemeindeversammlung,  Boten  zu  verschiedenen 
Zwecken  etc.).  Hier  und  da  erhalten  sie  gewisse  Vergünstigungen,  die 
geleisteten  Dienste  werden  ihnen  als  Arbeitstage  angerechnet  und  als 
solche  auf  dem  Kerbholz  verzeichnet  Auch  besteht  die  Einrichtung, 
dass  der  Reihe  nach  alle  Wirthe  zu  diesem  Dienst  herangezogen  werden. 
Oder  es  werden  auch  Genossen,  deren  Ackerwirthschaft  zu  Grunde 
gerichtet  ist,  hierzu  ernannt  mit  einer  geringen  Entschädigung  und  Be- 
lassung des  Gehöftlandes,  auch  eines  oder  mehrerer  „Keilchen"  im  Felde  etc., 
aber  mit  Befreiung  von  den  obliegenden  Zahlungen. 

Auch  von  den  Obmännern  der  Loosgruppen  und  deren  Aufgabe 
haben  wir  gesprochen.  Sie  treten  hier  und  da  als  Rath  der  Aeltesten 
zusammen,  um  mit  dem  Gemeindeältesten  über  Angelegenheiten,  euret- 
wegen es  die  Mühe  nicht  lohnt  eine  Gemeindeversammlung  zusammen- 
zuberufen,  zu  berathen.  Dass  die  Gemeinde  dazwischen  auch  besondere 
Leute,  vielfach  mit  besonderer  Entschädigung,  für  Angelegenheiten  der 
Umtheilung  erwählt,  ist  auch  bereits  erwähnt.  Ihre  Stellung  ist  der 
Natur  der  Sache  nach  eine  kurzwährende:  mit  Vollendung  der  Um- 
theilung ist  ihre  Aufgabe  gelöst. 

Ausserdem  finden  sich  in  der  Gemeinde  niedere  Stellungen,  zu 
welchen  je  nach  Umständen  verarmte  Gemeindegenossen,  auch  Fremde 
gewählt  werden:  es  sind  das  zu  gewissen  niederen  Diensten  angemiethete 
Leute.  Die  practisch  wichtigste  Stelle  ist  die  der  Viehhüter.  Beim  An- 
miethen  derselben  ist  es  hier  und  da  üblich,  dass  er  ein  Quantum  Brannt- 
wein stellt,  das  gemeinsam  vertrunken  wird.  Sein  Gehalt  besteht  in  einem 
Fixum  oder  neben  einem  geringen  Fixum  auch  noch  in  einer  Zahlung  pro 
Stück  Vieh  und  zwar  pro  Grossvieh,  mehrere  Stück  Kleinvieh  werden 
einem  Stück  Grossvieh  bei  der  Berechnung  gleichgestellt,  1  Kuh  = 
4  Schafe  =  2  Kälber  oder  ein  etwas  anderes  Verhältniss.  Auch  jenes 
Fixum  wird  auf  die  Höfe  pro  Stück  Vieh  vertheilt.  Sehr  verbreitet  ist 
die  wechselnde  Beköstigung  der  Hirten  in  den  Höfen:  der  Reihe  nach 
muss  jeder  Hof  den  Hirten  speisen,  wobei  die  Stückzahl  seines  Viehes  in 
Berechnung  gezogen  wird,  also  etwa  pro  2  Stück  Vieh  1  Tag.  Hierbei 
sich  ergebende  Bruch theile  werden  bei  dem  folgenden  Mal,  wenn  der 
Hirt  wieder  in  dem  betreffenden  Hof  zu  speisen  hat,  in  Anrechnung 
gebracht.  Wo  die  volle  Naturalbeköstigung  nicht  üblich  ist,  dort  erhalt 
er  zu  gewissen  hohen  Feiertagen  von  jedem  Hof  Eier,  Gebäck  mit  Kohl 
oder  Fleisch  (Piroggen),  Brod,  Butter  und  dergleichen,  wovon  er  einen 
Theil  ('/s  oder  */«)  seinem  Gehülfen  je  nach  der  Höhe  des  Geldgehalts 
abgiebt:  ist  das  Gehalt,  das  er  ihm  giebt,  gering,  so  erhält  er  einen 
grösseren  Theil  dieser  Naturallieferung  und  umgekehrt  Auch  kommt 
es  vor,  dass  dem  Hirt  die  erforderliche  Kleidung  gegeben  wird,  z.  B.  in 
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der  Gemeinde  Georgiewskoje  (Gouv.  Nowgorod),  Fogorelka,  vielfach  im 
Gouv.  Archangelsk,  woselbst  der  Hauswirth,  der  ihn  beköstigt  hat,  ihm 
für  diesen  Tag  die  warme  Kleidung  geben  muss. 

In  grösseren  Gemeinden  werden  besondere  Hirten  für  Kühe,  Schafe 
und  Schweine  in  Sold  genommen.  Dass  für  die  Hütung  der  Pferde 
während  der  Nacht  und  des  Tags,  wenn  nicht  bei  der  Arbeit,  ein  beson- 
derer Hüter  engagirt  wird,  geschieht  nur  selten,  z.  B.  in  Pustünj.  Zumeist 
übernehmen  es  die  Bauern  selbst  abwechselnd  der  Reihe  der  Höfe  nach: 
mehrere  Knaben  zusammen  werden  für  jede  Nacht  hinausgeschickt.  Sehr 
grosse  Gemeinden  zerfallen  auch  in  mehrere  „Heer  de -Gemeinden",  von 
denen  jede  einen  Hirten  engagirt. 

In  manchen  Landstrichen,  wie  z.  B.  im  Gouvernement  Räsan,  wird  in 
Gemeinden  die  Hüterei  als  besonderes  Gewerbe  von  Geschlecht  zu  Ge- 
schlecht betrieben.  So  findet  sich  im  Dorf  Pustünj  und  in  andern 
Dörfern  fast  in  jedem  Hof  ein  Halbwüchsling,  der  die  Hüterei  treibt. 
Sie  gehen  später  als  professionelle  Hüter,  die  dem  Ackerbau  vollständig 
entsagt  haben,  auch  in  andere  Gouvernements,  um  nur  zum  Winter  in  die 
Heimath  zurückzukehren.  Sonst  sind  es  zumeist  verarmte  Bauern  der 
eigenen  Gemeinde,  die  dieses  zumeist  schlecht  besoldete  Amt  über- 
nehmen. 

Entschädigung  für  durch  Nachlässigkeit  des  Hirten  verursachten 
Schaden  (Eindringen  des  Viehs  auf  das  Ackerland,  Verlaufen  desselben 
etc.)  wird  vielfach  nicht  vom  Hirten  erhoben,  da  er,  wie  die  Bauern  mit 
Recht  bemerken,  nichts  hat.  Doch  in  den  Gemeinden,  die  gegen  ver- 
hältnissmässig  hohen  Lohn  einen  berufsmässigen  Hüter  engagiren,  trägt 
dieser  die  Garantie  für  jeden  durch  seine  Fahrlässigkeit  verursachten 
Schaden. 

In  manchen  Gemeinden,  wie  z.  B.  Saoserje,  stellt  die  Gemeinde  den 
Gehülfen,  indem  abwechselnd  jeder  Hof  einen  Tag  pro  2  oder  3  Stück 
Vieh  einen  Knaben  dem  Hüter  zur  Hülfe  giebt.  Oder  der  Hirt  wird 
verpflichtet,  sich  Gehülfen  zu  engagiren. 

Wichtig  ist  die  Beschaffung  eines  Zuchtbullen,  die  in  verschiedener 
Art  geschieht  Er  wird  aus  dem  Gemeindekapital  oder  auch  aus  Geld- 
beiträgen der  Höfe  pro  Stück  Vieh  oder  auch  pro  Seele,  wobei  nicht 
Rücksicht  genommen  wird,  ob  der  betreffende  Hof  überhaupt  Vieh  hat 
oder  nicht,  angekauft  Für  den  Winter  wird  er  an  einen  Wirth  zur  Füt- 
terung gegeben:  dieser  erhält  eine  geringe  Geldentschädigung  aus  den 
Gemeindesummen  und  ein  Mass  Hafer  für  jede  Kuh,  die  der  Bulle  im 
Winter  bespringt.  So  z.  B.  in  Saoseije,  Pogorelka.  Auch  miethet 
die  Gemeinde  einen  Bullen  von  Leuten,  die  einen  solchen  zu  diesem 
Zweck  grossgezogen  haben,  gegen  eine  bestimmte  Zahlung  pro  Jahr. 
Der  Bulle  wird  entweder  von  einem  Hauswirth  gegen  eine  bestimmte 
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Zahlung  gefüttert  oder  abwechselnd  von  allen  Hauswirthen  (mit  Berück- 
sichtigung der  Zahl  des  Viehes  in  jedem  Hof).  Oder  es  hält  die  Ge- 
meinde überhaupt  keine  Bullen  und  zwar  dann,  wenn  das  Bedürfhiss 
bereits  in  anderer  Weise  gedeckt  wird:  wenn  z.  B.  wohlhabende  Wirthe 
einen  Bullen  haben,  dieser  hat  freie  Weidenutzung,  d.  h.  für  ihn  braucht 
der  Wirth  die  Kosten  der  Hütung  und  wenn  es  sich  um  Weide  auf 
gepachtetem  Lande  handelt,  auch  nicht  die  betreffende  Summe  an  Geld 
oder  Arbeit  zu  entrichten.  Für  das  Bespringen  zahlt  jeder  Bauer  für 
jedes  Mal.  Die  Gemeinde  Torchowo  (Gouv.  Tula)  mäht  dem  benach- 
barten Gutsbesitzer  drei  Dessätinen  (der  übliche  Preis  ist  hier  sonst 
ä  3  Rbl.,  also  9  Rbl.),  wofür  dieser  ihr  miethweise  einen  Bullen  über- 
lässt  In  den  Dörfern  der  Markgemeinde  Blasnowa  erhalten  auch  die 
Bauern  von  benachbarten  Gutsbesitzern  gegen  irgend  welche  Arbeits- 
leistungen einen  Zuchtbullen. 

Das  Recht  der  Weidenutzung  wird  fast  ausnahmslos  überall  auch 
den  landlosen  Gemeindegenossen,  ja  auch  nicht  zur  Gemeinde  gehörigen, 
im  Dorf  aber  wohnhaften  Personen  zugestanden,  wobei  sie  gleich  den 
Wirthen  pro  Stück  Vieh  den  entsprechenden  Theil  der  Kosten  (Gage, 
Naturalverpflegung  der  Hirten)  zu  tragen  haben.  In  manchen  Gemein- 
den jedoch  wird  noch  eine  Extrazahlung  von  einigen  Rubeln  verlangt 
(z.  B.  in  Saoserje,  Pogorelka,  in  den  Dörfern  der  Markgemeinde  Blasnowa), 
oder  die  Gemeinde  lässt  sich  die  Bewilligung  durch  Branntweinbewirthung 
entschädigen  (z.  B.  in  Borok). 

Als  Feld-  und  Waldhüter,  Eisbrecher  werden  zumeist  eigene, 
arme  Gemeindegenossen  in  Dienst  genommen;  da  diese  Arbeiten  nur 
zeitweilige  sind  und  mit  der  Führung  der  eigenen  Ackerwirthschaft 
verträglich  ist,  so  wird  nur  ein  geringer  Lohn  gezahlt:  7—15  Rbl. 
jährlich;  in  Domänengemeinden  mit  bedeutendem  und  werthvollem  Walde 
erhält  der  Waldhüter  75  —  150  Rbl.  Dieser,  wie  der  Feldhüter,  erhält 
gewöhnlich  ein  Theil  der  Strafgelder,  wenn  es  ihm  gelingt,  einen  Wald- 
dieb oder  Beschädiger  der  Aecker  zu  ermitteln.  Auch  kommt  es  vor, 
dass  kein  besonderer  Waldhüter  engagirt  wird,  sondern  die  Gemeinde 
die  Genossen  verpflichtet,  abwechselnd  den  Wald  zu  beaufsichtigen. 

Bei  Anmiethung  all'  dieser  Leute  verlangt  die  Gemeinde  zumeist 
eine  Branntweinbewirthung  von  ihnen.  Daher  werden  diese  Leute,  wenn 
diese  Thätigkeit  auch  in  den  Winter  fällt  (wie  Eishauen),  gewöhnlich 
während  der  dringenden  Arbeitszeit  gedungen,  wo  die  Bauern  sich  durch 
Branntwein  stärken  wollen. 
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4.  Stellung  der  Genossen  zur  Gemeinde.1) 

§  69. 

.Jeder  Hauswirth,  der  einen  Antheil  am  Gemeindeland  hat,  befindet 
sich  gleichsam  unter  der  Vormundschaft  der  Gemeinde  während  seines  ganzen 
Lebens,  und  Solches  entspringt  daraus,  dass  die  Interessen  der  Gemeinde 
eng  mit  dem  Leben  der  Hauswirthe  verknüpft  ist"  So  spricht  sich  Herr 
Krassowski,  Berichterstatter  über  die  Gemeinde  Undory  (Gouv.  Ssim- 
birsk),  aus,  welcher  Ausspruch  für  die  Markgemeinde  allgemeine  Gel- 
tung hat,  bei  aller  Verschiedenartigkeit  in  den  einzelnen  Einrichtungen, 
was  Zweck  und  Mittel  anbetrifft,  die  ihrerseits  von  den  localen  öcono- 
mischen  und  anderen  Bedingungen  und  insbesondere  auch  von  dem  Zu- 
stand der  Landwirthschaft  und  der  Entwicklungsstufe  der  Bauern  (Er- 
kenntniss  des  in  dieser  Beziehung  Erforderlichen)  hervorgerufen  werden. 
Die  Beschränkung  der  Hechte  des  Einzelnen  in  Betreff  des  Landantheils 
besteht  darin,  dass  Niemand  —  Ausnahmen  wie  oben  angegeben  — 
von  der  auf  dem  Gemeindelande  üblichen  Fruchtfolge  abweichen  darf, 
da  die  Felder  in  einer  gewissen  Zeit  des  Jahres  zur  Weide  für  das  Vieh 
zu  dienen  haben,  weiterhin,  dass  vielfach  der  Beginn  und  die  Beendigung 
gewisser  Arbeiten,  wie  Düngerfuhr,  Aufpflügen  des  Brachfeldes,  Gras- 
schnitt, normirt  werden,  sodann,  dass  die  Gemeinde  verbieten  kann  und 
nicht  selten  auch  verbietet  den  einzelnen  Wirthen  eine  solche  Nutzung 
des  Landantheils,  die  eine  starke  Erschöpfung  des  Bodens  bewirkt  oder 
die  Interessen  der  anderen  Hauswirthe  schädigt.  So  verbietet  z.  B.  in 
vielen  Gemeinden  der  Gebiete  Oscheikino,  Kulpino  und  Jaropolsk  (Kr. 
Wolokolamsk,  Gouv.  Moskau),  wo  die  Bauern  in  grossem  Masse  Flachs- 
bau treiben,  der  „Mir",  mehr  als  ein  Tschetwerik  Leinsaat  pro  Seelen- 
landantheil  zu  säen,  da  der  Flachsbau  den  Boden  sehr  erschöpft,  wes- 
halb auch  die  Bauern  dieser  Gebiete  zum  grössten  Theil  den  Flachsbau 
auf  gepachteten  (zu  8—16  Rbl.  pro  Dess.)  gutsherrlichen  Ländereien  be- 
treiben. So  gestatten  es,  wie  wir  oben  gesehen,  manche  Gemeinden  auch 
nicht,  dass  Hauswirthe  ihr  Ackerland  wüste  liegen  lassen,  da  Solches 
für  die  Gesammtheit  schädlich  ist.  Auch  verbietet  hier  und  da  die  Ge- 
meinde den  Verkauf  des  Düngers  nach  auswärts  und  zwingt  jeden  Haus- 
wirth,  den  bei  ihm  aufgesammelten  Dünger  seinem  Gemeindelandantheil, 
nicht  aber  auswärts  gepachtetem  Lande  zukommen  zu  lassen. 

In  den  Gemeinden  Staruchino  (Gouv.  Tula)  und  Staro-Ismailowskoje 
(Gouv.  Ssimbirsk)  ist  jeder  Hauswirth  verpflichtet,  seinen  Feldland- 
antheil  zu  düngen,  der  Verkauf  von  Dünger  nach  auswärts  ist  verboten; 


')  Ausser  den  vielfach  citirten  Schriften  siehe:  C.  KanycTHHi:  Harne  KpemaH- 
ctbo  h  oömHHHoe  3eMaewaA4Hie  in  der  PvceKaa  Mhcjb,  1881,  Band  VI  und  IX,  und 
Mto  Tasoe  no3eMejtHafl  oömiraa?  1882.  St.  Petersburg. 
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ausserdem  erachtet  sich  die  Gemeinde  für  berechtigt,  dem  Hauswirth 
den  Verkauf  seines  ganzen  Viehstandes  zu  verbieten.  In  der  Gemeinde 
Torchowo  (Gouv.  Tula)  darf  der  Hauswirth  nicht  alle  Pferde  verkaufen, 
auf  dass  er  nicht  öconomisch  schwach  (auch  in  Betreff  der  Erfüllung 
der  Naturalprästanden)  werde.  In  der  Gemeinde  Pogorelka  (Gouv. 
Kostroma)  darf  auch  der  Bauer,  der  keinen  Ackerbau  treibt,  aber  Vieh 
besitzt,  den  Dünger  nur  an  Gemeindegenossen  verkaufen  und  nur  wenn 
sich  in  der  Gemeinde  kein  Liebhaber  findet,  an  fremde  Personen  aus- 
wärts. Die  Verpachtung  des  Landantheils  an  fremde  Personen  bedarf 
der  Genehmigung  der  Gemeinde.  Diese  Beschränkung  ist  sehr  verbreitet, 
so  auch  in  der  Gemeinde  Borok  (Gouv.  Pskow)  und  Undory  (Gouv.  Ssim- 
birsk)  und  erstreckt  sich  auch  auf  die  Uebergabe  des  Hofes  und  des 
Waldantheils.  In  Borok  und  Saoserj  verbietet  die  Gemeinde  das  Einheimsen 
eines  Theiles  des  Getreides,  wenn  Anlass  zum  Zweifel  ist,  dass  der  be- 
treffende Hauswirth  den  Steuerbetrag  des  nächsten  Termins  nicht  wird 
entrichten  können.  Auch  darf  er  in  solch'  einem  Fall  keine  Geräth- 
schaften,  noch  Vieh  veräussern.  Auch  schliesst  die  Gemeinde  zuweilen 
Anlehen  beim  benachbarten  Gutsbesitzer  oder  Kapitalisten  für  einen 
Hauswirth,  der  seinen  Zahlungsverpflichtungen  nicht  nachzukommen  ver- 
mag, ab,  indem  sie  ihn  verpflichtet,  diese  Schuld  abzuarbeiten.  Auch 
controlirt  die  Gemeinde  —  zu  demselben  Zwecke  —  den  Verkauf  der 
Landesproducte  und  den  Nebenerwerb  eines  öconomisch  schwachen  Bauern. 

Auch  übernimmt  die  Gemeinde  einen  Theil  der  auf  einen  Genossen 
fallenden  Straf-  und  Entschädigungszahlung  an  Fremde,  falls  diese  ihn 
wirthschaftlich  ruiniren  würde,  so  z.  B.  bei  Verlusten,  die  durch  das 
Durchbrechen  eines  fahrlässig  errichteten  Zaunes  entstanden  sind. 

Geräth  ein  Bauer  durch  irgend  ein  Unglück  in  eine  schlimme  öco- 
nomische  Lage,  so  erlässt  die  Gemeinde  ihm  die  Entrichtung  der  ob- 
liegenden Zahlungen,  bis  er  sich  öconomisch  erholt  hat,  und  vertheilt 
diese  Summe  auf  die  anderen  Hauswirthe. 

Auch  erstreckt  die  Gemeinde  ihre  Fürsorge  auf  die  Familie  gegen 
ein  schädigendes  Verhalten  des  Hauptes  derselben.  Vielfach  kann  der 
Hauswirth  seinen  Landantheil  nur  dann  einem  Anderen  (in  Pacht  etc.) 
vergeben,  wenn  die  Familienglieder  ihre  Zustimmung  hierzu  geben.  Seinen 
Landantheil  veräussern  oder  letztwillig  vergeben,  ist  den  Hauswirthen, 
die  natürliche  Erben  haben,  nicht  gestattet  Bei  Handlungen  des  Haus- 
wirthes,  die  für  die  Familie  nachtheilig  sind  (eine  nachlässige  Wirthschaft, 
Aufgeben  des  Ackerbaues  etc.),  untersucht  sie  nach  erfolgter  Beschwerde 
die  Angelegenheit  und  schützt  die  Familienglieder  vor  Schädigung,  ja 
sie  setzt  unter  Umständen  den  nachlässigen  Wirth  ab  und  ernennt  aus 
den  Familiengenossen  ein  anderes  Haupt. 

Auch  bei  Familientheilungen  nimmt  die  Gemeinde  Antheil,  um  Schä- 


—    239    — 

digungen  auf  beiden  Seiten  zu  hindern,  zumeist  jedoch  nur  wenn  ein 
darauf  bezüglicher  Antrag  einer  der  beiden  betheiligten  Parteien  vor- 
liegt. Das  Interesse  der  Gemeinde  ist  hierbei  in  soweit  direct  berührt, 
als  bei  der  Familientheilung  die  auf  dem  betreffenden  Hof  ruhende  Zahl 
der  „Seelen"  an  Land  und  Zahlungen  unter  den  alten  und  den  neuen 
Hof  zu  theilen  ist,  was  für  die  Gemeinde  in  fiscalischer  Beziehung  von 
Wichtigkeit  ist.  Weiterhin  ist  sie  dabei  interessirt,  dass  jeder  Hof  öco- 
nomisch  leistungsfähig  bleibt,  sie  achtet  demnach  darauf,  dass  der  alte 
wie  der  neue  Hof  mit  den  erforderlichen  Geräthschaften,  Vieh  und  In- 
ventar etc.  versehen  ist. 

Hieran  knüpfen  wir  einige  Notizen  über  das  Erbrecht  im  Rahmen 
des  Gemeindebesitzrechts.  Die  Basis  desselben  ist  die  Arbeit,  das  ge- 
meinsam Erworbene,  d.  h.  den  verstorbenen  Hauswirth  beerben  die  Nach- 
gebliebenen nach  dem  Massstabe  der  Arbeit,  die  sie  zum  Erwerb  des 
Vermögens  beigetragen  haben.  Die  im  elterlichen  Hause  lebenden  Kinder 
gelten  in  der  Rechtsanschauung  des  Volkes  als  die  nächsten  und  am 
meisten  betheiligten  Arbeiter,  wie  es  auch  in  Wirklichkeit  der  Fall  ist, 
da  schon  der  Knabe  und  das  Mädchen  ein  Arbeitsgehülfe  in  der  Wirt- 
schaft ist.  Sodann  kommen  aufgenommene  Adoptivkinder  und  unehe- 
liche Kinder  in  Betracht,  die  in  der  Familien  lebend,  gleich  den  anderen 
Familiengliedern  mitarbeiten.  In  der  Gemeinde  Staruchino  (Gouv.  Tula 
trat  gar  der  Fall  ein,  dass  nach  dem  Tode  eines,  keinen  directen  Erben 
(im  Hofe)  hinterlassenden  Hauswirthes  das  Gehöft  seinem  Neffen,  der 
nicht  zu  diesem  Hofe  gehörte,  sondern  auswärts  lebte,  zugesprochen 
wurde,  und  zwar  aus  dem  Rechtsgrunde,  dass  dieser  dem  Oheim  Geld 
zum  Lebensunterhalt  und  zur  Entrichtung  der  Zahlungen  (also  auch  der 
Ablösungszahlungen  für  das  Gehöft)  Jahre  hindurch  gesandt  hatte.  In 
der  Gemeinde  Undory  (Gouv.  Ssimbirsk)  fällt  das  Vermögen  des  Ver- 
storbenen an  die  Person,  die  es  mit  ihm  erworben  hat,  wobei  der  Ver- 
wandtschaftsgrad nicht  in  Betracht  gezogen  wird.  Demzufolge  geht  das 
Vermögen  zuerst  auf  die  Wittwe  über,  die  Jahre  lang  gemeinsam  mit 
dem  Verstorbenen  das  Vermögen  erarbeitet  hat.  Sie  ist  die  volle  Haus- 
wirthin und  von  ihr  theilen  sich  die  Kinder,  wenn  sie  erwachsen  sind, 
ab.  Sie  behält  auch,  wenn  sie  es  wünscht,  den  vollen  Gemeindeland- 
antheil  des  verstorbenen  Mannes;  kann  sie  den  ganzen  Landantheil  nicht 
bestellen,  so  behält  sie  für  sich  nur  einen  Theil  desselben.  Haben  aber 
ausser  der  Wittwe  auch  die  Kinder  zu  dem  Erworbenen  durch  Arbeit 
beigetragen,  so  wird  die  Erbmasse  gleichmässig  unter  Wittwe  und  Kinder 
vertheilt.  Hat  dagegen  die  Wittwe  nur  kurze  Zeit  mit  dem  Manne  gelebt 
und  gearbeitet,  so  erhält  sie  nur  einen  geringen  Theil  des  Erbes,  das 
üebrige  fällt  an  die  Personen,  die  längere  Zeit  mit  ihm  beisammenge- 
lebt und  gearbeitet  haben.  Der  Wittwer  beerbt  aber  nicht  die  verstor- 
bene Frau,  da  im  bäuerlichen  Leben  der  Mann  nicht  der  Frau  hilft 
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etwas  zu  erwerben:  die  Hinterlassenschaft  der  letzteren  fällt  an  die 
Töchter.  Falls  keine  Töchter  vorhanden  sind,  erbt  die  Person,  von  der 
sie  das  Vermögen  erhalten  oder  die  es  mit  ihr  gemeinsam  erworben  hat. 
Nach  dem  Tode  des  verwittweten  Vaters  fällt  das  Erbe  dem  Sohne 
zu,  welcher  dem  Vater  Gehülfe  war,  der  Sohn  aber,  der  dem  Vater  nicht 
Gehülfe  war,  sondern  auswärts  und  gesondert  lebt,  ist  von  der  Erbschaft 
ausgeschlossen.  Ein  Pflegling  oder  auch  eine  fremde  Person,  die  eine 
längere  Reihe  von  Jahren  in  der  Familie  gelebt  und  keinen  Lohn  be- 
zogen hat,  erbt  gleich  den  Söhnen.  Der  Vater  kann  den  Sohn  nicht 
der  Erbschaft  verlustig  erklären,  falls  dieser  am  Erwerb  betheiligt  ge- 
wesen ist.  In  solchen  Fällen  restituirt  die  Gemeinde  das  Recht  des 
geschädigten  Sohnes.    Dagegen  erbt  der  bereits  abgetheilte  Sohn  nichts. 

§  70. 

Sehr  bedeutungsvoll  ist  die  Beihülfe,  die  die  Gemeindegenossen 
einander  im  Falle  der  Noth  leisten. 

Es  bedingt  das  Leben  in  der  Gemeinde,  wo  die  einzelnen  Höfe 
einander  nahe  benachbart  sind,  wo  der  „Mir"  und  das  Gemeindeland 
als  ein  Ganzes  erscheint,  wo  zwischen  den  einzelnen  Höfen  viele  gemein- 
same Interessen  bestehen,  ein  gewisses  inneres  Band  zwischen  den  ein- 
zelnen Höfen,  Kraft  dessen  sie  sich  nicht  gleichgültig  zu  einander  ver- 
halten und  die  Interessen  des  Nachbarn  nicht  als  vollständig  fremde 
betrachten  können.  Verweigert  ein  Hof  einem  andern  Hof  im  Falle  der 
Noth  seinen  Beistand,  so  ist  er  dessen  gewärtig,  in  einer  Nothlage 
selbst  ohne  Hülfe  zu  bleiben.  Ausserdem  ist  es  für  Jeden  vorteilhaft, 
wenn  alle  anderen  Hauswirthe  ihre  Wirthschaft  aufrecht  erhalten,  nicht 
in  Verfall  gerathen,  verschulden  und  zu  Bummlern  werden,  da  sonst  „für 
diese  der  Mir  zu  verantworten  hat",  d.  h.  alle  Höfe,  die  die  Gemeinde 
bilden.  So  ruft  der  Gemeindebesitz  mit  Notwendigkeit  einige  Solidarität 
der  wirtschaftlichen  Interessen  der  einzelnen  Höfe  hervor.  In  diesem 
Umstand  findet  auch  die  überall  verbreitete  „Beihülfe",  die  die  Bauern 
ihren  Genossen  erweisen,  ihre  Erklärung. 

Die  „Beihülfe"  ist  überall  obligatorisch  beim  Wiederaufbau  nach 
einer  Feuersbrunst  In  den  Domänengemeinden,  die  Wald  besitzen,  wird 
den  Abgebrannten  gewöhnlich  ein  Waldstück  oder  eine  gewisse  Anzahl 
Baubalken  angewiesen,  jeder  Hof  muss  aber  eine  bestimmte  Anzahl  Fuhren 
zur  Anfuhr  der  Balken  stellen.  In  manchen  Landstrichen  betheiligen 
sich  auch  benachbarte  Dörfer,  ja  die  ganze  Wolost.  So  besteht  z.  B. 
in  den  sechs  Domänengemeinden  der  Wolost  Dubrowiza  (Gouv.  Moskau.» 
die  Sitte,  dass  für  jeden  niedergebrannten  Hof  10  Fuhren  zur  Anfuhr  des 
Baumaterials  gestellt  werden;  diese  Beihülfe  wird  unter  alle  sechs  Gemeinden 
vertheilt.  Nicht  allein  den  durch  Feuersbrunst  Geschädigten,  sondern  auch 


—    241    — 

Jedem,  der  sich  sein  Haus  zu  bauen  hat,  wird  von  den  Gemeindege- 
nossen Hülfe  geleistet  bei  Anfuhr  des  Baumaterials,  das  zuweilen  20—30 
Werst  weit  gekauft  ist;  in  diesem  Falle  wird  die  Hülfe  mit  einer  Be- 
wirthung  Seitens  dessen,  dem  die  Beihülfe  zu  Gute  kommt,  erwidert 
In  Fällen  allgemeiner  Noth  bei  Feuersbrünsten,  Missernte  etc.  wird  die 
Unterstützung  in  grossem  Masse  gewährt :  Die  wohlhabenderen  Bauern  der 
Gemeinde  Dawletjewo  (Gouv.  Räsan)  nahmen  z.  B.  einst  alle  abgebrannten 
Leute  eines  benachbarten  kleinen  Dorfes  für  die  Zeit  des  ganzen  Winters 
bei  sich  auf,  gaben  ihnen  Mehl  zum  Unterhalt,  das  sie  in  derselben 
Quantität  nach  der  ersten  guten  Ernte  zurückerhielten. 

Kann  der  Bauer,  wegen  Krankheit  oder  durch  andere  Umstände 
verhindert,  seinen  Landantheil  nicht  rechtzeitig  bestellen,  so  führt  die 
Gemeinde  vielfach  diese  Arbeiten  aus. 

Wird  ein  Bauer  von  einer  vollständigen  Missernte  betroffen,  so 
ordnet  auch  die  Gemeinde  an,  dass  jeder  Hof  zum  Unterhalt  der  in 
Noth  befindlichen  Familie  eine  oder  zwei  Garben,  Mehl  etc.  pro  Monat 
liefert.  Stürzt  dem  Bauer  sein  Pferd,  so  geben  die  Höfe  nach  Gemeinde- 
beschluss  abwechselnd  ein  Pferd  zur  Ausführung  der  erforderlichen  Ar- 
beiten. Vielfach  wird  es  ihm  für  den  Sonntag  überlassen.  Daher  findet 
man  auch  an  Sonn-  und  Festtagen  auf  dem  Felde  pflügende  und  eggende 
Bauern:  es  sind  dieses  Wirthe  ohne  eigenen  Anspann,  denen  die  Gemeinde 
es  gestattet  des  Sonntags  zu  arbeiten,  während  auf  den  anderen  Bauern 
das  „Verbot"  ruht 

In  der  Gemeinde  Borok  (Kr.  Porchow,  Gouv.  Pskow)  gilt  die  Hülfe- 
leistung bei  Beerdigungen  als  Pflicht  eines  Jeden,  und  zwar  nicht  allein 
in  Betreff  der  eigenen  Gemeindegenossen,  sondern  auch  fremder  Personen, 
die  in  dem  Dorf  sterben.  Der  Eine  liefert  Bretter  zum  Sarg,  der  Andere 
grabt  die  Gruft,  der  Dritte  liefert  Kleidungsstücke,  wenn  erforderlich  etc. 

Wittwen  und  Greisen  überlässt  die  Gemeinde  ohne  die  betreffenden 
Zahlungen  ein  Stück  Ackerland  ausser  dem  Gehöftland. 

Waisen  bestellt  die  Gemeinde  einen  Vormund  aus  den  nächsten 
Verwandten,  die  eine  eigene  Wirthschaft  führen;  sind  solche  nicht  vor- 
handen, oder  führen  sie  einen  schlechten  Lebenswandel,  so  treten  die 
Waisen  unter  die  directe  Vormundschaft  der  Gemeinde,  die  sie  nährt,  be- 
kleidet etc.:  in  solch'  einem  Fall  unterhalten  die  Hauswirthe  abwechselnd 
die  Waisen  so  viel  Tage  im  Jahre,  als  nach  ihrer  Seelenzahl  sich 
ergiebt 

Sehr  verbreitet  ist  die  Beihülfe  für  Wittwen  und  Waisen,  die  die 
Ackerwirthschaft  betreiben;  einer  Wittwe  die  Nutzung  eines  Pferdes 
versagen,  wenn  sie  keins  besitzt,  „gilt  als  gottlose  Sache",  das  Wiesen- 
stück der  Wittwen  und  Waisen  wird  auch  gutwillig  gemäht,  wofür  jedoch 
gewöhnlich  eine  Bewirthung  geboten  wird. 

.  ▼.  Keviiler,  Geschieht«  und  Kritik  dee  Qemeindebeeitzei.    II.  2.  16 
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Es  muss  übrigens  hervorgehoben  werden,  dass  die  gegenseitige 
Unterstützung  vornehmlich  in  den  Dörfern  sehr  entwickelt  ist,  wo  unter 
den  Hauswirthen  kein  grosser  Vermögensunterschied  besteht,  wo  der 
Ackerbau  die  Haupterwerbsquelle  bildet,  und  wo  die  Bauern  im 
mittleren  Wohlstand  sich  befinden:  in  solchen  Gemeinden  leben  sie 
friedlich  bei  einander  und  zeigen  wahres  Mitgefühl  für  einander  (zins- 
loses Darlehen  im  Falle  der  Noth,  auch  Darlehen  von  Getreide  seitens 
besser  situirter  Hauswirthe  bis  zur  nächsten  Ernte  etc.  etc.).  Wo  jedoch 
diese  Bedingungen  nicht  bestehen,  da  bilden  sich  die  gegenseitigen  Be- 
ziehungen leider  nicht  selten  auf  Grund  des  rohesten  Eigennutzes.  Aber 
auch  hier  finden  wir  einen  sehr  sympathischen  Characterzug,  der  sich 
ohne  Unterschied  geradezu  überall  zeigt:  das  Almosengeben  an  ver- 
armte Gemeindegenossen.  Keiner,  der  etwas  hat,  entzieht  sich  dieser 
moralischen  Pflicht,  und  wenn  er  das  letzte  Stück  Brod  zu  theilen  und 
am  nächsten  Tage  selbst  um  milde  Gaben  zu  bitten  hätte.  So  geht 
eine  Wittwe  am  Morgen  früh  von  Hof  zu  Hof  und  sammelt  Gaben  ein; 
in  die  Hütte  zurückgekehrt,  bereitet  sie  für  sich  und  die  Kinder  das 
Essen  und  geht  dann  auf  die  Arbeit  Almosenbittende  sind  zumeist 
Wittwen  mit  kleinen  Kindern,  Häusler  und  Häuslerinnen,  die  das  Arbeits- 
alter überschritten  haben,  Familien,  die  den  Ackerbau  haben  aufgeben 
müssen;  aber  Familien,  die  noch  eigene  Ackerwirthschaft  treiben,  nur  in 
der  dringendsten  Noth:  bei  voller  Missernte,  Eingehen  eines  Gewerbe- 
betriebes, Feuersbrunst  etc.  Es  sind  übrigens  auch  z.  B.  im  Gouverne- 
ment Moskau  einige  Ortschaften,  wo  das  Betteln  gewerbsmässig  betrieben 
wird,  wo  fast  Jeder  bettelt,  so  fast  alle  Dörfer  der  Wolost  Wischegorod 
(Kr.  Wereja),  einige  Dörfer  der  Wolost  Ssimbuchowo  in  demselben 
Kreise  und  des  Gebietes  Saponoro  (Kr.  Bogorodsk).  Doch  diese  gewerb- 
mässigen  Bettler  gehen  in  entferntere  Wolosten,  ja  in  andere  Gouverne- 
ments, in  der  Nachbarschaft  der  eigenen  Heimath  aber  zu  betteln,  gilt 
für  schamlos,  Schliesslich  noch  ein  interessanter  Zug  im  Gemeinde- 
leben: bei  epidemischen  Krankheiten  beordert  die  Gemeinde  die  ge- 
sunden Leute,  in  den  Höfen,  wo  die  Familien  erkrankt  sind,  die  Öfen 
zu  heizen,  das  Essen  zu  bereiten  und  nach  den  Kindern  zu  sehen.  — 


5.  Nicht  vollberechtigte  Genossen  der  Gemeinde. 

§  71. 

Es  findet  sich  in  Gemeinden  auch  eine  Gruppe  nicht  vollberechtigter 
Gemeindeglieder-,  es  sind  das  die  „Bobüli",  „Häusler",  die  nur  einen  Hof 
mit  dem  Gehöftland,  auch  etwas  Vieh,  aber  keinen  Landantheil  besitzen. 
Diese  Classe  recrutirt  sich  aus  den  verarmten  Vollbauern,  auch  Wittwen 
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ohne  arbeitsfähige  Kinder  etc.  Sie  sind  nicht  vollberechtigt,  da  sie  keinen 
Landantheil  besitzen  und  also  auch  nicht  einen  verhältnissmässigen  Theil 
der  obliegenden  Zahlungen  entrichten. 

Die  Rechte  und  Pflichten  dieser  Glasse  der  Gemeindegenossen,  die 
sich  eigentlich  erst  in  neuerer  Zeit  entwickelt  hat,  haben  sich  noch  nicht 
fest  ausgebildet  Vielmehr  zeigt  sich  in  diesen  Beziehungen  die  grösste 
Verschiedenheit,  die  auch  noch  dadurch  vergrössert  wird,  dass  je  nach- 
dem der  Häusler  Hof,  Gehöftland  und  Vieh  oder  nur  Hof  und  etwas 
Kleinvieh  oder  nur  eine  Hütte  besitzt,  er  mehr  oder  weniger  Rechte  an 
der  Gemeindemark  und  demgemäss  mehr  oder  weniger  Verpflichtungen 
hat  Auch  wird  die  öconomische  Leistungsfähigkeit  der  Häusler  in 
Berücksichtigung  gezogen.  Und  endlich  verlangt  die  unter  günstigen 
öconomischen  Bedingungen  lebende  Gemeinde  weniger  von  den  Häuslern, 
als  die  Gemeinde,  die  die  übergrosse  Last  der  obliegenden  Zahlungen 
kaum  zu  tragen  vermag. 

In  der  Gemeinde  Saoserje  haben  die  Häusler  Gehöftland;  sie  erhalten 
je  nach  Bedürfhiss  aus  dem  Gemeindewald  Bauholz  zu  Reparaturen, 
Umbau  und  Neubau  ihrer  Gebäude,  auch  Brennholz,  Benutzungsrecht 
der  öffentlichen  Brunnen.  Sie  sind  von  den  Gemeindearbeiten  befreit, 
doch  mit  Vj2  Seelen  besteuert.  In  der  Gemeinde  Undorü  sind  sie  von 
den  Leistungen  dispensirt,  die  auf  dem  Grund  und  Boden  ruhen,  doch 
zahlen  sie  die  Kopfsteuer  (entweder  nur  die  staatliche  oder  auch  die 
zum  Besten  des  Gouvernements)  und  die  Gemeindesteuern  und  sind  an 
den  Gemeindenaturalprästanden  betheiligt 

Die  Viehweide  ist  in  manchen  Gemeinden  für  die  Häusler  ganz 
frei,  in  anderen  tragen  sie  den  entsprechenden  Antheil  für  den  Hüter 
pro  Stück  Vieh,  wie  die  Hofwirthe,  in  anderen  Gemeinden  endlich  zahlen 
sie  ausserdem  noch  eine  bestimmte  Summe  (1  oder  2  Rbl.).  Die  Be- 
nutzung der  öffentlichen  Brunnen  und  Viehtränken  steht  ihnen  in  man- 
chen Gemeinden  frei,  in  anderen  müssen  sie  sich  an  den  Reparaturen, 
Reinigungen  etc.  betheiligen  und,  wenn  sie  an  der  Herstellung  derselben 
durch  keine  Arbeit  betheiligt  gewesen  sind,  einmalig  einen  Rubel  etc. 
entrichten. 

Auch  sind  verarmte,  altersschwache  und  kranke  Häusler,  zumal 
Wittwen,  von  allen  Leistungen  befreit:  sie  nutzen  ihr  Gehöftland  und 
hier  und  da  auch  ein  kleines  Stück  Feldland  (ein  „Keilchen",  das  bei 
der  Gewannebildung  und  Vertheilung  des  Landes  nachbleibt)  frei  von 
allen  Lasten:  es  trägt  diese  Vergünstigung  den  Gharacter  der  commu- 
nalen  Armenversorgung.  Jedoch  verlangt  auch  die  Gemeinde,  wenn  sie 
einen  solchen  Häuslerhof  für  leistungsfähig  hält,  gewisse  kleine  Lei- 
stungen für  die  Nutzung  des  Landstückes,  so  in  der  Gemeinde  Saoserje 
(Gouv.  Nowgorod):  hier  haben  fünf  Wittwen  für  das  ihnen  zugetheilte 
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Gehöftland  (je  20  O  Faden)  die  Kapelle  und  die  Kirche  zu  reinigen; 
anderen  Häuslern  werden  andere  geringe  Leistungen  auferlegt 

Die  niederen  Gemeindeämter  werden,  wie  wir  oben  bemerkt  haben, 
zumeist  den  Häuslern  übertragen. 

In  die  Kategorie  der  nicht  vollberechtigten  Gemeindegenossen  ge- 
hören auch  die  ausserhalb  der  Gemeinde  Lebenden,  die  resp.  deren 
Familien  keinen  Landantheil  und  auch  keinen  Hof  besitzen,  aber  einen 
Theil  der  Zahlungen  leisten;  sie  gehören  zur  Gemeinde  und  haben  bei 
jeder  allgemeinen  Umtheilung  das  Recht,  den  entsprechenden  Antheil  zu 
verlangen.  Und  es  geschieht  vielfach  noch  nach  einer  langen  Reihe  von 
Jahren,  dass  er  oder  sein  Sohn  sich  meldet  und  Land  erhält  Vielfach  ge- 
schieht es  aber  auch,  dass  die  Gemeinde,  wenn  sie  erfährt,  dass  es  einem 
Gemeindeglied  auswärts  öconomisch  sehr  gut  geht,  von  ihm  sehr  bedeu- 
tende Summen  jährlich  verlangt.  Und  er  kann  sich  dieser  Forderung, 
will  er  nicht  in  das  Dorf  zurückkehren,  nicht  entziehen,  da  die  Gemeinde 
ihm  im  Weigerungsfall  nicht  den  Pass  erneuert  Dieser  Missbrauch 
wird  durch  den  strengen  Passzwang,  dessen  Tage  übrigens  glücklicher 
Weise  gezählt  sind,  ermöglicht. 

Wie  es  im  Wesen  der  markgenossenschaftlichen  Verfassung  liegt,  sind 
die  Häusler  nicht  vollberechtigte  Gemeindeglieder:  sie  haben  auf  der 
Gemeindeversammlung  nicht  das  Stimmrecht.  Da  sie  nicht  den  vollen 
Antheil  an  der  Gemeindemark  haben  und  somit  nicht  die  allgemeinen 
obliegenden  Zahlungen  entrichten,  haben  sie  auch  nicht  ein  Stimmrecht 
in  den  allgemeinen  Angelegenheiten  der  Gemeinde.  Jedoch  steht  ihnen 
dasselbe  in  allen  denjenigen  Fällen  zu,  in  welchen  sie  durch  Zahlungen 
betheiligt  sind:  so  haben  sie  bei  der  Vertheilung  der  Kopfsteuer,  der 
Anstellung  des  Gemeindehirten  etc.  etc.  mitzusprechen,  falls  sie  den  Theil 
der  betreffenden  Zahlungen  leisten. 

Uebrigens  ist  die  Gruppe  der  Häusler  bei  dem  usuellen  Gemeinde- 
besitz (mit  dem  Recht  eines  jeden  Gemeindegenossen  auf  den  entsprechen- 
den Landantheil)  keine  feste,  in  sich  abgeschlossene  Classe  in  der  Ge- 
meinde. Vielmehr  findet  hier  ein  fortwährender  Wechsel  je  nach  dem 
Wechsel  in  den  öconomischen  Bedingungen  und  der  Arbeitskraft  der 
Höfe  statt  Der  Tod  des  Hauswirthes  oder  des  einzigen  vollen  Ar- 
beiters im  Hof,  eintretende  Altersschwäche,  schwere  andauernde  Krank- 
heit (Verkrtippelung),  sodann  Verlust  des  Arbeits-  und  Nutzungsviehes, 
endlich  Verarmung  —  alle  diese  Umstände  können  einen  Hof  zum 
Häusler  machen.  Sowie  aber  die  öconomische  und  Arbeitskraft  (durch 
Heranwachsen  eines  Knaben,  durch  günstigen  Erwerb  etc.)  wächst  und 
der  bisherige  Häusler  wieder  im  Stande  ist,  einen  Landantheil  zu  be- 
stellen und  die  entsprechenden  Zahlungen  zu  entrichten,  so  rückt  er 
wieder  in  die  Classe  der  vollberechtigten  Hofwirthe  ein,  indem  ihm  ein 
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Landantheil  zugetheilt  wird,  auf  welchen  er  ein  Recht  hat  und  welchen 
zu  übernehmen  er  nach  dem  Gemeinderecht  verpflichtet  ist 

Im  Allgemeinen  lässt  sich  demnach  behaupten,  dass  der  Stand  der 
Hausier  nur  ein  zeitweiliger  ist:  sie  treten  entweder  wieder  in  die  Glasse 
der  Hofwirthe  oder  sie  sterben,  wenn  keine  Nachkommenschaft  vorhanden 
oder  diese  durch  Heirath,  Erbschaft  etc.  in  einen  anderen  Hof  tritt;  aus. 

Eine  Gruppe  von  Häuslern  wird  sich  aber  bleibend  erhalten  und 
zwar  mit  der  Entwickelung  des  öconomischen  Lebens  in  der  Gemeinde 
weiter  ausbilden,  es  sind  das  Handwerker  und  Gewerbetreibende  aller 
Art  Zur  Zeit  zeigen  sich  nur  Ansätze  hierzu:  die  ländlichen  Hand- 
werker sind  noch  zumeist  daneben  noch  Vollbauern,  die  in  der  ausser- 
landwirthschaftüchen  Zeit  ihr  Handwerk  treiben.  Mit  der  Entwickelung 
des  öconomischen  Lebens  und  dem  steigenden  Bedürfnisse  nach  besser 
hergestellten  Waaren  (Wagen,  Kleider,  allerlei  Geräthschaften  etc.)  wird 
sich  ein  Handwerkerstand  ausbilden,  wie  wir  das  heute  schon  in  einigen 
Gemeinden  finden,  z.  B.  in  der  Wolost  Murajewnä. 

Das  Gehöft  bietet  ihnen  Wohnung,  der  Garten,  den  sie  in  freien 
Nebenstunden  mit  Hülfe  von  Frau  und  Kindern  bestellen,  liefert  für 
die  Küche,  etwas  Vieh  geht  auf  die  Gemeindeweide;  die  Haupteinnahme 
liefert  ihnen  aber  das  Handwerk.  Solche  Häusler  werden  mit  höheren 
Beträgen  an  den,  der  Gemeinde  obliegenden  Zahlungen  belastet,  als  die 
anderen  Häusler,  da  sie  öconomisch  leistungsfähiger  sind. 


Nachtrag. 


Nachdem  der  Druck  dieses  Werkes  bereits  beendet  war,  sind  drei 
Bände,  Fortsetzungen  der  bezüglichen  statistischen  Arbeiten  der  Land- 
schaften, erschienen,  und  zwar  Band  H  (Kreis  Ljgow)  des  Gouvernement 
Kursk,  Band  IV  (Kreis  Temnikow)  und  Band  V  (Kreis  Spask)  des  Gouver- 
nement Tambow.  Der  erstgenannte  Band  (Kreis  Ljgow)  bietet  bis  auf 
einige,  weiter  unten  anzugebenden  Notizen  nichts  über  die  von  uns 
behandelten  Fragen  des  Gemeindebesitzes,  die  beiden  anderen  Bände 
von  der  Tambowschen  Landschaft  aber  liefern  recht  reiches  Material 
auch  in  dieser  Beziehung.  Das  Wichtigste  geben  wir  im  Nachfolgenden 
an,  wobei  wir  uns  um  so  kürzer  fassen  können,  als  die  bezüglichen 
Verhältnisse  in  diesen  beiden  Kreisen  denjenigen  des,  in  diesem  Werk 
behandelten  Kreises  Morschansk  desselben  Gouvernements  sehr  ähnlich 
sind.    Wir  beschränken  uns  daher  auf  folgende  Zusätze: 

Zu  §  26,  insbesondere  Seite  22,  24.  In  den  Kreisen  Temnikow 
und  Spask  besteht  die  Dessätinen-Theilung,  aber  vielfach  mit,  durch  die 
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wechselnde  Beschaffenheit  des  Bodens  auf  kleiner  Fläche  hervorgerufenen 
Modificationen,  die  eine  Annäherung  an  die  strenge  Gewanne-Theilung 
in  sich  schliessen.  Auch  hier  besteht  das  Bestreben,  in  jeder  Dessätinen- 
Gruppe  (Gewanne)  jeder  Loosgruppe  volle  Dessätinen  zuzutheilen.  Im 
Dorf  Shegalowo,  Kreis  Temnikow  (Band  IV,  pag.  32—33)  findet  sich 
folgende  Eigentümlichkeit  Die  Gemeinde  besteht  aus  463  Revisions- 
seelen mit  39  Loosgruppen  (hier  „Zehner"  genannt)  zu  12  Seelen,  in  der 
letzten  Gruppe  befinden  sich  also  nur  8  Seelen.  Das  erste,  dem  Dorf 
zunächst  belegene  Gewanne  (Dessätinen-Gruppe)  wird  nur  aus  38  Dessä- 
tinen gebildet,  von  denen  jede  der  38  vollen  Loosgruppen  (durch  das 
Loos)  eine  Dessätine  erhält,  die  kleine  Loosgruppe  erhält  in  diesem 
Gewanne  nichts.  Das  zweite  und  das  dritte  Gewanne  werden  aber  aus 
39  Dessätinen  gebildet,  und  es  erhält  die  kleine  Loosgruppe  (8  Seelen) 
hier  ebenso  eine  volle  Dessätine  wie  die  vollen  Loosgruppen  (je  1 2  Seelen); 
die  kleine  Loosgruppe  hat  ausserdem  das  Recht,  sich  die  Dessätine  in 
dem  zweiten  Gewanne  auszuwählen,  aus  der  „dritten  Mütze*  zieht  sie 
aber  das  Loos  (d.  h.  in  Betreff  des  dritten  Gewannes)  mit  den  anderen 
Loosgruppen.  Als  Entschädigung  für  den  Ausschluss  aus  dem  ersten, 
nächstbelegenen,  also  werth vollsten  Gewanne  erhält  demnach  die  kleine 
Loosgruppe  einen  grösseren  Antheil  pro  Seele  in  den  beiden  folgenden 
Gewannen  und  das  Recht  der  Auswahl  der  Dessätine  im  zweiten,  <L  i. 
im  nächstbesten  Gewanne.  Die  kleine  Loosgruppe  besitzt  also  2  Dessä- 
tinen für  7  Seelen  (in  zwei  Gewannen),  jede  der  anderen  aber  3  Dessä- 
tinen für  12  Seelen  (in  drei  Gewannen).  Aehnlich  verfährt  die  Gemeinde 
in  Betreff  der  anderen,  kleineren  Gewanne. 

Zu  §  27.  Geringere  Qualität  des  Landantheils  in  einem  Gewanne 
wird  durch  grössere  Quantität,  die  geringere  Quantität  aber  an  anderer 
Stelle  durch  ein  Stück  (in  einem  „Keilchen"  etc.)  ersetzt  (Band  IY, 
pag.  29  etc.,  Band  V,  pag.  15  etc> 

Zu  §  29,  insbesondere  Seite  46—47.  Ungünstige  Abgrenzung  des 
Gemeindelandes:  Gemenglage  mit  benachbartem  Grossgrundbesitz  und 
mit  Gemeinden,  Zerstückelung  des  Gemeindelandes,  das  aus  mehreren, 
zum  Theil  entfernt  vom  Dorf  belegenen  Landstücken  (vielfach  8,  10, 
12,  16  Werst,  gar  im  benachbarten  Kreise  belegen)  besteht,  findet  sich 
recht  verbreitet  im  Kreis  Spask  (Band  V,  pag.  23—26),  so  dass  dazwischen 
die  Gemeinde  sich  gezwungen  sieht,  das  entfernt  belegene  Land  zu 
verpachten  (1.  c.  pag.  75  etc.). 

Zu  §  35 ,  36«  Selten  gemeinsame  Mahd,  zumeist  Theilung  des 
Wiesenlandes  in  natura,  und  zwar  jährlich,  selten  nur  gleichzeitig  mit 
dem  Ackerland,  hier  und  da  auf  10,  12,  15  Jahre;  in  einigen  Gemein- 
den näher  belegene  Wiesenstücke  häufiger  als  entferntere  (Band  IV, 
pag.  39—40,  Band  V,  pag.  17).  Rotirung  der  Wiesenstellen  unter  den 
Loosgruppen  im  Dorf  Ignatjewo,  Kreis  Temnikow  (1.  c.  pag.  40). 

Zu  §  37,  56.  In  beiden  Kreisen  des  Gouvernement  Tambow  ist  die 
Umtheilung  des  Gehöftlandes,  wenn  das  Ackerland  umgetheilt  wird, 
üblich;  vielfach  das  Bestreben,  hierbei  keine  Kürzung  des  GehöfÜandes, 
wenn  der  Hof  an  Seelen  abgenommen  hat,  eintreten  zu  lassen,  sondern 
den  an  Seelen  zugenommenen  Höfen  Landstücke  aus  dem  angrenzenden 
Ackerland,  Weideland  etc.  zuzumessen.     (Band  IV,  pag.  38,  Band  V. 


—     --M7     - 

pag.  16.)  Im  Dorf  Nowoje  Badikowo  ist  einem  Theil  der  Höfe  400  D  Faden 
pro  Seele  Gehöftland,  während  die  anderen  nur  300  besitzen,  zugetheilt, 
da  jenes  Land  der  Ueberschwemmung  ausgesetzt  ist. 

Zu  den  Kapiteln  über  die  Ursachen  und  die  Häufigkeit  der 
Umtheilungen.  Die  in  diesen  Beziehungen  gefundenen  Gesetzmässig- 
keiten in  diesen  Erscheinungen  finden  wir  auch  in  diesen  drei  Kreisen 
bestätigt  Im  Kreise  Ljgow  hat  seit  Zutheilung  des  Bauerlandes,  resp. 
seit  der  letzten  Revision  (1858)  kein  Wechsel  im  Grundbesitz  statt- 
gefunden: weder  partielle,  noch  allgemeine  Umtheilungen,  noch  Neuver- 
loosungen.  Das  (fast  tiberall)  pro  Revisionsseele  vertheilte  Land  liefert 
einen  höheren  Ertrag,  als  die  obliegenden  Zahlungen  betragen  (Band  II, 
pag.  XII,  XVII,  XXVI,  224  etc.).  In  den  Kreisen  Temnikow  und  Spask 
waren  in  den  ersten  Jahren  nach  der  Emancipation  die  den  früher 
gutsherrlichen  Bauern  obliegenden  Zahlungen  mehrfach  höher  als  der 
Ertragswerth  des  Landes.  Demnach  fanden  hier  in  den  ersten  Jahren 
partielle  Umtheilungen  statt,  die  mit  der  Werthsteigerung  des  Grund 
und  Bodens  (auch  Zunahme  des  Pachtpreises  für  benachbartes  gutsherr- 
liches Land)  und  mit  der  Entrichtung  des  „fünften  Kopekens"  verschwan- 
den. Eine  allgemeine  Umtheilung  hat  bei  diesen  Bauern  im  Kreise 
Spask  nur  in  einer  Gemeinde,  Nikolskoje,  die  1878  das  Land  mit  der 
Verpflichtung,  den  fünften  Kopeken  in  12  Jahren  abzutragen,  abgelöst 
hat,  im  Jahre  1881  stattgefunden,  und  zwar  pro  vorhandene  männliche 
Seele.  Bauern,  denen  die  Umtheilung  eine  Kürzung  des  Landantheils 
mit  sich  bringen  würde,  bestreiten  vielfach  der  Gemeinde  das  Recht,  eine 
solche  vorzunehmen.  Im  Kreise  Temnikow  haben  von  277  früher  gutsherr- 
lichen Gemeinden  sieben  eine  allgemeine  Umtheilung  (in  den  Jahren  1879 
und  1881)  durchgeführt:  in  einer  Gemeinde  erfolgte  sie,  da  viele  Familien 
bleibend  ausgesiedelt  waren  und  Niemand  diese  heimgefallenen  Antheile 
mit  den  aus  früheren  Jahren  stammenden  Rückständen  übernehmen 
wollte,  in  anderen  Gemeinden  hat  die  Umtheilung  mehr  oder  weniger 
ernsten  Streit  hervorgerufen,  der  in  zwei  Gemeinden  zu  Beschwerden 
bei  Behörden  geführt  hat.  Es  sei  noch  betont,  dass  in  einigen  dieser 
Gemeinden  der  „fünfte  Kopeken"  nicht  zu  zahlen  war;  in  einer  Gemeinde 
zahlten  sie  ihn  gegen  die  gutsherrliche  Extraleistung  der  Ueberlassung 
von  35  Dessätinen  über  den  Maximallandantheil.  Eine  Gemeinde  war 
überhaupt  noch  nicht  zur  Ablösung  des  Landes  geschritten.  Beiläufig 
sei  hier  bemerkt,  dass  vor  der  Emancipation  die  gutsherrlichen  Bauern 
pro  Arbeiter  oder  pro  Täglo  Land  und  Zahlungen  vertheilten,  nach 
derselben  aber  zur  Vertheilung  pro  Revisionsseele  übergingen,  vielfach 
jedoch,  und  zwar  dort  wo  die  Zahlungen  höher  als  der  Ertrag  des 
Landes  waren,  mit  gewissen  Abweichungen,  indem  schwachen  Höfen 
:£eelen"  abgenommen  und  öconomisch  starken  Höfen  auferlegt  wurden; 
in  einigen  Gemeinden  blieb  die  alte  Vertheilung  pro  Arbeiter,  aber  auch 
mit  Abweichungen  (Berücksichtigung  der  öconomischen  Kraft  des  Hofes). 
Neuverloosungen  haben  bei  den  gutsherrlichen  Bauern  dieser  beiden 
Kreise  in  der  ersten  Zeit  „zur  Ausgleichung  des  Grundbesitzes"  vielfach 
stattgefunden.  Die  hauptsächlichste  Ursache  war,  dass  sie  (bei  der 
Dessätinen-Theilung)  es  nicht  verstanden,  die  Verschiedenheit  des  Bodens 
bei  der  Theilung  gehörig  in  Berücksichtigung  zu  ziehen  (d.  h.  sich  der 
strengen  Gewanne -Theilung  zu  nähern).     Seitdem   bessere  Bestellung 
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(stärkere  Düngung  etc.)  Verbreitung  findet,  verschwindet  die  Neuver- 
loosung (mehrfach  zuerst  der  nächstbelegenen,  dann  auch  der  anderen 
Gewanne)  immer  mehr;  die  zweite  Ursache  der  Neuverloosung,  die  durch 
partielle  Umtheilungen  und  die  dadurch  hervorgerufene  Gemenglagc 
bedingt  ist,  ist  auch  verschwunden,  da  partielle  Umtheilungen  (im 
strengen  Sinne  des  Wortes)  nicht  mehr  vorkommen. 

Die  Domänenbauern  dieser  beiden  Kreise  kennen  überhaupt  nicht 
den  Wechsel  im  Besitz  in  der  Zeit  zwischen  den  allgemeinen  Umthei- 
lungen, die  früher  nur  nach  Revisionen  vorgenommen  wurden:  sie  ver- 
stehen das  Land,  auch  nach  dessen  Beschaffenheit,  richtig  zu  theilen, 
auch  ist  der  Ertragswerth  des  Landes  stets  höher  als  die  obliegenden 
Zahlungen  gewesen.  Also  keine  Neuverloosung  und  keine  partiellen 
Umtheilungen.  Nur  die  Gemeinde  Wadowskoje  (Kreis  Spask)  war  in 
kurzer  Zeit  zwei  Mal  in  der  Lage,  die  Neuvertheilung  eines  Theiles  des 
Gemeindelandes  vorzunehmen,  da  viele  Familien  ausgesiedelt  waren  und 
das  freigewordene  Land  unter  die  Nachbleibenden  (pro  Revisionsseele)  zu 
vertheilen  war.  Ungeachtet  des  erheblichen  Mehrwerths  des  Landes  über 
die  Zahlungen  haben  auch  in  diesen  beiden  Kreisen  die  Domänenge- 
meinden in  der  letzten  Zeit,  da  die  erwartete  allgemeine  Seelenrevision 
nicht  decretirt  ward,  eine  allgemeine  Umtheilung  (die  erste  seit  der 
letzten  Revision)  und  zwar  pro  vorhandene  männliche  Seele  vorgenommen: 
im  Kreise  Spask  sämmtliche  Domänengemeinden  in  den  Jahren  1 879 — 82 
bis  auf  eine  zusammengesetzte,  aus  vier  Dörfern  bestehende  Ge- 
meinde, in  welcher  die  aus  anderer  Ursache  (Versetzung  der  Kirche 
aus  dem  einen  Dorf  in  ein  anderes  Dorf  dieser  Markgemeinde)  hervor- 
gerufene Feindschaft  des  ersteren  Dorfes  es  zu  keinem  Beschluss  in 
Sachen  der  Umtheilung  kommen  lässt  Im  Kreise  Temnikow  haben  die 
eigentlichen  Domänengemeinden  (seit  1877)  jene  Neuvertheilung  bis  auf 
einige,  in  denen  noch  darüber  Verhandlung  geführt  wird  oder  schon  der 
bezügliche  Beschluss  gefasst  ist,  vorgenommen,  und  zwar  auch  pro 
vorhandene  männliche  Seele.  Anders  zu  dieser  Frage  stehen  aber  die 
neuen,  kleinen  Domänengemeinden,  die  nach  den  bekannten  Bestimmungen 
des  Emancipationsgesetzes  mit  Zustimmung  ihrer  Gutsherrn  zu  Domänen- 
bauern wurden:  diese  Gemeinden  wollen  von  keiner  allgemeinen  Um- 
theilung wissen. 

Die  Geltungsdauer  der  allgemeinen  Umtheilung  ist  mit  der  Klausel: 
falls  inzwischen  keine  allgemeine  Seelenrevision  vom  Zaren  anbefohlen 
wird,  normirt:  im  Kreise  Temnikow  auf  9,  10,  12  Jahre;  im  Kreise 
Spask  die  Mehrzahl  der  Gemeinden  auf  12  Jahre,  17  Gemeinden  auf 
10  Jahre  (die  kürzeste  Frist),  10  Gemeinden  auf  15  Jahre.  (Band  IV, 
pag.  7—28,  165—171,  Band  V,  pag.  7—12,  26,  68—75). 
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(stärkere  Düngung  etc.)  Verbreitung  findet,  verschwindet  die  Neuver- 
loosung (mehrfach  zuerst  der  nächstbelegenen,  dann  auch  der  anderen 
Gewanne)  immer  mehr;  die  zweite  Ursache  der  Neuverloosung,  die  durch 
partielle  Umtheilungen  und  die  dadurch  hervorgerufene  Gemenglage 
bedingt  ist,  ist  auch  verschwunden,  da  partielle  Umtheilungen  (im 
strengen  Sinne  des  Wortes)  nicht  mehr  vorkommen. 

Die  Domänenbauern  dieser  beiden  Kreise  kennen  überhaupt  nicht 
den  Wechsel  im  Besitz  in  der  Zeit  zwischen  den  allgemeinen  Umthei- 
lungen, die  früher  nur  Aach  Revisionen  vorgenommen  wurden:  sie  ver- 
stehen das  Land,  auch  nach  dessen  Beschaffenheit,  richtig  zu  theilen, 
auch  ist  der  Ertragswerth  des  Landes  stets  höher  als  die  obliegenden 
Zahlungen  gewesen.  Also  keine  Neuverloosung  und  keine  partiellen 
Umtheilungen.  Nur  die  Gemeinde  Wadowskoje  (Kreis  Spask)  war  in 
kurzer  Zeit  zwei  Mal  in  der  Lage,  die  Neuverteilung  eines  Theiles  des 
Gemeindelandes  vorzunehmen,  da  viele  Familien  ausgesiedelt  waren  und 
das  freigewordene  Land  unter  die  Nachbleibenden  (pro  Revisionsseele)  zu 
vertheilen  war.  Ungeachtet  des  erheblichen  Mehrwerths  des  Landes  über 
die  Zahlungen  haben  auch  in  diesen  beiden  Kreisen  die  Domänenge- 
meinden in  der  letzten  Zeit,  da  die  erwartete  allgemeine  Seelenrevision 
nicht  decretirt  ward,  eine  allgemeine  Umtheilung  (die  erste  seit  der 
letzten  Revision)  und  zwar  pro  vorhandene  männliche  Seele  vorgenommen: 
im  Kreise  Spask  sämmtliche  Domänengemeinden  in  den  Jahren  1879—82 
bis  auf  eine  zusammengesetzte,  aus  vier  Dörfern  bestehende  Ge- 
meinde, in  welcher  die  aus  anderer  Ursache  (Versetzung  der  Kirche 
aus  dem  einen  Dorf  in  ein  anderes  Dorf  dieser  Markgemeinde)  hervor- 
gerufene Feindschaft  des  ersteren  Dorfes  es  zu  keinem  Beschluss  in 
Sachen  der  Umtheilung  kommen  lässt.  Im  Kreise  Temnikow  haben  die 
eigentlichen  Domänengemeinden  (seit  1877)  jene  Neuvertheilung  bis  auf 
einige,  in  denen  noch  darüber  Verhandlung  geführt  wird  oder  schon  der 
bezügliche  Beschluss  gefasst  ist,  vorgenommen,  und  zwar  auch  pro 
vorhandene  männliche  Seele.  Anders  zu  dieser  Frage  stehen  aber  die 
neuen,  kleinen  Domänengemeinden,  die  nach  den  bekannten  Bestimmungen 
des  Emancipationsgesetzes  mit  Zustimmung  ihrer  Gutsherrn  zu  Domänen- 
bauern wurden:  diese  Gemeinden  wollen  von  keiner  allgemeinen  Um- 
theilung wissen. 

Die  Geltungsdauer  der  allgemeinen  Umtheilung  ist  mit  der  Klausel: 
falls  inzwischen  keine  allgemeine  Seelenrevision  vom  Zaren  anbefohlen 
wird,  normirt:  im  Kreise  Temnikow  auf  9,  10,  12  Jahre;  im  Kreise 
Spask  die  Mehrzahl  der  Gemeinden  auf  12  Jahre,  17  Gemeinden  auf 
10  Jahre  (die  kürzeste  Frist),  10  Gemeinden  auf  15  Jahre.  (Band  IV, 
pag.  7—28,  165—171,  Band  V,  pag.  7—12,  26,  68—75). 
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Vorrede. 


Zehn  Jahre  nach  dem  Erscheinen  des  ersten  Theiles  ist  es  mir 
endlich  beschieden,  das  1873  begonnene  Werk  abzuschliessen.  Die  Ver- 
zögerung auch  dieses  letzten  Theiles  ist  insbesondere  der,  im  ersten 
Theil,  pag.  III,  bereits  gekennzeichneten  Lösung  des  Problems  zu  Gute 
gekommen»  da  die  jetzt  in  reicher  Fülle  erschienenen,  im  „Nachtrag" 
genannten  Bände  der  landschaftlichen  Agrarstatistik  den  von  mir  dar- 
gelegten Entwickelungsprocess,  in  welchem  der  Gemeindebesitz  sich  zur 
Zeit  befindet,  als  einen  über  jeden  Zweifel  erhabenen  zeigen;  einige 
dieser  Bände  wie  auch  andere,  an  geeigneter  Stelle  zu  nennende  Schriften 
thun  dar,  dass  der  von  mir  auf  Grundlage  nur  geringen  Materials  (Theil  II, 
Hälfte  II,  pag.  223—225)  in  seiner  eigenthümlichen  Gestaltung  ermittelte 
„Gemeindebesitz  nach  Hofrecht"  eine  beim  Kauf  von  Land  durch  die 
Gemeinde  allgemein  eintretende  Erscheinung  ist  —  diese  beiden  That- 
sachen  bezeugen  ihrerseits  das  „Naturgemässe"  der  von  mir  gefundenen 
Lösung  des  grossen  Problems. 

Es  möge  nicht  falsch  gedeutet  werden,  wenn  ich  für  die,  der  be- 
züglichen russischen  Literatur  Unkundigen  angebe,  in  welchen  Fragen 
ich  die  russische  Literatur  bereichert  zu  haben  glaube:  ich  habe  die  erste 
und  bisher  einzige  systematische  Behandlung  des  Gemeindebesitzes  in 
der  Literatur  und  in  den  gesetzgeberischen  Vorarbeiten  zur  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft,  wie  auch  der  sogenannten  Walujew'schen  Enquete  in 
dieser  Frage,  der  ökonomischen  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  ins- 
besondere in  ihrer  Wirkung  auf  den  Gemeindebesitz,  der  Gestaltungs- 
formen des  Gemeindebesitzes  und  des  älteren  kleinrussischen  bäuer- 
lichen Grundbesitzes  geliefert,  gleichzeitig  mit  Herrn  Professor  J.  Iwan- 
jukow  habe  ich  die  beiden  Specialfragen  der  Normirung  des  Gemeinde- 
landes und  der  zu  entrichtenden  Leistungen  für  dasselbe  in  jenen  gesetz- 
geberischen Vorarbeiten,  bearbeitet  Aus  dem  Werke  selbst  ersieht 
der  Leser,  dass  ich  eine  selbständige  Hypothese  über  den  altrussischen 
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Gemeindebesitz,  die  im  vorliegenden  Bande  eine  vollgültige  Bestätigung 
erfährt,  sowie  eine  Lösung  des  Problems  gefunden  habe.*) 

Von  den  Vielen,  die  mir  bei  der  Beschaffung  des  namentlich  in  den 
letzten  Monaten  reichlich  geflossenen  Materials  freundlichst  hülfreich 
gewesen,  fühle  ich  mich  insbesondere  gedrungen  dem  Herrn  Vicedirector 
im  Finanzministerium  W.  J.  Kowalewski,  sowie  dem  Herrn  Director  im 
Domänenministerium  W.  Trirogow,  dessen  Schriften  über  den  Gemeinde- 
besitz auch  in  meinem  Werke  vielfache  Yerwerthung  gefunden  haben, 
auch  an  dieser  Stelle  meinen  innigsten  und  ehrfurchtsvollen  Dank  aus* 
zusprechen. 

St  Petersburg,  September  1886. 

Der  Verfasser. 


*)  Die  beiden  bedeutungsvollsten  Gesetze  für  die  bäuerliche  Bevölkerung,  die 
nach  Erscheinen  der  II.  Hälfte  des  II.  Theiles  erschienen  sind,  habe  ich  behandelt: 
die  Abschaffung  der  Kopfsteuer  in  Schanz'  „Finanzarchiv",  Jahrgang  III,  Bd.  I,  1886, 
und  die  Ablösung  des  Domänenbauerlandes  unter  dem  Titel:  Zur  Geschichte  der 
Domänenbauerpacht  in  der  „Russischen  Revue"  (im  Erscheinen  begriffen).  —  In  der 
letztgenannten  Zeitschrift  (Bd.  XXIII  und  XXV)  sind  die  Kapitel  über  das  Grund- 
besitzrecht der  deutschen  Colonien  Südrusslands  und  der  Einhöfler  erschienen. 


Zusätze  und  Berichtigungen. 

Auf  Seite  107  der  IL  Hälfte  des  II.  Theiles  hat  zu  Zeile  13  von  unten 
folgende  Note  zu  stehen:  „W.  Örlow,  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Bd.  IV,  pag.  109, 
verkennt  die  wesentliche  Seite  in  den  partiellen  Umtheilungen,  da  er  auch  die  frei- 
willige Uebernahme  von  Landantheilen  zu  diesen  rechnet 

Zu  S.  206  desselben  Bandes:  bei  einer  nochmaligen  Durchsicht  des  bezüg- 
lichen, unklar  gehaltenen  Berichts  komme  ich  dahinter,  dass  daselbst  unter  noioca 
(was  sonst  nicht  üblich  ist)  Wiesenlandstreifen  verstanden  wird,  also  die  im  Text 
angegebenen  164  und  175  „Landstreifen"  Wiesenstücke  bedeuten  sollen,  die  hieran 
sich  knüpfenden  Bemerkungen  fallen  demnach  fort. 

Zu  S.  65,  Z.  1  von  oben  des  vorliegenden  Theiles:  statt  Kapitel  V  ist  Kapitel  III 
zu  lesen. 

Zu  Seite  66.  Nach  Abschluss  des  Werkes  finde  ich  im  Bd.  VII  der  allgemeinen 
Statistik  des  Kaukasus  (CoopraKi  CB&#fiHift  o  KaBsasi)  1880  einen  Artikel,  der  auch 
auf  die  oben  behandelten  grundbesitzrechtlichen  Fragen  im  Kr.  Ratschin  eingeht  Der 
wesentliche  Theil  der  dem  Verfasser  unverständlichen  Angaben  löst  sich,  wenn  man 
von  meiner  Hypothese  über  den  Charakter  dieses  Grundbesitzrechts  ausgeht 
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Erster  Abschnitt. 

Die  Umgestaltung  des  Gemeindebesitzrechts. 

Erstes  Kapitel. 

Die  Entwickelungsstufen  des  Gemeindebesitzrechts. 

1.  Einleitendes, 

Werfen  wir  einen  Rückblick  auf  die  im  letzten  Bande  dieses  Werkes 
dargelegten  Gestaltungsformen  der  Grundbesitzordnung  im  Gemeinde- 
besitze, so  ergiebt  sich  —  unter  Beiseitelassung  der  primitiven  Formen  im 
Norden  und  Südosten  —  Folgendes. 

Bei  aller  Gleichartigkeit  im  Grossen  und  Ganzen  zeigen  sich  im 
Einzelnen  wesentliche  Verschiedenheiten  in  den  grundbesitzrechtlichen 
Verhältnissen,  deren  charakteristisches  Merkmal  darin  besteht,  dass  ein 
geringerer  oder  grösserer  Theil  der  Gemeindemark  im  bleibenden, 
erblichen  Besitz  der  Familie  bleibt,  möge  diese  an  Seelen,  an  Ar- 
beitskräften oder  an  ökonomischer  Leistungsfähigkeit  zu-  oder  abnehmen. 

Die  Hauptentwickelungsphasen  in  dieser  Beziehung  sind,  wenn  wir 
von  den  grundbesitzrechtlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  v.  19.  Febr. 
1861  und  den  auf  diesem  Gebiete  gleichlautenden  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes für  die  Domänen  —  und  Apanagenbauern  als  Basis  der  Betrachtung 
ausgehen,  in  drei  Gruppen  zu  scheiden.  Zur  ersten  Gruppe  gehören 
die  Markgemeinden,  in  denen  die  Grundbesitzverhältnisse  noch  nicht  die 
im  Gesetz  krystallisirte  Entwicklungsstufe  erreicht  haben;  zur  zweiten 
Gruppe  diejenigen,  die  sich  auf  dieser  Stufe  befinden,  und  endlich  zur 
dritten  Gruppe  diejenigen,  die  diese  Stufe  bereits  überschritten  haben. 

Wie  bekannt,  bestimmt  das  Gesetz,  dass  das  ganze  Gehöftland  des 
Bauerhofes  dem  erblichen  Besitze  der  betreffenden  Familie  verbleibt  — 
abgesehen  von  der  wechselnden  Grösse  der  Familie,  während  das  übrige 

▼•  Kenssler,  Geschieht«  and  Kritik  des  Gemeindebesitzes.    III.  1 
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Gemeindeland  der  freien  Verfügung  der  Gemeinde  unterliegt,  die  dasselbe 
getheilt  unter  die  Genossen  oder  gemeinsam  nutzen  kann. 

In  jener  ersten  Gruppe  der  Gemeinden  finden  wir  folgende  Ent- 
vrickelungsphasen.  Die  erste  Phase  zeigen  uns  die  Gemeinden,  in  denen 
nur  die  Hofstätte  im  erblichen  Besitze  der  Familie  steht,  d.  h.  der  ge- 
schlossene Raum,  auf  welchem  die  Gebäude  sich  befinden  mit  dem  er- 
forderlichen Zwischenraum.  Auch  sind  zu  dieser  Kategorie  die  Gemein- 
den zu  rechnen,  in  denen  ein  Theil  der  Wirthschaftsgebäude  (Dresch- 
tenne etc.)  ausserhalb  jenes  geschlossenen  Baumes,  tiefer  in  das  Gehöft- 
land hinein,  belegen  ist  und  der  Grundplatz  unter  denselben  auch  im 
erblichen  Besitze  der  betreffenden  Familie  ist,  während  das  übrige 
Gehöftland  (Gärten  aller  Art)  periodischen  Umtheilungen  unterliegt  Die 
zweite  Phase  wird  dort  erreicht,  wo  der  Küchengarten,  der  an  der  Hof- 
stätte angrenzende  nächste  Theil  des  Gehöftlandes,  den  wir  Stamm- 
gehöftland genannt  haben,  aus  der  Umtheilung  ausgeschlossen  ist,  aber 
doch  bei  Umtheilung  des  übrigen  Gehöftlandes  in  Berechnung  gezogen 
wird;  die  dritte  Phase,  wobei  Umtheilungen  (durch  Ab-  und  Zutheilen 
von  Gehöftland  je  nach  dem  Familienbestande  resp.  der  ökonomischen 
Leistungsfähigkeit  der  Höfe)  ausser  dem  Küchengarten  ein  weiteres  Stück 
Gehöftland  nach  Möglichkeit  demselben  Hofe  belassen  wird.  (In  welcher 
Weise  das  geschieht,  haben  wir  gesehen.1) 

Das  gemeinsame  Charakteristikum  dieser  drei  Phasen  der  ersten 
Gruppe  ist,  dass  die  Grösse  des  Gehöftlandes  sich  nach  der  Grösse  resp. 
der  ökonomischen  Kraft  der  Familie  richtet,  wobei  ein  grösserer  oder 
kleinerer  Theil  desselben  einer  Veränderung  im  Besitze  (Kürzung  oder 
Vergrösserung)  unterliegt. 

Die  zweite  Gruppe  entspricht  dem  Standpunkte  des  Gesetzes,  d.  b. 
das  ganze  Gehöftland  —  selbstverständlich,  wie  auch  im  Gesetz  aus- 
drücklich vermerkt,  mit  Ausnahme  des  naturgemäss  in  gemeinsamer 
Nutzung  befindlichen  Gemeindegehöftlandes  im  engeren  Sinne  (Strassen, 
Marktplätze,  Raum  unter  Gemeindegebäuden,  Hutweide  etc.)  —  befindet 
sich  im  erblichen  Familienbesitze  der  Höfe,  welche  Veränderungen  sich 
auch  im  Familienbestande  und  in  den  Vermögensverhältnissen  vollziehen 
mögen. 

Zur  dritten  Gruppe  sind  die  Gemeinden  zu  zählen,  in  denen  mit 
Beibehaltung  des  Gemeindebesitzes  der  bleibende,  erbliche  Besitz  an 
Grund  und  Boden  weiter  verbreitet  ist,  als  es  das  Gesetz  verlangt. 
Während  die  erste  Gruppe,  d.  h.  wo  das  Gehöftland  periodischen  Um- 


')  Theil  II,  Hälfte  2  dieses  Werkes  pag.  79—81,  83.  Ueber  die  Verschiedenheit 
in  der  rechtlichen  Stellung  des  Gehöftlandes  siehe  insbesondere  II.  Cokoiobckü: 
O  (fcopMax-b  BiaxiHifl  ycajeÖHoft  aeraeft  y  BeiHKopyccBHxt  Kpecrarai  in  den  Tpyxs 
Hicuep.  Bojm»h.  9boh.  OÖmecTBa  1886.    No.  4,  pag.  332—856. 
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theilungen  unterliegt,  sich  im  Widerspruch  zum  positiven  Gesetz,  das 
nur  bis  zum  Eintritt  der  Ablösung  Geltung  hat,  befindet,  lässt  sich 
Solches  von  den  Gemeinden  der  dritten  Gruppe  nicht  behaupten,  denn 
das  Gesetz  lässt  der  Gemeinde  volle  Freiheit  in  der  Verfügung  über 
die  ganze  Gemeindemark  (mit  Ausnahme  des  Gehöftlandes),  sie  kann  also 
nach  Belieben  einen  kleineren  oder  grösseren  Theil  derselben  den  Höfen 
zum  bleibenden  Besitz  zusprechen.  Als  erste  Phase  in  dieser  Gruppe 
treten  uns  die  Gemeinden  entgegen,  die  mit  Gemeindebeschluss  das 
Gehöftland,  dessen  Grösse  gesetzlich1)  statuirt  ist,  erweitern  durch  Hin- 
zuziehung eines,  zumeist  des  zunächst  belegenen  Ackerstückes  und  dieses 
Land  unter  das  Gehöftrecht  stellen  d.  h.  den  Höfen  zum  erblichen  Besitz 
zusprechen.  Solches  finden  wir  vornehmlich  in  Gemeinden,  die  lohnen- 
den Absatz  für  nur  mit  sorgfältiger  Cultur  zu  bauende  Culturpfianzen, 
wie  Obst,  Beeren,  Hanf  etc.  haben.  Die  zweite  Phase  beobachten  wir 
in  Gemeinden,  in  (Jenen  ein  geringerer  oder  grösserer  Theil  des  besonders 
gut  gedüngten  und  überhaupt  gut  bestellten  Ackerlandes  aus  der  Um- 
theilung  ausgeschlossen  und  dem  erblichen  Besitz  der  Höfe  zugetheilt 
ist,  aber  dieses  Land  wird  bei  der  Umtheilung  des  übrigen  Ackerlandes 
mit  in  Berechnung  gezogen  d.  h.  bei  Verminderung  oder  Vergrösserung 
der  Familie  und  also  ihrer  Zahlungsverpflichtungen  verbleibt  ihr  voll- 
ständig das  erstere  Ackerland,  während  das  Zulegen  oder  das  Entziehen 
von  Land  nur  in  der  zweiten  Kategorie  des  Ackerlandes,  jedoch  mit 
Berücksichtigung  der  Grösse  des  ersteren  erfolgt 

Die  letzte  Phase  in  dieser  Entwickelung  ist  endlich  die,  dass  das 
Acker-  und  Wiesenland  überhaupt  nicht  mehr  allgemeinen  Um- 


')  Als  Gehöftland  bezeichnet  das  Gesetz  das  Land,  das  in  der  Umkreislinie  der 
Ortschaft  (des  Dorfes  etc.)  liegt  und  auf  dem  sich  die  bäuerlichen  Wohnhäuser,  Wirth- 
schafts-,  Betriebs-,  Communal-  und  andere  Gebäude  mit  den  zu  ihnen  gehörigen,  im 
Umkreise  der  Ansiedelung  belegenen  Gemüse-  und  anderen  Gärten,  Hanffeldern, 
Hopfengärten,  Bienenstöcken  und  anderen  Nutzungen,  sowie  die  Viehtränke,  die  Hut- 
weide, endlich  die  Zwischenräume  zwischen  den  Gebäuden  mit  Ausnahme  der  zum 
Verkehr  erforderlichen  Gassen  befinden.    Die  Umkreislinie  des  Dorfes  wird  durch 
seit  Alters  bestehende  Gräben,   Zäune,  Wege  und  überhaupt  durch  eine  Natural- 
Umgrenzung  bestimmt.    Wenn  das  Gehöftland  nicht  durch  einen  deutlichen  Strich 
von  dem,  am  Dorf  angrenzenden  Hanffeldern  und  Weiden,  die  weit  in  das  Feld 
hineinragen,  geschieden  ist,  so  wird  zur  Normirung  dieses  Striches  ausser  dem  von 
der  Ansiedelung  eingenommenen  Areal:  von  den  Hanffeldern  nicht  mehr  als  120a Faden 
pro  Revisionsseele,  dagegen  von  dem  Weideland  in  den  Steppengegenden  nicht  mehr 
als  320  g  Faden,  in  den  anderen  Landstrichen  nicht  mehr  als  200  D  Faden  pro  Revi- 
sionsseele  zum  Bestände  des  Gehöftlandes  gerechnet     Demgemäss   gehören   alle 
ausserhalb  des  Umkreises  des  Dorfs  oder  der  Ansiedelung  befindlichen  Gärten  und 
Ländereien  unter  Gebäude  aller  Art  nicht  zum  Gehöftland.    Siehe  Art.  37—46  des 
»Localgesetzes  über  die  Agrarverfassung  der  auf  gutsherrlichem  Lande  ansässigen 
Bauern  in  den  Gouvernements  Gross-,  Neu-  und  Weissrusslands". 
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theilungen  unterliegt,  welcher  Wechsel  auch  im  Familienbestande 
der  einzelnen  Höfe  eintreten  möge,  und  soweit  in  solchen  Gemeinden 
noch  Acker  und  häufiger  die  Wiesen  umgetheilt  werden,  geschieht  solches 
nicht  nach  der  wechselnden  Zahl  der  „Seelen"  in  den  Höfen,  sondern 
nach  der  festen  Zahl  derselben,  die  (als  Vertheilungs-  oder  als  Rech- 
nungseinheit), der  letzten  allgemeinen  Umtheilung  zu  Grunde  lag.  Oder 
mit  anderen  Worten:  Jeder  Hof  erhält  beständig  denselben  propor- 
tionalen Bruchtheil  an  Land.  Es  werden  hier  also  nur  Neuverloosungen 
im  technischen  Sinne  des  Wortes  vorgenommen. 

Diese  gekennzeichneten  Phasen  stehen,  der  Vielgestaltigkeit  der 
natürlichen  und  der  Lebensverhältnisse  entsprechend,  nicht  überall  ein- 
ander schroff  gegenüber,  vielmehr  zeigen  sich  Uebergänge  und  Combi- 
nationen  mehrerer  Phasen  in  reicher  Fülle.  Vor  Allem  sei  auf  die  eine 
Combination  hingewiesen,  nach  welcher  bei  einer  allgemeinen  Umthei- 
lung das  Gehöftland  bei  der  Zumessung  von  Feldland  in  Anrechnung  ge- 
bracht, aber  dabei  auch  ein  Theil  des  letzteren  denselben  Höfen  verbleibt 

Diese  Reihe  der  Gestaltungen  ist  kein  Resultat  accidenteller,  localer, 
specieller  oder  gar  zufälliger  Ursachen,  sondern  eine  folgerichtige  Ent- 
wickelung  der  ökonomischen  Bedingungen:  sie  ist  das  Product  einer 
fortschreitenden  ökonomischen  Entwicklung.  Der  ausschlaggebende  Factor 
ist  das  ökonomische  Interesse,  besser  und  intensiver  bestelltes  Land 
und  damit  die  Früchte  erhöhter  Arbeits-  und  Kapitalverwendung  sich 
bleibend  zu  erhalten.  Die  letzte  Phase  der  Entwickelungsreihe,  d.  h. 
die  Belassung  der  Höfe  in  demselben  Bestände  an  Grundbesitz,  birgt 
aber  noch  ein  anderes  social-ökonomisches  Interesse  in  sich,  das  von  so 
gewaltiger  Bedeutung  ist,  dass,  wenn  es  nicht  anderweitig  Befriedigung 
findet,  es  die  gesammte  altgewohnte  Grundbesitzordnung  zu  zertrümmern 
droht. 

2.  Das  Recht  auf  Land. 

Diese  neue  Erscheinung  im  Gemeindebesitz,  das  Unterlassen  all- 
gemeiner Umtheilungen,  hat  eine  Wandlung  in  der  Behandlung  der  Frage 
seitens  übereifriger  Anhänger  dieser  Grundbesitzform  hervorgerufen.  Bis 
vor  einigen  Jahren  ward  von  ihnen  mit  allem  Eifer  nach  Beispielen 
gesucht,  die  da  zeigten,  dass  Umtheilungen  gar  nicht  so  häufig  vor- 
kommen, als  die  Gegner  des  Gemeindebesitzes  behaupten,  und  dass  der 
in  grösseren  Zwischenräumen  eintretende  Wechsel  der  Landstreifen  bei 
dem  üblichen  Wirthschaftssystem  keinerlei  oder  doch  nur  unbeträcht- 
lichen Einfluss  auf  die  Wirtschaftsführung  übe.  Jetzt  zeigt  sich  nun 
ein  ganz  anderes  Bild!  Die  neuen  Publicationen,  zumal  aus  dem  Gebiete 
der  Schwarzerde,  erweisen  nämlich,  dass  die  Opposition  eines  bedeutenden 
Bruchtheils  der  Hauswirthe  in  der  Gemeinde  gegen  eine  neue  allgemeine 
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Umtheihmg  beständig  wächst,  und  dass  Dank  dieser  Opposition  in  einer 
grossen  Anzahl  von  Kreisen  seit  der  Emancipation,  resp.  seit  der  Aus- 
reichung der  Grundbücher  oder  dem  Inkrafttreten  des  Ablösungsvertrages 
entweder  gar  nicht  oder  nur  in  verhältnissmässig  seltenen  Fällen  eine 
Neuverteilung  des  Landes  stattgefunden  hat  und  somit  in  der  Ge- 
meinde bereits  ein  erhebliche  Gruppe,  in  der  sich  bereits  Erwachsene  be- 
finden, „landlos"  sind,  und  soweit  Personen  aus  dieser  Gruppe  Land  be- 
sitzen, sie  dasselbe  auf  dem  privatrechtlichen  Wege  des  Erbgangs,  Kaufs  etc., 
nicht  aber  durch  Gemeinderecht  erlangt  haben.  Es  wird  hier  also  in  praxi 
das  Recht  eines  jeden  Genossen  auf  Land  negirt  und  somit  das 
seit  Jahrhunderten  bestehende  Gemeindebesitzrecht  erschüttert.  —  Jetzt 
wird  nun  mit  ebensoviel  Eifer  nach  Beispielen  dafür  gesucht,  dass  die  Ge- 
meinde doch  noch  späterhin  UmtheUungen  vorgenommen  hat,  wie  früher 
nach  Beispielen  für  das  Unterlassen  von  UmtheUungen  gefahndet  wurde. 
Doch  ist  die  Ausbeute  in  den  nicht  mit  Zahlungen  überlasteten  Kreisen 
eine  geringe.  Worin  liegt  die  Erklärung  jener  Erscheinung,  wodurch  ist 
diese  neue  Gestaltung  des  Gemeindebesitzrechts  bedingt?  Diese  Frage 
beschäftigt  jetzt  lebhaft  die  Gemüther,  ohne  dass  sie  bisher  eine  voll- 
gültige Beantwortung  erhalten  hat. 

Es  wird  versucht,  diese  unliebsame  Erscheinung  auf  äussere  Um- 
stände zurückzuführen,  die  mit  dem  Wesen  des  Gemeindebesitzes  nichts 
gemein  haben.  Der  Bauer  halte  —  so  wird  versichert  —  in  seiner 
innersten  Ueberzeugung  daran  fest,  dass  das  Land  Gemeindeland  sei  und 
ein  jeder  Genosse  ein  gleich  gutes  Recht  auf  dasselbe  besitze;  mit  Be- 
seitigung der  äussern  Umstände  würde  der  Gedanke  des  gleichen  Rechtes 
wiederum  triumphirend  aus  dem  Yolksgeiste  erstehen. 

Diese  sogleich  auszuführenden  Momente  haben  unstreitig  mehr  oder 
weniger  Bedeutung,  sie  erschöpfen  aber  nicht  die  vorliegende  Frage,  d.  h. 
sie  erklären  nicht  die  Erscheinung. 

Vor  Allem  wird  auf  den  Umstand  hingewiesen,  dass  die  Bauern  keine 
Kenntniss  von  ihrem  Rechte  hätten,  vor  einer  allgemeinen  Seelenrevision 
eine  neue  allgemeine  Umtheilung  des  Landes  vorzunehmen.  Auch  der 
Hinweis  auf  das  der  Gemeinde  im  Gesetz  bedingungslos  gewährleistete 
Recht,  jeder  Zeit  mit  */8  Majorität  der  Stimmen  eine  Neuverteilung 
des  Landes  durchzuführen,  beseitigt  vielfach  nicht  die  Bedenken  der 
Bauern,  denn  es  stört  eine  verbreitete  Rechtsauffassung1),  die  von  den 
bäuerlichen  Gegnern  einer  Umtheilung  häufig  mit  Erfolg  ins  Feld  geführt 

')  Statistik  des  Gouv.  Kasan,  Band  I,  Abschnitt  II,  pag.  42.  Statistik  des  Gouv. 
Tambow  Bd.  I,  Abschnitt  II,  pag.  10,  13—14,  20—21,  Bd.  II,  Abschnitt  II,  pag.  20-21, 
B<LV,  pag.  9.  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Bd.  I,  pag.  68—70;  B.  IIpyraBHin,:  Cencsaa 
oönuuia,  sycrapHHe  npoiniciH  etc.  IQpteBCKaro  y.  BiaxfflripcKoft  ryÖepHÜi,  Moskau 
1884,  pag.  14,  132  etc. 
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wird.  Biese  besteht  darin,  dass  Steuerzahlen  und  Landbesitz  wesentlich 
zusammenhängen:  wer  Land  hat,  muss  Steuern  zahlen,  und  ebenso  um- 
gekehrt: wer  Steuern  zu  zahlen  hat,  dem  hat  die  Gemeinde  Land  zu- 
zutheilen.  Wird  nun  eine  neue  Seelenrevision  durchgeführt,  d.  h.  ver- 
schwinden die  alten  Seelen,  d.  h.  die  seit  der  letzten  Revision  ver- 
storbenen männlichen  Seelen,  aus  der  Steuerliste  und  werden  die  nach 
der  letzten  Revision  geborenen  Personen  männlichen  Geschlechts,  die  bis 
hierzu  keine  „Seelen",  d.  h.  nicht  steuerpflichtig  waren,  jetzt  als  Seelen 
d.  h.  als  Steuerpflichtige  in  die  Revisionslisten  eingetragen,  so  haben 
diese  das  Recht  auf  Land,  da  sie  jetzt  steuerpflichtig  geworden  sind. 
Und  hierauf  berufen  sich  die  Bauern,  die  keine  neue  Umtheilung  wün- 
schen, indem  sie  erklären:  die  Gemeinde  verlangt  von  euch,  Nach- 
geborenen, keinerlei  Steuern  noch  Zahlungen,  ihr  habt  also  auch  kein 
Recht  auf  Land;  ihr  erlangt  dieses  Recht  erst,  wenn  ihr  durch  eine  neue 
Revision  als  Seelen  ermittelt  und  in  die  Steuerliste  eingetragen  sein 
werdet,  d.  h.  steuerpflichtig  geworden  seit  Zu  wiederholten  Malen  habe 
auch  ich  von  jungen  Bauern  (aus  den  Gouv.  Kursk,  Orel,  Jaroslaw, 
Twer  u.  a.  G.)  Antworten  erhalten,  die  diese  Rechtsauffassung  darthun: 
sie  hätten  keinen  Landantheil,  da  sie  keine  Revisionsseelen  seien.1) 

Eine  Stütze  findet  diese  Rechtsauffassung  in  dem  Umstand,  dass  das 
Land  den  Gemeinden  pro  Revisionsseele  zugemessen  ward.  So  sagen 
Bauern  z.  B.  im  Kreise  Ssaratow  im  gleichnamigen  Gouvernement:  Die 
Gemeinde  darf  des  Zaren  Befehl  nicht  ändern,  der  Zar  hat  das  Land 
pro  Revisionsseele  gegeben.2) 

Es  liegt  nahe,  dass  diese  Auffassung  besonders  in  den  Domänen- 
gemeinden herrscht  Seit  Alters  fanden  hier  allgemeine  Umtheilungen 
nur  zu  Revisionen  statt,  und  die  Tradition  zu  durchbrechen,  fallt  den 
Bauern  schwer.  Auch  der  Einwand,  der  Zar  habe  das  Land  pro  Revisions- 
seele gegeben,  ist  hier  noch  einleuchtender  als  bei  den  andern  Bauern, 
da  es  sich  eben  um  Domänenland  handelt 

Andererseits  haben  wir  nun  aber  gefunden,  dass  in  den  begünstigten 
Landstrichen,  wo  die  obliegenden  Zahlungen  nicht  den  Ertragswerth  des 
Landes  überragen,  allgemeine  Umtheilungen  weit  mehr  bei  Domänen- 
bauern als  bei  den  anderen  stattgefunden  haben  —  ein  Beweis,  dass  jene 
Rechtsauffassung  doch  nicht  so  allgemein  und  tiefgehend  ist,  dass  sie 
sich  gar  bei  den  Domänenbauern  nicht  hat  voll  erhalten  können. 

Dazu  hat  jene  Rechtsauffassung  in  den  letzten  Jahren  einen  starken 


*)  „Ä  ho  nonaii  bi  peimsii)"  (d.  h.  ich  bin  nicht  in  die  Revision  gerathen,  oder 
mit  anderen  Worten:  ich  bin  nach  der  Revision  geboren)  habe  ich  vielfach  als  Er- 
klärung für  den  Umstand,  dass  Bauern  keinen  Landantheil  besitzen,  zu  hören  bekommen. 

')  Statistik  des  Oouv.  Ssaratow  Bd.  I,  pag.  47;  Statistik  des  Gouv.  Ssamara 
Bd.  I,  pag.  28 
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Stoss  erlitten.  Es  ruht  Dämlich  seit  1878  auf  den  nach  der  letzten 
Revision  Geborenen  eine  Steuer,  deren  Leistung  die  Gemeinde  nicht  auf 
sich  nehmen  kann,  sondern  der  das  heranwachsende  Geschlecht  persönlich 
gerecht  werden  muss.  Es  ist  das  die  Blutsteuer,  die  Wehrpflicht,  die 
für  den  betroffenen  Hof  eine  auch  ökonomisch  grosse  Last  ist  Bereits 
seit  1878  haben  nach  der  letzten  Revision  (1858)  Geborene  der  Militär- 
pflicht Genüge  zu  leisten.  Diese  öffentliche  Last  steht  freilich  in  keinerlei 
rechtlicher  Beziehung  zu  dem  Grundbesitz  und  zu  dessen  Vertheilung  im 
Gemeindebesitz.  Aber  in  der  Anschauung  des  Volkes  besteht  dieser  Zu- 
sammenhang: der  Bauer,  der  eine  staatliche  Last  trägt,  muss  Grund- 
besitz haben,  oder  mit  anderen  Worten:  erst  der  Grundbesitz  verpflichtet 
ihn  zum  Tragen  der  Steuern  u.  s.  w. 

Und  dieses  Moment,  die  Wehrpflicht  der  Nachgeborenen,  ist  in  vielen 
Landstrichen  von  den  Höfen  mit  zunehmender  Seelenzahl  in  den  Streitig- 
keiten auf  den  Gemeindeversammlungen  mit  Erfolg  ins  Feld  geführt, 
um  eine  allgemeine  Umtheilung  gegen  das  Widerstreben  der  anderen 
Höfe  durchzusetzen.  Es  ist  daher  kein  Zufall,  sondern  findet  in  diesem 
Umstände  seine  Erklärung,  dass,  wie  wir  an  anderer  Stelle1)  gesehen 
haben,  gerade  in  den  Jahren  1878  und  1879  Gemeinden,  die  seit  der 
letzten  Revision  keine  Neuvertheilung  des  Grundbesitzes  vorgenommen 
hatten,  in  beträchtlicher  Zahl  eine  solche  durchführten.  Nun  zeigt  es 
sich,  dass  wir  unter  diesen  Gemeinden  Domänengemeinden  in  grösster 
Zahl  finden,  verhältnissmässig  viel  seltener  aber  Gemeinden  früher  guts- 
herrlicher Bauern.  Es  deutet  dieser  Umstand  darauf,  dass  noch  andere 
Momente  in  Betreff  des  Unterlassens  der  Neuvertheilung  wirksam  sind. 

Weiterhin  wird  zur  Erklärung  jener  Erscheinung  —  mit  Hinweis 
auf  concrete  Fälle  —  angeführt,  dass  die  niedere  und  selbst  höhere 
Administration  in  manchen  Gouvernements  Agrarpolitik  auf  eigene  Hand 
treibt,  indem  sie  den  Bauern  das  Unstatthafte  einer  Neuvertheilung  des 
Landes  darlegt2) 

Auch  ist,  z.  B.  vielfach  im  Kr.  Ssaratow8),  Er.  Räsan4)  und  ander- 
weitig unter  den  Bauern  die  Befürchtung  verbreitet,  nach  einer  neuen 
allgemeinen  Umtheilung  würden  die  öffentlichrechtlichen  Leistungen  ent- 

*)  Theil  II,  Hälfte  II  dieses  Werkes,  pag.  247-  248,  Statistik  des  Gouv.  Tambow 
Bd.  IV,  pag.  11-12.  19,  Bd.  V,  pag.  7,  Bd.  VI,  pag.  10,  Bd.  IX,  pag.  10,  Statistik 
des  Gouv.  Ssaratow  Bd.  I,  pag.  37,  Statistik  des  Gouv.  Woronesch  Bd.  I,  pag.  78. 
B.  npyraBHBi:  CejfcCKaa  oömiraa,  KycTapmie  npoioiciH  h  8exxeAiuB?ecKoe  xosaBctbo 
IDpieBCKaro  yfexa  BiaxmiipcKofi  ryoepmH,  Moskau  1884J,  pag.  51—52.  Statistik  des 
Gouv.  Petersburg,  Bd.  II,  pag.  36—37,  39. 

•)  Statistik  des  Gouv.  Kursk  Bd.  I,  pag.  68—69,  Statistik  des  Gouv.  Orel  Bd.  I, 
pag.  49. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow  Bd.  I»  pag.  48. 

4)  Statistik  des  Gouv.  Kasan  Bd.  I,  Abschnitt  II,  pag.  83. 
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sprechend  der  gegenüber  der  Revisionsziffer  vermehrten  Seelenzahl  er- 
höht werden. 

Von  vielen  Seiten  wird  als  Hinderniss  angegeben  die  Schwierigkeit, 
ja  Unmöglichkeit,  in  Gemeinden  mit  ausgebreitetem  Wandergewerbe  eine 
so  zahlreich  besuchte  Gemeindeversammlung  zusammenzubringen,  wie  sie 
vom  Gesetz  beansprucht  wird,  laut  welchem  zu  einem  Beschluss  über 
eine  Neuvertheilung  zwei  Dritttheile  der  überhaupt  in  der  Gemeinde  vor- 
handenen Hofwirthe  erforderlich  ist1)  Auf  Grund  dessen  ist  vielfach  der 
Wunsch  ausgesprochen  worden,  dass  hierbei  nur  die  zur  Zeit  der  Ab- 
stimmung an  Ort  und  Stelle  sich  befindenden  Wirthe  in  Betracht  kommen 
sollen,  sowie  auch,  dass  das  Gesetz  sich  mit  der  einfachen  Majorität 
begnüge. 

Alle  diese  Momente,  die  das  Unterlassen  allgemeiner  Umtheilungen 
erklären  sollen,  sind  unstreitig  wirksam,  aber  sie  allein  rufen  nicht  diese 
neue  Erscheinung  im  Gemeindebesitze  hervor.  Es  kommen  hier  wesent- 
lichere Momente  in  Betracht 

Die  cardinale  Ursache  des  Unterlassens  allgemeiner  Umtheilungen 
resp.  des  Widerstrebens  gegen  sie,  liegt  in  dem  wirtschaftlichen 
Interesse  der  Haus  wirthe,  denen  die  Neuvertheilung  eine  Kürzung  des 
Landantheils  in  Aussicht  stellt. 

Wird  dieser  Factor  auch  in  den  neuen  Publicationen  der  landschaft- 
lichen Statistiker  und  anderer  Schriftsteller  berührt,  so  wird  doch  seine 
Bedeutung  und  innere  Berechtigung  nicht  nach  Gebühr  geschätzt,  son- 
dern in  verschiedener  Beziehung  verkannt 

Sehr  verbreitet  sind  die  Klagen,  dass  einzelne  Bestimmungen  des 
Ablösungsgesetzes  das  entscheidende  Moment  in  dem  Verfall  des  usuellen 
Gemeindebesitzrechts  bilden,  da  sie  nicht  hinreichend  dieses  Recht  schützen. 
Abgesehen  davon,  dass  die  Forderung  eines  besonderen  Schutzes  für  die 
Erhaltung  der  altgewohnten  Ordnung  des  Gemeindebesitzes  an  sich  schon 
ein  Beweis  für  die  schwindende  Lebenskraft  jener  Rechtsanschauung,  die 
laut  Versicherung  aus  diesem  Lager  so  tief  und  fest  im  Volksbewusst- 
sein  stecke,  ist  —  also  auch  abgesehen  von  diesem  Eingeständniss  —  kann 
diesen  Bestimmungen  nicht  jene  grosse  Bedeutung  beigemessen  werden. 
Es  handelt  sich  hierbei  um  diejenigen  über  die  Ausscheidung  Einzelner 
aus  dem  Gemeindebesitzverbande  und  über  den  Uebergang  vom  Gemeinde- 
besitz zum  individuellen  Grundbesitzrecht  Es  widerstreitet  unzweifelhaft 
dem  Geist  dieser  Grundbesitzordnung,  wenn  der  Willkür  des  Einzelnen 
(Art.  33—37  des  Allgemeinen  Gesetzes  und  Art.  162,  163,  165  des  Ab- 
lösungsgesetzes), einer  zufälligen,  augenblicklichen  Laune,  die  durch  irgend 

*)  Auch  in  ganz  kleinen  Dörfern  schwierig,  solche  Gemeindeversammlungen  zu 
Stande  zu  bringen.  Das  Fehlen  nur  einiger  Wirthe  macht  die  Versammlung  nicht 
beschlussfahig.    Statistik  des  Gouy.  Kasan  Bd.  I,  Abschnitt  U,  pag.  88—39. 
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welche  vorübergehende  Umstände  hervorgerufen  sein  kann,  die  Ent- 
scheidung über  das  Verbleiben  oder  das  Ausscheiden  aus  dem  mark- 
genossenschaftlichen Verbände  überlassen  wird;  desgleichen  dürfte  selbst 
der  Gemeinde  das  entsprechende  Recht  nicht  belassen  werden.  Was  aber 
die  Ausübung  jenes  Rechtes  durch  einzelne  Gemeindegenossen  anbetrifft, 
so  ist  sie,  worauf  wir  an  anderer  Stelle  zu  sprechen  kommen,  ver- 
hältnismässig sehr  selten  eingetreten.  Bedeutungsvoll  für  die  uns  hier 
beschäftigende  Frage  ist  die  Ursache,  aus  welcher  diese  Ausscheidung 
vielfach  erfolgt,  vielleicht  zumeist:  der  Bauer  will  sich  seinen  derzeitigen 
Besitzstand  vor  der,  durch  eine  geplante  allgemeine  Umtheilung  ihm 
drohenden  Kürzung  schützen.  Hierauf  werden  wir  sogleich  einzugehen 
haben.  Die  Wirkung  jenes  Rechts  ist  jedoch  eine  weitergehen dere,  als 
die  wirkliche  Inanspruchnahme  derselben  es  zeigt  Einerseits  ist  es 
ein  Factor,  der  die  Gemeinde  von  der  Vornahme  einer  geplanten  all- 
gemeinen Umtheilung  abhält:  Die  Drohung  einiger  Wirthe,  mit  ihrem 
derzeitigen  Besitzstand  aus  der  Markgenossenschaft  auszuscheiden,  lässt 
die  Gemeinde  von  ihrem  Vorhaben  abstehen,  um  den  Bestand  des  Ge- 
meindelandes zu  erhalten.  Andererseits  weckt  und  fördert  jenes  Recht 
den  Individualismus. 

Solches  wird  dem  Ablösungsgesetz  überhaupt  vorgeworfen1):  es  sei 
nicht  hinreichend,  dass,  wie  es  im  Gesetz  (Art.  37  des  Allg.  Gesetzes  und 
Art  160  des  Ablösungsgesetzes)  ausgesprochen  ist,  das  Land  als  zum 
Gemeindeeigenthum  erworben,  abgelöst  werde.  Untersuchen  wir,  was  in 
dieser  Beziehung  weiterhin  verlangt  wird,  so  finden  wir,  wie,  abgesehen 
von  Klagen  über  die  immer  weiter  sich  verbreitende  Anschauung  der 
Bauern,  dass  das  Land  durch  die  Zahlung  der  Ablösung  zum  indivi- 
duellen un verkürzbaren  Eigenthum  erworben  werde,  noch  ausdrücklichere 
Aussprüche  seitens  der  Gesetzgebung  über  das  Gesammteigenthum  der 
Gemeinde  gewünscht  werden,  der  Inhalt  dieser  Wünsche  läuft  aber  darauf 
hinaus,  dass  ein  gesetzlicher  Zwang  für  allgemeine  Umtheilungen  in 
gewissen  Zeiträumen  normirt  werde  —  also  auch  ein  Verzweifeln  daran, 
dass  der  Gemeindebesitz  vom  Volke  selbst  erhalten  werde.  Oder  es  wird 
jede  Ablösung  perhorrescirt  und  die  Umwandlung  derselben  in  die  Zahlung 
einer  ewigen  Rente  verlangt  Und  endlich  klammert  man  sich  an  die 
trügerische  Hoffnung,  dass  wenn  eine  sehr  bedeutende  Ermässigung 
der  Ablösungszahlungen  eintreten  würde,  die  den  Bauern  das  Land 


')  Statistik  des  Gouv.  Kasan,  Bd.  I,  pag.  31,  83;  H.  Ahhchmobv.  Paaioseme 
Hameft  sexejtHoft  otinurau  im  B£cthhki  EßponK  1885,  Bd.  I,  pag.  111—160.  B.  Ilpy- 
rum:  Ceuciaji  oömraa  etc.  JDp&eBCKaro  yftsxa  pag.  137—141.  Derselbe:  Ri 
Bonpocy  opaspyrnemR  specTBüHCKoft  o6üihhh  in  der  PyccKan  Mhcji  1884,  Bd.  V, 
pag.  15  u.  folg.    EpMajHHCKifi  im  Cjobo  1881,  Bd.  IV,  pag.  41—50. 
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als  geschenkt  erscheinen  lassen  müsste,  die  periodischen  allgemeinen 
Umtheilungen  wiederum  überall  zur  Anwendung  gelangen  werden. 

Auf  die  Beurtheilung  dieser  Wünsche  haben  wir  an  anderer  Stelle 
bei  Beleuchtung  der  verlautbarten  Projecte  zur  Lösung  des  Problems 
einzugehen.  Hier  haben  wir  es  nur  mit  der  Ablösung  selbst  und  den 
sich  hieraus  ergebenden  Wirkungen  zu  thun.  Es  unterliegt  nun  keinem 
Zweifel,  dass  sie  Elemente  in  sich  schliesst,  die  individuelle  Eigenthums- 
begriffe  grossziehen.  Es  bedarf  keiner  weiteren  Auseinandersetzung  und 
Begründung,  dass  wer  Jahrzehnte  hindurch  die  Ablösungsquote  und  gar 
noch  die  sog.  fünfte  Kopeke  (die  erste  besondere  Anzahlung  bei  der 
Ablösung)1)  gezahlt  hat,  zumal  wo  in  der  ersten  Zeit  die  jährlichen 
Zahlungen  für  die  Ablösung  mit  den  Steuern  und  Naturalleistungen  den 
Ertrag  des  Landes  überragten,  Opposition  gegen  eine  Kürzung  der  durch 
die  Zahlungen  erworbenen  Nutzungsrechte  erheben  wird.9)  Müssig  ist 
das  Bestreben  W.  Grigorjew's8),  J.  WernerV)  u.  A.,  diesen  naturgemässen 
Process  durch  den  von  Bauern  hier  und  da  zu  Tage  geforderten  Trug- 
schluss  beseitigen  zu  wollen,  in  dieser  Zeit  hätten  die  anderen  Bauern 
Land  pachten  und  für  dasselbe  mehr  zahlen  müssen,  als  die  opponirenden 
Bauern  an  Ablösungszahlungen  für  das  Gemeindeland.  Denn  die  Rechts- 
basis ist  ja  eine  andere. 

Der  Sachlage  nicht  entsprechend,  ist  die  Yermuthung  des  Herrn 
N.  Romanow5),  die  Bauern  hielten  eine  Veränderung  des  Besitzstandes 
für  noch  nicht  zeitgemäss,  da  die  volle  Entschädigung  für  die  gezahlte 
fünfte  Kopeke  noch  nicht  aus  dem  Ertrage  des  Landes  gewonnen  sei. 
Denn  auch  dort,  wo  diese  Zahlung  nicht  zu  leisten  war  —  und  das  ist 
in  der  überwältigenden  Mehrheit  der  Gemeinden  der  Fall  —  wird  erfolg- 
reich gegen  eine  Neuvertheilung  Widerstand  geleistet  Er  führt  endlich 
diesen  Process  auf  ein  „Missverständniss"  zurück,  das  nicht  eingetreten 

*)  Theil  II,  Hälfte  II  dieses  Werkes,  pag.  161-166. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  IV,  pag.  20-23,  Bd.  X,  pag.  10,  Statistik 
des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  II,  pag.  29,  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Bd.  X,  pag  19, 
Bd.  VIII,  pag.  60. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Kasan,  Bd.  I,  Abschnitt  II,  pag.  31. 

4)  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Bd.  I,  pag.  68,  wo  zu  lesen  ist:  „Die  Gegner  einer 
neuen  Umtheilung  exploitirten  eine  lange  Zeit  ein  und  dasselbe  Argument:  Wir  haben 
die  Ablösungszahlungen  entrichtet  und  verzichten  nicht  —  einer  neuen  Umtheilung 
zu  Gefallen  —  auf  einen  Theil  unseres  Landes."  Doch  dieses  Argument  hat  jeden 
Credit  verloren:  (!)  Wir  haben  in  dieser  Zeit  fünfmal  mehr  als  Ihr  für  Land- 
pachtungen gezahlt",  erwidern  gewöhnlich  die  Anhänger  der  Umtheilung,  und  Alle 
erkennen  die  grössere  Beweiskraft  dieser  letzteren  Auffassung.  Solches  erkennen 
auch  die  Bauern  mit  grossem  Landantheil  an  und  greifen  daher  zu  einem  gans 
anderen  Kniff:  sie  verbreiten  eifrig  die  Ansicht,  als  ob  die  Regierung  keine  Um- 
theilung gestatte." 

5)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  IV,  pag.  24—28. 
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wäre,  wenn  die  Gemeinde  sogleich  beim  Eintritt  der  Ablösung  berechnet 
hätte,  in  welcher  Zeit  der  Bauer  für  jene  besondere  Zahlung  durch  die 
Nutzung  des  Landes  entschädigt  sein  würde,  dann  hätte  ohne  Schwierig- 
keit nach  Ablauf  dieser  Zeit  eine  Neuvertheilung  des  Landes  eintreten 
können!  Auch  ändert  sich  die  Sachlage  wenig  durch  seinen  Hinweis  auf 
die  Geringfügigkeit  dieser  besonderen  Zahlung  gegenüber  der  gesammten 
Ablösungsschuld,  denn  in  dieser  ganzen  Zeit  hat  der  Bauer  ja  auch  die 
Amortisationsquote  für  diese  Schuld  entrichtet. 

Zumeist  wird  endlich  in  den  Auseinandersetzungen  über  die  Ablösung 
und  ihre  den  Gemeindebesitz  untergrabende  Wirkung  der  formal-recht- 
liche Standpunkt  vertreten,  das  Land  werde  zum  Eigenthum  der  Gemeinde 
erworben,  die  Ablösung  gewähre  keine  individuellen  Eigentumsrechte. 
Dabei  wird  aber  nicht  die  materielle  Wirkung  der  bezüglichen  Zahlungen 
auf  die  Rechtsauffassung  des  Bauern  berücksichtigt.  Es  bedarf  „keines 
Hineintragens  fremder  Begriffe"  in  die  „Volksseele",  wenn  der  Bauer 
erklärt:  ich  habe  die  Zahlungen  für  fünf  Landantheile  zwanzig  Jahre  hin- 
durch gezahlt  und  gebe  keinen  Theil  desselben  an  einen  Andern  ab,  für 
den  ich  einen  erheblichen  Theil  der  Ablösungsschuld  gezahlt  hätte. 

Wie  auch  das  Ablösungsgesetz  abgefasst  sein  mag,  jeder  Ablösung 
wird  jene  Tendenz  innewohnen. 

Doch  hiermit  ist  noch  nicht  die  letzte  Ursache  jenes  Entwickelungs- 
processes  gefunden.  Denn  wo  die  Ablösung  noch  nicht  eingetreten  war 
(bis  zur  Zwangablösung  1884),  auch  dort  finden  wir  das  Widerstreben 
gegen  eine  Veränderung  des  Besitzstandes:  solche  gutsherrliche  Gemein- 
den, wie  auch  Domänengemeinden  haben  es  —  in  Folge  der  energischen 
Opposition  einer  Gruppe  von  Hauswirthen  —  zu  keiner  „Ausgleichung" 
des  Grundbesitzes  bringen  können.  Es  sind  das  die  Wirthe,  denen  die 
Neuvertheilung  den  Landantheil,  der  ihnen  einen  grösseren  Ertrag  liefert 
als  die  obliegenden  Zahlungen  betragen,  kürzen,  also  einen  Geldverlust 
bedeuten  würde.  Auch  diese  Ertragsdifferenz  ist  nicht  die  letzte  Ursache 
jenes  Processen  Eine  Erhöhung  der  obliegenden  Zahlungen  bis  zum 
Verschlingen  der  eigentlichen  freien  Grundrente  —  was  auch  beantragt 
ist  —  ja  selbst  unter  Umständen  wenn  sie  noch  um  Einiges  höher 
gegriffen  wird,  würde  den  Process  nicht  verhindern. 

Und  hiermit  gelangen  wir  zu  dem  wesentlichen,  ausschlaggebenden 
Moment,  zu  dem  Eckstein  der  neuen  Gestaltungsform  des  Ge- 
meindebesitzes. Wie  nahe  der  Gedanke  auch  liegt,  ist  er  bisher  noch 
nicht  in  seiner  Tragweite  erkannt  worden.  Die  opponirenden  Haus- 
wirthe  kämpfen  nämlich  für  die  Erhaltung  ihrer  Wirthschaft,  wie 
sie  sich  auf  der  Basis  des  Landantheils  und  der  vorhandenen  Arbeits- 
kräfte gestaltet  hat.  Dieses  ist  der  Grundgedanke  des  neuen  Entwicke- 
lungsprocesses. 


—    12    — 

Treten  wir  an  die  Frage  näher  heran. 

Zwei  Elemente  sind  es,  die  diesen  Process  bedingen:  das  eine  ist 
die  Aendernng  des  Verhältnisses  der  Bevölkerungsziffer  zu  der  Aus- 
dehnung des  Gemeindelandes,  das  andere  die  Veränderung  des  Familien- 
bestandes im  Hofe. 

Was  das  erste  Element  anbetrifft,  so  hat  die  Bevölkerung  in  den 
Gemeinden  seit  der  letzten  Revision  (1858)  sehr  bedeutend  zugenommen, 
es  ist  keine  seltene  Erscheinung,  dass  die  Zunahme  30°/0,  40%  und  mehr 
beträgt  Dabei  ist  die  Ausdehnung  des  Gemeindelandes  dieselbe  ge- 
blieben, wie  es  bei  der  Emancipation  den  Gemeinden  zugemessen  ist 
Es  ergiebt  sich  somit  das  Resultat  dass  bei  einer  eventuellen  Umtheilung 
auf  die  vorhandene  Seele,  die  jetzt  zumeist  in  Betracht  kommende  Ver- 
theilungseinheit,  je  nach  dem  Zuwachs  derselben  weniger  Land  ent- 
fallt, als  pro  Revisionsseele  bis  dahin  genutzt  ward.  Also  erleiden 
auch  diejenigen  Höfe,  deren  zur  Zeit  vorhandene  Seelen  der  Zahl 
ihrer  Revisionsseelen  entspricht,  eine  Kürzung  ihres  Grundbesitzes,  die 
um  so  bedeutender  ist,  je  mehr  die  Gesammtziffer  der  Gemeindeseelen 
angewachsen  ist 

Hierzu  tritt  nun  das  zweite  Element:  die  Veränderung  des  Bestandes 
der  Seelen  in  den  einzelnen  Höfen.  Auch  wenn  in  einer  Gemeinde  ein 
Bevölkerungszuwachs  seit  der  letzten  allgemeinen  Umtheilung  nicht  statt- 
gehabt hat,  welcher  Fall  wohl  nur  äusserst  selten  eingetreten  ist,  oder 
der  innere  Zuwachs  durch  Auswanderung  beseitigt  ist,  was  häufiger  ein- 
tritt, so  verursacht  eine  neue  allgemeine  Umtheilung  einem  Theil  der 
Höfe  eine  Kürzung  des  Grundbesitzes,  und  zwar  den  Höfen  mit  weniger 
vorhandenen  als  Revisionsseelen,  d.  h.  in  welchen  die  Zahl  der  Seelen 
abgenommen  hat  Und  die  Kürzung  ist  um  so  bedeutender,  je  grösser 
die  Abnahme  der  Seelenzahl  ist1) 

Aus  diesen  beiden  Elementen  entwickelt  sich  die  neue  Erscheinung 
im  Gemeindebesitz,  die  durch  das  Hinzutreten  anderer,  accidenteller 
Momente  in  ihrer  Entwickelung  noch  beschleunigt  werden  kann,  wie 
durch  die  Werthsteigerung  des  Bodens  —  sowol  die  directe,  als  auch  die 


*)  Beispiele:  im  Kr.  Lipezk  hat  die  Hauptgruppe  der  Domänenbauern  5,8  Dess. 
pro  Revisionsseele  erbalten,  im  Jahre  1883  hätte  eine  Neuvertheilung  nur  3%  Dess. 
(durchschnittlich)  pro  männliche  vorhandene  Seele  ergeben  (Statistik  des  Gouv.  Tam- 
bow,  Bd.  VIII,  pag.  3).  Das  Dorf  Pawlowo,  Er.  Usman,  zahlt  328  Revisionsseelen, 
aber  1883:  521  vorhandene,  Gemeindeland  1063  Dess.,  pro  Revisionsseele  3,3  Dess.,  pro 
vorhandene  Seele  2  Dess.  (1.  c.  Bd.  IX,  pag.  6  und  statistische  Tabellen  pag.  66).  Im 
Kr.  Stawropol  hat  die  Bevölkerung  von  der  Revision  bis  1883  um  40%  zugenommen, 
der  Landantheil  pro  Revisionsseele  durchschnittlich  6,1  Dss.,  pro  vorhandene  Seele 
4,3  Dess.  (Statistik  des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  II,  pag.  28).  In  einer  Gemeinde,  Er«  Staw- 
ropol, Zunahme  von  615  auf  877  Seelen  (Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Bd.  I,  pag. 
38—39:  Besprechung  dieses  Falles). 
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indirecte,  hervorgerufen  durch  die  Ermässigung  der  Ablösungszahlungen, 
der  Steuern  (Ermässigung  resp.  Abschaffung  der  Kopfsteuer,  insoweit 
diese  nicht  durch  die  Erhöhung  der  Grundsteuer  paralysirt  wird),  sorg- 
fältigere Bestellung  des  Landantheils,  die  den  Wechsel  der  Landstreifen 
als  Einbusse  fühlen  lässt  u.  s.  w. 

Die  Opposition  gegen  eine  neue  allgemeine  Umtheilung  ist  also  eine 
Opposition  gegen  die  Kürzung  des  Landantheils,  denn  diese  ruft  eine 
Störung  des  wirtschaftlichen  Betriebes  des  Hofes  und  des  gesammten 
wirtschaftlichen  Lebens  der  Familie  hervor.  Das  bedarf  nur  des  Hin- 
weises, keiner  Auseinandersetzung.  Eine  irgendwie  erhebliche  Kürzung 
des  Landantheils  macht  einen  Theil  des  im  Schweisse  des  Angesichtes 
und  durch  Entbehrungen  aller  Art  erworbenen  lebenden  und  todten  Inven- 
tars überflüssig:  es  findet  keine  Verwendung,  das  überschüssige  lebende 
Inventar  muss  veräussert  werden,  da  die  Mittel  zur  Fütterung  jetzt  nicht 
mehr  reichen.  Dazu  die  leider  nur  zu  häufig  sich  verwirklichende  Gefahr, 
keinen  zahlungsfähigen  Käufer  und  dem  Werthe  entsprechende  Preise 
zu  erhalten.  Andererseits  wird  ein  Theil  der  bisher  auf  die  Bestellung 
der  Landstelle  verwendeten  Arbeitskraft  hier  unverwendbar  und  muss 
andere  Beschäftigung  suchen.  Die  neue  Umtheilung  hat  also  grosse 
volkswirthschaftliche  Verluste  zur  Folge,  die  um  so  bedeutender  sind,  je 
weniger  in  der  Nähe  Land  zu  pachten  und  Nebengewerbe,  Hausindustrie 
vorhanden  sind.  Und  es  wird  dieser  Verlust  nicht  durch  den  Vortheil,  der 
den  anderen  Höfen  durch  die  Vergrösserung  des  Grundbesitzes  zufällt, 
voll  gedeckt  Denn  diese  besitzen  zumeist  noch  nicht  das  Inventar  zur 
Besorgung  der  grösseren  Wirthschaft,  das  erst  im  Laufe  von  Jahren  all- 
malig  wird  angeschafft  werden  können;  Mitglieder  dieser  Höfe  haben  sich 
der  Ackerwirthschaft  entwöhnt,  da  sie  Jahre  lang  auswärts  in  anderen 
Erwerbszweigen  thätig  waren1):  sie  kehren  in  die  Heimathgemeinde 
zurück  und  ihre  Stelle  nehmen  Glieder  der  Höfe  mit  gekürztem  Land- 
antheil  ein,  die  sich  mühselig  (Zeitverlust  oder  geringer  Ertrag  der  Arbeit) 
Kenntnisse  und  Geschicklichkeit  erwerben  müssen,  welche  in  den  Zurück- 
kehrenden brach  liegen. 

Die  Opposition  gegen  eine  neue  Umtheilung  ist  also  ein  Kampf  für 
die  Erhaltung  der  Wirthschaft  in  einer  grossen  Anzahl  der  Höfe  jeder 
Gemeinde. 

Die  Anhänger  des  Gemeindebesitzes  verschliessen  sich  der  Erkennt- 
nis dieses  Causalnexus  in  der  ihnen  unliebsamen  Erscheinung.  Der 
Statistiker  des  Gouv.  Tula,  W.  Borissow*),  findet  sich,  wie  viele  Andere 

>)  Statistik  des  Gouv.  Smolensk,  Bd.  I,  Lieferung  ü,  pag.  12. 

*)  Borisaow:  CraT.-eaoHox.  hsci*x.  Ceprießcaoft  boiocth,  pag.  16.  Es  sei  jedoch 
bemerkt,  dass  er  im  folgenden  Bande  bei  Behandlung  dieser  Frage  nicht  auf  jenes 
Motit  ruruckgreift,  siehe  auch  Statistik  des  Kreises  Obojan,  Theil  II,  pag.  15. 
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aus  diesem  Lager1),  einfach  mit  der  Bemerkung  ab,  der  übermässige  Ein- 
fluss  der  Gemeindefresser  und  Gemeindeschreier  verhindere  die  Vor- 
nahme einer  Neuverteilung,  Als  ob  es  noch  des  Heranziehens  un- 
erlaubt habsüchtiger  Motive  bedarf,  um  sich  das  Auftreten,  wenn  auch 
mit  Geschrei,  gegen  eine  so  ernste  Schädigung  der  Wirthschaft  im  Be- 
sonderen und  der  ökonomischen  Interessen  im  Allgemeinen  verständlich 
zu  machen. 

Herr  W.  Prugawin  recurrirt  auch  auf  die  Habsucht  der  Gemeinde- 
fresser. Die  Inanspruchnahme  des  Art.  165  (Ausscheidung  aus  dem  Ge- 
meindebesitz durch  Entrichtung  der  vollen  Ablösungsschuld),  um  der 
drohenden  Kürzung  des  Grundbesitzes  zu  entgehen,  brandmarkt  er  als 
Missbrauch  der  Ablösung:  es  werde  vielfach  in  ganz  unverfrorener  Weise 
vorgegangen.  Unter  den  von  ihm  speciell  dargelegten  Beispielen  findet 
er  das  Verfahren  eines  Bauern  Alexander  Danilow,  Gemeinde  Neko- 
morno,  Wolost  Iljinskoje  Er.  Jurjewsk,  Gouv.  Wladimir  besonders 
„unrechtmässig",  denn  trotzdem,  dass  er  die  einzige  männliche  Seele 
im  Hofe  sei,  habe  er  für  zwei  Seelen  (die  zweite  Seele  ist  die  seines 
vor  9  Jahren  verstorbenen  Vaters)  die  Ablösungsschuld  abgetragen  % 
d.  h.  sich  das  persönliche  Eigentumsrecht  an  seinem  seit  der  Emanci- 
pation  genutzten  Landantheil  erworben.  Sehen  wir  nun  in  dem  Tabellen- 
werk3) nach,  wie  der  Wirthschafts-  und  Personalbestand  des  bezeichneten 
Hofes  ist,  so  finden  wir  daselbst  6  Personen  (Mann,  Frau,  ein  arbeits- 
fähiges und  drei  kleine  Mädchen),  2  Pferde,  1  Kuh  und  8  Stück  Klein- 
vieh; er  selbst  bestellt  ohne  Anmiethung  fremder  Arbeitskräfte  seinen, 
zwei  Seelen  enthaltenden  Landantheil;  die  Frau  und  die  eine  Tochter 
betreiben  noch  Weberei.  Selbst  vom  Standpunkt  der  eifrigen  Anhänger 
des  jetzigen  Gemeindebesitzrechts  mit  der  gleichen  Vertheilung  des  Lan- 
des kann  dieser  Fall  nicht  als  besonders  gravirend  angeführt  werden, 
denn  es  befinden  sich  in  dem  Hofe,  wenn  auch  nur  eine  männliche  Seele, 
so  doch  fünf  weibliche  Seelen,  die  auch  essen  wollen  und  daher  bei 
einer  eventuellen  Umtheüung  (vor  erfolgter  Ausscheidung  des  Hofes  aus 
dem  Gemeindebesitz)  vielleicht,  wie  es  vielfach  geschieht,  in  Berück- 
sichtigung gezogen  wären,  jedenfalls  muss  die  Sympathie  der  Anhänger 
der  gleichen  Vertheilung  des  Landes  für  eine  solche  Vergünstigung  in 
diesem  Falle  sein,  wo  die  Zahl  der  weiblichen  Seelen  in  so  hohem  Maasse 
überwiegt  Herr  Prugawin  aber  wünscht  die  Neuverteilung  des  Landes 
pro  vorhandene  männliche  Seele.  Die  Folge  derselben  wäre,  dass  der 
bezeichnete  Hof  mehr  denn  die  Hälfte  des  bisherigen  Grundbesitzes  ein- 


*)  Auch  £.  IIo6£xoHOcueBi  in  der  Statistik  des  Gouv.  Orel,  Bd.  I,  pag.  47. 
2)  Prugawin:  CencKaa  oömnua  etc.,  pag.  139—140. 
*)  1.  c.  Tabellen  pag.  126,  164. 
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büssen  würde,  denn  in  ihm  befindet  sich  nur  eine  männliche  Seele  und 
die  männliche  Bevölkerung  dieser  Gemeinde  ist  seit  der  Revision  von 
139  auf  144  gestiegen.  Sein  Landantheil  (4  Dess.  pro  Revisionsseele) 
würde  von  8  auf  unter  4  Dess.  resp.  ein  Ackerland  von  fast  7  auf  unter 
31/«  Dess.  sinken.  Und  das  bedeutet  eine  volle  Zerstörung  seines  Wirth- 
schaftsbetriebes.  Während  er  bisher  seine  ganze  Arbeitskraft  auf  die  Be- 
stellung seiner  Landstelle  verwendet  und  es,  wie  aus  der  Grösse  seines 
Viehbestandes  ersichtlich,  zu  einigem,  wenn  auch  geringem  Wohlstand 
gebracht  hat,  würde  die  Kürzung  derselben  sein  ganzes  wirtschaftliches 
Leben  umändern.  Die  zu  suchende  Nebenarbeit  (ausserlandwirthschaft- 
liche  oder  auch  landwirtschaftliche,  wenn  er  Land  pachten  oder  sich  ver- 
dingen kann)  würde  jetzt  zur  Hauptsache  werden,  die  Bestellung  seiner 
eigenen  Landstelle  würde  zurücktreten  und  leicht  würde  er  in  die  Lage 
gerathen,  einen  Theil  dieser  Arbeiten  seinen  weiblichen  Familiengenossen 
zu  überlassen.  Selbst  in  dem  günstigen  Falle,  dass  er  in  der  Nähe  Land 
zu  pachten  erhält,  trifft  ihn  der  Verlust  der  grösseren  Entfernung  von 
dem  zu  bestellenden  Lande.  Nur  in  dem  zufallig  einzutretenden  Falle 
würde  keine  Wirthschaftsstörung  eintreten,  wenn  es  ihm  nach  der  Neu- 
verteilung des  Landes  gelingen  sollte,  benachbarte  Landstreifen,  die  von 
den  betreffenden,  eine  Yergrösserung  des  Landantheils  erfahren  haben- 
den Inhabern  vielleicht  aus  Mangel  an  Inventar  nicht  selbst  bestellt 
werden  können,  zu  pachten. 

Noch  bedeutungsvoller  ist  für  ihn  die  Wirthschaftsstörung,  wenn  er 
gezwungen  ist,  ausserlandwirthschaftüche  Nebenarbeit  zu  ergreifen.  Vorerst 
muss  er  einen  Theil  seines  Inventars,  sicherlich  ein  Pferd,  veräussern,  die 
vielleicht  vor  Kurzem  renovirten  Wirthschaftsräumlichkeiten  verlieren 
an  Werth,  da  er  nur  der  Hälfte  derselben  bedarf.  Sodann  tritt  die 
Notwendigkeit  an  ihn  heran,  sich  an  eine  andere  Art  der  Arbeit  zu 
gewöhnen,  vielleicht  muss  er  gar  die  Arbeit  weit  von  der  Heimath  suchen, 
also  Entfernung  von  der  Familie  und  Schädigung,  vielleicht  gar  voller 
Verfall  seiner  Wirthschaft,  dem  zu  entgehen  er  vielleicht  sich  gezwungen 
sehen  wird,  seine  Landstelle  zu  verpachten1),  und  er  somit  ganz  aufhört, 
Ackerbauer  zu  sein. 

Es  ist  also  sehr  verständlich  und  in  keiner  Weise  zu  verurtheilen, 
wenn  der  genannte  Bauer,  um  all'  jener  Gefahr  einer  Neuvertheilung 
des  Landes,  d.  h.  der  Kürzung  seiner  Landstelle  auf  die  Hälfte,  zu  ent- 
gehen, zeitig  zur  Ausscheidung  seines  Grundbesitzes  aus  dem  Gemeinde- 
besitz geschritten  ist,  wie  schwer  ihm  auch  die  volle  Entrichtung  der 
Ablösungsschuld  in  einer  Zahlung  gewesen  sein  mag  und  vielleicht  gar 
den  Verkauf  von  Inventarvieh  (nur  eine  Kuh  ist  vorhanden!)  verlangt  hat. 


l)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  IX,  pag.  69. 
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Und  da  brandmarkt  Herr  Prugawin  das  Vorgehen  dieses  Bauern» 
Er  hätte  im  Gemeindebesitz  bleiben,  der  allgemeinen  Umtheilung  sich 
nicht  widersetzen  und  seinen  Landantheil  um  mehr  als  die  Hälfte 
kürzen  lassen  sollen!  Dabei  konstatirt  er  selbst  in  einer  anderen  Schrift1), 
dass  die  grosse  Mehrzahl  der  Hauswirthe  ohne  Anspann  sich  in  den 
Höfen  mit  einer  und  auch  zwei  Seelen  findet;  er  erklärt  diese  Erschei- 
nung auf  Grund  richtiger  Berechnung  aus  dem  Umstände,  dass  es  sich 
bei  so  geringem  Landantheil  nicht  lohnt,  einen  vollen  Anspann  zu  halten. 
Solche  Wirthe  miethen  von  Nachbarn  ein  Pferd  mit  Anspann  (in  einer 
Gemeinde  für  10—15  Rbl.)  zur  Bestellung  ihres  Ackers  oder  sie  finden 
gar  nicht  ihre  Berechnung,  bei  solchen  Mietpreisen  das  Land  zu  be- 
stellen, und  geben  die  Ackerwirthschaft  auf!  Um  solch  einem  Schicksal 
zu  entgehen,  sichert  sich  eben  jener  Bauer  seine  Landstelle.  Und  das  ver- 
übelt ihm  Herr  Prugawin.  In  einer  spätem  Abhandlung2)  ist  ihm  übrigens 
die  ökonomische  Seite  der  Frage  näher  getreten,  doch  meint  er  die 
Frage  der  periodischen  Ausgleichung  des  Grundbesitzes  resp.  das  Unter- 
lassen der  allgemeinen  Umtheilungen  könne  nicht  ausschliesslich  aus 
egoistischen  Erwägungen  erklärt  werden,  es  komme  hier  die  in  dem 
Volk  liegende  Gesammtheit  von  Gefühlen,  Eigenschaften  und  Bedürfnissen 
in  Betracht,  die  den  Inhalt  der  psychischen  Thätigkeit  des  Menschen 
bilde.  Als  Beweis  für  diese,  die  Frage  wenig  klärende  Auseinander- 
setzung weist  er  auf  Fälle  hin,  wo  eine  Neuverteilung  erfolgt  ist,  trotz- 
dem, dass  nur  Minoritäten  hierbei  an  Land  gewannen,  die  Majoritäten 
aber  Einbusse  erlitten.  Das  beweist  noch  nichts,  wie  wir  sogleich  sehen 
werden. 

Auch  des  Eindringens  fremder  Begriffe 8),  die  dem  bäuerlichen  Leben 
bisher  fremd  waren  und  die  gewohnte  Form  des  Gemeindebesitzes  zum 
Verfall  bringen,  bedarf  es  nicht  erst,  um  den  Bauer  zum  energischen 
Kampf  für  die  Aufrechterhaltung  seiner  Wirthschaft  zu  veranlassen. 

Wie  gestaltet  sich  nun  im  wirklichen  Leben  dieser  Process?  Es 
handelt  sich  hierbei  um  die  Stellung  der  Gemeindeversammlung,  d.  b* 
der  Versammlung  der  Hofinhaber.4)    Denn  die  Gemeinde  ist  noch  immer 


*)  B.  G.  üpyraBHHT»:  npomzciH  BiaxHNipcxoft  ryöepmii  (TpyxH  cocroamefi  noji 
npexcftxftTencTBOHi  MocxoBcsaro  TeHepaii-rytiepHaTopa  uas*  B.  A.  Aairopyiort 
KOMMHciH  no  ycTpoftcrBy  KycTapHaro  xftia  Ha  Bcepoccitcxoft  nponuueHHO-xyxo- 
secTBeHHoft  BHCTftBxt  1882  r.)  BHxycxi  I:  AiexcaHipoBCxift  yisxt,  pag.  154,  Bmiycst  IV: 
üoxpoBCxifi  y.,  pag.  55—57. 

*)  B.  npyraBHHt:  K%  Bonpocy  o  paspyrnema.  xpecTMHCKOft  oöiuhhh  in  derPyccw 
Mhca  1884,  Bd.  V,  pag.  18. 

*)  Statistik  des  Gout.  Orel,  Bd.  I,  pag.  47—48. 

*)  Statistik  des  Gout.  Tambow,  Bd.  I,  Abtheilung  II,  pag.  13  etc.,  Bd.  II,  Ab- 
theilung II,  pag.  10—28,  Bd.  IV,  Abtheilung  II,  pag.  13—14,  19—21,  Bd.  V,  pag. 
10—12,  Bd.  VI,  pag.  12—19,  24—26,  Bd.  VII,  pag.  8-11,  Bd.  VIII,  pag.  6-9, 
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—  durch  das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  —  die  letzte  und  einzige 
Instanz  in  allen  Angelegenheiten  der  Gemeindemark.  Hier  stellt  sich 
die  Sache  wie  folgt  dar.  Im  Grossen  und  Ganzen  hat  die  Bevölkerung 
seit  der  letzten  Revision  zugenommen,  also  auch  die  Zahl  der  männ- 
lichen Seelen,  deren  es  demnach  mehr  giebt,  als  die  letzte  Revision  er- 
geben hatte.  Gegen  eine  Neuverteilung  (pro  vorhandene  männliche 
Seele)  sind  mit  aller  Entschiedenheit  diejenigen  Höfe,  die  weniger  männ- 
liche als  Revisionsseelen  haben,  und  zwar  mit  um  so  grösserer  Ent- 
schiedenheit, je  grösser  diese  Differenz  ist  Desgleichen  gegen  diesen 
Antrag,  aber  nicht  mit  besonderem  Nachdruck,  stimmen  die  Höfe,  deren 
mannliche  Seelen  der  Zahl  der  Revisionsseelen  entsprechen.  Denn  auch 
ihnen  droht  —  unter  der  gegebenen  Voraussetzung  der  allgemeinen  Zu- 
nahme der  männlichen  Seelen  seit  der  Revision  —  eine  Kürzung  des 
Grundbesitzes,  freilich  nur  eine  geringe.  Endlich  kann  sogar  der  Fall 
eintreten,  dass  Höfe  mit  zunehmender  Seelenzahl  sich  gegen  eine  neue 
Umtheilung  aussprechen,  und  zwar:  wenn  die  männliche  Bevölkerung  sehr 
stark  zugenommen  hat,  wird  es  einem  Hof  mit  vielen  Revisionsseelen, 
der  zur  Zeit  etwa  eine  Seele  mehr  hat  als  Revisionsseelen,  vorteil- 
hafter sein,  den  alten  Besitzstand  zu  behalten,  da  die  Neuverteilung 
denselben  kürzen  würde.  Tüchtige  Bestellung  des  Bodens  kann  endlich 
einen  Hof  auf  die  Seite  der  Gegner  der  Umtheilung  bringen,  auch 
wenn  diese  ihm  eine  Vergrösserung  des  Grundbesitzes  zuführen  würde, 
und  zwar  wenn  er  die  Beibehaltung  der  gut  bestellten  Felder  für  vor- 
teilhafter erachtet,  als  eine  geringe  Vergrösserung  des  Grundbesitzes 
mit  dem  zu  übernehmenden  Risico,  schlecht  bestellte  Landstücke  zu  er- 
halten. Die  Vornahme  einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung  verlangen 
dagegen  die  Höfe  mit  angewachsener  Seelenzahl  und  um  so  drängender 
und  stürmischer,  je  grösser  dieser  Zuwachs  ist  Da  nun  zur  Rechts- 
giltigkeit  eines  solchen  Beschlusses  das  Gesetz  eine  a/8  Majorität  fordert, 
so  kann  er  nicht  erzielt  werden,  wenn  die  Zahl  der  Gegner  mehr  als 
%  beträgt.  Ziehen  wir  noch  in  Betracht,  dass,  da  wir  es  hier  nur  mit 
verhältnissmässig  niedrig  belasteten  Gemeinden  zu  thun  haben,  die  Höfe 
mit  abnehmender  Seelenzahl  wol  zumeist  die  wohlhabenderen  sein  wer- 
den, da  sie  weniger  Seelen  zu  ernähren  haben,  und  daher  auch  die  ein- 


Bd.  X,  pag.  10-16.  Statistik  des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  I,  pag.  25,  Bd.  II,  pag.  31—37, 
Bd.  III,  pag.  28—81.  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Bd.  I,  pag.  38—51  (ausführliche 
Darlegung),  Bd.  II,  Abschnitt  I,  pag.  22—23,  Abschnitt  II,  pag.  10,  70,  Bd.  III,  pag. 
15-16.  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Bd.  VIII,  pag.  58—59,  Bd.  X,  pag.  19—20. 
Statistik  des  Gouv.  Woronesh,  Bd.  I,  pag.  68  etc.;  Statistik  des  Gout.  Orel,  Bd.  I, 
pag.  22-42.  Statistik  des  Gouv.  Smolensk,  Bd.  I,  Lieferung  II,  pag.  12—22.  Sta- 
tistik des  Gouv.  Taurien,  Bd.  II ,  an  verschiedenen  Stellen.  Siehe  auch  Theil  II, 
Hälfte  II  dieses  Werkes,  pag.  153—171,  247— 248  und  auch  in  den  Noten  weiter  unten. 
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flussreicheren,  welche  schwankende  Bauern  für  sich  zu  gewinnen  wissen, 
so  müsste  die  Vermuthung  dafür  sprechen,  dass  bei  einer  solchen  Lage 
der  Dinge  jener  Beschluss  nirgends  zu  Stande  kommen  kann.  Aber  hier 
und  da  erfolgt  doch  eine  neue  Umtheilung.  Als  entscheidendes  Moment 
tritt  hier  die  Macht  der  Tradition  auf,  das  seit  Jahrhunderten  im 
Volk  lebende  Recht  des  Gemeindegenossen  auf  den  proportionalen  Land- 
antheil;  dazu  kommt  die  Leistung  der  Wehrpflicht,  die  jetzt  bereits 
Bauern  obliegt,  die  keinen  Landantheil  erhalten  haben  —  eine  grosse 
öconomische  Last  für  die  betroffenen  Höfe.1)  Diese  beiden  Momente 
erweisen  sich  in  Wirklichkeit  aber  um  so  schwächer,  je  grösser  der 
ökonomische  Vortheil  des  grösseren  Landbesitzes  ist,  d.  h.  je  mehr  der 
Ertrag  des  Landes  die  obliegenden  Zahlungen  und  Leistungen  überragt 
Mit  zunehmender  wirthschaftlicher  Entwickelung  und  Werthsteigerung 
des  Bodens,  des  Pachtpreises  des  benachbarten  Landes,  sodann  wo  wenig 
lohnende  Nebenarbeit  vorhanden  ist  etc.,  wird  jene  alte  Rechtsauffassung 
stetig  mehr  zurückgedrängt 

Im  vielgestaltigen  Leben  der  Gemeinden  finden  wir  eine  reiche 
Stufenreihe  von  Phasen,  die  von  der  praktischen  Anerkennung  des  Rechts 
auf  Land  ungeachtet  des  Mehrwerthes  des  Landes  gegenüber  den  ob- 
liegenden Zahlungen  bis  zur  vollständigen  Negirung  dieses  Rechts,  die 
sich  in  dem  unbeugsamen  Behaupten  der  genutzten  Landstelle  docu- 
mentirt,  reicht 

Als  die  erste  Phase  mag  die  hier  und  da  gemeldete  Umtheilung 
pro  Seele  beiderlei  Geschlechts,  d.  i.  pro  „Esser"9)  gelten,  doch  schliesst 
sich  diese  Vertheilungseinheit  noch  so  sehr  der  alten  Ordnung  der  Dinge 
an,  dass  nicht  überall  dieser  Vertheilungsmodus  als  eine  Concession  an  die 
„landreichen"  Bauern,  wie  wir  kurz  die  Gruppe  derjenigen  nennen  wollen, 
die  sich  den  alten  Besitzstand  zu  wahren  wünschen,  erscheint  Dagegen 
trägt  unstreitig  den  Charakter  eines  Kompromisses  zwischen  den  wider- 
streitenden Interessen  diejenige  Neuverteilung  des  Landes,  bei  welcher  eine 
combinirte  Vertheilungseinheit  der  Revisions-  und  der  vorhandenen  Seelen 
gewählt  wird,  z.  B.  in  der  Art,  dass  die  gestorbenen  Revisionsseelen 
ausser  Rechnung  gelassen,  die  noch  lebenden  aber  einen  grosseren  An- 
theil erhalten,  als  die  anderen  vorhandenen;  nicht  in  der  Revision  ver- 
zeichneten, da  später  geborenen  Seelen.8)    Eine  andere  vielfach  übliche 


1)  K.  Tojiobhhi:  Hama  ceiLcsaa  oßnjHHa  im  Pyccxift  B£cthhki  1885,  Bd.  XI,  pag.  63. 

s)  B.  Boriasow:  CTaTHCTireeciio  -  dKOHQMHiecKoe  H3CjijOBame  ceuH  Boioaefi 
TrxiCRaro  yfoxa,  pag.  80—81,  125.  Statistik  des  Gouv.  Kasan,  Bd.  I,  Abschnitt  II, 
pag.  7—8.  Statistik  des  Gouv.  Orel,  Bd.  I,  pag.  29,  30.  Statistik  des  Gouv.  Tarn- 
bow,  Bd.  YI,  pag.  13. 

s)  Auch  in  der  Weise,  dass  den  Höfen  mit  sehr  vielen  vorhandenen,  aber  wenigen 
Revisionsseelen  V*  oder  l1/«— 2  Landantheile  zugesprochen  werden  —  auf  Rechnung 
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Combination  ist  die  der  Revisionsseele  mit  den  vorhandenen  Seelen  von 
einem  bestimmten  Alter  an  (etwa  vom  18.,  16.,  10.  Lebensjahre)1), 
oder  bis  zu  der  Zahl,  dass  die  Zahl  letzterer  der  der  Revisionsseelen 
entspricht;9)  wiederum  eine  andere  ist  das  Einrücken  der  vorhandenen, 
nicht  in  der  Revision  verzeichneten  Seelen  nach  dem  Alter  in  die  Rechte 
der  von  einem  bestimmten  Zeitpunkt  an  gestorbenen  Revisionsseelen, 
oder  es  erhalten  die  besonders  stark  zugenommenen  Familien  diese 
Landantheile.3)  Weit  geringer  ist  die  Concession  der  Gemeinde  an  die 
Nachgeborenen,  die  noch  kein  Land  erhalten  haben,  wenn  sie  ihnen 
jährlich  eine  Zahlung  (einige  Rubel)  leistet  bis  zu  einer  Umtheilung,*) 
die  vielleicht  gar  nicht  erfolgt,  oder  bis  sie  aus  dem  Lande  freigewor- 
dener Höfe  (durch  Auswanderung,  durch  Tod)  oder  Zahlungsrückstän- 
diger befriedigt  werden.  Die  geringste  letzte  Concession  ist  die  Ver- 
keilung des  freigewordenen  Landes  an  die  Höfe,  deren  Familienbestand 
besonders  stark  gegen  ihre  Revisionsziffer  zugenommen  hat,6)  wogegen 
wir  bereits  die  ausgeprägte  neue  Grundbesitzordnung  dort  vor  uns  sehen, 
wo  dieses  Land,  wenn  dasselbe  resp.  sein  Ertrag  nicht  zu  Gemeinde- 
bedürfhissen  (auch  zur  Erweiterung  des  Weidelandes)  verwandt  wird,*) 
unter  die  Höfe  nach  dem  Maassstabe  ihres  bisherigen  Besitzstandes  (Zahl 
der  Revisionsseelen)  vertheilt  wird.7) 

Hier  wird  das  Recht  auf  Land  in  Wirklichkeit  negirt  Es  erscheint 
hier  die  Gemeinde  als  der  markgenossenschaftliche  Verband  der  Höfe 
mit  festem  Besitzstande,  der  nur  durch  den  Willen  der  Inhaber  gekürzt 
wird  (durch  Verkauf).    Hier  wird  die  Anschauung,  das  Land  gehöre  den 


der  Familien,  die  in  der  entgegengesetzten  Lage  sich  befinden,  Statistik  des  Gouv. 
Kasan,  Bd.  I,  pag.  34. 

x)  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Bd.  I,  pag.  61—52,  Bd.  II,  Abschnitt  I,  pag. 
22-23,  Abschnitt  II,  pag.  10.  Statistik  des  Gouv.  Orel,  Bd.  I,  pag.  18,  28,  29.  Sta- 
tistik des  Gouv.  Tambow,  Bd.  VII,  pag.  13,  Bd.  IX,  pag.  17.  R.  MnxaßiOBV.  06- 
miiHHHfi  6uTb  y  KpeciLÄHi  3a6afiKaju>CKoß  ooiacni  boctoihoB  Chöhph  in  der  Pyccsaji 
Mhca  1885,  Bd.  XII,  pag.  16. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Orel,  Bd.  I,  pag.  28. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  VI,  pag.  15,  Bd.  VI,  pag.  9,  Bd.  VII,  pag. 
9-10,  Bd.  X,  pag.  12, 15,  17.  IIpyraBHHt:  CejBCsaA  oömraa  etc.  iOpteiicxaro  yfcaxa 
Biajuripcsoft  ryö.  pag.  22,  83,  35,  37,  46. 

4)  B.  üpyraBHHi:   IIpomhcjh  RiaxmripcKoft  ryöepiriH  Lieferang  I,  pag.  69,  178. 

ß)  Statistik  des  Gouv.  Taurien,  Bd.  II,  pag.  64.  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow, 
Bd.  II,  Abschnitt  I,  pag.  32.  Statistik  des  Gouv.  Woronesh,  Bd.  I,  pag.  81.  Statistik 
des  Gouv.  Tambow,  Bd.  I,  pag.  11—12,  Bd.  V,  pag.  16,  Bd.  VI,  pag.  25—26,  Bd.  VII, 
pag.  9,  13,  Bd.  X,  pag.  10.  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Bd.  X,  pag.  89,  91,  153. 
Statistik  des  Gouv.  Jekaterinoslaw,  Bd.  II,  pag.  180. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  I,  pag.  26.  Statistik  des  Gouv.  Jekateri- 
noslaw, Bd.  II,  pag.  130. 

7)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  V,  pag.  10,  Bd.  IX,  pag.  11,  12. 
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derzeitigen  Inhabern  zum  Eigen thum,  mit  Energie  vertreten  und  das 
Verlangen  nach  einer  Neuverteilung  als  ein  Versuch  der  Verletzung 
wohlerworbenen  Eigentumsrechts  gebrandmarkt1)  Auch  finden  sich 
unter  diesen  Gemeinden  solche,  die  ungeachtet  des  stark  ausgeprägten 
individuellen  Charakters  der  Grundbesitzordnung  eine  Umtheilung  des 
Landes  pro  vorhandene  Seele  vorgenommen  haben;  diese  ward  aber 
nicht  aus  dem  Grunde  durchgeführt,  um  durch  Kürzung  des  eignen 
Landantheils  den  anderer  Familien  zu  erweitern,  sondern  um  den  Grund- 
besitz Aller  oder  der  Meisten  zu  vergrößern  —  nämlich  dort,  wo  ein 
erheblicher  Theil  der  Gemeindegenossen  ausgesiedelt  ist,  Höfe  aus- 
gestorben sind  oder  das  Land  aufgegeben  haben,  und  unter  Um- 
ständen die  Zahl  der  vorhandenen  Seelen  geringer  als  die  der  Revisions- 
seelen ist2) 

Ein  folgender  Schritt  in  diesem  Process  ist,  dass  das  im  Gemeinde- 
besitz gewohnte  Erbrecht,  nach  welchem  der  Hof  nur  von  den  in  ihm 
Lebenden,  nicht  aber  von  früher  Abgetheilten  beerbt  wird,  dem  all- 
gemeinen Erbrecht,  wenn  es  sich  um  „ausgestorbene"  Höfe  handelt,  zu 
weichen  hat:  abgetheilte  und  entfernte  Verwandte  treten  die  Erbschaft  an, 
die  sonst  der  Gemeinde  zufällt;  diese  tritt  erst  dann  in  ihr  Erbrecht, 
wenn  sich  keine  Verwandte  finden. 

Es  liegt  der  Gedanke  nahe,  vorauszusetzen,  dass  dieser  Process  sich 
dort  schneller  und  stärker  ausbildet,  wo  der  Boden  gut  cultivirt  wird 
und  dieser  Umstand  die  sorgfältigeren  Wirthe  veranlasst,  sich  so  ener- 
gisch gegen  eine  Neuvertheilung  aufzulehnen.  Doch  diese  Voraussetzung 
trifft  nur  zuweilen8)  ein.  In  den  meisten  Landstrichen,  wo  diese  feste 
Grundbesitzordnung  sich  ausgebildet  hat,  wird  das  Land  dürftig  bestellt, 
finden  vielfach  noch  häufige  Neuverloosungen4)  statt,  ja  wie  wir  es  z.B. 
in  mehreren  Kreisen  des  Gouvernement  Kursk  gefunden  haben,  herrscht 
vielfach  gar  eine  volle  Raubwirthschaft,  indem  auch  das  Brachfeld  (ohne 
Düngung)  ganz  oder  zum  Theil  unter  den  Pflug  gebracht  wird,  und  in 


*)  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Bd.  VIII,  pag.  LVII-  LX,  Bd.  X,  pag.  XIX,  XX, 
4,  5,  14,  94.  Statistik  dee  Gout.  Smolensk,  Bd.  I,  Lieferung  II,  pag.  86.  Statistik 
des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  I,  pag.  26,  Bd.  III,  pag.  29,  31.  Statistik  des  Gouv.  Orel, 
Bd.  I,  pag.  31,  47—48.    Statistik  des  Gouv.  Taurien,  Bd.  IL  pag.  45. 

*)  Statistik  des  Gout.  Kursk,  Bd.  VIII,  pag.  LIX.  Statistik  des  Gouv.  Ssamara, 
Bd.  I,  pag.  28,  Bd.  III,  pag.  29—30.  Materiaiiensammlung  über  den  Gemeindebesitz, 
pag.  117. 

')  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Bd.  I,  pag.  48.  Statistik  des  Gouv.  Ssamara, 
Bd.  II,  pag.  32.  Statistik  des  Gouv.  Smolensk,  Bd.  I,  Lieferung  II,  pag.  19.  Sta- 
tistik des  Gouv.  Orel,  Bd.  I,  pag.  31. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Bd.  VIII,  pag.  LXI.  Statistik  des  Gouv.  Jekateri- 
noslaw,  Bd.  I,  pag.  93—98,  Bd.  II,  pag.  112—114.  Statistik  des  Gouv.  Tambow, 
Bd.  VII,  pag.  29-30,  Bd.  IX,  pag.  20,  Bd.  X,  pag.  12,  16-18. 
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diesen  Kreisen  ist  noch  kein  Fall  einet  neuen  Umtheilung  vorgekommen.1) 
Es  lässt  sich  also  nicht  allgemein  behaupten,  dass  die  neuere  Grund- 
besitzordnung an  sich  schon  eine  bessere  Bestellung  hervorruft. 

Wie  bedeutungsvoll  die  Macht  der  Sitte,  das  Beispiel  der  Nachbaren 
unter  den  Bauern  ist,  ergiebt  sich  auch  daraus,  dass  Gemeinden  früher 
gutsherrlicher  Bauern  mit  niedrigen  Zahlungen,  die  in  Mitten  von  Do- 
mänengemeinden leben,  gar  mit  ihnen  eine  Wolost  bilden,  gleich  diesen 
das  Land  in  der  letzten  Zeit  neu  umgetheilt  haben,  und  andererseits 
Domänengemeinden,  die  von  früher  gutsherrlichen  Bauern  in  grösserer 
Zahl  umgeben  wohnen,  es  nicht  zu  diesem  Schritt  kommen  lassen. 

Weiterhin  müssen  wir  es  in  erster  Linie  auch  der  Macht  der  Tra- 
dition zuschreiben,  wenn  Wirthe,  denen  die  Umtheilung  Einbusse  bringt, 
und  in  deren  Händen  die  Entscheidung  liegt,  doch  der  Vornahme  der- 
selben zustimmen.  Solcher  Beispiele  giebt  es  viele.  Wir  führen  einige  an. 

Im  Kr.  Woronesh*)  im  gleichnamigen  Gouvernement  ergab  sich  in 
nachstehenden  Gemeinden  folgendes  Resultat: 

Land        Zahl  der  Höfe,  die  durch 
Zahl  der  Land      pro  vor-  die  Umtheilung 

Gemeinde.   Redens-  hft  ™nen  R^ong.  Jg"      Land     *g**£  die  Land 

8eelen  Seelen        EST  der  Um-  v«rloren  deich  gönnen 

theüung.  haben:  flieh:  haben: 

Makarje             870            531  4,1  Dss.  2,8  Das.  74  16  71 

Orlowo              1279  1721  5,9      „  4,5     „  249  24  249 

Küconowo            209            276  2,8     „  2,2     „  84  6  41 

Cgl&nez               218            288  4        „  3,2     „  51  2  46 

Morosowka         114            172  4,1     „  2,7     „  84  —  19 
Archangels- 

koje                 114             170  6,2     „  4,2     „  25  7  27 
Keshnaja- 

Kotachowka       885            550  4,8     ,,  3,8     „  60  11  82 

In  keiner  dieser  Gemeinden  hätte  der  mit  fi/8  Majorität  zu  fassende 
Beschluss  über  die  Vornahme  einer  allgemeinen  Umtheilung  zu  Stande 
kommen  können,  wenn  nicht  eine  Reihe  von  Hauswirthen,  denen  die 
Maassnahme  eine  Kürzung  des  Grundbesitzes  brachte,  für  dieselbe  ge- 
stimmt hätte.  In  einigen  Gemeinden  bilden  diese  Wirthe  gar  die  Ma- 
jorität. 

In  der  grossen  Gemeinde  Oserki8),  Kr.  u.  Gouv.  Ssaratow,  ist  es  zur 
Umtheilung  gekommen  trotzdem,  dass  sie  305  Wirthen  eine  Kürzung 


l)  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Bd.  I,  pag.  78-74,  Bd.  VI,  pag.  XXI -XXII, 
Bi  VII,  pag.  VIII,  IL.  Statistik  des  Kreises  Obojan,  pag.  16-17.  Statistik  des 
Gout.  Woronesh,  Bd.  I,  pag.  91. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Woronesh,  Bd.  I,  Abtheilung  I,  pag.  70-73,  Abtheilung  II, 
Tabellen,  pag.  238-242. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Bd.  I,  Abtheilung  I,  pag.  89-42. 
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des  Landantheils  und  nur  275  Wirthen  Vortheil  brachte.  Hier  war  die 
Ziffer  der  Revisionsseelen  von  615  auf  897  vorhandene  männliche  Seelen 
gestiegen,  der  Lttndantheil  von  8  Dess.  pro  Revisionsseele  auf  5*  pro 
vorhandene  Seele  gefallen. 

Aus  den  angegebenen  Ziffern  ergiebt  sich,  dass  bei  dem  bedeuten- 
den Anwachsen  der  Bevölkerung  die  Umtheilung  selbst  bei  dem  Zuwachs 
von  einer  Seele  (gegen  die  Zahl  der  Revisionsseelen)  dem  Hof  Verlust 
bringt,  der  erst  beim  Zuwachs  von  zwei  Seelen  beseitigt  erscheint  In 
Oserki  hatte  der  Hof  mit  fünf  Revisionsseelen  40  Dess.  Land;  ist  die  Zahl 
der  bei  der  Umtheilung  vorhandenen  Seelen  sechs,  so  fällt  der  Land- 
antheil  auf  34,8  Dess.,  erst  bei  7  vorhandenen  Seelen  erhält  der  Hof 
seinen  bisherigen  Besitzstand:  40«  Dess. 

Neben  der  Macht  der  Tradition  spielen  in  den  einzelnen  Gemeinden 
auch  noch  specielle  Momente  mit,  die  schliesslich  die  erforderliche  8/3  Ma- 
jorität beisammenbringen.  In  grossen  Gemeinden  fällt  es  dem  Bauer 
schwer,  die  Berechnung  über  die  Grösse  seines  zukünftigen  Besitzstandes 
anzustellen.  Namentlich  die  Höfe,  deren  Seelenzahl  die  der  Revisions- 
seelen um  eine  überragt,  glauben,  dass  dieser  Zuwachs  die  Wirkung  der 
Gesammtzunahme  der  Seelen  paralysirt,  und  erfahren  nachträglich  zu 
ihrem  Schrecken,  dass  die  Umtheilung  ihnen  Verlust  gebracht  hat  Auch 
werden  von  denjenigen  Wirthen,  denen  ein  erheblicher  Landzuwachs  in 
Aussicht  steht,  Stimmen  unter  den  Wirthen  geworben,  die  wenig  ver- 
lieren: sie  versprechen  ihnen,  das  zu  verlierende  Areal  aus  ihrem  Land- 
antheil  zu  ersetzen  oder  mit  Geld  zu  entschädigen  etc.  Auch  spielt  der 
Branntwein  hier  eine  Rolle.  In  Oserki  hofften  Viele,  die  Gemeinde 
würde  den  gesetzlich  als  unehelich  geltenden  Kindern  von  Sectirern,  die 
zur  Gemeinde  gehörten,  das  Recht  auf  Land  absprechen,  jedoch  schützte 
die  Gemeinde  das  Recht  dieser.1)  Auch  verwandtschaftliche  Beziehungen, 
dann  Abhängigkeit  etc.  sind  bedeutungsvolle  Factore.  Andererseits 
widersetzen  sich  einer  Neuvertheliung  Bauern,  die  vom  herunter- 
gekommenen, vagabundirenden  Genossen  Landantheile  gepachtet  haben: 
diese  Pachtung  erscheint  ihnen  vorteilhafter,  als  eine  eventuelle  geringe 
Vergrösserung  ihres  Landantheils.9) 

Wir  glauben  daher  die  Erklärung  für  jene  Erscheinung  der  frei- 
willigen Verzichtleistung  auf  einen  Theil  des  Grundbesitzes,  die  Bauern 
Hessen  sich  von  der  Gerechtigkeit,  nicht  allein  von  materiellen  Vor- 
teilen leiten,8)  in  das  Gebiet  der  Phantasien  verweisen  zu  sollen. 

Es  finden  sich  gar  bereits  Fälle,  in  denen  landreiche  Gemeinde- 

»)  1.  c.  pag.  43—44. 

»)  Statistik  des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  II,  pag.  36—37,  Bd.  TU,  pag.  29.  Statistik 
des  Gouv.  Orel,  Bd.  I,  pag.  32-37. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Woronesh,  Bd.  I,  Abth.  I,  pag.  73. 
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genossen  sich  nicht  mit  der  Erhaltung  des  bestehenden  Grundbesitzes 
begnügt  haben,  sondern  eine  neue  Umtheilung  (Rückkehr  zur  Revisions- 
seele, die  diesen  Wirthen  jetzt  günstiger  war,  als  die  ihnen  früher 
günstiger  gewesene  Yertheilung  pro  vorhandene  Seele)  zu  Wege  bringen, 
die  den  Familien,  die  vorher  schon  über  verhältnissmässig  viel  Land 
verfügten,  noch  Land  zubrachte  und  die  Lage  der  Familien,  die  ohnehin 
wenig  Land  hatten,  noch  verschlimmerte!  Diese  betrübende,  mehrfach 
beobachtete  Erscheinung,  die  übrigens  bei  der  bestehenden  Allgewalt  der 
Gemeinde  in  diesen  Fragen  nicht  Wunder  nehmen  kann,  wird  aus  dem 
Kr.  Mzensk  (Gouv.  Orel)1)  gemeldet  und  der  Berichterstatter  constatirt 
mit  Recht  hieraus,  dass  Umtheilungen  nicht  immer  den  Zweck  einer 
gleichmässigeren  und  gerechteren  Vertheilung  des  Landes  verfolgen, 
sondern  sie  erfolgen,  sowie  sie  einer  hinreichenden  Zahl  von  Wirthen 
Vortheil  bringen,  wenn  auch  diese  Wirthe  am  wenigsten  eines  Land- 
zuschlags bedürftig  sind.2) 

Die  Rückkehr  zur  Vertheilung  pro  Revisionsseele,  nachdem  man 
bereits  zu  einer  anderen  Vertheilungseinheit  übergegangen  war,  finde  ich 
noch  im  Er.  Dnepr  (Gouv.  Taurien)3),  doch  ohne  hinreichende  Erläu- 
terung. In  zwei  Gemeinden  gar  soll  in  den  letzten  Jahren  eine  Neu- 
vertheilung  des  Landes  pro  lebende  Revisionsseele4)  erfolgt  sein!  Diese 
letztere  Vertheilungseinheit  ist  auch  in  einer  Gemeinde  des  Kr.  Rostow 
am  Don  (Gouv.  Jekaterinoslaw)  vermerkt6)  —  leider  auch  ohne  hin- 
reichende Erläuterung. 

Einen  anderen  Charakter  trägt  die  im  letzten  Jahrzehnt  mehrfach 
erfolgte  Rückkehr  zur  Revisionsseele  im  Er.  Wäsma  (Gouv.  Smolensk). 
Die  Ueberlast  der  Zahlungen  hatte  hier  nach  der  Emancipation  die 
früher  vielfach  übliche  Vertheilung  pro  Täglo  aufrechterhalten.    In  der 

»)  Statistik  des  Gouv.  Orel,  Bd.  I,  pag.  38—39. 

*)  1.  c.  pag.  41. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Taurien,  Bd.  II,  pag.  61. 

4)  1.  c  pag.  54. 

6)  Statistik  des  Gouv.  Jekaterinoslaw,  Bd.  I,  pag.  102.  Es  steckt  hier  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  ein  Missverstandniss,  wie  auch  in  der  absonderlichen  Auf- 
fassung einer  angeblichen  Vertheilung  pro  lebende  Revisionsseele  in  9  Gemeinden 
des  Kr.  Bachmut  in  demselben  Gouv.  Statistik  des  Gouv.  Jekaterinoslaw,  Bd.  II, 
pag.  120—121.  Es  handelt  sich  hier  darum»  dass  das  Land  der  aus  dem  Gemeinde- 
verband ausgeschiedenen  und  der  verstorbenen  „Revisionsseelen1'  den  wohlhabenderen 
Wirthen  aufgewalzt  (in  einer  Gemeinde)  oder  den  Wünschenden  überlassen  wird  — 
in  beiden  Fallen  gegen  Entrichtung  der  obliegenden  Zahlungen,  wahrend  den  noch 
lebenden  Revisionsseelen  das  Land  unverkürzt  verbleibt,  sie  aber  von  jenem  Lande 
eventuell  noch  dazu  erhalten  können.  Der  Berichterstatter  glaubt  Anzeichen  dafür 
gefunden  zu  haben,  dass  bei  der  Vertheilung  jener  freigewordenen  Landantheile  die 
wohlhabenderen  Wirthe  bevorzugt  werden  zur  grösseren  Sicherstellung  der  obliegen- 
den Zahlungen. 
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ersten  Zeit  verzichteten  Viele  auf  Land  oder  mussten  wegen  vollständigen 
Verfalls  der  Wirthschaft  mehr  oder  weniger  Landantheile  aulgeben,  die 
anderen  Wirthen  freiwillig  und  auch  zwangsweise  übergeben,  „aufgewälzt" 
wurden.  Seit  10— 15  Jahren  wird  hier  ein  Rückströmen  der  Bauern  in 
die  Heimath  beobachtet,  hervorgerufen  durch  den  Rückgang  in  Handel 
und  Industrie,  durch  vielfache  für  die  Landwirtschaft  sich  günstiger 
gestaltende  Bedingungen.  Diese  Heimkehrenden  verlangen  das  auf- 
gegebene Land  zurück.  Die  Wirthe,  die  die  schwere  erste  Zeit  durch- 
gemacht und  in  der  ersten  Zeit  überhohe  Zahlungen  entrichtet  haben, 
sträuben  sich  gegen  dieses  Ansinnen.  In  einigen  Fällen  ist  aus  diesem 
Streit  der  Beschluss  der  Gemeinde  hervorgegangen,  zur  Vertheilung 
pro  Revisionsseele  zu  schreiten,  da  das  Land  pro  Revisionsseele  der 
Gemeinde  zugemessen  sei1)  Auch  im  genannten  Kreise  Mzensk  ist  in 
einigen  Gemeinden  die  Bückkehr  zur  Bevisionsseele  aus  diesem  Grunde 
erfolgt2) 

3.  Die  neue  Bechtsbildung. 

Wie  gestaltet  sich  nun  die  Rechtsordnung  auf  der  Grundlage  dieses 
neuen,  im  Gemeindebesitz  sich  entwickelnden  Principe  des  bleibenden 
Besitzes  der  Höfe? 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  diese  neue  Gestaltungsform 
des  Gemeindebesitzes  keineswegs  feste  Formen,  ein  festes  und  ausge- 
bildetes Rechtssystem  gewonnen  hat  Vielmehr  ist  dieser  Process  des 
Ueberganges  von  dem  gewöhnlichen  Gemeindebesitze  mit  dem  Recht  und 
•der  Pflicht  der  Uebernahme  des  entsprechenden  Landantheils  Seitens 
eines  jeden  Gemeindegenossen  zu  diesem  neueren  Gemeindebesitz  mit 
bleibendem  Besitzrecht  an  dem  einmal  zugetheilten  Landantheile  erst  im 
Werden  begriffen. 

Es  ist  wol  zumeist  den  Bauern  noch  gar  nicht  zum  klaren  Be- 
wusstsein  gelangt,  welch'  ein  bedeutungsvoller  Process,  der  seit  Jahr- 
hunderten herrschende  Anschauungen  und  Rechtsgebräuche  wesentlich 
umgestaltet  und  gar  geradezu  vernichtet,  sich  in  ihrem  Gemeindebesitz- 
leben vollzieht.  Mit  Ausnahme  der  nur  vereinzelt  hier  und  da  auftre- 
tenden Fälle  der  Beschlussfassung,  keinerlei  neue  allgemeine  Umtheilung 
in  Zukunft  vorzunehmen,  hat  keine  Gemeinde,  was  übrigens  selbstver- 
ständlich, zur  Zeit  noch  irgend  welche  principielle  Beschlüsse  über  die 
neue  Rechtsordnung  gefasst,  irgend  welche  allgemeine  Rechtssätze  auf- 
gestellt, nach  welchen  sie  in  Zukunft  das  Grundbesitzrecht  beurtheilt 


*)  Statistik  des  Gouv.  Smolensk,  Bd.  I,  Lieferung  II,  pag.  12—14. 
B)  Statistik  des  Gouv.  Orel,  Bd.  I,  pag.  27:  Die  resp.  Bauern  verlangten  die 
väterlichen  Antheile  zurück,  die  sie  selbst  früher  aufgegeben  hatten. 
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und  normirt  wissen  will  Nur  in  Anlass  concreter  Fälle  sind  bezügliche 
Normen  aufgestellt,  die  aber  ebenso  schnell  wieder  beseitigt  werden  können. 

Das  Unterlassen  allgemeiner  Umtheilungen,  d  h.  des  Ausgleichens 
des  Grundbesitzes  nach  dem  wechselnden  Bestände  der  Höfe,  ist  die 
Basis,  auf  welcher  sich  die  neue  Rechtsbildung  vollzieht.  In  diesem 
Process  finden  wir,  wie  aus  dem  früher  Gesagten  ersichtlich,  mehrere 
Stadien:  das  erste  zeigt  sich  uns  dort,  wo  die  Gemeinde  keine  Um- 
theilung  vornimmt,  ein  bedeutender  Theil  der  Höfe  aber  eine  solche 
energisch  fordert,  die  anderen  Höfe  freilich  gegen  diese  Forderung 
auftreten,  aber  doch  selber  sich  nicht  sicher  fühlen  in  ihrer  Stellung- 
nahme (zumal  wo  in  der  Nachbarschaft  Umtheilungen  in  neuerer  Zeit 
erfolgt  sind)  und  daher  die  Möglichkeit  einer  Neuvertheilung  im  Auge 
behalten.  Hier  kann  natürlich  von  einer  neuen  Rechtsbildung  noch 
nicht  die  Rede  sein,  vielmehr  trägt  die  Grundbesitzordnung  den  alten 
Charakter  nur  mit  dem  Unterschiede  der  Verzögerung  der  ihr  eigen- 
tümlichen Ausgleichung  des  Grundbesitzes.  Wo  aber  die  Ueber- 
zeugung  sich  festgesetzt  hat,  dass  eine  solche  nie  stattfinden  kann  (Ver- 
letzung des  erworbenen  Eigenthumsrechts!),  da  bildet  sich,  und  zwar 
um  so  schärfer,  je  fester  jene  Ueberzeugung  ist,  ein  neues  Recht  der 
Höfe,  das  in  einer  Erweiterung  ihres  bisherigen  Rechts  mit  der  ent- 
sprechenden Verringerung  der  Rechte  der  Gemeinde  besteht. 

Eine  Darstellung  des  neuen  Rechtssystems  ist  daher  zur  Zeit  noch 
unmöglich,  und  zweitens  auch  deshalb,  weil  diese  Rechtsbildung,  wie  es 
in  der  Natur  der  Sache  liegt,  nur  auf  dem  Wege  des  Vornehmens  von 
Rechtsacten  Einzelner  geschehen  kann:  es  bildet  sich  das  neue  Recht, 
soweit  der  Einzelne  eine,  gegen  das  alte  Gemeindebesitzrecht  verstossende 
Rechtshandlung  ausübt  und  die  Gemeinde  eine  solche  zulässt  oder  ver- 
hindert Wo  also  derartige  Handlungen  nicht  vorgenommen  werden, 
tritt  uns  die  Rechtsbildung  nicht  entgegen,  sie  ist  noch  latent.  Und 
drittens,  es  verhält  sich  die  Gemeinde  im  Besonderen  je  nach  Lage  der 
localen  Bedingungen  und  selbst  auch  der  Stellung  der  zuerst  solch  eine 
Handlung  vollziehenden  Gemeindeglieder  (Einfluss  etc.)  verschieden  zu 
den  auftauchenden  Rechtsfragen,  daher  auch  bedeutende  Verschieden- 
heiten in  dieser  Rechtsbildung 

Wir  müssen  uns  daher  auf  die  Skizzirung  der  hervorstechendsten 
Erscheinungen  beschränken. 

Das  Eine  steht  fest:  das  Grundbesitzrecht  der  Höfe  ist  kein  frei 
individuelles.  Vielmehr  steht  das  ganze  Land,  das  aufgeteilte  wie  das 
ungetheilt  genutzte,  unter  dem  Rechte  der  Gemeinde.  Das  ergiebt  sich 
aus  der  Auffassung  der  Bauern  über  das  Recht  am  zugetheilten  Lande 
und  als  Consequenz  aus  derselben  —  aus  dem  Verhalten  der  Gemeinde 
in  gegebenen  Fällen.    Auf  dieser  Basis  vollzieht  sich  die  neue  Rechts- 
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bildung,  die  zur  Zeit  nichts  anderes  ist,  als  die  Erweiterung  der  Rechte 
der  einzelnen  Höfe,  wie  sie  sich  aus  dem  bleibenden,  erblichen  Besitze 
ihrer  Landquoten  ergiebt 

Die  Gemeinde  übt  nach  wie  vor  den  Flurzwang  aus,  und  zwar  mit 
all'  den  hieraus  resultirenden  Beschrankungen  für  den  Einzelnen.  So 
kann  z.  B.  der  einzelne  Hof  von  sich  aus  eine  Erweiterung  des  Gehöft- 
landes durch  Einbeziehung  von  Ackerland  nicht  vornehmen:  es  ist  die 
Genehmigung  der  Gemeinde  erforderlich.  Desgleichen  ist  die  leider 
immer  weiter  um  sich  greifende  Beackerung.  des  Brachfeldes  (ohne 
Düngung)  im  Er.  Kursk  und  in  anderen  Kreisen  dieses  Gouvernements, 
wie  auch  anderer  nur  mit  Zustimmung  oder  Zulassen  der  Gemeinde 
möglich  gewesen,  die  jeder  Zeit  den  Flurzwang  mit  Brachlegung  des 
dritten  Feldes  wiederherstellen  kann  und  es  in  einigen  Fällen  auch  be- 
reits gethan  hat. 

In  Landstrichen,  wo  Neuverloosungen  vorkommen,  sind  sie  auch 
in  den  Gemeinden  mit  der  neuen  Rechtsbildung  nicht  verschwunden 
Namentlich  ist  das  jährliche  Neuverloosen  der  Wiesen,  das  aus  den 
bekannten  Gründen  überhaupt  noch  sehr  verbreitet  ist,  auch  in  diesen 
Gemeinden  üblich.  Somit  bezieht  sich  das  unverkürzbare  Besitzrecht 
des  Hofes  nicht  auf  die  bestimmten  Landstreifen ,  sondern  nur  auf  eine 
bestimmte  Grösse  Landes.  Selbst  in  Betreff  der  Grösse  seines  Grund- 
besitzes kann  eine  Veränderung  eintreten:  einerseits  in  der  Ausdehnung 
der  Landkategorien  (Gehöftland,  Acker,  Wiese),  indem  etwa  laut  Ge* 
meindebeschluss  Acker  zum  Gehöftland  geschlagen,  Wiese  zu  Acker 
aufgerissen  wird,  andererseits  durch  Yergrösserung  oder  Verringerung 
des  Landantheils  der  Höfe,  indem  das  Land  ausgestorbener  oder  aus- 
gesiedelter Familien  unter  die  Höfe  nach  der  Zahl  ihrer  Seelen,  d.  h. 
ihres  Besitzstandes  aufgetheilt,  das  Ackerland  oder  Gehöftland  durch 
Auftheilung  bisher  ungeteilten  Weidelandes,  Waldes,  Buschlandes  etc. 
erweitert  wird,  oder  aber  indem  umgekehrt  bisher  getheiltes  Land  in 
ungeteiltes,  gemeinsam  zu  nutzendes  Land  (Weide,  Wald  etc.)  umge- 
wandelt und  endlich  auch  der  Landantheil  des  Hofes  beim  Eintreten 
einer  Gesammtkürzung  des  Gemeindelandes  gekürzt  wird.  Aber  alle 
solche  Veränderungen,  Verringerungen  und  Vergrösserungen  treffen  — 
und  das  ist  das  Wesentliche  —  alle  Höfe  proportional  dem  bestehenden 
Besitzstande,  d.  h.  die  Landquoten  der  Höfe  bleiben  untereinander  so- 
wol  in  Betreff  der  Landkategorien,  als  auch  in  Betreff  der  Ausdehnung 
dieser  Kategorien  verhältnissmässig  gleich.1) 

*)  Einige  Beispiele:  Die  Gemeinde  Almosowo,  Kr.  Dankow,  Gouv.  Hasan,  sab 
sich  gezwungen,  ein  Gewann  und  das  Gehöftland  neu  zu  vertheilen,  da  nach 
einer  verheerenden  Feuersbrunst  das  Kreislandamt  der  Gemeinde  gebot,  die  Neu- 
bauten dem  Baustatut  entsprechend  auszufuhren»  d.  h.  die  Höfe  weiter  auseinander- 
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Am  charakteristischsten  in  dieser  Beziehung  zeigt  sich  die  An- 
schauung der  Bauern  darin,  dass  die  Gemeinde  bei  z.  B.  zu  Eisenbahn- 
bauten vorgenommenen  Expropriationen  eines  Landstückes  eine  Neu- 
verteilung eines  oder  mehrerer  Gewanne  vornimmt,  auf  dass  der 
Grundbesitz  aller  Höfe  in  gleichmässiger  Weise  gekürzt  werde.  Der 
Bauer  hält  es  für  Unrecht,  dass  der  Zufall  entscheide,  welche  Höfe 
von  der  Kürzung  betroffen  werden,  und  dass  die  Wirthschaft  dieser 
allein  und  empfindlich  gestört  werde.  Er  sieht  daher  die  Expropriation 
eines  Landstücks  als  ein  die  ganze  Gemeinde  betreffendes  Missgeschick 
an,  das  alle  Höfe  in  gleichmässiger  Weise  zu  tragen  haben.  Solche 
Fälle  haben  wir  in  der  Wolost  Murajewnä  (Kr.  Dankow,  Gouv.  Kasan)1), 
in  mehreren  Gemeinden  im  Kreise  Tula  (im  gleichnamigen  Gouverne- 
ment)2) und  in  anderen  bemerkt 

Nur  in  einem  Falle  hat  die  Gemeinde  das  Recht  und  übt  es  auch 
aus,  dem  Bauer  das  Besitzrecht  zu  nehmen  oder  vielmehr  nur  die  zeit- 
weilige Nutzung  des  Landes  zu  entziehen,  d.  i.  im  Falle  der  Anhäufung 
von  Steuerrückständen.8)  Die  Gemeinde  übergiebt  den  Landantheil  einem 
Anderen  zur  Pacht,  nach  Entrichtung  der  Bückstände  (und  der  laufenden 
Zahlungen)  tritt  der  eigentliche  Besitzer  wieder  in  seine  Rechte.  Die 
Gemeinde  sieht  sich  nicht  als  berechtigt,  ihm,  dem  Banquerottirten,  die 
Landstelle  gänzlich  zu  entziehen. 


rarücken.  Der  hierbei  sich  ergebenden  Nöthigung,  das  Gehöftland  zu  erweitern, 
konnte  nur  durch  Einfügung  eines  Theiles  eines  Geniannes  in  das  Gehöftland  Rech- 
nung getragen  werden,  so  dass  einige  Hauswirthe  ihre  Landstreifen  in  diesem  Ge- 
wanne einbüssten.  Um  solches  zu  vermeiden,  wurde  der  nachbleibende  Theil  des 
Gewannes  unter  alle  Höfe  neuvertheilt,  auf  dass  alle  Höfe  gleichmässig  an  der 
Einbusse  an  Ackerland  participiren.  Diese  Umtheilung  wie  auch  die  des  Gehöft- 
landes erfolgten  nach  dem  Maassstabe  der  auf  den  Höfen  ruhenden  Revisionsseelen, 
wie  die  Umtheilung  nach  1861  ausgeführt  war.  (Materialiensammlung  aber  den  Ge- 
meindebesitz, Bd.  I,  pag.  96.)  Analoge  Falle  sind  mehrfach  gemeldet  Zeitweilige 
Kürzung  des  Gemeindelandes  erfolgt  durch  Vergebung  von  Weideland  (zur  Beackerung) 
oder  Acker  in  Pacht  auf  einige  Jahre,  deren  Betrag  jedoch  zumeist  sofort  für  die 
ganze  Pachtzeit  zu  entrichten  ist,  um  mit  diesen  Mitteln  eine  Kirche  oder  Kapelle 
zu  bauen,  zu  renoviren,  auszuschmücken  (Kirchengerathe  etc.)  und  zu  andern  Zwecken, 
eine  bleibende  Kürzung  des  Gemeindelandes  tritt  ein,  wenn  das  Land  zur  Errichtung 
einer  Pfarre  (Wohnhaus  etc.)  bestimmt  ist  Theil  II,  Hälfte  II  dieses  Werkes,  pag. 
222—228.  Neuverloosungen  werden  auch  noch  vorgenommen,  wenn  auch  allmalich 
Terschwindend.  Statistik  des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  II,  pag.  164,  Bd.  III,  pag.  82. 
Statistik  des  Gouv.  JekaterinoBlaw,  Bd.  I,  pag.  93—94,  Bd.  II,  pag.  110  und  -flg. 
Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Bd.  I,  pag.  61-62,  Bd.  II,  pag.  26—27. 

M  Materialiensammlung  über  den  Gemeindesitz,  Bd.  I,  pag.  114. 

f)  Borissow:  CTaTHCT.-dKOHOXH?.  H3ci&x-,  Bd.  I,  pag.  89,  Bd.  II,  pag.  125. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  VII,  pag.  13—14.  Statistik  des  Gouv. 
Ssamara,  Bd.  II,  pag.  32-34.  Statistik  des  Gouv.  Petersburg,  Bd.  1,  Bd.  II,  pag.  35, 
ebenso  in  allen  andern  Landstrichen. 


')  So  z.  B.  in  den  Gemeinden  Borok  und  Szemenowka,  Er.  Porchow,  Gout. 
Pskow,  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  327—328,  auch  in  der 
Gemeinde  Stamchino  (Gouv.  Tula)  1.  c.  pag.  202—203. 

2)  Statistik  des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  I,  pag.  64,  Bd.  II,  pag.  160. 

3)  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Bd.  VIII,  pag.  60,  Statistik  des  Gouv.  Ssamar», 
Bd.  II,  pag.  160  u.  folg. 
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In  diesem  Rahmen  des  Gemeinderechts  bewegt  sich  das  Recht  der 
Hofbesitzer.  Jeder  hat  das  Recht,  einzelne  Landstreifen  mit  denen 
seiner  Genossen  umzutauschen,  ohne  dass  die  Gemeinde  sich  in  der- 
artige Vereinbarungen  irgendwie  einmischt.  Ein  solcher  Wechsel  in  den  f 
Landstreifen  erfolgt  aus  ökonomischen  Gründen  und  zwar  recht  häufig, 
um  den  Grundbesitz  zu  arrondiren,  so  dass  es  einigen  Hauswirthen  ge- 
lungen ist,  durch  Tausch  aus  fünf  Landstreifen  in  einem  Felde  zwei, 
also  breitere  Landstreifen  herzustellen.  Wie  wir  oben  gesehen  haben, 
geschieht  solcher  Tausch,  um  die  Gemenglage  nach  Möglichkeit  zu 
verringern,  auch  beim  Gemeindebesitz  mit  wechselndem  Besitzstande. 
Hier  aber  hat  es  grössere  practische  Bedeutung,  da  es  sich  eben  um 
einen  bleibenden  Besitz  handelt. 

Sodann  hat  der  Hauswirth  das  Recht  der  freien  Verfügung  über 
seinen  Landantheil  und  ist  dabei  nur  insoweit  beschränkt,  als  hierdurch 
Interessen  der  Gesammtheit  geschädigt  werden  könnten.  So  ist  er  wie 
auch  sonst  beim  Gemeindebesitz  allen  den  mit  dem  Flurzwang  verbun- 
denen Beschränkungen  unterworfen.  Gebäude,  deren  Bau  Familienthei- 
lungen  veranlassen,  wie  überhaupt  neue  Gebäude  in  der  Strassenreihe 
des  Dorfes  können  nur  mit  Genehmigung  und  unter  Kontrole  der  Ge- 
meinde, die  ihrerseits  die  Bestimmungen  des  Baustatuts  zu  befolgen  hat 
aufgeführt  werden.  Dasselbe  gilt  insbesondere  auch  in  Betreff  des  Baues 
von  Gebäuden  für  irgend  ein  gewerbliches  Unternehmen,  wie  auch  in 
Betreff  des  Betriebes  eines  Gewerbes,  das  dem  Dorf  Feuersgefahr  oder 
andere  Unzuträglichkeiten  bringt  (z.  B.  Gerberei). 

Die  Verpachtung  des  Landantheils  auch  an  Fremde  scheint  zumeist 
frei  zu  sein,  dazwischen  wird  wol  auch  den  Gemeindegenossen  ein  Vor- 
zugsrecht gewahrt.1)  Doch  ist  die  Verpachtung  an  Gemeindegenossen 
überhaupt  die  Regel.  Charakteristisch  für  die  Anschauung  der  Bauern 
über  ihre  Besitzrechte  und  deren  Unverkürzbarkeit  ist  die  Verpachtung 
auf  lange  Jahre,  gar  auf  die  ganze  Zeit,  bis  die  Ablösungsschuld  an  den 
Staat  zum  Vollen  entrichtet  ist.8)  Noch  schärfer  tritt  diese  Rechts- 
auffassung bei  der  Vergebung  zum  „ewigen"  und  „erblichen  Besitz" 
(B-iaflime).8) 

In  der  Nähe  von  Städten  und  in  Dörfern,  die  Handelscentren  bilden, 
wird  vielfach  Gehöftland  von  der  Gemeinde  und  auch  von  Einzelnen  auf 
lange  und  auch  auf  unbestimmte  Zeit  verpachtet,  auf  welchem  Lande  gar 
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Häuser  etc.  gebaut  werden,  und  auch  verkauft.1)  Auch  die  ganze  Land- 
stelle wird  verkauft  und  zwar  zum  vollen  Werth,  wobei  die  Ablösungs- 
schuld, soweit  Gemeindegenossen  die  Käufer  sind,  als  Hypothek  auf  ihr 
ruhen  bleibt.  Alle  solche  Fälle  bezeugen,  wie  fest  bereits  sich  die  in- 
dividuellen Besitzrechte  entwickelt  haben.  Es  wird  hier  gar  nicht  mehr 
die  Möglichkeit  einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung  zugegeben  und  auch 
der  Käufer  ist  hiervon  auf  das  Sicherste  überzeugt,  denn  sonst  würde 
er  nicht  den  ortsüblichen  Preis  für  das  Land  zahlen.2)  In  einigen  Land- 
strichen, so  in  mehreren  Kreisen  des  Gouv.  Kursk,  ist  der  Verkauf 
von  Landstellen  auch  an  Fremde  vielfach  üblich  auch  gegen  den  Willen 
der  Gemeinde.8)  Hier  zeigt  sich  ein  Zersetzungsprocess  des  Gemeinde- 
besitzes, dem  nur  die  Gesetzgebung  steuern  kann.  Die  Gemeinde  fühlt 
sich  zumeist  machtlos,  wenn  sie  auch  solche  Verkäufe  als  Missbrauch 
ansieht 

Doch  hat  sich  in  anderen  Gegenden  die  Anschauung,  dass  das  Ge- 
meindeland nur  Genossen  der  Gemeinde  zukommt,  noch  kräftig  erhalten 
und  keine  Veräusserung  an  Fremde  wird  zugelassen.  Jedenfalls  muss 
ihre  Genehmigung  eingeholt  werden.4)  Aber  auch  beim  Verkauf  an  Ge- 
nossen zeigen  sich  Missstände,  die  zu  beseitigen  die  Gemeinde  sich  nicht 
in  der  Lage  sieht:  es  ist  das  der  Zusammenkauf  von  Landstellen 
seitens  einzelner  Bauern.5)  Es  darf  hier  und  da  das  Land  überhaupt 
nicht,  auch  nicht  an  Einheimische  verkauft  werden,  solange  noch  Erb- 
berechtigte vorhanden  sind.    Hier  hat  sich  noch  die  alte  Anschauung 


*)  In  der  Nähe  der  Stadt  Woronesh  werden  von  vier  Gemeinden  Stacke  des 
Gehöftlandes  an  Fremde,  Städter,  verpachtet,  die  sich  Sommerwohnungen  bauen  und 
für  das  Land  eine  jährliche  Pacht  pro  a  Faden,  die  schon  den  Character  eines  festen. 
Grundzinses  trägt,  zahlen;  in  einer  Gemeinde  haben  sich  600  Personen,  in  den 
drei  anderen  194,  325  und  393  Personenauf  diese  Art  festgesetzt  In  einigen  Fällen 
bat  auch  voller  Verkauf  stattgefunden.  Statistik  des  Gouv.  Woronesh,  Bd.  I,  pag.  85. 
Dieselbe  Erscheinung  in  grossen  Dörfern,  wo  Händler,  Gewerbtreibende  sich  nieder- 
lassen. So  in  den  Kreisen  Ssamara,  Stawropol  und  Busuluk,  Statistik  des  Gouv. 
Ssamara,  Bd.  I,  pag.  28,  Bd.  II,  pag.  38-39,  auch  pag.  160  etc.,  Bd.  III,  pag.  88;  Pru- 
g&win:  CexiCKaa  oömiraa  etc.,  pag.  24:  im  Gouv.  Wladimir,  Kr.  Jurjew,  Materialien- 
sammlung über  den  Gemeindebesitz,  pag.  875  etc.:  Kr.  und  Gouv.  Ssimbirsk. 

')  So  sind  Landstellen  in  der  Wolost  Murajewnä,  Kr.  Dankow,  Gouv.  Kasan, 
zu  50—60  Rbl.  pro  Dessätine  verkauft,  die  auf  dem  Lande  ruhenden  Ablftsungs- 
zahlungen  und  Kopfsteuer:  3  Rbl.  60  Kop.  pro  Das.,  Kapitalasirung  zu  6%:  60  Rbl. 
also  entspricht  der  Kaufpreis  dem  ortsüblichen,  der  zwischen  90—120  Rbl.  schwankt. 
M&terialiensammlung  aber  den  Gemeindebesitz,  pag.  120—121. 

')  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Bd.  I,  pag.  70,  Bd.  VIII,  pag.  LV,  Statistik  des 
Gouy.  Ssaratow,  Bd.  I. 

4)  Statistik  des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  III,  pag.  31,  Materialiensammlung  aber  den 
Gemeindebesitz,  pag.  135,  375. 

6)  Statistik  des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  II,  pag.  37. 
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erhalten,  dass  es  sich  um  Familienbesitz  handelt,  über  welchen  das  Haupt 
der  Familie  allein  nicht  zum  Nachtheil  der  anderen  Glieder  verfügen 
darf.  Es  gelten  als  Familienglieder  in  dieser  Beziehung  vielfach  noch 
nur  die  Genossen  der  Wirthschaft,  so  dass  abgetheilte  Söhne  nicht 
erbberechtigt  sind,  so  lange  nicht  abgetheilte  Söhne  im  elterlichen  | 
Hofe  leben,1)  und  erstere  können  nur  mit  Genehmigung  der  Gemeinde 
Erbansprüche  erheben.  Beim  Nichtvorhandensein  von  Söhnen  erben  die 
Töchter  den  väterlichen  Grundbesitz  mit  Uebernahme  aller  auf  demselben 
ruhenden  Lasten,  auch  der  Kopfsteuer  (soviel  als  Revisionsseelen  auf 
dem  Hofe). 

Bedeutungsvoll  für  eine  wichtige  Seite  im  Gemeindebesitz  ist  die 
Vornahme  von  Familientheilungen  auch  bei  dieser  neuen  Ordnung  des 
Grundbesitzrechte.  Unter  den  Gründen  gegen  den  Gemeindebesitz  nehmen 
die  Familientheilungen  eine  wichtige  Stellung  ein.  Nun  finden  wir  aber 
auch  bei  der  neuen  Grundbesitzordnung  dieselbe  Abtheilung  verheiratheter 
Söhne  und  Theilung  des  väterlichen  Hofes  unter  den  nachbleibenden 
Söhnen.  Wie  energisch  der  Bauer  sein  Eigentumsrecht  am  Grund- 
besitz gegen  das  Ansinnen  einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung  ver- 
theidigt,  so  sieht  er  sich  nicht  für  berechtigt,  dem  verheiratheten  Sohne 
der  eine  Abtheilung  verlangt,  einen  Theil  seines  Grundbesitzes,  d.  i.  eine 
Seele  oder  eine  halbe  (je  nach  der  Zahl  der  Seelen  und  der  Söhne  im 
Hof)  vorzuenthalten.  Und  wo  der  Bauer  sich  weigert,  erregt  es  vielfach 
den  Missmuth  der  Gemeinde.8) 

Noch  weitere  Fortschritte  hat  der  Individualismus  gemacht,  wo  der 
jüngere  nach  der  Revision  geborene  Bruder  bei  der  Abtheilung  keinen 
Landantheil  von  den  älteren,  in  der  Revision  verzeichneten  Brüdern 
erhält,  da  das  nur  diesen,  d.  h.  den  Revisionsseelen,  bei  der  Emanci- 
pation  zugetheilt  ist. 

Es  sind  gar  Fälle  notirt,  dass  diese  neue  Formation  des  Gemeinde- 
besitzrechts eine  wesentliche  Umwandlung  des  sonst  üblichen  Besteuerungs- 
systems zu  Wege  gebracht  hat:  während  sonst  alle  Zahlungen  nach  der 
für  die  Theilung  des  Landes  adoptirten  Vertheilungseinheit  repartirt 
werden,  werden  z.  B.  im  Er.  Räsan  im  gleichnamigen  Gouvernement  in 


*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  327—328. 

*)  In  der  Gemeinde  Ssemenowka  (Er.  Porchow,  Gouv.  Pskow)  vertrieb  ein  Vater 
seinen  Sohn,  ohne  ihm  etwas  zu  geben.  Nachdem  auch  die  Gemeinde  ihn  vergeblich 
ermahnt  hatte,  mit  dem  Sohn  „christlich"  zu  verfahren,  beschloss  sie,  dass  dem  Vater, 
bis  er  dem  Sohne  gerecht  werde,  verboten  sei,  irgend  welche  Reparaturen  an  seinen 
Geb&uden  vorzunehmen.  „Möge  dem  gierigen  Hunde  Alles  verfallen,  wenn  er  sich 
nicht  christlich  mit  seinem  Sohne  abfinden  will",  sagten  die  Bauern  auf  der  Gemeinde- 
versammlung, Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  329,  siehe  auch 
Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Bd.  VIII,  pag.  CO. 
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einigen  Gemeinden  die  Ablösungszahlungen  und  die  Grundsteuer  streng  von 
den  übrigen  geschieden:  erstere  ruhen  auf  dem  Grundbesitz  und  jeder 
Wirth  zahlt  also  nach  der  Grösse  seines  Landantheils,  die  anderen 
Zahlungen  aber  werden  als  Personalsteuer  auf  die  im  arbeitsfähigen  Alter 
Stehenden  vertheilt,  und  zwar  Alle,  mögen  sie  Land  haben  oder  nicht.1) 
Also  eine  Scheidung  des  markgenossenschaftlichen  Verbandes  von  dem 
communal-politischen! 

Wir  beschränken  uns  auf  diese  kurze  Skizzirung  des  neu  sich  ge- 
staltenden Grundbesitzrechts.  Ergeben  sich  schon  in  einigen  wesent- 
lichen Punkten  Verschiedenheiten,  so  zeigen  sich  solche,  je  mehr  man 
auf  das  Detail  der  Fragen  eingeht,  in  noch  grösserem  Maasse,  wie  es 
übrigens  in  der  Natur  der  Sache  liegt.9) 

Zum  Schluss  noch  ein  Wort  an  Diejenigen,  die  für  die  summarische 
Abschaffung  des  Gemeindebesitzes  eintreten. 

Die  Entwickelung  dieses  Grundbesitzrechts  hat  nichts  Wesentliches 
gemein  mit  einem  etwaigen  Bestreben  der  Bauern,  die  so  vielfach  dar- 
gelegten Schäden  des  Gemeindebesitzes  zu  beseitigen.  Wir  finden  auch 
hier  vielfach,  und  zwar  in  Landstrichen,  wo  Neuverloosungen  noch  vor- 
kommen, Wechsel  der  Besitzstellen,  die  Gemenglage  der  Grundstücke 
mit  all  den  Gonsequenzen  (Flurzwang  etc.)  und  endlich  ganz  ebenso 
Familienabtheilungen,  wie  früher.  Also  hat  nicht  die  Erkenntniss  der 
ökonomischen  Schäden  der  Gebundenheit  beim  Gemeindebesitz  mit  der 
Absicht  diese  zu  beseitigen,  die  neue  Grundbesitzordnung  hervorgerufen. 

l)  Statistik  des  Gouv.  Räsan,  Bd.  I,  pag.  33. 

*)  Vielfach  herrscht  noch  eine  gewisse  Aengstlichkeit  und  Unsicherheit  in  betreff 
der  rechtlichen  Festigkeit  dieses  Besitzstandes,  die  es  zu  Wege  bringt,  dass  die  Ge- 
meinde sich  scheut,  diese  Frage  zur  Berathung  auf  die  Gemeindeversammlung  zu 
bringen.  Solches  zeigte  sich,  als  Professor  K  D.  Kawelin  den  Bauern  des  Dorfes 
Iwanowo,  das  zur  Zeit  der  Leibeigenschaft  zu  seinem  Landgute  gehörte,  die  Vortheile 
der  Mehrfelderwirthschaft  mit  Futterkräutefbau  an  Stelle  der  alten  Dreifelderwirth- 
schaft  mündlich  und  schriftlich  (in  einer  interessanten,  instructiven  und  dem  Denk- 
vermögen der  Bauern  anpassenden  Broschüre)  Jahre  hindurch  klar  legte  und  sie  auch 
für  diesen  Plan  gewann,  deren  Vortheil  sie  einsahen.  Doch  entschlossen  sie  sich 
nicht  zu  der  Neuerung.  Ausser  anderen  Gründen  (geringerer  Getreideertrag  in  den 
ersten  Jahren,  da  ein  Theil  des  Feldlandes  zu  Futterkräutern  zu  verwenden  wäre, 
der  Uebelstand ,  dass  bei  der  zu  diesem  Uebergang  erforderlichen  neuen  Vertheilung 
der  Felder  der  sorgfaltige  Wirth  schlecht  bestelltes  Land  seiner  Nachbarn  erhalten 
könnte)  ward  der  Grund  angeführt,  dass,  wenn  einmal  die  Frage  der  Neuverloosung 
aufgeworfen  wird,  die  Höfe,  die  jetzt  mehr  Seelen  als  bei  der  letzten  Umtheilung  nach 
der  Freilassung  der  Bauern  haben,  eine  vollständige,  allgemeine  Umtheilung  des  Landes 
nach  der  Zahl  der  vorhandenen  Seelen  verlangen  würden.  Und  diese  Frage  will  die 
Gemeinde  nicht  zur  Entscheidung  bringen.  E.  Kawelin:  3anncKa  o  noxosemn  noießa. 
ro  xoMficraa  y  KpecTLOTB  cextua  HnanoBa  o  Tom,  sara  ero  nonpannri,  St.  Peters- 
burg 1879.  Derselbe  im  npaBETejacTreinnifi  Bicnnrei  1879:  Nr.  226  und  229,  1880 : 
Nr.  221.    Siehe  auch  Nr.  249  desselben  Blattes  1880. 
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Um  jede  missverständliche  Auffassung  über  das  Gesagte  zu  be- 
seitigen, weise  ich  nochmals  auf  das  Unbestimmte,  Flüssige  in  dieser 
neuen  Rechtsbildung  hin.  Es  würde  die  Bedeutung  und  innere  Lebens- 
kraft des  der  neuen  Grundbesitzordnung  zu  Grunde  liegenden  Principe 
das  Streben  nach  der  Erhaltung  des  bestehenden  Wirthschaftsbetriebes, 
durchaus  nicht  dadurch  verringert  werden,  wenn  noch  alle  Gemeinden 
zur  allgemeinen  Umtheilung  des  Landes  zurückgriffen.  Für  wie  unwahr- 
scheinlich ich  solches  auch  in  Betreff  einiger  Landstriche  halte,  in  welchen 
die  neue  Ordnung  festen  Fuss  gefasst  zu  haben  scheint,  so  würde  die 
erfolgte  „Ausgleichung"  des  Grundbesitzes  nur  zeigen,  dass  zur  Zeit  sich 
andere  Factore  etc.  mächtiger  erwiesen  haben.  Vor  Allem  die  Macht 
der  altgewohnten  Sitte,  sodann  eine  Reihe  accidenteller  Ursachen,  von 
denen  wir  einige  oben  aufgezählt  haben,  deren  es  aber  gewiss  noch  recht 
viele  andere  giebt  Dagegen  wird  sich  ganz  naturgemäss  die  Rückkehr 
zur  Ausgleichung  des  Grundbesitzes  dort  ergeben,  wo  die  Bedingungen, 
die  die  neue  Formation  hervorgerufen  haben,  in  Wegfall  gerathen,  d.  h. 
dort  wo  nach  dem  Eintreffen  gewisser  Bedingungen,  die  Landstelle  in 
der  Meinung  des  Bauern  keinen  solchen  Werth  repräsentirt,  dass  sie  der 
Verteidigung  lohnt,  oder  gar  ihnen  zur  Last  wird.  Solche  Bedingungen 
können  sein:  starke  Erschöpfung  des  Bodens,  ein  starker  Rückgang  der 
Preise  der  Bodenproducte,  Verringerung  der  Nachfrage  nach  Arbeits- 
kräften in  der  Nähe,  die  den  Bauer,  dessen  Arbeitskraft  durch  seinen 
Grundbesitz  nicht  voll  in  Anspruch  genommen  wird,  zwingt,  in  grösserer 
Entfernung  Arbeit  zu  suchen  und  daher  den  eignen  Wirthschaftsbetrieb 
einzuschränken  oder  gar  ganz  einzustellen,  —  starkes  Steigen  des  Arbeits- 
lohnes, was  nach  Ueberstehen  der  jetzigen  Krisis  in  Handel  und  Gewerbe 
nicht  ganz  unwahrscheinlich  ist,  selbst  gar  eine  erhebliche  Erhöhung  der 
Grundsteuer,  zumal  der  landschaftlichen,  die  in  einigen  Landstrichen  eine 
im  Verhältniss  zum  Ertrage  bedenkliche  Höhe  erreicht  hat  und  noch 
weiter  steigen  muss,  sobald  nicht  das  Steuerrecht  der  Landschaft  eine 
Erweiterung  erfährt,  wesentliche  Veränderung  in  der  Zahl  und  dem  Familien- 
bestände  der  Höfe  (Aussiedelung).1)  Wo  einige  dieser  Bedingungen  in 
stärkerem  Maasse  zur  practischen  Geltung  gelangen,  zeigt  sich  die  Rück- 
kehr zum  gewohnten  Gemeindebesitz  zuerst  dort,  wo  die  obliegenden 
Zahlungen  ohnehin,  d  h.  vor  dem  Eintreffen  jener  Bedingungen  verhältniss- 
mässig  hoch  waren,  etwa  dem  Ertragswerth  entsprachen.  Diese  Rück- 
bildung zeigt  sich  in  der  Weise,  dass  zuerst  freiwilliger  Wechsel  (Auf- 
geben und  Entgegennehmen)  von  Landstreifen  ohne  Extrazahlung  seitens 


])  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Bd.  IV,  pag.  308-310,  Statistik  des  Goir?.  Sa- 
mara, Bd.  I,  pag.  28,  Bd.  II,  pag.  82,  Bd.  III,  pag.  29-30,  Statistik  des  Gonv.  Kursk, 
Bd.  VIII,  pag.  59,  Statistik  des  Gouv.  Smolensk,  Bd.  I,  Lieferung  II,  pag.  12-14. 
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des  sie  Uebemehmenden  eintritt:  es  findet  erst  auch  der,  welcher  seinen 
ganzen  Landantheil  aufzugeben  wünscht,  freiwillige  Abnehmer;  ver- 
schlimmern sich  die  genannten  Bedingungen  weiterhin,  so  treten  wieder 
(zwangsweise)  partielle  und  als  deren  Consequenz  allgemeine  Umthei- 
lungen  ein. 


Zweites  Kapitel 

Ein  Blick  in  die  Vergangenheit 

1.  literarisch-Kritisches. 

Es  sei  mir  gestattet,  bevor  wir  uns  an  die  Zukunft  wenden,  erst 
einen  Blick  in  die  Vergangenheit  des  Gemeindebesitzes  zu  werfen. 

Meine  Hypothese  über  den  Charakter  des  altrussischen  Gemeinde- 
besitzes1) und  die  grundlegenden  Ursachen  zu  seiner  Umgestaltung  in  die 
heute  vorherrschende  Rechtslage  findet  in  der  neuen  Gestaltungsform 
mit  bleibendem  Besitz  der  Höfe  eine  so  baldige  und  glänzende  Be- 
stätigung, dass  sie  mich  geradezu  überrascht  hat 

Ich  habe  die  Einführung  der  Schollenpflichtigkeit,  resp.  Leibeigen- 
schaft und  der  Kopfsteuer  als  die  beiden  hauptsächlichsten  Momente,  zu 
denen  noch  andere,  innerlich  mit  jenen  zusammenhängende  (als:  Ueber- 
tragung  bezüglicher  Rechte  seitens  der  Grundherren  auf  die  Gemein- 
den9) etc.)  hinzutraten,  ermittelt,  die  aus  dem  altrussischen  Gemeinde- 
besitz, der  —  das  Resultat  meiner  Untersuchungen  —  das  unbedingte 
Recht  (und  die  Pflicht)  des  Gemeindegenossen  auf  entsprechenden  Land- 
antheil nicht  kannte,  den  heute  herrschenden  Gemeindebesitz  mit  dem 
gleichen  Recht  und  der  gleichen  Pflicht  jedes  Genossen  hervorgerufen 
haben.8)    Diese  beiden  Momente  nebst  den  begleitenden  Umständen  ge- 


')  Theü  I  dieses  Werkes,  pag.  88—89,  104—110. 

*)  Ueber  die  Stellung  der  Grundherren  zum  Gemeindebesitz  und  wie  sie  die 
Gestaltung  (weitere  Ausbildung)  dieser  Grundbesitzordnung  beeinflussten,  siebe: 
B.  CeneBcsift:  Kpecrunre  s*  ijapcraoBame  HraepaTpmpi  EsarepHHH  II,  8t  Peters- 
burg 1881,  Kapitel  IV  und  an  anderen  Stellen,  sowie  auch  in  den  zur  Zeit  noch 
enchemenden  Artikeln  in  der  Pyccaaz  Mhch  aber  die  Periode  der  Leibeigenschaft 
nach  Katharina  II. 

•)  Wir  wiederholen  hier  den  betreffenden  Passus  aus  dem  I.  Theil  dieses  Werkes, 
pag.  106—107:  „Da  die  Steuer  auf  die  gesammte  zur  Gemeinde  gehörende  an  die 
Scholle  gebundene  männliche  Bevölkerung  auferlegt  wurde,  ergab  es  sich  natur- 
gemiss,  dass  einer  jeden  erwachsenen  männlichen  Person  Land  zugewiesen  wurde, 
nn  ihr  die  Möglichkeit  zur  Entrichtung  der  Steuern  zu  schaffen.  Und  da  jene 
Steuer  für  AUe  die  gleiche  war,  so  bildete  sich  die  Gleichheit  der  Landantheile  aus. 
Mit  Zunahme  der  Bevölkerung  musste  bei  der  Unmöglichkeit  des  Wegzuges  un- 
vermeidlich eine  Ungleichheit  entstehen,  und  —  um  die  normale  Beziehung  wieder 

v.  Kevsiler,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeindebesitzes.    HI.  8 
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rathen  heute  in  Wegfall  und  sofort  wo  die  Wirkung  dieser  Momente  in 
Wirklichkeit  beseitigt  ist,  tritt  uns  in  der  geschilderten  neuen  Gestaltung 
des  Gemeindebesitzes  der  altrussische  Gemeindebesitz  in  der  von  mir 
aus  dem  vorliegenden  historischen  Material  mit  kritischer  Verwerthung 
der  Geschichte  des  bäuerlichen  Grundbesitzrechts  in  der  Markgenossen- 
schaft anderer  Länder  ermittelten  Gestalt  klar  und  deutlich  hervor.  Ich 
bin  in  der  glücklichen  Lage,  in  dieser  Frage  den  experimentellen  Beweis, 
der  sich  ja  zumeist  nicht  den  historischen  Wissenschaften  zu  Gebote 
stellt,  antreten  zu  können. 

Die  Leibeigenschaft  ist  abgeschafft,  die  Kopfsteuer  hat  ihren  ur- 
sprünglichen Charakter  verloren  und  trägt  (sei.  bis  zu  ihrer  Beseitigung^ 
wie  wir  es  wiederholt  dargelegt  und  betont  haben,  den  Charakter  einer 
Grundsteuer.  Die  Wirkung  dieser  beiden  Institutionen  lebt  aber  noch 
vielfach  fort  und  zeigt  sich  uns  in  der  solidarischen  Haft  bei  Ueber- 
lastung  der  Gemeinden  mit  überhohen  Zahlungen.  Denn  wo  bei  dem 
Bestehen  der  solidarischen  Haft  der  Gemeinde  die  Zahlungen  überhoch 
sind,  d.  h.  den  Ertrag  des  Landes  erheblich  überragen,  dort  besteht  trotz 
aller  Abschaffung  der  Leibeigenschaft  in  Wirklichkeit  die  alte  Schollen- 
pflichtigkeit.  Der  Bauer  ist  durch  die  solidarische  Haft  der  Gemeinde 
an  die  Scholle  gebunden,  die  Gemeinde  ist  sein  Grundherr,  der  ihn  zwingt, 
mit  Zahlungen  überbürdetes  Land  zu  übernehmen.  Hier  muss  sich  der 
Gemeindebesitz  mit  der  Pflicht  des  Genossen  den  entsprechenden  Land- 


herzustellen —  erwiesen  sich  (je  nach  der  Zunahme  der  Bevölkerung  und  den 
Wechsel  im  Personalbestande  der  einzelnen  Familien)  periodische  Umtheüungen  als 
nothwendig.  Hierdurch  entwickelte  sich  nun  im  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  die 
Ueberzeugung,  dass  einem  jeden  Gemeindegenossen  ein  Recht  auf  einen  proportionalen 
Landantheil  zustehe.  Befördert  wurde  die  Ausbildung  dieser  Rechtsanschauung 
einerseits  durch  den  geringen  Werth  des  Landes,  der  wol  zumeist  kaum  grösser  als 
die  auf  dasselbe  verwandte  Arbeit  (sei.  nach  Abzug  der  obliegenden  Zahlungen)  ge- 
wesen sein  mag,  andererseits  durch  den  Umstand,  dass  die  bauerliche  Bevölkerung 
theils  kein  Eigenthumsrecht  an  dem  Grund  und  Boden  besass,  theils  dasselbe  ver- 
loren hatte.  —  Die  Einfahrung  des  Gemeindebesitzes  auf  seit  Alters  grundherrlichem 
Lande  mag  endlich  dadurch  befördert  worden  sein,  dass  die  Grundherren  —  um  es 
nicht  mit  dem  einzelnen  Bauer  zu  thun  zu  haben  —  der  Gemeinde  die  Verfügung 
über  das  in  der  Nutzung  ihrer  Glieder  befindliche  Land  (Besetzung  leergewordener 
Höfe  etc.)  überliessen.  Die  Einfuhrung  der  Kopfsteuer  musste  die  gutsherrliche 
Gewalt  steigern.  Der  Gutsherr  haftete  nämlich,  wie  es  namentlich  die  Instruction 
vom  5.  Februar  1722  prädse  formulirt,  für  das  rechtzeitige  Einfliessen  der  Steuer 
von  allen  männlichen  Seelen:  sowol  von  den  ackerbautreibenden  Bauern,  als  auch 
von  den  Hofesleuten.  Während  jene  Haft  für  den  Gutsherrn  eine  weitere  Veran- 
lassung zu  Einmischungen  in  die  inneren  Angelegenheiten  der  Gemeinde  war,  so  mag 
die  Besteuerung  der  Hofesleute  zumal  die  ärmeren  Gutsherrn  veranlasst  haben,  die 
Zahl  ihrer  Hofesleute  zu  verringern,  und  diese  —  soweit  sie  keine  andere  lohnende 
Arbeit  fanden  —  zu  Ackerbauern  zu  machen,  d.  h,  der  Gemeinde  zuzuschreiben,  die 
diesen  desgleichen  einen  Landantheil  zu  gewähren  hatte." 
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antheil  zu  übernehmen,  in  dieser  Gestalt  erhalten,  und  erhält  sich,  wie 
wir  gesehen  haben. 

Wo  aber  die  Zahlungen  im  Verhältnisse  zum  Ertrage  des  Landes 
eine  erträgliche  Höhe  zeigen,  wo  also  in  Wirklichkeit  keine  Schollen- 
pflichtigkeit  trotz  der  solidarischen  Haft  besteht,  denn  ein  Jeder  ist 
bereit  freigewordenes  Land  mit  den  obliegenden  Zahlungen,  ja  unter  Um- 
ständen noch  mit  einer  Extraleistung  an  den  verzichtenden  Bauer  zu 
übernehmen,  dort  ist  die  Wirkung  der  Leibeigenschaft  mit  der  Kopf- 
steuer thatsächlich  beseitigt  Und  hier  finden  wir  nun  als  ersten  hervor- 
stehenden Charakterzug  in  dem  neu  sich  gestaltenden  Grundbesitzrecht 
das  Negiren  des  Rechts  eines  jeden  Gemeindegliedes  auf  Land. 
Dieses  Negiren  zeigt  sich  erst  schüchtern  in  der  Abneigung  eines  Theiles 
der  Wirthe  —  wir  wissen,  welcher  Theil  es  ist  — ,  eine  allgemeine  Um- 
theilung  vorzunehmen  —  ungeachtet  dessen,  dass  in  der  langen  Zeit  seit 
der  letzten  Neuvertheilung  sich  sehr  bedeutende  Veränderungen  in  dem 
Familienbestande  der  einzelnen  Höfe  und  ihrer  ökonomischen  Kraft  voll- 
zogen haben.  Erst  werden  die  auf  eine  Ausgleichung  des  Grundbesitzes 
Hindrängenden  auf  die  sicherlich  doch  nächstens  eintretende  Seelen- 
revision  vertröstet,  dann  heisst  es  schon  bestimmter:  die  Gemeinde  ver- 
langt von  Euch,  Nachgeborenen,  keinerlei  Zahlungen,  also  habt  Ihr  auch 
kein  Recht,  Land  zu  verlangen.  Und  endlich  wird  ganz  unumwunden 
und  kategorisch  erklärt:  das  Land  ist  bleibend  zugetheilt,  es  gehört 
uns,  wir  tragen  die  Ablösungszahlungen  und  verzichten  auf  keinen  Theil 
des  Landes  zu  irgend  Jemandes  Gunsten;  es  ist  ein  Verbrechen,  die  Frage 
einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung  aufzuwerfen,  denn  darin  liegt  eine 
Verletzung  wohlerworbener  Eigentumsrechte. 

Und  so  verschwindet  das  Recht  auf  Land,  sowie  die  durch  die 
Schollenpflichtigkeit  und  die  Steuerpolitik  hervorgerufene  Pflicht  der 
Uebernahme  eines  proportionalen  Landantheils  verschwindet.  Und  es 
wird  der  durch  diese  Pflicht  zu  einer  Personalgemeinde  gewordene  mark- 
genossenschaftliche Verband  wiederum  zu  einer  Realgemeinde,  wie  sie 
es  früher  war. 

Gleichwie  in  dem  neuen  markgenossenschaftlichen  Gebilde  konnte 
die  altrussische  Gemeinde  dem  Bauer  nicht  einen  Theil  seiner  Landstelle 
abnehmen,  noch  ihm  wider  seinen  Willen  ein  weiteres  Landstück  auf- 
wälzen; vielmehr  verblieb  ihm  die  Landstelle  unantastbar,  so  lange  er 
seinen  Verpflichtungen  gegenüber  der  Gemeinde  in  gehöriger  Weise  nach- 
kam —  ganz  wie  heute  in  den  bezeichneten  Gemeinden.  Ebenso  konnte 
auch  der  altrussische  Bauer  über  seinen  Landantheil  verfügen:  ver- 
pachten, „verkaufen"  (d.  i.  auf  ewige  Zeiten  zu  Gunsten  des  „Käufers" 
verzichten)  etc.,  doch  blieb  das  Land  damals  wie  heute  steuerpflichtiges 
Gemeindeland,  über  welches   die  Gemeinde   gewisse  Verfügungsrechte 
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behielt:  Entziehung  des  Landantheüs  wegen  Steuerrückstände,  Vornahme 
von  Umtheilungen  (d.  i.  Neuverloosungen  im  technischen  Sinne  des  Wortes; 
wobei  ein  Wechsel  in  den  einzelnen  Landstücken  eintrat»  der  Besitz- 
stand der  einzelnen  Höfe  aber  derselbe  blieb,  wie  er  vor  der  Umtheilung 
\yar.  Bei  dieser  Rechtslage  entstanden  damals,  wie  wir  es  auch  heute 
beobachten,  landlose  Leute,  die  entweder  kein  Land  von  der  Gemeinde 
übernehmen  wollten  oder  solches  von  ihr  nicht  erhalten  konnten,  da 
alles,  nach  den  damaligen  Verhältnissen  baufähige  Land  bereits  besetzt  war. 

Es  treten  uns  aber  auch  gewisse  unterscheidende  Merkmale  zwischen 
der  altrussischen  Markgemeinde  und  der  jüngsten  Gestaltungsform  des 
Gemeindebesitzes  entgegen,  die  jedoch  in  der  veränderten  Lage  der  Dinge 
ihre  vollständige  Erklärung  finden,  was  einen  weiteren  Beweis,  falls  ein 
solcher  nach  dem  Dargelegten  noch  als  erforderlich  erkannt  werden 
sollte,  bietet  für  das  Bestehen  des  inneren  Causalnexns  zwischen  der 
Schollenpflichtigkeit  und  dem  Steuerwesen  einerseits  und  dem  Gemeinde- 
besitz mit  dem  Recht  auf  Land  andererseits.  Denn  die  Wirkung  der 
sogleich  zu  nennenden,  in  casu  accidentellen  Ursachen  zeigt  uns  indirect 
die  Wirkung  jener  beiden  genannten  constanten,  cardinalen  Ursachen. 

Vor  Allem  ist  der  grössere  „Landreichthum"  im  alten  Russland  in 
Berücksichtigung  zu  ziehen,  d,  h.  damals  war  mehr  freies,  noch  un- 
bestelltes Land»  das  der  Occupation  harrte,  wenn  es  sich  auch  im  Eigen- 
tum eines  Grundherrn  befinden  sollte.  Wer  kein  Land  oder  nach  seiner 
Meinung  kein  hinreichend  gutes  Land  von  der  Gemeinde  erhalten  konnte, 
bewarb  sich  darum  in  einer  benachbarten  Gemeinde  oder  bei  einem 
Grundherrn,  der  ihm  je  nach  Umständen  bereits  bestelltes  (nicht  erst 
zu  rodendes  etc.)  Land  und  wol  auch  gegen  geringere  Gegenleistungen 
(zur  Heranziehung  von  Colonen)  als  die  Gemeinde  sie  verlangen  musste, 
überliess.  Er  hatte  also  kein  so  lebhaftes  Interesse  daran,  in  seiner 
Gemeinde  sich  bleibend  ansässig  zu  machen,  als  heut  zu  Tage  der  Nach- 
geborene,  resp.  es  wünscht  heute  der  Hof  mit  vielen  nachgeborenen  (sd 
nach  der  letzten  Revision  geborenen)  Söhnen  aus  diesem  Grunde  energischer 
eine  Erweiterung  seiner  Landstelle.  Anderweitig,  zumal  in  der  Nähe 
seiner  Heimath  ein  passendes  Unterkommen  zu  finden,  ist  heut  zu  Tage 
schwieriger,  vielfach  unmöglich.  Dazu  kommt,  dass  die  Landstelle  in 
den  Gemeinden,  die  die  neue  Grundbesitzgestaltung  aufweisen,  nach  Ent- 
richtung der  obliegenden  Zahlungen  und  Naturalleistungen  dem  Inhaber 
bereits  eine  grössere  oder  geringere  Grundrente  abwirft,  was  im  alten 
Russland,  zumal  seit  der  starken  Anspannung  der  Steuerschraube  im 
16.  Jahrhundert,  wol  nur  selten  in  besonders  günstig  situirten  Land- 
strichen eingetreten  sein  mag;  Vieles  spricht  dafür,  dass  der  Bauer  im 
Ertrage  des  Bodens  nach  Entrichtung  der  öffentlichen  Lasten,  resp.  der 
Zahlungen  an  den  Grundherrn  im  Allgemeinen  nur  den  Arbeitslohn 
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erhielt,  welchen  Ertrag  er  tiberall,  wohin  er  sich  auch  zur  Ansiedelung 
wenden  mochte,  fand.  Heute  aber  keinen  Landantheil  von  der  Gemeinde 
in  jenen,  in  Betreff  der  Zahlungen  günstigen  Landstrichen  Erhalten,  Wt 
schon  ein  lucrnm  cessans. 

Das  zweite  unterscheidende  Merkmal  zwischen  dem  altrussisehen 
Gemeindebesitz  und  der  neuen  Gestaltung  des  bäuerlichen  Gemeinde- 
besitzrechts ist  die  grössere  innere  Geschlossenheit  der  Gemeinde, 
die  heute  einen  engeren  Verband  zeigt  Das  ergiebt  sich  einestheös 
aus  dem  soeben  Gesagten:  findet  der  Bauer,  wie  in  Altrussland,  leicht 
eine  Landstelle  anderweitig,  so  fühlt  er  sich  nicht  so  an  die  fieifnath- 
gemeinde  gebunden,  an  der  er  heute,  durch  Jahrhunderte  an  dieselbe 
gleichsam  geschweisst,  stärker  hängt  Andererseits  hat  das  Äusammen- 
gedrängtwohnen  in  mehr  oder  weniger  grossen  Dörfern  —  gegenüber 
dem  Leben  in  ganz  kleinen  Dörfern  und  selbst  in  Einzelansiedelungen 
in  Altrussland  —  das  naturgemässe  Resultat  hervorgerufen,  dass  die 
Gemeinde  mit  der  neuen  Grundbesitzgestaltung  weitere  und  eingreifendere 
Machtbefugnisse  beibehält,  als  die  altrussische  Gemeinde:  wir  nennen  hier 
als  nächstliegende  Momente  die  Gemenglage  der  Grundstücke,  den  Flur- 
zwang, die  heute  häufiger  eintreten  könnende  Notwendigkeit,  eine  Neu* 
verloosung  (also  eine  Neuverteilung  des  Landes  bei  gleichbleibendem 
Bestände  des  Grundbesitzes  der  einzelnen  Höfe)  des  Landes  vorzunehmen. 
Wir  wollen  jedoch  nicht  unerwähnt  lassen,  dass  ein  Factor  im  alten 
Rassland  die  Gemeindegenossen  näher  an  einander  schloss,  der  heute 
nicht  mehr  oder  nur  sehr  wenig  wirksam  ist,  d.  i.  die  Gewährung  des 
Rechtsschutzes,  den  in  alten  Zeiten  die  Genossen  der  Gemeinde  unter- 
einander und  die  Gemeinde  ihren  Gliedern  boten.  Seitdem  der  Staat 
mit  seiner  ausgebildeten  Verwaltung  den  Bewohnern  einen  grösseren 
Rechtsschutz  bietet,  mindert  sich  die  Bedeutung  dieses  Factors  für  das 
Gemeindeleben. 

Hiermit  haben  wir  die  wesentlichen  Momente  angegeben,  die  die 
principiell  (in  Betreff  des  Grundbesitzrechts  in  der  Gemeinde)  geringe 
Verschiedenheit  im  alten  Russland  und  heute  erklären,  es  tritt  uns  daher 
um  so  deutlicher  die  wesentliche  Gleichartigkeit  des  altrussischen  Ge- 
meindebesitzes mit  der  neuen  Gestaltung  desselben  entgegen,  und  hierin 
wiederum  liegt  ein  Nachweis  dafür,  dass  Schollenpflichtigkeit  und  das 
Steuersystem  den  altrussischen  Gemeindebesitz  zu  dem  Gemeindebesitz 
mit  dem  Recht  auf  Land  oder,  um  das  Wesen  der  Sache  zu  treffen, 
richtiger  ausgedrückt:  mit  der  Pflicht  der  Uebernahme  eines  propor- 
tionalen Landantheils  umgewandelt  haben. 

Diese  neue  Bestätigung  meiner  Hypothese  über  den  Charakter  des 
altrussischen  Gemeindebesitzes  ist  dazu  angethan,  ihr  weitere  Anerkennung 
zu  verschaffen,  als  sie  bisher  gefunden.   So  hält  Herr  P.  A.  Ssokolowski 
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in  seinen  beiden  vortrefflichen  und  sehr  reichhaltigen  Schriften  über  die 
Geschichte  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  in  Russland  an  der  Theorie 
fest,  dass  auch  in  der  altrussischen  Gemeinde  das  Recht  eines  jeden 
Genossen  auf  Land  bestanden  habe.  In  den  zahlreichen  und  werthvollen 
Angaben  (aus  den  alten  Steuerbüchern  etc.)»  die  dem  Verfasser  eine  so 
reiche  Detaillirung  in  der  Schilderung  des  altrussischen  Gemeindebesitzes 
gestatten,  wie  es  mir  in  meinem  früher  erschienenen  Werke  nicht  möglich 
war,  finde  ich  keine  einzige,  die  die  Existenz  jenes  Rechts  nachweist  oder 
auch  nur  wahrscheinlich  macht  Insbesondere  glaubt  Herr  SsokolowsM 
aus  zwei  Kategorien  von  Daten  auf  jenes  Recht  schliessen  zu  sollen.  Aus 
der  einen  ergiebt  sich,  dass  in  mehreren  Gemeinden  das  Land  gleichmassig 
vertheilt  ist;  auch  in  meinem  Werke  weise  ich  auf  diese  Erscheinung 
hin,  die  aber  durchaus  nicht  das  Recht  jedes  Genossen  auf  einen  ent- 
sprechenden Landantheil  in  sich  schliesst  Ich  kann  kein  Gewicht  darauf 
legen,  dass  —  in  den  bisher  vorliegenden  bezüglichen  Angaben  —  das 
Land  unter  die  Höfe  gleich  (,30  poBHy"),  nicht  gleichmassig  (nach  dem 
Personalbestand,  nach  der  ökonomischen  Kraft  der  Höfe  oder  nach  irgend 
einem  andern  Princip,  das  das  persönliche  Element  als  einen  Factor  in 
dem  Mass  der  Yertheilung  des  Landes  erscheinen  lässt)  vertheilt  ist,  und 
es  nicht  wahrscheinlich  ist,  dass  jeder  Hof  in  diesen  Beziehungen  gleich 
stark  wie  die  anderen  war,  denn  es  könnte  hiergegen  eingewandt  werden, 
dass  der  Ausdruck  immerhin  auch  in  dem  Sinne  einer  gleichmäßigen 
Yertheilung  gemeint  sein  könnte,  und  wir  finden  auch  eine  grosse  Reihe 
von  Daten  über  verschiedene  Grössen  der  Höfe  in  derselben  Gemeinde.1) 
Die  gleiche  Vertheilung  des  Landes,  wo  diese  bestanden  hat,  be- 
weist nun  durchaus  noch  nicht  das  gleiche  Recht  der  Gemeindeglieder 
auf  Land.  Vielmehr  zeigt  sie  nur  die  ursprüngliche  Gleichheit  der  Grösse 
der  Höfe,  wie  sie  sich  bei  der  Besiedelung  des  Landes  —  nicht  allein 
in  Russland,  sondern  auch  in  anderen  Ländern  —  naturgemäss  bildete. 
Bei  der  Occupation  und  der  vielfach  gemeinsam  vorgenommenen  Ur- 
barmachung des  Bodens  erhielt  ein  Jeder  einen  gleich  grossen  Antheil 
am  gerodeten  Ackerlande  etc.  Diese  ursprüngliche  Gleichheit  der  Höfe 
hat  sich. auch  in  Westeuropa  lange  erhalten,  bis  Familientheilungen 
Theilungen  der  Höfe  (halbe,  viertel  Höfe)  hervorriefen.  Bei  dem  grossen 
„Landreichthum"  in  Russland  trat  die  Notwendigkeit  solcher  Theilungen 
der  Höfe  weit  später  ein:  es  blieb  der  Hof,  der  nur  eine  Familie  ernähren 
konnte,  ungetheilt,  so  lange  die  Familie  die  Kraft  hatte  ihn  zu  bestellen, 


')  IL  A.  CoKOioBcrift:  OiepKx  HCTopin  cencxofi  o6qrhh  Ha  cfoepi  Poccfa, 
St.  Petersburg  1877,  pag.  81  etc.,  121  etc.  Derselbe:  9K0H0MH?ecKift  6htb  sexiexiu- 
iecKAro  Hacexem*  Poccin  h  soiorasaiua  DroBOCTorani  crenei  npexi  Bpinocrmon 
npaBora,  St.  Petersburg  1878,  pag.  155  etc. 
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das  heranwachsende  Geschlecht,  zumeist  die  älteren  Söhne,  siedelten 
weiter  ans,  der  jüngste  blieb  bei  der  „Wurzel"  und  übernahm  den  väter- 
lichen Hof.  Verfiel  aber  die  ökonomische  Kraft  des  Hofes  und  erwiesen 
sich  dem  Inhaber  desselben  die  Steuern  und  Lasten  als  zu  drückend,  so 
verzichtete  oder  veräusserte  er  einen  Theil  des  Grundbesitzes,  was  sich 
ans  zahllosen  Daten  ergiebt.  Wo  also  bei  Umtheilungen  des  Landes  im 
alten  Russland  die  gleiche  Vertheilung  angedeutet  ist,  da  mag  sich  noch 
die  ursprüngliche  Gleichheit  der  Höfe  erhalten  haben.  Endlich  hat  das 
Wort  poBHüTBCfl  (ausgleichen),  wie  es  Alexandra  Jefimenko1)  in  ihrer  weiter 
unten  zu  besprechenden  Studie  auf  Grund  vieler  Urkunden  nachweist, 
im  alten  Russland,  speciell  im  altrussischen  bäuerlichen  Grundbesitzrecht» 
nicht  die  Bedeutung  einer  gleichmässigen  Umtheilung  des  Landes,  ja  es 
bezieht  sich  überhaupt  nicht  auf  das  Umtheilen  des  Landes,  sondern  hat 
einen  ganz  anderen  Sinn:  es  bedeutet  nur  das  Ausmessen  des  Landes 
zum  Zweck  der  gleichmässigen  Vertheilung  der  Steuer.  So  finden  sich 
solche  Wendungen:  „&aBHO  nepeBKa  xu  pobhocth  He  Öro&ia",  d.  h.  seit 
langer  Zeit  ist  die  Messschnur  zur  Ausgleichung  nicht  gewesen,  „pobhotlch 
npoMeara  ce6a  seauaffli"  etc.  etc.  —  alle  diese  und  ähnliche  Ausdrücke 
beziehen  sich  auf  die  gleichmässigere  Vertheilung  der  Steuer,  zu  welchem 
Zweck  das  Acker-  und  Wiesenland  gemessen  ward.  Mit  dem  Worte  Gleich- 
heit, pobhoctb,  wird  nur  die  Gleichheit  der  Steuer  verstanden,  d.  i  die 
Proportionalität  der  Steuer  mit  der  Grösse  des  Nutzlandes.  Diese  letztere, 
die  Grösse  des  Nutzlandes,  wechselte  durch  Neurodung,  durch  Ueber- 
flnthung  mit  Sand  bei  den  Ueberschwemmungen,  was  das  Land  unbrauch- 
bar machte,  durch  Bildung  neuer  Höfe  etc.  Um  nun  die  Steuer  gleich- 
massig  zu  vertheilen,  ward  von  der  Wolost  in  Zwischenräumen  je  nach 
Bedürfhiss  das  Land  mit  der  „Messschnur"  (BepeBBa)  neu  vermessen.2) 

s)  A.  Jefimenko:  HacifcxoBaHiii  Haporaoft  ushh,  Bd.  I,  pag.  245—249,  373. 

9)  Eine  wirklich  gleiche  Vertheilung  des  Landes  bei  einer  so  grossen  Zahl  von 
Höfen,  dass  an  die  bei  Gründung  der  Ortschaft  erfolgte  gleiche  Vertheilung  des 
Landes  nicht  gedacht  werden  kann,  scheint  in  einem  grossen  Fischerdorf  am  Ilmensee 
am  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  bestanden  zu  haben.  In  dem  Steuerbuch  der  Patina 
8chelon  vom  J.  1500—1601  findet  sich  die  Beschreibung  des  Fischerdorfes  Ushin  am 
Ilmensee,  das  aus  90  vollen  Höfen  und  13  Hauslern  (ooohjh)  besteht,  in  dieser 
heisat  es:  die  90  Höfe  säen  „in  trockenen  Jahren,  wenn  das  Wasser  niedrig  steht, 
27  Korobi  Roggen,  sie  pflügen  90  Antheile  in  Streifen  (noiocami),  und  Bäen  auf  diesen 
90  Korobi  Hafer,  wenn  das  Wasser  rasch  fallt,  auch  haben  sie  90  Wiesen- Antheile  in 
Streifen  und  erhalten  2700  Heuhaufen,  je  80  Haufen  auf  den  Antheil".  —  Es  ist  nun 
im  Auge  tu  behalten,  dass  wir  es  hier  mit  einem  Fischerdorf  zu  thun  haben.  Wie 
bekannt,  wird  der  Fischfang  in  grossen  Genossenschaften,  in  Artelen  betrieben,  hier 
mag  man  dieses  Princip  auch  auf  den  Ackerbau,  der  wol  neben  dem  Fischfang, 
dem  Hauptgewerbe,  nur  eine  geringe  Bedeutung  gehabt  haben  wird,  übertragen  und 
auch  das  Land  gleich  rertheilt  worden  sein  (dieser  Meinung  ist  auch  K.  Toiobebi: 
Hama  cenccaa  oGmjrea  im  Pyccsift  Bicran  1885,  Bd,  IX,  pag.  106).   Ob  wir  aber  hier 
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In  den  soeben  dargelegten  (tatsächlichen  Verhältnissen  der  ursprüng- 
lichen Gleichheit  der  Höfe  liegt  auch  die  Erklärung  für  die  Erscheinung, 
in  welcher  Herr  Ssokolowski  das  zweite  Beweismittel  für  die  Existenz 
des  Rechts  auf  Land  sieht,  dass  nämlich  die  Grösse  der  Höfe  im  All- 
gemeinen keine  grossen  Unterschiede  (das  Zwei-  und  Dreifache  des 
kleinsten  Hofes),  keine  grösseren  als  heut  zu  Tage  bei  dem  Bestehen 
des  Rechts  auf  Land  aufweist  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass 
bei  dem  damaligen  niedrigen  Stande  des  wirtschaftlichen  Lebens  (ge- 
ringer Werth  des  schwer  belasteten  Bodens,  Mangel  an  Kapital  etc.)  zran 
Zuaammenhäufen  und  zur  Zersplitterung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes 
keine  hinreichende  Veranlassung  vorlag,  jedenfalls  nurbis  zu  gewissen 
niedrig  zu  bemessenden  Grenzen.1) 

Es  beweisen  also  jene  beiden  Erscheinungen  nicht  die  Existenz  eines 
wirklichen  Rechts  auf  Land,  d.  h.  eines  Rechts,  zu  dessen  Verwirk- 
lichung eine  Beeinträchtigung,  eine  Kürzung  der  Besitzrechte  der  anderen 
Gemeindegenossen  eintrat  (Von  der  Pflicht  der  Uebernahme  kann  bei 
dem  Bestehen  der  Freizügigkeit  selbstverständlich  keine  Rede  sein.)  Denn 
nur  in  diesem  Falle,  d.  h.  wenn  zur  Verwirklichung  dieses  Rechts  einem 
Gemeindegenossen  wider  dessen  Willen  und  Zustimmung  ein  Landstück 
abgenommen  wird,  kann  von  einem  Recht  eines  jeden  Genossen  auf 
Land  gesprochen  werden.  Soweit  freies  Land,  oder  freigewordene  Höfe 
(durch  Tod,  Wegzug)  vorhanden  waren,  hat  die  Gemeinde  im  eigenen 
Interesse  Jedem,  der  solches  wünschte,  und  natürlich  in  erster  Linie 


ein  Gemeindebesitzrecht  mit  dem  gleichen  Recht  auf  Land  vor  uns  haben,  wie  Ssoko- 
lowski, Jefimenko  u.  A.  meinen,  scheint  mir  sehr  zweifelhaft  zn  sein.  Zu  beachten 
ist,  dass  sich  13  Höfe  Bobttli  (Häusler)  finden,  die  keinen  Antheil  an  diesem 
Lande  haben.  Weiterhin,  und  auf  diese  Vermnthung  möchte  ich  besonderes  Gewicht 
legen,  mag,  wie  es  in  Fischereiartelen  vielfach  auch  in  alter  Zeit  constatirt  ist,  der 
einzelne  Bauer  sich  durch  den  Einkauf  in  die  Fischereiartel  auch  gleichzeitig,  also 
kauf  lieh,  einen  Antheil  am  Lande  erworben  haben,  und  daher  die  gleichen  Antheüe 
an  der  Fischerei  wie  im  Grundbesitze.  Da  nun  nirgends  im  altrussischen  Gemeinde» 
besitzrecht  das  Recht  auf  Land  sich  findet,  können  wir  den  gleich  vertheilten  Grund- 
besitz, wobei  auch  auf  die  Grösse  der  Familie  keine  Rücksicht  genommen  ist»  nur  auf 
diese  Art  erklären.  Mag  diese  Erklärung  auch  keine  feste  Begründung  haben,  jeden- 
falls dürfen  wir  aus  jener  Erscheinung  noch  nicht  auf  das  Bestehen  des  Rechts  «f 
Land  schliessen.  Es  sei  endlich  noch  darauf  hingewiesen,  dass  auch  heute  noch  in 
neu  und  daher  noch  dünnbesiedelten  Landstrichen,  wo  die  Gemeinde  viel  Land,  nicht 
mehr  aber  das  Bedürfniss  nach  Heranziehung  neuer  Elemente  fühlt,  neue  Ansiedler 
sich  in  die  Gemeinde  und  in  das  Gemeindebesitzrecht  einkaufen,  solches  ist  sehr 
verbreitet  z.  B.  im  Kr.  Busuluk,  Gouv.  Ssamara:  je  nach  den  localen  Bedingungen 
wird  SO  RbL  pro  Seele,  auch  fünf  Jahre  hindurch  15  Rbl.,  auch  15  oder  25  RbL  pro 
Hof  erhoben,  eventuell  auch  noch  mit  Bewirthung  der  Gemeinde  (Branntwein)»  Sta- 
tistik des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  III,  pag.  14,  206—210. 
*)  Theil  I  dieses  Werkes,  pag.  89. 
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dem  Nachwachs  der  alten  Gemeindegenossen,  Land  verliehen.  Und  in 
dieser  Lage  mögen  sich  in  jener  Zeit  die  Gemeinden  vielleicht  zumeist 
gefunden  und  daher  stets  Land  an  Alle,  die  es  wünschten,  vergeben 
haben.  Hieraus  wird  nun  auf  das  Recht  auf  Land  geschlossen!  Von 
einem  solchen  kann  aber,  wie  ich  es  bereits  in  dem  L  Theile  dieses 
Werkes1)  dargelegt  habe,  worauf  Herr  Ssokolowski  jedoch  nicht  ein- 
gegangen ist,  füglich  nur  dann  gesprochen  werden,  wenn  eine  von  der 
Gemeinde  vorgenommene  Vertheilung  eine  wider  Willen  und  Zu- 
stimmung eines  Hofinhabers  erfolgte  Kürzung  seines  Landantheils 
hervorriet  Es  sei  noch  hinzugefügt,  dass  —  meiner  Meinung  nach,  die 
ich  weiter  unten  historisch  zu  begründen  suchen  werde  —  ein  in  diesem 
Sinne  aufgefasstes  Recht  auf  Land  sich  nur  dort  ausbilden  kann,  wo  neben 
diesem  Recht  die  eventuelle  Pflicht  der  Uebernahme  eines  Landantheils 
besteht:  nur  mit  solch  einer  Pflicht  kann  dieses  Recht  entstehen.  Es  hat 
aber  im  alten  Russland  eine  derartige  Pflicht  nicht  allein  nicht  bestanden, 
sondern  es  war  vielmehr,  wie  es  auch  Herr  Ssokolowski  wiederholt  und 
eingehend  darlegt,  das  Band  der  Genossen  in  der  Gemeinde  ein  sehr 
lockeres,  die  Macht  der  letzteren  eine  sehr  geringe  und  reichte  nur 
soweit,  als  der  Einzelne  auf  seinem  Landantheil  sitzen  bleiben  wollte. 
Das  vielfache  Wechseln  der  Wohnstätte  (und  Verlassen  der  Gemeinde) 
war  gar  nicht  dazu  angethan,  jenes  Recht  mit  jener  Pflicht  auszubilden. 
Andererseits  bietet  aber  Herr  Ssokolowski  Angaben,  die  für  meine 
Hypothese  sprechen.  So  führt  er  eine  Stelle  aus  einem  Kaufvertrag  an, 
laut  welchem  drei  Brüder  den  Hof  mit  dem  Lande  und  allen  Nutzungen, 


*)  Theil  I  dieses  Werkes,  pag.  86  hatte  ich  die  Frage  so  formulirt:  „Mit  Zu- 
nahme des  Steuerdruckes  (zumal  im  16.  Jahrhundert)  mochte  es  die  Gemeinde  unter 
Umständen  für  vorteilhaft  gehalten  haben,  neuen  Ankömmlingen  oder  erwachsenen 
Söhnen  alter  Gemeindegenossen  selbst  in  dem  Falle,  dass  alles  culturfahige  Land 
bereits  occupirt  war,  Land  zu  verleihen,  das  den  Nutzungsberechtigten  erst  ab- 
lunebmen  war.  Auch  wenn  solche  Falle  sich  nachweisen  Hessen,  so  wäre  damit  noch 
durchaas  nicht  der  Beweis  geliefert,  dass  einem  jeden  Gemeindegliede  ein  Recht  auf 
einen  proportionalen  Antheil  am  Gemeindelande  zugestanden  hat  Vielmehr  mögen 
in  solchen  Fallen  die  Gemeindegenossen  den  Vortheil  einer  Steuerermässigang  für 
grösser  gehalten  haben,  als  den  mit  der  Verringerung  ihrer  bisherigen  Landstelle 
verbundenen  Nachtheil,  und  freiwillig  auf  einen  Theil  ihrer  Nutzungsrechte  ver- 
sichtet haben,  eben  zur  Erreichung  jenes  Vortheils.  Es  müssten,  so  lange  kein 
directer  Beweis  geliefert  wird,  mindestens  genügende  Nachweise  geboten  werden, 
dass  solche  Kürzungen  von  Landnutzungen  auch  wider  Willen  und  Zustimmung  Be- 
rechtigter seitens  der  Gemeinde  vorgenommen  werden,  dann  wäre  erst  der  Beweis 
erbracht,  dass  anch  in  der  altrussischen  Gemeinde  das  heute  bestehende  Recht  eines 
jeden  Gemeindegliedes  auf  Land  existiert  hat".  Auf  pag.  88  habe  ich  eine  Urkunde 
Hutgetheüt,  die  (aus  dem  Jahre  1642)  direct  gegen  das  Recht  auf  Land  spricht:  es 
weigern  sich  die  Bauern  den  nicht  grundbesitzlichen  Leuten  (ÖesceiieftHHe,  eigentlich 
familienlosen,  im  Gegensatz  zu  den  ceMMMCTHe)  Antheil  am  Lande  zu  geben. 
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die  seit  Alters,  seit  ewiger  Zeit  zu  diesem  Lande  gehören  (vro  Bcrapi 
noraiuo  ora  rfraa  Kt  to&  aeiuH,  no  oiihch  on^a  CBoero)  einem  andern 
Bauer  verkaufen.1)  Dieser  Ausdruck  spricht  doch  für  einen  bleibenden 
Besitzstand:  .,seit  ewiger  Zeit"  ist  er  derselbe  und  der  Käufer  kauft  es 
doch  in  der  Ueberzeugung,  dass  sein  Besitzstand  nicht  gekürzt  wird. 
Aehnliche  Angaben  finden  sich  noch  mehrfach.2)  Sodann  hat  Herr  Sso- 
kolowski  durch  Gruppirung  der  Daten  aus  den  alten  Steuerbüchern  die 
höchst  interessante  Thatsache  ermittelt,  dass  die  Zahl  der  Landlosen  und 
der  nur  mit  einem  Hause  (eventuell  etwas  Gehöftland)  Ansässigen  in  den 
Gemeinden  um  so  mehr  wächst,  je  näher  diese  zu  Moskau,  dem  Centrain 
des  staatlichen  und  in  grossem  Maasse  auch  des  wirthschaftlichen 
Lebens,  belegen  sind.  Der  Verfasser  erklärt  diese  Erscheinung  ans 
dem  Umstände,  dass  die  Steuerlast,  je  näher  zu  Moskau,  um  so  grösser  war, 
und  Bauern  zum  Aufgeben  des  Landantheils  bewog,  welche  Erklärung 
mir  nicht  ganz  vollgültig  erscheint.  Es  wäre  interessant,  diese  Erschei- 
nung näher  zu  verfolgen.  Sie  liesse  sich  wol  auch  zu  Gunsten  meiner 
Hypothese  anführen:  je  näher  zu  Moskau,  um  so  bevölkerter  und  wert- 
voller das  Land,  das  kein  Bauer  —  unter  normalen  Verhältnissen  — 
aufgiebt,  alles  Land  ist  besetzt,  die  Gemeinde  hat  kein  freies  Land  mehr 
zu  vergeben,  und  so  entsteht  eine  Klasse  Land-  und  selbst  Hausloser,  die, 
wie  es  sich  aus  den  mitgetheilten  Daten  ergiebt,  bei  den  Bauern  als 
Arbeiter  dienen;  diese  Bauern  haben  also  mehr  Land,  als  ihre  Familie 
zu  bestellen  vermag,  was  seinerseits  gegen  das  Bestehen  des  Rechts  auf 
Land  spricht 

Eine  neuere  Studie  der  Alexandra  Jefimenko,  der  bereits  mehrere 
werth volle,  auch  von  uns  benutzte  Arbeiten  über  das  bäuerliche  Leben 
in  Gegenwart  und  Vergangenheit,  insbesondere  im  Norden  Russlands 
zu  danken  sind,  bringt  neue  Materialien,  die  die  Richtigkeit  meiner 
Hypothese  über  den  Charakter  des  altrussischen  Gemeindebesitzrechtes 
bestätigen  und  den  Inhalt  und  die  Gestaltung  dieses  Rechtes  durch  sehr 
interessante  Details  darlegen.  Auch  sie  gelangt  zu  dem  Schluss,  dass  im 
Gouv.  Archangel  und  nach  Analogie  der  bezüglichen  Verhältnisse  auch 
im  übrigen  Russland  in   alter   Zeit  der  heutige  Gemeindebesitz  mit 

*)  Ovepsi  HCTopin  etc.,  pag.  87. 

8)  dsoHOMiraecftift  6hto  etc.,  pag.  128:  es  vergiebt  die  Gemeinde  einem  Ansiedler 
einen  Landantheil  mit  allen  Nutzungen  etc.,  „?to  ki  Tony  zepeou)  HscrapH  womtio" 
ebenso  ein  Fall  pag.  129  angegeben.  Ich  weise  noch  darauf  hin,  dass  diese  Wendung 
nicht  gegen  die  Vornahme  von  Umtheflungen  spricht:  ein  Wechsel  im  Besitz  der 
Landstücke  konnte  durch  Umtheilungen  (Neuverloosung  im  technischen  Sinne)  ein- 
treten, nicht  aber  eine  Veränderung  in  der  Grösse  des  Besitzstandes.  Jene  Fassung 
„was  seit  Alters  zu  diesem  Landloos  gehörte",  schliesst  nur  eine  Kürzung  des  Besitz- 
standes seitens  der  Gemeinde  aus,  nicht  aber  einen  Wechsel  der  Landstücke,  wobei 
es  fraglich  bleibt,  ob  im  gegebenen  Fall  Neuyerloosungen  üblich  waren. 
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dem  Recht  eines  jeden  Genossen  auf  Land  nicht  bestanden  hat,  das 
bäuerliche  Grundbesitzrecht  aber  auch  Kein  individuelles  war,  sondern, 
wie  sie  es  nennt,  ein  „Theilbesitz".  Ich  muss  bedauern,  dass  ihr  meine 
Hypothese  und  deren  Auseinandersetzung  unbekannt  waren.  Ihre  Auf- 
merksamkeit wäre  auf  gewisse  Momente  gelenkt  worden:  sie  hätte  damit, 
wie  mir  scheint,  eine  reichere  wissenschaftliche  Ausbeute  aus  ihren 
Materialien  gefunden  und  wäre  nicht  in  eine  unrichtige  Auffassung 
einiger  wichtiger  Punkte  des  bäuerlichen  Grundbesitzrechts  gerathen.1) 

An  dieser  Stelle  können  wir  aus  dieser1  Studie  nur  das  heraus- 
greifen, was  die  Stellung  der  Gemeinde  (Wolost,  mehrere  Dörfer,  Einzel- 
dorf) und  ihrer  Genossen  zum  Grundbesitz  betrifft,  und  auch  dieses  nur 
in  den  hauptsächlichsten,  uns  hier  interessirenden  Beziehungen. 

Den  Ausgangspunkt  ihrer  Untersuchung  und  das  wichtigste  Material 
bieten  die  „Schnurbücher",  die  sie  und  namentlich  P.  S.  Jefimenko,  der 
bekannte  Schriftsteller,  in  bäuerlichen  Hütten  etc.  in  verschiedenen  Ge- 
bieten des  Gouv.  Archangel  gefunden  und  für  die  Wissenschaft  gerettet 
haben.  Diese  Schnurbücher  (Bepensou)  sind  die  in  alter  Zeit  von  den 
bäuerlichen  Gemeinden  geführten  ausführlichen  Verzeichnisse  über  den 
Grandbesitz  der  einzelnen  Höfe  zum  Zwecke  der  gleichmässigen  Ver- 
keilung der  Steuern,  sie  sind  somit  Ergänzungen  der  staatlichen  Steuer- 
bücher, die  nur  die  allgemeinen  Angaben  über  die  Dörfer  und  die  Höfe 
derselben  enthalten.  Die  Bezeichnung  „Schnurbücher"  stammt  daher, 
dass  das  Land  mit  der  Schnur  (BepBB)  gemessen  ward;  es  hat  die  Schnur 
dieselbe  grosse  Bedeutung  in  der  russischen  Gemeinde,  wie  in  der  ger- 
manischen Markgenossenschaft.  Die  Schnur  ist  in  den  Gemeinden  von 
verschiedener  Grösse,  doch  zumeist  1  Schnur  =  64  Schnurfaden  ä  250 
ü  Faden  =  16,000  O  Faden.8) 

*)  A.  Jefimenko:  HsaiixoBaaüi  HapojHOÖ  zhshh,  BHiiycsi  I:  OtiiiTOoe  npaBO, 
Moskau  1684,  in  dieser  Sammlung  der  Artikel:  KpecTuracBoe  sejueBiaxime  Ha  spaft- 
ien  cfeßepi,  pag.  185—382.  Diese  Studie  war  vorher  in  der  Zeitschrift  „Pyccsaji 
Man"  in  mehreren  Heften  der  Jahre  1882  und  188S  erschienen.  Das  reiche  hier  ver- 
arbeitete Material  besteht  aus  verschiedenartigen,  auf  den  bauerlichen  Grundbesitz  etc. 
bezüglichen  Documenten  (im  jetzigen  Gouv.  Archangel)  aus  dem  16.— 18.  Jahrhundert, 
die  sich  im  Besitz  von  Bauern,  Kirchen,  Klöstern  etc.  befinden,  als  Kauf-,  Ver- 
pf&ndungs-,  Theilungs-,  Pachtverträge,  Testamente,  Schnurbücher,  Grundbücher  der 
Klöster  und  andere  Documente  der  Oekonomien  der  Klöster  etc.  etc.  Leider  theilt 
die  Verfasserin  aus  diesem  reichen  Material,  das,  wie  sie  angiebt,  aus  mehr  denn 
tausend  Documenten  besteht,  nur  wenig  mit;  eine  nachtragliche  Veröffentlichung  dieses 
neu  gewonnenen  Materials  oder  mindestens  der  wichtigeren  Stücke,  würde  den 
Werth  ihrer  Schrift  wesentlich  erhöhen.  Dieser  wird  auch  dadurch  verringert, 
daas  die  Arbeit  der  Systematik  entbehrt,  die  einzelnen  Abschnitte  sind  nur  locker 
an  einander  geknüpft,  bieten  Wiederholungen,  gar  Widersprüche  in  principieU  wich- 
tigen Punkten. 

•)  Siehe  Theil  1  meines  Werkes,  pag.  27  u.  a.  a.  St. 
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Die  Darlegung  der  Verfasserin  ist  nun  folgende.  Vor  allem  fiel 
ihr  in  den  Schnurbüchern  die  grosse  Zahl  gesonderter,  kleiner  Landfetzen 
auf,  die  zusammen  das  Besitzthum  eines  Hofes  ausmachen.  Aus  dem 
Vergleich  der  Landfetzen  der  einzelnen  Höfe  des  nur  aus  einigen  Höfen 
bestehenden  Dorfes  mit  einander,  ergiebt  sich  eine  Ordnung  in  diesem 
scheinbaren  Chaos:  es  erweist  sich  nämlich,  dass  in  jedem  grösseren 
Landstücke,  das  eine  besondere  nähere  Bezeichnung  trägt,  jeder  Hof  seinen 
Antheil  hat:  entweder  einen  gleich  grossen  oder  einen  proportionalen 
(3  :  1  oder  2  :  1  oder  3:2:1:1)  und  weiterhin,  dass  mehrere  Feld- 
stücke ein  Feld  (in  Betreff  der  Art  der  Bestellung)  bilden.  Demnach 
ergiebt  sich,  dass  das  ganze  Ackerland  des  Dorfes  erst  in  zwei,  resp. 
drei  Felder  (Zwei-,  resp.  Dreifelderwirtschaft)  getheilt  war,  jedes  Feld  in 
Gewannen  (nach  der  Entfernung  von  der  Dorfstätte).  Hierin  findet  die 
Verfasserin  mit  vollem  Recht  die  thatsächliche  Unterlage  für  die  Ent- 
stehung und  Ausbildung  der  Dörfer  und  des  Grundbesitzrechts. 

Sie  sieht,  was  zuerst  P.  Jefimenko  ermittelt  hat1),  den  Ursprung  der 
Dörfer  —  vorerst  im  Norden  —  in  dem  Petschischtsche  (nerame,  von 
ne?B  Feuerherd)  —  die  serbische  Sadruga,  eine  Familiengenossenschaft,  die 
gemeinsam  unter  der  Leitung  des  „Aeltesten",  wol  auch  eines  aus  ihrer 
Mitte  gewählten  Hauptes  lebte  und  wirthschaftete.  Die  gemeinsame 
Wirthschaft  blieb  auch  noch,  als  die  Familie  so  gross  anwuchs,  dass  sie 
nicht  mehr  in  einem  Hause  wohnen  konnte,  und  daher  für  die  Theil- 
familien  gesonderte  Häuser  errichtet  wurden.  Der  Trennung  der  Woh- 
nung folgte  im  Laufe  der  historischen  Entwickelung  das  getrennte  Wirth- 
schaft en,  d.  h.  die  grosse  Familie  zerfiel  in  Theilfamilien;  das  Land 
wurde  also  getheilt  und,  wie  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  gleich- 
massig  (was  Ausdehnung,  Beschaffenheit  und  Lage  des  Landes  anbetrifft) 
unter  die  Theilfamilien.  Weitere  Theilungen  bringen  es  zu  Wege,  dass 
sich  Höfe  (gesonderte  Wirthschaftseinheiten)  von  Vo»  Vs»  Vi»  au<*  Vi» 
8/4  etc.  Theil  des  Ackerlandes  des  Dorfes,  zuweilen  auch  der  Wiesen  finden. 
Zumeist  bleiben  aber  diese  letzteren  in  gemeinsamer  Nutzung  (wol  aber 
wahrscheinlich  mit  proportionalen  Antheilsrechten,  zumal  wo  wenig  Wiesen, 
an  denen  noch  heute  in  diesem  Landstriche  trotz  aller  Arbeit  zu  ihrer 
Gewinnung  Mangel  ist);  auch  Wald,  Weide  bleiben  ungetheilt  Die  Thei- 
lung  des  Ackerlandes  wie  auch  der  Wiese,  soweit  solche  überhaupt  erfolgt 
war,  ist  aber  keine  allendliche:  je  nach  Bedürfhiss  finden  Umtheilungen 
statt,  wobei  jedoch  der  proportionale  Besitzstand  derselbe  wie  vor  der 
Umtheilung  blieb,  —  also  nur  eine  „Neuverloosung"  in  dem  technischen 
Sinne,  wie  wir  ihn  gebrauchen.    Ursache  solcher  Umtheilungen  waren: 


*)  Siehe  Theil  I  meines  Werkes,  pag.  100—102,  P.  Jefimenko :  DpnpHjinecKie  3hmh 
im  SypHaxi  MmracTepcTBa  Hapoxnaro  npocB-bnemü,  Decemberheft  1874,  pag.  281-283. 
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Zweifel  in  Betreff  der  Richtigkeit  der  erfolgten  Umtheilung,  Grenz- 
streitigkeiten, hervorgerufen  durch  Grenzverwischungen  (Einpflügen  von 
fremdem  Lande),  wesentliche  Aenderung  in  der  Beschaffenheit  des  Landes 
(etwa  durch  die  im  Norden  sehr  verheerend  wirkenden  Ueberschwemmungen 
der  Flüsse,  an  denen  zumeist  die  Ansiedelungen  lagen,  und  die  Sand  auf 
den  Acker,  die  Wiese  brachten):  um  die  alte  Gleichmässigkeit  wieder 
herzustellen,  auf  dass  alle  Höfe  in  gleicher  Weise  den  Schaden  tragen, 
wird  das  Land  neu  vertheilt,  —  zu  grosse  Gemenglage  zu  kleiner  Land- 
fetzen im  Gewanne,  die  durch  weitere  Theilungen,  Erbschaft,  Kauf  etc. 
entstehen  musste. 

Was  Frau  Jefimenko  nicht  hervorhebt,  ist,  dass  derartige  erste  An- 
siedelungen wol  nicht  ausschliesslich  von  einer  Familie,  sondern  auch 
von  mehreren  gegründet  sind.  Dafür  spricht  die  analoge  Erscheinung 
heute,  wo  zur  Ueberwältigung  der  grossen,  an  anderer  Stelle  bereits 
dargelegten  Schwierigkeiten  der  Rodung1)  etc.  mehrere  Familien  sich 
zusammenthun  und  dann  auch  das  Land  vielleicht  erst  gemeinsam  be- 
stellen, doch  aber  über  kurz  oder  lang  in  der  eben  dargelegten  Weise 
theilen. 

Bald  traten  fremde  Elemente  auch  in  die  auf  Familiengenossen- 
schaft beruhende  Dorfgenossenschaft:  erst  durch  Heirath  (durch  Auf- 
nahme eines  Schwiegersohnes  in  eine  Theilfamilie,  die  etwa  keinen 
Sohn  hatte),  dann  durch  Verkauf  des  ganzen  Antheils  oder  eines  Bruch- 
theiles  desselben.  Die  Genossen  (cKJia^HHKH,  catfpu)  hatten  dabei  aber 
das  Vorkaufsrecht,  auch  konnten  die  Verwandten  ihr  Näherrecht  geltend 
machen  und  gegen  Entrichtung  des  gezahlten  Betrages  sich  wieder  in 
den  Besitz  ihrer  Landstelle  setzen. 

Im  Laufe  der  Zeiten  entstand  somit  aus  der  Familiengenossenschaft 
eine  Markgenossenschaft  mit  all  den  nachbarlichen  Rechten  und  Pflichten. 
Auch  wo  eine  gemeinschaftliche  Abstammung  vorlag,  musste  sie  im  Be- 
wußtsein der  Leute  allmählich  in  Vergessenheit  gerathen. 

Die  ursprüngliche  Gleichheit  der  Antheile  verschwand  immer  mehr 
und  lässt  sich  in  den  Schnurbüchern  der  späteren  Zeit  kaum  noch 
erkennen.  Nur  hin  und  wieder  zeigen  sich  noch  deutlich  erkennbare 
Spuren. 

In  den  Schnurbüchern  aus  dem  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  findet 
Frau  Jefimenko  nur  geringe  Abweichungen  von  der  ursprünglichen 
Gleichheit,  resp.  Verhältnissmässigkeit  der  Antheile.  Die  erste  Ab- 
weichung ist  übrigens  nur  eine  scheinbare:  es  findet  sich  nämlich,  dass 
derAntheil  des  einen  Hofes  um  ein  ganz  geringfügiges  Stück  grösser  oder 
Meiner  ist  als  der  eines  anderen.  Diese  Ungleichheit  erklärt  sich  einfach, 

>)  Siehe  Theil  II,  H&lfte  II  meines  Werkes,  pag.  260. 
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wie  sie  sich  ja  auch  im  heutigen  Gemeindebesitze  sehr  verbreitet  zeigt, 
aus  dem  Umstände,  dass,  wenn  in  einem  Gewanne  die  Landstücke  nicht 
von  ganz  gleicher  Beschaffenheit,  der  Bevorzugte  ein  etwas  geringeres, 
resp.  der  Geschädigte  ein  etwas  grösseres  Landstück  in  einem  anderen 
Gewanne  erhält:  die  mangelnde  Qualität  wird  durch  Quantität  ersetzt  und 
umgekehrt.  Die  Gleichheit,  resp.Verhältnissmässigkeit  der  Antheile  ist  also 
materiell  noch  gewahrt,  wenn  auch  formaliter  gestört.  Aehnlich  liegen  die 
Verhältnisse,  wenn,  wie  es  sich  in  den  Schnurbüchern  zeigt,  ein  Hauswirth 
ein  ganzes  Landstück  hat,  während  er  von  der  Nutzung  eines  andern 
ganz  ausgeschlossen  ist:  ein  kleines  Landstück  kann  nicht  zersplittert 
werden,  es  wird  also  einem  Haus  wir  the  ganz  gegeben,  der  dafür  aus 
einem  anderen  Gewanne  ausgeschlossen  ist  Wo  nun  die  Grösse  solch 
eines,  dem  Hofe  zugefallenen  Theiles  nicht  ganz  dem  ihm  zukommenden 
Antheile  in  diesen  beiden  Landstücken  entsprach,  musste  eine  Abschätzung 
der  Grundstücke  erfolgen,  eventuell  eine  Zutheilung  oder  Kürzung  in 
einem  anderen  Landstücke  eintreten.  Diese  scheinbar  unbedeutende  Er- 
scheinung hat  allem  Anscheine  nach  eine  grosse  principielle  Folge  gehabt. 
Da  es  nämlich  leichter  ist,  ein  Landstück  einfach  zu  theilen,  als  den 
Werth  der  Landfetzen  gegen  einander  abzuschätzen,  so  wurden  solche 
Landstücke  bei  der  folgenden  Umtheilung  nicht  umgetheilt,  sondern  dem 
Hofe  belassen.  Und  dieses  Unterlassen  der  Umtheilung  in  Betreff  eines 
Landstückes,  das  desshalb  wol  auch  sorgfältiger  bestellt  wurde,  mag  das 
Seinige  dazu  beigetragen  haben,  Neuverloosungen  des  Landes  allmählich 
ganz  zu  unterlassen. 

Eine  wirkliche  Abweichung  der  ursprünglichen  Gleichheit,  resp.Ver- 
hältnissmässigkeit der  Antheile  entstand  dadurch,  dass  neugerodetes  Land 
zum  Ackerland  hinzukam.  Frau  Jefimenko  findet,  dass  häufig  auch 
solches  Neuland  in  den  Bestand  des  der  Umtheilung  unterliegenden 
Ackerlandes  aufgenommen  ist:  wol  in  dem  Falle,  wenn  das  Land  mit 
gemeinsamen  Kräften  gerodet  und  geackert  ist;  es  findet  sich  aber  hierbei 
mehrfach,  dass  der  Antheil  jedes  Hofes  am  Neuland  nicht  dem  übrigen 
Antheil  entspricht.  Das  deutet  wol  darauf  hin,  dass  dem  Hof  ent- 
sprechend der  geleisteten  Rodungsarbeit  ein  grösserer  oder  geringerer 
Antheil  zugekommen  war.  Manches  Neuland  ist  ganz  aus  der  Umtheilung 
ausgeschlossen:  es  ist  dieses  das  von  einem  Hof  allein  gerodete  Land. 
Aehnlich  steht  es  mit  den  neu  gereinigten  Wiesen.  Auch  der  Umstand, 
dass  ein  Theil  ausserhalb  der  Umtheilung  stand  und  in  einer  besonderen 
Rechtslage  sich  befand,  mag  dahin  gewirkt  haben,  das  individuelle  Ele- 
ment im  Grundbesitzrecht  zu  stärken,  was  sich  zuerst  in  dem  Hinaus- 
schieben und  sodann  in  dem  Unterlassen  von  Neuverloosungen  zeigte. 

Diese  Lage  der  Dinge  ermittelt  Frau  Jefimenko  aus  den  Schnur- 
büchern, die  am  Anfange  des  17.  Jahrhunderts  aufgesetzt  sind.   Im  All- 
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gemeinen  bat  sich  noch  der  alte  Typus  erhalten,  hier  und  da  zeigen  sich 
aber  schon  die  angedeuteten  Elemente,  die  den  Zerfall  der  Markgenossen- 
schaft anbahnen  sollten. 

Schnurbflcher  aus  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  zeigen  uns  schon 
den  beginnenden  Process  der  Auflösung;  die  wichtigste  Erscheinung  ist 
die  zunehmende  Mobilisirung  des  Grundbesitzes;  Kauf  und  Verkauf  ganzer 
Aufteile  und  Theile  desselben;  die  Umtheilungen  gerathen  ausser  Uebung, 
nur  selten  und  dazu  nur  einzelne  Ackerstücke  werden  neuverloost  Die 
ursprüngliche  Gleichheit  lässt  sich  aber  aus  den  Grössenangaben  deutlich 
erkennen.  Ganz  anders  zeigt  sich  das  Bild  am  Schluss  dieses  und  am 
Anfang  des  18.  Jahrhunderts.  Sehr  grell  tritt  der  Auflösungsprocess  in 
der  Gegenüberstellung  zweier  Schnurbücher  aus  den  Jahren  1651  und 
1710,  die  denselben  Bezirk  von  Dörfern  umfassen,  hervor.  In  dem 
letzteren  Schnurbuch  ist  die  Ungleichheit  des  Grundbesitzes  eine  sehr 
bedeutende:  einerseits  Zusammenkauf  von  Grundstücken,  andererseits 
die  grösste  Zersplitterung.  Es  treten  in  grösserer  Zahl  „Bobuli",  d.  i. 
Häusler  mit  einem  Minimum  an  Land,  auf. 

Es  liegt  uns  an  dieser  Stelle  nicht  ob,  darzuthun,  wie  dieser  Process 
immer  mehr  der  Ausbildung  des  persönlichen  Grundbesitzrechts  zusteuerte, 
auch  nicht  wie  durch  brutale  Gewalt  der  Regierung,  die  keine  Eenntniss 
dieser  eigentümlichen  Grundbesitzordnung  hatte  und  soweit  sie  dieselbe 
erkannte,  sie  nicht  dulden  wollte,  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
im  Gouv.  Archangel  und  überhaupt  im  Norden1)  die  gleichmässige  Ver- 
keilung des  Grundbesitzes,  d.  i.  den  im  übrigen  Bussland  und  wie  ich 
vermuthe,  auch  th  eilweise  in  diesem  Gouvernement  bereits  eingebürgerte 
heutige  Form  des  Gemeindebesitzes  mit  dem  Becht  auf  Land  erstrebt 
und  in  unserem  Jahrhundert  trotz  starker  Opposition  der  Bauern,  die  ihre 
alten  Rechte  zu  wahren  suchten,  durchgeführt  ward.  Wir  haben  es  an 
dieser  Stelle  nur  mit  den  oben  angedeuteten  Detailfragen  zu  thun. 

Vor  Allem  ist  zu  constatiren,  dass  auch  Frau  Jefimenko  zu  dem 
Resultat  gelangt,  in  jener  Grundbesitzordnung  im  hohen  Norden  sei  der 
heutige  Gemeindebesitz  mit  dem  Becht  auf  Land  nicht  enthalten.  Ein 
jeder  Hof  blieb  im  ungeschmälerten  Besitze  seines  Antheils,  soweit  er 
nicht  selbst  denselben  oder  einen  Theil  veräusserte.  Er  besass  dieses 
Recht,  wie  auch  das  der  Verpfändung. 

Dieses  Grundbesitzrecht  war  aber  —  vor  seinem  Verfall  —  kein 


')  Auch  B.  GeMeBeuft:  Raseiraiie  xpecTurae  npn  EsaTepraft  II  in  der  Pyccxaa 
CTftpima  1879,  Bd.  I,.  pag.  1—40,  Bd.  n,  pag.  247—266:  auch  in  Sibirien  fand  durch 
staatlichen  Zwang  die  „Ausgleichung  des  Grundbesitzes",  statt,  üeber  die  zwangs- 
weise Einführung  des  jetzt  usuellen  Gemeindebesitzrechtes  im  Gouv.  Olonez  auch: 
ÜBCuca  H3i>  OiOHenKofi  ryöepmn  in  den  Pyccaia  B4*omocth  1880,  Nr.  46. 
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individuelles,  freies,  auch  nicht,  wie  Professor  Engelmann1)  in  seinem 
Referat  über  Jefimenko's  Studie  behauptet,  „der  auch  dem  Römischen 
Recht  bekannte  Besitz  der  communio,  einer  Gesellschaft  (societas),  die 
sich  jeden  Augenblick  auflösen  könnte,  aber  nicht  will".  Vielmehr  liegt 
hier  ein  markgenossenschafUiches  Rechtsverhältnis  vor.  Das  Römische 
Recht  lässt  uns  hier  im  Stich,  denn  es  kennt  (in  seiner  späteren  Ent- 
wickelung)  diese  Rechtsinstitution  nicht  Die  Möglichkeit  der  Auflösung 
macht  eine  Markgenossenschaft  nicht  zu  einer  communio.  Auch  kann  in 
einer  communio  oder  societas  jeder  Mitgenosse  die  Theilung  verlangen, 
während  nach  markgenossenschaftlichem  Recht  er  nicht  diese  Befugniss 
hat8)  Dem  widerstreitet  nicht,  dass,  wie  auch  Frau  Jefimenko  mehrere 
derartige  Beispiele  anführt,  zur  Nutzung  des  Bodens  (mit  allem  In- 
ventar etc.)  Societätsverträge  geschlossen  wurden.8)  Es  mag  das  eine 
Societät  in  der  Markgenossenschaft  gewesen  sein. 

Es  drängt  sich  nun  aber  die  Frage  auf,  ob  kleine  Dörfer  mit  einer 
so  geringen  Zahl  von  Höfen  (vielfach  2,  3,  4)  überhaupt  eine  Mark- 
genossenschaft haben  bilden  können.  Dieser  Umstand  ist  es,  der  Frau 
Jefimenko  dazu  bringt,  die  Analogie  mit  der  Markgenossenschaft  der 


*)  Engelmann:  Die  Leibeigenschaft  in  Rassland,  Dorpat  1884,  pag.  852. 

*)  So  spricht  sich  z.  B.  G.  \.  Maurer:  „Geschichte  der  Dorfverfassung  in  Deutsch- 
land", Erlangen  1865,  pag.  88  etc.  wie  folgt  aus:  Die  Markgenossenschaft  ist  keine 
römische  societas:  während  diese  aus  einzelnen  Perjonen  mit  ideellen  Theflen  ohne 
alle  juristische  Einheit  besteht,  bildete  die  Gesammtheit  der  Dorfmarkgenoseen  eine 
Einheit  und  zwar  ein  juristisches  Subject,  welcher  das  ausschliessliche  Verfügungs- 
recht über  die  Gemeindemark  zustand;  daher  kann  auch  der  Einzelne  nicht  Theilung 
derselben  verlangen,  er  muss  sich  den  Beschlossen  der  Gesammtheit  fugen.  —  Die 
Markgenossenschaft  ist  aber  auch  keine  moralische,  juristische  Person,  wie  es  bei  der 
römischen  universitas  der  Fall  war.  Denn  es  standen  die  einzelnen  Genossen,  jeder 
Genosse  mit  besonderen  Rechten,  neben  der  Genossenschaft,  ohne  von  der  Genossen- 
schaft selber  absorbirt  zu  werden.  Während  demnach  die  Dorfmarkgenossen  sich 
wie  bei  der  römischen  universitas  den  Beschlüssen  der  Gesammtheit  unterwerfen 
muasten,  hatten  die  einzelnen  Genossen  doch  auch  wieder  Nutzungsrechte  an  dem 
Vermögen  der  Genoasenschaft,  jedoch  ganz  selbständig  kraft  eigener  Rechte  an  einer 
in  ungeteilter  Gemeinschaft  befindlichen  Sache  und  nicht  blos  als  dritte  Berechtigte 
an  einer  ihnen  fremden  Sache.  Gierke:  D.  Genossenschaftsrecht  I,  pag.  64:  Acker- 
land und  Wiesenland  gehörten  der  Gesammtheit,  und  der  einzelne  Genosse  hatte 
kein  dingliches  Recht  an  einem  bestimmten  Stück  Land,  sondern  nur  sein  persön- 
liches Genossenrecht,  vermöge  dessen  er  die  Zutheilung  eines  der  Antheile  bei  der 
wiederkehrenden  Verloosung  zur  Sondernutzung  verlangen  konnte".       

*)  Ueber  die  Gleichartigkeit  der  altrussischen  und  der  altgermanischen  Mark- 
genossenschaft siehe  Theil  I  dieses  Werkos,  pag.  44  etc.  Aug.  Meitzen:  „Land- 
wirthschaft"  in  Schönberg's  Handbuch  der  Politischen  Oekonomie,  Bd.  Q,  pag.  151  ti* 
180  (daselbst  Literaturangabe),  Laveleye-Bücher:  üreigenthum,  Leipzig  1879,  die 
Schriften  von  J.  Hansen,  inabesondere:  Agrarhiatorische  Abhandlungen,  Bd.  I  1682 
und  Bd.  II  1884,  Leipzig. 
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germanischen  Dörfer  nicht  gelten  zu  lassen,  und  sie  findet  sie  in  den 
gesonderten  Hofanlagen,  die  nachher  getheilt  wurden  (Theilgenossen, 
Getheileten).1)  Sehen  wir  aber  näher  zu,  so  finden  wir,  dass  diese  kleinen 
russischen  Dörfer  im  Allgemeinen  nicht  eine  ganz  abgeschlossene  Ge- 
nossenschaft, vielmehr  wol  zumeist  zugleich  Theile  einer  grösseren  Mark- 
genossenschaft bildeten.  Auch  Frau  Jefimenko  bemerkt,  dass  sie  in  den 
Schnurbüchern  und  in  anderen  Urkunden  Dörfer  gefunden  hat,  die  gemein- 
sames Land  (zumeist  Wiesen)  besassen.  Sie  erklärt  diese  Erscheinung, 
dass  reiche  Familienhöfe  Dörfer  zukauften  und  nach  Auflösung  der 
grossen  Familie  das  Land  nur  theilweise  parcellirt  ward,  ein  Theil  im 
gemeinsamen  Besitze  blieb.2)  Diese  Erklärung  ist  eine  sehr  gezwungene. 
Berücksichtigen  wir,  wie  die  grossartige  Golonisation  des  Nordens  sich 
vollzog,  so  liegt  es  weit  näher  die  Erklärung  darin  zu  finden,  dass,  wenn 
die  heranwachsende  Bevölkerung  es  in  dem  Dorfe  zu  eng  fand,  zum 
Ackerbau  geeignetes  Land  sich  aber  in  nächster  Nähe  nicht  darbot,  unter- 
nehmende Leute  etwas  weiter,  wo  derartiges  Land  ermittelt  ward,  sich 
niederliessen  und  wol  auch  mit  Unterstützung  der  zurückbleibenden 
Verwandten,  denen  die  Aussiedelung  den  Yortheil  brachte,  dass  das  ge- 
ackerte Land  nicht  zerstückelt  ward,  eine  neue  Ansiedelung  gründeten. 
Zwischen  dem  Mutterdorfe  und  den  Töchteransiedelungen  erhielt  sich  aber 
ein  markgenossenschaftlicher  Verband,  zumal  wenn  letztere,  wie  wol 
zumeist,  in  einiger  Nähe  der  ersteren  entstanden.  Das  liegt  in  der  Natur 
der  Sache.  Denn  das  neuzurodende  Land  lag  in  der  Nutzungssphäre  der 
alten  Ansiedelung  (als  Weide,  Wald,  auch  Wiese).  Zur  Ordnung  der 
hieraus  entspringenden  Beschränkungen  in  der  bisher  freien  Nutzung 
war  ein  gemeinsames  Tagen  der  Bauern  beider  Dörfer  nach  Lage  der 
Dinge  geboten.  Zumal  in  alten  Zeiten,  wo  die  staatliche  Gewalt  sich  in 
diesen  dünnbevölkerten  wüsten  Landstrichen,  fast  nur  als  Steuerbeitreiberin 
fühlbar  machte,  kein  Polizeischutz,  kaum  ein  Rechtsschutz  seitens  des 
Staats  geboten  ward  —  war  die  Ausbildung  der  Machtbefugnisse  der 
Markgemeinde  eine  naturgemässe.  Und  wenn  nun  auch  die  Fälle  ihres 
Eingreifens  in  Betreff  der  Nutzung  des  Waldes,  der  Weide  etc.  nur  selten 
eingetreten  sein  mögen,  so  muss  doch  die  sonstige  Machtbefugniss  der 
Gemeinde  jenes  markgenossenschaftliche  Recht  rege  erhalten  haben,  wie 
wir  das  an  anderer  Stelle  dargelegt  haben. 

Ebenso  in  der  Natur  der  Sache  liegt  es,  dass  die  territoriale  Ausdeh- 
nung des  markgenossenschaftlichen  Bandes  eine  sehr  verschiedene  war,  je 
nach  der  Art  und  dem  Umfange  der  Aussiedelung  aus  bestehenden  Dörfern. 

')  Diese  Grandbesitzordnung  erinnert  lebhaft  an  die  Gehöferschaften  im  Trier*- 
scfaen,  Haussen:  „Die  Gehöferschaften"  in  den  Abhandlungen  der  Berliner  Aka- 
demie 1863. 

f)  A.  Jefimenko:  „KpecTumcKoe  seiueBiajime  vh  KpaftHem  cfaepi",  pag.  229. 

▼.  Kernel  er,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeindebesitz«.    HI.  4 
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In  der  Literatur  wird  vielfach  auf  die  Wolost,  die  Pogost,  als  den  mark- 
genossenschaftlichen Gesammtverband  hingewiesen.  Frau  Jefimenko  be- 
streitet an  mehreren  Stellen  diesen  Charakter  der  Wolost  in  der  von 
ihr  behandelten  Periode  (vom  15.  Jahrhundert  an)  und  will  ihr  nur  den 
eines  Verwaltungsorgans  zwecks  bequemerer  Steuererhebung  zusprechen1) 
Auch  giebt  sie  ihrem  Zweifel  Ausdruck,  ob  die  Wolost  je  eine  mark- 
genossenschaftliche Bedeutung  gehabt  habe,  und  zwar  in  der  Erwägung, 
dass  sich  kein  Inhalt  hierzu  finden  lasse,  da  ja  Wald  in  freier  Ueber- 
masse  vorhanden  gewesen  sei,  das  Vieh  überall  hätte  frei  weiden 
können  und  bei  der  Entfernung  der  Dörfer  von  einander  eine  Collision 
nicht  möglich  gewesen  wäre.    Wie  bereits  hier  und  an  anderer  Stelle 

*)  Aehnlich  K.  Toiobehi:  Hajna  ceMCuaa  oömraa  im  Pyccnift  Btcrmra  1885, 
Bd.  II,  pag.  HS— 115.  Er  erkennt  nur  den  staatlichen,  administrativen  Charakter 
der  Wolost  and  erklärt  die  urkundlich  hinreichend  nachgewiesenen  Verfttgungsrechte 
der  Wolost  über  Wald»  Weide,  Wiese  daraus»  dass  die  Niemandem  insbesondere 
gehörigen  Nutzungen  bei  dünner  Bevölkerung  sich  im  freien  Besitze  (aiajcfeaie)  einer 
ganzen  Gruppe  von  Dörfern  befanden.  Hierin  sehe  ich  eben  den  markgenossenschaft- 
lichen  Verband  der  Wolost,  welchem  die  Staatsregierung,  die  die  Wolost  nicht  erst 
schuf,  ihr  aber  später  staatlich-administrative  Functionen  (im  Steuerwesen  etc.)  Übertrag 
und  dadurch  eine  weitere  Consolidirung  der  Wolost  förderte.  Jene  Rechte  der  Wolost 
sind  dieselben,  die  der  altgermanischen  grossen  Mark,  die  späterhin  in  Dorfmark- 
genossenschaften  zerfiel,  zustanden.  Aach  fuhrt  Golowin  noch  an,  es  sei  undenkbar, 
dasB  mehrere  Dörfer,  die  Werste  weit  von  ein  einander  entfernt  gewesen,  ein  wirth- 
schaftliches  Ganzes  gebildet  und  Umtheilungen  vorgenommen  hatten,  wodurch  den 
Wirthen  eines  Dorfes  Antheile  im  Umkreis  des  anderen  Dorfes  und  umgekehrt  hatten 
zufallen  können.  Gegen  diesen  Einwand  verweisen  wir  auf  das  oben  Gesagte:  Die 
einzelnen  Dörfer  bildeten  einen  engeren  Verband,  die  Wolost  den  weiteren,  über 
das  in  der  Nähe  des  Dorfes  befindliche  Land  verfügte  das  Dorf  zumeist  allein,  so 
namentlich  Neuverloosungen  des  Ackerlandes  etc.  Die  analoge  Erscheinung  auch 
noch  heute  im  Norden  Russlands,  Theil  II,  Hälfte  II  dieses  Werkes,  pag.  196  u.  flg. 
Siehe  auch  H.  AoöpoTBOpcufi:  üoseMei&Hafl  oömiwa  bi  OpiOBCsowb  yisjcfc  BätckoS 
ryöepuiH  in  der  Pvccsan  Mhca  1884,  Bd.  IX,  pag.  26—60,  insbesondere  pag.  80—31, 
wo  jener  Entwickelungsprocess  in  diesem  Landstriche  geschildert  wird,  wie  er  sich 
noch  in  neuerer  Zeit  vollzieht.  Ebenso  im  Transbaikalgebiet:  um  seinen  Feldern 
näher  zu  sein,  lasst  er  sich  einige  Werst  vom  Dorfe  nieder,  erweitert  seine  Acker- 
wirthschaft,  da  hinreichend  freies  Land  vorhanden  ist,  bald  folgt  ein  anderer  Bauer 
aus  dem  Dorfe  und  so  entstehen  mit  weiterem  Anwachsen  der  Familien  neue  Höfe; 
sie  bilden  aber  mit  dem  Mutterdorfe  eine  Gemeinde,  bis  im  Laufe  der  Zeiten  das 
Band  sich  lockert;  da  das  neue  Dorf  kleiner  ist  als  das  Mutterdorf,  so  fühlt  es  sich 
im  Laufe  der  Zeit  von  letzterem  gedrückt,  auf  der  Gemeindeversammlung  überstimmt 
und  erstrebt  daher  die  Trennung,  die  durch  das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  er- 
leichtert ward,  K.  MmrafriOB*:  06m,*aBuk  6m%  y  specTBjrai  aaÖaftnaxbc&oft  ofracrs 
BOCTOuoft  Chöhph,  in  der  Pycciaa  Mhcjd,  1885,  Bd.  XII,  Abth.  II,  pag.  1—24,  ins- 
besondere pag.  8,  10.  —  Dass  auch  Ackerland  hier  und  da  von  der  Wolost  unter  die 
Dörfer  vertheilt  wird,  ist  ausführlicher  dargelegt  von  G.  E(enoTBeBi:  Kt  Hcropin 
paspyrneaui  cxoshhxi»  $opKi  oönjHHHaro  3emeBjiajcfeHiÄ  Ha  ctoepfc  in  der  Pyccsa* 
Mhcjb  1883,  Bd.  XI,  pag.  1—45,  insbesondere  pag.  7—15. 
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bemerkt,  war  trotz  allen  Landreichthums  ein  Eingreifen,  resp.  eine  Ent- 
scheidung derWolost  geboten  und,  wie  vielfach  so  z.  B.  in  Herrn  Ssoko- 
lowski's  soeben  besprochenen  Studien  constatirt,  auch  wirklich  eingetreten, 
und  zwar  ohne  dass  solches  füglich  aus  dem  Steuerwesen  hergeleitet 
werden  könnte.  Und  endlich  fühlt  die  Verfasserin  sich  selbst  in  ihrer  De* 
duction  nicht  sicher,  denn  an  mehreren  Stellen  giebt  sie  beiläufig  den 
markgenossenschaftlichen  Charakter  der  Wolost  zu  und  geräth  dadurch 
in  Widerspruch  zu  dem  an  anderer  Stelle  Gesagten.  Erst  schränkt  sie  ihre 
verneinende  Behauptung  dahin  ein,  dass  sie  erklärt,  in  dem  ihr  vorliegen- 
dem Material  einen  markgenossenschaftlichen  Charakter  der  Wolost  nicht 
gefunden  zu  haben1)»  was  ganz  wahrscheinlich  ist,  da  in  den  Schnur- 
bächern,  Kaufverträgen  und  ähnlichen  Urkunden  keine  zwingende  Veran- 
lassung vorlag,  von  dem  oberen  Verfügungsrechte  der  Wolost  zu  sprechen. 
Weiterhin  erklärt  sie  aber  selbst,  die  reale  Bedeutung  der  Wolost  in 
Bezug  auf  den  Grundbesitz  könne  eine  nur  schwache,  geringe  gewesen 
sein,  was  ganz  richtig  ist,  und  sodann,  in  der  von  ihr  behandelten  Zeit 
zeige  die  Wolost  nur  noch  eine  archaistische  Form  ihrer  früheren  Be- 
deutung in  Betreff  des  Grundbesitzes:  d.  i.  BepRieme,  die  Messung  des 
Landes  um  die  alten,  gestörten  Grenzen  wieder  herzustellen.9)  Auch 
hebt  sie  hervor,  dass  die  Ländereien  der  Kirche  stets  von  der  Wolost- 
gemeinde  durch  Erwählte  verwaltet  wurden  und  endlich  räumt  sie  auch 
ein,  dass  hie  und  da  Land  unter  der  directen  Verfügung  der  Wolost 
gestanden  haben  mag. 

Weiterhin  war,  wie  bereits  an  anderer  Stelle8)  dargelegt,  die  Be- 
setzung freigewordener  Höfe  (durch  Aussterben  der  Familie,  Aussiedelung, 
wenn  keine  Uebergabe  an  einen  Anderen  erfolgte)  und  die  Heranziehung 
neuer  Genossen  zur  Ansässigmachung,  eine  wichtige  markgenossenschaft- 
liche Aufgabe,  wie  wir  sie  auch  heute  noch  in  neucolonisirten,  dünn- 
bevölkerten Landstrieben  beobachten.  So  z.  B.  im  Er.  Busuluk  (Gouv. 
Ssamara)4):  der  Auswanderungsstrom  aus  den  inneren  Gouvernements  in 
die  Gouv.  Ufa,  Orenburg,  Tomsk  etc.  findet  vielfach  im  genannten  Kreise 
seinen  Haltepunkt,  die  angesessenen  Bauern  überreden  die  Auswanderer 
sich  hier  niederzulassen:  jungfräulicher,  fruchtbarer  Boden  sei  hinreichend 
vorhanden.  Sie  folgen  diesem  Rathe,  bauen  sich  eine  Hütte,  richten  die 
Wirthschaft  ein,  aber  nach  einigen  Jahren  gefällt  es  ihnen  hier  nicht 
und  sie  ziehen  weiter,  lassen  sich  nieder,  um  wieder  den  Wohnsitz  auf- 
zugeben, bis  sie  endlich  bleibend  sesshaft  werden.   Auch  die  Gefahr  vor 


x)  Jefimenko,  1.  c.  pag.  210. 

■)  L  c.  pag.  244. 

*)  Thefl  I  dieses  Werkes,  pag.  46  u.  flg.,  auch  87  u.  flg. 

4)  Statistik  des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  III,  pag.  12—13. 

4* 
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feindlichen  Einfällen  hat  Gemeinden  im  Gouv.  Jekaterinoslaw  (Er.  Bachmut) 
im  vorigen  Jahrhundert  veranlasst,  den  neuen  Ankömmlingen  Grund- 
besitz einzuräumen.1) 

Die  nachherige  Ausbildung  des  Gemeindebesitzrechts  in  diesen  Ge- 
meinden hat  sich  dann  in  allgemeiner  Grundlage  ausgebildet 

Und  so  ergiebt  sich  für  uns  die  Thatsache,  dass  auch  dieses  neue 
Material  meine  Hypothese  über  die  Gestalt  des  altrussischen  Gemeinde- 
besitzes als  richtig  bestätigt,  es  erweitert  auch  unsere  Kenntnisse  über 
die  innere  Gestaltung  der  kleinen  Dörfer  etc. 

Die  sich  mir  aus  den  alten  historischen  Denkmälern  ergebende  Ge-  ' 
staltung  des  altrussischen  Gemeindebesitzrechts  findet  endlich  auch  noch 
eine  Bestätigung  in  der  lebendigen  Quelle  der  Erinnerung  der  Bauern  j 
im  Er.  Obojan,  Gouv.  Kursk.2)  Durch  vom  Vater  auf  den  Sohn  über-  . 
tragene  Erzählungen  wissen  die  Bauern  noch  heute,  wie  ihre  Vorfahren  | 
im  17.  Jahrhundert  das  Land  occupirt,  bestellt  und  nach  welchem  Grund- 
besitzrechte besessen  haben:  Ueberläufer  aus  den  inneren  Gouvernements 
lassen  sich  auf  freiem  Lande  nieder,  Jeder  nimmt  soviel  er  bestellen 
kann.  Nachdem  alles  der  Ansiedelung  nahe  Land  besetzt  ist,  können 
neue  Ansiedler  sich  nur  mit  Zustimmung  der  Gemeinde  auf  dem  „wilden",  - 
d.  i.  noch  nicht  besetztem  Gemeindeland  (ahksui  oÖn^ecmeHHaa  seiua) 
niederlassen,  denn  ihrer  Verfügung  unterlag  das  ungeteilte  umliegende 
Land  (Wald,  Weide).  Höfe  werden  von  ihren  Insassen,  die  anderweitig 
besseres  Land  erhoffen  und  weiter  in  den  Süden  ziehen,  und  aus  anderen 
Gründen  aufgegeben:  diese  fallen  der  Gemeinde  zu  („ocTaßamcL  na 
o6m;ecTKb"),  die  sie  Liebhabern  übergiebt  Sie  hat  ein  Interesse  daran, 
dass  kein  Hof  leer  stand,  dass  neue  Höfe  auf  neu  zugemessenem  Grunde 
entstanden:  erst  aus  Furcht  vor  Ueberf allen,  denen  ein  volkreicheres 
Dorf  mehr  Widerstand  leisten  konnte,  dann,  seit  der  Steuerbeamte  seinen 
Weg  auch  hierher  fand,  wurden  die  Höfe  in  die  Steuerbücher  eingetragen, 
die  Gesammtsumme  der  auf  den  einzelnen  Hof  fallenden  Beträge  unter 
die  solidarische  Haft  der  Gemeinde  gestellt,  die  also  das  lebhafteste 
Interesse  daran  hatte,  dass  alle  Höfe  besetzt  und  zahlungsfähig  waren 
und  dass  neue  Höfe  durch  neue  Ansiedler  entstanden,  die  —  bis  zur 
Aufstellung  eines  neuen  Steuerregisters  —  an  der  der  Gemeinde  ob- 
liegenden Steuerlast  mittrugen.  Dabei  unterlag  das  besessene  Land 
keiner  Kürzung,  wol  aber  dazwischen  der  Neuverloosung  durch  die  Ge- 
meinde: es  war  erblicher  Besitz,  von  den  Vorfahren  (xi^oBCEifi  and 
omoBCKift,  wie  es  in  vielen  Urkunden,  Erb-,  auch  Eaufverträgen  heisst) 


')  Statistik  des  Gouv.  Jekaterinoslaw,  Bd.  II,  pag.  98. 
*)  Statistik  des  Kreises  Obojan,  Ausgabe  dieser  Kreislandschaft,  verfasst  von 
A.  TRMO<}>aeBi>  1884,  Theü  II,  pag.  6—10. 
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ererbt  und  ward  zum  ewigen  Besitze  (Bfrmo  aia^Ti.)  veräussert.  Also 
ganz  dieselbe  Grundbesitzordnung,  wie  ich  sie  aus  den  historischen  Acten 
ermittelt  habe! 

Zum  Schluss  sei  jedoch  noch  auf  einen  Umstand  hingewiesen.  Frau 
Jefimenko  schildert  uns,  wie  die  alte  Grundbesitzordnung  durch  staat- 
liche Maassnahmen  umgeworfen  und  durch  die  nachdrücklichst  gestellte 
Forderung,  allen  Gemeindegenossen  Land  zuzutheilen  —  mit  Ver- 
letzung des  bestehenden  Besitzrechts  —  das  heutige  Gemeindebesitzrecht 
mit  Zwang  eingeführt  wurde.  Gegen  diese  höchst  lehrreiche,  auf  Grund- 
lage officiellen  Actenmaterials  geboteneDarstellung  erlauben  wir  uns  Zweifel 
darüber  auszudrücken,  dass  dieser  in  der  Mitte  des  vergangenen  Jahr- 
hunderts begonnene  und  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  (1833) 
sich  noch  fortsetzende  Kampf  sich  wirklich  auf  alle  Bauern  des  Gouv. 
Archangel  bezieht  Es  liegt  uns  an  dieser  Stelle  nicht  ob,  hierauf  näher 
einzugehen,  sondern  wir  wollen  nur  kurz  bemerken,  dass  es  sich  hier  wol 
nur  um  einen  Theil  der  bäuerlichen  Bevölkerung  handelt,  der  sich  —  trotz 
Kopfsteuer  und  solidarischer  Haft  —  das  alte  Grundbesitzrecht  erhalten 
hatte.  Es  mag  sich  wol  hierbei  vornehmlich  um  solche  Dörfer  handeln, 
wo  der  Werth  (Ertrag)  des  Landes  erheblich  die  obliegenden  Zahlungen 
überragte  und  die  Bauern  sich  daher  gegen  die  Anerkennung  des  Rechts 
auf  Land  sträubten.  Wenn  diese  Umwälzung  die  gesammte  bäuerliche 
Bevölkerung  des  genannten  Gouvernements  in  neuer  Zeit  betroffen  hätte, 
so  würden  sich  doch  in  den  zahlreichen,  uns  vorliegenden  Berichten 
über  die  heutige  Gestalt  des  Gemeindebesitzes  in  diesem  Gouvernement 
nicht  allein  Spuren,  sondern  directe  Hinweise  finden.  Denn  die  zwangs- 
weise Vernichtung  des  alten  Rechts  müsste  doch  heute  noch  sich  ganz 
lebendig  im  Bewusstsein  der  Bauern  erhalten  haben;  ja  es  müssten  noch 
Leute  am  Leben  sein,  die  selbst  jenen  Kampf  durchgemacht  haben.  So- 
dann sei  noch  darauf  hingewiesen,  dass  viele  dieser  Berichte  von  Bauern, 
Gemeindeschreibern  und  anderen  Personen  abgefasst  sind,  die  im  Lande 
ansässig  sind  und  mit  der  jüngsten  Vergangenheit  bekannt  sein  müssen. 
Nun  finden  wir  in  jenen  Berichten  keinerlei  Hinweise  auf  jene  Revolution 
von  oben,  vielmehr  sind  sie  alle  durchgehend  so  gehalten,  als  ob  seit 
Menschengedenken  das  heutige  Gemeindebesitzrecht  bestanden  hätte. 
Jedoch  habe  ich  Spuren  der  früheren  Gemeindebesitzordnung  gefunden, 
und  zwar  bevor  ich  von  Jefimenko's  Untersuchungen  Eenntniss  genommen 
hatte.  Die  eigenthümliche  Art  der  Vertheilung  des  Landes  in  einigen 
Gemeinden  in  den  Kreisen  Onega,  Kern  und  Archangel  bewog  mich1)  der 
Vermuthung  Ausdruck  zu  geben,  dass  wir  hier  Spuren  der  früheren  erb- 


*)  8iehe  Theil  II,  Hälfte  II,  pag.  207-208.    Wegen  Correctur  der  Tabelle  (nebst 
der  Besprechung)  auf  pag.  206  siehe  die  Vorrede  zu  dem  vorliegenden  Bande. 
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liehen  Grundbesitzordnung,  des  erblichen  Besitzes  der  Höfe  vor  uns  haben. 
Diese  meine  Hypothese  wird  nun  glänzend  durch  die  Untersuchungen 
der  Frau  Jefimenko  bestätigt  Aber  jener  Ursprung  der  eigentümlichen 
Vertheilung  scheint  —  nach  den  vorliegenden  Berichten  zu  schliessen  — 
bereits  vollständig  dem  Bewusstsein  der  Leute  entschwunden  zu  sein.  Jene 
Umwälzung  muss  sich  also  vielfach  schon  in  älterer  Zeit  vollzogen  haben. 
Dagegen  finden  wir  diesen  Umwandlungsprocess  in  einem  anderen 
nördlichen  Gouvernement,  falls  der  nicht  klar  gehaltene  Bericht  uns 
nicht  irreleitet,  sich  in  neuester  Zeit  vollziehen.  Im  Kreise  Orlow, 
Grouv.  Wätka,  unterlag  früher  (vor  der  Revision  von  1859)  nur  das  dem 
Dorfe  zunächst  belegene  Land  der,, Umtheilung",  wie  es  im  Berichte  heisst, 
doch  scheint  sie  nur  eine  Neuverloosung  zu  bedeuten,  denn  es  wird 
sogleich  hinzugefügt,  dass  die  anderen  Ackerstücke  nicht  umgetheilt 
wurden,  da  sie  als  erblicher  Besitz  galten.  Nach  der  Revision  von 
1859  aber  setzten  die  Gemeinden  ungeachtet  aller  ganz  berechtigter 
Proteste  Seitens  der  landreicheren  Bauern  eine  allgemeine  Umtheilung 
pro  Revisionsseele  durch;  letztere  können  nur  das  eine  geringe  Zuge- 
ständniss  erreichen,  dass  die  ungeschmälerte  Nutzung  neugerodeten  Lan- 
des ihnen  für  einen  gewissen  Zeitraum  von  der  Gemeinde  garantirt  wird: 
in  der  einen  Wolost  30  Jahre,  in  einer  anderen  35  Jahre.  Was  das 
Wiesenland  anbetrifft,  das  in  diesen  Landstrichen  besonders  werthvoll 
ist  und  nur  durch  sorgfältige  Arbeit  ertragfähig  erhalten  wird,  so 
scheuten  sich  die  landlüsternen  Bauern  doch,  auch  sogleich  dieses  Land 
der  allgemeinen  Neuyertheilung  zu  unterziehen:  es  ward  nur  eine  Grenz* 
regulirung  vorgenommen.  Im  Jahre  1864  ward  jedoch  auch  die  Um- 
theilung der  Wiesen  beschlossen.  Vergeblich  war  der  Widerspruch  der 
wohlhabenden  Bauern,  die  über  viel  und  in  gutem  Stande  erhaltenes 
Wiesenland  verfügten,  vergeblich  wiesen  sie  auf  das  Unrecht  hin,  sie 
der  von  Grossvätern  und  Urgrossvätern  gereinigten  Wiesen  zu  berauben 
—  die  Masse  blieb  bei  ihrem  Willen  und  die  „Ausgleichung"  erfolgte. 
Seit  jener  Zeit  hat  keine  neue  Umtheilung,  in  einigen  Gemeinden  aber 
eine  Neuverloosung  stattgefunden.  Bis  jetzt  noch  haben  die  gescha- 
digten Bauern  das  ihnen  zugefügte  Unrecht  nicht  verwinden  können.1) 
Im  Er.  Slobodskoje  scheint  die  Sitte,  bei  den  zu  Revisionen  unter- 
nommenen Umtheilungen  die  Landstreifen   nach   Möglichkeit  in  dem 


*)  H.  AoäpOTBOpcsift:  „noseMejMaa  otfmraa  bi  OpjOBCBom  y&sxft  BjtckoI 
ryöepmH"  in  der  Pycczaa  Mhcjd»  1884,  Bd.  IX,  pag.  32—37.  Er  findet  dieses  Vor- 
gehen der  Gemeinde  nicht  allein  gerechtfertigt,  sondern  auch  für  ganz  in  der  Ord- 
nung, dass  bei  der  in  einigen  Gemeinden  zur  Beseitigung  von  Fehlern  bei  der  Ab- 
schätzung und  der  darauf  folgenden  allgemeinen  Umtheilung  des  Ackers  vorgenom- 
menen Neuverloosung  das  durch  reichere  Düngung  werthvoUere  Land  den  Inhabern 
zur  Ausgleichung  einfach  abgenommen  ward! 
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Besitz  der  Familien  zu  belassen,  deren  Väter  und  Grossväter  sie  genatzt 
haben,  der  letzte  Nachklang  des  früheren  bleibenden  Besitzes  des  Landes 
zu  sein.  Es  wird  demnach  bei  Umtheilungen  keine  Verloosung  der 
Landstreifen  vorgenommen,  sondern  ein  Ab-  oder  Zuschneiden  je  nach 
der  Ab-  oder  Zunahme  der  Revisionsselen,  was  sich  bei  der  geringen 
Zahl  der  Höfe  (Familien)  im  Dorfe  leicht  ausfahren  lässt1)  Es  hat  sich 
selbst  der  bleibende  Besitz  der  Wiesen  erhalten.*)  In  einigen  Land- 
strichen, so  z.  B.  im  Kr.  Petrosawodsk  (Gouv.  Olonez)8)  ist  die  alte  Grund- 
besitzordnung bis  jetzt  geblieben:  es  hat  keine  Umtheilung,  d.  h.  keine 
„Ausgleichung"  des  Grundbesitzes  stattgefunden. 

Das  dritte  neuere  Werk  über  den  älteren  Gemeindebesitz  ist  das 
von  Blumenfeldt.4)  Was  die  uns  interessirende  Specialfrage  anbetrifft, 
so  hält  auch  er  an  der  Theorie  von  dem  Rechte  auf  Land  im  alten  Russ- 
land fest,  ungeachtet  dessen,  das  sich  auch  aus  seiner  Darlegung  der 
grundbesitzlichen  Rechtsverhältnisse  das  Unbegründete  jener  Voraus- 
setzung ergiebt.  So  constatirt  er  mehrfach,  dass  bei  Theilung  der  grossen 
Familiengenossenschaften  (Petschischtsche,  Sadruga  —  bekanntlich  die 
noch  übliche  südslavische  Bezeichnung)  der  Grundbesitz  nicht  pro  Kopf, 
sondern  nach  Linien  getheilt  ward.4)  Solches  widerstreitet  direct  dem 
heutigen  Gemeindebesitzrechte;  nicht  die  Person,  sondern  die  Abstammung 
ist  das  Entscheidende,  denn  es  erhalten  die  vielen  Brüder  einer  Linie 
gleichviel  Land  wie  der  einzige  Abkömmling  der  anderen  Linie.  Da- 
gegen schildert  er  an  anderer  Stelle  ganz  sachgemäss  die  Wirkung  der 
Einführung  der  Schollenpflichtigkeit  und  der  Kopfsteuer.  Nach  Ein- 
führung der  Schollenpflichtigkeit  sank  bei  dem  enormen  Anwachsen  der 
Steuern  und  Leistungen  der  Werth  des  Grundbesitzes  so,  dass  der  Bauer 
bei  irgend  welchem  Missgeschicke,  Verlust  einer  Arbeitskraft  durch 
Krankheit  oder  Tod,  des  Arbeitsviehs  etc.,  das  ihm  die  volle  Bestellung 
seiner  Landstelle  unmöglich  machte,  gern  einen  Theil  derselben  aufgab, 
um  von  der  auf  ihm  ruhenden  Steuerlast  befreit  zu  werden,  und  Lieb- 
haber zur  Uebemahme  des  freigewordenen  Landes  fanden  sich  unter 
den  Bauern,  deren  Familienstand  erheblich  zugenommen  hatte.    Die 


l)  M.  KyponTeBi:  Cioooxcfiift  via**  Bätckoh  ryöepmn  bi  reorpa4HraecKom  h 
wmoioraecBO»  OTHomeHiait,  W&tka  1881,  pag.  47—49. 

•)  1.  c.  pag.  124. 

')  B.  CeveBCsift:  Kasernne  apecTBane  npn  EaaTeprai  II  in  der  Pyccuaa  OapHHa 
1879,  Bd.  VI,  pag.  289. 

*)  T.  $.  BiyxeH^eiLxi:  0  4>opiiazi  seiueBiaxftHu  bi  xpesHeft  PocciH,  Odessa 
1884.  Er  stellt  sich  insbesondere  die  Aufgabe,  die  rechtliche  gegenüber  der  bisher 
seiner  Meinung  nach  vornehmlich  tractirten  volkswirtschaftlichen,  Seite  der  Frage 
des  bäuerlichen  Grundbesitzes  zu  behandeln;  um  so  befremdender  ist  es,  dass  er  die 
^age  des  Rechts  auf  Land  im  Gemeindebesitz  gar  nicht  juristisch  untersucht  I 

»)U  pag.  64—66,  94. 
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Kopfsteuer,  die  die  alte  Grundsteuer  ersetzte,  hat  dann  späterhin,  bei  der 
solidarischen  Haft  der  Gemeinde  für  die  Entrichtung  der  Steuern  und 
Leistungen,  die  Pflicht  zur  Uebernahme  von  Land  noch  schärfer  hervor- 
treten lassen:  Bauern  mit  viel  Seelen  und  wenig  Land  können  die  Kopf- 
steuer nicht  entrichten,  während  nebenbei  Bauern  mit  wenig  Seelen  und 
viel  Land  wenig  belastet  sind.  Zur  Erhaltung  der  Steuerkraft  der  Ge- 
meinde muss  eine  Ausgleichung  des  Grundbesitzes  stattfinden.1)  Sie  er- 
folgt durch  allgemeine  Umtheilungen  (im  Gegensatz  zu  den  Neuver- 
loosungen)  des  Landes. 

Es  begnügt  sich  nun  aber  der  Verfasser  nicht  mit  diesem,  aas 
jenen  Massnahmen  sich  ganz  naturgemäss  ergebenden  und  aus  einer 
Reihe  von  Urkunden  beglaubigten  Processe  der  grundbesitzrechtlichen 
Entwickelung.  Jenem  Vorgehen  der  Staatsregierung  misst  er  vielmehr 
nur  die  Bedeutung  einer  „zufälligen  Erscheinung"  bei:  es  habe  nicht 
den  Gemeindebesitz  (sei.  mit  dem  Recht  auf  Land)  geschaffen,  ihm 
gebühre  nur  das  Verdienst;  die  in  der  Gemeinde  bereits  vorhandenen 
Bedürfnisse  erkannt  und  verwirklicht  zu  haben;  die  Umtheilungen  (im 
Sinne  der  Ausgleichung  des  Grundbesitzes)  sei  das  „organische  Resultat 
der  Entwickelung'4  gewesen;  das  entscheidende  Moment  in  diesem 
Processe  sei  der  Geist  der  Solidarität,  wie  er  im  russischen  Volke 
herrsche!  Um  diese  Behauptung  wahrscheinlich  erscheinen  zu  lassen, 
kann  er  nichts  anderes  Positives  vorbringen,  als  dass  dort,  wo  das  Be- 
dürfhiss  nach  der  Ausgleichung  des  Landes  noch  nicht  vorlag,  die  Aus- 
gleichung (durch  Umtheilungen)  ungeachtet  jener  staatlichen  Massnahmen 
und  des  directen'  Eingreifens  der  Regierung,  wie  im  Norden,  nicht  von 
der  Gemeinde  vorgenommen  wurde  und  erst  dann  ins  Leben  trat,  als 
das  Bedürfhiss  dringend  wurde,  und  weiterhin  dass  in  neuester  Zeit, 
ohne  irgend  welch  ein  äusseres  Hinzuthun,  Gemeinden  mit  individuellem 
Grundbesitze  zum  Gemeindebesitz  übergehen.  Hiermit  ist  nun  nichts 
bewiesen  und  die  Wirksamkeit  des  Geistes  der  Solidarität  nicht  einmal 
wahrscheinlich  gemacht2)  Vielmehr  ist  die  Wirkung  des  „Geistes  der 
Solidarität"  so  gering,  dass  sowie  die  Schollenpflichtigkeit  und  die  Kopf- 
steuer in  ihren  Wirkungen  verschwinden,  sogleich  die  frühere  Grund- 
besitzordnung, wie  wir  gesehen,  wieder  zu  ihrem  Rechte  gelangt  und 
das  Recht  auf  Land  negirt  wird. 

2.  Der  Prooess  der  Entstehung  dei  Reohts  auf  Land. 

Dieser  ganze  Process  der  Wandlung  des  Grundbesitzrechts  vom  alt- 
markgenossenschaftlichen  zum  Gemeindebesitz  mit  der  gleichen  Verthei- 


*)  1.  c.  pag.  288—297. 
»)  1.  c.  pag.  311-318. 
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lung  des  Landes  und  wiederum  zur  Negirung  dieses  Rechts,  d.  b.  zur 
neuen  Gemeindebesitzform,  hat  sich  in  einigen  Landstrichen  gleichsam 
vor  den  Augen  der  Jetztzeit  vollzogen.  So  in  den  nördlichen  Kreisen 
des  Gouv.  Tschernigow,  also  unter  Kleinrussen.  Wie  wir  weiter  unten 
sehen  werden,  lebten  auch  die  kleinrussischen  Bauern  (für  den  Theil 
Kleinrusslands  östlich  von  Dnepr  urkundenmässig  nachgewiesen)  im  mark- 
genossenschaftlichen Verbände  und  zwar  mit  sehr  verschiedenartiger 
Grösse  des  Grundbesitzes  der  einzelnen  Höfe.  Bauern,  die  jetzt  im 
Gemeindebesitze  leben,  wissen  es  aus  den  Erzählungen  ihrer  Väter  und 
erklären  auf  das  Bestimmteste,  dass  sie  früher  über  ihr  Land  frei  ver- 
fügt haben,  wie  die  Kosaken  noch  jetzt.  Mit  dem  Schlüsse  des  vergangenen 
Jahrhunderts  vollzieht  sich  nun  der  Umwandlungsprocess  zuerst  unter 
den  Domänenbauern,  hervorgerufen  durch  das  Steuersystem.  Die  Kopf- 
steuer, nach  welchem  System  auch  die  Pacht  (Obrok)  für  die  Nutzung 
des  Landes  bestimmt  war,  konnte  bald  von  dem  Bauer  mit  wenigem 
Grundbesitz,  aber  mit  vielen  Revisionsseelen  nicht  bezahlt  werden,  die 
Bückstände  wuchsen,  für  deren  Eingehen  die  Gemeinde  haftete.  Jede 
Erhöhung  der  Steuer,  wie  insbesondere  der  Pacht  machte  die  Last 
drückender.  Dazu  kam  die  Gesetzgebung1),  die  nicht  allein  im  hohen 
Norden,  wie  wir  oben  gesehen,  sondern  auch  in  den  anderen  Landstrichen 
die  Einführung  der  grossrussischen  Gemeindebesitzes  anbahnte  resp.  er- 
zwang, so  auch  in  Kleinrussland.  Nach  den  bisher  veröffentlichten  Ma- 
terialien scheint  hier  kein  positiver  Zwang  zum  Aufgeben  des  gewohnten 
Grundbesitzrechts  ausgeübt  zu  sein.  Immerhin  haben  aber  die  Behör- 
den, auf  dem  positiven  Gesetze  fassend,  ihren  Einfluss  in  dieser  Richtung 
geltend  gemacht  Die  gesetzgeberischen  Massnahmen  (seit  1 766)  in  dieser 
Frage  sind  bisher  in  der  Literatur  ungeachtet  ihrer  grossen  Bedeutung 
nicht  berücksichtigt  worden.  Die  bis  zur  Emancipation  der  Domänen- 
bauern, resp.  der  Uebergabe  der  Grundbücher,  geltenden  Gesetzesbestim- 
mungen sind  in  ihren  Hauptzügen  folgende:  Die  zu  einem  Dorfe  (c&ieHie) 
gehörigen  Ländereien,  wie  sie  auch  vor  Alters  erworben  sein  mögen, 
gleichviel  ob  sie  käuflich  erlangt  oder  von  der  Krone  zur  Ansiedelung  an- 
gewiesen sind,  sind  als  gemeinsames  Besitzthum  (o6m,ecTBeimoe  iraymecTBo) 
anzusehen  und  in  allen  Processsachen  nach  dem  Rechte  des  Staatseigen- 
tums zu  schützen;  die  Verfügung  über  das  Land  wird  der  Gemeinde 
des  Dorfes  gegen  Entrichtung  der  Pacht  anheimgestellt  Und  um  jeden 
Zweifel  über  die  Bedeutung  dieses  Artikels  zu  beseitigen,  heisst  der 
folgende:  Wie  nun  solches  Land  nicht  jedem  Bauer  gesondert  zum  Besitze 
gehört,  sondern  allen  Bewohnern  des  Dorfes  zusammen,  so  steht  die  Ver- 
keilung des  Landes  an  die  Familien  und  die  Verfügung  über  dasselbe 


*)  Art.  669,  670,  672,  673,  Bd.  IX  des  Gesetzescodex,  Ausgabe  vom  J.  1857. 
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der  ganzen  Gemeinde  zu.  Weiterhin  ist  bestimmt:  Die  durch  Tod  frei- 
werdenden Landstellen  dürfen  nicht  unter  die  Erben  und  die  Wittwen 
getheilt,  noch  auf  dem  Erbwege  oder  als  Mitgift  Töchtern  übergeben 
werden,  die  sich  mit  Männern  anderen  Standes  oder  anderer  Ge- 
meinden verheirathen,  nur  in  dem  Falle  kann  der  Tochter  — beim  Nicht- 
vorhandensein von  Söhnen  —  die  Landstelle  belassen  werden,  wenn  der 
Mann  in  diese  Gemeinde  übertritt  und  dadurch  seine  bisherige  Landstelle 
der  dortigen  Gemeinde  überlässt,  so  dass  die  Landstellen  stets  im  Ver- 
bände desjenigen  Dorfes  bleiben,  dem  das  Land  zugemessen  ist 

In  diesen  Bestimmungen  liegt  nun  eigentlich  kein  Zwang  für  die 
Gemeinde,  den  Gemeindebesitz,  d.  i.  die  gleichmässige  Vertheilung  des 
Landes,  einzuführen:  sie  gewährt  ihr  blos  dieses  Recht  Nun  sollte  man 
meinen,  dass  die  Gemeinde  dort,  wo  bei  ungleicher  Vertheilung  die  ob- 
liegenden Zahlungen  im  Verhältnisse  zum  Bodenwerthe  gering  waren,  zu 
jener  durch  das  Gesetz  gestatteten  Ausgleichung  des  Grundbesitzes,  die 
der  Majorität  Vortheil,  d.  h.  Erweiterung  des  Grundbesitzes  bringt,  ge- 
schritten wäre.  In  Wirklichkeit  scheint  aber  gerade  das  Umgekehrte  ein- 
getreten zu  sein,  soweit  aus  dem  bisher  vorliegenden  Material  ein  Schluss 
gestattet  ist  Denn  wir  finden  in  den  Daten  einer  officiellen  Zusammen- 
stellung den  U  ebergang  zum  Gemeindebesitze  in  den  nördlichen,  weniger 
fruchtbaren,  stets  mit  Rückständen  behafteten  Kreisen  des  Gouv. 
Tschernigow  sehr  verbreitet,  ja  fast  ausschliesslich,  in  den  fruchtbareren 
südlichen  Kreisen  aber  erheblich  weniger.2)  Diese  Erscheinung  spricht 
dafür,  dass  jene  Bestimmungen  von  geringerer  Wirkung  auf  die  Um- 
wandlung des  Grundbesitzrechts  gewesen  sind,  als  die  Zunahme  der  pro 
Revisionsseele  bestimmten  Steuern  und  Pachtzahlungen.    Es  wiesen  auch 


!)  In  Anlas8  eines  Streites  in  Dom&nengemeinden  des  Er.  Gluchow  wegen  der 
Vornahme  einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung  pro  vorhandene  Seele  ward  eine 
Localnntersuchnng  angestellt,  die  folgende  Resultate  ergab:  in  den  fünf  mittleren 
Kreisen  (die  nördlichen  Kreise  wurden  allem  Anscheine  nach  nicht  berücksichtigt» 
wohl  ans  dem  Grunde,  da  hier  der  Gemeindebesitz  als  bestehend  angenommen  ward) 
befanden  sich  85  %  des  Dom&nenbauerlandes  (70  %  der  Revisionsseelen),  in  den  fünf 
südlichen  Kreisen  aber  nur  42  %  des  Landes  (41  °/0  der  Revisionsseelen)  im  Ge- 
meindebesitz (im  J.  1883).  Hierzu  sind  auch  die  Gemeinden  gerechnet,  in  welchen 
nur  das  Klosterland  —  es  sind  dieses  Gemeinden,  die  Klöstern  gehörten  und  am 
Ende  des  vergangenen  Jahrhunderts  vom  Staat  eingezogen  sind  —  der  Umtheilung 
unterliegt,  wahrend  das  von  den  Bauern  und  deren  Vorfahren  aus  Wald  urbar  ge- 
machte Land  (aonaHM)  in  erblicher  Nutzung  geblieben  ist  —  Ein  besonderes  Gewicht 
möchte  ich  auf  diese  Daten  und  auf  den  im  Text  aus  ihnen  gezogenen  Schluss  nicht 
legen,  da  der  Zweifel  am  Platze  ist,  ob  bei  der  Untersuchung  die  wesentlichen  Merk- 
male des  Gemeindebesitzes  im  Auge  behalten  sind.  Selbst  Specialisten  auf  diesem 
Gebiete  passirt  es,  dass  sie  aus  der  Vornahme  von  Verloosungen  des  Landes  ohne 
weiteres  auf  Gemeindebesitz  schliessen,  während  solche  vielfach  vorgenommen  werden, 
ohne  dass  das  Recht  auf  Land  besteht    Hierüber  weiter  unten. 
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die  Bauern»  soweit  befragt,  ausdrücklich  darauf  hin,  dass  die  Steuerlast 
für  die  Genossen  mit  geringem  Grundbesitze  eine  erdrückende  war,  die 
Bückstände  immer  wieder  wuchsen  und  von  den  Bauern  mit  grösserem 
Grandbesitze  gedeckt  werden  mussten.  Und  so  fand  die  Ausgleichung 
des  Grundbesitzes  statt,  um  die  Steuerlast  auszugleichen,  <L  i  der  U  eber- 
gang zum  Gemeindebesitze  mit  periodischer  gleichmässiger  Vertheilung 
des  Landes.  Er  wurde  vielfach  dadurch  erleichtert,  dass  auch  unter  den 
grossen  Bauern  so  manche  ökonomisch  zerrüttet  und  daher  bereit  waren, 
lieber  einen  Theil  des  Grundbesitzes,  als  Inventarstücke  (zur  Deckung 
der  Rückstände)  wegzugeben. 

Der  Uebergang  vollzog  sich  in  den  verschiedenen  Gemeinden  zu 
verschiedenen  Zeiten.  Daten  l)  hierüber  finden  wir  insbesondere  in  Betreff 
der  Kreise  Ssurash,  Mglin,  Starodub  und  Gorodnä.  Es  sind  dieses, 
namentlich  die  beiden  erstgenannten,  die  Kreise,  die  unter  besonders 
ungünstigen  Bedingungen  leben  und  die  die  Staatsregierung  und  die 
Landschaft  wiederholt  veranlasst  haben,  sich  mit  den  Ursachen  der  Zu- 
nahme der  Rückstände,  der  Missernten  und  des  vollständigen  Verfalls 
der  bäuerlichen  Wirthschaft  zu  beschäftigen.  So  weit  es  sich  hat  fest- 
stellen lassen,  fanden  zuerst  zu  Ende  des  vergangenen  und  am  Anfange 
unseres  Jahrhunderts  Uebergänge  zum  Gemeindebesitz  statt,  dann  in 
neuerer  Zeit  Den  ersten  Anstoss  in  neuerer  Zeit  gab  die  Gemeinde 
Lüschtschizi  im  Kreise  Starodub  —  fast  in  der  Ecke  zwischen  den  drei 
Kreisen  Starodub,  Mgiin  und  Ssurash  — ,  die  am  Schlüsse  der  fünfziger 
Jahre  den  Uebergang  vollzog;  diesem  Beispiele  folgten  nach  einander  bis 
in  die  neuere  Zeit  erst  benachbarte,  dann  entferntere  Gemeinden. 
Typisch  vollzog  sich  diese  Umwälzung  in  dem  genannten  Dorfe:  die 
»Ausgleichung"  des  Grundbesitzes  erfolgte  nicht  auf  dem  Wege  einer 
allgemeinen  Umtheilung,  sondern  durch  Abschneiden  und  Zutheilen,  die 
Basis  war  die  Revisionsseele,  deren  Zahl  durch  die  staatliche  Revision 
soeben  ermittelt  war.  Die  Division  des  Areals  jedes  der  drei  Felder 
durch  die  Zahl  der  Seelen  ergab  7  Kopeika  (ein  altes  Maass:  eine  Ko- 
peika  =  Vö  Dss.)  pro  Seele.  Wer  mehr  Land  besass,  als  ihm  nach  der 
Zahl  der  Seelen  seines  Hofes  zukam,  dem  wurde  der  Ueberschuss  ab- 
geschnitten und  dem  Hofe  zugemessen,  welcher  weniger  Land  hatte,  als 
ihm  nach  dieser  Berechnung  zufiel.  Späterhin  wurde  diese  Basis  in 
soweit  verlassen,  als  bei  Todesfällen  Land  ab-  und  dem  Hofe,  der  an 
Seelen  zugenommen  hatte,  zugetheilt  wurde:  diese  Procedur  wurde  jähr- 
lich vorgenommen,  um  die  Gleichheit  aufrecht  zu  erhalten.    Hierdurch 

')  E.  ttuEMOBOBi:  ttopwz  3eMieua**Hia  bi  GypascBon  yisxi  (im  Band  IX  der 
MaTepiaiH  xm  oitbhm  seMeiunixi  yroiift,  coÖpamHe  sBcnexHiüoHHHiri  cnocoÖOMt 
cr&TBCTinecxmft  OrxiiemeMi  npn  *epHHroncxoft  rjfopHCKoft  ynparö,  1883)  pag.  25—86. 
A.  CeraoBCuft  im  Bd.  XIV  derselben  Materialien,  Abschnitt  IV,  Theil  VII,  pag.  91-92. 
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entstand  eine  so  drückende  Gemenglage,  dass  es  —  nach  vielem  Streit  — 
im  Jahre  1880  zu  einer  allgemeinen  Umtheilung  kam:  Schätzung  des 
Landes  zur  Bildung  von  Gewannen,  Gruppirung  der  Hauswirthe  in  Loos- 
gruppen  (zu  20  Seelen),  Theilung  der  Gewannen  nach  der  Zahl  der  Loos- 
gruppen  und  sodann  Verloosung  der  Landloosgruppen  und  endlich  Yer- 
theilung  der  Landloosgruppe  unter  die  Höfe.  Analog  vollzog  sich  dieser 
Process  in  anderen  Gemeinden.  Wo  sich  diese  Umwandlung  früher  (im 
Anfange  des  Jahrhunderts)  vollzogen  hatte,  haben  sich  feste  Traditionen 
(in  der  Art  der  Verloosung  etc.)  ausgebildet:  Stäbe  mit  je  einem  be- 
sonderen Abzeichen,  das  die  Loosgruppe  bezeichnet,  Stäbe  mit  dem  Ab- 
zeichen für  den  Hof;  auch  wird,  gleichfalls  wie  in  grossrussischen  Gou- 
vernements, eine  lange  Stange  benutzt,  an  welche  Jeder  die  Hand  anlegt; 
wer  das  Endstück  hält,  dem  fällt  das  betreffende  Landstück  zu;  in 
manchen  Gemeinden  wird  das  Loos  verworfen  („sepe6i8-Aypas'ba,  das 
Loos  ist  ein  Narr)  und  es  findet  gütliche  Vereinbarung  statt;  das  Gehöft- 
land wird  in  einigen  Gemeinden  auch  „ausgeglichen"  und  zwar  nach  dem 
System  des  „Hin-  und  Herschiebens",  das  in  kleinen  Gemeinden  auch  in 
Betreff  des  Feldlandes  angewandt  wird  etc.  Bald  kamen  die  Bauern 
auch  dahinter,  dass  bei  hohen  Zahlungen  arme  Höfe  mit  vielen  Seelen 
den  obliegenden  Verpflichtungen  nicht  nachkommen  konnten;  um  diesen 
Missstand  zu  beseitigen,  haben  die  Gemeinden  das  reine  Princip  der 
Vertheilung  pro  Seele  aufgegeben,  indem  sie  die  ökonomische  Leistungs- 
fähigkeit bei  der  Vertheilung  des  Landes  und  damit  der  Leistungen  mit 
in  Betracht  zogen.  Die  Gewannen  heissen  hier  noMipn,  rpyHTH,  pfen, 
die  Loosgruppen  entweder  mit  Bezugnahme  auf  den  Grundbesitz:  mshh, 
qeTBepTt,  oder  nach  der  Zahl  der  Seelen:  Zehner,  Zwanziger  etc. 

Uebrigens  haben  sich  hier  noch  Gemeinden  die  alte  Grundbesitzform 
zu  erhalten  gewusst.1) 

Dass  die  Bauern  sich  so  schnell  dreingefunden  haben,  das  Land  zu 
vertheilen,  zeigt  uns,  dass  im  Bewusstsein  der  Bevölkerung  die  alte  mark- 
genossenschaftliche Verfassung  noch  rege  war.  War  auch  das  Insleben- 
treten  des  Rechts  auf  Land  ein  Novum  im  Volksleben,  so  konnte  sich 
dieses  Princip,  einmal  von  den  Bauern  nach  Lage  der  Dinge  (Kopfsteuer 
als  Notwendigkeit  angenommen,  verhältnissmässig  leicht  und  schnell 
einbürgern.  Denn  auch  in  alter  Zeit,  wie  wir  es  in  einem  folgenden  Ka- 
pitel sehen  werden,  hatte  die  Gemeinde  gewisse  Rechte  der  Verfügung 
über  das  Land:  insbesondere  nahm  sie  auch  Neuverloosungen  (d.  i  Um- 
theilungen  mit  gleich  bleibendem  Besitzstand,  also  nur  Wechsel  der 
Landstücke)  vor  —  zwecks  Einführung  des  Flurzwangs  mit  Drei-  oder  Vier- 


*)  So  erklären  im  Kr.  Gorodna  Bauern:   sie  besitzen  das  Land  uu»  npejxi 
saHüiH,  „naift  bi  CTapHHy:  bto  pacKEuoBara"  A.  CeiWHOBCwfi,  1.  c,  pag.  91. 
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oder  Zweif elderwirthschaft  oder  zwecks  Ausscheidung  ausgesogenen  Feld- 
l&ndes  und  Hineinbeziehung  neuen  Landes  in  den  Flurzwang  etc. 

Es  hat  jedoch  nicht  allein  die  Staatsregierung  durch  ihre  Steuer- 
und  Wirthschaftspolitik  jenen  Umwandlungsprocess  im  Grundbesitzrecht 
veranlasst,  auch  die  Gutsbesitzer  haben  in  diesem  Landstrich  den  vollen 
Gemeindebesitz  (gleiche  Verkeilung  des  Landes)  eingeführt1)  In  alten 
Zeiten  wurden  die  Frohnleistungen  der  leibeigenen  Bauern  nach  der 
Grösse  des  von  jedem  Hofe  benutzten  Landes  bemessen.  Als  die  Be- 
völkerung soweit  zunahm,  dass  der  Gutsherr  nicht  mehr  über  unge- 
nutztes Land  zur  Vertheilung  an  die  neu  sich  bildenden  Höfe  verfügte, 
erkannten  die  Gutsbesitzer  es  für  vorteilhafter,  die  Frohnleistungen 
nicht  mehr  nach  der  Grösse  des  genutzten  Acker-  und  Gehöftlandes  zu 
bestimmen,  sondern  nach  dem  Täglo  (ein  erwachsener  Arbeiter  und  eine 
erwachsene  Arbeiterin,  Mann  und  Frau)  —  jedes  Täglo  musste  Land 
erhalten,  um  der  Frohne  gerectit  werden  zu  können.  Demnach  wurde 
Höfen,  deren  Täglozahl  gewachsen  war,  Land  zugetheilt,  das  anderen 
Höfen  abgeschnitten  ward,  und  so  ward  der  Gemeindebesitz  mit  gleich- 
massiger  Vertheilung  des  Landes  eingeführt  Im  Kreise  Ssurash  erfolgte 
die  Einfü,hrung  des  Täglosystems  in  den  dreissiger  und  vierziger  Jahren 
dieses  Jahrhunderts.9) 

Gegenwärtig  beobachten  wir  in  diesen  Gemeinden,  in  denen  der 
Gemeindebesitz  sich  jüngst  erst  eingebürgert  hat,  mehrfach  die  Tendenz 
hervortreten,  das  Recht  auf  Land  zu  negiren,  und  zwar  dort,  wo  die 
Ursachen  des  Ueberganges  zu  diesem  Grundbesitzrecht,  überhohe  als 
Kopfsteuer  normirte  Zahlungen  bei  der  solidarischen  Haft  der  Gemeinde, 
verschwinden  —  dieselbe  Erscheinung,  wie  wir  sie  in  den  grossrussischen 
Gouvernements  mit  altgewohntem  Gemeindebesitze  gefunden  haben.  Diese 
Tendenz  ist  namentlich  unter  den  früher  gutsherrlichen  Gemeinden  viel- 
fach zur  Thatsache  geworden:  so  haben  nur  in  acht  dieser  Gemeinden  im 
Er.  Ssurash  seit  der  Emancipation  allgemeine  Umtheilungen  stattgefunden. 
Herr  Filimonow  erklärt  in  seiner  mehrfach  citirten  Studie  diese  Erscheinung 
aus  dem  Umstände,  dass  die  Bauern  von  dem  Gemeindebesitze  (mit  all- 
gemeinen Umtheilungen)  nichts  wissen  wollen,  da  er  an  die  Leibeigen- 
schaft erinnere.  Ohne  die  Bedeutung  dieses  Factors  zu  verkennen, 
scheint  mir  das  zweite  von  ihm  angeführte  Moment  wirksamer  zu  sein: 


!)  Fflimonow:  $opira  aexie&iaxima  bi  CypascsoHi  yfexft  in  Band  IX  der  Ma- 
TepiaiH  xu  o^h&h  seiiejBHHx*  yroxii,  pag.  38.  Echmobtobcsjb::  Onacairie  Cypa- 
sciaro  yfoxa  ^epnaroB.  ry6.,  1846,  Theü  II,  Kapitel:  ceaicsoe  xomäctbo,  A. 
CemraoBcui  in  Bd.  XIV  jener  MaTepiaw,  pag.  91—92. 

*)  Auch  in  den  südlichen  Kreisen  finden  sich  dazwischen  gutsherrliche  Gemein- 
den im  Gemeindebesitze,  siehe  auch  CeMftHOBCxift,  1.  c,  pag*  91. 
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Die  Bauern  erklären  nämlich,  eine  neue  allgemeine  ümtheilung  nicht 
zuzulassen,  da  sie  die  Ablösungszahlungen  (seit  20  Jahren)  gezahlt  haben, 
sie  sich  daher  keine  Kürzung  des  Landes  zu  Gunsten  der  Genossen  mit 
geringerem  Grundbesitze  gefallen  lassen  würden.  (Es  sei  noch  bemerkt, 
dass'  auch  in  diesen  Gemeinden  Neuverloosungen  je  nach  Bedürfnis 
üblich  sind.)  Diese  Erscheinung  ist  um  so  beachtenswerter,  als  gerade 
dieser  Landstrich  (so  insbesondere  die  Kreise  Mglin  und  Ssurash)  sich, 
wie  bemerkt,  unter  ungünstigen  ökonomischen  Bedingungen  befindet,  so 
dass  nach  vielfachen,  seitens  der  Landschaft  und  der  Staatsregierung  in  An- 
lass  der  sich  häufenden  Steuerrückstände  vorgenommenen  Untersuchungen 
über  die  Ursachen  der  lässigen  Steuerzahlung  Stundungen  der  Zahlungen1 
zu  bewilligen  waren,  hier  bei  der  ersten  Ermässigung  (resp.  Aufhebung 
der  Kopfsteuer  die  meisten  Vergünstigungen  eintraten  und  die  sog. 
specielle  Ermässigung  der  Ablösungszahlungen  besonders  hohe  Ziffern 
erreichten3)  etc.  Wären  die  ökonomischen  Bedingungen  günstiger  gewesen, 
so  würde  jene  Tendenz  (Negirung  des  Rechts  jedes  Gemeindegenossen 
auf  den  proportionalen  Landantheil)  schärfer  hervortreten. 

Unter  den  Domänengemeinden  haben  wir  nur  wenige  gefunden,  die 
in  neuerer  Zeit  allgemeine  Umtheilungen  —  ungeachtet  des  vielfach 
zu  Tage  tretenden  grossen  Wechsels  im  Familienbestande  der  Höfe  — 
vorgenommen  haben. 

In  den  fünf  südlichen  Kreisen  dieses  Gouvernements,  die,  wie  bereits 
bemerkt,  fruchtbaren  Boden  haben,  hat  in  letzterer  Zeit,  wenn  der  er- 
wähnten, von  der  örtlichen  Domänenverwaltung  aufgestellten  Zusammen- 
stellung über  das  Grundbesitzrecht  der  Domänengemeinden  voller  Glauben 
geschenkt  werden  darf,  gar  eine  nicht  unbeträchtliche  Zahl  dieser  Ge- 
meinden den  Gemeindebesitz  ganz  aulgegeben  und  sind  zum  individuellen 
Grundbesitzrecht  übergegangen,  denn  jene  Zusammenstellung  ergiebt 
für  das  Jahr  1837  52°/0,  für  das  Jahr  1883  aber  nur  42%  der  Do- 
mänengemeinden dieser  Kreise,  dife  im  Gemeindebesitze  leben.  Jedenfalls 
werden  die  Gemeinden,  die  diese  Differenz  ergeben,  in  letzter  Zeit  keine 
allgemeine  Ümtheilung  vorgenommen  haben. 

Desgleichen  haben  die  Domänengemeinden  mit  Gemeindebesitz  im 
Gouv.  Poltawa8),  soweit  genaue  Daten  vorliegen,  seit  der  letzten  Be- 


x)  Der  vom  Kaiser  bestätigte  Beschluss  des  Hauptcomitäs  zur  Organisation  des 
bäuerlichen  Standes  vom  28.  October  1872,  Antrag  des  Finanzministers  an  das  be- 
zeichnete Comitä,  vom  Kaiser  am  2.  Februar  1878  bestätigt. 

2)  Mein  Artikel:  „Der  Abschluss  des  grossen  Emancipationswerkes  v.  19.  Febr. 
1861«  in  der  „Russischen  Revue",  Bd.  XXIII  (1883),  pag.  289—307,  auch  in  den 
betreffenden  Berichten  der  Gouvernements-  und  der  bezüglichen  Kreislandschaft- 
versammlungen. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Poltawa,  Bd.  II,  Abschnitt  II,  pag.  14,  16,  Bd.  III, 
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vision,  wie  z.  B.  im  Er.  Mirgorod,  zum  Theil  im  Er.  Poltawa,  sodann 
im  Er.  Lubny,  wo  einige  Domänengemeinden  (10  an  der  Zahl)  über  einen 
Theil  des  Landes  nach  Gemeindebesitzrecht  verfügen,  während  das  andere 
Land  sich  im  individuellen  Besitze  befindet,  auch  im  Er.  Gadätsch,  oder 
seit  der  Ausgabe  der  Grundbücher,  wie  z.  B.  mehrfach  im  Er.  Poltawa, 
keine  allgemeine  Umtheilung,  wohl  aber  vielfach  Neuverloosungen  vor- 
genommen. 

Dass  der  Uebergang  zum  Gemeindebesitze  mit  gleichmässiger  Ver- 
keilung des  Landes  vielfach  nicht  aus  eigener  Initiative  der  Domänen- 
gemeinde, hervorgerufen  durch  das  Steuersystem,  sondern  in  Folge 
Anregung,  Beeinflussung  und  endlich  gar  mehr  oder  weniger  directen 
Zwanges  seitens  der  vorgesetzten  Beamten  erfolgt  ist,  dafür  liegen  Be- 
lege verschiedenster  Art  vor.  So  im  Gouv.  Charkow.  Hier,  wie  auch 
in  den  anderen  Landstrichen  der  Grenzwache  der  Kosaken  wurden  die- 
jenigen Kosaken,  die  in  alten  Zeiten  nicht  als  „Erwählte"  (BBtiopmie) 
persönlich  den  Kriegsdienst  leisteten,  sondern  als  „Hülfsgenossen"  (no^no- 
Mom,HHEH,  auch  BoficKOBiie  otfnBaTejra  späterhin  genannt)  die  Mittel  zur 
Ausrüstung  und  Unterhaltung  der  ersteren  aufzubringen  hatten,  in  neuerer 
Zeit  in  die  Kategorie  der  Domänengemeinden  gesetzt.  Es  ist  der  staat- 
lichen Administration  auch  hier  geglückt,  den  ursprünglich  bestehenden 
markgenossenschaftlichen  Grundbesitz  in  Gemeindebesitz  umzuwandeln 
und  es  ist  nur  wenigen  Gemeinden  gelungen,  sich  die  alte  Grundbesitz- 
ordnung zu  erhalten.  Auch  für  diesen  Landstrich  ist  es  durch  Local- 
untersuchung  ermittelt,  dass  der  erste  Anstoss  zu  diesem  Uebergange  die 
erwähnten  Messinstructionen  der  Kaiserin  Katharina  II.  waren,  sodann, 
als  die  zweite  Periode,  die  50er  Jahre  dieses  Jahrhunderts  durch  die  Aus- 
dehnung der  pro  Revisionsseele  erhobenen  Grundpacht  (Obrok)  auf  die 
Domänenbauern  dieses  Gouvernements.  Noch  energischer  als  das  Vor- 
gehen der  Staatsadministration  war  hier  das  der  Gutsbesitzer,  die  „gross- 
russische"  Grundbesitzordnung  einzuführen,  was  sich  daraus  ergiebt, 
dass,  insbesondere  für  den  Kr.  Charkow  constatirt,  der  Gemeindebesitz 
bei  diesen  Bauern  mehr  verbreitet  ist,  als  bei  den  Domänenbauern,  bei 
denen  die  Erhaltung  der  alten  Grundbesitzordnung  häufiger  ermittelt 
ist,  durchgebildetere  Formen  besitzt  und  im  Rechtsbewusstsein  der 
Bauern  festere  Gestaltung  gewonnen  hat,  als  bei  den  Domänenbauern 
im  Gemeindebesitze.  Auch  hier  zeigt  sich  das  Widerstreben  gegen 
neue  allgemeine  Umtheilungen:  es  haben  nur  sehr  wenige  Gemeinden, 
abgesehen  von  Neuverloosungen,  seit  der  Emancipation  eine  Neuvertei- 
lung des  Landes  vorgenommen.    Also  eine  Bückkehr  zur  alten  Grund- 


Abschnitt  II,  pag.  9,   Bd.  IV,  Abschnitt  II,  pag.  11— 14,  Bd.  V,  Abschnitt  II, 
pag.  10-1L 


—    64    — 

besitzordnung,  die  noch  nicht  dem  Gedächtnisse  der  Bauern,  welche  sich 
zumeist  sehr  genau  der  ersten  allgemeinen  Umtheilung,  des  Uebergangs 
vom  alten  „Familiengrundbesitz"  zum  „Seelengrundbesitz"  entsinnen  oder 
durch  Erzählung  der  Eltern  wissen,  entschwunden.1) 

Besonders  stark  und  nachhaltig  ist  der  Druck  der  Administration 
im  Er.  Ob o jan  (Gouv.  Kursk)8)  zu  Tage  getreten.  Es  handelte  sich  hier 
um  in  Domänenbauern  umbenannte,  im  siebzehnten  Jahrhundert  und 
später  eingewanderte  Ueberläufer  und  Einhöfler,  die  auch  im  mark- 
genossenschaftlichen Verbände  lebten.  In  den  Jahren  1839 — 40  be- 
reisten Beamte  die  einzelnen  Gemeinden,  thaten  alles  nur  mögliche,  um 
eine  Majorität  für  den  U ebergang  zum  Gemeindebesitz  zusammen- 
zubringen, und  mit  Erfolg.  Eifrige  Anhänger  fanden  sie  natürlich 
unter  den  Bauern  mit  geringem  Grundbesitz  und  grosser  Seelenzahl,  die, 
lüstern  auf  den,  ihnen  winkenden  Landgewinn,  eifrige  Parteigänger  der 
Beamten  waren.  War  einmal  die  Majorität  beisammen,  so  wurden 
die  sich  nicht  fügenden  Opponenten  einfach  als  Aufwiegler  und  Re- 
yolutionäre  bestraft.8)  Dieses  wüste  Treiben  fand  erst  eine  Grenze, 
als  es  einem  Bauern  gelang,  auf  Grund  der  vorgewiesenen  Verlei- 
hungsurkunde sein  Eigentumsrecht  auch  formaliter  nachzuweisen.  Be- 
zeichnend ist  es,  dass  die  Gemeinde  Rokowo,  als  es  den  landreichen 
Bauern  durch  Nachweis  ihres  Eigenthumsrechts  gelang,  ihren  Grand- 
besitz auszuscheiden,  sofort  wieder  zum  individuellen  Grundbesitzrecht 
zurückkehrte. 

Andererseits  scheint,  dass  der  Uebergang  zum  Gemeindebesitz,  veran- 
lasst durch  das  Steuersystem,  ganz  freiwillig,  ohne  in  der  Gemeinde  Wider- 
spruch zu  finden,  erfolgt  ist  Dort,  wie  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt 
am  leichtesten,  wo  die  Verkeilung  des  Grundbesitzes  keine  erheblichen 
Unterschiede  aufwies,  Neuverloosungen  (zur  Beseitigung  zu  weitgehender 
Gemenglage,  zur  Ermöglichung  eines  Wechsels  des  Ackerlandes  etc.1 
üblich  waren  und  jene  eigentümliche  Grundbesitzordnung  sich  ausbildete, 


*)  MaTepiam  xu  craTHCTiraecKO»8KOHOMH*ecKaro  onHcamn  XapuoBcsaro  yiya 
Bayern  I,  XapMLOBi  1884,  Aasgabe  der  Charkower  Kreislandschaft,  pag.  70—78» 
110  u.  flg.  EL^HseBCKifi:  GraposaHMOiHBui  aeiuH,  pimema  XapizoBCBaro  oapy»raro 
cyja  no  Hcsaxi  apecTMHCMXi  oömecTB*  k&  XapBBOBCzoft  Kaseraoft  muaift  o  craposaa- 
mouhxi  aeiujxi  (mit  Beilage :  Verleihungsurkunden  und  andere  Documenta),  Charkow 
1888,  pag.  75  tu  flg.,  H.  KmireHi:  Omcame  BonaiicBaro  ytoxa  XaputOBcaoI  ryöepmi 
vb  ceJBCBO-zoaatcTBeBao-CTaTHCTH^ecBOMi  oraomeeiH,  Charkow  1882,  Ausgabe  der 
Charkower  landwirthschaftlichen  Gesellschaft,  pag.  117—120. 

*)  Statistik  des  Kreises  Obojan,  Theil  II,  pag.  1—4,  14—15. 

')  Erst  im  am  28.  Mai  1870  bestätigten  Beschlösse  des  Hauptcomites  zur  Or- 
ganisation des  bäuerlichen  Standes  wurde  ausdrücklich  —  was  sonst  selbstverständlich 
ist  —  ausgesprochen,  dass  der  Uebergang  zum  Gemeindebesitze  nur  bei  Einstimmigkeit 
aller  Betheiligten  erfolgen  kann. 
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von  der  in  Capitel  V  die  Bede  sein  wird.  Diese  Erscheinung  finden  wir 
vielfach  unter  Einhöf  lern.  Der  Druck  der  unter  solidarischer  Haft  der 
Gemeinden  beigetriebenen  Kopfsteuer  und  namentlich  der  nach  diesem 
System  erhobenen  Pacht  seit  der  Mitte  unseres  Jahrhunderts  hat  es 
dahin  gebracht,  dass  selbst  bei  Einhöflern,  deren  individuelles  Grund- 
besitzrecht nie  in  Zweifel  gezogen  ist,  beim  Eintreffen  dieser  Bedingungen1) 
die  Gemeinde  vielfach  aus  eigener  Initiative  einmüthig  zum  Gemeinde- 
besitz übergegangen  ist:  Bauern,  die  hierbei  einiges  an  Grundbesitz 
einbüssten,  erkannten  diesen  Verlust  als  ein  geringeres  Uebel,  denn 
herangezogen  zu  werden  zur  Aufbringung  der  Steuerrückstände  land- 
armer aber  seelenreicher  Genossen,  denn  die  Vergrösserung  des  Grund- 
besitzes dieser  ermöglichte  ihnen  die  Entrichtung  der  obliegenden 
Leistungen.2) 

Diese  Finanz-  und  Agrarpolitik  der  Regierung  hat  sich  bis  an  die 
äussersten  Grenzen  des  Reichs  fühlbar  gemacht.  Selbst  in  Landstrichen, 
die  unter  ganz  anders  gearteten  historischen  Vorbedingungen  und  daher 
unter  ganz  abgesonderter  Verwaltung,  unter  besonderen  Gesetzen  stehen, 
wird  jene  Politik  mit  aller  Zähigkeit,  wenn  auch  nicht  mit  voller  Er- 
kenntniss  des  Revolutionären  dieses  Vorgehens,  befolgt.  So  im  Gouv. 
Eriwan  (in  Transkaukasien),  dem  Grenzgebiet  gegen  Persien  und  die 
Türkei  In  den  uns  vorliegenden  „Materialien  zur  Erforschung  der  öko- 
nomischen Lage  der  Domänenbauern  in  Transkaukasien"8)  finden  wir  An- 


')  Der  erste  äussere  Factor,  der  jenen  Uebergang  anbahnte,  war  der,  dass  bei 
der  mehrerwähnten  Generalvermessung  unter  der  Kaiserin  Katharina  II.  das  Land 
nicht  jedem  einzelnen  Hofe  abgegrenzt  ward,  sondern  dem  ganzen  Dorfe,  wobei  nur 
die  einzelnen  Besitzer  and  die  Grösse  ihres  Besitzes  vermerkt  ward,  ein  zweiter 
Factor,  dass  in  späterer  Zeit  noch  den  Gemeinden  Wald  zu  gemeinsamen  Besitz- 
tum zugemessen  ward.  Hierzu  trat  nun  die  Wirkung  der  Kopfsteuer,  die  sich 
besonders  stark  fühlbar  machen  musste,  als  die  Einhöfler  zur  Obrokzahlung  (Grund- 
pacht an  den  Staat),  die  pro  Revisionsseele  von  der  Gemeinde  erhoben  ward,  heran- 
gezogen wurden,  soweit  es  ihnen  nicht  gelang  aus  eigener  Initiative  diese  Zahlung  in 
eine  Grundsteuer  umzuwandeln,  Theil  U,  Hälfte  II  dieses  Werkes,  pag.  188—195, 
daselbst  auch  Literaturangabe,  weiterhin  in  den  Kr.  Sudsha,  Fatesh,  Rulsk,  Putiwl, 
Schtschigrow  und  Obojansk,  in  der  bezüglichen  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  in  den 
Er.  Temnikow,  Lipez,  Kirsanow  etc.,  in  der  Statistik  des  Gouv.  Tambow.  B.  CeiieBCKifl: 
Kasemrae  BpeeraiHe  opn  Ewn-epra-fe  H.  in  der  Pvccsaa  Ciapima  1879,  Bd.  IV,  Sta- 
tistik des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  H  (Kr.  Stawropol),  pag.  59-62. 

*)  Solches  auch  constatirt  in  der  Vorlage  der  Gommission  zur  Reform  des  Steuer- 
systems v.  15.  Juli  1862,  Nr.  180,  abgedruckt  in  der  TpyjH  Kommhccih  Bücoiaime 
yHpesxemioft  xzji  nepecMorpa  chct6mh  nojaiefi  h  cöopoBi,  Tom  HI:  npjnrae  naiora, 
1868.  Siehe  auch  K.  Toiobehi:  Hama  ceiBcaaa  oämiraa  im  Pycczift  B£cthhki  1885, 
Bd.  XI,  pag.  107,  126. 

*)  Es  sind  das  Berichte  der  vom  Domänenministerium  veranstalteten  grossen 
Enquete  über  die  Lage  der  Domänenbauern  in  Transkaukasien,  die  veröffentlicht 

t.  Keutfler,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeindebesitzes.    HI.  5 
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gaben  über  die  Grundbesitzordnung  der  Bauern  in  vier  Kreisen  dieses 
Gouvernements.  Bei  dem  sonstigen  Mangel  an  Untersuchungen  über  ein 
so  schwierig  zu  erforschendes  Gebiet,  wie  das  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzrechts, zumal  es  sich  hier  um  fremde  Volksstämme  (Armenier, 
Türken,  Kirgisen-Jesulen  etc.)  handelt,  über  welche  die  Kenntnisse  über- 
haupt gering  sind,  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  dass  die  Angaben 
der  mit  der  Enquete  betrauten  Beamten  auf  diesem  Gebiet  lückenhaft 
sind.  Wenn  sie  auch  in  dem  Programm  ausdrücklich  beauftragt  sind, 
bei  den  Localuntersuchungen  ihre  besondere  Aufmerksamkeit  der  Ge- 
staltung des  Grundbesitzrechts  zuzuwenden,  so  musste  diese  Frage  doch 
gegenüber  der  Hauptaufgabe  der  zu  Verwaltungszwecken  angeord- 
neten Enquete,  der  Erforschung  der  ökonomischen  Lage  der  Bauern, 
zurücktreten.  Eine  weitere  Erschwerung  der  Untersuchung  besteht  endlich 
darin,  dass  es  sich  zum  grossen  Theil  um  Bauern  handelt,  die  kürzlich 
erst  aus  Persien  und  der  Türkei  eingewandert  waren,  deren  Grundbesitz- 
ordnung also  eine  noch  flüssige,  noch  nicht  krystallisirte  ist,  die  ihre 
bezüglichen  Anschauungen  aus  der  alten  Heimath  mitgenommen  haben, 
diese  aber  müssen  durch  das  anders  geartete  Land,  durch  seine  anders  ge- 
arteten historischen  Bedingungen  und  durch  die  anders  gearteten  Rechts- 
titel, unter  welchen  ihnen  die  Ansiedlung  gewährt  und  das  Land  zuge- 
wiesen ward,  erheblich  beeinflusst  und  modificirt  worden  sein.  Endlich 
erfährt  die  Untersuchung  noch  dadurch  eine  Komplication,  dass  sich  die 
ursprüngliche  Grundbesitzordnung  auch  in  den  Gemeinden,  die  dem  Streben 
der  Regierung  nach  allgemeiner  Ausgleichung  noch  Widerstand  leisten, 
durch  diese  Beeinflussung  geändert  haben  mag.  Immerhin  glauben  wir 
in  Betreff  einiger  wesentlicher  Punkte  zu  ziemlich  sicheren  Schlüssen 
gelangt  zu  sein  und  zwar  durch  die  kritische  Gegenüberstellung  der  Dar- 
stellung der  gesondert  von  einander  arbeitenden  fünf  Berichterstatter 
über  fünf  Landstriche  dieses  Gouvernements:  Bezirk  Schoragäl  im  Kr. 
Alexandropol1),  südwestlicher  Theil  des  Kr.  Nowobajaset2),  der  westliche 
Theil  des  Kr.  Nachitschewan8),  Bezirk  Ordubat  in  demselben  Kreise*)  und 


werden  unter  dem  Titel:  MaTepiara  äiä  Hsv^em«  dROHOMHiecKaro  6ms.  rocyAapcTBeHHHii 
KpecTBÄO-L  3aKaBRa8CKaro  Kpaa,  Tiflis  1884  u.  1885  (in  noch  fortlaufenden  Lieferungen^ 
Ein  zweites  Sammelwerk,  auch  vom  Domänenministerium  veranlasst:  MaTepiaiH  a« 
ycTpoficTBa  KaseHHHxi  i*bthhxi  h  shmhhxt.  nocTÖHm-b  h  xja  H3y?eaui  CKOTOBOxcroa  u 
KaBKa3&,  Tiflis  1886  (bisher  nur  eine  Lieferung  erschienen),  behandelt  die  in  diesen 
Landstrichen  besonders  wichtige  Frage  der  Weideplätze. 

*)  MaTepiaiH  jiji  nzy^euiti  3&OH0MK?ecKaro  6trra  rocyjap.  Kp-ani  3aKaBsasciaro 
Kpaa,  Bd.  I,  Lieferung  I,  pag.  1—97  (Berichterstatter  S.  Selinski). 

a)  MaTepiaiH  etc.,  Bd.  I,  Lieferung  III,  pag.  303—381  (Berichterstatter  A.  Pw- 
wizki). 

»)  MaTepiaiH  etc.,  Bd.  I,  Lieferung  V,  pag.  529  -  608  (Berichterstatter N.  Nikiforow). 

*)  1.  c,  pag.  609—648  (Berichterstatter  P.  Jagodünski). 
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der  westliche  Theil  des  Er.  Scharuro-Daralagez.1)  Uebereinstimmend  sind 
die  Berichte  darin,  dass  die  bäuerlichen  Gemeinden  markgenossenschaft- 
liche Verbände  bilden:  das  Gehöftland  (auch  Weingärten  und  andere 
Gärten)  befand  und  befindet  sich  auch  jetzt  im  festen  Besitze  der  Inhaber, 
im  Falle  des  Verlassens  der  Gemeinde,  des  Aussterbens  der  Familie  fällt 
es  wieder  an  die  Gemeinde;  Weideland,  Steinbrüche,  Lehmgruben,  Torf- 
land, Sümpfe  etc.  standen  und  stehen  unter  der  directen  Verfügung 
der  Gemeinde  und  in  der  Nutzung  Aller;  Acker  und  Wiese  aber  waren 
früher,  jetzt  aber  zumeist  nicht  mehr,  im  un verkürzbaren  Besitze  der  Ein- 
zelnen. Interessant  und  einen  Einblick  in  die  untergehende  Grundbesitz- 
ordnung gewährend  ist  die  in  diesen  Landstrichen  gefundene  Grund- 
besitzberechnung des  Einzelnen  nach  „Ampa",  auch  „Batman".  Befangen 
in  der  Vorstellung  vom  bäuerlichen  Gemeindebesitz,  wie  er  sich  in  den 
inneren  Gouvernements  des  Reichs  ausgebildet  hat,  deuten  die  Bericht- 
erstatter dieses  armenische  Wort,  das  ursprünglich  Ehre,  Berühmtheit, 
hohes  Alter  bezeichnet,  als  ideelle  Einheit  der  wirthschaftlichen  Kraft 
und  berufen  sich  hierbei  darauf,  dass,  wer  von  den  Bauern  reicher  ist, 
auch  einen  grösseren  Bruchantheil  einer  „Ampa"  (*/i6  Ampa  wird  mit  Kot, 
auch  Ssomar,  Vs  ™t  Ptschech  oder  Kess-Tscharek  —  ein  halbes  Viertel  — - 
und  1U  mit  Tscharek  bezeichnet)  oder  gar  eine  ganze  Ampa  besitzt,  die 
ärmeren  aber  nur  über  geringe  Bruchtheile  einer  Ampa  verfügen.*)  Nun 
registriren  aber  die  Berichterstatter  selbst,  dass  früher  (vor  den  50er 
Jahren  unseres  Jahrhunderts)  kein  Gemeindebesitz  mit  gleicher  Ver- 
keilung des  Landes  bestanden  hat,  vielmehr  eine  sehr  verschiedene 
Vertheilung  des  Grundbesitzes  an  der  Tagesordnung  war.  Andererseits 
aber  wurde  die  Ausdehnung  des  Grundbesitzes  auch  in  früherer  Zeit 
nach  Ampa  und  ihren  Bruchtheilen  bestimmt  Es  spricht  Alles  in  den 
Berichten  Notirte  dafür,  dass  Ampa  die  ursprüngliche  Grösse  des  Bauern- 
hofes, der  Besitz  des  Bauern  an  getheiltem  und  ungetheiltem  (Weide  etc.) 
Grundbesitz  bedeutete8),  d.  h.  sie  bedeutete,  was  im  alten  Russland  die 
„Wütj",  bei  den  germanischen  Völkern  die  „Hufe"  hiess.  Die  Bruch- 
theile der  Ampa  entstanden  durch  Erbtheilungen  des  Hofes,  dann  auch 
durch  Verkäufe  von  Theilen  des  Hofes.  In  einigen  Gegenden  hat  die 
Parcellirung  so  zugenommen,  dass  z.  B.  im  Kr.  Scharuro-Daralagez  nur 


*)  1.  c,  pag.  649—731  (Berichterstatter  A.  Dekonski). 

*)  L  c,  Bd.  I,  Lieferang  I,  pag.  16-22,  Bd.  I,  Lieferung  III,  pag.  821—324, 
Bd.  I,  Lieferung  V,  pag.  546-549,  664-665. 

')  Bei  den  Armeniern  in  der  Umgegend  von  Taganrog  (Goav.  Jekaterinoslaw) 
wird  das  Land  getheilt  nach  „Jarmo",  von  denen  jeder  Hof  eines  oder  mehrere  hat. 
Aach  hier  sacht  der  Berichterstatter  (Statistik  des  Gouv.  Jekaterinoslaw,  Bd.  I, 
pag.  101)  diesen  Begriff  in  das  usueUe  Gemeindebesitzrecht  hineinzuzwängen.  Sechs 
Jarmo  bilden  einen  „Saban",  eine  Loosgruppe.  ■  ..,•>'      -       ;  *.• 
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nach  Tscharek  (Viertel)  gerechnet  wird.1)  Es  liegt  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  in  den  verschiedenen  Landstrichen  und  wol  auch  in  dem- 
selben Landstrich,  aber  in  verschiedenen  Gemeinden,  die  Ausdehnung 
einer  Ampa  sehr  verschieden  war.  Diese  Verschiedenheit  wird  noch 
dadurch  vermehrt,  dass  dort,  wo  die  Bauern  viel  ungeteiltes  Gemeinde- 
land besassen,  die  Gemeinde  thatkräftigen  Genossen  kein  Hinderniss  in 
den  Weg  legte,  mit  Gestrüpp  und  Steinen  behaftetes  Gemeindeland  zu 
reinigen  und  in  Cultur  zu  ziehen.9)  Die  Bevölkerung  lebt  in  Dörfern, 
der  Grundbesitz  des  Einzelnen  besteht  aus  vielen  zerstreut  liegenden 
Feld-  und  Wiesenparcellen.  Es  ist  gelungen  in  einzelnen  Fällen  zu  con- 
statiren,  dass  diese  Gemenglage  der  Landstücke  nicht  immer  und  allein 
durch  Erbtheilungen,  Käufe  etc.  entstanden  .ist,  sondern  in  dem  Vor- 
handensein von  Gewannen  ihren  Ursprung  findet  Diese  Thatsache  spricht 
dafür,  dass  bei  der  ursprünglichen  Niederlassung  die  Glieder  der  Mark- 
genossenschaft, wie  das  ja  auch  bei  anderen  Völkern  und  in  anderen 
Ländern  zur  Genüge  beobachtet  ist,  zur  gerechten  Vertheilung  des  Landes 
Gewannen  bildeten,  in  welch'  jedem  jeder  Genosse  seinen  Antheil  erhielt, 
dessen  Gesammtsumme  mit  dem  Recht  der  Nutzung  des  ungeteilten 
Gemeindelandes  und  der  Hofstätte  seine  „Ampa"  oder  die  „Ampa-Tscha- 
rek"  ausmachte.  In  einem  Berichte  (Bez.  Schoragäl)  wird  vermerkt,  dass 
auch  gemeinsames  Mähen  der  Wiesen  mit  Theilung  des  Ertrages  unter 
die  Genossen  geübt  wird.  Soviel  lässt  sich  aus  den  Berichten  über  die 
alte  Grundbesitzordnung  mit  einiger  Bestimmtheit  ermitteln. 

Die  Steuer-  und  Agrarpolitik  der  Regierung  hat  nun  diese  Grund- 
besitzordnung erst  ohne  Absicht,  dann  aber  mit  vollem  Bewusstsein  zer- 
stört, und  es  ist  nur  wenigen  Gemeinden,  zumeist  im  Bezirk  Ordubad8), 
gelungen,  sich  das  alte  Grundbesitzrecht  oder  Theile  desselben  zu  be- 
wahren. Am  leichtesten  musste  sich  diese  Umwälzung  dort  vollziehen, 
wo  die  Bevölkerung  neu  eingewandert  war  (zumeist  in  den  30er  Jahren 
unseres  Jahrhunderts)  und  das  Land  von  der  Regierung  erhalten  hatte, 
die  auch  im  Bewusstsein  der  Bauern  als  Eigenthümerin  des  Landes  gelten 
musste,  der  somit  das  Recht  der  Bestimmung  über  die  zu  geltende 
Grundbesitzordnung  füglich  nicht  abgesprochen  werden  konnte.  Dieser 
Process  vollzog  sich  in  folgenden  Etappen.  Zu  Zwecken  der  Besteuerung 
der  bäuerlichen  Bevölkerung  erfolgte  in  den  50er  Jahren  in  Trans- 
kaukasien  eine  ,,Kameralaufnahme  der  Rauchfänge".4)  Das  Steuennass 
pro  Rauchfang  (pro  Wohnstätte)  ward  je  nach  den  localen  Bedingungen 

')  MaiepiaiH  etc.,  Lieferung  V,  pag.  664  and  666. 
*)  1.  c,  Bd.  I,  Lieferung  I,  pag.  17. 
')  Bd.  I,  Lieferung  V,  pag.  628—629. 

*)  Bd.  I,  Lieferung  I,  pag.  18,  56-57,  Lieferung  III,  pag.  844-860,  Lieferung  V, 
pag.  572—576,  600—606,  640,  647,  697-698,  720—727. 


—    69    — 

(Fruchtbarkeit  des  Bodens,  Erwerbsverhältnisse  etc.)  in  den  Landstrichen 
wie  auch  nach  Gemeinden  verschieden  bemessen,  in  der  Gemeinde  jedoch 
war  der  Steuersatz  ein  gleicher  für  alle  Hofstätten  ganz  ohne  Rücksicht 
auf  die  Grösse  des  Grundbesitzes  und  den  Wohlstand  der  Einzelnen1), 
der  auf  die  Gemeinde  entfallende  Gesammtbetrag  aber  wurde  unter  ihre 
solidarische  Haft  gestellt  Diese  ganz  rohe  Besteuerung  hätte  mit  einiger 
Nachhilfe  seitens  der  Regierung,  die  ja  die  innere  Yertheilung  der  Abgaben 
and  Steuern  in  der  Gemeinde  überall  dieser  überlässt,  leicht  zu  einer 
Grundsteuer  irgend  welcher  Art,  etwa  mit  einer  Rauchfangsteuer  combinirt, 
gemacht  werden  können.  Sich  selbst  überlassen,  hat  die  Gemeinde  nur 
in  einigen  Landstrichen  diesen  Schritt  gethan,  sonst  erhob  sie  die  Steuer 
pro  Rauchfang.  Zuerst  lag  Solches  im  Interesse  der  leitenden,  wohl- 
habenden Wirthe  in  der  Gemeinde,  von  denen  eine  Grundsteuer  mehr 
Opfer  beansprucht  hätte.  Bald  aber  wandte  sich  das  Blatt:  einerseits 
mussten  diese  für  die  Rückstände  der  Armen  einstehen,  andererseits  ver- 
langten die  Bauern  mit  geringem  Grundbesitz  und  zwar  um  so  energischer, 
je  zahlreicher  sie  waren  und  je  weniger  und  gar  wo  kein  Land  zur 
Urbarmachung  vorhanden  war  und  die  Erträge  des  Landes,  die  früher 
vielfach  sehr  bedeutend  waren,  abnahmen,  nicht  eine  Ausgleichung  der 
Steuer  nach  der  Grösse  des  Grundbesitzes,  sondern  eine  Ausgleichung  des 
Grundbesitzes  selbst  auf  Grundlage  dessen,  dass  sie  die  gleiche  Zahlung 
entrichten,  wie  die  landreichen.  Die  zweite  Etappe  auf  diesem  Gebiete  war 
das  Emancipationsgesetz  für  Transkaukasien,  oder  vielmehr  eine  falsche 
Interpretation  desselben:  aus  den  Art.  47,  Punkt  5,  52,  Punkt  3  und  57 
Punkt  1,  die  nur  über  eventuell  gemeinsames  Besitzthum  der  Gemeinde 
handeln,  wird  vielfach  die  Forderung  der  gleichen  Vertheilung  des  Landes 
herausgelesen  und  auf  Grund  dessen  von  der  Administration2)  die  zwangs- 
weise Einführung  des  Gemeindebesitzes  verlangt,  während  das  Gesetz  vom 
individuellen  Grundbesitzrecht  ausgeht  (Art  11,  17,  Punkt  2,  34,  53, 
80  u.  flg.  des  Localgesetzes.) 

So  finden  sich  zur  Zeit  nebeneinander  drei  Grundbesitzordnungen: 
voller  grossrussischer  Gemeindebesitz,  eine  combinirte  Form  und  die 
alte  Grundbesitzordnung.  Im  Bezirk  Schoragäl  und,  wie  es  scheint  auch 
im  Er.  Nachitschewan  (westlicher  Theil)  ist  nur  in  wenigen  Dörfern  die 
strenge  Vertheilung  pro  Seele  und  zwar  beiderlei  Geschlechts  nach  spe- 
cieller  Anordnung  der  Regierung  durchgeführt,  zumeist  hat  ein  Compromiss 
zwischen  den  widerstreitenden  Interessenten  stattgefunden:  den  Land- 
reichen ward  mehr  pro  Seele  zugesprochen  als  den  Landarmen,  so  ward 


])  Die  Bemessung  der  Steuer  ist  auch  nach  Gemeinden  sehr  ungleichmässig 
erfolgt,  Bd.  II,  Lieferung  I,  pag.  80—81. 

*)  Bd.  I,  Lieferung  III,  pag.  822,  Bd.  I,  Lieferung  I,  pag.  21. 
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z.  B.  im  Dorf  Hesal-Dary  im  erstgenannten  Bezirke  ersteren  42/t  Kot 
pro  Seele,  letzteren  aber  nur  3%  zugetheilt.  Der  Verlust  an  Land,  der 
ersteren  bei  der  strengen  Seelenvertheilung  drohte,  wurde  also  gemindert 
Es  fand  in  diesem  Bezirke  keine  Verloosung  der  Landstreifen  statt,  son- 
dern es  ward  das  Land  abgeschätzt  und  je  nach  Ergebniss  der  Berech- 
nung dem  einen  Hof  Land  ab-  und  dem  anderen  zugemessen,  die  hier- 
durch vergrösserte  Gemenglage  der  Grundstücke  ward  vielfach  durch  güt- 
lichen Austausch  beseitigt.  Im  Er.  Nowobajaset  hat  bis  zum  Jahre  1882 
die  alte  Grundbesitzordnung  sich  erhalten,  da  erfolgte  ein  Befehl  des 
Gouverneurs  des  Gouv.  Eriwan  mit  Berufung  auf  das  Emancipations- 
gesetz  an  den  Kreischef  von  Nowobajaset,  dass  der  Grundbesitz  pro 
Seele  zu  vertheilen  sei  Hier  hat  denn  auch  in  allen  Gemeinden  die 
gleiche  Vertheilung  des  Landes  pro  Seele  stattgefunden,  auch  hier  ohne 
allgemeine  Verloosung,  sondern  durch  Ab-  und  Zuschneiden  von  Land- 
stücken. Gegen  die  Höfe,  die  Land  zu  verlieren  hatten,  ward  nur  die 
Bücksicht  beobachtet,  dass  ihnen  die  Entscheidung,  auf  welche  Stücke 
sie  verzichten,  überlassen  ward.  —  Vielfach  ward  durch  Gemeindebeschluss 
bestimmt,  dass  den  Steuerrückständigen  das  Land  abgenommen  werden 
soll  —  hierin  liegt  eine  Aussicht  für  die  wohlhabenderen  Höfe,  einen 
Theil  des  ihnen  abgenommenen  Grundbesitzes  wieder  zu  erhalten.  Ebenso 
scheint  im  Er.  Scharuro-Daralagez  der  Gemeindebesitz  überall  durch- 
geführt zu  sein.  Der  „Tscharek",  das  alte  Antheilsrecht,  ist  zu  einer 
Rechnungeinheit  herabgesunken,  wenn  die  Antworten  der  Bauern  richtig 
verstanden  sind.  Dagegen  ist  es  dem  Berichterstatter  für  den  Bezirk 
Ordubat  nur  gelungen,  eine  Gemeinde  zu  entdecken,  die  das  Land,  aber 
nur  einen  weniger  werthvollen  Theil  desselben,  „umtheilte",  was  aber 
auch  nur  eine  Neuverloosung  gewesen  sein  mag;  hier  hat  sich  also  die 
alte  Grundbesitzordnung  erhalten.  Leider  bietet  das  vorliegende  Material 
keinen  direkten  Nachweis  der  Ursachen  der  verschiedenartigen  Entwicke- 
lung.  Die  Vermuthung  liegt  nahe,  lässt  sich  aber  nur  in  einigen  Fällen 
nachweisen,  dass  der  Process  sich  bei  hohen  Zahlungen  und  bei  geringem 
Unterschiede  in  der  Vertheilung  des  Grundbesitzes  leichter  vollzog,  als 
in  den  Gemeinden  mit  nicht  hohen  Zahlungen  und  grösserer  Verschieden- 
heit in  der  Vertheilung  des  Grundbesitzes:  auf  diesen  letzteren  Umstand 
mag  die  in  mehreren  Berichten  erwähnte  Thatsache  Bezug  haben,  dass 
in  einem  Theile  der  Dörfer  diese  Umwälzung  mit  grossem  Zerwürfnis 
Streit  etc.  verbunden  war.  —  Die  neue  Grundbesitzordnung  hat  nicht 
festen  Fuss  gefasst;  Verkäufe  von  bäuerlichem  Grundbesitz  kommen  auch 
jetzt  vor,  so  im  Bezirk  Schoragäl:  es  scheint  somit,  dass  in  solchen  Ge- 
meinden an  eine  nochmals  eintretende  Neuvertheilung  nicht  geglaubt 
wird.  Die  Fristen  für  die  Umtheilung  sind  sonst  15  Jahre,  10,  5, 
selbst  3.    Aus  dem  Berichte  ist  es  nicht  ersichtlich,  ob  es  wirklich  all- 


—     71     — 

gemeine  Umtheilungen  oder  nur  Neuverloosungen,  etwa  zur  Verringerung 
der  Gemenglage  der  Grundstücke,  sind. 

Im  Gouv.  Kutais1)  hat  sich  diese  Umwälzung  nicht  vollzogen.  Hier 
ist  das  individuelle  Grundbesitzrecht  strenger  ausgeprägt,  wesentlich  be- 
fördert durch  das  Wohnen  in  Einzelhöfen,  zum  Theil  in  grossen  Familien. 
Gemeinsames  Weideland  und  Wald  finden  sich  fast  nur  im  Kr.  Ratscha, 
woselbst  gemeinsames  Wirtschaften  mehrerer,  zumeist  verwandter 
Familien  beobachtet  ist.2)  Das  Weiden  auf  dem  Ackerland  (Flurzwang) 
findet  sich  dazwischen  doch.  Was  die  Aufbringung  der  Steuern  an- 
betrifft, so  wird,  so  weit  aus  den  vorliegenden  Berichten  über  vier  Kreise 
ersichtlich  ist,  nur  im  Kr.  Letschgum8)  eine  Schätzung  des  Wohlstandes 
der  Höfe  seitens  der  Gemeinde  vorgenommen,  während  in  den  Kreisen 
Kutais4),  Osurgeti6)  und  Ratscha6)  die  rohe  Form  der  Rauchfangsteuer 
ohne  jede  Specialisirung  herrscht.  Auch  im  Kr.  Baku7),  im  gleich- 
namigen Gouvernement  hat  sich  der  individuelle  Grundbesitz  erhalten 
und  die  Steuern  werden  pro  Rauchfang  erhoben.  Bei  dem  Verhalten 
der  Regierung  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  der  Berichterstatter, 
zumal  wenn  er  Solches  hat  hören  wollen,  notirt,  dass  z.  B.  im  Kr.  Baku 
die  Bauern  einiger  Gemeinden  ihm  den  Wunsch  nach  einer  allgemeinen 
Umtheilung  ausgesprochen  haben,  da  „die  Vertheilung  des  Landes  nicht 
den  Bedürfnissen  und  den  Arbeitskräften  der  Hauswirthe  proportional 
sei".8)  Wie  man  in  den  Wald  ruft,  so  schallt  es  wieder!  Solche  Wünsche 
wird  der  Berichterstatter  doch  nur  von  landarmen  Bauern  gehört  haben.  — 

Kehren  wir  zur  Principienfrage  zurück. 

Es  liegt  uns  noch  die  Erklärung  der  Erscheinung  ob,  dass  die  neu 
sich  bildende  Gemeindebesitzordnung,  bedingt  durch  das  Streben  einer 
Gruppe  derWirthe  nach  Erhaltung  des  bestehenden  Wirthschafts- 
betriebes,  sich  erst  jetzt  nach  der  Emancipation  auszubilden  beginnt 
Hat  denn  dieses  Streben  in  früherer  Zeit  nicht  bestanden?  Früher 
sorgte  die  Domänen-,  die  Apanagenverwaltung  und  jeder  Gutsbesitzer 
schon  im  eigenen  Interesse  für  die  Erhaltung  des  durch  die  Zunahme 
der  Bevölkerung  beständig  gestörten  harmonischen  Verhältnisses  der  Be- 
völkerungsziffer der  Gemeinde  und  des  zugemessenen  Landes.  So  ward 
für  die  Domänenbauern  gar  im  Gesetze  ein  je  nach  den  Gouvernements 

l)  MaTepiaiH  etc.,  Bd.  I,  Lieferung  II,  pag.  167—168,  Bd.  I,  Lieferung  III, 
pag.  220—222,  Lieferung  VI,  pag.  738—740. 
')  1.  c,  Bd.  If,  Lieferung  I,  pag.  24—28. 
*)  1.  c,  Bd.  I,  Lieferung  II,  pag.  184—186. 
4)  1.  c.,  Lieferung  III,  pag.  255-258,  299—301. 
6)  1.  c,  Lieferung  VI,  pag.  755—756,  780—787. 
«)  1.  c,  Bd.  II,  Lieferung  I,  pag.  78—82,  146—153. 
')  1.  c,  Bd.  I,  Lieferung  IV,  pag.  489-491,  503—504,  525. 
*)  1.  c,  pag.  490. 
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wechselndes  Minimum  an  Land  pro  Revisionsseele  statuirt  Ergab  eine 
neue  Revision  in  dieser  Beziehung  ein  Deficit,  so  hatte  die  Gemeinde 
ein  Recht  auf  die  entsprechende  Erweiterung  des  Landes;  konnte  diesem 
Rechte  durch  Neuzutheilung  von  Land  in  der  Nähe  des  Dorfes  nicht 
Genüge  geleistet  werden,  so  fand  Aussiedelung  eines  Theiles  der  über- 
schüssigen Bevölkerung  auf  entferntes  Land,  vielfach  in  andere  Gouverne- 
ments statt  Erinnern  wir  uns  dessen,  dass  bei  dieser  Kategorie  der 
Bauern  die  Vornahme  allgemeiner  Umtheilungen  nur  nach  einer  neuen 
Seelenrevision  zu  erfolgen  pflegte,  so  ergiebt,  dass,  soweit  das  ökonomische 
Interesse  der  Bauern  solches  nicht  wünschte  und  beim  Fehlen  von  ge- 
winnbringender Hausindustrie  und  anderem  Nebenerwerbe  nicht  gleich- 
gültig einer  Kürzung  des  Landes  zusah,  eine  Kürzung  auch  nicht  erfolgte. 
Führen  wir  diese  Rechtslage  auf  das  ihr  zu  Grunde  liegende  Princip 
zurück,  so  können  wir  sagen:  das  Recht  auf  Land  fand  seine  Verwirk- 
lichung in  der  Fürsorge  des  Staates,  der  der  überschüssigen  Bevölke- 
rung Land  aus  seinem  grossen  freien  Vorrath  gewährte,  nicht  aber  in  der 
Pflicht  der  Gemeindegenossen,  zur  Verwirklichung  jenes  Rechtes  sich 
Kürzungen  des  genutzten  Landes  gefallen  zu  lassen. 

Analog  lagen  die  Verhältnisse  der  Apanagebauern  und  auch  die 
der  gutsherrlichen.  Das  eigene  Interesse  gebot,  das  durch  Zuwachs  der 
Bevölkerung  entstehende  Missverhältniss  der  Bevölkerungsziffer  zur  Aus- 
dehnung des  Landes  zu  beseitigen,  und  dasselbe  ward  beseitigt  durch 
weitere  Zutheilung  von  Land,  durch  Aussiedelung  auf  anderweitig  be- 
sessenes oder  zu  diesem  Zweck  erst  gekauftes  Land  und  je  nach  Lage  der 
Dinge  (Land-  und  Kapitalmangel  beim  Gutsbesitzer)  dadurch,  dass  Bauern 
auf  Arbeit  ausgeschickt  wurden  —  vielfach  nachdem  sie  vorher  ein  Hand- 
werk etc.  erlernt  hatten,  und  so  füllten  sich  die  Städte  mit  leibeigenen 
Kaufleuten,  Gewerbetreibenden,  Arbeitern  aller  Art  —  es  war  das  der 
Ueberschuss  der  Bevölkerung,  der  auf  dem  betreffenden  Lande  keine 
rentable  Verwendung  finden  konnte  und  daher  zeitweilig  oder  bleibend 
vom  Gemeindebesitz  losgelöst  wurde. 

Dieser  Regulator  verschwand  mit  den  Emancipationsgesetzen.  Der 
Gemeinde  ward  ein  bestimmtes  Landquantum  zugemessen  für  die  jetzige 
und  die  anwachsende  Bevölkerung.  Hiermit  tritt  der  Gemeindebesitz  in 
eine  für  seine  Gestaltung  wesentlich  neue  Phase,  da  seine  Basis  eine 
andere  geworden.  Jetzt  und  hierdurch  erst  entsteht  dasjenige  Recht 
auf  Land,  das  seine  Befriedigung  nur  in  der  Kürzung  des  Landantheils 
eines  geringeren  oder  grösseren  Bruchtheils  der  Bauernhöfe  erlangen  kann. 
Und  der  Kampf  um  und  gegen  die  Verwirklichung  dieses  durch  die  Eman- 
cipationsgesetze  erst  geschaffenen  Rechts  ist  eine  charakteristische  Sig- 
natur im  Gährungsprocess  des  derzeitigen  russischen  Gemeindelebens.  — 

Demnach  ergiebt  sich,  dass  die  neueren  Forschungen  auf  dem  Ge- 
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biete  des  altrussischen  bäuerlichen  Grundbesitzrechts  meine  im  ersten 
Theile  dieses  Werkes  (1876)1)  auseinandergesetzte  Hypothese  bestätigen. 
Ich  kann  also  jetzt  mit  noch  grösserer  Bestimmtheit  als  damals  be- 
haupten, dass  auch  das  alte  Bussland  den  Gemeindebesitz,  aber  ohne  das 
Recht  jedes  geborenen  Gemeindegenossen  auf  Land  gekannt  hat2) 


*)  Herr  Professor  E.  D.  Kawelin:  üoseiieibHaa  oonpma  b*b  xpeiraeft  h  hoboö 
Pocoh  im  BtcTHHKi  EfiponH  1877,  Bd.  V,  stellt  pag.  231  an  mich  die  Frage,  wie 
die  Heranziehung  neuer  Ansiedler  und  die  Theilung  von  Höfen  die  Entrichtung  der 
Steuern  und  Lasten  erleichtere,  da  ja  im  alten  Russland  nur  das  besiedelte  Land 
besteuert  war?  Hierauf  habe  ich  zu  bemerken,  dass,  wenn  auch  bei  Aufstellung  des 
Steuerbuches  nur  das  besiedelte  Land  eingetragen  und  besteuert  ward,  doch  bis  zur 
Aufstellung  eines  neuen  Steuerbuches  die  Steuersumme  dieselbe  blieb,  wenn  auch 
inzwischen  Höfe  leer  wurden  oder  neue  Ansiedelungen  sich  bildeten;  die  Gemeinde 
erhob  die  Steuer  und  hatte  die  Pauschalsumme  aufzubringen.  (Siehe  pag.  SS  meiner 
Schrift.)  Je  mehr  Land  bis  zur  Aufstellung  eines  neuen  Steuerbuches  besiedelt  ward, 
um  so  vorteilhafter  für  die  Gesammtheit:  ein  Jeder  hatte  weniger  zu  entrichten.  Und 
hierin  liegt  die  Erklärung  für  das  lebhafte  Bestreben  der  Gemeinden,  Ansiedler  heran- 
zuziehen, so  dass  sie  nicht  allein  Frejjahre,  sondern  auch  andere  Vortheile  gewahrten; 
Herr  Ssokolowski  führt  zu  den  von  mir  angefahrten  bezüglichen  Belegen  noch  viele 
neue  hinzu.  Was  die  Theilung  der  Höfe  durch  Yerzichtleistung  auf  einen  Theil 
desselben  anbetrifft,  so  Iasst  sich  diese  auffallende  Erscheinung  meiner  Meinung  nach 
nicht  anders  vollgültig  erklären,  als  dass  der  Bauer  bei  Ueberlastung  des  Bodens  mit 
Steuern  und  Zahlungen  aller  Art  auf  einen  Theil  des  besteuerten  Grundbesitzes  ver- 
zichtete und  die  hierdurch  freigewordene  Arbeitszeit  einem  anderen  unbesteuerten  oder 
weniger  besteuerten  Erwerbszweig  zuwandte,  etwa  Fischfang,  Jagd  in  den  Wäldern  etc. 
—  ganz  analog  der  Erscheinung  in  neuerer  Zeit,  wo  Bauern  in  überlasteten  Gemeinden 
„Seelenland"  von  sich  abzuwälzen  wünschen  und  die  durch  Abwälzung  eines  Seelen- 
landantheils  freigewordene  Arbeitszeit  anderweitig  gewinnbringender  verwenden.  — 
Es  liegt  mir  ob,  eine  irrthümliche  Auffassung  im  ersten  Theile  dieses  Werkes  zurecht- 
zustellen. Auf  Beläjew  gestützt,  hatte  ich  (pag.  38)  beiläufig  bemerkt,  als  Entschä- 
digimg für  den  Verlust  der  persönlichen  Freiheit  sei  den  Bauern  ein  Recht  auf  das 
genutzte  Land  zugesprochen.  Diese  Behauptung  Beläjew's  ist  eine  irrige,  siehe 
K.  Kawelin,  1.  c,  pag.  230.  Es  gestaltete  sich  aber  aus  dieser  Lage  ein  bäuerlich- 
rechtliches  Verhältnis8  zum  genutzten  Lande.  Siehe  auch  E.  IIoÖiAOHOcneBt:  Kypci 
rpasxaBCKaro  npaBa,  Bd.  I,  pag.  449. 

*)  Professor  Tschitscherin  (B.  Tepie  h  B.  ^Hnepmi:  PyccKift  xHierraHnrairb  h 
oftmraoe  semeaiaxiHie,  pasoopi  bhhth  khäm  A.  BacuiiHBOBa:  „3eiueBiaxiHie  h 
aeuexiiie",  Mo3kau  1878)  kommt  in  der  Note  pag.  201  auf  meine  Hypothese  über 
den  Charakter  des  altrussischen  Gemeindebesitzes  zu  sprechen.  Er  hat  sie  nicht 
verstanden:  ich  hätte,  meint  er,  die  beiden  gegensätzlichen  Anschauungen  nur  „eklek- 
tisch14 zu  vereinen  mich  bemüht!  Von  dem  Gesichtspunkte  ausgehend,  es  könne  nur 
freier  individueller  Grundbesitz  oder  Gemeindebesitz  mit  dem  Recht  auf  Land  be- 
stehen, kann  er  sich  eine  dritte  Grundbesitzgestaltung  nicht  denken.  Vielleicht  gelingt 
es  ihm  jetzt,  diesen  Gedanken  zu  fassen:  möge  er  irgend  ein  Buch  aus  der  grossen 
Zahl  von  Schriften  über  die  germanische  Markgenossenschaft  zur  Hand  nehmen  oder 
och  auch  nur  über  das  Grundbesitzrecht  in  den  deutschen  Kolonien  Südrusslands 
orientiren.  —  Wenn  er  auch  vielfach  mit  Recht  dem  Fürsten  Wassiltschikow  „Dilet- 
tantismus" vorwirft,  so  verfahrt  auch  er  „dilettantisch",  wovor  er  sich  doch  gerade 
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Drittes  Kapitel. 

Uebergang  yom  Gemeindebesitze  zum  individuellen. 

1.  Allgemeines. 

Bekanntlich  steht  den  Gemeinden  gesetzlich  (Art  36  und  51  des 
Allg.  Gesetzes  und  Art  163  des  Ablösungsgesetzes)  das  Recht  zu,  vom 
Gemeindebesitze  zum  individuellen  Grundbesitz  überzugehen,  zu  wel- 
chem Beschluss  eine  2/8  Majorität  sämmtlicher  Wirthe  erforderlich  ist 

In  den  Vorberathungen  zur  Emancipation  der  bäuerlichen  Bevölke- 
rung setzten  die  Gegner  des  Gemeindebesitzes,  da  ihnen  die  Beseitigung 
dieser  Grundbesitzordnung  nicht  gelang,  die  Aufnahme  dieser  Bestimmung 
durch  und  gaben  sich  der  Hoffnung  hin,  dass  die  vielen  Schäden  des 
Gemeindebesitzes,  die  Beschränkungen  des  Einzelnen  im  Wirthschafts- 
betriebe  sehr  bald  die  allseitige  Inanspruchnahme  dieses  Rechts  zu  Wege 
bringen  würden  und  in  Kürze  durch  Beschluss  der  Gemeinden  das  er- 
reicht werden  würde,  was  ihnen  nicht  gelang,  durch  das  Gesetz  zu  Stande 
zu  bringen,  d.  h.  die  Zutheilung  des  Landes  an  jede  einzelne  Familie 
zum  individuellen  Besitz.  Die  Anhänger  des  Gemeindebesitzes  gaben 
sich  schliesslich  mit  diesem  Compromiss  zufrieden  —  ihrerseits  in  der 
Hoffnung,  dass  dieses  Gesetz  ein  todter  Buchstabe  bleiben  würde  im 
Hinblick  auf  die  tief  im  Volke  liegende  Anschauung  vom  gemeinschaft- 
lichen Besitzrecht  am  Lande. 

Was  lehrt  nun  die  Geschichte  des  ersten  Vierteljahrhunderts  der 
bäuerlichen  Freiheit? 

Der  Uebergang  zum  vollen,  freien,  unbehinderten  individuellen  Grund- 
besitz, wie  ihn  die  Gegner  des  Gemeindebesitzes  erstrebten  und  erhofften, 
d.  i.  die  vollständige  Arrondirung  der  Landstelle  der  einzelnen  Höfe 
(also  auch  der  Weide,  des  Waldes)  ist  nirgends,  soweit  Daten  vorliegen, 
erfolgt  —  mit  Ausnahme  einiger  unter  speciellen  Bedingungen  (Nähe  der 
Stadt  etc.)  sich  befindlichen  Fälle,  auf  welche  wir  weiter  unten  einzu- 
gehen haben.  Desgleichen  sind  selten  Fälle  registrirt,  aus  welchen  sich  mit 
Sicherheit  ergiebt,  dass  mit  dem  Uebergang  zum  individuellen  Besitz  auch 
nur  das  Ackerland  allein   arrondirt,  in  einem  Stück  jedem  Hofe  zu- 


in  casu  zu  hüten  hätte.  So  geht  er  weder  auf  die  von  mir,  noch  auf  die  viel  zahl- 
reicheren von  Ssokolowski  (in  seinen,  nach  meiner  Schrift  erschienenen  Werken)  be- 
handelten Belege  für  die  Existenz  des  Gemeindebesitzes  im  alten  Russland  ein  — 
um  seine  Theorie  zu  retten!  Gegen  jene  Schrift  A.  TojiOBa^OBi>:  Yienoe  HeirBxecTBO 
in  der  Zeitschrift  Cjobo  1878,  Bd.  VII,  pag.  70—126.  —  Eine  Polemik  zwischen 
Tschitscherin  und  Prof.  M.  Kowalewski  in  Betreff  dieser  Frage  in  der  KpimraecKoe 
06o3p£uie  1879,  Nr.  4. 
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gemessen  wäre.  Die  Gemenglage  der  Ackerstreifen  und  mit  äusserst  sel- 
tenen Ausnahmen,  der  Flurzwang  sind  geblieben.  Und  letzterer  ist,  soweit 
sichere  Nachrichten  vorliegen,  aufgegeben,  nicht  um  ein  rationelles  System 
der  Bewirtschaftung  einzuführen,  sondern  vielfach,  um  zu  einer  durch 
den  Flurzwang  behinderten  Raubwirthschaft  überzugehen,  wie  bereits 
oben  bemerkt 

Mithin  ist  die  altgewohnte  Grundbesitzordnung  in  den  betreffenden 
Gemeinden  aufgegeben,  ohne  dass  ein  wesentlicher  Theil  der  Schäden 
des  Gemeindebesitzes,  wie  sie  sich  aus  der  Gemenglage  und  dem  Flur- 
zwange ergeben,  beseitigt  wurde.  Endlich  haben  sich  in  solchen  Ge- 
meinden vielfach  die  Neuverloosungen  der  Landstreifen  (bei  gleich- 
bleibendem Besitzstande  der  Höfe)  erhalten.  Hier  werden  von  den  Bauern 
nicht  einmal  die  ökonomischen  Schäden  des  Besitzwechsels  der  Land- 
streifen als  solche  erkannt  —  jedenfalls  für  geringer  als  die  an  anderer 
Stelle  anzuführenden  Vortheile  desselben. 

Was  ist  die  Veranlassung  zum  Uebergange  zum  individuellen 
Grundbesitz  ? 

Wir  haben  hier  in  diesen  Gemeinden  zwei  Gruppen  zu  unterscheiden. 
In  der  einen  Gruppe  sind  es  äussere,  nicht  aus  dem  Gemeindebesitz  selbst 
sich  ergebende  Umstände,  die  jenen  Gemeindebeschluss  zu  Tage  gefördert 
haben,  ohne  dass  die  alte  Grundbesitzordnung  irgend  wie  angetastet 
wird.  Jener  Gemeindebeschluss  ist  unter  der  Pression  der  übereifrigen 
Administration  gefasst.  Es  ist  vielfach  constatirt,  dass  Beamte,  vom  Gou- 
verneur herab  bis  zum  niederen  Polizeibeamten  in  missbräuchlicher  Ueber- 
tretung  ihrer  Amtsgewalt,  denn  das  Gesetz  giebt  ihnen  hierzu  weder  Recht 
noch  Pflicht,  Gemeinden  zu  veranlassen  wissen,  jenen  Schritt  zu  thun. 

Weiterhin  sind  von  Gemeinden  solche  Beschlüsse  gefasst,  um  der 
lästigen  solidarischen  Haft  in  Betreff  der  rechtzeitigen  Entrichtung  der 
Ablösungszahlungen,  die  beim  Gemeindebesitz,  nicht  aber  beim  indivi- 
duellen Grundbesitzrecht  besteht,  zu  entgehen. 

In  den  Gemeindebesitz  hineinragend  ist  die  Veranlassung  zu  jenem 
Gemeindebeschluss,  wenn  einzelne  Gemeindegenossen  aus  irgend  welchen 
Gründen  —  wir  kommen  hierauf  weiter  unten  zu  sprechen  —  aus  dem 
Gemeindebesitz  auszuscheiden  wünschen  und  um  der  hierbei  geforderten 
vollen  Entrichtung  der  Ablösungsschuld  zu  entgehen,  durch  ihren  Ein- 
fluss  die  Gemeinde  zu  jenem  Beschluss  veranlassen.  Hierbei  scheiden  nur 
Jene  wirklich  aus  dem  alten  grundbesitzlichen  Verbände,  während  die 
übrigen  Bauern,  ungeachtet  der  vollen  Durchführung  der  durch  das  Ge- 
setz beim  Wechsel  des  Grundbesitzrechts  geforderten  Procedur  voll- 
standig  beim  Alten  bleiben. 

Dasselbe  gilt  von  den,  aus  den  beiden  anderen  genannten  Veran- 
lassungen (Beeinflussung  durch  die  Administration  und  zur  Beseitigung 
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der  solidarischen  Haft)  erfolgten  Beschlüssen:  diese  stehen  mit  ganz 
geringen  Ausnahmen  nur  auf  dem  Papier,  in  den  Acten  der  Kreisbehörden 
für  bäuerliche  Angelegenheiten,  während  in  Wirklichkeit  die  alte  Grand- 
besitzordnung  in  Kraft  geblieben  ist1)  Es  sind  nur  wenige  Fälle  Con- 
sta tirt,  in  welchen  hierbei  wirklich  der  Uebergang  zum  individuellen 
Grundbesitzrecht  vollzogen  ist.9) 

Die  zweite  Gruppe  der  Gemeinden  besteht  aus  solchen,  die  jenen 
Beschluss  gefasst  haben,  um  der  oben  geschilderten,  neu  sich  bildenden 
Grundbesitzordnung  eine  rechtliche  Weihe  zu  verleihen  und  damit  eine 
neue  Waffe  zu  gewinnen  gegen  das  Drängen  der  Höfe  mit  zugenommener 
Seelenzahl  zu  einer  Neuverteilung  des  Landes.3) 

Hier  macht  sich  die  an  anderer  Stelle4)  dargelegte  Lücke  in  der 
Gesetzgebung  fühlbar:  diese  kennt  nämlich  nur  den  Gemeindebesitz  mit 
periodischen  Umtheilungen  zur  Erhaltung  der  gleichmässigen  Vertheilung 


s)  Es  sind  die  Angaben  über  den  Uebergang  zum  individuellen  Grundbesitz,  wie 
apodiktisch  sie  auch  auftreten,  mit  grösster  Vorsicht  aufzunehmen.    So  namentlich 
in  Betreff  der  Angaben  im  Bericht  der  Walojew'schen  Enquete,  wo  wir  viele  Daten 
über  den  zu  Stande  gekommenen  Uebergang  zum  „hofweisen  Grundbesitz"  finden  — 
zumeist  ohne  irgend  welche  nähere  Auseinandersetzung,  was  darunter  zu  verstehen  ist 
In  mehreren  Fallen  wird  ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  der  betreffende  Beschluss 
zur  Beseitigung  der  solidarischen  Haft  gefasst  ist,  auch  um  einzelnen  Bauern  die  Aus- 
scheidung ihres  Grundbesitzes  aus  dem  Gemeindebesitz  zu  erleichtern.    Und  hieraus 
wird  dann  vielfach  ohne  Weiteres  der  Schluss  gezogen,  dass  der  Uebergang  auch 
wirklich  erfolgt  ist    Einige  Angaben  wollen  wir  anführen:  Gouv.  Nishni-Nowgorod, 
im  gleichnamigen  Kreise,  4  Gemeinden  mit  192  Seelen,  Kr.  Ssergatsch  49  Dörfer  mit 
10540  Seelen,  Gouv.  Ssimbirsk  17  Dörfer  mit  1926  Hauswirthen,  Gouv.  Tula  15731 
Seelen,  Gouv.  Kursk  2  Dörfer,  sowie  vereinzelte  Falle  in  den  Gouvernements  Jaros- 
low,  Pskow,  Twer,  Tambow,  Orel  (Enquetebericht  Bd.  II,  Abschnitt  II,  pag.  162— 1S4> 
In  einigen  Fällen  wird  constatirt,  dass  auch  nach  dem  Uebergang  zum  individuellen 
Grundbesitz  Neuverloosungen  des  Landes  und  zwar  entweder  nur  der  Wiesen,  wie 
z.  B.  in  einer  Gemeinde  im  Kr.  Meschtschowsk,  Gouv.  Kaluga  (L  c,  pag.  165— 166 j 
oder  auch  des  Ackerlandes,  wie  z.  B.  in  einer  Gemeinde  des  Kr.  Wolsk,  Gouv.  Ssi- 
ratow  (1.  c,  pag.  175)  vorkommen.    Auch  in  der  sogen.  „Fortsetzung"  zum  Enquete- 
bericht finden  sich  einige  Daten  hierüber:  im  Gouv.  Twer  sind  (bis  1878)  49  Ge- 
meinden mit  5358  Seelen  (1852  Höfe)  und  28  617  Dess.  Land  zum  „hofweisen"  (no- 
XsopHoe),  Grundbesitz  übergegangen,  insbesondere  im  Kr.  Nowotorshok  (pag.  33),  im 
Gouv.  Tula  in  den  Kreisen  Jefremow,  Tschern  und  Wenew:   140  Gemeinden  mit 
14  829  Dess.  etc.  (pag.  87).    Siehe  Theil  II,  H&lfte  I  meines  Werkes,  pag.  49-62. 

*)  So  z.  B.  in  zwei  Gemeinden  des  Kreises  Schtschigrow,  Statistik  des  Gouv. 
Kursk,  Bd.  VIII,  pag.  61,  die  eine  Geimeinde  ging  auf  Anregung  des  Friedensvermittlers 
zum  individuellen  Grundbesitz  über,  die  andere  bei  Ablösung  des  Landes,  wobei  jeder 
Hauswirth  einen  besonderen  Kaufbrief  und  eine  Grundcharte  erhielt.  Siehe  auch  Sta- 
tistik des  Gouv.  Hasan,  Bd.  I,  Abtheilung  II,  pag.  3—7,  Statistik  des  Gouv.  Peters- 
burg, Bd.  I,  pag.  47  etc.,  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Bd.  IV,  pag.  804—307. 

*)  Siehe  die  Quellenangabe  in  der  vorigen  Note. 

')  Theil  I  dieses  Werkes,  pag.  245— 24a 
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des  Landes  und  den  freien  individuellen  Grundbesitz,  eine  dritte  Grund- 
besitzordnung wird  nicht  statuirt.  Wenn  nun  auch  die  Gemeinde  jenen 
Beschluss  gefasst  hat,  so  hat  sie  nur  die  Beseitigung  des  Wechsels  im 
Besitzstände  der  einzelnen  Höfe  bezweckt.  Alle  Rechtsverhältnisse  in 
der  Gemeinde  bleiben,  wie  sie  früher  waren,  nur  ist  durch  jenen  Be- 
schluss das  Recht  auf  Land  beseitigt,  d.  h.  kein  Hof  kann  bei  zugenom- 
mener Seelenzahl  von  nun  ab  eine  Neuvertheilung  des  Landes,  d.  i  eine 
Vergrösserung  seines  Grundbesitzes  verlangen.  Dieser  Rechtslage,  d.  h. 
der  Beseitigung  des  Rechts  auf  Land,  mit  sonstiger  Belassung  der 
Grundbesitzordnung,  kann  die  Gemeinde  nach  dem  bestehenden  Gesetze 
nicht  anders  eine  äussere  Rechtsweihe  verleihen,  als  durch  den  Beschluss 
des  Ueberganges  zum  individuellen  Grundbesitzrecht. 

Aber  auch  in  dieser  Gruppe  von  Gemeinden  finden  sich,  wie  oben 
angegeben,  solche,  die  in  Folge  von  Veränderungen  in  den  wirthschaft- 
lichen  Bedingungen  und  des  Eintretens  gewisser  accidenteller  Ursachen 
wieder  zum  gewöhnlichen  Gemeindebesitzrecht,  zur  „Ausgleichung"  des 
Grundbesitzes,  zurückgegriffen  haben.1) 

Dagegen  beruht  auf  anderer  Voraussetzung  die  Vornahme  einer 
neuen  allgemeinen  Umtheilung  in  solchen  Gemeinden  dort,  wo  eine  An- 
zahl von  Hauswirthen  ihr  Land  aufgeben  und  aussiedeln.1)  Dieses  Land 
erscheint  als  erbloser  Nachlass,  der  der  Gemeinde  zufällt,  und  diese  ver- 
pachtet dasselbe  oder  vertheilt  es  unter  die  nachbleibenden  Höfe  nach 
einem  von  ihr  bestimmten  Massstab  (pro  Revisionsseele,  pro  vorhandene 
Seele  etc.,  Combination  beider,  Bevorzugung  der  Höfe,  deren  Seelenzahl 
besonders  angewachsen  ist  etc.).  Zur  Verringerung  der  durch  diese  Land- 
ziunessung  bedingten  weitgehenden  Gemenglage  der  Grundstücke  wird 
wol  auch  eine  Neuverloosung  zugleich  vorgenommen;  der  Antheil  jedes 
Hofes  stellt  sich  hierbei  aus  zwei  Elementen  zusammen:  die  Grösse 
seines  früheren  Besitztums  und  hierzu  erhält  er  noch  soviel  Land,  als 
ihm  nach  dem  Vertheilungsmodus  für  das  der  Gemeinde  zugefallene  Land 
zukommt  Es  bewegt  sich  also  diese  Aenderung  des  Grundbesitzes  voll- 
ständig auf  dem  Boden  der  neuen  Gestaltung  des  Gemeindegrundbesitz- 
rechts —  dazwischen  mit  Berücksichtigung  der  speciellen  Bedürfnisse  ein- 
zelner Höfe. 


2.  In  der  ffähe  von  Städten. 

Einen  besonderen  Charakter  trägt  und  ist  daher  von  einem  anderen 
Gesichtspunkte  aus  zu  betrachten  das  Aufgeben  der  altgewohnten  Grund- 
besitzordnung in  Gemeinden,  die  sich  in  der  Nähe  von  Städten  befinden. 


')  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Bd.  IV,  pag.  308—310,  Statistik  des  Gouv.  Ssa- 
aara,  Bd.  I,  pag.  28»  Bd.  II,  pag/ä5,  Bdf  IH,  pag.  29—30,  Statistik  des  Gouv.  Kursk, 
Bd.  TOI,  pag.  59. 
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Wir  fähren  einige  Beispiele  an.  Die  Markgemeinde  Troizkoje  grenzt  t 
unmittelbar  an  die  Stadt  Räsan  und  erstreckt  sich  bis  zum  Moskau-  i 
Räsaner  Bahnhof.  Baugründe  sind  an  dieser  Stelle  sehr  gesucht,  der  - 
Preis  einer  Dessätine  600—800  Rbl.  Von  Seiten  der  Städter,  die  hier 
Schenken,  Fabriken  etc.  einzurichten  wünschten,  ging,  wie  der  Bericht- 
erstatter versichert,  die  Initiative  aus,  die  Gemeinde  zum  Uebergang  zun: 
persönlichen  Grundbesitz  zu  bewegen.  Mag  dem  sein,  wie  ihm  wolle: 
jedenfalls  beschloss  die  Gemeinde  im  Jahre  1872  das  Land  pro  vorhan- 
dene Seele  und  zwar  „auf  ewig"  umzutheilen,  wobei  jedoch  der  Grund- 
besitz nicht  arrondirt  wurde,  die  Gemenglage  der  Grundstücke  also  bei- 
behalten blieb.  Einige  Bauern  haben  ihre  Antheile  auch  bereits  ver- 
kauft, auf  welchen  gewerbliche  Etablissements  verschiedener  Art  er- 
richtet sind.1) 

Die  Erklärung  liegt  nahe,  dass  in  der  Nähe  städtischen  Lebens 
dieser  Process  sich  vollzieht  Einer  Zeitungsnotiz2)  entnehme  ich,  dass 
eine  an  der  Stadt  Rübinsk,  einem  wichtigen  Verkehrspunkt,  grenzende  Ge- 
meinde zum  individuellen  Grundbesitz  übergegangen  ist  und  Bauern  ihre 
Parcellen  veräussert  haben.  —  In  einigen,  im  wirtschaftlichen  Bannkreise 
St.  Petersburgs  und  vieler  Sommeraufenthaltsorte  sich  befindenden  Gemein- 
den des  Kr.  Peterhof  bildet  sich  allmälig  diese  Umwandlung  aus.  Haben 
auch  13  Gemeinden  den  Beschluss,  zum  individuellen  Grundbesitz  überzu- 
gehen, gefasst,  so  ist  die  Mehrzahl  doch  bei  dem  Gemeindebesitz,  aber  in 
der  neueren  Gestaltung,  geblieben,  in  einigen  Gemeinden  vollzieht  sich 
aber  eine  Zersetzung  und  zwar  vornehmlich  in  der  Art,  dass  in  verhält- 
nissmässig  bedeutender  Masse  Landantheile  zusammengekauft  werden  und 
andererseits  ökonomisch  schwächere  Höfe  sich  ihren  Grundbesitz  nicht 
erhalten  können.  So  hat  ein  Bauer  im  Dorf  Bobylskaja  zu  seinem  Land- 
antheil  sieben  volle  Seelenlandantheile  und  ausserdem  von  mehreren 
Hauswirthen  einzelne  Landstreifen  aufgekauft,  so  dass  er  jetzt  ausser 
den  zwei  ihm  nach  Gemeinderecht  zugefallenen  Seelenantheilen  noch  Ober 
52  Dess.  des  früheren  Gemeindelandes  verfügt;  von  den  früheren  drei- 
zehn Hauswirthen  dieses  Dorfes  sind  nur  noch  neun  grundbesitzlich.  In 
der  Slobodka.  Ssergijewskaja  vollzieht  sich  derselbe  Process,  der  hier 
noch  dadurch  beschleunigt  wird,  dass  fast  nur  Gartenbau  getrieben  wird: 
8/4  des  Landes  ist  Gartenland  und  Wiese,  aber  auch  hier  Gemenglage 
der  Grundstücke:  jeder  Hof  hat  sein  Gartenland  und  seine  Wiesen  je  an 
vier  Stellen.  Das  ganz  ^geringe  Weideland  ist  nicht,  wie  in  der  vor- 
genannten Gemeinde,  aufgetheilt.  Hier,  wie  auch  noch  in  drei  anderen 
Gemeinden  sind  Bauern  durch  Verkauf  ihres  Grundbesitzes  landlos  ge- 


*)  Statistik  des  Gouy.  Kasan,  Bd.  I,  Abschnitt  II,  pag,  3-~4. 
8)  In  den  „Pvccmji  B£xomocth"  im  November  1883. 
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worden.1)  Es  fehlt  leider  die  Angabe  darüber,  ob  auch  Fremde  zum  Kauf 
solchen  Landes  zugelassen  werden.  Solches  findet,  falls  ich  richtig  unter- 
richtet bin,  in  den  Dörfern  Nowaja  Derewnja  und  Staraja  Derewnä  (im 
Kr.  St.  Petersburg),  die  bereits  einen  städtischen  Charakter  tragen,  in 
grossem  Maasse  statt:  die  auf  dem  Gemeindelande  errichteten  Sommer- 
wohnungen sind  vielfach  an  Städter  verkauft  Ebenso  in  der  Umgebung 
von  Zarskoje  Sselo2)  in  der  Nähe  der  Hauptstadt. 

Besonderes  Interesse  erregt  das  in  der  Nähe  der  Stadt  Moskau  be- 
legene Dorf  Bogorodskaja,  dessen  in  dieser  Beziehung  günstige  Lage,  am 
Fluss  Jausa  und  in  der  Nähe  eines  schönen  Waldes,  es  zu  einem  an- 
genehmen Sommeraufenthalt  für  die  Bewohner  Moskaus  und  zu  einem 
geeigneten  Standort  für  Fabriken  macht,  was  diesen  Bauern  seit  Alters 
grosse  Vortheile  bringt:  lohnende  Arbeit  auf  den  Fabriken,  Vermiethung 
ihrer  Häuser  zum  Sommeraufenthalt,  auch  Verpachtung  von  Land- 
stücken zum  Bau  von  Sommerwohnungen  zu  10—20  Kop.  pro  D  Faden 
je  nach  der  Lage  des  Platzes  zum  Walde,  der  Ertrag  für  die  Geneh- 
migung, dass  das  Vieh  der  Sommerbewohner  die  Gemeindeweide  nutzen 
darf  (zu  9  Rbl.  pro  Stück,  was  der  Gemeinde  eine  Einnahme  von  circa 
700  Rbl.  einbringt),  Einnahme  aus  der  Erlaubniss  drei  Schenken  im  Ge- 
meindebezirk zu  halten  (300  Rbl.),  Verpachtung  zweier  Grundplätze  zur 
Errichtung  von  Fabriken  (zusammen  1000  Rbl.).  So  flössen  der  Ge- 
meindecasse  jährlich  2100  Rbl.  zu,  was  nicht  allein  dazu  hinreichte,  sämmt- 
liche  der  Gemeinde  obliegende  Zahlungen  und  Leistungen  zu  entrichten, 
sondern  es  blieb  auch  ein  Rest  nach,  der  unter  die  Höfe  pro  Seele  ver- 
teilt wurde.  (Im  Jahre  1873  betrugen  die  Gemeindezahlungen  1120  Rbl., 
die  Zahl  der  Höfe  38,  die  der  Revisionsseelen  87).  Nach  Verlauf  der 
im  Gesetz  v.  19.  Febr.  1861  stipulirten  zehnjährigen  Uebei'gangsperiode 
übte  die  Gemeinde  bald  das  ihr  jetzt  zustehende  Recht  aus,  Gemeinde- 
land zu  verkaufen:  dem  einen  Fabrikbesitzer  verkaufte  sie  4  Dess.  zu 
10,000  Rbl.,  von  welcher  Summe  sie  9000  Rbl.  zur  vollständigen  Ent- 
richtung der  Ablösungsschuld  des  ganzen  Gemeindelandes  verwandte. 
Sodann  verkaufte  sie  weitere  vier  Dess.  zur  Errichtung  einer  Fabrik 
auch  für  10,000  Rbl.  und  endlich  zu  demselben  Zweck  1100.  D  Faden  für 
3850  Rbl.  All  dieses  Geld  wurde  pro  Revisionsseele  vertheilt  Im  Jahre 
1873  beschloss  die  Gemeinde  das  Gehöftland  den  Höfen  zum  freien  per- 
sönlichen Eigenthum  zuzusprechen,  und  jetzt  beginnt,  in  hohem  Maasse 
der  Pafcellenverkauf  zu  sehr  hohen,  steigenden  Preisen.  Von  den  einund- 
vierzig Dess.  Gehöftland  wurden  im  Laufe  von  zwei  Jahren  ungefähr  sech- 

')  Statistik  des  Gouv.  St.  Petersburg,  Bd.  I,  pag.  48-&S. 
*)  ÄOKjajH  bi  KoMMHcci»  Hianep.  MocKOBCKaro  cejLCKoxo3aficTBeltearo  otimecTBa 
no  Bonpocy  o  xyropaxt,  Bd.  II,  1884,  pag.  64. 

•)  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Bd.  I,  pag.  25—27.  >* 
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zehn  Dess.  fttr  50,000  Rbl.  veräussert.  Von  den  achtunddreissig  Hofwirihen 
haben  dreissig  Wirthe  ihr  Gehöftland  in  Parcellen  verkauft,  so  daas  man- 
chen Wirthen  nur  300  Q  Faden  nachgeblieben  sind,  während  vier  Wirthe 
ihr  gesammtes  Gehöftland  losgeschlagen  haben.  Nach  Angabe  der  Bauern 
hat  jeder  Hof  durchschnittlich  1500  Rbl.  aus  diesen  Verkäufen  erzielt. 
Als  Käufer  traten  wohlhabende  Gemeindegenossen,  wie  auch  Moskowiter 
auf,  die  häufig  ihre  erworbenen  Parcellen  zu  bedeutend  höheren  Preisen 
weiter  vergaben.  Nun  sollte  man  meinen,  dass  sämmtüche  Bauern  dieser 
Gemeinde  zu  wohlhabenden  Leuten  geworden  sind.  Doch  die  Wirklich- 
keit zeigt  ein  ganz  anderes  Bild:  a/i  der  Bauern  sind  vollständig  ver- 
armt, sie  haben  kein  Gespann,  müssen  die  für  die  Sommerzeit  auf  Credit 
gekauften  Kühe  zum  Winter  verkaufen,  da  sie  die  Fütterungskosten 
nicht  bestreiten  können;  einige  treiben  keinen  Ackerbau  mehr,  sondern 
suchen  im  Sommer  Arbeit  bei  den  Sommerbewohnern,  im  Winter  auf  den 
Fabriken.  Ein  anderes  Viertel  der  Bauern,  die  Gehöftlandstücke  von 
ihren  Gemeindegenossen  gekauft  haben,  werden  beständig  reicher,  indem 
sie  aus  der  Vermiethung  der  von  ihnen  auf  diesem  Lande  erbauten 
Sommerhäuser  wachsende  Summen  beziehen.  Die  andere  Hälfte  der 
Bauern  ist  in  derselben  ökonomischen  Lage,  wie  früher  geblieben.  Das 
grosse,  empfangene  Geld  wanderte  in  die  Schenke,  ward  zu  Luxusausgaben 
(für  die  Frauen  etc.)  verthan  und  auch  in  verunglückten  Versuchen,  Fabriken 
zu  gründen,  angebracht  Zur  Gründung  einer  Schule  aber  hat  es  die 
Gemeinde  nicht  gebracht 

Wir  bemerken  hierbei  beiläufig  folgende  Wirkung,  die  jene  Ge- 
staltung der  Grundbesitz-  und  Vermögensverhältnisse  auf  das  benach- 
barte Dorf  Aleksejewkoje  geübt  hat  Nach  vollständiger  Ablösung  des 
Landes  fasste  diese  Gemeinde  den  förmlichen  Beschluss,  in  „alle  Ewigkeit 
den  Gemeindebesitz  beizubehalten  und  unter  keinen  Umständen  Gemeinde- 
land zu  veräussern".  Auf  bezügliches  Befragen  erklärten  die  Bauern, 
dass  u.  A  das  Schicksal  jener  Gemeinde  diesen  Beschluss  veranlasst  habe. 

In  gleicher  Weise  haben  sich  unter  ähnlichen  ökonomischen  Voraus- 
setzungen die  grundbesitzrechtlichen  Verhältnisse  auf  dem  Gemeinde- 
lande  der  Genossenschaften  der  Postbauern  oder  Jamschtschiki  in  Hosten 
gestaltet  Diese  Genossenschaften,  die  schon  zur  Zeit  Peters  des  Grossen 
bestanden,  waren  mit  Ausnahme  der  besonderen  Art  der  Entrichtung 
der  Staatslasten  (Stellung  von  Pferden  mit  Anspann  und  Fuhrknecht  för 
Beförderung  der  Post),  ganz  wie  die  Domänenbauern  organisirt,  tri 
traten  gleich  diesen  Bauern  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  Jahre  1864  in 
das  volle  Besitzrecht  des  in  ihrer  Nutzung  stehenden  Gemeindelandes 
mit  dem  Recht  der  Ablösung.  Zu  dieser  Zeit  bestand  die  Genossenschaft 

*)  1-  •*  pag.  27—30. 
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aus  fünf  „Slaboden"  mit  359  Höfen  und  544  Revisionsseelen,  jede  Slabode 
bildete  eine  Gemeinde;  die  allen  Slaboden  gemeinsamen  Angelegenheiten 
wurden  in  der  Jamskojeverwaltung  entschieden,  die  gleich  der  Wolost- 
Terwaltung  der  Bauern  organisirt  ist  Jede  Slabode  hat  ihr  ausgedehntes 
Gemeindeland,  sowol  in  der  Stadt  Moskau  selbst,  als  ausserhalb  der- 
selben. Die  Grösse  des  Gemeindelandes  der  Genossenschaft  in  und  in 
der  nächsten  Nähe  der  Stadt  ist  nicht  genau  ermittelt:  nach  einer  An- 
gabe beträgt  dieses  Gemeindeland  im  Bezirk  der  Stadt  1000  Dessä- 
tiuen  und  ebensoviel  in  der  nächsten  Umgebung  Moskaus,  nach  An- 
gabe der  Genossen  betrug  es  1866  zusammen  über  3000  Dessätinen. 
Ausserdem  besitzt  sie  im  Kreise  Moskau  18421/»  Dessätinen.  Aus 
der  Verpachtung  dieses  grossen  Areals  erzielten  die  Genossen  bedeu- 
tende Erträge:  nach  Entrichtung  sämmtlicher  öffentlicher  Zahlungen 
und  Leistungen  (die  die  Naturallast  der  Postbeförderung  ersetzen)  ent- 
fiel noch  bei  der  Vertheilung  über  300  Rbl.  pro  Seele.  Alle  Fuhrwirthe 
hatten  in  Moskau  eigene  Häuser,  ein  bedeutender  Theil  sogar  mehrere, 
und  beschäftigten  sich  mit  dem  Fuhrwesen;  einige  hatten  auch  Han- 
delsetablissements. Da  jene  Theilung  des  Ueberschusses  des  Ertrages 
der  Pachtobjecte  eine  gleichmässige  pro  Seele  war,  so  entwickelte  sich 
kein  bedeutender  Unterschied  in  den  Vermögensverhältnissen  der  Genossen, 
wenn  auch  hier  und  da  ein  Genosse  es  zu  Reichthum  brachte.  Eine 
Resolution  der  Regierung  erklärte  das  in  der  Stadt  Moskau  belegene 
Gemeindeland  der  Genossenschaft  (hauptsächlich  Gartenland)  zu  Gehöft- 
land. Alsobald  wandten  die  Gemeinden  der  Frachtfuhrleute  das  Recht 
an,  das  Gehöftland  zum  freien,  veräusserlichen  Privateigenthum  allendlich 
zu  t heilen,  und  jetzt  begann  die  Veräusserung  der,  den  einzelnen 
Wirthen  zugefallenen  Landstücke  im  grössten  Maassstabe.  So  sind  von 
den  600,000  D  Faden  Gehöftland  einer  Slabode,  der  Twertchen,  bis  1876 
bereits  550,000  D Faden  verkauft  worden,  so  dass  nur  8,3%  des  frü- 
heren Besitzes  in  den  Händen  der  Genossen  geblieben  ist  Ebenso  ging 
es  in  den  vier  anderen  Slaboden  zu.  Bei  dem  plötzlichen  grossen  An- 
gebot von  Land  fiel  der  Preis:  im  Durchschnitt  wurde  der  D  Faden  zu 
l1/«  Rbl.  verkauft,  während  jetzt  ein  grosser  Theil  eben  jenes  Landes 
zu  50—70  Kop.  pro  D  Faden  verpachtet  wird.  Immerhin  hat  ein  jeder 
Hof  durchschnittlich  5000  Rbl.  aus  dem  Verkaufe  erzielt.  Das  Schluss- 
resultat ist  aber  ein  trauriges:  von  den  50  Höfen  (Wirthen)  der  Twer*- 
schen  Slabode  sind  zehn  vollständig  verarmt  und  fristen  als  hoflose 
Tagelöhner  ein  kümmerliches  Dasein;  nur  drei  Wirthe  sind  reich  und 
ihr  Wohlstand  steigt;  die  letzten  37  Wirthe  sind  noch  sesshaft  und 
können  sich  halten,  aber  sie  befinden  sich  nicht  in  so  behäbigen  Ver- 
hältnissen wie  früher:  Einige  haben  ihren  Kaufladen  geschlossen,  das 
Frachtfuhrgeschäft  einschränken  müssen.    Früher  zählte  man  in  dieser 

▼•  Keussler,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeindebesitzes.    HI.  6 


—    82    — 

Slabode  200  gute  Frachtpferde,  jetzt  aber  nur  100  Pferde  mittlerer 
Beschaffenheit  Per  Niedergang  des  Frachtwesens  ward  auch  durch  andere 
Umstände  gefördert:  Eisenbahnen  etc.)  Und  ähnlich  ist  die  Lage  der 
Wirthe  in  den  anderen  Slaboden.  Nur  der  günstige  Umstand,  dass  der 
Pachtertrag  des  Gemeindelandes  ausserhalb  Moskaus  die  obliegenden 
Zahlungen  (27  Rbl.  pro  Seele)  deckt,  rettet  die  Slabode  vor  enormen 
Bückständen  in  den  Zahlungen,  die  die  Mehrzahl  sonst  nicht  entrichten 
könnte.  Nach  diesen  schlimmen  Erfahrungen  ist  es  verständlich,  dass 
die  Wirthe,  die  sich  noch  einen  Theil  ihres  Landes  in  Moskau  erhalten 
haben,  energisch  für  die  Beibehaltung  des  Gemeindebesitzes  in  Betreff 
des  im  Kreise  belegenen  Landes  eintreten.  Hingegen  wünschen  die  voll- 
ständig ruinirten  Wirthe  eine  Theilung  auch  dieses  Landes,  um  durch 
Verkauf  desselben  zu  Geld  zu  kommen,  doch  hat  sich  bis  jetzt  der  Ge- 
meindebesitz noch  erhalten. 

Wir  haben  diese  Beispiele  ausführlicher  behandelt,  da  diese  Er- 
scheinung bei  der  Behandlung  der  principiellen  Frage  besondere  Be- 
achtung verdient. 

3.  Gesonderte  Ausscheidung  aus  dem  Gemeindebesitz. 

Wie  aus  den  Vorberathungen  zum  Emancipationsgesetz  ersichtlich, 
sollte  (durch  Art  165  des  Gesetzes  über  die  Ablösung  und  Art  37  des 
Allg.  Gesetzes)  den  energischen  und  unternehmenden  Bauern  die  Mög- 
lichkeit gewährt  werden,  auch  wenn  die  Gemeinde  beim  Gemeindebesitz 
verbleibe,  sich  mit  ihrem  An  theil  durch  Entrichtung  der  vollen  Ab- 
lösungsschuld den  Fesseln  dieser  Grundbesitzordnung  zu  entziehen  und 
als  individuelle  Grundbesitzer  eine  bessere  Wirthschaft  unbehindert  zu 
führen.  Wie  in  vielen  anderen  Beziehungen,  so  haben  sich  thatsächlich 
die  Verhältnisse  ganz  anders  entwickelt,  als  damals  vorausgesetzt  ward. 

Die  Zahl  der  Fälle,  in  denen  dieses  Recht  in  Anspruch  genommen 
ist,  ist  bisher  eine  verhältnissmässig  sehr  geringe  Nach  dem  Bericht 
der  Reichsbank  (Abtheilung  für  die  Ablösung  des  Bauerlandes)1)  sind  auf 
Grund  dieses  Artikels  bis  zum  Schluss  des  Jahres  1881  5486,020  Rbl. 


l)  Cbojt»  x&HHiixi  locyxapcTBeHHaro  6aH&a  o  nocTyiuemfi  ocoohxi  bshoco»  ort 
6hbihhxt>  noMiniHTOHxi  spHTuiBi  no  1882  r.,  St.  Petersburg  1885.  Die  nachfolgenden 
Daten  entnehmen  wir  der  diesen  Bericht  behandelnden  Arbeit  von  L.  W.  Chodski: 
OcHOBHiie  BonpocH  KpecTwracRaro  sexieBjaximn  in  der  Pyccwui  Mhcib  1885,  Bd.  XI. 
pag.  58—102.  Ueberhaupt  sind  an  Extrakapitalabtragungen  (d.  h.  ausser  der  mit  der 
Verrentung  der  Schuld  halbjährlich  zu  entrichtenden  Amortisationsquote)  6,956,365  RbL 
und  von  dieser  Summe  bis  zum  Jahre  1867:  3,23°/0,  1867—71:  17,39%  1872-76: 
22,8%,  1877—81:  49,58%  eingegangen,  dieses  Kapital  reprasentirt  1,27%  der  ur- 
sprünglichen Ablösungsschuld  und  durch  die  Entrichtung  desselben  sind  178,066  Dess. 
oder  47,735  Seelenlandantheile  (0,91%  der  Rerisionsseelen)  Ton  der  Ablösungsschuld 
bereinigt.    Die  Kapitalabtragungen  sind  erfolgt  auf  Grund: 
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eingeflossen.  Handelt  es  sich  also  auch  nur  um  einen  im  Verhältnisse 
zur  Gesammtschuld  verschwindend  geringfügigem  Betrag,  so  erregt  diese 
Erscheinung  aus  dem  Grunde  immerhin  ernste  Aufmerksamkeit,  als 
diese  gesonderte  Ablösung  durch  einzelne  Hauswirthe  eine  sehr  steigende 
Progression  aufweist:  von  dieser  Summe  flössen  im  ersten  Jahrfünft  (bis 
1867  incl.)  0,65%,  im  zweiten  9,97°/0,  im  dritten  33,52°/0  und  im  vierten 
(bis  Schluss  1881)  65,86%  ein.  Und  diese  Progression  wird  sich  in  Zu- 
kunft noch  verstärken,  was  wir  weiter  unten  begründen  werden. 

Was  treibt  die  Bauern  zu  dieser  Ausscheidung  aus  dem  Gemeinde- 
besitz? Nur  starke  Motive  können  sie  hierzu  veranlassen,  ein  verhält- 
nismässig so  grosses  Kapital  herzugeben  und  sich  in  Widerspruch  zu  der 
ganzen  Gemeinde,  zu  der  altgeheiligten  Grundbesitzordnung,  die  das  ge- 
sammte  bäuerliche  Leben  tausendfaltig  umfasst  und  durchdringt,  zu  setzen. 

Es  unterliegt  jetzt  keinem  Zweifel,  dass  im  Grossen  und  Ganzen 
die  Inanspruchnahme  des  Rechts  der  Ausscheidung  nicht  zu  dem  Zwecke 
erfolgt,  dessentwegen  der  Art  165  des  Ablösungsgesetzes  statuirt  ward, 
nämlich  nicht  zu  dem  Zwecke,  sich  dem  Banne  der  Gemenglage,  des 
Flurzwanges,  des  Wechsels  der  Grundstücke  zu  entziehen.  Solches  er- 
giebt  sich  daraus,  dass,  wie  allseitig  nach  den  gewonneuen  Kenntnissen 


1.  des  oben  genannten  Artikels  165 74,55% 

2.  des  Art.  115  (Extraabtragung  zur  Verringerung  der  Kapitalschuld  und 

damit  der  Jahreszahlungen) 20,57% 

3.  des  Art.  161  (Expropriation  zu  Eisenbahnbauten  etc.) 2,33% 

4.  des  Art.  162  (Verkauf  von  Gemeindeland  durch  die  Gemeinde)  ....      1,39% 

5.  des  Art  173  (Ausscheidung  einzelner  Familien  aus  dem  Gemeindeverband 

mit  Verzichtleistung  auf  den  Landantheil  nach  Entrichtung  der  halben, 

auf  demselben  ruhenden  Kapitalschuld) 1,16% 

Von  den  358  Kreisen  in  Gross-,  Neu-,  Weiss-  und  Kleinrussland  (also  mit  Aus- 
schluss der  westlichen  Gouvernements)  sind  nur  aus  41  Kreisen  (vornehmlich  klein- 
rassischen) keine  Extraabtragungen  erfolgt.  Gruppirt  man  die  Kreise  nach  Art.  15 
des  Localgesetzes  für  Gross-,  Neu-  und  Weissrussland  und  Art  9  für  Kleinrussland, 
so  ergiebt  sich  nach  den  Hauptzonen: 

Zahl  der  Kreise    gezahlte  Kapitalien  % 

Schwarzerdegebiet  126  1,430,779  20,56 

Nichtschwarzerdegebiet  157  4,956,037  71,25 

Steppengebiet  47  243,821  3,50 

Kreise  auf  dem  Grenzgebiet  von 

Schwarzerde  und  Nichtschwarzerde  23  230,210  8,81 

von  Schwarzerde  und  Steppe  4  16,825  0,24 

von  Nichtschwarzerde  und  Steppe      1  78,691  1,13. 

In  Wirklichkeit  entfallt  ein  grösserer  Theil  der  Extraabtragungen  auf  den  Art 
165,  denn  in  den  ersten  Jahren  der  Ablösung  wurden  alle  Extraabtragungen  von  den 
K&meralhöfen  (Gouvernementsfinanzbehörden)  als  auf  Grundlage  des  Art  115  (Ver- 
ringerung der  Ablö8ung8schuld)  registrirt;  erst  seit  1872  findet  eine  genaue  Buchung 
nach  dem  Character  der  Kapitalabtragungen  statt 

6* 
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anerkannt  ist,  hierbei  die  Naturalausscheidung  und  Arrondirung  mit  ver- 
schwindenden Ausnahmen  nicht  erfolgt  sind,  vielmehr  bleibt  im  Allge- 
meinen der  Bauer  mit  seinem  Grundbesitz  in  der  alten  Gemenglage  und 
ihren  Folgen,  und  derselbe  unterliegt  gar  nach  wie  vor  der  Neuverioosung, 
wo  diese  noch  üblich  ist. 

Freilich  ist  es  beglaubigt,  dass  die  Gemeinde  hier  und  da  etwaigen 
Wünschen  und  Forderungen  in  dieser  Beziehung  sich  abwehrend  verhält 
wie  sie  überhaupt  solche'  Absonderung  Einzelner  sehr  ungern  sieht  Sie 
erblickt  hierin  eine  Verletzung  des  Gemeingeistes  („Einer  für  Alle,  und 
Alle  für  Einen"),  eine  Störung  der  altgeheiligten  Gemeindeordnung.  Auch 
leidet  sie  materiell:  das  Gemeindeland  wird  gekürzt,  das  der  Weide 
unterliegende  Brachfeld  und  das  Wiesenland  wird  geschmälert,  die  soli- 
darische Haft  bei  überhohen  Zahlungen  noch  drückender,  da  die  Zahl 
der  Pflichtigen,  und  zwar  gerade  der  wohlhabenderen,  geringer  wird. 
Besonders  empfindlich  trifft  dieses  Ausscheiden  die  Gemeinde,  wenn  der 
betreffende  Bauer  seinen  Landantheil  fremden,  nicht  zur  Gemeinde  ge- 
hörenden Personen  weiter  v  er  äussert,  denn  in  diesem  Falle  scheidet 
dieses  Land  aus  der  Gemeindesteuer  aus,  die  nun  um  so  drückender  auf 
die  nachbleibenden  Gemeindegenossen  fällt.1)  Da  nun  der  Einzelne  durch 
die  Einzahlung  des  Ablösungskapitals  im  Rentamt  das  persönliche 
Eigenthumsrecht  erwirbt,  die  Gemeinde  —  bis  zur  gesammten  Tilgung 
dieser  Schuld*)  —  kein  Rechtsmittel  gegen  dieses  Vorgehen  Einzelner 
besitzt,  so  sucht  sie,  wie  es  vielfach  constatirt  ist,  mit  allen  ihr  zu  Gebote 
stehenden  Mitteln,  auch  widergesetzlichen,  wenigstens  die  Naturalaus- 
scheidung zu  erschweren  und  zu  verhindern.  Ein  naheliegendes  Mittel 
ist,  ihm  das  Land  am  entferntesten  Ende  des  Gemeindelandes  zuzumessen, 
was  ihm,  da  er  seinen  Wohnsitz  im  Dorfe  nicht  aufzugeben  wünscht, 
unbequem  ist,  wogegen  er  aber  billiger  Weise  nichts  einwenden  kann, 
denn  eine  jede  Zumessung  von  Land,  das  inmitten  des  Gemeindefeldes 
liegt,  würde  die  Wirthschaft  Aller  (Weidegang,  Vornahme  einer  Um- 


*)  Wir  kommen  an  anderer  Stelle  auf  diesen  Missstand  im  Gesetz  v.  19.  Febr. 
1861  zurück:  die  russische  Landgemeinde  ist  eine  (in  diesem  Sinne)  Personalgemeinde, 
keine  Realgemeinde.  Nicht  der  Gemeindebezirk,  das  Land,  sondern  die  persönliche 
Zugehörigkeit  zur  Gemeinde  ist  die  Basis  des  Gemeinde  Verbandes,  zu  welchem  bot 
die  fremden  Bauern  gehören,  die  in  ihn  aufgenommen  sind.  Jeder  Fremde,  der 
Bauerland  kauft,  befreit  hiermit  das  erworbene  Land  von  sammtlichen  Gemeindelasten 
und  -steuern.  Anders  in  den  baltischen  Provinzen,  wo  das  Bauerland  die  reale  Basis 
der  Gemeinde  ist  und  jeder  Käufer  von  Bauerland  Mitglied  der  Landgemeinde  wird 
(ohne  Verlust  seiner  persönlichen  Standesrechte)  und  alle  Lasten  gleich  den  anderen 
tragen  muss. 

*)  Nach  erfolgter  Tilgung  der  Ablösungsschuld  steht  der  Gemeinde  das  Recht 
zu,  diejenigen,  die  eine  Naturalausscheidung  ihres  Grundbesitzes  wünschen,  mit  Geld 
abzufinden,  wobei  das  Land  ihr  zufallt  (Art.  34  des  Allgem.  Gesetzes). 
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tfceilung,  Durchkreuzung  der  Gewanne  etc.)  stören.  Es  wird  solchen 
Bauern  aber  auch  schlechtes  Land  zugetheilt,  um  sie  von  jenem  Vorhaben 
abzubringen,  gar  eine  besondere  Geldzahlung  verlangt.  Dazu  eine  ganze 
Reihe  von  Chikanen,  auf  welche  zu  verfallen  der  Pfiffigkeit  des  rus- 
sischen Bauern  nicht  schwer  fällt  Und  so  mag  so  Mancher  mürbe 
gemacht  worden  sein  und  sich  schliesslich  dem  Volkswillen  gefügt 
haben.1) 

Doch  dieses  Moment,  der  Widerwille  der  Gemeinde,  darf  nicht  über- 
schätzt werden.  Hat  es  auch  den  Sieg  über  die  Absonderungswünsche 
Einzelner  hier  und  da  errungen,  so  kann  solches  nicht  als  allgemeine 
Regel  behauptet  und  hieraus  die  geringe  Zahl  der  Naturalausscheidungen 
erklärt  werden.  Einerseits  sind  doch  zu  wenig  Klagen  in  dieser  Be- 
ziehung verlautbart,  andererseits  sind  es  gerade  die  Wohlhabenderen,  die 
das  Ablösungskapital  baar  bezahlen  können,  und  daher  auch  die  Ein- 
flussreicheren, denen  es  zumeist  gelingen  muss,  sich  die  Gemeinde  ge- 
fügig zu  machen,  wenn  es  ihnen  wirklich  darum  zu  thun  wäre.  Und 
endlich  mögen  die  meisten  jener  Klagen  —  von  vielen  ist  es  constatirt  — 
von  fremden,  in  die  Gemeinde  durch  Auskauf  verarmter  Bauern  ein- 
gedrungenen Leuten  stammen.  Es  wird  sogar  berichtet,  dass  Bauern  selbst 
die  Gemeinde  darum  bitten,  sie  in  Gemenglage  zu  belassen.  Die  Ge- 
sammtlage  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  macht  Solches,  zumal  wenn 
es  sich  um  Bauern  mit  geringem  Grundbesitz  handelt,  ganz  verständlich 
und  ist  verständig:  die  gesonderte  Hütung  auf  geringer  Fläche  ist  um 
so  unbequemer  und  schwieriger,  je  geringer  der  Grundbesitz  und  die 
Schaden  der  Gemenglage,  des  Flurzwanges  wol  zumeist  geringer  als  die 
zeitraubende,  gesonderte  Hütung.9)    Ein  weiterer  Missstand  ist,  dass 

')  Daten  hierüber  im  Berichte  der  Walujew'schen  Enqu&te,  die  wir  an  anderer 
Stelle  angeführt  haben.  In  den  neueren  Schriften  finden  sich  zumeist  nur  vereinzelte» 
selten  vollständige  Daten.  Im  Gouv.  Moskau  sind  bis  zum  Jahre  1879  in  sechs  Kreisen 
im  Ganzen  244  Höfe  mit  714  Seelenlandantheilen  nach  Entrichtung  des  entsprechen- 
den Ablösungskapitals  aus  dem  Markverbande  ausgeschieden,  aber  nur  19  Höfe  haben 
mr  Land  vollständig  separiren,  7  Höfe  Solches  nur  in  Betreff  eines  Theiles  des  Lan- 
des durchfuhren  lassen,  während  alle  übrigen  in  Gemenglage  geblieben  sind  (Statistik 
des  Gouv.  Moskau,  Bd.  IV,  pag.  294—299).  Im  Kr.  Ssamara  im  gleichnamigen  Gou- 
vernement sind  317  Antheile  aus  dem  Gemeindebesitz  ausgeschieden:  20  Antheile  von 
fremden  Leuten  erworben,  um  Schenken  einzurichten;  von  den  restirenden  297  Seelen- 
antheflen  sind  277  in  Gemenglage  (mit  Neuverloosungen,  wo  solche  vorkommen);  von 
diesen  20  Seelenantheilen,  die  vollst&ndig  ausgeschieden  sind,  haben  einige  ihren  Land- 
ftntheil  10,  andere  5  Werst  vom  Dorf  entfernt  erhalten  (Statistik  des  Gouv.  Ssamara, 
B&  I,  pag.  25—26).  Im  Kr.  Stawropol,  in  demselben  Gouvernement,  ist  auch  vielfach 
von  fremden  Leuten  der  Landantheil  verarmter  Bauern  ausgekauft  (Bd.  II,  pag.  88). 
Im  Kr.  Ssaratow  haben  60  Fälle  (bis  1882)  von  Auskaufen  der  Landstelle  stattgefunden 
(Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  pag.  60—61). 

')  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Bd.  IV,  pag.  296. 
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ausserhalb  des  Gebietes  der  Schwarzerde  and  der  Steppe  es  zumeist 
unmöglich  sein  muss,  den  Grundbesitz  zu  einer  oder  selbst  zwei  Stellen 
zu  arrondiren,  denn  Acker,  Wiese,  Weide  finden  sich  nicht  auf  kleinem 
Räume  bei  einander.  Endlich  müsste  er  sich  billiger  Weise  mit  Grenz- 
landstücken begnügen,  soll  nicht  das  Gemeindeland  zerstückelt  werden, 
und  dazu  noch  mit  entfernter  belegenen,  denn  er  kann  schliesslich  nicht 
beanspruchen,  in  dieser  Beziehung  vor  allen  Gemeindegenossen  bevorzugt 
zu  werden.  Das  Aussiedeln  auf  entfernten  Grundbesitz  ist  dem  an  das 
Dorfleben  Gewohnten  besonders  widerwärtig.  Er  bleibt  also  in  Gemeng- 
lage. Hierin  liegt  die  Erklärung  für  die  mehrfach  beobachtete  Er- 
scheinung, dass  fast  nur  Bauern  mit  grösserem  Grundbesitze  sich  den- 
selben naturaliter  ausscheiden  lassen.  Führen  nun  aber  wenigstens  diese 
Bauern  eine  bessere  Wirthschaft?  Zur  Beantwortung  dieser  Frage  fehlt 
es  durchgehend  an  Material.  Orlow,  der  bekannte  Moskauer  Statistiker1 , 
findet  in  Betreff  der  in  diesem  Gouvernement  beobachteten  Fälle  dieser 
Art,  dass  der  Wirthschaftsbetrieb  sich  nicht  gebessert  hat  mit  Ausnahme 
einzelner  Fälle,  wo  es  sich  um,  durch  Handel,  Gewerbe  etc.  reich  ge- 
wordene Bauern  handelt,  die  nicht  mehr  als  Bauern  anzusehen  sind. 

Es  bestehen  somit  andere  Ursachen,  die  das  Ausscheiden  aus  dem 
Gemeindebesitz  hervorrufen.  Ohne  irgend  welch  hinreichendes  Material 
aber  mit  grosser  Beharrlichkeit  ist  von  übereifrigen  Anhängern  des  Ge- 
meindebesitzes, die  die  sich  vollziehende  Wandlung  in  der  Anschauung 
der  Bauern  über  den  Gemeindegrundbesitz  nicht  erkennen,  die  Behaup- 
tung vertreten,  es  seien  der  Gemeinde  fremde  Leute,  die  von  dem  ver- 
armten Bauer  mit  Entrichtung  der  Ablösungsschuld  den  Grundbesitz 
erwerben.  Derartige  Fälle  kommen  unstreitig  vielfach  vor,  in  grösserem 
Maasse  namentlich  in  der  Nähe  von  Städten,  Handelscentren,  zu  welchen 
manche  Dörfer  geworden  sind,  Fabrikorten  etc.  Der  ganze  Landantheil  des 
Bauern  wird  ausgekauft  oder  nur  sein  Gehöftland  oder  auch  von  der  Ge- 
meinde ein  Stück  aus  dem  nicht  vertheilten  Gehöftareal.9)  Jedenfalls  sind 
solche  Käufe  nicht  die  „fast  ausschliesslichen",  wie  es  vielfach  heisst  Aus 
dem  erwähnten,  jüngst  veröffentlichten  Material  ergiebt  sich,  dass  von 
der  auf  Grund  des  Art  165  eingezahlten  Summe  54,22°/0  (2,812,087  Rbl.) 
aus  solchen  Kreisen  eingeflossen  sind,  wo  die  Ablösungsschuld  pro  Des- 
sätine  höher  ist,  als  der  von  den  Bodencreditbanken  geschätzte  Land- 
preis, 45,77%  aber  aus  den  anderen  Kreisen,  wo  der  geschätzte  Land- 
preis höher  als  die  Ablösungsschuld  steht8)    Da  nun,  wie  bekannt,  die 


*)  1.  c,  pag.  297. 

«)  Statistik  des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  II  (Er.  Stawropol),  pag.  88—39,  Statistik 
des  Gouv.  Woronesh,  Bd.  I  (Er.  Woronesh),  pag.  85,  Statistik  des  Gouv.  Petersburg» 
Bd.  I  (Er.  Peterhof),  pag.  24. 

s)  JL  Xoxcsifi:  OcHOBHHe  Bonpocn  etc.,  1  c,  pag-  75—78. 
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Schätzungen  des  Grund  und  Bodens  Seitens  der  Bodencreditbanken  im 
Allgemeinen  nicht  niedrige  sind,  so  ist  die  Annahme  berechtigt,  dass 
dort,  wo  die  Ablösungsschuld  höher  als  jener  Schätzungswerte,  im  Grossen 
und  Ganzen  nicht  fremde  Leute1)  Bauerland  mit  all  der  weitläufigen  Pro- 
cedur  und  der  Aussicht,  allerlei  Schwierigkeiten  Seitens  der  Gemeinde 
durchkämpfen  zu  müssen,  kaufen,  wo  anderweitiges  Land  in  arrondirtem 
Stücke  zu  billigen  Preisen  ausgeboten  wird,  zumal  in  diesem  nördlich 
vom  Gebiet  der  Schwarzerde  belegenen  Landstrich  über  den  Mangel  an 
Kaufern  von  Grundbesitz  geklagt  wird,  und  dass  somit  Ausnahmefalle 
abgerechnet  jene  45,77%  der  Einzahlungen  von  den  Besitzern  der  Land- 
stellen selbst  geleistet  sind.  W esshalb  lösen  diese  Bauern  die  Schuld  ab, 
die  vielfach  grösser  ist  als  der  Werth  des  Landes? 

Wir  nähern  uns  der  Lösung  der  Frage,  wenn  wir  in  Betracht  ziehen, 
dass  gerade  in  den  101  Kreisen,  wo  die  Ablösungsschuld  und  der  Schätzungs- 
werth  der  Banken  am  meisten  differirten  (101—250%),  d.  h.  wo  die  Ab- 
lösungsschuld  besonders  hoch  und  wo  sie  besonders  niedrig  ist,  die  meisten 
Einzahlungen  auf  Grund  des  Art  165  erfolgt  sind. 

Nach  Lage  der  Dinge  kann  diese  Erscheinung,  die  bei  den  ent- 
gegengesetzten Voraussetzungen  zu  Tage  tritt,  ihre  Erklärung  nur  im 
Gemeindebesitzrecht  und  insbesondere  in  dem  Recht  auf  Land  und  in 
der,  diesem  Recht  entsprechenden  Pflicht  der  Uebernahme  von  Land- 
antheilen  finden:  der  Bauer  schreitet  zur  gesonderten  vollen  Ablösung 
des  Schuldkapitals  zumeist  dort,  wo  er  bei  überhohen  Zahlungen  eine 
Vergrösserung  des  Landantheils  und  damit  der  Zahlungen,  die  den 
Ertrag  desselben  überragen,  befürchtet,  sowie  andererseits  dort,  wo  er 
sich  bei  nicht  hohen  Ablösungszahlungen  einer  Kürzung  seines  Grund- 
besitzes bei  einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung,  da  die  Seelenzahl 
seiner  Familie  abgenommen,  zu  gewärtigen  hat  Dieser  innere  Zu- 
sammenhang, der  sich  aus  der  Natur  der  Sache  übrigens  von  selbst 
ergiebt,  ist  in  der  Literatur2)  so  häufig  in  Betreff  Einzelfälle  constatirt, 
dass  er  keinem  Zweifel  mehr  unterliegen  kann.8) 

')  Wenn  das  Bestreben  fremder  Leute,  Bauerland  zu  erwerben,  ein  so  allgemeines 
wäre,  so  würde  es  sich  in  den  Landstrichen  mit  individuellem  Grundbesitz  noch  mehr 
oder  wenigstens  ebenso  häufig  zeigen.  Das  vorliegende  Material  ergiebt  aber,  dass 
gesonderte  Ablösungen  nur  in  einigen  Kreisen  mit  individuellem  Grundbesitz  und  in 
geringem  Maass  erfolgt  sind. 

')  Z.  B.  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  VI,  pag.  6.  Chodski,  Prugawin  in 
den  citirten  Schriften  und  Andere. 

')  In  den  wenigen  Fällen,  in  welchen  Processe  wegen  dieser  gesonderten  Ab- 
lösung des  Landes  an  den  Senat  gelangen,  handelt  es  sich  zumeist  darum,  ob  die 
Gemeinde  noch  das  Recht  hat  beim  Eintritt  der  gesonderten  Ablösung  seitens  ein- 
zelner Wirthe  noch  vorerst  eine  allgemeine  Umtheilung  vorzunehmen.  Sieht  man 
näher  zu,  so  findet  man,  dass  die  betreffenden  Wirthe  gegen  das  Vorgehen  der  Ge- 


Zweiter  Abschnitt. 

Beschränkungen  des  individuellen  bäuerlichen 

Grundbesitzrechts. 


Erstes  Kapitel. 

Specialgesetze. 

1.  Die  sogenannten  freien  Ackerbauer. 

In  der  Behandlung  der  Frage  über  den  Gemeindebesitz  wird  fast 
ausnahmslos  von  dem  Gesichtspunkte  ausgegangen,  dass  die  zwei  gegen- 
sätzlichen Hauptarten  des  bäuerlichen  Grundbesitzrechts,  Gemeindebesitz 
und  unbeschränkter,  individueller  Grundbesitz,  sich  so  einander  aus- 
schliessen,  dass  eine  dritte  Form  nicht  möglich  ist.  So  geht  auch,  wie 
wir  mehrfach  bemerkt  haben1),  das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861,  ins- 
besondere das  Localgesetz  für  Gross-,  Neu-  und  einige  Landstriche 
von  Weissrussland,  von  dieser  Voraussetzung  aus:  es  kennt  nur  den  Ge- 
meindebesitz und  gestattet  den  Uebergang  von  diesem  Grundbesitzrecht 
zu  dem  unbeschränkten  individuellen  Grundbesitzrecht.  Und  wo  wir  in 
der  Literatur  auf,  die  ökonomische  und  sociale  Sicherung  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  erstrebende  Einrichtungen,  die  das  individuelle  Grundbesitz- 
recht beschränken,  stossen,  da  finden  wir  sie  kurz  abgefertigt,  kein 
tieferes  Eindringen  in  das  Wesen  der  Sache.9) 

Nun  bestehen  aber  für  grosse  Bevölkerungsgruppen  und  weit  aus- 
gedehnte Landstriche  Beschränkungen  des  individuellen  Grundbesitzrechts 

meinde,  ihnen  noch  Land  „aufzuw&lzen",  da  ihr  Familienbestand  sich  seit  der  letzten 
Umtheilung  vergrößert  habe,  oder  aber  gegen  das  entgegengesetzte  Vorgehen  der 
Gemeinde,  ihnen  einen  Theil  des  Landes  abzunehmen,  da  der  Familienbestand  ab- 
genommen habe,  Beschwerde  fuhren. 

*)  Siehe  Theil  I  dieses  Werkes,  pag.  247,  etc. 

*)  So  z.  B.  Po8snikow:  OönjHHHoe  aeMjewajfeme,  Bd.  II,  pag.  198—217,  in  An- 
knüpfung an  das  eigenthümliche,  weiter  unten  darzulegende  Grundbesitzrecht  der 
deutschen  Colonien  in  Südrussland.  Die  grosse  Bedeutung  desselben  —  auch  gegen- 
über dem  russischen  Gemeindebesitz  —  wird  Ton  A.  Klaus:  Hanm  Kojtohue,  St  Peters- 
burg 1869,  erkannt. 
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verschiedenster  Art,  die  Gesetzen  oder  dem  Herkommen  ihren  Ursprung 
verdanken. 

In  der  Ausführlichkeit,  wie  sie  uns  für  die  Lösung  der  Frage  des 
Gemeindebesitzes  erforderlich  erscheint,  bieten  wir  im  Nachfolgenden  einen 
Ueberblick  über  diese  Rechtsinstitutionen,  deren  Ausbildung  und  prak- 
tische Wirkungen. 

Wir  haben  hier  vorerst  zu  unterscheiden  Specialgesetze,  d.  h. 
Gesetze,  die  für  gewisse  Gruppen  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  und 
Localgesetze,  d.  h.  die  für  gewisse  Landstriche  Geltung  haben. 

Unter  den  Specialgesetzen  heben  wir  zuerst  das  vom  20.  Febr.  1803 
hervor.  Es  war  das  der  erste  Versuch,  in  geregelter  Form  die  Abschaffung 
der  Leibeigenschaft  nach  freiem  Ermessen  der  Grundherren  anzubahnen 
und  die  Agrarverhältnisse  der  freigelassenen  Bauern,  soweit  sie  mit  der 
Freilassung  auch  Land  erhielten,  zu  ordnen.  Diese  Bauern  erhielten 
officiell  die  Bezeichnung  „Reichsbauern,  die  auf  eigenem  Lande  ansässig 
sind",  auch  „freie  Ackerbauer"  genannt  Dieses  Gesetz  bestimmt  nun, 
dass  das  ihnen  zugetheilte  Land  nicht  unter  acht  Dessätinen  pro  Kopf 
parcellirt  werden  dürfe.  Auch  decretirt  das  Gesetz  für  diese  Bauern  die 
Abschaffung  des  Gemeindebesitzes,  indem  es  festsetzt,  dass  jeder  Familie 
der  betreffende  Antheil  zum  persönlichen  Eigenthum  zugetheilt  werde.1) 

Das  Gesetz  hatte  nicht  den  gewünschten  Erfolg :  es  fanden  sich  nur 
wenige  Gutsbesitzer,  die  ihre  Bauern  freiliessen.  In  der  ersten  Zeit  ging 
es  noch  lebhafter  zu  (bis  1820:  30,000  Seelen),  aber  bald  gerieth  die 
Freilassung  ins  Stocken,  wenn  auch  bis  zur  letzten  Zeit,  d.  h.  der  all- 
gemeinen Abschaffung  der  Leibeigenschaft,  Fälle  solcher  Freilassungen 
mit  Land  registrirt  werden.  Vielfach  geschah  diese  Freilassung  in  der 
Art,  dass  die  Bauern,  die  mit  dem  genutzten  Lande  (bei  dem  sogen. 
Pupillenrath  und  anderen  Creditinstitutionen)  verpfändet  waren,  gegen 
Uebernahme  dieser  Schuld,  zuweilen  auch  noch  mit  einer  Extrazahlung 
freigelassen  wurden. 

Ueber  das  Schicksal  der  genannten  Bestimmungen  für  das  Agrar- 
recht dieser  Bauern  finden  sich  nur  einzelne  zerstreute  Notizen  in  der 
Literatur.  Hiernach  zu  schliessen,  sind  diese  Bestimmungen  entweder 
vollständig  todte  Buchstaben  geblieben,  oder  —  hier  und  da  —  nur 
theilweise  in  Kraft  getreten.  So  sind  Bauern  beim  Gemeindebesitz 
geblieben,  oder  es  hat  sich  ein,  durch  die  Gemenglage  der  Grund- 
stücke, die  die  Bauern  nicht  beseitigen  mochten,  hervorgerufene  eigen- 
tümliche Grundbesitzordnung  ausgebildet  Das  Minimalgesetz  (d.  h. 
Theilbarkeit  des  Grundbesitzes  nur  bis  zu  acht  Dessätinen)  scheint  über- 
haupt nicht  von  den  Bauern  berücksichtigt  zu  sein. 

*)  Bd.  X,  Theil  I  des  Gesetzescodex,  Art.  393,394  (Ausgabe  vom  Jahre  1857), 
A.  CipeGmpüft,  Kpecramcsoe  xtao  etc.,  Bd.  I,  pag.  43—44 
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Aus  der  geringen  Zahl  von  Daten  über  diese  Verhältnisse  wollen 
wir  einige  herausgreifen. 

So  finden  wir  z.  B.  im  Er.  Ljgow  (Gouv.  Kursk)  solche  freie  Acker- 
bauern in  einem  Falle  6  Höfe  mit  33  Dess.,  in  einem  anderen  Falle 
7  Höfe  mit  307a  Dess.  Durchschnittlich  hat  also  der  Hof  nicht  das 
statuirte  Minimum.  Solches  mag  durch  Parcellirung  oder  aber  auch 
dadurch  hervorgerufen  sein,  dass  den  Bauern  bei  ihrer  Freilassung 
weniger  als  das  Minimum  Land  zugetheilt  ward.  In  anderen  Gemeinden 
dieses  Kreises  haben  die  Höfe  durchschnittlich  mehr  als  8  Dess.,  aber 
es  ist  leider  hier  überhaupt  nur  die  Gesammtziffer  angegeben,  so  dass 
es  sich  nicht  ermitteln  lässt,  wie  gross  der  einzelne  Hof  ist1)  Im  Ganzen 
finden  sich  in  diesem  Kreise  25  solcher  Höfe  mit  216  Dess.  Aehnlich 
in  anderen  Kreisen  dieses  Gouvernements.9) 

Einige  interessante  Details  über  diese  Bauern  finden  wir  im  Gouv. 
Moskau.8)  Die  Dörfer  Osery,  Cholmy  und  Strebkowo  (Kr.  Kolomna) 
schieden  1833  aus  der  Leibeigenschaft:  die  Erbherrin,  Frau  Bagration, 
verlieh  den  Bauern  dieser  Dörfer  die  persönliche  Freiheit  und  überliess 
ihnen  zugleich  das  bis  dahin  genutzte  Land  gegen  Uebernahme  der  auf 
diesen  Dörfern  ruhenden  Schuld  an  den  Pupillenrath  (600  Rbl.  pro  Seele), 
welche  Schuld  im  Jahre  1 849  vollständig  getilgt  war,  wodurch  die  Bauern 
zu  vollen  freien  Eigentümern  wurden.  Die  Grösse  des  Landes  betrug 
3445  Dess.,  die  Zahl  der  Revisionsseelen  (VII.  Revision)  832.  Das  Land 
wurde  den  einzelnen  Höfen  zum  persönlichen  Besitz  zugetheilt,  aber 
weder  nach  der  Zahl  der  Revisionsseelen,  noch  nach  der  der  vorhan- 
denen Seelen,  sondern  darnach,  für  wieviel  „Seelen"  jeder  Hof  den  be- 
treffenden Theil  der  Gammtschuld  übernahm.  Sowol  hierdurch,  als  auch 
dadurch,  dass  im  Laufe  der  Zeiten  der  Familienbestand  der  Höfe  in  sehr 
verschiedenem  Maasse  ab-  oder  zunahm,  sowie  auch  durch  Kauf  (ins- 
besondere bei  Verarmung  eines  Hofes)  hat  sich  eine  sehr  grosse  Ver- 
schiedenartigkeit im  Besitzstande  der  Höfe  ausgebildet  Im  Dorf  Osery 
hatten  einige  wohlhabende  Höfe  durch  Uebernahme  des  betreffenden 
Theils  der  Schuld  ein  Waldstück  von  218  Dess.  gekauft  und  verfügen 
über  dasselbe  ganz  unabhängig  von  der  Gemeinde.  Von  den  197  jetzt 
vorhandenen  Höfen  in  diesem  Dorfe  sind  nur  15  Höfe  als  landreiche  zu 
bezeichnen,  während  alle  übrigen  landarm  sind;  ein  grosser  Theil  der 
letzteren  besitzt  nur  noch  das  Gehöftland  und  die  Weideberechtigung. 
Hier  ist  also  die  Tendenz  zur  Zersplitterung  stark  zur  Geltung  gelangt 
Aehnlich  steht  es  in  den  beiden  anderen  Dörfern.  Bemerkenswerth  ist, 
dass  in  diesen  Gemeinden  dieselbe  Gemenglage  der  Grundstücke  besteht, 

l)  Statistik  des  Gouy.  Kursk,  Bd.  II,  pag.  8—10,  68—70,  104—106,  110-112. 
*)  L  c.  Bd.  Y,  pag.  17  and  in  anderen  Banden  dieser  Statistik. 
»)  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Bd.  VI,  pag.  299—306. 
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wie  sonst  beim  russischen  Gemeindebesitz.  Auch  finden  hier  periodische 
Neuverloosungen  statt,  wobei  der  Besitzstand  unverändert  bleibt  In 
Osery  findet  eine  solche  alle  fünf  Jahre  statt,  mit  derselben  Bildung  von 
Gewannen,  Loosgruppen  etc.  wie  sonst  beim  Gemeindebesitz.  Leider 
unterlägst  Orlow,  die  Ursache  so  häufiger  Neuverloosungen  anzugeben  — 
wahrscheinlich  ist  es  die,  um  die  durch  Erbfall  und  Kauf  zu  gross  ge- 
wordene Gemenglage  nach  Möglichkeit  zu  verringern. 

Uebrigens  sind  die  landreichen,  grossen  Höfe  nicht  bei  den  Neu- 
verloosungen  betheiligt,  da  ihre  Landantheile  aus  grossen,  ziemlich  arron- 
dirten  Grundstücken  bestehen.  Die  Grenzen  dieser  Landantheile  werden 
also  nicht  verrückt.  In  Cholmy  ist  das  Ackerland  im  Jahre  1864  zum 
letzten  Mal  neuverloost,  und  zwar  in  gleicher  Art  wie  in  Osery,  die 
Wiesen  aber  alljährlich,  wie  auch  alljährlich  die  Grösse  des  Holzschlages 
bestimmt  wird.  Die  Gemeinde  Strebkowo  hat  das  Ackerland  1854  zum 
letzten  Mal  diesem  Wechsel  unterworfen.  Der  Vornahme  einer  neuen 
Neuverloosung  widersetzen  sich  die  landarmen  Höfe,  deren  Land,  wie 
Orlow  versichert,  besser  bestellt  ist,  als  das  der  grossen  Höfe.  Wiese 
und  ein  entsprechendes  Waldstück  wird  jährlich  neuvertheilt.  Die  Hut- 
weide, wie  die  andere  Weide  ist  überall  gemeinsam.  Die  grossen  Höfe 
schliessen  ihr  Ackerland  von  der  allgemeinen  Stoppel-  und  Brachweide 
nicht  aus,  da  auch  sie  die  gemeinsame  Hütung  für  vorteilhafter 
erachten.  Das  Land  ausgestorbener  Höfe  fällt  an  die  Gemeinde,  die 
es  an  Genossen  verkauft.  Besteht  demnach  in  diesen  Gemeinden  auch 
persönlicher  Grundbesitz,  über  den  der  Inhaber  frei  (Kauf  und  Ver- 
kauf etc.)  verfügen  kann,  so  haben  sich  doch  noch  erhalten  die  Gemeng- 
lage der  Grundstücke,  die  Umtheilungen,  gemeinsame  Hütung  des  Viehs  etc. 
Wir  heben  hervor,  dass,  wie  aus  der  bezüglichen  Schilderung  des  öko- 
nomischen Zustandes  dieser  Gemeinden  Seitens  W.  Orlow's  ersichtlich, 
die  Ackerwirthschaft  hier  durchaus  nicht  besser  als  in  den  umliegenden 
Dörfern  mit  dem  usuellen  Gemeindebesitz  getrieben  wird. 

Vollständig  ebenso  haben  sich  die  Grundbesitzrechte  in  den  Dörfern 
Amerewo  und  Choroschowo  (Er.  Kolomna)  ausgebildet.  Im  Jahre  1817 
vom  Grundherrn  General  Lewaschow  freigelassen,  kauften  sie  das  Land 
zu  300  Rbl.  pro  Seele:  jeder  Hof  übernahm  soviel  „Seelen"  als  er  be- 
zahlen konnte.  Die  Verschiedenartigkeit  in  der  Grösse  des  Besitzstandes 
hat  sich  hier  nicht  in  dem  Maasse  entwickelt,  wie  in  den  zuerst  genannten 
Dörfern,  und  zwar,  wie  Orlow  es  darlegt,  aus  dem  Grunde,  da  hier 
bis  zur  Betriebseröffhung  der  Räsaner  Eisenbahn  das  Leinpfadziehen  der 
Böte  auf  der  Oka  sehr  verbreitet  war,  bei  welchem  Gewerbe  grosse 
unterschiede  in  den  Vermögensverhältnissen  sich  kaum  oder  nur  sehr 
langsam  ausbilden  konnten.  Auch  Gemenglage,  Neuverloosungen  alle 
zwanzig  Jahre,  welch  letztere  durch  den  Wechsel  im  Besitz  (durch  Kauf, 
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Verkauf,  Erbtheilung  etc.)  hervorgerufen  werden  und  die  ökonomisch 
schädliche  Zersplitterung  der  Landstücke  bis  zu  gewissen  Grenzen 
wieder  beseitigen.  Auch  hier  ist  der  Stand  der  Ackerwirthschaft 
derselbe  wie  in  den  umliegenden  Dörfern.  Das  Gesagte  gilt  auch  für 
die  Dörfer  Morschtschichino,  Buschmina  und  Iwanowskoje  (Er.  Hin),  die 
vor  der  allgemeinen  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  zu  „freien  Acker- 
bauern" wurden,  das  Land  gekauft  und  zum  persönlichen  Besitz  ver- 
theilt  haben;  auch  hier  haben  sich  Gemenglage  der  Grundstücke,  gemein- 
same Weide  und  Hütung  erhalten,  das  Land  ausgestorbener  Höfe  wird 
unter  die  anderen  Höfe  nach  der  Zahl  der  gekauften  „Seelen"  vertheilt, 
Land  darf  nur  an  Gemeindegenossen  veräussert  werden.  Keine  Neu- 
verloosung  ist  seit  jener  Zeit  vorgenommen,  nur  in  Iwanowskoje  hat 
sich  Solches  im  Jahre  1877  als  nothwendig  erwiesen  in  Folge  zu  grosser 
Zersplitterung  des  Gehöftlandes  vieler  Höfe.  Durch  Neubildung  von 
Höfen,  die  durch  Familien theilungen  entstanden  und  am  Ende  des 
Dorfes  angelegt  waren,  während  ihre  Gehöftlandantheile,  Abschnitte 
vom  elterlichen  Hofe,  entfernt  vom  Hofe  lagen,  war  eine  solche  Zer- 
splitterung im  Laufe  der  Zeiten  entstanden,  dass  eine  Arrondirung  des 
den  Höfen  zustehenden  Gehöftlandes  als  geboten  erschien.  Hierbei 
erwies  sich  die  Zutheilung  eines  Theiles  des  Ackerlandes  zum  Gehöft- 
land als  zweckmässig,  was  eine  Neuverloosung  des  Ackerlandes  nach  sich 
zog.  Doch  blieb  die  Basis  der  Umtheilung  die  Zahl  der  abgelösten 
„Seelen",  so  dass  jeder  Hof  bei  der  Umtheilung  ebensoviel  behielt,  als 
er  vorher  besessen. 

In  der  gleichen  Weise  hat  sich  persönlicher  Grundbesitz  mit  den- 
selben Rechten  der  Gemeinde  im  Dorf  Subowa  (Er.  Moshaisk)  ausgebildet, 
die  vor  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  durch  Freilassung  zu  freien 
Ackerbauern  wurden  und  das  Land  gegen  Entrichtung  einer  Summe,  die 
im  Jahre  1885  getilgt  sein  wird,  zum  Eigenthum  erworben  haben.1) 

Diese  Beispiele  mögen  genügen  1  Wie  aus  dem  Mitgetheilten  er- 
sichtlich, hat  sich  in  diesen  Gemeinden  ganz  dieselbe  Grundbesitzordnung 
ausgebildet,  die  wir  als  die  neue  Formation  des  Gemeindebesitzrechts 
gekennzeichnet  haben. 

Mit  dem  allgemeinen  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  haben  jene  oben 
bezeichneten,  beschränkenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  20.  Febr. 
1803  ihre  Rechtskraft  auch  formaliter  eingebüsst,  wie  sie  (insbesondere 
in  Betreff  der  Theilbarkeit)  auch  früher  in  Wirklichkeit  nicht  beobachtet 
wurden.  — 


*)  Ein  Beispiel  im  Er.  Jurgew,  Gouv.  Wladimir,  üpyraBHHi:  CeMCKaa  otimsiia  etc., 
pag.  121—125. 


—    93    — 


2.  Die  untheilbaren  Familienhöfe. 

Ueber  eine  andere  Kategorie  bäuerlichen  persönlichen  Grundbesitzes 
mit  gewissen  Beschränkungen  haben  wir  im  ersten  Theil  dieses  Werkes1) 
so  ausführlich  berichtet  als  hierüber  Materialien  vorlagen,  die  weiterhin 
nur  wenig  Bereicherung  erfahren  haben.  Es  sind  das  die,  auf  Grund 
der  Gesetze  vom  8.  April  1843  und  9.  December  1846  ins  Leben  ge- 
rufenen untheilbaren  Familienhöfe.  Es  handelte  sich  hierbei,  wie 
wir  kurz  wiederholen  wollen,  um  einen  vom  Domänenministerium  unter- 
nommenen Versuch,  eine  bäuerliche  Grundbesitzform  zu  schaffen,  in  der 
die,  das  ökonomische  Leben  schädigenden  Elemente  des  Gemeindebesitzes 
ausgemerzt  wurden.  Solche  Höfe  wurden  auf  freiem  Domänenlande  (im 
Gouv.  Ssamara)  errichtet  und  von  solchen  Domänenbauern  besiedelt,  die 
freiwillig  aus  der  Gemeinde  austraten  und  auf  die  gestellten  Bedingungen 
dieses  Agrarrechts  eingiengen.  Diese  Rechtsinstitution  ist  nun  folgende. 
Jeder  Familienhof  befindet  sich  in  untheilbarem  Besitz  des  Wirthes, 
Das  Nutzungsrecht  ist  erblich,  der  Familienhof  mit  den  auf  ihm  befind- 
lichen Wohn-  und  Wirtschaftsgebäuden,  mit  den  Ackergeräthen,  einem 
bestimmten  Quantum  an  Vieh,  als  dem  notwendigen  Zubehör  einer  voll- 
ständigen Wirthschaft,  wie  es  in  der  bleibend  gültigen  Wirthschafts- 
beschreibung  angegeben  ist,  geht  in  seinem  vollen  Bestände  auf  den 
Aeltesten  der  gesetzlich  Erbberechtigten  über,  wenn  nicht  der  Besitzer 
in  gesetzmässiger  Form  ein  anderes  seiner  Kinder  oder  einen  anderen 
Verwandten  zum  Erben  seines  Hofes  eingesetzt  hat;  das  übrige  Ver- 
mögen wird  gemäss  den  allgemeinen  Gesetzen  und  dem  örtlichen  Ge- 
wohnheitsrecht unter  seine  Erben  getheilt  Das  Verfügungsrecht  ist  noch 
in  soweit  beschränkt,  als  solche  Höfe  nur  auf  Kronbauern  übergehen 
können;  säumige  Steuerzahler  können  ausgesetzt  werden,  und  der  be- 
treffende Hof  wird  entweder  unter  Vormundschaft  gestellt  oder  dem 
nächsten  Erben  übertragen.  J.  Ssolowjew  besuchte  1857  diese,  im  Kr 
Ssamara  gegründeten  Familienhöfe,  die  er,  wie  er  versichert,  im  blühen- 
den Zustande  fand.  Sie  sind  entweder  in  kleinen  Dörfern  bis  zu  20  Höfen 
(gewöhnlich  5,  6,  10  Höfe)  mit  je  39  Dess.  oder  in  Einzelhöfen  mit 
je  60  Dess.  angesiedelt.  Für  neu  sich  bildende  Höfe  ist  Reserve- 
land vorhanden.  Ueber  das  weitere  Schicksal  dieser  Familienhöfe  finde 
ich  nur  in  der  landschaftlichen  Agrarstatistik  einige  Daten9),  die  jener 
Schilderung  nicht  entsprechen.     Bis  zum  Jahre  1868  ward  mit  dieser 


*)  pag.  145—147;  „Oöaopt  xificTirifi  ßenapTaneHTa  ceucKaro  xosaiiCTBa  ci  1844— 
1853'%  Theil  in,  Kapitel  IV,  pag.  58—68.  J.  Ssolowjew:  0  noseuejBHOMi  Ma^uin 
u  PocciH  in  den  OTei.  San.,  Bd.  CXVI,  1858,  Art.  II,  pag.  635—641. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  I,  pag.  33—36. 


—    94    — 

Art  Colonisirung  fortgefahren  (aus  den  Gouv.  Kursk,  Pensa,  Kasan, 
Nishninowgorod,  Tula,  Orel,  Twer).  Im  Ganzen  bestehen  105  Gemeinden. 
Ungeachtet  aller  Unterstützung  der  Regierung  ist  das  erwartete  Resultat 
nicht  oder  nur  zu  einem  sehr  geringen  Theil  erreicht  Mehrfach  fand 
sich  auf  dem,  den  Ansiedlern  zugewiesenen  Lande  kein  Wasser:  wo  es 
nicht  gelang,  durch  Brunnengraben  auf  Wasser  zu  stossen,  sahen  sich 
die  Bauern  gezwungen,  —  in  ganzen  Gruppen  —  umherzuziehen,  um 
geeignete  Wasserstellen  zu  suchen.  Die  zugemessenen  Wiesen  waren  zu 
weit  von  dem  Ackerland  (und  den  Höfen)  entfernt,  so  beträgt  diese  Ent- 
fernung in  der,  32  Gemeinden  zählenden  Wolost  Petropawlowsk:  in  7  Ge- 
meinden 35—40  Werst,  in  5—20  bis  30  Werst,  in  17—8  bis  15  Werst 
in  der  Wolost  Krosnodomsk:  in  11  Gemeinden  10—12  Werst,  in  7  Ge- 
meinden 15—17  Werst.  Es  kann  nicht  Wunder  nehmen,  dass  solche 
Wiesen  zumeist  verpachtet  und  für  den  eigenen  Bedarf  Wiesen  in  der 
Nähe  gepachtet  werden.  Das  Ackerland  ward  bei  der  Zutheilung  in 
8  Felder  getheilt,  doch  nach  einigen  Jahren  kehrten  die  Bauern  zur  alt- 
gewohnten Dreifelderwirtschaft  zurück :  sie  erklären,  dass  es  bei  8  Felden 
unmöglich  sei,  dem  Acker  durch  den  Weidegang  hinreichend  Düngung  | 
zuzuführen.  Die  Wiesen  stehen  unter  der  Verfügung  der  Gemeinde,  auch 
die  Weide  vielfach.  Doch  kommt  es  auch  vor,  dass  nur  einige  Haus- 
wirthe  sich  zusammenthun,  um  gemeinsam  einen  Hirt  zu  engagiren.  Trotz 
des  gesetzlichen  Verbots  sind  Höfe  bei  Erbtheilungen  und  durch  Ver- 
kauf zersplittert  Was  die  Bewirtschaftung  anbetrifft,  so  wird  con- 
statirt,  dass  die  Bodencultur  in  diesen  Gemeinden  ein  wenig  besser  ist 
als  beim  Gemeindebesitz,  namentlich  was  das  Pflügen  des  Ackers  an- 
betrifft.1) Es  muss  dahingestellt  bleiben,  ob  Solches  eine  Folge  des  in- 
dividuellen Besitzrechts  oder,  was  wahrscheinlicher,  eine  Folge  der 
grösseren  Wohlhabenheit  dieser  Bauern  ist,  bedingt  durch  die,  den  ge- 
wöhnlichen bäuerlichen  Grundbesitz  weit  übertreffende  Grösse  desselben. 
Auch  im  Er.  Stawropol2)  desselben  Gouvernements  ist  (1862)  ein 
individueller  Grundbesitz  geschaffen  (zehn  Gemeinden  in  den  drei  süd- 
lichen Wolosten):  38  Dess.  pro  Hof  im  Durchschnitt,  auch  32—41  Dess. 
je  nach  der  Grösse  der  Familie:  das  Land  haben  die  Bauern  in  Gewanne 
getheilt,  wegen  der  gemeinsamen  Hütung  besteht  Flurzwang,  in  fünf  Ge- 
meinden ist  man  gar  zur  Theilung  der  Wiesen  nach  Seelen  übergegangen. 
Der  Wirthschaftsbetrieb  unterscheidet  sich  nicht  von  dem  auf  dem  be- 
nachbarten Gemeindebesitz.  Die  Zersplitterung  des  Grundbesitzes  nimmt 
sehr  zu.  So  sind  z.  B.  in  einem  Dorf  von  den  25  Familienhöfen  seit 
der  1862  erfolgten  Ansiedelung  nur  3  in  ihrem  ursprünglichen  Bestände 
geblieben,  die  anderen  Höfe  sind  aufgetheilt  zu  2,  3,  4,  selbst  7  Höfen! 

l)  1.  c,  pag.  46. 

»)  Statistik  des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  II,  pag.  64—65. 
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3.  Die  Kosaken  Kleinrasslands. 

Unter  einem  besonderem  Grundbesitzrecht  stehen  die  Kosaken 
Kleinrusslands.  Hier  herrscht  individueller  Grundbesitz,  der  aber  seit 
Alters  gewissen  Beschränkungen  unterliegt.  Um  dem,  seitens  des  Adels 
in  grossem  Maasse  betriebenen  Aufkaufen  von  Eosakenländereien  in 
Kleinrussland  einen  Damm  zu  setzen,  verbot  die  Kaiserin  Anna  durch 
einen  Kabinetsbefehl  vom  8.  Januar  1739,  gerichtet  an  den  General  Ru- 
mänzow,  solche  Verkäufe:  das  altererbte  Kosakenland  soll  «nur  an  Ko- 
saken verkäuflich  sein.  Späterhin  erfolgten  weitere  Gesetze  (so  nament- 
lich das  vom  25.  Juni  1832),  die  die  zunehmende  Zersplitterung  und  Zu- 
sammenlegung des  Grundbesitzes  und  die  Entstehung  der  „Landlosigkeit" 
unter  den  Kosaken  verhindern  sollten. 

Ihr  Grundbesitzrecht1)  ist  nun  folgendes.  Das  seit  Alters  im  Besitz 
von  Kosaken  befindliche  Land  (CTapo3aHMO*HHa  seMjm)  soll  für  immer 
Kosakenland  bleiben,  es  kann  daher  nur  an  Kosaken  übergehen  (durch 
Veräusserung,  Erbschaft).  Nur  in  dem  Falle  ist  der  Verkauf  von  Land 
an  Fremde  gestattet,  wenn  folgende  drei  Bedingungen  eintreffen:  das 
Landstück  sich  im  Gemenge  mit  Landstücken  anderer  Stände  befindet, 
der  Verkäufer  an  anderer  Stelle  nicht  weniger  als  5  Dess.  baufähigen 
Landes,  das  zum  Unterhalt  der  Familie  und  zur  Entrichtung  der  Ab- 
gaben hinreicht,  besitzt,  und  endlich  das  zu  verkaufende  Landstück  nicht 
über  3  Dess.  beträgt.  Endlich  kann  das  alte  Kosakenland  (Gesetz  vom 
11.  Juli  1845)  wegen  Schulden  des  Besitzers  nicht  zum  Verkauf  gebracht 
werden,  ebensowenig  die  zum  landwirtschaftlichen  Betrieb  erforderlichen 
Hülfsmittel  und  Geräthe  (opyaift  h  npeßMeTOBi»)  —  eine  principiell  sehr 
wichtige  Bestimmung! 

Doch  in  Wirklichkeit  werden  diese  Gesetze  nicht  streng  beobachtet2) 


')  Bd.  IX  des  Gesetzescodex,  Art.  768  mit  der  Anmerkung,  Aasgabe  vom  Jahre 
1876,  Bd.  X,  Art  783,  Aasgabe  1863. 

*;  Ueber  die  Zersplitterung  des  Grandbesitzes  der  Kosaken  in  nachstehenden 
Tier  Kreisen  des  Gouv.  Poltawa  in  %: 


Senkow 

Poltawa 

Mirgorod 

Gad&tsch 

Häusler  ohne  Land              1,3 

5,3 

1,7 

1,5 

Gärtnerstellen                     17,0 

24,5 

14,8 

11,9 

Ackerwirthschaften : 

mit  weniger  als  3  Dess.      29,9 

24,5 

25,6 

25,6 

„        „  8—6  Dess.  19,9 

19,0 

24,3 

26,3 

»         »        „  6-9      „     14,0 

9,4 

13,9 

15,1 

„    9  and  mehr  Dess.        17,4 

17,3 

19,7 

19,6 

CoopHRKi  no  xoaatcTBeHHoft  craTHCTHK'fe  nojrraBesoft  ryoepmH  (weiterhin  citiren  wir 
dieses  Werk  mit  der  Bezeichnung:  Statistik  des  Gouv.  Poltawa  —  analog  den  bezüg- 
lichen Publicationen  der  Gouvernements  mit  Gemeindebesitz),  Bd.  I  (in  zwei  Theilen. 
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In  den  oberen  Regierungs-  nnd  Gerichtsinstitutionen  findet  sich  in  letzterer 
Zeit  kein  Verständniss  für  den  Geist  jener  Bestimmungen.  Insbesondere 
hat  eine  Entscheidung  des  Senats  eine,  in  jener  Richtung  verhängnis- 
volle Bedeutung  erlangt  Der  Senat  erläuterte  in  einer  ad  hoc  erlassenen 
Entscheidung  vom  16.  November  1870  der  Poltawaer  Gouvernements- 
regierung, dass  der  vollständig  freie  Verkauf  alter  Kosakenländereien, 
wie  auch  der  Zwangsverkauf  wegen  Schulden  gesetzlich  erlaubt  sei  Auf 
Grund  dieser  Entscheidung  wird  jeder  Verkauf  solcher  Ländereien  von 
den  Administrationen,  wie  von  den  Gerichtsinstitutionen  ohne  weiteres 
zugelassen  und  bestätigt.1)  Beiläufig  bemerkt,  ist  dieser  Senatsukas 
nicht  in  die  neue  Ausgabe  des  Swod  (des  allgemeinen  Gesetzescodex)  vom 
Jahre  1876  aufgenommen,  er  hat  also  gemäss  den  Reichsgrundgesetzen 
keine  allgemeine  Rechtskraft. 


Zweites  Kapitel 

Die  kleinrussischen  nnd  die  westlichen  Gouvernements. 

1.  Der  Stand  der  Frage. 

Es  besteht  in  den  kleinrussischen  und  den  sogenannten  westlichen 
Gouvernements8)  nicht,  wie  allgemein  behauptet  wird,  das  freie  indivi- 
duelle bäuerliche  Grundbesitzrecht,  sondern  dasselbe  unterliegt  gewissen 
Beschränkungen  seitens  der  Gemeinde,  wie  auch  des  Gesetzes  zum 
Zwecke  der  Erhaltung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes.  Es  zeigt  sich 
aber  auch  hier  ein  bedeutungsvoller  Unterschied  in  der  gesetzlichen 
Rechtslage  und  der  durch  Herkommen  und  die  Macht  der  wirtschaft- 
lichen Thatsachen  geschaffenen:  theils  beschränkt  das  Gesetz,  das  in  Be- 
treff einzelner,  später  anzugebender  Bestimmungen  durch  den  Eintritt 


Er.  Senkow),  Theil  II,  pag.  28  etc.,  Bd.  II  (Kr.  Poltawa),  Abschnitt  II,  pag.  29,  auch 
pag.  1—8,  Bd.  III  (Er.  Mirgorod),  Abschnitt  II,  pag.  21  etc.,  Bd.  V  (Er.  Gad&tech), 
Abschnitt  II,  pag.  82 — 88;  weiterhin  Daten  in  CTaTHCTiraecuji  cb*ä*hw  o  npocTpaacni 
Aaii,  ofo  apeHjOBamH  h  nepexoxaxi  seifen  m>  üojrraBCBofi  ryo\,  insbesondere  die 
Monographie  über  die  Wolost  Ssuprunowka,  pag.  24  etc.  —  Zersplitterung  im  Gout. 
Tschernigow:  „MaTepiansi  äah  oivbhkh  seMeibHiro  yroxifi,  coopamnie  dscnexHipoHHBii 
ciioco6omi  cTaTHCTHiecKHHi  OTX&ieHieMi  npii  HepHnroBesoft  JTyoepHCKoft  seMCEoS 
ynpaB-fe",  bisher  14  B&nde  (je  ein  Band  ein  Kreis)  seit  1877  erschienen,  insbesondere 
in  der,  mehreren  Bänden  beigefügten  üoxBopHaa  odhcb  (statistische  Beschreibung  der 
Wirtschaften),  auch  Bd.  III  (Kr.  Neshin),  pag  22-24,  120  und  Beilage,  pag.  16. 
Kotel&nski:  O^epsH  noxBopHoft  Poccis  in  den  Oreiecm  SairacKH,  1878,  Bd.  n,  pa& 
188  etc.,  Bd.  VIII,  pag.  160. 

*)  &  KßHTKa:  (XtaicHHTejBHaa  sanncsa  ki  laÖiHnam  specnaHCEaro  seme- 
Bia^inu  bt>  nojnaBCKOfi  ryöepHin,  Poltawa  1881. 

9)  Theil  I  dieses  Werkes,  pag.  216—218. 
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der  Ablösung  ausser  Kraft  gesetzt  ist,  das  bäuerliche  Grundbesitzrecht 
mehr  als  es  das  Herkommen  verlangt,  theils  gewährt  letzteres  der  Ge- 
meinde eine  grössere  Fülle  von  Machtbefugnisse  Eingriffen  in  das  Recht 
der  einzelnen  Höfe,  als  das  Gesetz  ihr  zuspricht 

Zuerst  skizziren  wir  die  gesetzliche  Rechtslage,  wie  sie  durch  das 
Emancipationsgesetz  vom  19.  Februar  1861  hergestellt  ist 

In  den  kleinrussischen  Gouvernements  (Tschernigow,  Poltawa  und 
einem  Theile  Gharkow's)  und  den  sogenannten  südwestlichen  Gouverne- 
ments (Kiew,  Podolien  und  Wolynien)  wird  das  den  Bauern  zugetheilte 
Land  im  Gesetz  ausdrücklich  als  Gemeindeland  (MipcK&a  seiua)1) 
bezeichnet  Was  die  Gesetzgebung  unter  dieser  Bezeichnung  gemeint 
und  im  Auge  gehabt  hat,  ergiebt  sich  aus  den  nachfolgenden  Bestim- 
mungen. Das  Land  wird  der  ländlichen  Gemeinde,  wie  es  im  Gesetz 
heisst,  also  nicht  den  einzelnen  Höfen  oder  Bauern,  zur  beständigen 
Nutzung  (wl  nocTOAHHoe  nojBdOBame)  übergeben,  und  zwar  zwecks  der 
(ökonomischen)  Sicherstellung  der  Bauern  und  der  Erfüllung  ihrer 
Verpflichtungen  gegen  die  Staatsregierung  (Steuern).2)  Auf  die  not- 
wendigen Consequenzen  dieses  öffentlich-rechtlichen  Grundsatzes  kommen 
wir  weiter  unten  zu  sprechen. 

Andererseits  resultiren  aus  der  Bezeichnung  „Gemeindeland"  eine 
Reihe  von  Befugnissen  und  Rechten  der  Gemeinde.  Wir  können  füglich 
diejenigen  übergehen,  welche  mit  der  allendlichen  Abgrenzung  des  Bauer- 
landes vom  gutsherrlichen  zusammenhängen,  da  diese  Auseinandersetzung 
mit  dem  Grundherrn  bereits  längst  vollendet  ist,  den  entsprechenden 
Bestimmungen  also  keine  praktische  Rechtskraft  mehr  inne  wohnt  Es 
sei  nur  erwähnt,  dass  in  diesen  Fragen  mit  der  Gemeinde,  nicht  mit 
den  einzelnen  Bauern  zu  verhandeln  war,  so  auch  in  Betreff  des  Ab- 
schneidens  von  bisher  genutztem  Bauerland,  des  Zutheilens  neuen  Landes, 
des  Austausches  eines  Landstückes,  des  Verzichtleistens  auf  Land,  des 
Versetzens  des  Dorfes  auf  anderes  Land  etc.  Auch  war  es  der  Gemeinde 
anheimgestellt,  in  solchen  Fällen  die  dem  früheren  Besitzstande  der  ein- 
zelnen Höfe  entsprechende  proportionale  Ausgleichung  resp.  Neuvertheilung 
des  Landes  durchzuführen.8) 

Was  die  noch  geltenden  Bestimmungen  anbetrifft,  so  hat  die  Ge- 
meinde das  volle  und  freie  Verfügungsrecht  über  das  der  Gemeinde  zu- 
getheilte, aber  nicht  im  individuellen  erblichen  Besitze  der  einzelnen  Höfe 


')  Localgesetz  für  die  kleinrussischen  Gouvernements,  Art  36,  92,  Localgesetz 
für  die  Gouvernements  Kiew  etc.,  Art  S,  76. 

*)  Localgesetz  für  die  kleinrussischen  Gouvernements,  Art  6,  Localgesetz  für 
die  Gouv.  Kiew  etc.,  Art.  3. 

*)  Localgesetz  für  die  kleinruss.  Gouv.,  Art.  98,  100,  105,  Localgesetz  für  die 
Gouv.  Kiew  etc.,  Art  27,  78,  82,  89. 

t.  Kenssler,  Geschichte  and  Kritik  des  Gemeindebesitzes,    in.  7 
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befindliche  Land.  Der  wichtigste  Theil  dieses  Landes  ist  die  gemeine 
Weide,  sodann  die  nicht  im  individuellen  Besitze  befindlichen  Theile  des 
Gehöftlandes,  wie  die  Hutweide,  unbebaute  Plätze,  Marktplätze,  Mühlen  etc., 
endlich  auch  Wald,  soweit  er  sich  nicht  im  Besitz  einzelner  Bauern 
befindet.  Aus  dem,  ihrer  directen  Verfügung  unterstehenden  Lande  kann 
sie  Hofstätten  zur  Ansässigmachung  von  landlosen  Gemeindegliedern,  die 
durch  Nachwuchs  entstehen,  ausscheiden  und  somit  Gemeindeland  (im 
engeren  Sinne  des  Wortes)  in  individuellen  erblichen  Besitz  der  be- 
treffenden bäuerlichen  Familie  umwandeln. 

Auch  konnte  —  die  Ablösung  ist  bekanntlich  bereits  eingetreten  — 
nicht  allein  der  einzelne  Bauer  sein  Gehöftland,  sowie  auch  seine  ganze 
Landstelle,  sondern  auch  die  Gemeinde  das  gesammte  Gehöftland,  wie 
auch  das  ganze  zugetheilte  Gemeindeland  gemeinsam  ablösen.  In  diesem 
Falle  wird  das  abgelöste  Land  als  Eigenthum  der  Gemeinde  anerkannt 
die  das  Recht  der  Vertheilung  desselben  unter  die  Gemeindeglieder 
besitzt.1) 

Weiterhin  darf  der  Bauer  nur  mit  Genehmigung  der  Gemeinde 
ausserhalb  seines  Gehöftlandes,  also  auf  seinem  Acker  und  Wiesenlande 
Gebäude  etc.  aufführen.9)  Hiermit  wird  das  gegenseitige  Weiderecht  auf 
dem  Brach-  und  Stoppelfeld  und  auch  auf  den  Wiesen  in  der  Zeit  des 
ersten  Graskeimens  im  Frühjahr  und  nach  dem  Grasschnitt  vor  ein- 
seitiger Kürzung  und  Unzuträglichkeiten  geschützt,  —  ein  Bebauen  des 
Landes  würde  dem  Weiden  des  Viehes  hinderlich  sein,  Streitigkeiten 
wegen  Schädigung  durch  das  weidende  Vieh  etc.  hervorrufen. 

Schliesslich  hat  die  Gemeinde  die  Verfügung  über  die  Landstellen, 
die  nach  dem  Aussterben  der  Familie  erblos  nachbleiben,  sowie 
auf  die  der  Inhaber  verzichtet:  sie  übergiebt  eine  solche  einem  Ge 
meindegenossen,  wobei  neu  sich  bildende  Familien  (ohne  Land)  das 
Vorrecht  haben.8) 

In  dem  Localgesetz  für  die  sogenannten  nordwestlichen,  lithauschen 
Gouvernements  (Wilna,  Grodno,  Kowno,  Minsk  und  die  infländischen  — 
corrumpirt  aus:  Inländischen  —  Kreise  des  Gouv.  Witebsk)  tritt  das 
Recht  der  Gemeinde  mehr  zurück,  das  der  einzelnen  Höfe  ist  mehr  aus- 
geprägt, mitbedingt  durch  das  Leben  in  kleinen  Dörfern  und  gar  Einzel- 
ansiedelungen. Hier  wird  das  den  Bauern  zugetheilte  Land  nicht  als 
„Gemeindeland4*  bezeichnet, sondern  als  „bäuerlicher  Landantheil"(KpecTBÄH- 


')  Localgesetz  für  die  kleinruss.  Gouv.,  Art  150  u.  folg.,  Localgesetz  für  die 
Gout.  Kiew  etc.,  Art  125  u.  folg.,  Gesetz  über  die  Ablösung,  Art.  57,  58,  160. 

9)  Localgesetz  für  die  kleinruss.  Gouv.,  Art.  106,  107,  Localgesetz  für  die  Goav. 
Kiew  etc.,  Art.  83,  84. 

8)  Localgesetz  für  die  kleinruss.  Gouv.,  Art.  97,  122,  123,  für  die  Gouv.  Kiew  etc 
Art  89,  90. 
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cirift  Haffkra),  es  wird  dafür  aber  ausgesprochen,  dass  das  zugetheilte 
Land  nicht  mehr  als  um  ein  Sechstel  (in  gewissen,  im  Gesetz  vorgesehenen 
Fällen  bei  der  allendlichen  Abgrenzung  des  Bauerlandes  vom  gutsherr- 
lichen) verringert  werden  kann  —  weder  bei  Aufstellung  des  Grund- 
baches, noch  späterhin:  „das  nachbleibende  Fünfsechstel  des  Bauerlandes 
bildet  das  unantastbare  Land  des  bäuerlichen  Antheils,  das  zur  bestän- 
digen Sicherstellung  der  Existenz  des  ganzen  landbautreiben- 
den  Standes  bestimmt  ist"1)  Hier  findet  sich  nicht  wie  für  die  vor- 
genannten Landstriche,  die  Beschränkung  in  Betreff  des  Gebäudeaufführens 
auf  dem  Acker-  und  Wiesenlande,  auch  ist  nicht  die  Bestimmung  aus- 
drücklich ausgesprochen,  dass  die  Gemeinde  gemeinsam  den  „bäuerlichen 
Antheil"  ablösen  kann«  so  dass  der  Gutsbesitzer  mit  jedem  Bauer  einzeln 
den  betreffenden  Vertrag  abzuschliessen  hat.  Die  anderen,  oben  genannten 
Rechte  der  Gemeinde  finden  sich  auch  in  diesem  Localgesetz.*) 

In  allen  drei  Landstrichen  ist  also  das  Land  den  Bauern  zur  Sicher- 
stellung ihrer  Exirtenz  zugetheilt  Für  alle  Zeiten  soll  das  Land  dem  Bauer- 
stande, den  Gliedern  der  bäuerlichen  Gemeinde  erhalten  werden.  Das 
ist  aber  nur  ein  Princip.  Wie  verwirklicht  nun  das  Gesetz  dieses  Princip, 
d.  h.  mit  welchen  Mitteln  sucht  das  Gesetz  den  bäuerlichen  Grundbesitz 
als  solchen  zu  erhalten?  Dieses  Ziel  soll  erreicht  werden  durch  das 
Verbot  zuweitgehender  Zusammenlegung  einerseits  und  zuweitgehender 
Zersplitterung  der  bäuerlichen  Landstellen  andererseits,  indem  eine  genaue 
Grenze  für  das  Maass  der  Anhäufung  des  Bauerlandes,  „des  Gemeinde- 
landes", resp.  „des  bäuerlichen  Landantheils"  in  eine  Hand,  wie  auch 
der  Theilung  desselben  gesetzt  wird,  und  zwar  in  folgender  Art 

In  den  genannten  drei  kleinrussischen  Gouvernements8)  gilt  als 
Norm  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  die  Kleinbauerstelle  (rrimifl  y^acTOKi»); 
die  Maximalgrösse  des  Feldantheils  der  Kleinbauerstelle,  wie  sie  als  Basis 
zur  Abgrenzung  des  Bauerlandes  von  dem,  dem  Gutsherrn  verbleibendem 
Lande  festgestellt  ward,  betrug  im  Gouv.  Tschemigow,  in  den  drei  Zonen, 
in  welche  es  zerlegt  ist,  4,  6  und  7  Dess.,  im  Gouv.  Poltawa  4  und 
5  Dess.,  im  Gouv.  Charkow  4  7«,  5,  6  und  7  Dess.  Vielfach  erhielten  aber 
gemäss  den  bezüglichen  Gesetzesbestimmungen  die  Bauern  nicht  dieses 
Maximum.  Andererseits  ergab  es  sich  aber  auch,  dass  einzelnen  Bauern 
mehr  Land  verblieb;  dieses  Plus  an  Land  heisst  im  Gesetz  Zuschlagsland 
(RräaBOTOHfi  y^acTOKTb)  und  machte  die  resp.  Kleinbauerstelle  zu  einer 
Grossbauerstelle.  Das  Gesetz  ist  nun  bestrebt,  die  Kleinbauerstellen,  aber 
nur  bei  Erbtheilungen,  wie  es  im  Gesetz  heisst,  zu  erhalten,  indem  es 

*)  Art  9. 

f)  Art  72,  78,  87. 

')  Localgesetz  für  die  kleinruss.  Gouv.  Tschernigow,  Poltawa  und  einen  Theil 
des  Gouv.  Charkow,  Art.  9,  94,  96,  126,  127,  128. 

7* 
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bestimmt,  dass  eine  Bauerstelle  nur  dann  getheilt  werden  darf,  wenn 
jeder  der  beiden  Theile  nicht  weniger  als  die  Hälfte  des  für  die  betreffende 
Zone  festgesetzten  Maximums  einer  Kleinbauerstelle  beträgt  Fällt  eine 
Bauerstelle,  und  zwar  eine  Gärtner-  (oder  Gehöft-)  stelle  oder  eine  Klein- 
bauerstelle, an  die  Gemeinde,  so  muss  die  Gemeinde  sie  im  vollen  Be-  ! 
stände,  also  ungetheilt,  vergeben.  Handelt  es  sich  um  eine  Grossbauer- 
stelle, so  kann  die  Gemeinde  das  sogenannte  „Zuschlagsland"  zu  Gärtner- 
stellen parcelliren  oder  aus  ihm  eine  neue  Kleinbauerstelle  herstellen. 
Auch  kann  die  Gemeinde  aus  dem  eigentlichen  Gemeindeland  kleine 
Landstücke  zu  Gärtnerstellen  an  landlose  Gemeindeglieder  ausscheiden. 
Eine  Bestimmung  zur  Verhinderung  einer  zu  weitgehenden  Concen- 
tration  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  ist  für  diesen  Landstrich  nicht 
vorhanden. 

In  den  sogenannten  südwestlichen  Gouvernements  (Kiew,  Podolien 
und  Wolünien)1)  gelten  ähnliche  Bestimmungen.  Hier  waren  schon  durch 
die  kaiserlich  bestätigten  Hegeln  vom  26.  Mai  1847  und  29.  Decbr.  1848 
(die  sogen.  Inventarregeln)  das  „Gemeindeland",  d.  i.  das  in  der  Nutzung 
der  Bauern  befindliche  Land  für  unveränderlich  und  unantastbar  erklärt 
worden  und  blieben  es  bei  der  Emancipation.  In  diesem  Landstrich 
hatten  sich  die  genannten  drei  Kategorien  der  bäuerlichen  Grundbesitzer 
seit  Alters  ausgebildet  und  scharf  ausgeprägt;  die  Grösse  der  Klein-  wie 
der  Grossbaucrstellen  war  aber  in  den  verschiedenen  Gegenden  dieses 
Landstriches  eine  sehr  verschiedene.  Ein  Hauswirth  darf  im  Bezirk 
einer  Gemeinde  nicht  mehr  als  zwei  Gärtnerstellen  oder  zwei  Kleinbauer- 
stellen besitzen.  Die  Theilung  von  Landstellen  ist  nur  soweit  gestattet 
dass  keine  Landstelle  kleiner  wird  als  die  kleinste  Kleinbauerstelle,  die 
in  der  betreffenden  Gemeinde  vorhanden  ist  Wie  in  den  kleinrussischen 
Gouvernements,  hat  auch  hier  die  Gemeinde  die,  in  ihre  Verfügung  zurück- 
gefallenen Kleinbauer-  und  Gärtnerstellen  in  vollem  Bestände  zu  vergeben. 
Das  „Zuschlagsland"  aber,  d.  h.  der  Ueberschuss  an  Land  über  eine 
Kleinbauerstelle,  kann  sie  entweder  zur  erblichen  Nutzung  oder  auch 
nur  auf  bestimmte  Zeit,  und  zwar  sowol  in  ganzer  Grösse  als  auch 
parcellirt  an  Gemeindegenossen  mit  Bevorzugung  der  landlosen,  neu  sich 
bildenden  Familien,  resp.  der  Gärtner  überlassen.  Die  Theile  des  Zo- 
schlaglandes,  die  zur  erblichen  Nutzung  vergeben  werden,  sind  nicht 
.theilbar. 

In  den  lithauschen  Gouvernements  (Wilna,  Grodno,  Kowno,  Minsk 
und  im  infländischen  Theil  des  Gouv.  Witebsk)2)  sind  nur  zwei  Kategorien 
bäuerlicher  Grundbesitzer:  bäuerliche  Wirthe  und  Gärtner  (die  nur  Ge- 


»)  Localgesetz  für  Kiew  etc.,  Art.  3,  38,  39,  88,  89,  90. 
■)  Localgesetz  für  Wiloa,  Grodno  etc.,  Art.  84,  85,  86,  87. 
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höftland  besitzen).  Kein  Bauer  darf  mehr  als  drei  Landstellen  innehaben. 
Theilungen  von  Landstellen  sind  nur  in  soweit  gestattet,  dass  jede 
getheilte  Landstelle  mindestens  10  Dess.  umfasst  Und  um  jedes  Miss- 
verständniss  zu  vermeiden,  wiederholt  das  Gesetz  im  folgenden  Artikel 
jene  Bestimmungen,  indem  es  ausführt:  Die  bäuerlichen  Landstellen,  die 
bei  Verkündigung  des  Gesetzes  vorhanden  und  in  das  Grundbuch  ein- 
getragen sind,  können  nicht  eingezogen  (sei.  zur  gutsherrlichen  Oeko- 
nomie),  auch  nicht  bleibend  zu  einem  ungeteilten  Ganzen  vereinigt 
werden,  demnach  kann  auch  die  Zahl  der  Höfe  in  der  Gemeinde  nur  ver- 
größert (mit  Berücksichtigung  der  angegebenen  Minimalgrenze),  in  keinem 
Falle  aber  verringert  werden".  Doch  wird  hiermit,  wie  es  in  der  An- 
merkung zu  diesem  Artikel  vermerkt  ist,  das  Goncentriren  von  drei  Höfen 
in  eine  Hand  nicht  bedingungslos  untersagt,  solches  soll  aber  nur  den  Cha- 
rakter des  Zeitweiligen  (bis  zur  Erbtheilung  etc.)  tragen.  Jeder  Hof  soll 
als  eine  gesonderte  Einheit  aufgefasst  werden.  Wenn  vereinigte  Höfe  der 
Verfügung  der  Gemeinde  zufallen,  so  sollen  sie  einzeln  vergeben  werden. 

Schliesslich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  in  Folge  des  polnischen  Auf- 
standes1) die  Staatsregierung  es  für  angezeigt  hielt,  insbesondere  in  den 
infländischen  (corrumpirt  aus  livländischen)  Kreisen  des  Gouv.  Witebsk, 
wo  die  Zahl  landloser  Bauern  recht  bedeutend  war,  die  Ansässigmachung 
dieser  zu  befördern.  Soweit  die  Gutsbesitzer  sich  nicht  bereit  erklärten, 
ihnen  gegen  die  normirte  Entschädigung  Land  zu  überlassen,  wurden 
diese,  soweit  sie  es  wünschten,  auf  Domänenland  angesiedelt  Das  Mini- 
mum an  Land,  das  sie  bei  Niederlassung  auf  bisher  gutsherrlichem  Lande 
erhielten,  betrug  l1/«  Dess.  pro  Familie.  Hierdurch  wurde  also  eine 
neue  Kategorie  bäuerlicher  Grundbesitzer  geschaffen,  die  rechtlich  keinen 
Autheil  an  dem  gemeinsamen  Grundbesitz  der  Gemeinden  (Weide  etc.) 
hatten,  doch  sie  haben,  beiläufig  bemerkt,  vielfach  diesen  Anspruch 
erhoben,  was  viele  Streitigkeiten  zur  Folge  hatte.  — 

Alle  diese  skizzirten  gesetzlichen  Bestimmungen,  die  in  ihrer 
Gesammtheit  eine  gewisse  organische  Gliederung  des  Grundbesitz- 
rechts zur  Erhaltung  des  Kleingrundbesitzes  auf  dem  „Bauerland" 
bieten,  haben  keine  praktische  Rechtskraft  seit  der  Erwerbung  des 
Eigentumrechts  durch  die  Ablösung,  und  es  treten  die  Art  33—39 
und  51  des  Allgem.  Gesetzes  vom  19.  Februar  1861,  sowie,  bis  die 
Ablösungsschuld  an  den  Staat  entrichtet  ist,  die  Art  159—171  des 
Gesetzes  über  die  Ablösung  (zur  Sicherstellung  jener  Schuld)  in  Kraft: 
sie  declariren  das  volle  freie  Verfügungsrecht  über  das  zum  Eigen- 
thume  erworbene  Land.     So  findet  sich  auch  hier  bemerkbar,  wie  die 


l)  Theil  I  dieses  Werkes,  pag.  264;  C6opHH&i  HpaBBrencrBeiiBHzi  pacnopaxemft 
ttoycrpoficTBy  ÖHTa  Kpecibaro  coticTBeHHimoBi  bi  cftBepo-aaiiaxHOMi  Kpai,Wilna  1864. 
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beiden,  in  den  Vorarbeiten  zum  Emancipationswerke  einander  bekäm- 
pfenden Strömungen  im  Gesetz  unvermittelt  neben  einander  zur  Geltung 
gelangt  sind.  Waren  die  Anhänger  des  laisser  passer  in  den  bezüglichen 
Localgesetzen  von  den  Gegnern  geschlagen,  die  an  dieser  Stelle  vielfach 
von  den  gutsherrlichen  Interessen  zur  Erhaltung  der  Leistungsfähigkeit 
der  Bauern  in  ihren  Verpflichtungen  an  die  Gutsherrn  unterstützt  wurden, 
so  triumphirten  sie  in  den  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Betreff  der  Rechte 
der  Bauern  über  das  zum  Eigen thum  erworbene  Land.1)  Abgesehen  von 
der  principiellen  Seite  der  Frage,  ergiebt  sich  eine  Reihe  praktischer 
Schwierigkeiten,  die  im  Gesetz  ungelöst  sind.  Wie  wir  gesehen,  berück- 
sichtigen z.  B.  die  bezüglichen  Localgesetze  das  Bestehen  des  Flurzwangs 
und  untersagen  daher  das  Aufführen  von  Gebäuden  auf  dem,  diesem 
Zwange  unterliegendem  Lande.  Das  Allgemeine  Gesetz  declarirt  einfach 
das  freie  Verfügungsrecht  des  Einzelnen,  resp.  der  Gemeinde,  wenn  diese 
das  Land  zum  Eigen  thum  erworben  hat,  und  gewährt  in  letzterem  Falle 
dem  Einzelnen  das  Recht,  die  Ausscheidung  seines  Antheils  aus  dem 
gesammten  Eigenthume  zu  verlangen,  und  damit  sind  die  bezüglichen 
Rechtsbestimmungen  erschöpft. 

So  lange  die  Ablösungsschuld  noch  nicht  entrichtet,  kann  das  im 
individuellen  Eigenthume  befindliche  Land  nur  mit  Genehmigung  der 
Gouvernements -Ablösungsbehörde,  wenn  diese  in  der  Theilung  keine 
Gefährdung  der  Ablösungsschuld  erkennt,  getheilt  werden.  Nun  ist  aber 
eine  solche  Institution  nicht  geschaffen,  die  Kreisbehörde  für  bäuerliche 
Angelegenheiten,  welcher  diese  Gompetenz  obliegt,  wird  um  diese  Dinge 
nicht  befragt,  und  die  Bauern  üben  das  freie  Recht  der  Theilbarkeit  und 
der  Zusammenlegung  aus.  Theilungen  der  Landstellen  sind  überall  in 
diesen  Landstrichen,  sowol  in  den  kleinrussischen  als  auch  in  den  süd- 
und  nordwestlichen  Gouvernements  an  der  Tagesordnung.  Sehr  ver- 
breitet ist  die  Sitte,  dass  bei  Erb  theilungen  die  Landstelle  unter  alle 
Söhne  getheilt  wird.  Eine  gewöhnliche  Erscheinung,  namentlich  in  Klein- 
russland, ist  es,  dass  der  Vater  dem  Sohne,  wenn  er  sich  verheirathet 
ein  Landstück  abtritt.  Bei  Erbtheilungen  werden  Gebäude  und  Inventar, 
wie  die  anderen  Mobilien,  getheilt,  was  auf  den  Wirthschaftsbetrieb  — 
bis  etwa  das  Fehlende  allmälich  erworben  wird  —  vom  schlimmsten  Ein- 
flüsse ist.  Vielfach  herrscht  auch  die  Sitte,  dass  die  Tochter  —  auch 
beim  Vorhandensein  von  Söhnen  —  als  Mitgift  bei  der  Verheiratung 
einen  Landfetzen,  etwa  */*  Dess.,  erhält.    Desgleichen  werden  Parcellen 


*)  üeber  diesen  bedauernswerthen  Mangel  an  Folgerichtigkeit  in  so  bedeutungs- 
vollen Bestimmungen  des  Emancipationsgesetzes,  siehe  Theil  I  dieses  Werbes,  pag- 
216—218,  A.  Skrebizki:  RpemjiHCKoe  j*io  bi  ijapcTBOBame  Aiescanxpa  II,  Bd.  II» 
Theil  I,  pag.  628—624,  644-557,  653  u.  folg.,  701—711. 
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aus  einer  Landstelle  ausgeschieden  und  veräussert.  Das  Wolostgericht 
corroborirt  solche  Verkäufe,  ohne  auf  das  Gesetz  Rücksicht  zu  nehmen. 
Andererseits  finden,  wenn  auch  bedeutend  seltener,  Zusammenlegungen 
von  Landstellen  durch  Kauf,  Erbschaft  etc.  statt 

Und  so  hat  sich  in  der  kurzen  Zeit  seit  der  Emancipation  in  diesen 
Landstrichen  in  sehr  grossem  und  unheilvollem  Maasse  eine  Zersplitterung 
des  bäuerlichen  Grundbesitzes  und  eine  Gemenglage  der  Grundstücke 
ausgebildet,  wie  wir  sie  beim  Gemeindebesitz  nur  selten  und  dann  nur 
auf  kurze  Zeit  (bis  zur  nächsten  Neuverloosung,  resp.  allgemeinen  Um- 
theilung)  finden.  Dazu  kommt,  dass  in  manchen  Gegenden  die  Zahl  der 
landlosen  Bauern  in  bedenklichem  Maasse  wächst.  Wir  können  an  dieser 
Stelle  auf  diese  Frage  nicht  näher  eingehen,  wir  begnügen  uns  mit  der 
Mittheilung,  dass  die  enorm  zugenommene  Zersplitterung  allgemein  an- 
erkannt und  als  Missstand  in  einem  Landstrich,  in  welchem  die  Land- 
wirthschaft  fast  die  einzige  Erwerbsquelle  ist,  tief  empfunden  wird.1)  Der 


*)  Ueber  die  Zersplitterung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  (mit  Einschluss  des- 
jenigen der  Kosaken)  in  den  vier  nachbenannten  Kreisen  des  Gouv.  Poltawa  (in  °/0): 

Poltawa  Mirgorod         Lubny         Gadätsch 


Häusler  ohne  Land 

6,4 

2,5 

2,6 

1,9 

Gärtnerstellen 

24,9 

21,4 

16,0 

11,9 

Ackerwirthschaften 

mit  weniger  als  3  Dess. 

25,6 

25,5 

28,8 

23,8 

n             »             i»    "        »» 

24,2 

27,4 

26,7 

32,3 

»>             w             t»     «*        »» 

8,2 

10,6 

11.1 

14,8 

»           9t          i»  20      „ 

7,5 

9,1 

10,9 

12,8 

„    20  und  mehr  Dess. 

8,2 

3,2 

3,9 

2,5 

Statistik  des  Gouv.  Poltawa,  Bd.  I,  Theil  II,  pag.  28  etc.,  Bd.  II,  Abschnitt  II, 
pag.  33,  auch  pag.  19-22,  26,  34—40  etc.,  Bd.  III,  Abschnitt  II,  pag.  27,  Bd.  IV,  Ab- 
schnitt II,  pag.  25  etc.  Bei  dem  im  Kr.  Lubny  herrschenden  Wirthschaftssystem  ist 
mit  Berücksichtigung  der  durchschnittlichen  Grösse  der  Familie  6  Dess.  für  eine  Familie 
erforderlich,  Bd.  V,  Abschnitt  II,  pag.  30,  weiterhin  die  oben  citirten  Schriften: 
X  Kbhtk4i:  OfeflCHweiBHaii  sanncKa  etc.,  pag.  19—46;  CTaTHCTHiecräi  CBijtma  o 
HpocrpaHCTB*  etc.  (von  der  Landschaft  herausgegeben),  insbesondere  Abschnitt  III: 
Bewegung  des  Grundbesitzes.  In  Betreff  des  Gouv.  Tschernigow  siehe  oben  die  Ci- 
tate  aus  Maiepiara  wa  ou£hkh  seiteiiHHxi  yrojift  etc. 

In  Betreff  der  anderen  Gouvernements,  wie  auch  der  beiden  genannten,  finden 
sich  zahlreiche  Angaben  über  die  enorm  zunehmende  Zersplitterung  des  bäuerlichen 
Grundbesitzes  im  Bericht  der  Walujew'schen  landwirtschaftlichen  Enquete,  siehe 
auch  Theil  I  meines  Werkes,  pag.  264.  Aus  der  recht  reichen  Literatur  führe  ich 
noch  an  JL  KoT&umcKift:  OnepsH  nojBOpHofi  Poetin  in  der  Ore?.  3anHCKH  1878,  Bd.  II, 
pag.  125-163,  Bd.  Vm,  pag.  160  etc.,  Bd.  IX,  pag.  41—73,  A.  Thun:  „Finanzielle 
und  volkswirtschaftliche  Zustände  in  Weissrussland" ,  in  der  Vierteljahrsschrift  für 
Volkswirthschaft,  Politik  und  Culturgeschichte,  1879,  pag.  79-118  (Kreise  Weleiki 
und  Diana  im  Gouv.  Wilna),  A.  G.  AeMGoBeuaift:  Omm  onncama  MoraieBcsoft 
ryöepniH,  Mohilew  am  Dnepr,  1884,  in  3  Bänden,  Bd.  II,  pag.  773.    In  Betreff  der 
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durch  die  Zersplitterung  des  Grundbesitzes  hervorgerufene  Verfall  der 
bäuerlichen  Wirtschaft  (so  namentlich  in  den  Gouvernements  Tscherni- 
gow  und  Poltawa)  hat  auch  die  Landschaft  veranlasst,  an  diese  Frage 
näher  heranzutreten.  So  z.  B.  in  der  Session  der  Landschaft  Poltawa 
im  Jahre  1880.  Bei  der  Berathung  über  die  Frage,  wie  die  Erweiterung 
des  bäuerlichen  Grundbesitzes  durch  Kauf  von  Land  zu  fördern  wäre, 
ward  ausgeführt,  dass  alle  Opfer  seitens  der  Landschaft  in  dieser 
Richtung  nicht  die  erwarteten  Resultate  im  ökonomischen  Leben  der 
Bauern  bieten  werden,  wenn  nicht  zweckmässige  Maassregeln  zur  Be- 
schränkung des  Verkaufs  und  der  Zersplitterung  des  Landes  getroffen 
würden.  —  Der  Landschaftsdeputirte  Herr  D.  Kwitka1)  plaidirt  für  eine 
gesetzliche  Organisation  des  bäuerlichen  Grundbesitzes,  zu  deren  Basis 
er  folgende  drei  Grundsätze  hinstellt: 

1.  Die  Sicherstellung  einer  möglichst  gleichmäßigen  Vertheilung  des 
bäuerlichen  Grundbesitzes; 

2.  Die  Untheilbarkeit  von  Landstellen,  die  einer  Familie  nur  die 
Existenzmittel  bieten; 

3.  Das  Verbot  zwangsweiser  Veräusserung  solcher  kleiner  Landstellen 
wegen  Schuldverpflichtungen. 

Diese  Anträge  treffen  den  Kern  der  so  bedeutungsvollen  Frage  des 
bäuerlichen  Grundbesitzes.  Eine  zweckentsprechende  Lösung  der  Frage 
ist  nur  in  dieser  Richtung  möglich.  An  geeigneter  Stelle  kommen  wir 
hierauf  zurück. 

Bisher  war  die  Rede  von  den  früher  gutsherrlichen  Bauern.  Was 
die  Domänenbauern  betrifft,  so  steht  ihnen  die  freie  Theilbarkeit  und 
Zusammenlegung  des  Grundbesitzes  zu. 

Ein  zweiter,  aus  der  freien  Theilbarkeit  des  Grundbesitzes  hervor- 
gehender Missstand  ist  die  Theilung  des  ohnehin  geringen  Gehöftareals 
bei  Familien-  und  Erbtheilungen.     Das  zu  gedrängte  Beisammenliegen 


infl&ndischen  Kreise  (Polnisch -Li  vi  and)  des  Gouv.  Witebsk  nach  persönlichen  Er- 
kundigungen. Ueber  die  sehr  weitgehende  Zersplitterung  des  bäuerlichen  Grand- 
besitzes durch  Familientheüungen  in  den  kleinrussischen,  wie  auch  in  den  süd-  und 
nordwestlichen  Gouvernements  in  den  Aokjülxh  vl  Kommhccmd  Hmep.  MocsoBciaro  06- 
mecTBa  cencsaro  xosstcTBa  no  Bonpocy  o  xyropaxi,  Bd.  II,  Moskau  1884,  an  zahl- 
reichen Stellen.  —  Wo  uns  die  Statistik  der  Landschaften  verläset,  da  haben  wir  nur 
wenig  positives  Material  für  die  beregten  Fragen.  Die  sehr  werthvoUe  Arbeit  von 
#.  BoefisoBi  und  B.  3arocsHBi:  RieBcsaa  ryoepmji,  cTaTHCTHiecKÜi  CKBxftm*  o  pac- 
npeAtaeHiH  semeBjax&Hui,  o  u^hhocth  hjtbhü  h  o  KpecrwrecKOirb  a&tb,  G.  Üerep- 
6ypn,  1867,  erstreckt  sich  auf  eine  so  kurze  Spanne  Zeit  nach  der  Emandpation, 
dass  die  Zersplitterung  des  Grundbesitzes  nur  wenig  bemerkbar  ist 

*)  #.  Kbhtkä:  O&bflCHETeiBHaji  sanncsa  k%  laÖiBnam  KpecraracKaro  sexie- 
MaA*BHia  b%  üoiTaBCKofi  rytiepHiii,  pag.  85. 
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der  Gebäude1),  dass  jede  Feuersbrunst  so  verheerend  macht,  ist  auch 
mehrfach  in  den  Landschaftsversammlungen  (Tschernigow,  Poltawa)  Gegen- 
stand der  Berathung  zur  Abhilfe  gewesen.  So.  letzthin  noch  in  der 
Gouvemementslandschaftssession  von  Poltawa  1882.  Weiter  unten  werden 
wir  sehen,  dass  die  Gemeinden  wegen  der  zumeist  geringen  Ausdehnung 
der  Hutweide  und  des  grossen  Bedarfs  nach  Weideland  nur  ungern  von 
diesem  Areal  Stücke  zu  Hofstätten  für  neu  sich  bildende  Höfe  gewähren. 
Abtheilungen  von  der  elterlichen  Hofstätte  für  die  neue  Familie  sind  daher 
eine  gewohnte  Erscheinung,  denn  auf  dem  Feldland  sich  niederzulassen, 
ist,  wenn  es  auch  geschieht,  nicht  gestattet  wegen  des  Flurzwangs  (Be- 
schränkung der  Weide).  Angeregt  ward  die  Frage  von  der  Kreisland- 
schaft Mirgorod,  an  welche  sich  eine  Gemeinde  mit  dem  Ansuchen  um 
Abhilfe  gewandt  hatte.  Daraufhin  ward  sie  auch  in  den  anderen  Kreis- 
landschaftsversammlungen berathen  und  gelangte  an  die  Gouvernements- 
landschaftsversammlung. Die  Anträge  gingen  dahin,  dass,  da  eine  Er- 
weiterung des  Gehöftlandes  sich  als  eine  Notwendigkeit  erweise,  die 
Landschaft  den  Gemeinden  darin  Hülfe  leisten  solle,  dem  Gehöftland 
benachbartes,  fremdes  Land  käuflich  zu  diesem  Zweck  zu  erwerben,  dass 
die  Höfe,  die  durch  Feuer  vernichtet  sind,  auf  dieses  Land  auszusiedeln 
wären,  dass  mit  der  erforderlichen  obrigkeitlichen  Genehmigung  Er- 
leichterungen zur  Ausscheidung  des  Grandbesitzes  Einzelner  (nicht  unter 
drei  Dessätinen)  aus  dem  Flurzwang  gewährt  werden  und  endlich  dass  den 
auf  solches  Feldland  Aussiedelnden  pecuniäre  Hülfe  (zinsfreies  Darlehen) 
Ton  der  Landschaft  zu  erweisen  sei.  Jedoch  gelangten  diese  Anträge 
nicht  zur  Beschlussfassung.2) 

2.  Der  Verfall  des  markgenosflenschaftlichen  Verbandes. 

Verfügen  nun  die  Bauern  in  diesen  Landstrichen  über  ihren  Grund- 
besitz in  Betreff  der  Zersplitterung  und  der  Zusammenlegung  ganz  frei, 
so  unterliegen  sie  andererseits  gewissen  Beschränkungen,  die  sich  nur 
durch  Herkommen  erhalten  haben  —  es  sind  üeberreste  des  alten  mark- 
genossenschaftlichen Verbandes. 

Die  landläufige,  bis  vor  Kurzem  in  der  Literatur  herrschende 
Meinung,  in  Kleinrussland  bestehe  von  jeher  individueller  Grundbesitz, 
es  sei  der  sich  hierin  zeigende  Individualisirungstrieb  des  Kleinrussen  ein 
hervorstechender,  ihn  vom  Grossrussen  unterscheidender  Charakterzug, 
diese  Meinung  als  eine  unbegründete  beseitigt  zu  haben,  ist  vor  Allem  ein 

*)  Statistik  des  Gouv.  Poltawa,  Bd.  II,  Abschnitt  II,  pag.  3,  Bd.  III,  Abschnitt  IJ, 
pag.  4,  Bd.  IV,  Abschnitt  II,  pag.  3-6. 

*)  Cboj*  xypHaxoBi  coÖpaHia  h  xouagii,  IIojrraBCKoeryÖepHCKoe  aeMcsoe  cotipame 
XVIII  o*epe*iiaro  co3hbä  1882  roaa,  Poltawa  1882,  Theil  II,  pag.  112—118. 
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Verdienst  des  Professors  J.  Lutschizki  in  Kiew1),  der  mit  der  Veröffent- 
lichung der  Materialien  aus  der  sogenannten  Rumänzow'schen  Beschreibung 


])  H.  JyiranKifi:  Maxepi&iH  am  HCTopin  seiueBiaxtm*  Bt  HoiraBCKOft  ryoepmi 
b-b  XVin  b.,  Otfjbn»  I:  KosaHBH  Biaxfoui,  3oiOTOHomcsifl  vis**,  BmrycKi  I,  Kiew 
1883.  Derselbe :  CÖopHHKt  MaTepiajOBt  xj*  HCTopin  oÖbihhh  h  oÖmecTBeeHHit  3e*aiL 
bi  räBOÖepesHoft  yspafiH'B  XVIII  b.  (üoiTaBCKoft  ryoepmii),  KieBi  1884  (vorher  veröffent- 
licht in  denyHHBepcHTeTCsifl  Hsb-bctih  der  Universität  Kiew).  Derselbe:  CiftxH  oofluraHaro 
seiueBiax^Hui  b*  übbo  ÖepesHoft  yspafirä  b-l  XVIII  Birfe  in  den  Ototcctb.  3anHCii, 
Bd.  XI,  1882.  Derselbe:  Maiopoccifics&a  cejucsaa  oömraa  n  cenc&oe  xyxoBeHCTBO 
b%  XVIII  b.  im  3eMcsifi  Ofoopx,  1888,  Nr.  5  (auch  im  Separatabdruck  erschienen).  — 
Die  Rumänzow'sche  Beschreibung  ist  eine,  vom  ersten  Generalgouverneur  Kleinniss- 
lands nach  Abschaffung  der  Hettmannschaft  der  Kosaken  1765  angeordnete  und  bis 
1768  durchgeführte,  sehr  eingehende  statistische  Aufnahme  dieses  Landes,  die  von 
Specialcommissionen,  die  in  die  Regimenter  nnd  Hundertschaften  abgesandt  wurden, 
ausgeführt  ward ;  die  Beschreibung  bietet  die  Zahl  der  Bevölkerung  (nach  ihrem  Standet 
die  Angabe  der  einzelnen  Höfe  und  Gebäude,  Beschreibung  eines  jeden  mit  Angabe  des 
Grundbesitzes  (mit  der  Scheidung:  Gehöft,  Acker,  Wiese,  Wald  etc.  und  mit  Nach- 
weis des  Besitztitels),  Vieh,  Aussaat,  gewerbliche  Beschäftigung.  Dieses  sehr  wert- 
volle Material  ist  späterhin  —  nach  Theilung  des  Landes  in  Gouvernements  —  je 
nach  ihrer  Zugehörigkeit  den  Kameralhöfen  der  resp.  Gouvernements  zugestellt  Der 
Brand  1863  in  Jekaterinoslaw  und  1878  in  Poltawa  hat  den  grössten  Theil  vernichtet 
Professor  Lutschizki  hat  in  dem  erstgenannten  Werk  eine  tabellarische  Zusammen- 
stellung des  Kosakengrundbesitzes  im  Kr.  Solotonoscha  geboten.  Sein  zweites  Werk 
enthält  Urkunden,  die  —  als  Nachweis  des  Besitzrechts  etc.  —  der  „Beschreibung" 
heigegeben  sind:*es  sind  Kaufvertrage,  Vergleiche,  Grenzregulirungen,  Schenkungen, 
Urkunden  über  Theilung  von  Grundbesitz,  Verleihungsurkunden,  processualische 
Aktenstücke,  Beschwerden  über  Besitzstörungen,  Anfragen  und  Beschreibung  des 
Grundbesitzrechts  seitens  der  beauftragten  Commissäre  etc.  etc.  Leider  hat  der  Ver- 
fasser die  angekündigte  Verarbeitung  dieses  Rohmaterials  noch  nicht  veröffentlicht 
E.  C.  $hjhmohobv.  $opMH  setueBiaAtaifl  Bt  CypascKOMi  yisxi  in  der  noxBopnu 
ohhcb  dieses  Kreises  im  Band  IX  der  MaTepi&iH  ^  oij'ehkh  3eMeu>HHxi  yroxift 
HepHBTOBCKoft  ryöepain,  1883.  A.  C.  CeHSHOBCRifi  im  Bd.  XIV  derselben  Marepiam 
1885,  Abtheilung  IV,  Kapitel  VII,  pag.  73-93,  dieser  Band  enthält  auch  eine  nach 
dem  System  der  jetzigen  statistischen  Beschreibung  dieses  Kreises  (Gorodnä)  gruppirte 
Zusammenstellung  des  in  der  „Rumänzow'schen  Beschreibung"  gebotenen  bezüglichen 
Materials  für  diesen  Kreis  —  eine  sehr  dankenswerthe  Arbeit:  ein  Büd  der  Ver- 
keilung des  Grundbesitzes  vor  hundert  Jahren  und  jetzt.  A.  lasapeBcsit:  Maio- 
pocciftcKie  nocnojnmie  Kpecrarae,  HepraroBt  1878,  insbesondere  über  die  Stellang 
der  eigentlichen  Bauern  zu  den  Kosaken,  die  nach  Vertreibung  der  Polen  (Erhebung 
unter  Chmelnizki)  sich  als  Genossenschaft  das  Obereigenthumsrecht  über  alles  Land 
zusprachen.  M.  KoBSureBCsifi :  OÖnjEHHoe  aemeaia^Bie  Bt  Moaopoccüi  ro  XVÜI 
Bist  im  IDpHjHHecßift  BIicthhki,  1885,  Nr.  1,  pag.  36—69.  Ueber  das  Grundbesitz- 
recht der  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  besiedelten  sogen.  Slobod- 
sehen  Ukräne"  (Gouv.  Charkow  mit  angrenzenden  Kreisen  der  Gouv.  Kursk  und  Wo- 
ronesh)  siehe  H.  CpesHeBcaift:  EcTopH^ecsoe  oäoapfcHie  rpasjaHCKaro  ycTpoeei* 
Gtotioxcsoft  yapaHHH,  in  zweiter  Auflage  1883.  H.  HmteBCKifi:  OraposaHMOTOH*  seara, 
pimeHia  XapBROBCsaro  oapysHaro  cyxa  no  ncsam  KpecTBJiHCKBXb  otinteem  si  Xapb- 
xoBCRofi  sa36HHofi  najarB  o  croposaHiioTOHxi  seiwuft,  Charkow  1883. 
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—  PyMOTn,OBCR&fl  oiihcb  —  der  kleinrussischen  Regimenter,  die  der  General- 
gouverneur  Graf  Rumänzow  1767  etc.  anfertigen  Hess,  begonnen  hat 

Aus  dem  bisher  Veröffentlichten  ergiebt  sich  unzweifelhaft,  dass  auch 
die  Kleinnissen  —  sowol  die  Kosaken,  als  die  übrige  bäuerliche  Be- 
völkerung —  in  markgenossenschaftlichen  Verbänden  lebten.  Aus  einer 
ganzen  Reihe  von  Angaben  ersehen  wir,  dass  auch  hier  zuerst  und  auch 
noch  im  18.  Jahrhundert  in  einigen  Landstrichen  die  freie  Occupation 
geherrscht  hat:  auf  diesen  Rechtstitel  zum  Nachweis  des  Besitzrechts 
wird  überall  recurrirt:  die  Gemeinde  besitze  das  Land  no  ApenHHM'B 
3afiMaMi»  KOsaTOMi  oder  no  #aBHefi  safiMi  BOjraocTeft  KosaiHra  und 
ähnlich.  Im  17.  und  18.  Jahrhundert,  aus  welcher  Zeit  die  Materialien 
stammen,  finden  wir  die  Markgenossenschaft  in  voller  Ausbildung,  doch 
noch  mit  vielen  Anzeichen  des  ursprünglichen  Beisammenlebens  und  der 
ursprünglichen  Besitznahme:  es  finden  sich  noch  grosse  Familien,  die, 
wenn  auch  nicht  in  einem  Hause,  sondern  in  einem  Haupthof  (flBopfc) 
und  in  mehreren  einzelnen  Hütten  (xaTa)  für  die  Theilfamilien  wohnen, 
jedoch  eine  gemeinsame  Wirthschaft  führen  —  ganz  wie  die  südslavische 
Sadruga,  die  Petschischtsche  im  russischen  Norden.  Die  freie  Nutzung 
des  nicht  getheilten  Gemeindelandes  herrscht  vor:  ein  jeder  Genosse 
kann  im  freien  Steppenland  mähen  und  pflügen,  wie  viel  er  wünscht 
und  vermag.8) 


')  Der  alte  Rechts grundsatz:  PacnncTH  h  TBoe  („Bestelle  und  es  ist  dein")  oder 
wo  <5epe,  tot*  h  ope  (»Wer  da  besetzt,  der  pflüge  auch"). 

a)  So  finden  sich  in  Processen  folgende  und  ahnliche  Sätze:  . . . .  a  opaai  no*e 

BOjHoe,  h6o  xe  too  noie  6hjo xhkoo,  HeooopaHHoe,  Ha  KOTopoxi  noi*  ohb&io 

MHpciiH  TaÖyni  nacoy  Hüten, rx*  bojbo  BCAKOxy  naxan,  (Lutschizki,  C6op- 

hhki  MaiepiaioBi,  pag.  SS).  In  den  Beschreibungen  der  Besitzrechte  und  Nutzungs- 
verhaltnisse  heisst  es  u.  A.:  Ha  ohoh  cbhokochoh  3eMxfc  Tpasa  poxRTca  nocpexcTBeHHaA, 
ynpjmniaDTixe  cbho  K03aKH,  rx*  kto  noxoierb,  cxoTpji  no  HxymecTBam  (1.  c.  238,  234 
and  ähnlich  a.  a.  St.);  in  einer  Beschwerdeschrift  heisst  es: ... .  CTensy  c4hokocom*  h 
naxamexi  xiiöa  xobocctbobsuihcb  vb  o6m£  ÖesnpennTCTBeHHO  h  6e3o6HXHO,oxHHi  nepexi 
xpyrmii,  Ha  nepexiHHHxi  xicTaxi,  rx*  kto  noxeiaxi  (1.  c,  pag.  202),  in  der  Beschreibung 
des  im  Besitze  einer  Gemeinde  befindlichen  Landes:  . .  cboGoxhhxi  CTenHHxt  aeiieiB 
Bacrapi  o<5mecTBeHHO  Toro  cexa  ROsaKaxH  h  xpyroro  SBaHia  «dxxh,  bi  toxi  cext  md- 
wmh,  cbo6oxho  Biax$exHxi,  na  KOTopHxi  OHie  naxamexi  xjfBÖa  h  KomeHiexi  c*Ha, 
KopHCTy»TCÄ  (1.  c,  pag.  212)  und  an  einer  anderen  Stelle:  K03aKH  h  cboÖoxbho  uoc- 
noiHTH,  h  kto  rx*  cxotbxb,  6e3i  posx'fcjy  h  xe*fc  cbho  kochih  h  xiiöt  naxajx  h  na 
aatixi  noopain  Ha  xofime  sexife  (1.  c.  172).  Es  fragt  die  Sotna -Verwaltung  an,  wie 
Grundstücke,  die  in  freier  Nutzung  sind,  zu  verzeichnen  seien:  noie  naxai-Hoe,  Taxi 
*e  bm-bctb  3  ohhmi  x  ctHOKOCHoe,  no  xpeBHexy  Taxo  ycTaHOBieHii),  oönje  bcbmh  xh- 

Tenre,  xosasaxH  h  nocnoiHTHxx  paHroBxxx ynoTpeÖJunDTca  ckoilko  Koxy  «Koro 

itra  n  naxaHHD  h  ctaoKocy  HaxoÖHOCTB  yKaxen»,  h  rxi  kto  cefö  3acTHrHera,  Taxo 
opero  ihöo  kochte,  a  co6cnseHHaro  HfcnKoro  He  HxieTca.  H  c  Toro  oÖmoro  no*a3aTT>  sa 
coooD  ckoako  h4xto  ho  Mosers.  (1.  c,  pag.  166).  Hieraus  schliesst  Lutschizki  (GiixH 
oooiEHHaio  sexieBiaxiHÜi  etc.  in  der  Orei.  3an.  1882,  Bd.  IX,  pag.  101),  dass  in 
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Die  Bevölkerung  war  dünn  gesät,  und  namentlich  seit  Vertreibung 
des  polnischen  Adels  in  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  harrte  viel 
freies  Land  der  Occupation  zumal  in  den  südlichen  Theilen  dieses  Land- 
strichs, während  in  den  nördlichen  bald  Beschränkungen  eintraten. 

Den  markgenossenschaftlichen  Verband  bildete,  wie  es  scheint, 
zumeist  nicht  eine  Gemeinde  (Gromada,  rpoMa#a,  auch  nur  als  Genossen- 
schaft, TOBapHm;ecTBO,  bezeichnet),  ein  Dorf  mit  etwaigen  nahe  belegenen 
Einzelansiedelungen,  sondern  eine  Gruppe  von  Dörfern,  Einzelansiede- 
lungen, Marktflecken,  die  im  Laufe  der  Zeiten  einen  städtischen  Cha- 
rakter annahmen.  Denn  wir  finden  mehrfach  in  den,  freilich  nur  zum 
geringstenTheil  veröffentlichten  Beilagen  zur  Rumänzow'schenBeschreibung, 
die  die  Besitzrechte  nachweisen,  vielfach  den  Vermerk,  dass  Wald,  Weide- 
land, Wiesen  etc.  sich  im  gemeinsamen  Besitz  einer  Sotnä  (Hundertschaft 
—  nach  der  militärischen  Theilung  des  Eosakenheeres),  die  aus  mehreren 
Dörfern  besteht1),  befinden,  ja  selbst  mehrere  Sotnä  zusammen  verfügen  ge- 
meinsam über  gewisse  Landstücke.9)  Daneben  haben  aber  auch  dieselben 
Dörfer  je  für  sich  gesondertes,  im  gemeinschaftlichen  Besitze  der  Dorf- 
bewohner befindliches  ungeteiltes  Land  (Wiese,  Weide,  Wald  etc.)  End- 
lich sei  hervorgehoben,  dass  gar  das  Regiment  (hojik'l),  eine  Gruppe 
von  Hundertschaften,  und  selbst  die  gesammte  Kosakenschaft  neben  ihrer 
obrigkeitlichen  und  richterlichen  Gewalt  auch  markgenossenschaftliche 
Befugnisse  über  das  Land  gehabt  hat8)  Im  18.  Jahrhundert  war  das 
genossenschaftliche  Band  so  gelockert,  dass  es  nach  vielfachen  Streitig- 
keiten über  die  Nutzung  des  gemeinsamen  Landes  zur  Naturaltheilung 

dieser  Gemeinde  überhaupt  kein  individueller  Grundbesitz  bestanden  habe,  sondern 
alles  Land  Gemeindeland,  das  jeder  Genosse  frei  nutzen  könne,  gewesen  sei  Jedoch 
erscheint  es  mir  aus  dem  ganzen  Zusammenhange,  wie  aus  dem  Zusatz:  c  toto 
oömoro  ersichtlich  zu  sein,  dass  es  sich  hier  nur  um  ein  bestimmtes  Acker-  und 
Wiesenlandstttck  handelt,  wahrend  anderes  Land  im  individuellen  Besitz  sich  befunden 
hat  Auch  die  anderen,  von  Lutschizki  daselbst  angegebenen  Fälle  (so  heisst  es 
z.  B.:  Ha  nepeMijHHHX'b  M-fecraxi  b*b  cTeny  oöme&asaueiii  Hepasjr&iLHO  &xaxieM0ifi) 
schliessen  vielleicht  nicht  aus,  dass  einiges  Land  auch  im  individuellen  Besitz  sich 
befunden  hat;  zudem  vermerkt  er  selbst,  dass  es  sich  hier  um  verhältnissmassig 
neue  Ansiedelungen  auf  freiem  Lande  handelt.  Es  mögen  die  Besitzrechte  der 
Einzelnen  daher  sich  noch  nicht  scharf  ausgebildet  haben. 

*)  1.  c,  pag.  194,  204,  205,  207  u.  a.  a.  Stellen,  vier  Dörfer  besitzen  drei  Inseln 
im  Dnepr,  pag.  165. 

9) OHoe  noie  cotkb  nputescsoft  sosass  pocnazain  si  sosasaiiE  coisi 

KaneBCKOH  cobokviiho  h  Bia#BDTi  ohhmi  6e3*B  noxiuy»  oÖmeciBerao,  1.  c,  pag  208. 

*)  In  einem  Actenstück  heisst  es  ausdrücklich:  als  die  Kleinrussen  unter  dem 
Hetmann  Bogdan  Chmelnizki  Kleinrussland  mit  ihrem  Blute  von  den  polnischen 
Königen  befreiten,  damals  war  alles  Land  auf  beiden  Seiten  des  Dnepr  den  Hein- 
russen  gemeinsam  (cnojraaa  h  oöinaa),  bis  man  das  Land  unter  die  Regimenter,  in 
den  Regimentern  unter  die  Sotni,  und  in  den  Sotni  aber  unter  die  Ortschaften  und 
Dörfer  ocarjH  h  noaaiufajH,  Lutschizki,  GiijH  oön*.  seiueaz.  pag.  97. 
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desselben  kam:  &  h.  die  Sotnä  zerfiel  in  markgenossenschaftlicher  Be- 
ziehung in  die  einzelnen  Dörfer,  denen  je  ein  entsprechender  Theil  des 
Landes  als  Gemeindeland  des  Dorfes  zufiel.  Die  nächste  Veranlassung 
hierzu  war  wol  die  Zunahme  der  Bevölkerung,  die  den  Bedarf  nach 
Land  vergrößerte,  dann  aber  auch  Zwietracht  der  unter  verschiedenem 
Recht  stehenden  Markgenossen:  nicht  allein  in  der  Sotnä,  sondern  auch 
in  derselben  Gemeinde  sassen  bei  einander  die  wehrpflichtigen  Kosaken 
iE03asH  BiiÖopHHe)1),  die  anderen  Kosaken,  die  die  ersteren  auszurüsten 
und  im  Kriege  zu  verproviantiren  hatten  (noAnoMom,HHKH  nocnojnmie), 
und  allmählich  in  eine  niedere  Stellung  geriethen2),  sodann  die  Be- 
wohner der  Marktflecken  und  endlich  gutsherrliche  Bauern  —  Leute,  die 
unter  die  Botmässigkeit  reicherer  Kosaken  (Anführer  etc.)  geriethen.8) 
Namentlich  die  erstere  Gruppe  ist  es,  die  die  anderen  von  der  Nutzung 
zu  verdrängen  trachtet,  auch  einzelne  reichere  und  angesehenere  Kosaken, 
aus  denen  sich  eine  Grundaristokratie  ausbildete,  versuchen  für  sich, 
resp.  für  ihre  Bauern  freies  Gemeindeland  zu  Eigen  zu  machen  —  das 
ergiebt  sich  aus  Beschwerdeschriften  verschiedener  Art 

Was  die  Besitzrechte  in  der  Gemeinde  anbetrifft,  so  befindet  sich 
ein  Theil  im  persönlichen  Besitz:  der  Grundbesitz  der  einzelnen  Höfe 
ist  von  verschiedener  Grösse,  wie  er  sich  durch  Erbgang  und  Kauf 
gebildet  hat.4)  Der  individuelle  Besitz  erweitert  sich  auf  Kosten 
des  Gemeindelandes,  indem  die  Gemeinde  Theile  desselben  (Wald, 
Wiese,  Weideland  etc.)6)  —  unentgeltlich  zur  Errichtung  eines  neuen 
Gehöftes,  wofür  übrigens  dazwischen  auch  zu  zahlen  war,  zu  anderer 
Nutzung   aber  gegen  Zahlung  zum  freien  erblichen  Besitz  überliess.6) 


*)  .  .  .  .  KOsaiH  oHoft  HpuieBCKofi  coTHi  rfc  CBotfojme  BoftcKOBie  3eM.it  .... 
po3xiiHBi  na  nacTH  bcabi  cefö 1.  c,  pag.  207,  Ähnlich  an  anderen  Stellen. 

a)  A.  JlaaapeBCKiil:  Maiopoccificsie  nocnoiHTHe  KpecTBjme,  pag.  5  u.  folg. 

s)  . . . .  KHorie  BoftcKOBie  seiu£,  kotophxh  K03asH,  Tarn  h  nocnoiHiie,  CBOtioxaie 
b  aiaxliBHecsie  ropbctobmhcb  xo  cero  paBHO  h  6e3noxtao?HO,  1.  c,  pag.  207,  siehe 
die  Citate  oben. 

4)  Lutschizki:  MaTepiaiH  &ia  HCTopin  aejoeßaax'BHijj  etc.  bietet  nach  den  Daten 
der  Rumanzow'schen  Beschreibung  ausführliche  Tabellen  über  die  Verkeilung  des 
Grundbesitzes  pro  Hof,  Art  des  Besitzerwerbes  etc.  im  Kr.  Solotonoscha  (Gouv. 
Poltawa). 

ö)  Viele  Verträge,  durch  welche  Gemeinden  an  Genossen  Land  verkaufen,  bei 
Lutschizki:  Gtiopmnt*  etc.,  z.  B.  pag.  63  (Waldstück),  pag.  251  (Waldstück),  pag. 
252  (Grandplatz),  etc. 

e)  ....  z.  B.  die  Gemeinde  verkauft  toctb  Hamero  oÖmero  KOsa?oro  larapy  mit 
dem  Rechte,  tto  bojho  eiiy  (dem  Kaufer),  xerä  h  HaciixBisaüi  ero,  TenepB  h  zoiiy 
ohhx  Bnpex  xoBexeTOJi  Tim,  narapoMt,  zasi  zotji  Biaxin,  npox&TH,  japoBara,  b 
3auaxi  h  sairtHy  KOMy  nycTHTH  h  no  Bcsaoxy  CBoeicy  HSBOxemD  Ha  cboh  zaz%  Ha- 
Hjyrmoft  dozhtokt,  o6opo?aTH  h  ynoTpeojaTH,  1.  c,  pag.  128,  fast  wörtlich  gleich- 
lautend 1.  c,  pag.  65,  ein  Waldstück  ist  einem  Genossen  verkauft:  ohhmi  jtbcomi 
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Auch  vergab  sie   Land   zur  Errichtung  von   Gehöften  mit  Wahrung 
seines  Charakters  als  Gemeindeland.1) 

Auch  in  anderer  Art  verringert  sich  das  Gemeindeland:  so  bringt 
z.  B.  das  Dorf  Keleberda  ein  Waldstück,  von  welchem,  wie  es  aus- 
drücklich heisst,  die  Genossen  keinen  Vortheil  haben,  die  Gemeinde  auch 
sonst  nicht  wenig  Wald  besitzt,  dagegen  aber  sich  äusserster  Mangel 
an  Gehöftland,  Gartenland  und  anderem  Lande  fühlbar  mache,  in  der 
Weise  zur  Yertheilung,  dass  ein  Jeder  (sei.  Gemeindegenosse),  der  es 
wünscht,  ein  Stück  zum  erblichen  Besitz  gegen  Entrichtung  der  nach 
Grösse  und  Werth  des  Landstücks  bestimmten  Summe  erwerben  kann.*) 
Oder  auch  —  und  das  ist  wahrscheinlich  die  gewöhnlichere  Art  —  es 
wird  ein  Theil  des  Gemeindelandes  unter  die  Genossen  vertheilt3)  Auch 
stattet  die  Gemeinde  die  Pfarre  mit  Land  aus  diesem  Fond  aus4),  vie 
auch  mehrfach  das  aus  dem  Verkauf  von  Gemeindeland  erzielte  Geld 
zum  Besten  der  Kirche  verwendet  wird.6)  Es  verkauft  desgleichen  die 
Gemeinde  mit  Zustimmung  des  Geistlichen  Theile  des  Kirchenlandes, 
wenn  für  die  Bedürfnisse  der  Kirche  nicht  anderweitig  die  Mittel  zu 
beschaffen   sind.6)     Auch  tauscht  die  Gemeinde  Gemeindeland   gegen 


BiaA^TB  b$yh6,  a  no  nexi  h  HacräxHHKaMfc  ero,  id6i  npojan»,  aaMfaum,  japoßari»  i 
sasi  xora,  ki  HaHjyHfflOMy  CBoeicy  hoshtsv  oäepHyro,  L  c,  pag.  266.  Der  Kaufer 
erwirbt  also  das  Waldstück  erblich  mit  dem  Recht  des  Verkaufs,  des  Umtausches, 
des  Verschenkens  und  der  Nutzung  nach  freiem  Ermessen,  oder  es  heisst  auch  nur, 
dass  der  Käufer  das  gekaufte  Land  erblich  besitzt:  a  no  Hein  äohh  h  x'BTem»  ero  n 
noTOMHie  ?acH  hhkto  hh  nox  Kaso»  npimmoi)  TypooBani  He  Morxt  1.  c,  pag.  62,  .... 
h  ero  Hacj-BAHHKaMt  b-l  B-feiHoe  Ma^BHie  ot  poja  vl  poxi,  1.  c,  pag.  60. 

*)  Es  findet  sich  nämlich  in  der  Beschreibung  der  Höfe  (des  Kr.  Solotonosch* 
bei  Lutschizki:  MaTepiaiH  etc.)  hier  und  da  der  Vermerk,  dass  das  Gehöft  auf  Gemeinde- 
land mit  Zustimmung  der  Gemeinde  errichtet  ist  —  im  Unterschied  gegen  die  anderen 
Erwerbsarten:  durch  Erbschaft  (Besitz  seit  Alters),  durch  Kauf,  durch  Austausch  etc. 

*)  Lutschizki:  CoopHKKb  pag.  63—64. 

*)  So  theilt  z.  B.  die  Kosakenstadt  Piratin  (Kr.  Lubny,  Gouy.  Poltawa)  im  Jahre 
1749  seit  Alters  ungetheilte  Wiese  (HepasjiieHHie  ns^peue  oömje  c&HOKoeme)  gleich- 
massig  pro  Hof  (paBHOMipHO  no  jBopoBOMy  raciy)  und  erhält  Jeder  zum  erblichen 
Besitz  (bo  Bi^Hoe  Maxime)  ein  Stack  von  792  dreiarschinigen  Faden  Länge  und 
13  Vt  ebensolchen  Faden  Breite.  An  dieser  Theilung  parücipiren  nicht  die  landlosen 
Bauern,  die  Knechte,  noxcycijKH.  Weiterhin  findet  sich  die  Bemerkung,  dass  ge- 
freut sei  unter  die  Zahl  der  Höfe,  die  bei  der  Revision  vom  Jahre  1748  vorhanden 
waren,  1.  c,  pag.  259—261.  Ein  Vorschlag  zur  Theilung,  L  c,  pag.  195:  no  raciy 
juoxeft,  ci  ?ero  h  cookohhhmi  BWEHHeifb  HaBcerja  bcb  coth£  sxbihhoh  oÖHB&Teit 
nojidOBaTCü  MoryTHicyn.. 

4)  Lutschizki:  MaiopoccificKaa  cejocsaa:  oönjma  h  ceiLCioe  xyxoßeHCTBO,  pag.  3, 
4,  18—20.  Auch  vereinbart  die  Gemeinde  mit  ihrem  Geistlichen  die  Höhe  der  Stoll- 
gebühren, 1.  c  pag.  10—11,  Actenstttcke  pag.  14—18.  Lutschizki:  Coodhixi  etc* 
pag.  5,  266—267  u.  a.  a.  St 

5)  Lutschizki:  CöopHHKi  etc.,  pag.  63,  123,  257—258  u.  a.  a.  St 
ej  L  c,  pag.  29,  264,  265  u.  a.  a.  St 
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anderes,  z.  B.  im  Besitz  eines  Klosters  befindliches,  vertritt  gegen  Jeder- 
mann ihre  Hechte  am  Gemeindeland  etc.  —  Wie  die  Gemeinde  das 
Recht  der  Yeräusserung  des  Gemeindelandes  hat,  so  hat  sie  das  Hecht, 
in  der  Nutzung  desselben  Beschränkungen  eintreten  zu  lassen:  so  ver- 
bietet sie  z.  B.  das  Beackern  eines  Landstückes,  um  es  dem  Grasschnitt, 
dem  freien  occupatorischen,  vorzubehalten1)  —  wol  in  den  Fällen,  wenn 
Mangel  an  Wiesen  sich  fühlbar  macht.  Denn  die  occupatorische  Nutzung 
des  Landes  erzeugte  zu  dieser  Zeit  —  im  17.  und  18.  Jahrhundert  — 
zumeist,  wie  es  scheint,  nicht  mehr  ohne  besondere  Zustimmung  der 
Gemeinde  bleibendes,  erbliches  Besitzrecht,  sondern  nur  die  einmalige 
Nutzung  (ein  Grasschnitt,  eine  Ernte).  Darauf  scheint  auch  das  bei 
Angabe  der  freien  Nutzung  vielfach  zugefügte,  „Ha  nepeMiHHtixi»  xftcrara" 
—  „auf  wechselnden  Plätzen"  zu  deuten,  d.  h.  die  Nutzung  eines  Land- 
stuckes in  diesem  Jahre  schafft  dem  Nutzpiesser  kein  Vorrecht  auf 
dasselbe  im  nächsten  Jahr.9)  Nach  dem  kleinrussischen  Gewohnheitsrecht 
ist  auch  das  Einhegen  von  Stücken  des  Gemeindelandes  verboten:  es 
soll  der  gemeinen  Nutzung  erhalten  bleiben.8)  Desgleichen  untersagt  die 
Gemeinde  ihren  Genossen  das  Aufführen  von  Gebäuden  auf  jenem  Lande.4) 
In  der  Beantwortung  der  Anfragen  der  Kommission  (zur  Aufstellung 
der  Rumänzow'schen  Beschreibung)  bezüglich  der  Besitzrechte  ward  mit 
aller  Strenge  das  persönlich  besessene,  erbliche  Land  der  einzelnen  Ge- 
meindegenossen von  dem  Gemeindeland  (und  in  Betreff  des  letzteren,  ob 
es  einer  Gemeinde  oder  einer  Sotnä  oder  selbst  mehreren  Sotnä  gehört) 
geschieden.*)  Jedoch  auch  über  das  im  individuellen  Besitze  der  Ein- 
reinen stehende  Land  hat  die  Gemeinde  gewisse  Verfügungsrechte.  Wir 
finden  nämlich   das  dem  Dorf  zunächst  belegene  Land  in  Dreifelder- 


*)  . . .  .  nosasaHHoft  seMii  6htb  bojhoh,  h  aasAOMy  bojho,  aki  sosasoB'B,  Tara 
i  irfcmaHHHOB4,  TpaBy  kochth,  Ha  e£jhh£  h  na  ofaoraxi  bcdih  no  lOJHHaro,  h  es&iH 
kto  raoro  poKy  Tpaßy  6y,*erB  kochte,  a6n  He  cbohjtl  Bce  to,  Hexafi  ÖyjerB  MHpcsoe, 
h  sazxoiiy  xaxHOTO  posy  bcdjh  no  sa  thhh  SHasaicH  boibho,  a  na  ynpanoro,  kto 
cxorLn.  6h  Ha  ohoh  seMii  cfeHosaTii  ceG4  3aftM0BaTH  h  6opohhth  noioseHHa  3apy*a 
h  Hasa3aHHe.  1.  c.  171.  In  einem  Actenstück  hebst  es:  nach  Beschlnss  aller  Genossen 
ist  es  verboten,  ohne  ihr  Wissen  (in  einem  bestimmten  Landstück)  saHHxaTB  h  oaaira- 
Ban  3aftMH.    Lutschizki:  Cxbxh  etc.,  pag.  113. 

*)  Lutschizki:  CöopHHRi  MaTepiajOBt  etc.,  pag.  195,  202  u.  a.  a.  St    Doch  weist 
der  Ausdruck  vielleicht  nur  auf  Neuverloosungen  hin. 

3)  üpaBa,  no  KOTopom  cvahtc*  MaiopocciftcKift  Hapoji,  Kiew  1879,  von  Prof. 
Kistakowski,  Kapitel  XVII,  Art.  17,  §  4,  pag.  521. 

*)  Lutschizki:  CöopHHKt,  pag.  171:  es  seien  wider  die  gesetzliche  Ordnung  auf 
dem  Gemeindelande  Höfe  errichtet 

*)  „co6cTBeHHHx*  Haci'BXHHxi"  —  pacnaxaHHHxi  b%  oömHxi,  npHnaxJexaniHxi 
ii  oöffraiHmaMt,  aeujuMti,  koh  hhitb  b-b  rfiHCTBHTeiBHOMi  RiaA'BHiH  soro  ju6o  cocToars 
1  c»  pag.  204.  Der  letzte  Zusatz  deutet,  wie  es  scheint,  auf  die  Bildung  bleibenden 
Besitzes  im  Gemeindeland  hin. 
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wirthschaft  und  in  Flurzwang,  während  das  entferntere  noch  frei  bewirt- 
schaftet ward.1)  Es  scheint,  dass  beim  Uebergang  zur  Dreifelderwirth- 
schaft,  den  die  Erschöpfung  des  Bodens  verlangte,  eine  Verloosung,  d.  L 
ein  Wechsel  der  Landstücke  stattgefunden  hat  Darauf  deutet  die  regel- 
mässige Figur  der  Felder,  die  Theilung  dieser  in  Gewannen,  in  welchen 
Jeder  seinen  Antheil  hat  Hierbei  hat  jedoch  keine  allgemeine  Aus- 
gleichung des  Grundbesitzes  unter  den  einzelnen  Höfen  stattgefunden. 
Die  Grösse  des  Grundbesitzes  der  Höfe  —  das  ergiebt  sich  aus  der  Ruman- 
zow'schen  Beschreibung  —  ist  sehr  verschieden,  wie  viel  jeder  Hof  durch 
Erbschaft,  Kauf  etc.  besitzt,  nur  ein  Wechsel  der  Landstücke  erfolgte. 

Periodischer  Wechsel  der  Landstücke  mag  auch  weiterhin  vor- 
genommen sein,  um  die  durch  Erbgang,  Kauf  etc.  entstandene  zu  grosse 
Gemenglage  des  Grundbesitzes  der  Einzelnen  durch  Arrondirung  des 
Besitzes  eines  jeden  Genossen  in  jedem  Gewanne  zu  beseitigen. 

Auch  in  anderer  Beziehung  war  das  individuelle  Grundbesitzrecht 
des  Einzelnen  in  der  Gemeinde  beschränkt:  der  Verkauf  einer  Land- 
steile  oder  eines  Theiles  derselben  geschah  mit  Wissen  der  Gemeinde. 
vor  versammelter  Gemeinde:  es  scheint,  dass  hierin  nicht  allein  eine 
Beglaubigung  des  rechtmässigen  Verkaufes  und  Erwerbes  zu  sehen  ist 
sondern  auch  eine  markgenossenschaftliche  Zustimmung  der  Gemeinde. 
Bei  Verkäufen  und  Tauschverträgen  wird  auch  der  Beistimmung  der 
Frau  und  der  Kinder  erwähnt8)  Der  Gemeinde  anheimgefallene  Land- 
stellen vergiebt  sie  an  Genossen.8) 

Es  möge  dieser  kurze  Umriss  des  alten  Grundbesitzrechts  in  Klein- 
russland, das  bisher  überhaupt  noch  nicht  systematisch  bearbeitet  ist, 
genügen.  Uns  lag  hier  nur  ob,  den  Nachweis  zu  liefern,  dass  auch  in 
diesem  Landstrich  das  markgenossenschaftliche  Grundbesitzrecht  bestanden 
hat  Weiterhin  ergiebt  sich  aus  dieser  Schilderung  eine  Bestätigung 
meiner  Hypothese  über  das  altrussische  Gemeindebesitzrecht  Wir  sehen 
nämlich  jetzt,  wie  in  beiden  Landgebieten,  in  Gross-  wie  in  Kleinrussland, 
dieselben  Elemente  des  markgenossenschaftlichen  Verbandes  zu  Recht 
bestanden  haben:  dieselben  Rechte  der  Gemeinde  über  das  Land,  die 
selben  Rechte  der  Gemeindegenossen  über  ihr  individuell  besessene* 
Land,  dieselbe  Stellung  der  Gemeinde  zu  den  Genossen.4) 

*)  £.  C.  $hihmohobi:  $opira  sejueBiaximji  bi  Cypaxc&oxi  yfei*  in  der  Uoi- 
Bopeaa  Ouhcb  im  Bd.  IX  der  MaTepi&m  xia  oitbhkh  aexai&HHXi  yroxift  ?epHHroBCsoi 
ry6epmH,  1883,  pag.  13—48.  EcmfOHTOBCsifi :  Onncame  Cypaxcsaro  yisxa  HepBnr. 
ry6.  1845. 

■)  Lutschizld:  CtiopHns*,  pag.  261. 

*)  Siehe  auch  Lutschizki:  Maiopocciflcsaji  cejn>c*aa  oömraa  etc.  (Separat- 
abdruck, pag.  5). 

*)  Filimonow  (ffopuH  seiueuaAftHiji  etc.)  hatte  in  seiner  fleissigen  Studie  mehr 
Resultate  gefördert,  wenn  er  nicht  von  der  irrthümlichen  Voraussetzung  ausginge» 
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Die  andersartige  weitere  Entwickelung  des  Grandbesitzrechts  in 
Kleinrussland  erklärt  sich  aus  der  anders  gestalteten  Geschichte  dieses 
Landstrichs.  Während  die  Politik  Moskaus  zu  einer  Zusammenschweissung 
der  Gemeinde  führte,  war  unter  polnischer  Herrschaft  die  Gestaltung  des 
Grundbesitzrechts  dem  Walten  der  ökonomischen  Kräfte  überlassen,  was, 
wie  auch  in  Westeuropa,  mit  der  ökonomischen  Entwickelung  des  Landes 
eine  Lockerung  des  markgenossenschaftlichen  Verbandes  zur  naturgemässen 
Folge  hatte.  Nichtsdestoweniger  finden  wir  in  der  Rumänzow'schen  Be- 
schreibung den  Verband  noch  lebenskräftig  und  erst  in  der  nachfolgenden 
Zeit  tritt  der  Verfall  in  grösserem  Maasse  zu  Tage.  Die  Elemente  des 
Verfalls  haben  sich  bereits  früher  bemerkbar  gemacht  Von  wesentlicher 
Bedeutung  ist  die  seit  Alters  beginnende  und  stetig  zunehmende  Bildung 
von  Grossgrundbesitz.  Die  in  hervorragenden  Stellungen  (Ataman,  Sot- 
nik  etc.)  befindlichen  Kosaken  verstanden  es  durch  Usurpation,  auch 
durch  Kauf  sich  grösseren  Grundbesitz  zu  bilden,  der  naturgemäss  sich 
der  Machtbefugnis  der  Gemeinde  zu  entziehen  strebte  und  den  Charakter 
adligen  Grundbesitzes  erlangte.  Doch  hat  der  Grossgrundbesitz  bis  in 
die  neueste  Zeit  nicht  vermocht,  vielleicht  auch  nicht  ernstlich  darnach 
gestrebt,  aus  dem  Flurzwang  der  Gemeinde  und  gar  mehrerer  Gemeinden 
auszuscheiden.  Erst  in  neuester  Zeit  (1858)  beginnt  die  Staatsregierung 
diesen  Ueberrest  des  alten  markgenossenschaftlichen  Verbandes  durch 

als  ob  nur  freier  individueller  oder  der  grossrussische  Gemeindebesitz,  aber  keine 
dritte  Grundbesitzform  bestehen  könne.  So  schliesst  er  daraus,  dass  in  der  Be- 
schreibung eines  Dorfes  sieb  die  Notiz  findet:  oöigaro  ooHBaTejocxaro  TOx&ieiiaro 
oopyÖHoro  rpyHTy:  noxa  h  tobe,  rfecypasHaro  etc.,  obne  Weiteres,  dass  hier  Gemeinde- 
besitz (im  Sinne  des  grossrussischen)  besteht,  wie  auch  daraus,  dass  in  manchen 
Dörfern  das  Land  nicht  pro  Hof,  sondern  nur  summarisch  für  das  ganze  Dorf  ver- 
zeichnet ist  Und  andererseits  glaubt  er  dort  individuellen  Grundbesitz  —  im  Gegen- 
satz zu  den  anderen  Gemeinden  mit  Gemeindebesitz  —  zu  finden,  wo  der  Grund- 
besitz der  Einzelnen  von  erheblich  verschiedener  Grösse  ist,  wo  er  verkauft  wird  etc. 
In  Wirklichkeit  aber  haben  wir  es  wol  überall  hier  mit  demselben  Grundbesitzrecht, 
dem  markgenossenschaftlichen,  zu  thun,  wobei  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  der 
grössere  Grundbesitz  im  Laufe  der  Zeiten  aus  dem  markgenossenschaftlichen  Ver- 
bände ausschied  und  dass  hier  und  da  wol  auch  Einzelansiedelungen  sich  ihre  geson- 
derte und  selbständige  SteUung  erhalten  haben  mögen.  Professor  Lutschizki  spricht  nur 
allgemein  von  „Gemeindebesitz"  (mit  dem  Recht  auf  Land)  und  nimmt  den  heutigen  Ge- 
meindebesitz als  sowol  in  Grossrussland  in  früherer  Zeit,  wie  auch  in  Kleinrussland  (im 
vorigen  Jahrhundert)  bestehend  an,  was  nicht  der  Fall  ist  und  wofür  auch  nichts  in  den 
bisher  veröffentlichten  Actenstficken  spricht.  Denselben  Standpunkt  vertritt  M.  Kobo- 
leBcsift;  Oömranoe  seiueBiaxtaie  bi  Maiopoccix  bi  XVIII  fb*b,  1.  c,  pag.  62  u.  a. 
a.  St  Die  freie  Nutzung  des  Gemeindelandes  deutet  nur  auf  das  Vorhandensein  von 
Land  über  Bedarf;  sowie  durch  Zunahme  der  Bevölkerung  der  Bedarf  nach  Land 
Bteigt,  treten  Beschränkungen  in  der  Nutzung  des  Gemeindelandes  ein,  aber  kein 
Hinweis  findet  sich,  dass  in  Folge  dessen  individuelle  Besitzrechte  gekürzt  werden: 
das  unbedingte  Recht  auf  Land  hat  auch  hier  nicht  bestanden.   Siehe  weiter  unten. 

t.  Kausaler,  GMdüchto  und  Kritik  des  Gemeindeberit**.    HL  8 
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die  sog.  specielle  Vermessung  mehr  oder  weniger  zu  beseitigen.  Je  nach 
den  lokalen  Bedingungen,  der  Willfährigkeit  der  betheiligten  Grand- 
besitzer und  wol  auch  je  nach  dem  Eifer  der  mit  dieser  schwierigen 
Aufgabe  betrauten  Beamten  ist  die  Separation  der  in  Gemenglage  und 
sehr  zerstückelt  liegenden  Grundstücke  hier  in  milderer,  dort  in  radi- 
calerer  Weise  durchgeführt.  Die  betreffende  Instruction  verlangt  nur 
die  Separation  von  Grundbesitzungen,  die  nicht  weniger  als  50  Dess.  um- 
fassten.  Die  schwächste  Form  der  Separation  war  die,  dass  noch  Ge- 
meinden mit  einander  oder  mit  Einzelgrundbesitzern,  wo  sich  einer 
weiteren  Separation  Schwierigkeiten  entgegenstellten,  in  Gemenglage  und 
Flurzwang  beisammen  blieben;  eine  weitergehende  Separation  war  die 
vollständige  Scheidung  der  Gemeinden  von  einander,  noch  weiter  die 
Aufhebung  des  Flurzwangs  auf  dem  Ackerland  in  der  Gemeinde  mit 
Scheidung  und  Arrondirung  des  Grundbesitzes  des  Einzelnen;  die  weit- 
gehendste, übrigens  wie  es  scheint,  nur  selten  eintretende  Art  der  Sepa- 
ration war  die  Beseitigung  des  Flurzwangs  auf  dem  nicht  zum  eigent- 
lichen Gehöftland  gehörenden,  zumeist  aber  benachbart  belegenen,  freilich 
auch  vielfach  in  das  frühere  Ackerland  hineinragenden,  aber  mit  wert- 
volleren, eine  bessere  Bestellung  beanspruchenden  Früchten  (Hanf, 
Tabak  etc.)  bestellten  Lande  (die  sog.  noirfepKa,  Pomerka  —  ein  für 
die  bäuerliche  Wirtschaft  in  diesem  Landstrich  sehr  wichtiger  Theil 
derselben).1) 

Ein  zweites  hier  in  Betracht  kommendes  Moment  ist  die  Zunahme 
der  Bevölkerung.  Die  freie,  unbehinderte  Nutzung  des  Gemeindelandes 
(durch  Beackern  und  Grasschnitt)  währte  so  lange,  als  bei  dünner  Be- 
völkerung für  Alle  hinreichend  Land  vorhanden  war.  Mit  dem  An- 
wachsen der  Bevölkerung  fühlten  die  Genossen  sich  beengt.  Die  erste 
Folge  hiervon  war,  dass  die  Gemeinde  die  nicht  berechtigten  Leute,  denen 
beim  Landüberfluss   die  Nutzung  nicht  verwehrt  war,  fern  zu  halten 


*)  „MaTepiaiH  xia  oit&hkh  seueihmat  yroaift",  herausgegeben  von  der  Tcher- 
nigower  Gouvernementslandschaft,  Bd.  I  (Kr.  Tschernigow),  pag.  56—59,  Bd.  II  (Kr. 
Borsna),  pag.  16—17,  Bd.  in  (Kr.  Neshin),  pag.  23—24  (in  diesem  Kreise  sind  aus 
280,019  Parcellen,  enthaltend  263,046  Dess.,  durch  die  specielle  Vermessung  1029 
arrondirte  Grundbesitzungen  und  57,315  Einheiten  mit  je  einer  Flurzwangsgenossen- 
schaft gebildet),  pag.  134,  282,  Bd.  IV  (Kr.  Nowosübkow),  pag.  15,  Beilage  I,  pag.  1-7, 
Bd.  Y  (Kr.  Koselez),  pag.  29,  30  etc.,  68,  Beilage  2,  Bd.  VI  (Kr.  Konotop),  pag.  22, 
Beüage  2,  Bd.  VII  (Kr.  Oster),  pag.  22,  Beilage  3,  Bd.  VIII  (Kr.  Starodub),  pag.  5, 53. 
Beilage  2,  Bd.  IX  (Kr.  Ssurash),  Beilage  3,  Bd.  X  (Kr.  Mglin),  Beilage  3,  Bd.  XI  (Er. 
Gluchow),  pag.  27,  Beilage  2,  Bd.  XII  (Kr.  Nowgorod-Ssewersk),  Beilage  2,  Bd.  XIII 
(Kr.  Ssosniza),  Beilage  2,  Bd.  XIV  (Kr.  Gorodnä),  Beilage  2.  —  Statistik  des  Gout. 
Poltawa,  Bd.  II  (Kr.  Poltawa),  IL  Abtheilung,  pag.  5-8,  Bd.  III  (Kr.  Mirgorod), 
II.  Abtheilung,  pag.  6—6,  Bd.  IV  (Kr.  Lubny),  IL  Abtheilung,  pag.  62-66,  75,  79- 
82,  III.  Abteilung,  pag.  227—244,  Bd.  V  (Kr.  Gadatsch),  Abtheilung  II,  pag.  45-47' 
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suchte.  Ein  weiterer  Schritt  war  es,  dass  die  Gemeinden  den  Bauern 
der  (vielfach  aus  den  Kosaken  hervorgegangenen)  Grossgrundbesitzer  das 
Recht  der  Nutzung  beschränkten  und  gar  ganz  absprachen,  indem  sie 
ihnen  jede  Nutzung  versagten.  Auch  wo  solches  den  Gemeinden  glückte, 
mussto  bei  weiterer  Zunahme  der  Vollberechtigten  das  Gemeindeland 
werthvoller  werden,  das  nicht  mehr  allen  Anforderungen  genügte;  es 
traten  also  Beschränkungen  in  der  Nutzung  ein:  erst  ward  das  Einhegen 
von  Gemeindelandstücken,  dann  das  Aufpflügen  untersagt,  um  —  im 
Interesse  der  wohlhabenderen  Leute  —  das  Wiesenland  vor  weiterer 
Kürzung  zu  bewahren.  Endlich  ward  bei  weiter  steigendem  Bedarfe  das 
Wiesenland,  d.  i.  der  werthvollste  Theil  des  Gemeindelandes,  dann  der 
Wald  getheilt,  so  dass  nur  weniger  fruchtbares  Land  als  Weide  bis  auf 
die  neueste  Zeit  in  gemeiner  Nutzung  blieb.  Dieser  Process  ergiebt  sich 
aus  den,  wenn  auch  spärlich  veröffentlichten  Urkunden  mit  vollster  Deut- 
lichkeit. Dagegen  finden  wir  nicht  hinreichende  Auskünfte  darüber,  nach 
welchen  Grundsätzen  die  Theilung  des  Gemeindelandes  erfolgte.  Wahr- 
scheinlich ist  es,  dass  die  Antheilsrechte  der  Einzelnen  nach  der  Grösse 
ihres  individuellen  Grundbesitzes  bemessen  wurden.  Doch  ist  uns  nur 
ein  Fall  aufgestossen,  wo  dieses  ausdrücklich  ausgesprochen  ist1)  Bei 
der  Theilung  der  gemeinen  Wiese  der  Stadt  Pirätin  im  Jahre  1749  erhielt 
jeder  Hof,  der  in  die  Revision  von  1748  aufgenommen  war,  ein  Stück 
von  792  Faden  (je  3  Arschin)  Länge  und  131/«  Faden  Breite  zum  „ewigen 
Besitz"2),  auch  heisst  es  einfach,  die  Theilung  erfolgte  „nach  der  Zahl 
der  Leute."8)  In  den  dreissiger  und  vierziger  Jahren  des  laufenden  Jahr- 
hunderts sollen  im  Gouv.  Poltawa  —  so  in  den  Kr.  Solotonoscha,  Pere- 
jaslawl,  Eobeläki  —  in  grossem  Maasse  solche  allendliche  Theilungen 
vorgenommen  sein.4) 

Auch  das  spätere  kleinrussische  Recht  (16.  Jahrhundert)  förderte  den 
Zerfall  des  markgenossenschaftlichen  Verbandes,  indem  es  die  Theilung 
des  Gemeindelandes  begünstigte:  ein  jeder  Säbr  (cfltipi  —  Genosse)  hat 
das  Recht  soviel  aufzupflügen,  als  auf  seinen  Antheil  entfällt,  weiterhin 
steht  es  ihm  zu,  das  Gericht  zur  Vornahme  der  Theilung  anzurufen,  wenn 
die  übrigen  Genossen  sich  dagegen  sträuben.6)  Das  Schicksal  der  Mark- 
genossenschaft wird  also  dem  jeweiligen  Gutdünken  des  Einzelnen  über- 
lassen. (Es  sei  noch  bemerkt,  dass  diese  Bestimmungen  nicht  den  Ge- 
meindebesitz mit  dem  Recht  auf  Land,  sondern  eine  individuelle  Besitz- 
Ordnung  zur  Voraussetzung  haben). 

*)  Lutschizki:  Ci$xh  o6m.  aeaueMa*.,  pag.  113. 

*)  Lutschizki:  CÖopraKi  MaTepiaiOB*  etc.,  pag.  259—260. 

s)  1.  c,  pag.  195. 

4)  Lutschizki:  (Mah  oömHHaro  aeuieBiaxBHÜi,  pag.  93. 

*)  L  c,  pag.  113,  KucTjiKOBCKifi:  IIpaBa  etc.,  pag.  516. 

8* 
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Für  uns  von  Interesse  ist  es  nun  zu  sehen,  wie  lebenskräftig  der 
alte  markgenossenschaftliche  Geist  erforderlichen  Falls  noch  heute  zu 
Tage  tritt.  In  Gemeinden,  wo  durch  die  specielle  Vermessung  auch  inner- 
halb derselben  der  Flurzwang  beseitigt  ist,  wird  vielfach  die  Erfahrung 
gemacht,  dass  seit  Wegräumung  dieser  Sehranke  dem  Lande  keine  Er- 
holung gewährt,  sondern  jährlich  Erträge  abverlangt  werden,  dazu  die 
Schwierigkeit  und  die  Arbeitsunkosten  der  Viehweide  auf  den  kleinen 
Landstücken,  gegenseitige  Pfändung  des  sich  verlaufenden  Viehes  etc. 
Um  diese  Uebelstände  zu  beseitigen,  haben  Gemeinden  —  im  Interesse 
der  Gesammtheit,  wenn  auch  gegen  das  Einzelner  —  durch  Majoritats- 
beschlass  wiederum  den  Flurzwang  hergestellt,  wozu  sie  formal-rechtlich 
durchaus  nicht  berechtigt  waren,  bestimmten  wie  viel  Ackerland  (*/*>  auch1/«) 
jährlich  zu  Brachweide  (TOJOßa)  zu  belassen  ist,  normirten  ganz  genaue 
Strafbestimmungen  für  Uebertretungen  (vorzeitiges  Pflügen),  oder  über- 
trugen dem  Gemeindeältesten,  Schuldige  dem  Wolostgericht  wegen  Ver- 
letzung des  Gemeindebeschlusses  zur  Aburtheilung  zu  übergeben.1)  Und 
die  Gemeinde  hat  die  innere  Kraft,  alle  diese  Beschränkungen  des  nach 
dem  Gesetz  freien  individuellen  Grundbesitzrechts  durchzuführen  und 
ihren  bezüglichen  Beschlüssen  Achtung  auch  von  den  Nichtwollenden  zu 
verschaffen.  Und  noch  mehr!  In  einer  dieser  Gemeinden  erwies  es  sich, 
dass,  ohne  einen  Wechsel  von  Grundstücken  einzelner  Bauern  vorzunehmen, 
es  unmöglich  war,  ein  Drittel  des  Feldes  eines  Jeden  zur  Herstellung  eines 
zusammenhängenden  Brachfeldes  abzugrenzen.  Es  wählte  daher  die  Ge- 
meinde vier  Männer,  welche  durch  Austausch  der  in  Betracht  kommenden 
Grundstücke  jenen  Uebelstand  beseitigten.2)  Also  beim  gesetzlich  be- 
stehenden individuellen  Grandbesitz  entzieht  die  Gemeinde  dem  Eigen- 
thümer  wider  dessen  Willen  ein  Stück  und  überweist  ihm  ein  anderes, 
nach  Ansicht  der  Vertrauensmänner  gleichwertiges  Stück!  Es  ist  keine 
seltene  Erscheinung,  dass  in  benachbarten  Dörfern  die  Wirthschaft  auf  den 
Feldern  so  eingerichtet  ist,  dass  in  einem  Felde,  wenn  möglich  auch  in 
den  beiden  anderen  das  Brachfeld  gemeinsam  zur  Weide  benutzt  werden 
kann  (auch  zur  Verhütung  des  Verlaufens  von  Vieh  auf  das  benachbarte 
Saatfeld  des  anderen  Dorfes)  —  vielleicht  ein  letzter  Nachklang  eines 
alten  markgenossenschaftlichen  Verbandes  der  Dörfer.8)  —  Wiese,  Hut- 
weide (im  und  am  Dorfe  selbst)  und,  wo  solches  vorhanden,  auch  noch 
anderes  Weideland,  desgleichen  Wald  ward  bei  der  speciellen  Vermessung 
den  Gemeinden  zumeist  im  Ganzen  zugemessen.  Die  Gemeinde  bestimmt, 

i)  Statistik  des  Gouv.  Poltawa,  Bd.  II,  Abth.  II,  pag.  7—8,  Bd.  III,  Abth.  II 
pag.  6. 

<)  Statistik  des  Gouv.  Poltawa,  Bd.  II,  Abschnitt  II,  pag.  8. 

«)  So  z.  B.  im  Er.  Lnbny,  Statistik  des  Gouv.  Poltawa,  Bd.  IV,  Abschnitt  H, 
pag.  64,  Er.  Hadätsch,  Bd.  V,  Abschnitt  H,  pag.  45. 
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bis  wann  im  Frühjahr  (23.  April)  und  von  wann  an  im  Herbst  (nach  dem 
Grasschnitt)  das  Vieh  auf  die  Wiesen  zur  Weide  getrieben  werden  kann 
mit  genauen  Straf  bestünmungen  im  Uebertretungsfalle  (1  Rbl.  pro  Stück 
am  Tage,  3  Rbl.  pro  Pferd  in  der  Nacht1) 

Die  Hutweide  (Gehöftweideland)  gilt  in  der  Anschauung  der  Bauern 
nicht  als  Corporationsgut  der  Hofbesitzer,  sondern  als  markgenossen- 
schaftlicher Besitz.  Auch  den  landlosen  Leuten  steht  ihre  Benutzung 
frei  Weiterhin  benutzt  die  Gemeinde  dieselbe  —  zum  offenbaren  Schaden 
der  Genossen,  deren  Weiderecht  dadurch  verringert  wird  —  als  Fond 
zur  Errichtung  neuer  Gehöfte,  deren  Zahl  in  Folge  der  beständigen  Fa~ 
milientheilungen  sehr  zunimmt  Da  nun  dieses  Areal  überhaupt  von 
geringer  Ausdehnung,  durch  die  Bildung  neuer  Gehöfte  noch  mehr  ein- 
geschränkt wird  und  zumeist  für  den  eigenen  Bedarf  als  Weide  nicht 
reicht,  so  verschwindet  allmälich  die  Vergebung  der  Bauplätze  ohne  Ent- 
schädigung (auch  Bewirthung)  und  es  wird  Bezahlung  verlangt,  aber  auch 
wo  diese  beansprucht  wird,  ist  der  Preis  trotz  der  Gunst  der  Lage  er- 
heblich niedriger,  als  sonst  für  Land.  Ueberhaupt  versteht  sich  die  Ge- 
meinde in  neuerer  Zeit  ungern  zu  einer  solchen  Kürzung  dieses  Ge- 
meindelandes; auch  vergiebt  sie,  wie  ein  Beispiel  verzeichnet  ist,  solch 
ein  Gehöftlandstück  nur  dem  Bittsteller  und  seinen  rechtmässigen  Erben, 
verbietet  jede  Veräußerung  des  Grundstückes,  das  somit  eventuell  wieder 
an  die  Gemeinde  zurückfällt,  oder  endlich  sie  verweist  den  Bittenden, 
wenn  es  nur  irgendwie  angeht,  auf  eine  Theilung  des  elterlichen  Gehöft- 
landes. Als  schlimme  Folge  dieser  Maassnahme  zeigt  sich  jetzt  vielfach 
das  bis  zum  Aeussersten  gebrachte  gedrängte  Beieinanderstehen  der  Ge- 
höftgebäude, wodurch  Feuersbrünste,  überall  Nahrung  findend,  sehr  ver- 
heerend wirken.  Nur  ausnahmsweise  finden  sich  Gemeinden,  die  sogleich 
bei  der  Regulirung  des  Gemeindelandes  ein  Landstück  aus  dem  Acker- 
land zum  Reservefond  für  zukünftige  Gehöfte  ausschieden.  Bis  zu  dieser 
Verwendung  wird  es  als  Weide  benutzt 

Auch  das  Weiden  auf  dem  Feldland  und  auf  den  Wiesen  ist  für  die 
Landlosen  zumeist  frei,  unentgeltlich:  es  ist  also  hier  der  Flurzwang 
nicht  allein  das  bezügliche  gegenseitige  Weiderecht  der  individuellen 
Grandbesitzer,  sondern  er  schliesst,  wenn  auch  kein  markgenossenschaft- 
liches Recht,  so  doch  ein  durch  Gewährenlassen  auf  der  markgenossen- 
schaftlichen Basis  ausgebildetes  Recht  der  Landlosen  in  sich,  wie  das  Bei- 
sassenrecht (zumal  das  der  in  der  Gemeinde  Geborenen,  aber  ohne  Mark- 
berechtigung, der  sogen.  „Nachbarskinder")  in  der  germanischen  Mark.9) 
Und  es  ist  für  unsere  Frage  charakteristisch,  dass  in  den  wenigen  Ge- 


')  Statistik  des  Gouv.  Poltawa,  Bd.  10,  Abschnitt  II,  pag.  6. 
')  Siehe  Theil  I  dieses  Werkes,  pag.  49—65. 
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meinden,  in  welchen  eine  Zahlung  von  den  Landlosen  erhoben  wird,  so 
im  Er.  Lubny  des  Gouv.  Poltawa,  diese  mehrfach  nicht  als  ein  Entgelt 
für  die  gewährleistete  Nutzung  einer  fremden  Sachfc  aufgefasst,  sondern 
ausdrücklich  damit  motivirt  wird,  dass  die  Grundsteuer  —  für  Staat, 
Landschaft  etc.  —  so  bedeutend  wächst  Das  heisst:  wenn  die  Landlosen 
das  Land,  wenn  auch  nur  als  Weide  nutzen,  so  sollen  sie  auch  einen 
Theil  der  auf  dem  Lande  ruhenden  öffentlichen  Lasten  tragen.1)  Ein 
ganz  richtiger  Grundsatz!  Es  giebt  aber  auch  Gemeinden,  die  nicht  unter 
diesem  Rechtstitel  Zahlung  oder  eine  geringe  Naturalleistung  verlangen: 
ein  näheres  Zusehen  ergiebt  für  einen  Theil  derselben  als  Erklärung  die 
ungünstige  Lage,  wo  die  Gemeinde  selber,  da  die  Weide  auf  dem  eigenen, 
ausgesogenen  Lande  zu  wenig  Nahrung  bietet,  Land  zur  Weide  zu  pachten 
hat,  in  anderen  scheint  aber  der  Individualismus,  die  Erkenntniss  des  ihnen 
gesetzlich  eingeräumten  individuellen  Grundbesitzrechts  zum  Durchbruch 
gelangt  zu  sein.9)  Solches  documentirt  sich  auch  darin,  dass  in  manchen 
Gemeinden,  selbst  wo  der  Flurzwang  auf  dem  Feldland  besteht  und  streng 
aufrechterhalten  wird,  kein  Widerspruch  gegen  die  Einhegung  (durch 
Zaun  oder  Graben)  des  Wiesenstückes  seitens  einzelner  Wirthe  und  gegen 
die  hiermit  eintretende  Ausscheidung  aus  der  allgemeinen  Weide  erhebt3) 
Es  braucht  kaum  erst  hervorgehoben  zu  werden,  dass,  wo  bei  Flurzwang 
gemeinsamer  Weidegang  besteht,  auch  die  Landlosen  an  der  Besoldung 
des  Hirts4)  theilzunehmen  haben. 

Auch  Wald6)  finden  wir  vielfach  im  ungetheilten  Besitze  der  Ge- 
meinde und  selbst  mehrerer  Gemeinden.  Ueber  die  Art  der  Nutzung  etc. 
bieten  uns  die  bezüglichen  Publikationen  nur  dürftige  Notizen.  Selbst 
unter  den  Kosaken,  bei  welchen  das  individuelle  Grundbesitzrecht  stärker 
als  bei  den  anderen  Bauern  ausgeprägt  ist,  verfügt  hier  und  da  die  Ge- 
meinde über  den  Wald.  Im  Er.  Poltawa  besitzen  gar  drei  Kosaken- 
Woloste  zusammen  den  Wald;  die  Nutzung  desselben  ist  der  Art,  dass 
Vertreter  jeder  Wolost  gemeinsam  bestimmen,  welches  Waldstück  aus- 
gehauen werden  soll:  nach  dem  Bestände  der  Bäume  wird  dasselbe  in 


*)  1.  c,  Bd.  II,  pag.  9-10,  Bd.  III,  pag.  6-8,  Bd.  IV,  pag.  2-8,  Bd.  V,  pag.  4546. 

9)  Es  werden  gar  Falle  registrirt,  wo  Wirthe,  die  kein  Vieh  haben,  für  die 
Nichtbenutzung  der  Weide  eine  Zahlung  seitens  der  Gemeinde  je  nach  der  Grösse 
ihres  Grundbesitzes  erhalten,  in  einer  Gemeinde  3  Rbl.  pro  Dess.,  Statistik  des  Gout. 
Poltawa,  Bd.  II,  Abschnitt  II,  pag,  8. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Poltawa,  Bd.  IV,  Abschnitt  II,  pag.  64. 

4)  Statistik  des  Gouv.  Poltawa,  Bd.  II,  Abschnitt  II,  pag.  65  etc. ,  Bd.  IV,  Ab- 
schnitt II,  pag.  71,  MaiepiajH  xjji  oi^bheh  etc.,  Bd.  III,  pag.  106. 

»)  Statistik  des  Gouv.  Poltawa,  Bd.  II,  Abschnitt  II,  pag.  12—13,  Bd.  III,  Ab- 
schnitt II,  pag.  7—8,  Bd.  IV,  Abschnitt  II,  pag.  16—17,  Maiepia-ra  xia  oirfurei,  Bd.  IT» 
Beilage  X,  pag.  75,  58. 
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gleichwertige  Parcellen  getheilt,  und  das  Loos  entscheidet,  wem  jede 
Parcelle  zufällt  —  In  anderen  Gemeinden  werden  die  Bäume  gemeinsam 
gefallt  und  nach  Schätzung  der  Balken  etc.  getheilt  In  einigen  muss 
Jeder,  der  Holz  zu  haben  wünscht,  vorerst  10  Kop.  in  die  Gemeinde- 
kasse zahlen. 

Ausserdem  finden  sich  im  gemeinschaftlichen  Besitze,  wenn  auch 
ganz  vereinzelt,  Ackerland,  Wiesen1),  die  zum  Besten  der  Gemeinde  ver- 
pachtet werden:  es  wird  hierbei  darauf  geachtet,  dass  die  Pachtung  nicht 
an  Fremde  gelangt,  auch  darauf,  dass  die  Pachtstücke  nicht  in  eine  Hand 
fallen.  Theile  des  Weidelandes  werden  dazwischen  zur  Deckung  ausser- 
ordentlicher Gemeindeausgaben  (für  Kirche  etc.)  zur  Beackerung  zeit- 
weilig verpachtet,  aber  auch  ständig  und  bilden  dann  eine  bleibende 
Einnahmequelle  der  Gemeinde.  Auch  werden  solche  Wiesenstücke  (unter 
den  Kosaken)  hin  und  wieder  periodisch  unter  die  Wirthe  vertheilt.  Doch 
haben  wir  es  hier  nicht  immer  mit  den  Ueberresten  altmarkgenossen- 
schaftlichen  Besitzes  zu  thun;  vielfach  haben  namentlich  Kosaken- Ge- 
meinden solche  Landstücke,  die  zuweilen  von  recht  bedeutender  Aus- 
dehnung siud,  durch  Kauf  in  verhältnissmässig  neuer  Zeit  erworben. 
Auch  fällt  der  Gemeinde,  wie  bereits  bemerkt,  das  Land  unbeerbt  Ver- 
storbener zu,  und  sie  verfügt  nach  Belieben  über  dasselbe.  Eine  eigen- 
tümliche Erscheinung  zeigt  sich  im  Kosakendorf  Orshiza  (Kr.  Lubny), 
das  einen  zum  Grasschnitt  geeigneten  Sumpf,  ein  Areal  von  127  Dess. 
besitzt  Das  Dorf  ist  in  drei  Theile  (Kutok  genannt)  getheilt,  der  Sumpf 
desgleichen;  jeder  Kutok  theilt  sein  Stück  in  gleiche  Theile  unter  alle 
Hanswirthe.  Da  jeder  Hauswirth  ein  gleiches  Antheilsrecht  hat,  so  muss 
mit  der  Zunahme  der  Zahl  der  Hauswirthe  (durch  FamiHentheilungen) 
eine  neue Umtheilung  stattfinden;  sie  erfolgt  nach  fünf  oder  sechs  Jahren; 
die  in  der  Zwischenzeit  sich  bildenden  Familien  erhalten  bis  zur  nächsten 
Umtheilung  „Eckchen",  kleine  Landfetzen,  die  bei  der  Umtheilung  der 
unregelmässigen  Figur  des  Landstücks  nachbleiben.  Leider  findet  sich 
nichts  Näheres  über  den  Ursprung  dieser  eigentümlichen  Erscheinung. 

Schliesslich  finden  sich  auch  Teiche,  Flüsse  im  gemeinschaftlichen 
Besitze.  Die  Nutzung  (Fischfang)  steht  entweder  allen  Gemeindegenossen 
frei  oder  wird  verpachtet 

Es  würde  uns  von  unserem  Hauptthema  zu  weit  entfernen,  wollten 
wir  schildern,  wie  der  genossenschaftliche  Geist  sich  lebenskräftig  erhält: 
in  gemeinsamen  Pachten,  Käufen  von  Land  durch  die  ganze  Gemeinde 
wie  auch  durch  kleinere  Genossenschaften  hier  und  da,  wobei  selbst  die 
gemeinsame  Bestellung  durch  die  Gemeinde  selten,  in  Genossenschaften 


')  1.  c,  Bd.  II,  pag.  11,  Bd.  III,  pag.  9,  Bd.  IV,  pag.  8—11,  21,  MaTepiara  #u 
oniHM,  Bd.  III,  pag.  107. 
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aber  häufig  erfolgt,  in  der  gegenseitigen  Hülfeleistung  bei  jeder  Trübsal, 
im  genossenschaftlichen  Anspann  (es  thun  sich  mehrere  Wirthe,  die  nicht 
hinreichend  eigenes  Arbeitsvieh  für  die  schweren  Pflüge  besitzen,  zu- 
sammen) etc.1) 

So  ist  der  heutige  Stand  der  Gestaltung  des  Grundbesitzrechts  in 
den  kleinrussischen  Gouvernements.  Jedoch  finden  sich  zerstreut  noch 
Gemeinden  mit  dem  älteren  Grundbesitzrechte.  Bei  der  Ermittelung 
solcher  Ueberreste  der  alten  Ordnung  der  Dinge  ist  besondere  Aufmerk- 
samkeit erforderlich.  Es  ist  nämlich  die  ältere  Grundbesitzordnung  zu 
scheiden  von  dem  Gemeindebesitz  (mit  dem  Rechte  eines  jeden  Ge- 
meindegenossen auf  Land),  wie  er  sich  durch  die  Gesetzgebung  veran- 
lasst oder  angebahnt,  unter  den  Domänen-  und  auch  gutsherrlichen  Ge- 
meinden ausgebildet  hat,  worauf  wir  oben  im  ersten  Abschnitt  hingewiesen. 
Die  Leichtigkeit,  mit  welcher  dieser  Umwandlungsprocess  von  der  hiesigen 
älteren  Grundbesitzordnung  zum  grossrussischen  Gemeindebesitzrecht  sich 
vollzogen  hat,  ist  auch  ein  Zeugniss  für  die  Stärke  des  markgenossen- 
schaftlichen Geistes  und  der  schwachen  Ausbildung  des  individuellen 
Grundbesitzrechts  im  Rechtsbewusstsein  der  kleinrussischen  Bauern.  Ueber- 
reste der  alten  Grundbesitzordnung  haben  wir  vor  Augen,  wenn  wir  in 
den  südlichen  Kreisen  Solotonoscha,  Perejaslawl,  Kobeläki  (Gouv.  Pol- 
tawa)  Wiesen  im  gemeinschaftlichen  Besitz  mit  periodischen  Neuver- 
loosungen,  mit  Theilung  der  Gemeinde  in  Loosgruppen,  denen  je  grössere 
Wiesenstücke  durch  das  Loos  zufallen,  und  mit  gemeinsamem  Grasschnitt, 
finden  und  in  gewissen  Zwischenräumen  Waldstücke  zum  Holzen  getheilt 
werden.  Im  Kr.  Kobeläki  ist  eine  Gemeinde  entdeckt,  die  auch  das 
Ackerland  und  zwar  bei  der  Revision  umgetheilt  hat  Aus  dieser  Thai- 
sache,  wie  auch  aus  dem  Ausspruch  der  Bevollmächtigten  einer  Gemeinde 
(Kr.  Solotonoscha)  in  einem  Processe  wegen  unberechtigten  Grasschnitts 
seitens  fremder  Kosaken,  wir  mähen  die  Gemeinwiese  (oÖiecBifi  c&hokoc*) 
genossenschaftlich,  stellen  das  Gras  in  Haufen  zusammen  und  theilen 
diese  gleichmässig  unter  uns  Alle  (no  paray  xesAy  Haira  bc4mh),  und 
endlich  aus  dem  gemeldeten  Falle,  dass,  nachdem  in  einer  Gemeinde  die 
Landstücke  in  bleibenden  Besitz  gelangt  sind  und  im  freien  Verkehrs- 
recht gestanden  haben,  jetzt  ein  Theil  der  Gemeinde  eine  Theilung  (Tpefe 
AejraTBCfl)  im  Sinne  der  Ausgleichung  verlangt,  aus  diesen  Thatsachen 
schliesst  Prof.  Lutschizki,  dem  wir  die  Mittheilung  dieser  Angaben  ver- 


*)  MaTepiam  äiä  oi#hkh  86M6ilhh»  yroxift  yophhtob,  ryti.,  Bd.  I,  pag.  71  etc., 
124—131,  137,  Bd.  III,  pag.  110,  Bd.  IV,  pag.  86,  Bd.  V,  pag.  72,  Beilage  8  und  9. 
Bd.  VI,  pag.  39  etc.,  Beilage  8,  Bd.  VIII,  pag.  60,  Bd.  XI,  Beilage  9,  Bd.  Xu,  pag.  & 
Statistik  des  Gouv.  Pol  tawa,  Bd.  II,  pag.  58,  61  etc.,  74,  Bd.  IV,  pag.  20,  96  etc. 
Insbesondere  aber  ff.  meptfma:  Otepui  D«HO-pyccKH»  apreieft  h  oonumHo-apTennx* 
4>opx&,  Odessa  1880,  namentlich  pag.  245—316. 
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danken1),  dass  es  sich  hier  um  den  Gemeindebesitz  mit  dem  gleichen 
Recht  auf  Land  handelt.  Es  sind  diese  Mittheilungen  lückenhaft  Der 
Referent  scheidet  nicht  Neuverloosungen  (Wechsel  im  Besitz  der  Grund- 
stücke bei  gleichbleibendem  Besitzstande)  von  allgemeinen  Umtheüungen 
(Wechsel  des  Besitzstandes,  Ausgleichung  des  Besitses  nach  Seelen,  Ar- 
beitern etc.).  Es  fehlt  in  diesen  Mittheilungen  jede  Angabe  über  die 
Vertheilungseinheit,  selbst  bei  der  Mittheilung  über  die  Vornahme  einer 
Umtheilung  des  Ackerlandes  nach  der  Revision.  Wenn  es  sich  in  diesem 
Falle  nicht  etwa  um  eine  Gemeinde  mit  neu  eingeführtem  Gemeinde- 
besitze handeln  sollte,  so  haben  wir  es  auch  hier,  wie  auch  in  den  anderen 
gemeldeten  Fällen  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  nur  mit  Neuverloosungen 
in  dem  bezeichneten  technischen  Sinne  zu  thun.  Immerhin  mag  es  aber 
sein,  dass  bei  hinreichender  Grösse  der  Wiesen  das  Nutzungsrecht  in 
ihnen  sich  noch  nicht  scharf  ausgebildet  hat  und  allen  Genossen  noch 
das  gleiche  Recht  gewährt  wird. 

Im  Er.  Konstantinograd  sind  Neuverloosungen,  hervorgerufen  durch 
die  Notwendigkeit  des  Wechsels  des  Ackerlandes  (langjährige  Brache) 
und  die  altgewohnte  Steppenwirthschaft,  an  der  Tagesordnung.  Eine 
Aussage  für  die  Walujew'sche  Enquete9)  erklärt  —  unter  Verkennung 
des  wesentlichen  Unterschiedes  zwischen  Neuverloosung  und  allgemeiner 
Umtheilung  — ,  hier  herrschen  überall  Gemeindebesitz  und  Umtheüungen. 
Und  es  wird  gar  hinzugefügt:  es  sei  hier  kein  individueller  Besitz  (y?acr- 
soBaro  nojoäOBaHin  vbrb)  —  es  liegt  hier  die  sich  leider  vielfach  zeigende 
Unklarheit  der  Auffassung  vor,  als  ob  individueller  Grundbesitz  nur  bei 
arrondirten  Grenzen  bestehe.  Neuere,  in  das  Wesen  der  Frage  ein- 
dringende Untersuchungen  ergeben,  dass  es  sich  hier  nur  um  Neuver- 
loosungen handelt8) 

Auch  in  den  nördlichen  Kreisen  des  Gouv.  Tschernigow  haben  sich 
hier  und  da  zerstreut  sowol  unter  den  Bauern,  als  insbesondere  auch 
unter  den  Kosaken  Neuverloosungen  nicht  allein  des  Wiesenlandes,  son- 
dern auch  des  Ackerlandes  erhalten.4)  Die  in  der  Walujew'schen  En- 
quete sich  findende  Notiz0),  dass  im  Friedensrichterbezirk  Nowobosan  im 


')  LutschizM:  Cifcxü  06m.  aemeMajtHia,  1.  c,  pag.  92—93. 

*)  Aouaji  BHCOiafae  y?pesxeHHoft  Kommhccüi  am  HscjixoBaaui  hhh4tmto 
noiosenüi  ceocaaro  xoMficroa  h  cencKoft  opoHSBOXHTexbHOCTH  bi  Poccis,  Bd.  II, 
Abteilung  I,  pag.  186. 

•)  HsMeseme  bto  oroeTa  npexcTaBieraaro  Mmmcrpy  frmaHCOBi  ynpajuuoon^Hiii 

KpeCTMHCKHMl   n08eneiI>HHMl  BaHKOMl  DO  KOXVaBXHpOBKi  WO    B6CH0I)    1884,   von  E. 

KapraBQOBi,  St  Petersburg  1884,  pag.  48,  75,  ein  Fall,  in  welchem  es  sich  wahr- 
scheinlich um  wirklichen  Gemeindebesitz  handelt,  pag.  71,  zweifelhafte  Falle  pag.  50  u.  65. 

*)  •bihmohobi:  *opnn  seiueuaxiirij»  L  c  pag.  39,  41. 

*)  Aouaji  BHCOTOime  y?pesxeHHoft  KomuicciH  etc.,  Bd.  II,  Abth.  I,  pag.  186. 
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Kr.  Koselez  die  gutsherrlichen  Bauergemeinden  im  Gemeindebesitz  leben, 
aber  „sehr  selten"  Umtheilungen  vornehmen,  ist  vielleicht  auch  dahin  zu 
verstehen,  dass  hier  Neuverloosungen  vorkommen. 

Hiermit  haben  wir  die  Hauptelemente  der  grundbesitzrechtlichen 
Gestaltung,  welche  für  unsere  Untersuchung  von  Bedeutung  sind,  in  den 
kleinrussischen  Gouvernements  Tschernigow,  Poltawa  und  einen  Theil  des 
Gouv.  Charkow  dargelegt  Alles  spricht  dafür,  dass  weitere  Unter- 
suchungen dieselbe  Grundbesitzordnung  in  früherer  Zeit  für  das  Gour. 
Kiew  (mindestens  der  westliche  Theil,  der  zur  Ukräne  gehörte)  ergeben 
werden,  das  (bis  gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts)  dasselbe  historische 
Schicksal  gehabt  und  unter  den  gleichen  ökonomischen  Bedingungen 
sich  entwickelt  hat.  Auch  über  die  Geschichte  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes der  süd-  und  nordwestlichen  Gouvernements  liegt  zu  wenig  Ma- 
terial vor,  als  dass  wir  auf  diese  Frage  näher  eingehen  könnten.1)  Es 
genüge  die  Bemerkung,  dass,  was  die  heutige  Lage  der  Dinge  anbetrifft 
das  individuelle  Grundbesitzrecht  uns  um  so  schärfer  ausgeprägt  ent- 
gegentritt, je  mehr  wir  nach  Norden  und  nach  Westen  vorrücken.  Flur- 
zwang  scheint  überall  zu  herrschen,  selbst  in  dem  Gouv.  Kowno  und  in 
den  infländischen  Kreisen  des  Gouv.  Witebsk,  mit  Ausnahme  kleiner  An- 
siedelungen, die  sich  hier  und  da  finden.3) 

Jedoch  haben  wir  auf  das  Grundbesitzrecht  in  einem  Gouvernement 
einzugehen,  das  an  der  ganzen  Westgrenze  das  Gouv.  Minsk  berührt, 
individuellen  bäuerlichen  Grundbesitz  aufweist,  im  Gesetz  vom  19.  Febr. 


')  Freilich  bietet  das  grosse  fortlaufend  erscheinende  Archiv  für  das  südwest- 
liche Rassland  (ApxHBi  vrosanaxaoft  Poccin,  H3xaBaevnft  BpeMeraoD  KoMMHeeie»  xia 
pa3Öopa  xpeBHHxt  aKTOBi,  yniepxxeHHOD  npn  sieBCKom,  noxoncKom  h  bojhhcko» 
reHepajryÖepHaTopt)  in  mehreren  Bänden  Materialien  für  die  ökonomischen  and 
juridischen  Beziehungen  der  Bauern  aus  dem  vorigen  Jahrhundert  und  aus  alterer 
Zeit,  hauptsächlich  aber  ihre  Beziehungen  zum  Gutsherrn  und  dem  Staat;  über  die 
Beziehungen  der  Bauern  unter  einander,  der  Gemeinde  zum  Lande  finden  wir  anch 
in  den  Abhandlungen,  die  dem  Archive  als  Erläuterung  zu  den  abgedruckten  Akten 
beigefügt  sind,  keinen  hinreichenden  Aufschlags :  B.  Ahtohobhto,  Einleitung  zum  Theil  IV» 
Bd.  II,  1870,  auch  HsciixoBanie  o  specTBAHaxi  bt>  »rosanaxHofi  Poccis  no  asraxs 
1700—1798,  Kiew  1870,  Hb.  HoBHuaift:  Coaepaame  a&TOBi  OKpecTuraaxi  im  Theil  VT, 
Bd.  I,  1876.  HßaHHineBi:  0  xpeBHHxi  c&ibckhxb  o6m;HHaxi  bi  »roaanajHoft  Poccin,  be- 
handelt das  innere  Rechtsleben  der  Gemeinde,  geht  aber  auch  nicht  auf  jene  grund- 
besitzrechtlichen  Fragen  ein.  Wir  finden  nur  in  Betreff  der  uns  hier  interessirenden 
Fragen  Ausweise  darüber,  dass  die  ursprüngliche  Besiedelung  dieser  Landstriche  in 
grossen  Höfen  (jBopiime)  erfolgte,  die  nachher  auch  getheilte  Wirthschaften  bildeten. 
Die  Grundherren  haben  (im  16.  Jahrhundert)  Aussiedelungen  veranlasst:  bojcw 
Hb.  HoBRAKifi,  1.  c,  pag.  103—105.  Bis  in  das  16.  Jahrhundert  fand  anch  noch 
freie  Occupation  statt. 

*)  ^OKiaaH  Bt  KoMMBcci»  HMnep.  Mock.  06m.  cen.  xoa.  no  Bonpocy  o  xytopa» 
Bd.  II  an  zahlreichen  Stellen,  auch  im  Ao&iai*  BHC0?alme  yipesxeHHoft  KoniHCciHetc. 
viele  Angaben. 
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1861  aber  zu  dem  grossen  Landgebiet  mit  Gemeindebesitzrecht  gerechnet 
wird.  Es  ist  dieses  das  Weissrussische  Gouv.  Mohilew.  In  den  Vor- 
berathnngen  zur  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  hatte  das  Comitä  dieses 
Gouvernements  (bestehend  aus  Vertretern  des  grundbesitzenden  Adels) 
ausdrücklich  und  wiederholt  die  Existenz  des  individuellen  Grundbesitzes 
betont,  und  seine  Anträge  zu  den  Specialfragen  auf  der  Grundlage  dieses 
Rechts  gestellt  Nichtsdestoweniger  ward  im  Gesetz  dieses  Gouverne- 
ment in  die  Kategorie  derjenigen  mit  Gemeindebesitz  gestellt1)  Das 
genannte  Comitä  soll  für  diese  cardinäle  Umwälzung  der  Grundbesitz- 
ordnung gewesen  dein,  um  die  solidarische  Haft  der  Gemeinden  für  die 
bäuerlichen  Leistungen  an  die  Gutsbesitzer,  die  nur  für  die  Gemeinden 
mit  Gemeindebesitz,  aber  nicht  mit  individuellem  Grundbesitz  statuirt 
ward,  zu  gewinnen.  Und  so  wurden  dem  Gesetz  entsprechend  die  Grund- 
bücher und  die  Ablösungsverträge  auf  der  Basis  des  Gemeindebesitz- 
rechts abgefasst,  während  in  Wirklichkeit  individueller  Grundbesitz  be- 
stand und  heute  noch  besteht2)  Hierin  lag  der  Keim  zu  vielen  Wirr- 
nissen, die  noch  dadurch  vergrössert  wurden,  dass  in  Gemeinden,  wo  die 
obliegenden  Zahlungen  überhoch  waren,  Bauern  Landstücke  an  andere 
übergaben  —  mündlich  oder  durch  ganz  formlos  abgefasste  Verträge 
auf  einem  Papierfetzen.  So  wie  das  Land  werthvoller  ward,  entstand 
Streit:  die  Bauern,  die  zu  Gunsten  anderer  auf  Landtheile  verzichtet 
hatten,  erklären  jetzt,  das  Land  nur  zeitweilig  abgetreten  zu  haben,  nur 
für  die  Zeit,  bis  ihre  Kinder  erwachsen  seien,  bis  diese  nach  Ableistung 
der  Wehrpflicht  heimkehrten  etc.;  die  Inhaber  des  streitigen  Landes  aber 
behaupten,  dasselbe  zum  ewigen  Besitz  erworben,  Rückstände  der  frü- 
heren Besitzer  berichtigt,  durch  die  Entrichtung  der  jährlichen  Ablösungs- 
quoten das  Eigenthumsrecht  erworben,  sodann  auch  Arbeiten  aller  Art 
auf  die  Verbesserung  des  Bodens  verwendet  zu  haben  etc.  Die  bäuer- 
lichen Wolostgerichte  erkennen  das  Recht  der  letzteren,  der  thatsächlich 
bestehenden  Grundbesitzordnung  entsprechend,  an.  Die  Behörden  für 
bäuerliche  Angelegenheiten  kassiren  solche  Entscheidungen  als  dem  ge- 
setzlich bestehenden  Gemeindebesitz  widersprechend,  oder  erläutern  die- 
selben in  dem  Sinne,  dass  das  erworbene  Recht  nur  bis  zur  nächsten  all- 
gemeinen Umtheilung  Geltung  habe.  Die  Gemeinde  befindet  sich  demnach 
in  einer  schwierigen  Lage  und  kann  sich  in  den  neuen  Verhältnissen  nicht 
zurechtfinden,  denn  es  haben  überhaupt  keine  Umtheilungen  stattgefunden, 


2)  A.  Cspe6im&ifi:  KpecTuracsoe  j&ao  bi  ijapcTBOBame  HwiepaTopa  AieKcaHxpaH, 
Bd.  II,  Theil  I,  pag.  469—477,  insbesondere  pag.  476. 

■)  A.  C.  ÄeMÖOBeijKifi :  Orarb  onHcama  MornieBCKofi  ry6epmH,  MornaeBT,  Ha 
frtcTpfc  1884  in  drei  Banden,  Bd.  II,  pag.  773-793.  Viele  Aussagen  für  die  Walu- 
jeVsche  Enquete,  ^OMaa*  Bhcoh.  ynpesx.  Komm,  aja  hscjtbx.  etc.,  Bd.  II,  Abth.  I, 
pag.  192-198. 
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und  sie  wünscht  solche  auch  in  Zukunft  nicht  vorzunehmen.  Bei  Abgrenzung 
des  Bauerlaades  ward  zur  Basis  der  Berechnung  der  Grösse  desselben 
die  gesammte  Seelenzahl  in  der  Gemeinde  genommen,  in  Wirklichkeit 
sind  aber  nur  die  altgesessenen  Familien,  die  die  ursprüngliche  Be- 
völkerung der  Gemeinde  bilden,  im  Besitze  des  Landes  und  allein  zum 
rechtmässigen  Erwerb  desselben  berechtigt;  die  neuen  Gemeindeglieder 
d.  h.  die  der  Gemeinde  nur  zugeschriebenen,  sind  ohne  Land,  und  wenn 
sie  von  den  grundbesitzenden  Bauern  Land  erwerben,  so  wird  es  diesen 
bei  der  ersten  besten  Gelegenheit  abgenommen  und  dem  früheren  Be- 
sitzer zurückgegeben.  Den  etwa  angestrengten  Process  verliert  der 
rechtliche  Besitzer,  da  er  entweder  nicht  den  Beweis  antreten  kann,  das 
Land  zum  Eigenthum  erworben  zu  haben,  oder  er  wird  abgewiesen  auf 
Grund  dessen,  dass  dem  früheren  Besitzer  kein  Ver kaufsrecht  zustehe, 
da  das  Land  nicht  ihm  gehöre,  sondern  sich  —  gesetzlich  —  im  Ge- 
meindebesitze befinde. 

Die  Grundbesitzordnung,  soweit  die  dürftigen  Daten  reichen,  ist  fol- 
gende. Aecker  und  Wiesen  befinden  sich  im  individuellen  Besitz,  welcher 
aber  den  durch  die  Gemenglage  der  Landstreifen  und  den  Flurzwang 
bedingten  Beschränkungen  unterliegt;  die  Wiesen  befinden  sich  auch 
unter  dem  gegenseitigen  Weiderecht,  das  sich  dazwischen  gar  auf  das 
Gartenland  erstreckt  In  gemeinsamer  Nutzung  steht  das  Weideland  und, 
soweit  vorhanden,  auch  der  Wald.    Die  langjährige  Herrschaft  des  Ge- 
setzes von  1861  hat  wol  Verwirrung,  nicht  aber  eine  Aussöhnung  mit 
dem  Gemeindebesitze  gebracht:  es  hält  vielmehr  die  Bevölkerung  streng 
an  der  gewohnten  Grundbesitzordnung.  Es  ist  eine  dringende  Forderung, 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  der  thatsächlichen  Grundbesitzordnung 
anzupassen.  Freilich  steht  den  Gemeinden  das  Recht  zu,  zum  individuellen 
Grundbesitzrecht  überzugehen.     Bisher  hat  aber  ein  solch9  förmlicher 
Act,  wie  es  das  Gesetz  verlangt,  nur  selten  stattgefunden  —  bis  zum 
Jahre  1872  nur  26  Gemeinden  im  ganzen  Gouvernement     Diese  Er- 
scheinung erklärt  sich  theils  aus  Unkenntniss,  Schwerfälligkeit  der  Leute, 
aus  Scheu  vor  den  zu  überwindenden  Formalitäten,  theilweise  aber  auch. 
wie  es  sich  aus  vorliegenden  Aeusserungen  mehrerer,  mit  der  Aufsicht 
über  die  bäuerlichen  Angelegenheiten  betrauten  Beamten  mir  hervorzugehen 
scheint,  aus  der  von  diesen,  gehegten  und  den  Bauern  beigebrachten  An- 
schauung, als  ob  mit  dem  rechtsförmlichen  Uebergang  zum  individuellen 
Grundbesitz  eine  volle  Arrondirung  des  Grundbesitzes  gefordert  werde, 
was  freilich  dann  die  Bauern  aus  Scheu  vor  den  Kosten  der  Vermessung 
und  den  Schwierigkeiten  der  Arrondirung  verhindern  muss,  sich  an  die 
Beseitigung  eines  Missstandes,  der  in  dem  Widerspruch  der  gesetzlichen 
Lage  mit  den  thatsächlichen  Verhältnissen  liegt,  zu  machen. 

Dass  dieser  Missstand  nicht  bereits  von  der  Regierung  beseitigt  ist 
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erscheint  um  so  auffallender,  als  in  den  Grundbüchern  der,  in  allen  Kreisen 
zerstreut  liegenden  Domänengemeinden  der  individuelle  Grundbesitz  (die 
Weide  jedoch  als  im  gemeinschaftlichen  Besitze  befindlich)  als  der  be- 
stehende verzeichnet  und  als  zu  Recht  bestehend  anerkannt  ist;  die  Grund« 
besitzordnung  dieser  Bauern  ist  ganz  derselbe  wie  bei  den  früher  gutsherr- 
lichen. Jene  Bauern  gehörten  früher  Klöstern,  der  Kirche,  auch  Privat- 
personen, die  die  Güter  durch  Confiscation  oder  Schulden  verloren  hatten, 
anch  erbloser  Nachlass,  wie  umgekehrt  gegen  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts viel  Domänenland  mit  Bauern  an  Beamte  etc.  verliehen  ward. 
Der  Charakter  der  bäuerlichen  Grundbesitzordnung  ist  überall  in  diesem 
Gouvernement  derselbe.1)  Es  sei  noch  bemerkt,  dass  im  Gouv.  Minsk  auch 
individueller  bäuerlicher  Grundbesitz  mit  Neuverloosungen  vorkommt9) 
Zum  Schluss  biete  ich  in  Betreff  des  Zarthums  Polen  einige 
kurze  Notizen  über  die  uns  interessirenden  Fragen  der  Beschränkungen 
des  bäuerlichen  Grundbesitzes.  Die  gesetzgeberische  Bewegung  der  vier- 
ziger Jahre  auf  agrarpolitischem  Gebiete  betraf  nicht  allein  die  west- 
lichen Gouvernements  und  die  baltischen  Provinzen,  sondern  auch  das 
vor  Kurzem  erworbene  Zarthum  Polen.8)  Das  Gesetz  vom  26.  Mai  (7.  Juni) 
1846  untersagte  das  Einziehen  des  Bauerlandes,  das  ungeschmälert  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  gegen  -die  betreffenden  Leistungen  an  die  Grund- 
herren erhalten  bleiben  sollte,  und  normirte  die  bäuerlichen  Lasten  (Prä- 
stationstabellen), doch  hatte  das  Gesetz  nicht  den  vollen  Erfolg:  in  der 
letzten  Zeit  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  ward  sehr  viel  Bauer- 
land zum  gutsherrlichen  eingezogen.  Das  durch  den  polnischen  Aufstand 
hervorgerufene  Gesetz  vom  19.  Februar  1864  restituirte  das  wider  das 
Gesetz  vom  Jahre  1846  eingezogene  Bauerland  als  solches,  die  Ablösung 
desselben  ward  decretirt  und  radical  durchgeführt  Zur  Ansässigmachung 
Landloser  ward  ein  Theil  der  Domänen-  und  geistlichen  Güter  parcellirt 
Das  Bauerland  ist  als  solches  geschützt:  es  soll  stets  in  bäuerlichem 
Besitze  bleiben.  Der  Zersplitterung  des  Bodens  ward  eine  Grenze  ge- 
setzt: 6  Morgen  Landes  (3  Dessätinen)  ist  das  Minimum.    Doch  blieben 

*)  Im  Band  V  der  OraTHCTinta  noaevei&Hofi  co6ctb6hhocth,  herausgegeben  vom 
centralstatistischen  Komitl,  findet  sich  die  irrthumliche  Notiz,  als  ob  die  Domanen- 
banern  Einhöfler  (oxnojBOpmi)  gewesen  seien;  ein  ganz  geringer  Bruchtheü  derselben 
stammt  freilich  von  verarmtem  polnischen  Kleinadel  (Schl&chta). 

*)  AouaxH  n  KoiUHCciD  Hwiep.  Mockob.  06m.  cencxaro  xoaaftcraa  no  bo- 
npocy  o  xyroparB,  Bd.  II,  pag.  25. 

*)  A.  de  Moller:  Situation  de  la  Pologne  an  1"  Janyier  1865,  Paris  1865,  ins- 
besondere pag.  876  etc.,  Beilage  pag.  81  etc.  I\  CmfOHeHKo:  CpasHHTei&HM  Ora- 
ncma  IJapcTBa  Iloncxaro,  Warschau  1879,  Bd.  I,  pag.  245—259,  278,  282, 844,  847, 
394—403.  Die  Verwaltung  and  Reformen  im  Königreich  Polen  von  1815—1867,  Ber- 
lin 1867,  pag.  11,  12, 19  etc.  K).  ähcohi:  GpaBHHTeiLBM  CTaTHcnma  Poccin,  Bd.  II, 
Theil  I,  pag.  178  etc. 
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kleinere  Höfe  im  alten  Bestände,  deren  es  freilich  sehr  viele  giebt: 
Bauerhöfe  von  weniger  als  3  Morgen,  also  eigentlich  nur  Gärtnerstellen 
bestehen  gegen  200,000,  was  ungefähr  30%  der  Gesammtzahl  der  Bauer- 
höfe beträgt  Die  bezüglichen  uns  interessirenden  Specialfragen  über 
die  jetzige  Gestaltung  und  Vertheilung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes 
sind  meines  Wissens  in  der  Literatur  nicht  behandelt1)  Gefallige  Mit- 
theilungen Sachverständiger  stimmen  darin  überein,  dass  das  Minimal- 
gesetz in  praxi  beobachtet  wird:  es  wird  die  Wachsamkeit  der  Ge- 
richte gelobt,  die  eine  Verletzung  jener  Bestimmung  nicht  zulassen: 
andere  Mittheilungen,  die  vielleicht  einen  mehr  localen  Charakter  tragen, 
weisen  darauf  hin,  dass  auch  grösserer  bäuerlicher  Grundbesitz  zusammen- 
gehalten, eine  Parcellirung  ungern  gesehen  wird.  Man  will  diese  Er- 
scheinung auf  den  Umstand  zurückführen,  dass  die  Bevölkerung  —  in 
manchen  Landstrichen  —  in  kleinen  Dörfern  wohnt  und  der  Grund- 
besitz sich  in  arrondirten  Grenzen  befindet,  was  zur  Zeit  der  bäuerlichen 
Unterthänigkeit  von  den  Gutsherren  im  ökonomischen  Interesse  hergestellt 
war.  Der  Bauerhof  in  diesen  Grenzen  war  die  Woloka,  den  der  pol- 
nische Adel  auch  in  den  westlichen  Gouvernements  herzustellen  sich 
angelegen  sein  liess.*) 


V 

Drittes  Kapitel. 

Eigenthümliches  Grundbesitzrecht  unter  Einhöflern, 

In  dem  grossen  Landgebiete  mit  bäuerlichem  Gemeindebesitz  finden 
wir  von  Westen  nach  Osten  gehend  in  langgestreckter,  vielfach  gebrochener 
Linie  in  den  Gouv.  Ssmolensk,  Kaluga,  Orel,  Tula,  Kursk,  Kasan,  Woro- 
nesh,  Tambow,  Pensa  etc.  bäuerlichen  individuellen  Grundbesitz. 

Ursprünglich  war  er  kein  bäuerlicher,  sondern  Herrengrundbesitz. 
Die  Eigenthümer  desselben  waren  Dienstmannen  der  Moskau'schen  Zaren, 
die  seit  dem  16.  Jahrhundert  in  geordneter  Weise  die  schon  früher  unter- 
nommenen Versuche  durchführten,  die  gefährdeten  Grenzen  des  Reiches 
durch  Verleihung  von  Land  an  Bojarenkinder  und  andere  freie  Leute 
(als  Dienstgut,  dazwischen  auch  zum  vollen  Eigenthum)  zu  sichern,  welche 
dagegen  die  Verpflichtung  hatten,  alle  Anzeichen  der  Annäherung  feind- 
licher Massen  zu  beobachten,  nach  Moskau  zu  melden  und  gegebenen 
Falls  nach  Möglichkeit  den  ersten  Anprall  aufzuhalten,  gestützt  durch 
grossartig  eingerichtete  Waldverhaue,  die  namentlich  der  Reiterei  der 

wilden  Völker  hinderlich  waren.   Und  sie  erfüllten  ihre  Dienstpflicht  um 

■ 

x)  Das  vom  centraistatistischen  Comit6  soeben  herausgegebene  Cffferfma  o  3ei- 
leBjaAfcmH  vl  ILoiMnft  fasst  leider  allen  Grundbesitz  bis  zu  10  Morgen  zu  einer  Gruppe 
zusammen. 

9)  Siehe  oben  Seite  122,  Note  1. 
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so  eifriger,  als  sie  dadurch  ihr  eigen  Haus  und  Hof  schützten.  Diesen 
Dienstmannen  zur  Beihülfe  wurden  auch  einfache  Leute  mit  Grundbesitz 
angesiedelt.  Sie  bildeten  die  Mannschaft,  wurden  als  Kundschafter  be- 
nutzt etc.  Diese  scheinen  zumeist  das  Land  gemeinsam  zugemessen 
erhalten  und  daher  auch  im  Gemeindebesitz  gelebt  zu  haben.  Endlich 
gelangten  in  die  Gruppe  der  „Einhöfler"  auch  freie  Aussiedler  und  Lauf- 
linge  aus  den  inneren  Gouvernements,  die  sich  an  den  äussersten  Grenzen 
des  Reiches  auf  freiem  Lande  niedergelassen  hatten. 

Es  liegt  nicht  im  Rahmen  unserer  Untersuchung,  auf  die  Geschichte 
dieser  „Tschetwernyje"1)  oder  Einhöfler  (Odnodworzy)  wie  sie  genannt 
werden,  einzugehen.9)  Es  genüge  die  Bemerkung,  dass  als  nach  Aus- 
dehnung der  Reichsgrenze  ihre  Aufgabe  gegenstandslos  geworden  war, 
die  Reform  des  Mititärwesens  durch  Peter  den  Grossen  die  Art  der  Dienst- 
pflicht wesentlich  geändert  hatte,  auch  ihre  Stellung  sich  wesentlich 
ändern  musste.  Ihre  Pflichten  wurden  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts 
der  Art  geregelt,  dass  sie  theils  in  die  „Landmiliz",  zumal  für  das  Grenz- 
gebiet (die  Ukräne),  gesteckt  wurden,  theils  Geld  und  Naturalien  zur  Er- 
haltung derselben  zu  liefern  hatten.  Schon  zu  Peters  des  Grossen  Zeiten 
unterschieden  die  Einhöfler  sich  vielfach  kaum  noch  von  den  Bauern 
was  sich  u.  A.  aus  einem  Senatsbefehl  vom  8.  Mai  1723  ergiebt,  der 
über  die  Gutsbesitzer  Strafen  verhängt,  welche  Einhöfler  zu  Leibeigenen 
gemacht  und  sie  verkauft  haben,  und  die  Freilassung  dieser  anordnet 

Bereits  der  Befehl  des  „Obersten  Geheimen  Raths"  vom  14.  August 
1727  verbietet  —  zur  Sicherstellung  der  Leistungen  der  Einhöfler  —  den 
Verkauf  des  Landes.  Nichtsdestoweniger  geschah  solches  in  grossem 
Maasse,  so  dass  Katharina  II.  jenen  Befehl  nochmals  einschärfte  und  neue 
Maassregeln  ergriff.  Wichtig  sind  in  dieser  Beziehung  namentlich  die  In- 
structionen für  die  Gouvernementsmesskanzleien:  den  landlos  gewordenen 
Einhöflern  sollen  je  60  Dess.  zugemessen  werden,  das  Land  der  Einhöfler 
darf  nicht  verkauft  —  auch  nicht  an  andere  Einhöfler  —  desgleichen 
nicht  verpfändet,  nicht  länger  als  auf  ein  Jahr  verpachtet  und  endlich 
auch  nicht  für  Schuldverbindlichkeiten  abgenommen  werden.  Nur  das 
Land,  das  ein  Einhöfler  über  60  Dess.  besitzt,  darf  er  verkaufen,  aber 
nur  an  Einhöfler.  Auch  nicht  durch  Erbgang,  noch  als  Mitgabe  für 
Töchter  darf  das  Land  in  die  Hände  anderer  Stände  übergehen,  und  das 
Land  der  Einhöfler,  die  durch  Heirath  in  das  Dorf  der  Frau  übersiedeln, 
soll  an  Einhöfler  vertheilt  werden. 


*)  Vom  Worte  „Tschetwert"  —  ein  altrussisches  Landmaass. 

*)  B.  GeueBCuft:  „KaaeHKHe  npecrurae  npn  E&aTepufffe  II"  in  der  PyccRaa  crapHHa 
1879,  Bd.  IV,  Statistik  des  Gouv.  Kursk  Bd.  I,  pag.  33—41,  Statistik  des  Er.  Obojan, 
Theil  II,  pag.  1—15.  B.  rpHropteBt:  HeTBepTHoe  seaueBiajime  in  der  Pyccsaji  Mhcjb 
1886,  Bd.  I,  pag.  43—59,  sowie  die  spater  anzugebenden  Schriften. 
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Die  Einhöfler  hatten  sich  in  ihrer  Stellung  immer  mehr  den  Bauern 
genähert  So  konnten  in  den  erwähnten  Instructionen  —  übrigens  im 
Widerspruch  zu  den  anderen  Bestimmungen,  die  den  Stand  der  Einhöfler 
zu  erhalten  bezweckten  —  die  Gouverneure  beauftragt  werden,  sorgfaltig 
die  Dörfer  zu  ermitteln,  in  denen  Einhöfler  und  Domänenbauern  bei- 
sammen leben,  und  darüber  ein  Projekt  auszuarbeiten,  wie  die  Minorität 
auf  freie  Domänenländereien  ausgesiedelt  oder  wie  sie  aus  dem  einen 
Stande  in  den  anderen  übergeführt  werden  könnte  (also  Einhöfler  zu 
Domänenbauern  umzuwandeln  und  umgekehrt).  Eine  derartige  Maass- 
nahme  scheint  aber  nicht  erfolgt  zu  sein.  Vollständig  zu  Domänen- 
bauern wurden  sie  im  Jahre  1840  und  ihnen  das  Recht,  Leibeigene  zu 
besitzen,  genommen,  die  ihnen  noch  gehörenden  Leibeigenen  aber  durch 
den  Staat  (75—100  Rbl.  pro  Revisionsseele)  abgekauft 

Von  hohem  Interesse  ist  nun  die  Gestaltung  des  Grundbesitzrechts, 
soweit  nicht  der  Uebergang  zum  Gemeindebesitz  erfolgt  ist1)  Gewisse 
äussere  Momente  haben  eine  Modification  des  ursprünglich  individuellen 
Grundbesitzrechts  angebahnt  Bedeutungsvoll  war  der  Umstand,  dass  bei 
der  Generalvermessung  nicht  jedem  einzelnen  Hofe  das  Land  abgegrenzt 
ward,  sondern  dem  ganzen  Dorfe,  wobei  nur  die  einzelnen  Besitzer  und 
die  Grösse  ihres  Besitzes  vermerkt  wurden.  Späterhin  wurde  Wald  dem 
ganzen  Dorfe  neu  zugetheilt  und  hat  wol  auch  immer  Wald  von  jeher 
im  gemeinschaftlichen  Besitz,  hervorgegangen  aus  der  freien  Nutzung 
des  Waldes,  bestanden. 

Die  Hauptelemente  in  dem  Entwickelungsprocesse  sind  nun  folgende.7) 
Das  innere  Wachsthum  der  Familien  rief  beständige  Theilungen  der  Höfe 
hervor,  und  so  entstand  aus  einem  Hof  ein  ganzes  Dorf.  So  tragen  in 
so  manchen  Dörfern  sämmtliche  Familien  denselben  Familiennamen,  den 
auch  noch  hier  und  da  ein  benachbarter  adeliger  Gutsbesitzer  führt,  der 
vor  der  allendlichen  Grenz-  und  Besitzregulirung  und  Streulegung  mit  jenen 
den  gemeinsamen  Besitz  des  Waldes  hatte  und  mit  ihnen  im  Flurzwang 
stand.  Ein  Zweig  der  ursprünglichen  Familie  hat  er  sich  seine  adelige 
Qualität  erhalten  und  sieht  jetzt  als  Herr  auf  seine  Geschlechtsgenossen 


a)  Theil  II,  H&lfte  2  dieses  Werkes ,  pag.  168  etc.  und  im  vorliegenden  Bande, 
pag.  64—65. 

*)  Ausser  den  oben  citirten  Schriften  noch  (zum  Theil  nur  Daten  über  dieZaW 
der  Einhöfler  und  die  Grösse  ihres  Grundbesitzes  enthaltend)  Statistik  des  Godt. 
Kursk,  Bd.  IV,  pag.  1-3,  Bd.  V,  pag.  1,  Bd.  VI,  pag.  6-8,  Bd.  VII,  pag.  18-1* 
Bd.  Vni,  pag.  7-9,  54-57,  Bd.  IX,  pag.  8,  Bd.  X,  pag.  4,  18,  27,  147-164.  Sta- 
tistik des  Gouy.  Tambow,  Bd.  IV,  pag.  42—60,  Bd.  V,  pag.  19,  Bd.  VI,  pag.  37-40, 
Bd.  VII,  pag.  7,  Bd.  Vin,  pag.  4-5,  Bd.  IX,  pag.  8,  Bd.  X,  pag.  11.  Statistik  de» 
Gouy.  Kasan,  Bd.  II,  Lieferung  III,  pag.  176—177,  Bd.  III,  Lieferang  I  (Tabellen). 
Statistik  des  Gouy.  Ssamara,  Bd.  II,  pag.  59—62. 
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als  Bauern  herab.  Auch  sind  zwei,  ursprünglich  nicht  entfernt  von  einander 
belegene  Höfe  durch  Errichtung  neuer  Höfe  für  die  jungen  Familien 
im  Laufe  der  Jahrhunderte  zusammen  geflossen  und  büden  schliesslich 
ein  Dorf.  Die  Starrheit  des  individuellen  Grundbesitzrechts  ward  durch 
die  Verwandtschaft  der  Nachbarn  gemildert,  auch  durch  die  Gemenglage 
der  Grundstücke!  die  bei  Familien  theilun  gen,  sowie  durch  Erbgang  und 
Kauf  entstand.  Nun  traten  Umstände  ein,  die  eine  Aenderung  des 
Grundbesitzes  Einzelner  oder  Aller  wünschenswerth  oder  gar  nothwendig 
machten,  solches  ward  dann  vielfach  vorgenommen  und  zwar,  wie  es  sich 
naturgemäss  ergab,  nach  dem  Vorbilde,  das  ihnen  die  benachbarten  Ge- 
meinden mit  Gemeindebesitz  boten.  So  erfolgte  vielfach  bei  der  allge- 
meinen Grenzregulirung  des  Bauerlandes  —  zur  Beseitigung  der  Gemeng- 
lage mit  fremdem  Grundbesitz  —  ein  Abschneiden  von  Land  an  dieser 
und  ein  Zuschneiden  an  jener  Stelle,  es  trat  auch  nach  gutwilliger  Ver- 
ständigung der  Austausch  der  Art  ein,  dass  der  Grundbesitz  hierbei  gegen 
früher  verkürzt  (wobei  die  Entschädigung  in  der  Güte  des  zuzutheilenden 
Landes  oder  in  der  Gunst  seiner  Lage  bestand)  oder  vergrössert  ward. 
Hier  erwies  es  sich  als  geboten,  eine  Umtheilung  vorzunehmen,  wobei 
der  Besitzstand  des  einzelnen  Hofes  absolut,  resp.  in  den  angedeuteten 
Fällen  proportional  derselbe  blieb.  Auch  andere  Ursachen  haben  einen 
solchen  Wechsel  der  Grundstücke  nothwendig  gemacht.  Ward  ein  Stück 
Land  zu  Eisenbahnbauten  expropriirt,  durch  die  Errichtung  einer  Mühle 
unter  Wasser  gesetzt  etc.  etc.,  da  halten  die  Bauern  es  für  recht- 
mässiger, dass  solch'  eine  Kürzung  nicht  den  Einzelnen,  dessen  Wirt- 
schaft hierdurch  unter  Umständen  erheblich  gestört,  vielleicht  unmöglich 
gemacht  werden  könnte,  treffe,  sondern  Alle,  und  das  wird  durch  eine 
gleichmässige  Neuverteilung  erreicht  In  einer  Gemeinde  (Gouv.  Kasan) 
hat  eine  solche  proportionale  Kürzung  stattgefunden,  um  aus  der  Ver- 
pachtung des  hierdurch  gewonnenen  Landstückes  die  Kosten  eines 
Processes  mit  einer  benachbarten  Gemeinde  zu  decken;  diese  Kürzung 
war  natürlich  nur  eine  zeitweilige;  ja  es  wurden  hier  während  des  Pro- 
cesses fast  jährlich  Neuverloosungen  ausgeführt,  da  nach  der  Höhe  der 
Processkosten  die  Grösse  des  aus  der  eigenen  Nutzung  auszuscheidenden 
Landes  zu  wechseln  hatte. 

Eingehende  Daten  darüber,  wie  solche  Umtheilungen  bei  den  Ein- 
höflern  vorgenommen  werden  und  die  Grundbesitzordnung  sich  aus- 
gebildet hat,  finden  wir  für  den  Kreis  Kursk  im  gleichnamigen  Gou- 
vernement1): Es  ist  das  insoweit  ein  glücklicher  Zufall,  als  gerade  in 
diesem  Kreise  die  Zahl  der  Einhöfler  sehr  gross  ist,  fast  die  Hälfte  des 
Bauerlandes  (48%)  befindet  sich  nämlich  im  Besitze  dieser.    Man  kann 


')  Statistik  des  Gouv.  Kursk.    Band  I,  pag.  46  etc. 

▼•  Sensal  er,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeindebesitzes.    HI. 
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also  in  diesem  Falle  nicht,  wie  in  Betreff  der  meisten  anderen  Land- 
striche, die  Beeinflussung  des  individuellen  Grundbesitzes  durch  den 
Gemeindebesitz  zurückführen  auf  die  überwältigende  Masse  der  in  dieser 
Grundbesitzordnung  lebenden  Bauern.  Es  sind  vielmehr  innere  Zweck- 
mässigkeitsgründe, die  dahin  geführt  haben,  und  zur  Durchführung  des 
als  zweckmässig  Erkannten  hat  man  das  Vorbild  der  im  Gemeindebesitz 
lebenden  Nachbarn  gewählt  Im  Kreise  Obojan1)  desselben  Gouverne- 
ments und  auch  in  mehreren  Kreisen  (Ranenburg,  Dankow,  Skopin)  des 
Gouvernements  Räsan2)  finden  wir  den  gleichen  Entwickelungsprocess  ein- 
gehender geschildert;  freilich  existiren  hier  zum  Theil  mehr  Gemeinden 
im  gewöhnlichen  Gemeindebesitz. 

Die  Neuverloosung  erfolgt  ganz  nach  denselben  Grundsätzen,  wie 
beim  Gemeindebesitz.  Das  Land  wird  in  Gewanne  getheilt,  vornehmlich 
ist  die  Dessätinen-Theilung  üblich,  wie  in  den  benachbarten  Gemeinden  mit 
Gemeindebesitz;  dann  wird  das  Loos  geworfen,  in  welcher  Reihenfolge  die 
Hauswirthe  anzutreten  haben,  denen  dann  das  betreffende  Quantum  an 
Land  zugemessen  wird.  Vielfach  wird,  um  die  Gunst  der  Lage  bei  schmal 
und  lang  ausgedehntem  Felde  auszugleichen,  die  durch  das  Loos  für  das 
erste  Gewann  gefundene  Reihenfolge  der  Hauswirthe  in  dem  folgenden 
Gewann  umgekehrt;  wer  also  im  ersten,  dem  Dorf  zunächst  belegenen 
Gewann  den  ersten,  zunächst  belegenen  Landstreifen  erhält,  dem  fallt 
ohne  Loos  im  zweiten  Gewann  der  letzte  Streifen  zu.  Geringere  Güte 
eines  Landstückes,  wie  auch  ein  Zukurzschuss  in  einem  Gewann  werden 
durch  ein  Landstück  in  einem  „Keilchen"  (kleine  Landfetzen,  die  bei 
der  Gewannbildung  nachbleiben)  ausgeglichen.  Bei  der  Gewannbildung 
sich  ergebende  kleinere  Stücke  werden  in  die  Quer  getheilt;  sind  sie 
auch  hierzu  zu  klein,  um  unter  Alle  vertheilt  zu  werden,  so  werden  sie 
wol  auch  dem  Meistbietenden  verpachtet  Die  Breite  der  Landstreifen 
ist  sehr  verschieden :  im  Kreise  Kursk  ist  die  grösste  Breite  30 — 40  Ar- 
schinen, die  geringste  11/«  Arschinen.  Die  grösste  Zahl  der  Gewanne  und 
also  auch  der  Landstreifen  in  jedem  Felde  ist  7—8,  zumeist  aber  3—4. 
Die  bei  der  Vertheilung  des  Landes  sich  ergebende  Zahl  der  Landstreifes 
wird  auch,  wie  beim  Gemeindebesitz,  durch  Austausch  verringert  und 
dadurch  deren  Breite  vergrössert  In  den  bezeichneten  Kreisen  des  Gouv. 
Räsan  beträgt  in  den  grösseren  Dörfern,  für  welche  allein  eingehendere 
Daten  vorliegen,  die  Zahl  der  Landstreifen  zumeist  7  bis  10  in  jedem 
Felde,  die  Breite  gewöhnlich  1— P/2  Faden  pro  Dessätine  Besitz,  die 
Länge  80  Faden;  ungünstiger  liegen  diese  Verhältnisse,  wo  die  Gemeinde 
zur  Gewanne-Theilung  gezwungen  ist:  bis  zu  15 — 20  Landstreifen  an 

l)  Statistik  des  Kreises  Obojan.    Bd.  I.,  Theil  II. :  3an*TKH  0  ^eTBepTHom  seaue- 
BjaxfcHiH  foiBimixi  rocyxapcTBeHHEix,&  KpecraiHi  OGo/racisaro  ytoxa.    pag.  1—15. 
9)  rpsropBeBi  1.  c.  pag.  52—59. 
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jedem  Felde.  In  manchen  Gemeinden  des  Kr.  Kursk  ist  volle  Arron- 
dirung  gelungen,  so  dass  jeder  Wirth  nur  ein  zusammenhängendes  Land- 
stack in  jedem  Felde  hat.  Es  besteht  auch  die  sogenannte  Schätzungs- 
Theilung,  wie  wir  sie,  wenn  auch  selten,  im  Gemeindebesitz  gefunden 
haben,1)  d.  h.  eine  eigentliche  Gewannbildung  (Theilung  des  ganzen 
Ackerlandes  in  Gewanne)  findet  nicht  statt,  sondern  die  Güte  des  Landes 
wird  in  grösseren  Stücken  geschätzt  und  das  Land  nach  dieser  Schätzung 
vertheilt  Solches  findet  in  Einhöflergemeinden  statt,  denen  das  Land 
territorial  ungünstig  zugemessen  ist,  d.  i.  wo  es  aus  vielen  Stücken, 
unterbrochen  und  geschieden  durch  fremdes  Land,  besteht  Hier  wird 
vielfach  das  Land  von  der  Gemeinde  erst  in  grössere,  gleichwerthige 
Landstücke  getheilt  und  einer  grösseren  oder  geringeren  Zahl  von 
Höfen  je  nach  der  Grösse  ihres  Anrechts  zugesprochen,  die  sie  unter 
sich  theilen. 

Diese  Antheilsrechte  sind  nun  sehr  verschieden,  und  damit  gelangen 
wir  zu  dem  wesentlichen  Unterschiede,  der  zwischen  dieser  Grundbesitz- 
ordnung und  dem  Gemeindebesitz  besteht.  Das  Antheilsrecht  des  Ein- 
hoflers  ist  ein  bestimmtes,  wie  viel  er  durch  Erbschaft,  Kauf  etc.  auf 
Grundlage  des  individuellen  Rechts  besitzt  Ein  Jeder  weiss  genau,  wie 
viel  „Tschetwert",  die  altrussische  Messeinheit,  die  bei  der  ersten  Verleihung 
des  Landes  zur  Bestimmung  seiner  Grösse  angewandt  wurde,  er  besitzt. 
Das  Tschetwert  ist  also  die  Vertheilungseinheit  und  die  Gesammtsumme 
der  Tschetwert  ist  bei  der  Theilung  des  Landes  der  Divisor  und  bleibt 
immer  dieselbe,  mag  das  Land  der  Einhöflergemeinde  bei  der  Grenz- 
regulirung,  durch  Expropriation  etc.  zu-  oder  abgenommen  haben:  im 
ersteren  Falle  vergrössert,  im  zweiten  verringert  sich  die  Ausdehnung 
des  Tschetwert  Die  Proportion  des  Besitzes  bleibt  also  dieselbe.  Die 
Grösse  eines  Tschetwert  ist  in  den  verschiedenen  Gemeinden  ganz  ver- 
schieden, im  Kr.  Obojan  schwankt  sie  zwischen  l1^  und  9  Dessätinen. 

Auch  die  Einhöflergemeinde  ist  durch  die  Loosgruppenbildung  or- 
ganisch gegliedert.  Hier  findet  sich  eine  höchst  interessante  Erscheinung. 
Soweit  die  ganze  Gemeinde  ihre  Abkunft  von  einem  Stammhalter  her- 
leitet, findet  die  Bildung  dieser  Gruppen  mit  Untergruppen  durch  das 
Loos  in  gewöhnlicher  Weise,  wie  beim  Gemeindebesitz  statt:  in  jeder 
Loosgruppe  befindet  sich  die  gleiche  Zahl  von  Tschetwert.  Eine  Neu- 
gruppirung  erweist  sich  —  analog  dem  Gemeindebesitz  —  erforderlich, 
wenn  durch  Erbgang,  Kauf  etc.  mehrere  Hauswirthe  in  mehreren  Loos- 
gmppen  zu  stehen  kommen  und  hierdurch  Unbequemlichkeiten  in  der 
Rechnungsführung  der  Gemeinde  über  die  Zahlungen  und  die  Natural- 
leistungen entstehen.  Wo  aber  eine  Gemeinde  ihre  Abkunft  von  mehreren 


')  Siehe  Theil  II,  H&lfte  II.  dieses  Werkes  pag.  25  etc. 
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Stammhaltern  herleitet,  wird  anders  verfahren.  Die  Nachkommen* 
schaft  jedes  Stammhalters  bildet  eine  Einheit,  eine  Hanptgruppe,  die 
sich  in  Geschlechter,  Untergruppen  theilt1)  Bei  einer  Neuverteilung 
des  Landes  wird  in  jedem  Gewann  vorerst  jedem  Stamm  ein  Landstück 
zugemessen,  das  von  den,  von  ihm  abstammenden  Geschlechtern  unter 
sich  und  endlich  unter  die  Familien  der  Geschlechter  getheilt  wird  je 
nach  der  Grösse  des  Antheilrechts.  Erlangt  ein  Fremder  durch  Erb- 
gang oder  Kauf  Grundbesitz  in  der  Gemeinde,  so  tritt  er  in  das  Ge- 
schlecht, von  dessen  Gliedern  derselbe  auf  ihn  gelangt  ist  Wo  durch 
Ineinanderheirathen  Wirrwarr  entstehen  könnte,  da  haben  Gemeinden 
diese  Familien -Gruppirung  aufgegeben  und  sind  zur  gewöhnlichen  Loos- 
gruppenbildung  übergegangen.  Im  Er.  Obojan  finden  sich  nur  die  ge- 
wöhnlichen Loosgruppen,  wie  im  Gemeindebesitz. 

Wir  haben  bereits  an  anderer  Stelle  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Entstehung  der  Loosgruppenbildung*)  noch  vollständig  im  Dunkel  liegt 
Zu  dem  dort  Gesagten  liesse  sich  jetzt  noch  der  Gedanke  aufwerfen,  ob 
sie  nicht  mit  den  Familienverbänden  bei  dem  alten  Gemeindebesitz,  in 
welchem,  wie  ich  es  nachgewiesen  habe,  das  Recht  auf  Land  nicht  be- 
stand, in  Verbindung  gebracht  werden  kann. 

Das  Gehöftland  unterliegt  keiner  Umtheilung,  es  befindet  sich  seit 
Alters  in  denselben  Grenzen,  daher  auch  zumeist  von  sehr  verschiedener 
Ausdehnung.  Charakteristisch  für  die  Auffassung  der  Bauern  über  die 
Natur  ihres  Grundbesitzrechts  ist  die  Gepflogenheit,  neu  sich  bilden- 
den Familien,  denen  auf  dem  väterlichen,  durch  frühere  Familienabthei- 
lungen  bereits  eng  gewordenen  Gehöftland  füglich  kein  Land  abgetheilt 
werden  kann,  aus  der  Hutweide  (beim  Dorf  belegen)  ein  Stück  Land 
zum  Gehöft  auszuscheiden  —  vielfach  besteht  die  Sitte,  dass  hierfür  die 
Gemeinde  bewirthet  wird. 

Während  das  Ackerland  nur  in  besonderer,  dazu  gewordener  Ver- 
anlassung einer  Neuverteilung  unterzogen  wird,  findet  in  den  Wiesen 
sehr  häufiger,  zumeist  jährlicher  Wechsel  statt.  Die  Erklärung  für  diese, 
auch  beim  Gemeindebesitz  sich  findende  Erscheinung  liegt  in  dem  Um- 
stände, dass  der  jährlich  wechselnde  Grasbestand  auf  den  einzelnen 
Wiesenstücken    ausgeglichen    werden    soll      Gemeinsame    Mahd   mit 


')  Die  Stammhalter  werden  im  Kr.  Kursk  „Grossvater"  („Ahnen")  genannt,  #e 
von  ihnen  abstammenden  Linien  aber  „Geschlechter",  während  doch  „Geschlecht4' 
der  umfassendere  Begriff  ist  Die  Erklärung  soll  in  Folgendem  liegen:  Die  Töchter 
der  Stammhalter  brachten  Schwiegersöhne  ins  Haus,  ihre  Kinder  gehörten  zu  einem 
anderen  Geschlecht,  trugen  einen  anderen  Familiennamen,  hatten  aber  desselben 
„Grossvater",  „Ahnen",  und  so  zerfiel  die  Gemeinde  nach  „Grossvatern",  „Ahnen" 
Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Bd.  I,  pag.  49,  Statistik  des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  II.,  pag-  & 

*)  Theil  II,  Hälfte  I  dieses  Werkes,  pag.  312-816. 
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Theilung  des  Ertrages  ist  auch  hier  und  da,  wie  beim  Gemeindebesitz» 
HblicL 

Wald  befindet  sich  mit  einigen  Ausnahmen,  wo  er  auf  ewig  getheilt 
ist,  in  gemeinschaftlichem  Besitz,  die  Grösse  des  Nutzungsrechts  (bei  der 
Theilung  des  Schlages)  richtet  sich  nach  der  Grösse  des  Ackerlandes 
des  betreffenden  Hofes,  oder  das  Nutzungsrecht  ist  ein  gleiches:  d.  h. 
jeder  Hof  erhalt  gleich  viel.  In  einigen  Gemeinden  (Er.  Obojan)  stehen, 
kleinere  Waldparcellen  seit  jeher  ird  individuellen  Besitz  einzelner  Höfe 
deren  Antheilrecht  am  gemeinen  Walde  desshalb  nicht  gekürzt  ist» 
Die  Weide  ist  überall  gemeinsam  und  unbeschränkt  in  der  Nutzung 
(was  die  Zahl  des  Viehes  anbetrifft).  Auch  im  gemeinschaftlichen  Besitz 
der  Gemeinde  befindet  sich  —  unter  der  Bezeichnung  ceöpoBCKia  seuH 
—  das  Land  ausgestorbener  Höfe,  das  ihr  zugefallen  ist;  ebenso  die 
Landstücke,  welche  bei  der  Herstellung  von  Gewannen,  die  zur  Er- 
leichterung der  Theilung  unter  die  Genossen  regelmässige  Figuren  dar- 
stellen, nachgeblieben  sind. 

Es  giebt  endlich  gar  Einhöflergemeinden,  in  welchen  ein  Theil  des 
Landes  unter  dem  gewöhnlichen  Gemeindebesitzrecht  steht  und  mit 
wechselnder  Yertheilungseinheit  (pro  Hof,  pro  Seele)  auf  bestimmte  oder 
unbestimmte  Zeit  zur  Nutzung  vergeben  wird,  so  vielfach  Wald  (zumal 
in  späterer  Zeit  den  Einhöflern  von  der  Domänenverwaltung  zugemessener, 
nicht  ursprünglich  verliehener  Wald),  auch  Wiese,  sogar  Ackerland:  es 
mag  diese  Erscheinung,  abgesehen  von  den  weiter  unten  anzugebenden 
Fällen,  darauf  zurückzuführen  sein,  dass  es  Land  ausgestorbener  Höfe  ist1) 

Die  Grundbesitzordnung  trägt  nun,  wie  der  Leser  sieht,  ganz  den 
Charakter  der  neueren  Gestaltung  des  Gemeindebesitzes  mit  bleibender 
Besitzgrösse  der  einzelnen  Höfe,  wie  sie  in  den  letzten  Jahrzehnten  sich 
in  manchen  Landstrichen  ausgebildet  hat.  Die  gegebenen  Verhältnisse 
haben  die  beiden  gegensätzlichen  Grundbesitzarten,  den  individuellen 
und  den  Gemeindegrundbesitz,  zu  einer  dritten,  Grundsätze  beider  in 
sich  schüessenden  Grundbesitzgestaltung  geführt.  Ein  bedeutungsvoller 
Unterschied  besteht  freilich  darin,  dass  das  individuelle  Grundbesitzrecht 
der  Einhöfler  gesetzlich  gesichert  ist,  während  das  neue,  aus  dem  Ge- 
meindebesitz sich  gestaltende  Recht  ein  zur  Zeit  noch  schwankendes, 
da  gesetzlich  nicht  fixirtes  ist. 

Stellen  wir  diese  Gestaltung  des  Einhöflergrundbesitzrechts  dem 
usuellen  Gemeindebesitz  gegenüber,  so  ergiebt  sich  folgendes  Gleich- 
artige und  Ungleichartige.  Die  Gemeinde  hat  auch  bei  diesen  Ein- 
höflern Verfügungsrechte  über  das  Gemeindeland:  nicht  allein  über  das 
in  ungeteiltem  Besitz  befindliche,  wie  Wald,  Weide,  sondern  auch  über 


l)  rpBrop&eBi  L  c.  pag.  57. 
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das  im  individuellen  Besitz  befindliche  Acker-,  Wiesen-,  selbst  Gehöft- 
land. Sie  hat  nach  unbestrittener  Rechtsauffassung  der  Leute  das  un- 
bedingte Recht,  erforderlichenfalls  eine  Neuverteilung  des  Landes  vor- 
zunehmen; sie  wechselt  die  Art  der  Nutzung  des  Landes  (Umwandlung 
von  Wald,  Weide  zu  Ackerland,  und  von  erschöpftem  Ackerland  zu 
langjähriger  Weide);  sie  nimmt  eine  Neuverloosung  des  Ackerlandes  vor, 
etwa  zur  Beseitigung  der  zu  weit  gehenden  Gemenglage  der  Grund- 
stücke, wie  sie  durch  Erbschaft,  Kauf  etc.  hervorgerufen  wird;  sie  ver- 
fügt über  alle  Rechte,  die  aus  Flurzwang  hervorgehen;  sie  bestimmt  die 
Fruchtfolge,  die  Zeit,  von  und  bis  wann  das  Vieh  auf  das  Brach-  und 
das  Stoppelfeld,  sowie  auch  auf  das  Wiesenland  getrieben  werden  kann. 
Seine  Grenze  findet  das  Recht  der  Gemeinde  in  dem  Recht  der  einzelnen 
Grundbesitzer.  Die  Gemeinde  hat  wol  das  Recht,  eine  Neuverloosung 
des  Landes  vorzunehmen,  aber  sie  hat  nicht  das  Recht,  den  Grundbesitz 
der  Einzelnen  zu  schmälern;  das  Recht  des  Einzelnen  bleibt  dasselbe, 
wie  er  es  durch  Erbgang  und  Kauf  erworben  hat,  wobei  die  Ab-  oder 
Zunahme  seines  Familienbestandes  ganz  gleichgültig  ist  Die  Gemeinde 
hat  freilich  das  Recht,  das  Ackerland  zur  Vergrösserung  des  Weide 
landes  etc.  zu  kürzen,  aber  diese  Kürzung  muss  proportional  den  Grund- 
besitz Aller  treffen.  Die  Gemeinde  hat  das  Recht  zu  bestimmen,  wie 
viel  in  diesem  Jahre  Wald  zu  fällen  ist,  aber  sie  hat  nicht  das  Recht, 
das  proportionale  Antheilsrecht  des  Einzelnen  zu  normiren:  dieses  be- 
ruht auf  dem  individuellen  Recht,  d.  h.  auf  der  Grösse  des  Ackerlandes 
des  Einzelnen.  Dagegen  hat  die  Gemeinde  die  freie  Verfügung  über  die 
Hutweide,  über  das  Land  ausgestorbener  Höfe,  sie  vergiebt  es  zur  Bil- 
dung neuer  Gehöfte,  verpachtet  es  etc. 

Weiterhin  kann  ohne  Genehmigung  der  Gemeinde  im  Kr.  Obojan 
und  in  einigen  Gemeinden  des  Gouv.  Räsan  der  Einhöfler  seinen  Grand- 
besitz an  Fremde  nicht  veräussern,  wogegen  sonst  dieses  Recht  dem  Ein- 
zelnen wol  zusteht,  aber  er  darf  nicht  einzelne  Stücke  des  Grundbesitzes 
(z.  B.  im  Kr.  Kursk)  verkaufen.  Das  Grundbesitzrecht  der  einzelnen 
Höfe  gilt  als  Familienbesitz.  Doch  ist  dieses  Recht  der  Familie  in 
letzter  Zeit  sehr  verblasst  und  documentirt  sich  fast  nur  noch  in  Betreff 
der  Vererbung:  die  Gemeinde  schützt  nämlich  die  natürlichen  Erben 
bis  in  die  entfernten  Verwandtschaftsgrade  und  gestattet  nur  ganz  aus- 
nahmsweise die  Verletzung  des  natürlichen  Erbrechts  durch  testamen- 
tarische Verfügung.  Daher  erbt  auch  die  kinderlose  Wittwe  nicht  den 
Grundbesitz  des  Mannes,  wie  vielfach  beim  Gemeindebesitz  bis  zur 
nächsten  allgemeinen  Umtheilung,  die  Töchter  zumeist  nur  dann,  wenn 
keine  Söhne  vorhanden.  Kauf  und  Verkauf  unter  Gemeindegenossen 
ist  gestattet  und  hat  namentlich  in  letzter  Zeit  grosse  Dimensionen 
angenommen. 
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Das  Land  ausgestorbener  Familien  fällt  an  die  Gemeinde,  die  sel- 
biges verpachtet  oder  auch  unter  die  Genossen  vertheilt:  zumeist  pro 
Hof  oder  gar  pro  Seele,  dazwischen  aber  auch  proportional  dem  be- 
stehenden Besitzstand  der  Höfe.  Wie  im  Gemeindebesitz  besteht  hier 
die  solidarische  Haft  in  Betreff  aller  öffentlich  rechtlichen  Zahlungen  und 
Naturalleistungen. 

Eine  Complication  erhält  das  Grundbesitzrecht  dieser  Einhöfler  dort, 
wo  sie  sich  mit  Gemeindebesitzbauern  in  markgenossenschaftlichem 
Verbände  befinden;  Vielfach  sind  Einhöfler-Gemeinden  zum  Gemeinde- 
besitz mit  gleicher  Vertheilung  des  Landes  (pro  Seele  etc.)  übergegangen. 
Dazwischen  hat  sich  aber  auch  die  Gemeinde  gespalten,  indem  Einhöfler 
mit  grösserem  Grundbesitz  sich  ihre  Rechte  wahrten,  während  die  übrigen 
den  Gemeindebesitz  unter  sich  einführten.  Eine  vollständige  Natural- 
Scheidung  (Separation)  des  nunmehr  im  Gemeindebesitzrecht  stehenden 
und  des  im  individuellen  Besitzrecht  verbleibenden  Landes  erfolgte  aber 
—  mit  ganz  vereinzelten  Ausnahmen  — -  nicht:  einerseits  wegen  der 
factischen  Schwierigkeiten  der  Separation,  die  um  so  grösser  waren,  als 
Alle  ihre  Höfe  im  Dorf  belassen,  d.  h.  nicht  aussiedeln  wollten,  anderer- 
seits wegen  der  Vortheile  der  gemeinsamen  Weide  auf  dem  Feldlande, 
die  den  Leuten  grösser  dünkten,  als  die  Befreiung  vom  Flurzwang. 
Mithin  wurde  an  dem  Grundbesitzrecht  nichts  anderes  geändert,  als  dass 
ein  Theil  der  Grundbesitzer  unter  einander  das  Land  nicht  mehr  nach 
dem  Besitz  der  „Tschetwert",  sondern  nach  Revisionsseelen  berechneten, 
und  die  hieraus  sich  ergebenden  Gonsequenzen.  Sonst  blieb  Alles  beim 
Alten.  Fand  eine  neue  allgemeine  Seelenrevision  statt,  so  ward  eine 
Umtheilung  vorgenommen,  die  für  die  Gemeindegenossen  im  Gemeinde- 
besitz eine  wirkliche  allgemeine  Umtheilung  (im  technischen  Sinne  des 
Wortes,  d.  i.  eine  Ausgleichung  des  Besitzes  nach  dem  seit  der  letzten 
Revision  eingetretenen  Wechsel  in  der  Zahl  der  Seelen  in  den  einzelnen 
Höfen)  war,  für  die  dem  individuellen  Grundbesitz  treugebliebenen 
Gemeindegenossen  aber  nur  die  Bedeutung  einer  „Neuverloosung" 
hatte,  d.  h.  nur  einen  Wechsel  der  einzelnen  Landstreifen  in  den  Ge- 
wannen bei  gleichbleibendem  Besitzstande  der  einzelnen  Höfe  in  sich 
schloss.  Hierbei  war  jedoch  noch  eine  Schwierigkeit  zu  überwinden: 
es  fehlte  an  einer  gemeinsamen  Theilungseinheit,  die  sowol  für  das 
Gemeindebesitzland  als  auch  für  das  andere  Geltung  hat,  denn 
das  erstere  soll  pro  Revisionsseele  getheilt  werden,  während  das 
letztere  nach  „Tschetwert"  gerechnet  wird.  Die  Lösung  dieses  Problems 
fanden  die  Gemeinden  vielfach  darin,  dass  sie  vorerst  durch  einfache 
Division  der  Dessätinenzahl  des  Gemeindebesitzackerlandes  durch  die 
neue  Zahl  der  Revisionsseelen  ermittelte,  wie  viel  Ackerland  auf  die 
Revisionsseele  entfällt.    Mit  der  hierdurch  ermittelten  Dessätinenziffer 
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ward  nun  berechnet,  wie  viel  Land  pro  Seele  oder  wie  die  Bauern  sich 
ausdrücken,  wie  viel  Seelen  ein  „Tschetwert"  Landes  ausmachen.  In 
einer  Gemeinde  des  Er.  Obojan  z.  B.  ergab  es  sich,  dass  36  Seelen 
gleich  sind  20  Tschetwert,  d.  h.  der  im  individuellen  Grundbesitzrecht 
stehende  Einhöfler,  welcher  über  10  Tschetwert  Land  verfügte,  ist  zu 
18  Seelen  Land  berechtigt  Es  werden  nun  die  Revisionsseelen  der  im 
Gemeindebesitz  lebenden  Bauern  mit  der  Zahl  jener  fingirten  Seelen 
addirt,  die  sich  aus  jener  Berechnung  nach  der  Zahl  der  im  individuellen 
Besitz  befindlichen  Tschetwert  ergiebt.  Ein  Beispiel:  Wenn  z.  R  100 
Tschetwert  Land  im  persönlichen  Besitz,  die  Bauern  mit  Gemeindebesitz 
aber  150  Revisionsseelen  repräsentiren,  so  stellt  sich  die  Berechnung 
wie  folgt:  erst  die  natürlichen  Revisionsseelen,  sodann  100  Tschetwert 
Land  (angenommen,  dass  20  Tschetwert  =  36  Seelen)  gleich  180  fin- 
girten Seelen,  zusammen  also  330  Seelen.  Und  hiernach  wird  das  Land 
getheilt:  die  Bauern  im  Gemeindebesitz  erhalten  Land  nach  der  Zahl 
der  Seelen  in  jedem  Hofe,  die  Bauern  im  individuellen  Grundbesitz  nach 
der  Zahl  der  fingirten  Seelen,  die  ihrer  Zahl  an  Tschetwert  Landes  ent- 
spricht. Somit  behält  der  Einhöfler  mit  individuellem  Grundbesitz  gleich 
viel  Land,  als  er  vor  der  Umtheilung  besessen  hat,  nur  die  Landstellen 
sind  gewechselt,  während  der  im  Gemeindebesitz  Lebende  seinen  An- 
theil  vergrössert  oder  verringert  findet,  je  nach  der  Zu-  oder  Abnahme 
der  Zahl  der  Seelen  in  seinem  Hofe. 

Weiterhin  complicirt  sich  das  Grundbesitzrecht  in  solch'  gemischten 
Gemeinden,  wenn,  wie  es  mehrfach  stattgefunden  hat,  beim  Uebergang 
zum  Gemeindebesitz  die  landreicheren  Einhöfler,  um  sich  nicht  in  zu 
grossen  Widerspruch  mit  der  Gemeinde  zu  setzen  und  da  auch  sie  Vor- 
theil  aus  dieser  Maassnahme  ziehen,  mit  einem  Theil  ihres  Grundbesitzes, 
der  etwa  der  Zahl  der  Seelen  ihrer  Familie  entspricht,  dem  Gemeindebesitz 
beitreten,  das  übrige  Land  aber  in  ihrem  individuellen  Besitzrecht  belassen, 
oder  auch,  wenn  Jemand  mit  Gemeindebesitz  durch  Erbschaft  (in  weib- 
licher Linie)  oder  durch  Kauf  individuellen  Grundbesitz  in  der  Gemeinde 
erwirbt  Der  Antheil  eines  solchen  bei  einer  Neuvertheilung  besteht 
somit  aus  zwei  Elementen:  er  erhält  auf  Grund  seines  Gemeinde- 
besitzrechts den  der  Zahl  der  Seelen  seines  Hofes  entsprechenden  Land- 
antheil,  ausserdem  aber  auf  Grund  seines  individuellen,  durch  Erbschaft 
oder  Kauf  erworbenen  Rechts  die  ihm  gehörige  Zahl  von  Tschetwert 
Landes. 

Bei  dem  dargelegten  Umtheilungsmodus  bietet  diese  Combination 
beider  Grundbesitzrechte  in  der  Durchführung  einer  Umtheilung  keinerlei 
Schwierigkeiten,  und  diese  erfolgt  leicht.  Aber  das  Nebeneinander- 
bestehen und  Ineinandergreifen  beider  Grundbesitzarten  müssen  einander 
beeinflussen.   Bis  in  die  neuere  Zeit,  in  hohem  Maass  durch  das  Steuer- 
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sjstem  befördert,  hat  der  Gemeindebesitz  sich  als  der  kräftigere  Factor 
erwiesen,  wobei  wol  auch  vielfach  die  Macht  der  landärmeren  Majorität 
das  Entscheidende  war;  es  ist  nämlich  vielfach  den  Bauern  im  Gemeinde- 
besitz gelungen,  die  Nutzung  des  Waldes,  in  einigen  Gemeinden  sogar 
die  Wiesen  ganz  gleichmässig  pro  Seele  aller  Gemeindegenossen,  auch 
der  im  individuellen  Besitz  Lebenden  zu  vertheilen.  Es  ist  aber  fast 
ausnahmslos  seit  der  letzten  Revision  keine  Neuverteilung  des  Landes 
erfolgt,  d.  h.  in  diesen  Gemeinden  ist  die  Vertheilung  pro  Revisionsseele 
noch  heute  die  zu  Recht  bestehende. 

Was  die  Vertheilung  der,  nach  der  Steuerliste  der  ganzen  Gemeinde 
obliegenden  Steuern  anbetrifft,  so  vertheilt  die  Gemeinde  den  Obrok 
(Grundpacht  an  den  Staat),  sowie  die  landschaftliche,  die  Staats -Grund« 
Steuer  und  die  Waldabgabe  (letztere  Zahlung  ist  die  für  die  Nutzung  des 
zugewiesenen  Waldes)  nach  der  Grösse  des  Grundbesitzes  des  Einzelnen. 
Die  Kopfsteuer,  wie  die  Steuern  zur  Deckung  communaler  Bedürfnisse 
werden  pro  Hof  nach  der  Zahl  der  Revisionsseelen,  markgenossenschaft- 
liche Ausgaben,  wie  Gagirung  des  Hirts,  Ausgabe  für  den  Zuchtbullen, 
pro  Stück  Vieh,  Besoldung  des  Waldhüters  als  Grundsteuer  vertheilt  Im 
Einzelnen  finden  sich  aber  auch  hier  Abweichungen« 

Wir  wollen  zum  Schluss  noch  bemerken,  dass  wir  ganz  dieselbe 
Grundbesitzordnung  in  35  Gemeinden  des  Kreises  Temnikow  (Gouv. 
Tambow)  finden.  Es  sind  das  aber  nicht  Einhöfler,  sondern  russificirte 
Tataren.  Ihren  Vorfahren  soll  von  russischen  Grossfürsten  im  16.  Jahr- 
hundert, wahrscheinlich  noch  früher  —  nach  Angabe  in  einigen  Dörfern: 
für  geleistete  Kriegsdienste,  wol  aber  richtiger  für  zu  leistende  Kriegs- 
dienste —  das  Land  verliehen  sein.  Zum  Theil  behaupten  sie,  ihre 
Vorfahren  hätten  zum  Adel  gehört,  seien  gar  Fürsten  gewesen  (so  be- 
haupten die  Bauern  einer  Gemeinde,  von  drei  tatarischen  Fürsten  abzu- 
stammen: Urussow,  Iljischew,  Nurajew).  Sie  zahlen  seit  langer  Zeit  die 
Grundpacht  gleich  den  Domänenbauern.  Wald  und  Weide  befinden  sich 
im  gemeinsamen  Besitz,  das  andere  Land  wird  je  nach  Bedürfhiss,  <L  h. 
sowie  die  durch  Verkäufe,  Erbtheilung  etc.  hervorgerufene  Zersplitterung 
des  Bodens  zu  unbequem  wird,  umgetheilt,  wobei  aber  das  jedem  Hof 
zustehende  Quantum  an  Land  dasselbe  bleibt1)  Im  Kreise  Spask  (in 
demselben  Gouvernement)  befindet  sich  ein  Tatarendorf:  der  grössere 
Theil  der  Höfe  und  zwar  die  mit  geringem  Grundbesitz  sind  vor  etwa 
30  Jahren  zum  Gemeindebesitz  übergegangen,  während  die  landreicheren 
Höfe  dem  individuellen  Grundbesitz  treu  geblieben  sind.9) 


*)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  IV,  pag.  42—63.     Einige  derartige  Ge- 
meinden auch  in  den  Kr.  Schazk  und  Jelatma,  Bd.  VI,  pag.  87—40,  Bd.  VII,  pag.  7. 
•)  L  c  Bd.  V,  pag.  19-21. 
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Diese  eigentümliche,  aus  dem  Innern  des  Volkslebens  sich  ent- 
wickelnde Grandbesitzordnung  findet  sich  jedoch  nicht  überall  bei  allen 
sogenannten  Einhöflern.  Vielmehr  hat  sich  in  manchen  Gouvernements 
bei  ihnen  die  volle  Freiheit  und  Ungebundenheit  des  individuellen  Grund- 
besitzes (etwa  nur  mit  Flurzwang)  erhalten  und  ausgebildet. 

Was  nun  die  uns  beschäftigende  Frage  der  Vertheilung  des  Grund- 
besitzes unter  den  Einhöflern  anbetrifft,  so  ergiebt  sich1)  —  zumal  aus 
dem  Material  der  landschaftlichen  Statistik  — ,  dass  die  Vertheilung  des 
Grundbesitzes  eine  wachsend  ungleichmässigere  wird  und  zwar  durch 
Parcellirung  und  durch  Zusammenkauf:  einerseits  wird  der  Einhöfler- 
grundbesitz  zu  grossem  Landbesitz,  deren  Bewirtschaftung  keine 
bäuerliche  mehr  ist,  zusammengekauft  von  einheimischen  Einhöflern, 
wie  auch  von  Fremden,  andererseits  wird  durch  Familientheilungen 
und  durch  Verkauf  einzelner  Stücke,  wie  des  ganzen  Landes  eines  Hofes, 
Einhöflerland  bis  in  die  kleinsten  Fetzen  parcellirt  und  vermehrt  sich 
die  Zahl  der  landlosen  Einhöfler.  Und  selbst  die  letzte  durch  Entschei- 
dung des  Senats  (No.  161  vom  Jahre  1881)  gekräftigte  Rechtsbeschrän- 
kung,  dass  das  Einhöflerland  nicht  das  Eigenthum  des  Hofwirthes,  son- 
dern das  der  ganzen  Familie  ist,  erscheint  vielfach  als  todter  Buchstabe, 
da  Bezirksgerichte  und  öffentliche  Notare  dieselbe  bei  Kaufvertragen 
über  Einhöflerland  ohne  Berücksichtigung  lassen. 

Dass  hieraus  schlimme  ökonomische  Folgen  für  die  Bevölkerung 
entstehen,  ergiebt  sich  daraus,  dass  eine  Reihe  von  Landschaften  im 
Gebiet  der  Schwarzerde  sich  bereits  wiederholt  mit  dieser  Frage  be- 
schäftigt hat  So  heisst  es  z.  B.  in  einem  Bericht  der  Jelez'er  Kreis* 
landschaft  vom  Jahre  1881  an  den  Minister  des  Innern:  „Die  Inhaber 
von  Einhöflerland  haben  das  Recht,  das  Land  zu  verkaufen  und  zu  ver- 
trinken, wodurch  ihre  Kinder  landlos  werden;  darauf  ist  das  energische 
Streben  der  „KulaM"  in  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  des  Gebiets- 
ältesten, der  Winkeladvokaten  u.  s.  w.  gerichtet:  sie  verstehen  die  Ein- 
höfler zu  umstricken,  die  ihnen  wie  die  Fliegen  in's  Spinngewebe  zufallen/ 
Hieran  werden  Beispiele  geknüpft,  die  da  zeigen,  wie  auf  diesem  Wege 
einige  Dörfer  bereits  vollständig  heruntergekommen  sind.  In  einem 
anderen  Bericht  derselben  Landschaft  gleichfalls  an  den  Minister  des 
Innern  vom  Jahre  1883  lesen  wir  u.  A.:  Gegenwärtig  vollzieht  sich  in 
vielen  Gouvernements  der  Process  der  Enteignung  der  Schwachen  durch 
die  Starken.  Handeltreibende,  Schenkwirthe,  Winkeladvokaten  beschäf- 
tigen sich  mit  dem  Aufkauf  von  Einhöflerland.  Die  Landgemeinde  hat 
aber  auch  beim  individuellen  Grundbesitz  die  gesetzliche  Verpflichtung» 
für  die  Waisen  und  Verarmten  Sorge  zu  tragen.   Der  heruntergekommene 


i)  Siehe  hierüber  Theü  II,  Hälfte  I  dieses  Werkes  pag.  126  etc. 
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Hofwirth  verkauft  sein  Land,  die  Familie  fallt  der  Gemeinde  zur  Last; 
der  Frau  und  den  Kindern  muss  aus  dem  Gemeindemagazin  Brod  oder 
von  der  Landschaft  Unterstützung  gegeben  werden.  Bei  einer  solchen 
Lage  der  Dinge  halt  es  die  Landschaft  für  gerechtfertigt,  zu  der  früher 
bestehenden  Ordnung  zurückzukehren,  d.  h.  den  Verkauf  von  Ein- 
höflerland  überhaupt  zu  verbieten,  oder  ihn  nur  zu  gestatten» 
wenn  die  Genehmigung  der  Gemeinde  und  der  Kreisbehörde 
für  bäuerliche  Angelegenheiten  vorliegt 


Viertes  Kapitel. 

Bas  Grundbe&itzrecht  in  den  deutschen  Colonlen 

Südrusslands. 

Es  liegt  mir  an  dieser  Stelle  nicht  ob,  einen  eingehenden  Ueberblick 
über  die  geschichtliche  Entwickelung  der  deutschen  Colonien  in  Russ- 
land zu  bieten,  wie  interessant  und  bedeutungsvoll  sie  auch  in  agrar- 
politischer  Beziehung  ist  Ich  beschränke  mich  vielmehr  auf  eine  Dar- 
legung dessen,  wie  die  grundbesitzrechtlichen  Beziehungen  in  einem  Theil 
dieser  Colonien,  und  zwar  in  den  sogen,  südrussischen  (in  den  Gouverne- 
ments Jekaterinosslaw,  Chersson,  Taurien  und  in  Bessarabien)  sich  im 
Laufe  eines  Jahrhunderts  in  organischer  Entwickelung  auf  Grundlage 
der  bezüglichen  Gesetzesbestimmungen  ausgebildet  haben. 

Das  Manifest  der  Kaiserin  Katharina  II.  vom  22.  Juli  1763  bildet 
den  Eckstein  der  grossartig  unternommenen  Colonisation  zur  Besiedelung 
der  weiten,  dünn  oder  gar  nicht  bevölkerten  Landstriche,  wie  auch  zur 
Heranziehung  von  Handwerkern  und  Gewerbetreibenden  aller  Art  Die 
erforderliche  weitere  Ausführung  der  grundlegenden  Bestimmungen  des 
Manifestes  finden  wir  im  Gesetz  vom  19.  März  1764,  das  späterhin  durch 
verschiedene  „Instructionen",  Verordnungen  etc.  ergänzt  ist  Dieses 
Gesetz  fasste  fürs  Erste  die  Colonisirung  der  südlichen  Landstriche  am 
Don  und  an  der  Wolga  ins  Auge.  Das  zu  colonisirende  Land  ward  je 
nach  dem  Zufluss  der  Einwanderer  territorial  und  communal- politisch 
in  Bezirke  mit  etwa  70  Werst  im  Umkreise  für  etwa  1000  Familien 
getheilt    Der  Bezirk  zerfällt  in  Gemeinden,  Dörfer.1) 


l)  A.  Ej&yci:  Harnn  koiohw,  omrra  h  narepiaiH  no  HCTOpin  h  CTaTHcnsfe  hho- 
CTp&BHoft  KOJOHHsaiuH  bi  PocciH,  BHnycKi  I.  St.  Petersburg,  1869,  sodann  im  „IIpaBH- 
TeaicTBeHHHÄ  BtcTHHKi"  (Regierungsanzeiger)  1870  Nr.  15  und  16:  0  sauiTLixi  kommhcui 
do  upeotipasoiaBiD  otimecTBemiaro  ynpaBiemjt  h  noseH enHaro  ycrpoficTBa  HHOCTpaBHHxi 
tojoinicTO»  vi  PocciH.  Ueber  die  historische  Entwickelang  der  grundbesitzrecht- 
lichen Verhältnisse  findet  sich  auch  in  dem,  uns  zuganglich  gewesenen  Jonmal  der 
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Die  grundbesitzrechtlichen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind  fol- 
gende: 

1.  Jede  Familie  erhält  —  abgesehen  von  der  Zahl  ihrer  Seelen  — 
gesondert  30  Dessätinen  Land,  und  zwar  15  Dessätinen  zu  Ackerland, 
5  Dessätinen  zu  Wiesen,  5  Dessätinen  zur  Bewaldung  und  5  Dessätinen 
zu  Gehöft,  Garten,  Hutweide  etc. 

2.  Das  zur  Golonisirung  gewählte  baufahige  Land  soll  derart  zuge- 
messen werden,  „dass  ein  Theil  des  Ackerlandes,  wie  des  anderen  Nutz- 
landes für  die  zukünftigen  Kinder  nachbleibe,  auf  dass  diese,  heran- 
gewachsen und  sich  verheirathend,  selbst  Wirthe  werden  können.  Ausser- 
dem sind  in  jedem  Dorf  (ce-neme)  freie  Gehöft-  und  Gartenplätze  zu 
reserviren:  für  Handwerker  V«  aller  bäuerlicher  Höfe  und  ebenso  % 
aber  mit  Ackerland  und  den  anderen  Nutzungen,  für  das  heranwachsende 
Geschlecht  des  betreffenden  Dorfes;  Jahrmärkte  und  andere  Handelsplätze 
sollen  nur  in  den  Hauptdörfern  des  Bezirks  errichtet  werden. 

3.  Den  Familien  wird  das  Land  unter  folgenden  Bedingungen  ver- 
liehen: 

a)  der  jüngste  Sohn  erbt  den  Hof,  „in  der  Erwägung,  dass  jeder 
Vater,  diese  Bestimmung  kennend,  sich  veranlasst  sehen  wird,  seinem 
Sohne  von  der  ersten  Jugend  an  irgend  ein  Handwerk  lernen  zu  lassen." 

b)  Kann  der  jüngste  Sohn  nicht  mit  Erfolg  den  Hof  bewirthschaften, 
„wegen  Minderjährigkeit  oder  irgend  welcher  Unfähigkeit,  so  ist  dem 
Vater  die  Entscheidung  überlassen,  welchen  seiner  älteren  Söhne  oder 
Verwandten  er  zum  Nachfolger  oder  zum  Vormund  erwählt  und  schrift- 
lich dokumentirt;"  hat  der  Vater  zu  Lebzeiten  eine  solche  Bestimmung 
nicht  getroffen,  so  ist  „der  Vorstand  des  Bezirks  verpflichtet,  unter  den 
älteren  Brüdern  oder  Verwandten  einen  Vormund  für  die  Zeit  der 
Minderjährigkeit  des  Erbberechtigten  zu  bestellen,  ist  aber  der  Erb- 
berechtigte überhaupt  unbefähigt  zur  Wirthschaftführung,  so  ist  der  Hof 
demjenigen  unter  den  nächsten  Verwandten,  der  keinen  eigenen  Hof 
hat,  zu  übergeben;  bei  gleichem  Recht  Mehrerer  entscheidet  das  Loos. 
Vorgreifend  bemerken  wir  gleich  hier,  dass  die  Colonien  dieser  Bestimmung 
(auf  Grundlage  der  Art.  159,  171  und  173  des  Golonialstatuts)  in  praxi 
eine  sehr  weite  Ausdehnung  und  Bedeutung  gegeben  haben.  Sie  halten 
unbedingt  daran  fest,  dass  nur  ein  Wirthschaftshof  sich  im  Besitz  einer 
selbstständigen  Familie  befinden  kann;  wünscht  der  Inhaber  eines  Hofes 
noch  einen  oder  mehrere  solche  Höfe  zu  erwerben,  so  wird  solches  ihm 
nur  unter  der  Bedingung  gestattet,  das  er  nicht  persönlich  mehrere 


weiter  unten  zu  besprechenden  Commission  zur  Reform  der  Colonien  1867—68  wert- 
volles Material.  Sodann  eine  Reihe  von  weiter  unten  anzugebenden  Artikeln  in  der 
„Odessaer  Zeitung"  (insbesondere  die  von  S.  Kludt). 
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* 

Höfe  bewirtschafte,  sondern  auf  jedem  Hofe  eine  vollständig  selbst- 
ändige Familie  oder  Wirthschaft  herstelle,  indem  er  sich  mit  seinen 
Söhnen  und  Hausgenossen  in  so  viel  Familien  theilt,  wie  viel  Höfe 
er  erworben  hat  So  finden  sich  reiche  Colonisten,  die  ausgedehnten 
Grundbesitz  ausserhalb  des  Coloniallandes  gekauft  und  über  grosse 
Capitalien  verfügen,  auf  dem  Colonialland  aber  besitzen  sie  persönlich 
Die  mehr  als  einen  Hof. 

c)  „Wenn  Brüder  oder  Verwandte  gesonnen  sind,  in  einem  Hause 
zu  leben,  so  ist  Solches  nicht  zu  verbieten,  doch  Einer  unter  ihnen  soll 
der  „Wirth"  sein,  nicht  Alle." 

d)  Die  Verfügung  über  das  bewegliche  Vermögen  ist  dem  freien 
Ermessen  der  Eltern  überlassen;  im  Falle  jedoch,  dass  kein  Testament 
errichtet  ist,  soll  der  vierte  Theil  der  Mutter  und  ebenso  ein  vierter 
Theil  allen  Töchtern  zusammen  zur  Aussteuer  übergeben  werden,  der 
übrige  Theil  soll  zu  gleichen  Theilen  unter  die  Brüder  getheilt  werden, 
wobei  jedoch  der  Erbe  des  Hofes  verpflichtet  ist,  „die  Mutter  bis  zu 
ihrem  Lebensende  zu  unterhalten  und  zu  ernähren,  die  Töchter  aber  bis 
zu  ihrer  Verheirathung." 

e)  Hinterlässt  ein  Colonist  nur  die  Wittwe  und  Töchter,  so  „bewirt- 
schaften diese  den  Hof,  bis  die  Mutter  oder  eine  der  Töchter  heirathet, 
und  der  erste  Mann,  der  durch  die  Ehe  in  solch  ein  Haus  tritt,  erlangt 
das  Recht  des  bleibenden  Besitzes  des  Hofes, 

f)  „Weder  der  Wirth,  noch  die  Erben  dürfen  den  Hof  verkaufen, 
verpfänden,  noch  in  mehrere  Stücke  theilen,  sondern  die  Höfe  bleiben 
UQgetheilt  im  Besitze  der  Bewohner  des  Dorfes." 

g)  In  gleicher  Weise  ist  zum  Besitz  der  ganzen  Colonie  Land  zuzu- 
teilen zum  Bau  einer  Kirche,  zu  Fabriken  und  anderen  gewerblichen 
Anstalten,  zu  Weingärten  etc.,  wie  auch  Moräste,  Flüsse,  Seen,  Lachen 
und  Sandflächen,  Kalkbrüche  u.  s.  w.  sich  im  Besitze  der  Colonie  befinden. 

Zur  Besiedelung  ward  in  Südrussland  der  Colonialverwaltung  zuge- 
wiesen: im  Gouv.  Jekaterinosslaw  52,000,  Chersson  263,000  und  Taurien 
214,000  Dess.  Bei  der  Zutheilung  des  Landes  an  die  Gemeinden 
ward  pro  Familie  50  und  60  oder  65  Dess.  (statt  der  im  Gesetz  von 
1764  stipulirten  30  Dess.)  verliehen. 

Auf  Grundlage  dieser  Normalbestimmungen  sollten  die  Colonien 
ihre  grundbesitzrechtlichen  Beziehungen  weiter  ausbilden.  Doch  in 
ganzen  Gruppen  von  Colonien  nahm  die  Entwickelung  einen  ganz  anderen 
Verlauf,  als  es  durch  jene  Bestimmungen  beabsichtigt  war,  und  zwar 
aus  sehr  verschiedenartigen  Ursachen.  Vor  Allem  fällt  dia  Erscheinung 
auf,  dass  in  den  zahlreichen  Colonien  (102  Muttercolonien  und  in  ihren 
Töchtercolonien)  in  den  Gouvernements  Ssaratow  und  Ssamara  der 
tische  Gemeindebesitz  sich  ausgebildet  hat,    Ueberhaupt  ging  es  mit 
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diesen  Colonien  in  der  ersten  Zeit  sehr  schlimm  —  aus  inneren  und 
auch  aus  äusseren  Gründen.  Die  moralische  Beschaffenheit  der  ersten 
Einwanderer  war  eine  sehr  traurige  —  es  war  der  Auswurf  aus  Deutsch- 
lands Bevölkerung.  Zum  grossen  Theil  waren  es  überhaupt  keine  Acker- 
bauer, die  also  erst  hier  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen  die  Acker- 
wirthschaft  erlernen  mussten:  ganz  wildes  Land,  fremder  Boden  und 
fremde  klimatische  Verhältnisse,  dazu  wiederholt  kriegerische  Einfälle 
wilder  Hirtenstämme  (Kirgisen).  Erst  konnten  sie  keine  feste  Ansässig- 
keit finden  und  zogen  hin  und  her.  Dann  Hessen  sie  sich  zumeist  in 
grossen  Dörfern  nieder  zum  besseren  gegenseitigen  Schutz  gegen  die 
wilden  Einfälle,  wie  auch  wegen  Mangels  an  Wasser,  der  sie  zwang,  vor- 
nehmlich an  der  Wolga  sich  anzusiedeln. 

Wie  und  aus  welchen  Gründen  sich  in  diesen  Colonien  der  in 
Russland  herrschende  Gemeindebesitz  ausgebildet  hat,  über  diese  Fragen 
liegen  keine  hinreichenden,  sicheren  und  eingehenden  Daten  vor.  Auch 
als  ich  im  Sommer  1868  diese  Colonien  besuchte,  konnte  ich  ungeachtet 
vielfachen  Umfragens  keine,  diese  Fragen  erschöpfenden  Antworten  er- 
langen. Die  hauptsächlichen  Ursachen  scheinen  folgende  zu  sein:  die 
auch  nach  erfolgter  fester  Ansässigmachung  noch  Jahrzehnte  hindurch 
andauernden  räuberischen  Einfälle,  der  hierdurch  geschmälerte  Werth 
des  Grundbesitzes,  die  Armuth  der  Leute,  deren  geringes  Besitzthum 
immer  wieder  den  feindlichen  wilden  Stämmen  zum  Opfer  fiel  —  alle 
diese  Umstände  beförderten  den  Uebergang  zur  gleichen  Vertheilung 
des  Landes. 

A.  Klaus *)  schildert  in  seinem  genannten  Werke  diesen  Process  in 
folgender  Art:  Als  die  Bevölkerung  sich  endlich  fest  niederliess,  erwies 
es  sich,  dass  jede  Spur  der  ursprünglichen  Vertheilung  der  Bevölkerung 
und  ihres  Landantheils  verschwunden  war.  Die  Namen  der  alten  Colo- 
nien waren  geblieben,  aber  die  ursprünglichen  Bewohner  waren  zerstreut, 
gestorben  etc.  In  manchen  Colonien  sammelten  sich  übermässig  viel 
Leute  an,  so  dass  es  an  Land  fehlte,  in  anderen  war  Ueberfluss.  Es 
entstanden  Streitigkeiten  in  Betreff  der  Grenzen,  Wirrwarr  überall,  ein 
chaotischer  Zustand  in  den  Rechnungen  in  Betreff  der  Schulden  an  den 
Fiscus.  Dazu  eine  sehr  schnelle  Zunahme  der  Bevölkerung,  so  dass  sich 
Mangel  an  Land  erwies  und  benachbartes  Domänenland  in  Zeitpacht 
genommen  wurde.  Die  Regierung  sah  kein  anderes  Mittel,  hier  Ordnung 
zu  schaffen,  als  auf  die  geplante  Grundbesitzordnung  zu  verzichten  und 
die  Vertheilung  des  Landes  nach  dem  üblichen  Gemeindebesitzrecht  an- 
zubahnen. Bei  der  Generalvermessung  1797  ward  den  C}lonien  ein 
Normallandantheil  von  20  Dess.  pro  Revisionsseele  nach  der  V.  Revision 


*)  Klaus  I.  c.  pag.  124  etc. 
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(1840  aber  15  Dess.  pro  Revisionsseele  nach  der  VIII.  Revision)  zuge- 
messen. Die  Abgaben  wurden  pro  Arbeiter  berechnet,  aber  pro  Dess. 
vertheilt  Im  Jahre  1809  wurden  die  Colonien  in  fiscalischer  Beziehung 
mit  den  Domänenbauern  nivellirt,  indem  ihnen  derselbe  Betrag  pro 
Revisionsseele  auferlegt  wurde  wie  jenen,  aber  nur  auf  die  Gesammtheit 
dieser  Colonien.  Die  Oberbehörde  (Comptoir)  der  Colonien  vertheilte 
die  aufzubringende  Summe  nach  der  Ausdehnung  der  Ackerfläche  und 
nach  den  anderen  Vortheilen  auf  die  einzelnen  Colonien.  Unzufrieden- 
heit und  insbesondere  Klagen  über  die  Ungerechtigkeit  dieses  Verthei- 
lungsmodus  mehrten  sich,  bis  die  Regierung  —  dem  Wunsche  der  Colo- 
nisten  entsprechend  —  „die  gerechtere,  gleichmässige  Vertheilung"  pro 
Seele  einführte. 

Und  somit  hatte  die  Grundbesitzordnung  in  diesen  Colonien  voll- 
ständig den  Charakter  des  russischen  Gemeindebesitzes  mit  periodischen 
Umtheilungen  und  der  Ausgleichung  des  Grundbesitzes  nach  der  Seelen- 
zahl  der  Familien  angenommen. 

In  entgegengesetzter  Richtung  entwickelte  sich  die  Grundbesitz- 
ordnung in  den  wenig  zahlreichen  Colonien  im  Gouv.  St  Petersburg,  dem 
individuellen  Grundbesitz  sich  mehr  nähernd  als  in  den  weiter  unten  zu 
schildernden  südrussischen  Colonien.  Hier  hatte  es  die  Regierung  be- 
sonders darauf  abgesehen,  vollständig  arrondirte  Bauerhöfe  —  als  Muster 
für  die  umwohnende  indigene  Bevölkerung  —  herzustellen,  aber  es  ge- 
lang nicht.  Die  Macht  der  Thatsachen  war  stärker.  Die  Verschieden- 
artigkeit des  Bodens,  die  Entfernung  vom  Wasser,  die  persönliche  Sicher- 
heit, die  Nähe  der  Kirche  und  Schule  etc.  verlangten  einerseits  eine 
Gemenglage  des  Grundbesitzes,  andererseits  ein  engeres  Zusammen- 
wohnen, was  wiederum  die  Gemenglage  vermehrte.  So  ward  in  diesen 
Colonien,  die  30—35  Dess.  pro  Familie  erhalten  hatten,  erst  ein  Land- 
stück zum  Gehöft  für  die  ganze  Ansiedelung,  von  welchem  jede  Familie 
eine  gleich  grosse  Hofstätte  mit  Gartenland  etc.  erhielt,  ausgeschieden, 
sodann  die  gemeinsame  Weide  (so  abgemessen,  dass  das  nicht  anbau- 
fähige Land  daran  stiess  oder  von  ihr  eingeschlossen  wurde),  und  der 
gleichfalls  zur  gemeinsamen  Nutzung  bestimmte  Wald.  So  blieben  noch 
Acker  und  Wiese  nach,  die  nach  Beschaffenheit,  Lage,  Entfernung  vom 
Dorf  etc.  in  Gewanne  getheilt  wurden,  in  welchen  jede  Familie  den 
gleichen  Antheil  erhielt.  Neuverloosungen,  wie  wir  sie  in  den  südrussischen 
Colonien  finden  werden,  werden  hier  nicht  vorgenommen.  Der  Zer- 
splitterung und  der  Zusammenlegung  von  Höfen  sind  aber  auch  hier 
Grenzen  gesetzt  Die  Theilung  der  ursprünglichen  Höfe  in  zwei  ist  hier 
überall  erfolgt,  so  dass  solch'  ein  Halbhof  jetzt  als  Normalhof  gilt,  dessen 
weitere  Theilung  von  der  Gemeinde  nicht  zugelassen  wird,  wie  auch 
nicht  die  Vereinigung  zweier  Höfe  in  eine  Hand. 
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Noch  weniger  wurden  die  ursprünglichen  Bestimmungen  in  dem  ans 
7  Colonien  bestehenden  (1765—66  gegründeten)  Bezirk  Belye-Weshi 
(Er.  Borsna,  Gouv.  Tschernigow)  beobachtet  Zersplitterung  der  ur- 
sprünglichen, freilich  nicht  voll  (30  Dess.)  zugemessenen  Normalböfe  bei 
Erbtheilungen  und  der  Verkauf  einzelner  Landstücke  führten  schnell  zu 
einer  sehr  ungleichmässigen  Vertheilung  des  Grundbesitzes  und  zu 
allerlei  Streitigkeiten.  Im  Jahre  1810  wurden  noch  1216  Dess.  Land 
zugemessen  mit  der  Bestimmung,  dass  jede  Familie  (zu  vier  Seelen 
berechnet)  sich  mit  30  Dess.  allendlich  begnügen  solle.  Jetzt  ent- 
standen neue  Streitigkeiten.  Die  Zersplitterung  war  bereits  so  vorge- 
schritten, dass  der  Grundbesitz  zwischen  */»  uncl  35  Dess,  schwankte 
und  13  Familien  ohne  Land  waren.  Die  Häupter  der  Familien,  die  die 
Vertreter  der  ältesten  zuerst  angesiedelten  147  Familien  waren,  suchten 
ihr  Vorzugsrecht  auf  den  Empfang  von  30  Dess.  nachzuweisen,  ver- 
langten Zuschlag  an  Land  bis  zu  dieser  Grenze  und  wollten  nur  den 
Rest  des  neu  zugemessenen  Landes  den  anderen  Familien  in  gleicher 
Vertheilung  überlassen;  diese  Familien  verlangten  aber  die  gleich- 
massige  Vertheilung  des  gesammten  zugetheilten,  des  alten  wie  des 
neuen  Landes  unter  alle  Familien  (194  an  der  Zahl).  Die  Streitigkeiten 
wurden  mit  Erbitterung  fortgeführt,  bis  endlich  die  Regierung  im  Jahre 
1830  131  aussiedelnden  Familien  im  Gouvernement  Jekaterinosslaw 
Land  (60  Dess.  pro  Familie)  zutheilte.  Den  Nachbleibenden  wurde  jetzt 
die  Beobachtung  der  Bestimmungen  über  die  Untheilbarkeit  der  Fa- 
milienhöfe, die  durch  das  Land  der  Aussiedelnden  wieder  auf  die  Normal- 
grösse  gebracht  werden  konnten,  streng  eingeschärft. 

Aehnlich  entwickelten  sich  die  Verhältnisse  in  der  Colonie  Rubens- 
dorf  (Er.  Ostrogoshsk,  Gouv.  Woronesh).  Zersplitterung  der  Höfe 
(50  Dess.)  bei  Erbtheilungen  und  durch  Verkäufe  nahmen  grosse  Di- 
mensionen an,  Processe  und  Beschwerden  an  die  Regierung  ohne  Ende. 
Ein  vollständiges  Chaos  herrschte  hier,  da  es  seitens  der  Regierung 
sogar  verabsäumt  war,  eine  Instruction  für  die  Gemeindeverwaltung 
zu  erlassen.  Und  als  diese  endlich  erfolgte,  dauerten  die  grundbesitz- 
rechtlichen Streitigkeiten  fort  Erst  eine  Entscheidung  des  Senats  vom 
8.  December  1848  stellt  den  Rechtsboden  wieder  her,  indem  er  in 
seinem  Spruch  erklärte,  Verträge  aller  Art,  welche  Wirthschaftshöfe,  die 
nur  in  erblicher  Nutzung  wären,  zum  persönlichen  Eigenthum  um- 
zuwandeln geeignet  wären,  seien  nichtig,  die  Art  der  Nutzung  der 
Höfe,  ihre  Theilung  und  das  Uebergehen  aus  einer  Hand  in  die 
andere  sei  nicht  anders  als  durch  Beschluss  der  Gemeinde,  als  der 
Eigenthümerin,  gestattet  Weiterhin  erklärte  dieser  Ukas,  dass  nicht 
mehr  als  die  ursprüngliche  Grösse  des  Normalhofes  (50  Dess.)  in  einer 
Hand  vereinigt  sein  könne.    Eines  Minimums  geschah  keine  Erwähnung 
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und  die  Zersplitterung  des  Grundbesitzes  macht  immer  grössere  Fort- 
schritte. *) 

Wir  gehen  jetzt  auf  die  grundbesitzrechtlichen  Verhältnisse  in  den 
Colonien  Südrusslands  ein,  die  sich  ganz  eigenartig  ausgebildet  haben. 

Das  System  der  Besiedelung,  wie  es  in  seinen  Hauptgrundzügen  im 
Gesetz  vom  19.  März  1764  dargelegt  ist,  entwickelte  sich  allmälich  im 
Anfange  des  neuen  Jahrhunderts.  Die  Zuweisung  des  Landes  erfolgte 
in  der  Weise,  dass  zur  Besiedelung  freier  Ländereien  mit  den  aus  dem 
Auslande  zu  erwartenden  Colonisten  freies,  ungenutztes  Land  in  grossen 
Territorien  abgetheilt  wurde,  die  der  für  das  Golonialwesen  gegründeten 
staatlichen  Institution  (dem  Fürsorgecomit£)  überwiesen  wurden,  und  zwar 
mit  der  Bestimmung,  dass  die  aus  diesen  Ländereien  gezogenen  Ein- 
künfte (durch  zeitweilige  Verpachtung)  bis  zu  deren  allendlicher  Be- 
siedelung ausschliesslich  zur  Deckung  der  Ausgaben  für  die  Golonisation 
verwandt  werden.  Die  Golonialobrigkeit  ihrerseits  bildete  je  nach  der 
Zunahme  der  Colonialbevölkerung  —  durch  neue  Einwanderung,  wie 
durch  inneren  Zuwachs  —  aus  dem  zugewiesenen  Territorium  „Bezirke" 
(60—70  Werst  im  Umkreis),  auf  deren  Areal  Colonien  gegründet  wurden, 
die  Gemeinden  bildeten.  Jede  Gemeinde  wählte  ihren  Gemeindeschulzen 
und  Beisitzer,  die  Gemeinden  eines  Bezirks  wählten  ein  Bezirkshaupt 
und  Bezirksbeisitzer.  Bei  Bildung  dieser  Bezirke  wurden  die  ökono- 
mischen Bedingungen  des  Landstriches  in  Erwägung  gezogen,  wie  auch 
die  Nationalität,  das  Glaubensbekenntniss  und  die  den  verschiedenen 
Kategorien  der  Colonisten  in  verschiedenem  Maasse  ertheilten  Privilegien 
und  Rechte  *),  so  dass  die  Colonisten  derselben  Nationalität  und  desselben 
Glaubens,  wie  die  mit  gleichen  Vergünstigungen  bedachten  in  Bezirken, 
die,  wie  bemerkt,  auch  communale  Verwaltungseinheiten  bilden,  zu- 
sammenleben. So  bildeten  die  Mennoniten,  die  protestantischen,  die 
katholischen  deutschen  Colonisten,  die  Bulgaren  etc.  besondere  Bezirke. 

Bei  dieser  Art  der  Landzutheilung  ergab  es  sich,  dass  nicht  alles 
Land  sogleich  an  die  Colonialgemeinden  vertheilt  wurde,  sondern  es  blieb 
noch  „Reserveland"  nach,  das  in  den  Grenzen  eines  Bezirkes  oder  eines 
Territoriums  lag  und  für  Colonisten  bestimmter  Nationalität  und  be- 

*)  Die  landschaftliche  statistische  Aufnahme  im  J.  1884  ergab  nachfolgende 
Verkeilung  des  Grandbesitzes:  18  Wirtschaften  haben  je  1—5  Dess.,  62  je  5 — 15, 
U  je  15—30  und  24  Wirtschaften  über  80  Dess.,  zusammen  144  Wirtschaften, 
ausserdem  5  Familien,  die  Gärtnerstellen  haben  (Haus  und  Garten),  1  Familie  ist 
obdachlos,  <L  h.  ohne  Haus  und  Land,  endlich  besitzt  eine  Familie  1—5  Dess.,  eine 
zweite  gar  15—80  Dess.  Land,  aber  kein  Gehöft,  d.  h.  ohne  in  der  Gemeinde  an- 
sässig zu  sein.    Statistik  des  Gouv.  Woronesh,  Bd.  TL  in  den  Tabellen. 

*)  So  erhielten  Colonisten  nicht,  wie  ursprünglich  bestimmt  war,  80  Dess.  pro 
Familie,  sondern  vielfach  je  nach  Vereinbarung  mit  der  Regierung  55,  60  oder 
65  Dess. 

t.  Kenssler,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeindebesitzes.    HL  10 


—     146    — 

stimmten  Glaubens  etc.  bestimmt  war.  Ausserdem  befand  sich  in  den 
Gemeinden  noch  „überschüssiges"  Land,  d.  h.  das  Land,  das  nach  Zu- 
teilung des  Normalmaasses  pro  Colonistenfamilie  nachblieb  und  im 
Laufe  der  Zeiten  neu  sich  bildenden  Familien  derselben  Coloflie  ver- 
liehen wurde.  Zum  Beginne  der  Colonisation,  als  die  Einwanderung 
noch  gering  war,  verfügte  die  Colonialobrigkeit  unmittelbar  über  das 
freie  Land.  Mit  Zunahme  der  Einwanderung  und  der  Bildung  zahlreicher 
Colonien  ward  das  freie  Land  den  Colonisten  zur  Verfügung  gestellt  mit 
der  Verpflichtung  einer  (geringen)  Pachtzahlung  pro  Dessätine,  bis  das- 
selbe zur  Bildung  neuer  Familienhöfe  vertheilt  ward  So  trat  das  „über- 
schüssige" Land  in  die  Verwaltung  der  Gemeinde,  das  Reserveland  in 
die  der  Colonialbezirksverwaltung  zu  dem  allendlichen  Zweck,  dass  es 
zur  Vertheilung  gelangt  „an  die  zukünftigen  Kinder  der  Colonisten,  auf 
dass  sie,  erwachsen  und  verbeirathet,  selbst  Wirthe  sein  können",  wie 
es  im  Gesetz  vom  17.  März  1764  "heissi  Im  Laufe  der  Jahre  ist  all- 
mälich  das  „Reserve-"  wie  das  „überschüssige''  Land  zur  Bildung  neuer 
Colonien  und  neuer  Familienhöfe  verwandt;  nur  vereinzelt  sind  in  manchen 
Colonien  Landstücke  nachgeblieben,  die  an  sich  zu  gering  sind,  um  in 
der  alten  Ordnung  an  das  heranwachsende  Geschlecht  der  betreffenden 
Colonie  vertheilt  werden  zu  können;  diese  Landstücke  wurden  entweder 
zu  Wald  besäet,  oder  als  Gemeindeland  verpachtet,  wobei  der  Ueber- 
schuss  der  erzielten  Pachtsumme  über  die  dem  Staat  für  dieses  Land  zu 
zahlenden  Summe  in  neuerer  Zeit  zur  Aus-  und  Ansiedelung  der  heran- 
wachsenden Bevölkerung  auf  neu  angekauftem  Lande  ausserhalb  des 
ursprünglichen  Coloniallandes  verwandt  wird,  wie  wir  weiter  unten  sehen 
werden. 

In  dieser  Weise  ward  das  Colonialsystem  in  den  drei  genannten 
südrussischen  Gouvernements  und  im  Gebiete  Bessarabien  durchgeführt 

Sonach  ward  hier,  wie  es  im  Gesetz  heisst,  „alles  zur  Besiedelang 
den  Colonisten  verliehene  Land  ihnen  zum  unbestreitbaren  und  ewig- 
erblichen Besitz,  nicht  aber  zum  persönlichen  Eigenthum,  sondern  zum 
Gemeindeeigenthum1)  einer  jeden  Colonie  zugeeignet",  und  „demnach 
können  die  Colonisten  auch  nicht  den  kleinsten  Theil  ihres  Landes  unter 
irgend  welchem  Vorwand  ohne  Zustimmung  der  Obrigkeit  verkaufen, 
abtreten,  verpfänden,  so  dass  es  niemals  in  fremde  Hände  gerathen 
könnte."    (Art.  159  und  160  des  Colonialstatuts.) 

Diese  Beschränkung  des  Wirthes  in  Betreff  der  Verfügung  über 
seinen  Hof  wird  in  einem  anderen  Artikel  dieses  Statuts  (309)  noch  enger 

*)  Von  Eigenthum  im  vollen  Sinne  des  Wortes  kann  hier  eigentlich  nicht  die 
Bede  sein,  da  dasselbe  nach  wie  vor  dem  Staate  zustand  und  die  Colonien  für  das 
Land  Facht  zu  zahlen  haben;  jetzt  nach  der  neuen  Gesetzgebung  können  sie  das 
Land  ablösen. 
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gefasst:  es  darf  kein  Colonist  anter  irgend  welchem  Vorwand  seine 
Wirtschaft  abgeben  oder  veräussern,  nur  in  dem  Falle,  wenn  er  ohne 
Kinder  und  Erben,  und  schwach  geworden  ist,  doch  auch  in  diesem 
Falle  nur  mit  Genehmigung  „der  örtlichen  Obrigkeit"  (d.  i.  des  Bezirks- 
vorstandes). 

Ein  Abschnitt  des  Colonialstatuts  „über  die  Landwirthschaft"  enthält 
Herauf  bezügliche  Kegeln  und  Ermahnungen  an  die  Gemeinden,  die 
Bezirkshäupter,  die  Schulzen  und  die  Gemeindeglieder.  Bezirkshäupter 
und  Schulzen  sollen  die  Colonisten  zu  besserer  Bestellung  aufmuntern, 
darauf  sehen,  dass  die  Aecker  in  drei  Felder  getheilt  werden,  und  Ver- 
suche mit  der  Sechs-  und  Siebenfelderwirthschaft  anstellen;  sie  sollen 
darauf  achten,  dass  gut  gearbeitet  werde,  dass  alle  Wirtschaften  ge- 
nügend mit  Saat  versorgt  seien  etc.  etc.  Die  Colonisten  sollen  gut 
arbeiten,  früh  am  Morgen  auf  dem  Felde  sein,  wenn  die  Zeit  dazu  ist  etc. 
Die  Gemeinde  soll  Wald  säen.  Sodann  folgen  analoge  Bestimmungen 
zur  Pflege  des  Handwerkes,  des  Fabrikwesens  etc.  Bedeutungsvoll  für 
den  ganzen  Geist  dieser  Gesetzgebung  ist  endlich  die  Bestimmung,  dass 
Demjenigen,  der  durch  Unglück  ökonomisch  heruntergekommen  ist,  „nach 
Möglichkeit  durch  die  Kraft  aller  Bewohner  geholfen  werde". 

Es  bildet  jede  Colonie  eine  Landgemeinde,  in  der  nur  ein  Glied  der 
Gemeinde,  seit  Alters  zu  ihr  gehörig  oder  späterhin  in  dieselbe  ordnungs- 
massig durch  Gemeindebeschluss  aufgenommen,  Land  nutzen  darf. 

Die  Basis  der  Yertheilung  des  Landes  war,  wie  wir  oben  gesehen 
haben ,  die  Bildung  von  Familienhöfen  zu  30  Dess.  Nach  dieser  Regel 
und  nach  den  oben  mitgetheilten  Bestimmungen  über  die  Vererbung  der 
Höfe  und  des  übrigen  Vermögens  sollte  das  Land  jeder  Colonie  so  ge- 
theilt werden,  dass  jede  Familie  30  Dess.  „gesondert"  d.  h.  arrondirt, 
in  einer  Grenze  erhalte  und  einen  besonderen,  selbstständigen  „Hof  *  oder 
„Wirthschaft"  bilde.  Doch  in  Wirklichkeit  gestaltete  sich  die  Lage  der 
Dinge  anders,  und  zwar  einerseits  in  Betreff  der  Normalgrösse  des 
Familienhofes,  indem  die  Regierung,  wie  oben  bemerkt,  nach  besonderer 
Vereinbarung  mit  den  verschiedenen  Kategorien  von  Colonisten  an  Stelle 
der  ursprünglich  festgesetzten  30  Dessätinen  auch  50,  55,  60  und  65 
Dessätinen  pro  Familie  verlieh,  andererseits  aber  auch  in  Betreff  der 
Art  der  Vertheilung  des  Landes  in  der  Colonie  selbst  So  hat  die 
Regierung  nirgends  in  den  Colonien  darauf  bestanden,  dass  der 
Landantheil  der  Familienhöfe  vollständig  und  streng  arrondirte  Grenzen 
habe.  Diese  Angelegenheit  überliess  die  Regierung  der  Gemeinde,  die 
hei  der  ersten  Niederlassung  in  folgender  Art  verfuhr.  Es  ward  ge- 
schieden: 

1)  das  Gehöftland  der  ganzen  Ansiedelung  zu  l1/«  Dessätinen  für 
jeden  sich  bildenden  wirtschaftlichen  Hof; 

10* 
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2)  die  Gemeindeweide  und  eventuell,  cL  h.  wo  ein  solcher  vorhandea 
war,  Gemeindewald,  und  Gemeindepachtlandstücke. 

3)  Ackerland  und  Wiesen. 

Das  Ackerland  ward  je  nach  seiner  Beschaffenheit,  nach  seiner  Ent- 
fernung vom  Gehöft  und  überhaupt  nach  den  ökonomischen  Bedingungen, 
wie  auch  mit  Berücksichtigung  des  üblichen  Wirtschaftssystems  in  eine 
verschiedene  Zahl  von  Feldern  und  Gewannen  getheilt  Sonach  erhielt 
jede  Familie  bei  der  Ansiedelung  ein  Gehöftland  von  l1/«  Dessätinen, 
an  Acker  und  Wiesenland  in  jedem  Felde  und  Gewanne  ein  gleich 
grosses  Landstück;  in  gemeinsamer  Nutzung,  resp.  Besitz  verblieben  aber 
Weide,  Wald,  Pachtlandstücke.  Doch  sind  die,  zur  gesonderten  Nutzung 
den  Hauswirthen  zugetheilten  Landstücke  nicht  im  bleibenden,  unver- 
änderlichen Besitz,  sondern  es  fanden  und  finden  Umtheilungen  (Neu- 
verloosungen  in  technischem  Sinn)  und  überhaupt  Wechsel  im  Besitz 
je  nach  Bedürfniss  statt  Da  nämlich,  wie  die  Colonisten  meinen,  der 
Steppenboden  nur  eine  schwache  Düngung  zulässt  und  auch  die  Düngimg 
des  ganzen  Ackerlandes  bei  seiner  im  Verhältnis  zum  Viehstande  grosses 
Ausdehnung  nicht  erfolgt,  andererseits  aber  auch  in  diesen  waldlos» 
Landstrichen  der  getrocknete  (und  besonders  hierzu  zubereitete)  Dünger 
zum  Theil  das  Brennholz  ersetzen  muss,  so  hat  sich  in  den  Steppen- 
colonien  des  Südens  die  Grünbrachwirthschaft  eingebürgert;  hierbei 
werden  das  Ackerfeld,  etwa  ganz  oder  zum  Theil  eingegangene  Wein- 
gärten u.  dergl.  zu  gewissen  Zeiten,  um  den  Boden  ruhen  zu  lassen  und 
die  Ackerdistel  und  den  wilden  Hafer  zu  vertilgen,  zur  Viehweide,  diese 
aber,  ganz  oder  zum  Theil  zu  Ackerfeld  bestimmt  auf  eine  gewisse  Bähe 
von  Jahren,  nach  deren  Verlauf  das  Land  auf's  Neue  umgetheilt,  die 
Grundstücke  der  Einzelnutzung  und  die  gemeinschaftliche  Viehweide 
aufs  Neue  nach  anderen  Stellen  der  Mark  verlegt  werden. 

Wie  S.  Kludt  mittheilt,  wurden  in  den  Colonien  der  Kreise  Meli- 
topol,  Berdänsk  und  Mariupol  lange  Zeit  ein  und  dieselben  Grundstücke 
besäet  unter  alleiniger  Beobachtung  des  Wechsels  der  Früchte;  in  der 
Folgezeit  jedoch  gingen  die  Colonisten  auch  hier  behufs  Vertreibung 
des  Unkrauts  zu  der  Grünbrachwirthschaft  über,  aber  nur  theilweise, 
denn  sie  Hessen  einen  Theil  der  Viehweide  unberührt  vom  Pfluge.  Kludt 
hat  nur  in  einigen  Colonien  der  Krim  das  Unterlassen  von  Umtheüungen 
gefunden;  diese  liegen  in  bergiger  und  waldiger  Gegend  mit  feuchter 
Atmosphäre  und  fettem  Boden,  der  starke  Düngung  verträgt 

Auch  andere  Umstände  veranlassen  die  Gemeinden,  eine  Neuverloosung 
vorzunehmen,  so  z.  B.  um  eine  Aenderung  des  Wirtschaftssystems  ein- 
zuführen. So  hat  in  den  50er  Jahren  und  später  vielfach  eine  sehr  be- 
deutende Erweiterung  des  Ackerfeldes  auf  Kosten  der  Weide  stattgefunden, 
um  an  den  seit  jener  Zeit  sehr  gestiegenen  Weizenpreisen  in  grosserem 
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Maassstabe  Antheil  zu  haben,  was  beiläufig  bemerkt  vielfach  schlimme 
ökonomische  Folgen l)  hatte:  Verringerung  der  Schaf-  und  Rindviehzucht, 
das  grosse  Risiko  der  Wirthschaft,  die  schliesslich  in  vollständige  Ab- 
hängigkeit von  den  augenblicklichen  Preisen  des  Weizens,  der  die  Wirth- 
schaft ganz  beherrschte,  gerieth  etc.  Auch  hat  mit  Gemeindebeschluss 
eine  Verkürzung  des  Weidelandes  zum  Zwecke  der  Waldanpflanzung 
vielfach  stattgefunden. 

Es  ist  sogar  hier  und  da  vorgekommen,  dass  die  Gemeinde  das 
Recht,  die  Landantheile  der  Familien  von  Stelle  zu  Stelle  zu  verschieben, 
auf  die  Hofstelle  zur  Anwendung  brachte,  wenn  z.  B.  der  Hof  eines 
Wirthes  nöthig  wurde  zu  einer  Kirche,  einem  Pfarrhaus,  einer  Schule, 
einem  Gemeindehause  etc.,  indem  sie  den  Hof  gegen  Entschädigung  des 
Besitzers  für  seine  Gebäude  und  Anpflanzungen  wegnahm  und  ihm  eine 
andere  Stelle  anwies. 

Dieses  Recht  der  Gemeinde  hat  sich  historisch  aus  dem  Umstände 
entwickelt,  dass  die  Regierung  nur  den  ganzen  Colonien,  selbst  ganzen 
Bezirken  das  Land  zutheilte,  nicht  aber  den  einzelnen  Familien;  der 
Gemeinde  fiel  es  also  zu,  den  Familien  das  Land  zuzutheilen.  Eine 
rechtliche  Begründung  wird  in  dem  bereits  erwähnten  Art  159  des 
Colonialstatuts  erblickt,  laut  welchem  das  zugetheilte  Land  nicht  zum 
personlichen  Besitz  der  Wirthe,  sondern  zum  gemeinsamen  Besitz  des 
ganzen  Dorfes  überlassen  war. 

Es  kommt  daher  bei  einer  in  Vorschlag  gebrachten  Umtheilung 
nicht  auf  die  Zustimmung  sämmtlicher  Hofbesitzer,  wie  es  bei  freiem 
persönlichen  Grundbesitz  der  Fall  wäre,  an,  sondern  nur  auf  einen  rechts- 
gültigen Gemeindebeschluss  (*/8  Majorität).  Die  Gemeinde  kann  aber 
nicht  das  Antheilsrecht  eines  Wirthes  kürzen,  d.  h.  welch'  einen  Wechsel 
im  Besitz  die  Gemeinde  auch  beschliessen  mag,  die  bestimmte  Grösse 
des  üblichen  Landantheils  eines  Jeden  bleibt  dieselbe  nach  wie  vor 
einer  Umtheilung.  Das  Recht  des  Wirthes  ist  also  nicht  das  Recht  an 
bestimmten  Grundstücken,  sondern  nur  das  unverkürzbare,  erbliche  und 
nur  innerhalb  der  Gemeinde  veräusserliche  Recht  der  Nutzniessung  einer 
bestimmten  Quantität  Landes  von  gewisser  Beschaffenheit  (nach  den 
Kategorien  der  Landarten).  Es  besteht  somit  eine  Beweglichkeit  der 
Grundstücke  bei  erblichem  Recht  des  Einzelnen  auf  eine  sich  stets 
gleichbleibende  Quantität  Landes  aller  Beschaffenheiten,  wie  die  Gemeinde 
das  Land  gleichmässig  unter  alle  Hauswirthe  vertheilt 

In  der  weiteren  Entwicklung  des  ökonomischen  Lebens  dieser  Co- 
lonien erwies  sich  eine  Theilung  der  Wirthschaftshöfe  als  zweckent- 


')  St.  Petersburger  (deutsche)  Zeitung  1881  Nr.  835,  836,  338,  346,  349,  860,  856: 
Unsere  deutschen  Colonien. 
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sprechend.  Die  Gemeinde  gestattete  aber  nur  in  demMaasse  eineTheihug 
der  Hofe  (in  halbe,  viertel  Höfe  der  ursprünglich  geschaffenen  Höfe),  ab 
diege  für  geeignet  in  wirtschaftlicher  Beziehung  erkannt  wird  (Art  173 
des  Colonialstatuts).  Im  Allgemeinen  haben  die  Gemeinden  nur  sehr 
ungern  die  Zersplitterung  der  Familienhöfe  zugelassen.  So  haben  sich 
bei  den  Mennoniten  und  in  anderen  Colonien  an  der  Molotschna  erst  in 
neuerer  Zeit  halbe  „Wirtschaften"  (halbe  Höfe)  gebildet.  Als  äusserst* 
Grenze,  bis  zu  welcher  andere  Colonialgemeinden  die  Zersplitterung  zu- 
liessen,  ist  die  Theilung  des  Hofes  in  drei  Höfe,  und  zwar  ein  halber 
und  zwei  viertel  Höfe.  Eine  noch  weiter  gehende  Zersplitterung  der 
Höfe  findet  sich  freilich  in  manchen  Dörfern  thatsächlich,  allein  die  Ge- 
meinden erkennen  die  Rechtmässigkeit  derartiger  willkürlicher  Thei- 
lungen,  da  wirtschaftlich  schädlich,  nicht  an. 

Ein  Theil  des  heranwachsenden  Geschlechts  ergreift  ein  Handwerk, 
treibt  Gewerbe  und  Handel  aller  Art  oder  auch  Ackerbau  auf  gekauftem 
oder  gepachtetem  Lande.  Diese  Colonisten  sind  theils  ganz  landlos  in 
ihrer  Gemeinde  oder  sie  erhalten  von  der  Gemeinde  unter  der  Be- 
zeichnung „Anwohner"  Gehöftland  zu  '/«  Dessätine,  oder  sie  erwerben  ans 
eigenen  Mitteln  ein  Gehöft  aus  dem  Gehöftland  eines  Hauswirthes,  vom 
die  Genehmigung  der  Gemeinde  erforderlich  ist.  Sie  haben  das  freie 
Weiderecht,  bei  deren  Ausübung  sie  gleich  den  Wirthen  für  die  Hütung  etc. 
zu  zahlen  haben.  In  einigen  Bezirken  jedoch  wird  zumal  in  letzterer 
Zeit  noch  eine  Extrazahlung  von  ihnen  verlangt  als  Zahlung  ftr  die 
Nutzung  des  Weidelandes,  das  die  bis  vor  Kurzem  allein  ans  den 
Wirthen  bestehende  Gemeindeversammlung  als  das  Eigenthum  dieser 
onsah. 

Was  die  Abgaben  und  Steuern  anbetrifft,  so  bestehen  zwei  Kate- 
gorien: die  Kopfsteuer  (pro  Arbeiter  beiderlei  Geschlechts  von  14  bis 
60  Jahren)  und  die  Belastung  des  Grundbesitzes,  die  auf  die  Wirthe 
fällt:  die  Grundpacht  an  den  Staat  für  das  Land,  die  Gouvernements-  wl 
Kreisprästanden,  alle  Naturalleistungen,  Mittel  zum  Ankauf  und  Unter- 
halt der  Zuchtbullen,  zum  Bau  und  zur  Erhaltung  öffentlicher  Gebäude 
und  Institutionen,  Brücken,  Zäune,  Füllung  des  Vorrathsmagazins  etc. 
Diese  Summen  tragen  die  Wirthe  entsprechend  der  Grösse  des  Land- 
an  theils,  also  der  Halbwirth  die  Hälfte  der  Zahlungen  des  Vollwirthes. 

Das  Becht  der  Viehweide  wird  für  die  Wirthe,  zumal  in  den  Men- 
noniten-Golonien,  nach  der  Grösse  des  Landantheils  bestimmt:  so  kann 
der  Vollwirth  20—25,  in  manchen  Colonien  34  Stück  Grossvieb  zur 
Weide  treiben,  wobei  je  5  Schafe  oder  anderes  Kleinvieh  als  Kopf 
Grossvieh  berechnet  werden,  der  Halbwirth  die  Hälfte  jener  Zahl  etc.  Di* 
Anwohner  zahlen  für  die  Hofstätte  je  nach  dem  Gemeindebeschluss  30 
Kop.  bis  zu  1  Rbl.»  für  die  Viehweide  eine  gewisse  Summe  pro  Kopf 
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Vieh  von  14  Kop.  bis  zu  1  Rbl.,  die  Zahl  des  aufzutreibenden  Viehes 
ist  auf  2,  4  und  5  Stück  beschränkt 

Die  Kopfsteuer  zahlen  die  Anwohner  gleich  den  Wirthen  und  zwar 
zur  Deckung  der  Staatskopfsteuer,  der  Staatsprästanden  und  der  Kosten 
der  Colonialverwaltung.  Ausserdem  die  Communalkop&teuer  zur  Gagi- 
rung  des  Gemeindeschulzen,  des  Arztes,  des  Feldscheers,  der  Hebamme. 
Für  den  Hirt  wird  der  Betrag  nach  der  Zahl  des  Viehs,  für  den  Lehrer 
pro  Schüler  erhoben.  Dagegen  liegt  die  Beheizung  und  Beleuchtung  des 
Schulgebäudes  und  die  Lieferung  der  Produkte,  die  dem  Lehrer  in  natura 
geboten  werden,  den  Wirthen  ob.  Die  „Landlosen"  zahlen  die  Kopfsteuer 
wie  die  beiden  anderen  Kategorien  der  Colonialbevölkerung.  Es  findet 
sich  aber  auch  hier  und  da  eine  stärkere  Heranziehung  der  Personal- 
steuer, d.  h.  einige  Posten,  die  nach  der  obigen  Classificirung  aus  der 
Grandsteuer  zu  decken  wären,  werden  aus  der  Personalsteuer  bestritten» 

Das  Grundbesitzrecht  in  den  südrussischen  Gouvernements  hat  sich 
zu  folgendem  Resultat  ausgebildet: 

1.  Ein  Hauswirth  darf  in  der  Gemeinde  nicht  mehr  als  einen  Wirth- 
schaftshof  von  der  Normalgrösse,  wie  sie  durch  das  Gesetz  oder  durch 
die  Gemeinde  selbst  festgesetzt  ist,  innehaben. 

2.  Eine  Familie,  die  bereits  einen  Wirthschaftshof  hat,  kann  auch 
einen  zweiten,  dritten  Hof  übernehmen,  aber  nicht  anders,  als  dass  sie 
sich  mit  Zustimmung  der  Gemeinde  in  so  viel  selbstständige  Familien 
theilt,  als  sie  Höfe  hat,  so  dass  also  jeder  Hof  sich  im  Besitze  einer 
besonderen  Familie  befindet. 

3.  Eine  Theilung  der  Familie  und  des  Hofes,  wie  auch  die  Ueber- 
tragung  eines  Hofes  von  einem  Gemeindegliede  auf  ein  anderes,  ist  nur 
mit  Genehmigung  der  Gemeinde-  und  der  Bezirkscommunalverwaltung 
statthaft,  während  das  Gesetz  (Art  173  des  Colonialstatuts)  die  Ge- 
nehmigung des  Bezirkshaupts  und  des  Schulzen  verlangt  Und  das  Ge- 
setz fügt  noch  hinzu,  es  sei  hierbei  darauf  zu  achten,  dass  bei  der 
Theilung  die  Wirthschaft  von  dem  Ersten  erhalten  und  sie  von  dem 
Zweiten  (dem  Abgetheilten)  mit  Erfolg  geführt  werden  könne  (sc  was 
die  Grösse  der  getheilten  Höfe  und  des  Wirthschaftsinventars  anbetrifft). 

4.  Eine  nicht  zur  Gemeinde  gehörige  Person  kann  durch  Erbschaft 
oder  Kauf  einen  Hof  nur  dann  übernehmen,  wenn  sie  durch  Gemeinde- 
beschluss  in  den  Gemeindeverband  aufgenommen  wird;  anderenfalls  wird 
solch1  eine  Person  von  der  Gemeinde  durch  Geld  entschädigt 

5.  Unter  einem  „Wirthschaftshof4  wird  verstanden: 

a)  ein  Gehöft  mit  allen  wirthschaftlichen  Erfordernissen,  Arbeits- 
und Wirthschaftsvieh,  Ackergeräthen. 

b)  Feldland,  das  dem  Hof  nach  der  allgemeinen  Vertheilung  unter 
die  Hofwirthe  zugefallen  ist 
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;  c)  das  Mitnutzungsrecht  an  der  Gemeindeweide,  Gemeindewfcld, 
Gemeindepachtlandstücke  und  anderem  Gemeindeland,  wie  es  durch  Be- 
schluss  der  Gemeindeversammlung  bestimmt  wird. 

6.  Das  heranwachsende  Geschlecht  hat  nicht  allein  die  unmittelbare 
Mitnutzung  an  dem  Gemeindeland  (Weide,  Wald  etc.),  sondern  im  Princip 
auch  ein  AntheUsrecht  am  gesammten  Lande  der  Gemeinde. 

Dieses  letztere  Recht  ist  freilich  ein  streitiges.  Und  der  Streit 
hierüber  oder  der  Kampf  um  dieses  Recht  ist  die  Geschichte  des  inneren 
Lebens  der  meisten  Colonialgemeinden.  Besonders  erbittert  wurde  er, 
verschärft  durch  religiöse  Streitigkeiten,  in  den  mennonitischen  Colonien 
an  der  Molotschna  geführt 

Hier  betrug  bereits  im  Jahre  1841  die  Zahl  der  landlosen  Familien 
über  1700,  während  es  nur  1033  Wirthe  gab.  Zu  jener  Zeit  war  noch 
fcein  Hof  getheilt,  er  hatte  noch  die  ursprüngliche  Normalgrösse  von 
65  Dessät  Im  Jahre  1867  befanden  sich  bereits  322  Halb  wirthe,  über- 
haupt 1612  Wirthe  und  2617  Anwohner  und  landlose  Familien.  Je  mehr 
die  Zahl  dieser  wuchs,  um  so  schlimmer  ward  ihre  ökonomische  Lage, 
sie  fanden  keinen  hinreichenden  Unterhalt  in  Gewerbe,  Handel,  Land- 
wirthschaft  etc.  Eine  andere  Schwierigkeit  lag  in  dem  bestehenden 
Selbstverwaltungsrecht.  Nach  dem  Gesetz  von  1764  war  auf  der  Ge- 
meindeversammlung nur  je  ein  Vertreter  eines  Familienhofes  stimm- 
berechtigt, so  dass  die  Wirthe  die  volle  Gewalt  hatten.  Auch  bei  der 
Besiedelung  des  Reservelandes  hielt  die  Gemeinde,  d.  L  die  Versamm- 
lung der  Wirthe,  an  dem  Grundsatz  fest,  dass  nur  Höfe  der  Normal- 
grösse von  65  Dessätinen  gebildet  werden  dürfen.  Da  zur  Einrichtung 
solcher  grosser  Höfe  ein  grosses  Wirthschaftskapital  von  2—3000  RbL 
erforderlich  war,  so  ist  es  erklärlich,  dass,  da  der  Nachweis  der  Mög- 
lichkeit der  Wirthschaftsführung  verlangt  ward,  nur  wohlhabende  Leute 
einen  solchen  Landantheil  übernehmen  konnten,  was  die  Wirthe  auch 
beabsichtigten:  zumeist  waren  nur  Söhne  und  Brüder  der  Wirthe  in  der 
Lage,  solche  Wirthschaften  einzurichten.  Ein  in  den  vierziger  Jahren 
unternommener  Versuch,  diese  Frage  zu  lösen,  missglückte.  Die  Unzu- 
friedenheit unter  den  Anwohnern  und  Landlosen  wuchs  beständig,  wozu 
poch  religiöse  Streitigkeiten  hinzukamen.  Um  aus  der  prekären  Lage 
zu  kommen,  richteten  die  Anwohner  und  die  vollständig  landlosen  Fa- 
milien ein  Gesuch  an  die  Regierung,  in  welchem  sie  um  folgende  Punkte 
baten: 

1.  um  ihre  Zulassung  zu  der  Gemeindeversammlung  als  mit  den 
Wirthen  gleichberechtigt; 

2.  um  die  Anerkennung  des  Grundsatzes,  dass  die  Gemeinde  ver- 
pflichtet sei,  zur  Ansiedelung  der  Landlosen  und  der  Anwohner 
Land  zu  erwerben  oder  das  gesammte  Gemeindeland  unter  alle  Ge- 
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meindeglieder  gleichmässig  zu  vertheilen,  da  das  den  Colönien  zugetheilte 
Land  nicht  persönliches  Eigenthum  der  Hauswirthe  sei,  sondern  Ge- 
meindeland. 

Auch  beklagten  sich  die  Bittsteller  darüber,  dass  die  Wirthe  ihnen 
nicht  mehr  als  2  Stück  Vieh  auf  die  Gemeindeweide  zu  treiben  ge- 
statten, nnd  eine  Extrazahlung  von  1  Rbl.  pro  Stück  Vieh  (ausser  der 
Zahlung  zum  Unterhalt  des  Hirtes)  verlangen.  Hieran  reihten  sich  noch 
andere  Klagen  über  Bedrückungen  seitens  der  Gemeinde,  über  die  Ver- 
wendung des  Reservelandes  allein  im  Interesse  der  Wirthe,  über  die 
Vertheilung  der  Steuern  etc. 

Die  Staatsregierung  untersuchte  in  den  Jahren  1862—63  die  Lage 
der  Dinge,  worauf  in  den  folgenden  Jahren  einige  Maassnahmen  erfolgten, 
die  die  Uebelstände  in  Einzelheiten  milderten,  ohne  sie  jedoch  ganz  zu 
beseitigen.  So  ward  u.  A.  bereits  im  Juni  1864  die  Anordnung  getroffen, 
dass  alles  Reserveland  zu  32  Va  Dess.  pro  Familie  vertheilt  werde,  wobei 
diesen  neu  sich  bildenden  Colönien  in  Betreff  der  Art  der  Vertheilung 
des  Landes  freie  Hand  gelassen  ward.  Gleichzeitig  wurde  den  Colonisten 
eröflhet,  dass  Allen,  die  es  wünschen,  freies  Domänenland  zur  Ansiede- 
lung geboten  wird,  jedoch  ohne  die  besonderen  Vergünstigungen,  die 
den  Colonisten  gewährleistet  wurden,  sondern  in  allgemeiner  gesetzlicher 
Grundlage,  wie  sie  für  die  übrigen  Bauern  im  Reiche  galt 

Gegen  diese  in  Vorschlag  gebrachte  Neubildung  von  Colönien  mit 
Höfen  zu  32  Va  Dess.  protestirten  die  Anwohner  und  Einwohner  (d.  L 
landlosen).  Ihre  Vertreter  erklärten  dem,  zu  diesem  Zweck  aus  St  Peters- 
burg gesandten  Beamten  u.  A.,  dass  die  Bildung  so  grosser  Höfe  bei 
einem  Gesammtareal  des  Reservelandes  von  15,000  Dess.  nur  470  Fa- 
milien von  Anwohnern  und  Einwohnern  (d.  h.  landlosen)  zu  Gute  kommen 
würde,  während  die  übrigen  Familien,  die  zum  Theil  jenes  Land  ge- 
pachtet haben,  nach  Vertheilung  desselben  ihre  Pachtungen  verlieren 
und  dadurch  in  eine  noch  schlimmere  Lage  als  bisher  gerathen  würden. 
Sie  sprachen  demnach  ihre  Wünsche  dahin  aus,  dass  das  Reserveland 
zu  12  Dess.  pro  Familie  vertheilt  werde,  dass  in  Zukunft  die  Steuern 
und  Leistungen  nicht  mehr  nach  der  Zahl  der  Arbeiter,  wie  bisher  in 
Betreff  vieler  Leistungen  üblich,  umgelegt  werden,  wobei  es  vorkomme, 
dass  familienstarke  Anwohner  fast  ebenso  viel  zu  entrichten  hatten  als 
Halb  wirthe,  sondern  auf  das  Land  auferlegt  werden,  weiterhin  dass  zur 
Versorgung  der  landlosen  Familien,  die  aus  dem  Reserveland  nicht  dotirt 
werden  könnten,  eine  beständige  Steuer  pro  Dess.  erhoben  und 
zum  Ankauf  von  Land  ausserhalb  des  Coloniallandes  verwandt  werde. 
Endlich  ward  der  alte  Wunsch  wiederholt,  dass  den  Anwohnern  und 
Einwohnern  voller  Antheil  an  der  Gemeindeversammlung,  den  commu- 
nalen  Wahlen,  der  Vertheilung  der  Steuern  und  Leistungen  etc.  eingeräumt 
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verde«  Diese  Anträge  erregten  eine  heftige  Opposition  der  Wirthe,  die 
sich  endlich  dazu  bereit  erklärten,  die  geringe  Steuer  von  10  Eop.  pr. 
Dess.  zu  jenem  Zweck  zu  erheben. 

Der  Kaiserliche  Befehl  vom  14.  Februar  1866  fiel  zu  Gunsten  der 
An-  und  Einwohner  aus:  das  Reserveland  des  Molotschna-Colonialbezirks 
(15,000  Dess.)  soll  gleichmässig  vertheilt  werden;  den  Vorzug  haben  die 
Anwohner;  wer  von  ihnen  einen  Landantheil  erhalten  soll,  hat  eine  ad 
hoc  gewählte  Commission,  bestehend  aus  Vertretern  der  örtlichen  (staat- 
lichen) Administration,  der  Wirthe  und  der  Landlosen,  zu  entscheiden. 
Endlich  sprach  dieser  Befehl  allen  Inhabern  von  Höfen,  unabhängig  da- 
von, ob  sie  einen  Feldantheil  haben  oder  nicht,  das  gleiche  Stimmrecht 
mit  den  Wirthen  auf  der  Gemeindeversammlung  zu;  hierdurch  traten  in 
dem  Molotschnabezirk  zu  den  1612  Wirthen  plötzlich  1493  Anwohner 
als  stimmberechtigt  auf  der  Gemeindeversammlung  hinzu.  Gleichzeitig 
mit  diesem  Allerhöchsten  Befehl  traf  ein  Schreiben  des  Domänenmioi- 
steriums  ein,  das  die  Verpflichtung  der  Colonialgemeinden,  die  Land- 
losen mit  Land  auszustatten;  energisch  betonte  und  die  projektirte  Steuer 
von  10  Eop.  pro  Dess.  als  zu  gering  anerkannte  und  hierbei  insbesondere 
darauf  hinwies,  wie  die  ungleich  ärmeren  Colonien  im  Ssaratowschen 
Gouvernement  zu  jenem  Zweck  bedeutend  grössere  Opfer  brächten. 

A«f  Grund  jenes  Kaiserlichen  Befehls  ward  das  Reserveland  zu  12 
Dess.  an  1304  und  späterhin  noch  an  400  An-  und  Einwohnerfamilien 
vertheilt 

Hiermit  war  aber  die  Principienfrage  noch  nicht  gelöst,  welch'  ein 
Recht  das  heranwachsende  Geschlecht  am  Gemeindeland  habe.  Der 
Kampf  um  dieses  Recht  dauerte  fort;  diese  Frage  ist  auch  heute  noch 
nicht  allendlich  gelöst 

Das  Gesetz  vom  4.  Juni  1871  hat  diesen  Kampf  nicht  beseitigt  an 
aber  in  ein  anderes  Stadium  gebracht  Die  grosse  Bedeutung  dieses 
Gesetzes  beansprucht  eine  Darstellung  seiner  Genesis  und  eine  Analyse. 

Die  eigentümliche  Grundbesitzordnung  der  südrussischen  Colonien 
hat  durch  die  neuere  Gesetzgebung,  die  die  Grundbesitzrechte  und  die 
Selbstverwaltung  der  bäuerlichen  Bevölkerung  des  Reichs  auf  eine  neue 
Grundlage  stellte,  wesentliche  Veränderungen  erfahren,  ja  sie  ist  gesetz- 
lich eigentlich  geradezu  beseitigt 

Entsprechend  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Emancipationsge- 
setzes  vom  19.  Februar  1861  wurden  die  bezüglichen  Rechtsverhältnisse 
der  anderen  Kategorien  der  bäuerlichen  Bevölkerung  (freie  Selbstver- 
waltung, Ordnung  des  Grundbesitzrechts,  Gestattung  der  Ablösung  des 
Landes)  durch  besondere  Gesetze  geordnet  In  dem  Allerhöchst  bestä- 
tigten Reichsrathsgutachten  vom  18.  Januar  1866  in  Betreff  der  Do- 
m&nenhauern  ward  u.  A.  der  Domänenminister  beauftragt,  ein  Projekt 
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aber  die  Neuorganisation  der  ausländischen  Colonien  mit  möglichster  An- 
lehnung an  das  allgemeine  Gesetz  auszuarbeiten.  Die  Vorarbeiten  hiezu 
wie  überhaupt  die  Klarlegung  der  Grundbesitzordnung  wurden  der  staat- 
lichen Colonialverwaltung  (Ffirsorgecomitl)  auferlegt,  die  (für  die  Men- 
nonitencolonien)  am  18.  November  1868  eine  Commission  niedersetzte, 
die  mit  Hinzuziehung  einer  gleichen  Anzahl  von  Wirthen  und  Anwohnern 
die  bezüglichen  Fragen  untersuchte.  Sie  kam  mit  Majoritätsbeschluss 
zu  folgendem  Resultat:  Da  nach  dem  Gesetze  alles  den  Colonisten  zu- 
getheilte  Land  nicht  persönliches,  sondern  Gemeindeeigenthum  jeder 
Colonie  ist,  verantwortet  die  ganze  Einwohnerschaft  einer  jeden  Colonie 
solidarisch  fftr  die  rechtzeitige  Entrichtung  aller  Steuern  und  Zahlungen. 
Den  Anwohnern  ist  der  Feldantheil  aus  dem  „Reserveland  der  Bezirke" 
gegeben,  d.  h.  ausserhalb  der  Grenzen  des  Stammlandes  der  Dörfer; 
doch  da  sie,  wie  die  Wirthe,  in  dem  Dorfe  auf  Gemeindeland  ihre  Hof- 
statte  haben,  so  gehören  sie  nicht  allein  zur  administrativ-polizeilichen 
Gemeinde,  sondern  sie  bilden  auch  zusammen  mit  den  Wirthen  die  mark- 
genossenschaftliche Gemeinde.  Bisher  hat  die  Gemeinde,  d.  h.  die  Ver- 
sammlung der  Wirthe,  ihre  Fürsorge  für  das  heranwachsende  Geschlecht 
auf  die  Gewährung  eines  äusserst  geringen  Antheils  der  gemeinen  Weide 
und  einer  geringen  Hofstätte  beschränkt  und  zwar  nur  für  einen  Theil 
der  jungen  Familien.  Und  selbst  Solches  wurde  ihnen  (d.  i.  den  An- 
wohnern) nur  gegen  hohe  Zahlungen  gewährt:  100—200  Rbl.  für  die 
Hofstätte  und  ausserdem  eine  Jahrespacht  nach  der  Bestimmung  der 
Gemeinde,  d.  h.  der  Wirthe. 

Auf  Grundlage  dieser  Auffassung  der  Grundbesitzordnung  fasste  die 
Commission  unter  Protest  der  Minorität  (vornehmlich  der  Wirthe  und 
einiger  Anwohner)1)  folgende  Beschlüsse: 

In  Betreff  der  Viehweide  wird  den  Anwohnern  und  auch  den  land- 
losen Familien  das  positive  Recht  des  Antheils  an  der  Nutzung  der 
Weide  zuerkannt:  ersteren  bis  zu  3  Dessät.  pro  Anwohnerhof,  letzteren 
ein  Stück  Vieh  pro  Familie.  Die  Commission  meint,  die  gemeine  Weide 
sei  nicht  eigentlich  ein  Eigenthum  der  Gemeinde,  sondern  ein  Servitut 
der  ursprünglichen  65  Dessät  enthaltenden  Höfe  (resp.  ihrer  Theile  bei 
Theilungen).  Demnach  erachtet  sie  für  gerecht,  für  die  pro  Anwohner- 
hof zuzusprechenden  3  Dessätinen  die  gleiche  Anzahl  Dessätinen  den 
Wirthen  zuzutheilen  aus  dem  bei  der  letzten  Regulirung  in  einigen  Co- 
lonien sich  ergeben  habenden  überzähligen  Lande  (d.  h.  über  den  Normal- 
landantheil)  und  aus  dem,  der  Mennonitenbrüderschaft  zugetheiltem  Lande 

*)  In  diesem  Interessenkampfe  stand  ein  geringer  Theil  der  Anwohner  auf  Seite 
der  Wirthe.  Es  waren  das  Verwandte  der  Wirthe,  die  durch  Handel,  Facht  von 
ausserhalb  der  Colonie  belegenem  Lande  etc.  zur  Wohlhabenheit  gelangt  waren  und 
die  natargemass  mehr  Solidarität  mit  den  Wirthen,  als  mit  den  Anwohnern  fohlten. 
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des  früheren  Salztraktes.  Bei  einer  solchen  Ordnung  der  Dinge  werden 
die  Anwohner,  die,  wie  oben  bemerkt,  12  Dessätinen  Feldland  bereits 
erhalten  hatten,  ökonomisch  vollständig  sichergestellt  und  müssen  dem- 
nach Von  nun  ab  auch  die  Verpflichtung  tragen,  zur  Landansässigmachung 
der  Landlosen  (durch  Kauf  von  Land)  den  entsprechenden  Antheil  zu 
nehmen.  Bis  dieses  Letztere,  die  Landzutheilung  an  die  Landlosen,  ge- 
schieht, soll  diesen  das  Recht  zustehen,  ohne  Zahlung  ein  Stack  Vieh 
pro  Familie  auf  die  Weide  zu  treiben. 

Die  Wirthe  und  einige  Glieder  der  Gommission  treten  sehr  ener- 
gisch gegen  diese  Beschlüsse  auf.  Auf  das  Erbfolgegesetz  sich  stutzend, 
sprechen  sie  den  An-  und  Einwohnern  unbedingt  jegliches  Recht  auf  die 
gemeine  Weide  ab,  welche  als  in  .den  ursprünglich  zugesprochenen  65 
Dessätinen  pro  Hof  eingerechnet  nur  den  Wirthen  gehöre,  die  allein  die 
wirthschaftliche  Einheit  der  Gemeinde  bilden.  Mit  den  Anwohnern  seien 
sie  nur  in  administrativ-polizeilicher  Hinsicht  vereinigt,  um  so  mehr  als 
das  den  Anwohnern  zugetheilte  Feldland  10—12  Werst  vom  Dorfe  ent- 
fernt sei  und  sich  ausserhalb  des  Gemeindelandes  befinde;  die  Anwohner- 
hofstätten seien  aber  nur  nach  privaten  Abmachungen  mit  Wirthen  aus 
ihrem  Gehöftland,  d.  h.  aus  dem  ursprünglichen  Landantheil,  abgetreten. 
Aber  das  Schicksal  der  Einwohner  als  solcher,  die  weder  Hof  noch  Land 
haben,  und  die  Gewährung  der  Viehweide  —  erklären  die  protestirenden 
Wirthe  —  „waren  und  bleiben  die  nächste  Sorge  der  Wirthe".  Sie  er- 
klären sich  für's  erste  bereit,  gegen  eine  massige  Zahlung  pro  An-  und 
Einwohner  2  Stück  Vieh  auf  die  „Weide  der  Wirthe"  zu  lassen.  Einige 
Anwohner  stellen  noch  den  besonderen  Antrag,  durch  einen  geringen 
Landzuschlag  aus  dem  überzähligen  Lande  der  Colonien  ihre  Höfe  (von 
12  Dess.  Feldland  und  */s  Dess*  Hofstätte)  auf  die  Grösse  von  IQ  Vi  Dess- 
zu  bringen  und  sie  dadurch  zu  Viertelwirthen  zu  machen*  Dann  wäre 
aller  Streit  mit  den  Wirthen  und  jeder  Antagonismus  vorbei:  ihre 
Rechte  und  Pflichten  verhielten  sich  dann  zu  denen  der  Vollwirthe  wie 
lU'A.  Bei  jeder  andern  Lösung  der  Frage  bleibe  der  Gegensatz  der 
Interessen.  Ja  die  weitere  Auseinandersetzung  des  Antrages  dieser  An- 
wohner steuert  auf  die  Einführung  des  vollen  Gemeindebesitzes  hin. 

Weiterhin  erkennt  die  Commission:  Der  Ankauf  von  Land  zur  An- 
sässigmachung  der  überschüssigen  Bevölkerung  ist  eine  direkte  Ver- 
pflichtung aller  Derjenigen,  die  einen  Landantheil  haben,  und  eine  in- 
direkte der  Gemeindegenossen,  die,  wenn  auch  ohne  Land,  doch  Kapital- 
besitzer sind.  Zur  Beschaffung  eines  Colonisationskapitals  soll  die  Men- 
nonitenbrüderschaft  eine  Anleihe  vornehmlich  unter  sich  aufbringen  und 
zwar  etwa  zu  10  Rbl.  pro  Dess.  Landantheil.  Die  Anleihe  sei  in  die 
Hypothekenbücher  als  Schuld  der  einzelnen  Höfe,  aber  unter  der  solida- 
rischen Haft  aller  Hof  wirthe,   einzutragen.     Mit  diesen  Mitteln  wäre 
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Land,  nicht  weniger  als  30  Dess.  pro  Familie,  zu  erwerben.  Indem  die 
Aussiedler  das  Land  zum  Eigenthum  übernehmen,  verpflichten  sie  sich, 
den  Kaufpreis  mit  Renten  in  13  Jahren  abzutragen.  Zur  Ausführung 
dieser  Operation  soll  eine  Commission  von  6  Gliedern,  je  2  aus  jeder 
Kategorie,  niedergesetzt  werden. 

Die  Wirthe  bringen  ein  anderes  Project  vor:  Da  die  anzusiedelnden 
Familien  nicht  im  Stande  sein  werden,  diese  Schuld  mit  den  Zinsen  in 
so  kurzer  Zeit  abzutragen  und  gleichzeitig  ihre  Wirthschaft  einzurichten, 
so  schlagen  sie  vor,  dass  das  nach  der  Regulirung  sich  ergebende  über- 
zählige Land  zu  bleibenden  Gemeindepachtsücken  erklärt  werde,  deren 
Ertrag  in  einen  Colonisationsfonds  zu  fliessen  hätte;  ausserdem  sollen 
noch  folgende  Steuern  erhoben  werden:  10  Kop.  pro  Dess.  von  den 
Wirthen,  6%  Kop.  pro  Dess.  von  dem  Anwohnerlandantheil,  was  jähr- 
lich 11,000  Rbl.  einbringen  würde,  sodann  10  Kop.  pro  Arbeiter  beiderlei 
Geschlechts  (12,876  solcher  sind  vorhanden)  und  endlich  freiwillige  Dar- 
bringungen von  Kapitalisten.  Das  dargeliehene  Kapital  soll  erst  in 
15  Jahren  und  ohne  Zinsen  zurückgezahlt  werden.  Nach  Abzahlung 
dieser  Schuld  und  nach  Ablauf  von  weiteren  10  Freijahren  sollen  auch 
diese  Ansiedler  zum  Colonisationsfonds  (10  Kop.  pro  Dess.)  beitragen. 

Auf  die  Behandlung  der  anderen,  die  Reform  der  Rechtsverhältnisse 
in  den  Colonien  betreffenden  Fragen  können  wir,  da  sie  uns  zu  weit 
von  unserem  Thema  ablenken  würde,  nicht  eingehen1);  wir  wenden  uns 
daher  direkt  an  die  in  der  Staatsregierung  geführten  Verhandlungen 
über  die  Grundbesitzordnung.9) 

In  Ausführung  jener  Bestimmung  im  Reichsrathsgutachten  wurden 
vom  Domänenminister  zwei  Gommissionen  niedergesetzt:  die  eine,  ver- 
stärkt durch  Vertreter  des  Ministeriums  des  Innern  und  der  Justiz,  hatte 
es  mit  der  Reform  der  Selbstverwaltung  der  Colonien  und  deren  Unter- 
stellung unter  die  allgemeinen  Institutionen  des  Reichs  zu  thun,  die 
andere  mit  der  allendlichen  Organisation  der  grundbesitzlichen  Verhält- 
nisse der  Colonisten.  Wir  haben  unser  Augenmerk  auf  diese  letztere 
Frage  zu  richten.  In  mehreren  Sitzungen  (vom  November  1867  bis  zum 
Mai  1868)  arbeitete  diese  letztere  Commission  ein  Project  aus,  dem  sie 
einen  werthvollen  rechtshistorischen  Ueberbück  über  die  Entwickelung 
des  Grundbesitzrechts  der  Colonien  hinzufügte.  Die  Projekte  beider 
Commissionen  wurden  hierauf  dem  Ministerium  des  Innern,  der  Justiz 
und  der  Finanzen  zur  Begutachtung  übersandt 

In  Betreff  der  Theilbarkeit  und  der  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke fasste  die  Commission  folgenden  Beschluss  (Punkt  5  des  Projects): 

*)  Klaus:  Hann  Kojohmi,  pag.  211—222. 

*)  Für  die  nachfolgende  Darstellung  hat  mir  das  bisher  noch  nicht  verwerthete 
offizielle  Material  vorgelegen. 
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„Das  Recht  des  erblichen  Besitzes  wird  in  Betreff  der  Grosse  des 
Hofes  (noABopraro  y?acnca)9  d.  L  des  Gehöftes  mit  dem  Feld-  und 
Wiesenantheil  oder  ohne  dasselbe  durch  folgende  Regeln  beschrankt: 

1.  Ein  Hauswirth  kann  in  einem  Gemeindebezirk  nicht  mehr  als 
zwei  kleine  Gehöfte  (ohne  Feldantheil)  oder  einen  Hof  von  der  ursprüng- 
lichen Normalgrösse  mit  dem  dazu  gehörigen  Gehöft  besitzen. 

2.  Eine  Theilung  der  Höfe  durch  Verkauf,  Verschenkung,  bei  Erb- 
theilung  oder  in  anderer  Veranlassung  wird  nur  insoweit  gestattet,  dass 
keiner  der  durch  Theilung  gebildeten  Höfe  weniger  als  zwölf  Dessatinen 
an  Gehöft-,  Feld-  und  Wiesenland  beträgt 

Der  Minister  des  Innern,  General-Adjutant  Timaschew,  erklärt  sich 
in  seinem  Gutachten  gegen  diese  Beschränkungen  und  meint,  sie  ent- 
sprächen nicht  dem,  den  Colonisten  zuzusprechenden  Eigentumsrecht 
an  dem  zugetheilten  Lande  und  wären  für  sie  beengend.  Er  beantragt 
demnach  die  Streichung  dieser  Bestimmung  und  wünscht  nur  die  Auf- 
nahme der  Art  110  und  111  des  „Localgesetzes  über  die  Agrarver- 
fassung  der  auf  gutsherrlichem  Lande  ansässigen  Bauern  in  den  Gou- 
vernements Gross-,  Neu-  und  Weissrusslands"  in  Betreff  des  Gehöftlandes 
<d.  h.  Erblichkeit  des  Besitzes  des  Gehöfts,  das  beim  Aussterben  der 
Familie  an  die  Gemeinde  fällt).  Derselben  Meinung  ist  der  Verweser 
des  Finanzministeriums,  General -Adjutant  Greigh:  er  erklärt  jene  Be- 
stimmung für  eine  „überflüssige  Beschränkung  des  Eigentumsrechts", 
die  praktische  Nachtheile  mit  sich  bringen  würde.  So  könnte  der  Fall 
eintreten,  dass  einem  Hauswirth,  der  bereits  einen  Hof  der  ursprüng- 
lichen Normalgrösse  besitze,  etwa  durch  Erbschaft  ein  zweiter  Hof  zu- 
falle; auch  würde  im  Falle  des  Verkaufs  eines  Hofes  wegen  Steuerrück- 
stände durch  jene  Bestimmung  die  Zahl  der  beim  öffentlichen  Ausbot 
auf  denselben  Reflektirenden  verringert  werden  und  könnte  daher  selbst 
den  Verkauf  erschweren.  Er  erklärt  sich  demnach  auch  für  die  Streichung 
dieses  Punktes. 

Anders  stellt  sich  der  Justizminister,  Graf  Pahlen,  zu  dieser  Frage: 
er  tritt  vollständig  für  diese  Bestimmung  als  eine  zweckentsprechende 
und  nothwendige  ein. 

In  seiner  Entgegnung  auf  die  Aeusserungen  der  Minister  klagt  der 
Domänenminister  mit  Recht,  dass  der  Minister  des  Innern  und  der 
Finanzen  die  geschichtliche  Entwickelung  der  Agrarverhältnisse  der 
Colonien  gar  nicht  berücksichtigt  hätten:  der  in  Rede  stehende  Punkt 
entspräche  vollständig  den  thatsächlichen  Verhältnissen.  Er  weist  sodann 
darauf  hin,  wie  zu  den  reichsten  und  wohlgeordnetsten  Colonien  gerade 
diejenigen  gehören,  die  jene  alten  Bestimmungen  über  die  Theilbarkeit 
und  Zusammenlegung  von  Höfen  streng  aufrecht  erhalten  haben,  wäh- 
rend in  den  Colonien,  die  diese  gesetzlichen  Bestimmungen  ausser  Acht 
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gelassen  haben  und  sich  nach  althergebrachten  Sitten  richteten,  der 
Grandbesitz  in  die  Hände  Weniger  gerathen  oder  sehr  stark  zersplittert 
sei;  die  Folgen  hätten  sich  als  sehr  traurige  erwiesen  und  könnten  nur 
durch  gesetzliche  Garantien  dieser  Art  beseitigt  werden,  so  z.  B.  in 
den  Colonien  Rübensdorf  und  Belye  Weshi.    Dass  die  in  Vorschlag  ge- 
brachten Bestimmungen  nicht  die  vom  Finanzminister  befürchteten  Nach- 
theile mit  sich  bringen  würden,  ergäbe  sich  aus  der  hundertjährigen 
Geschichte   der  südrussischen  ausländischen  Colonien.     Derartige  Be- 
schränkungen in  Betreff  der  Verfügung  über  den  Grundbesitz   seien 
durchaus  kein  Novum  in  der  russischen  Gesetzgebung.    So  ist  es  im 
Gesetz  vom  19.  Februar  1861  für  nothwendig  erachtet  worden,  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  im  südwestlichen  Gebiet,  wo  hofweiser  Grund- 
besitz herrscht,  die  Theilung  der  Höfe  unter  eine  gewisse *)  Grenze,  wie 
die  Zusammenlegung  mehrerer  Höfe  zu  verbieten.    Desgleichen  bestehe 
für  eine  gewisse  Kategorie  von  Bauern,  die  auf  dem,  zum  freien  Eigen- 
tum erworbenen  Lande  sitzen,  das  Verbot  der  Parcellirung  desselben 
unter  8  Dess.  (der  sogen,  „freien  Ackerbauer").    Dass  durch  das  Ver- 
bot der  Theilungen  Missstände  bei  Erbtheilungen  und  beim  Verkauf  wegen 
Bückstände  entstehen  könnten,  wie  der  Finanzminister  meine,  werde 
durch  die   tatsächlichen  Verhältnisse  widerlegt     Diese,  seit  einem 
Jahrhundert  zu  Recht  bestehenden  Beschränkungen  hätten  die  Colonisten 
durchaus  nicht  gehindert,  dass  bei  Erbtheilungen  der  Erbe  des  Hofes 
die  anderen  Erben  mit  Geld  entschädigte,  ohne  den  Hof  in  natura  zu 
theilen.    Sodann  liege  kein  einziges  Beispiel  vor,  dass  jemals  ein  Hof 
in  Betreff  der  obliegenden  Steuern  zahlungsunfähig  gewesen  sei  lieber- 
haupt  gelangten  in  den  Colonien  stets  viel  weniger  Höfe  zum  Verkauf, 
als  Kaufliebhaber  vorhanden  seien.  Die  Veräusserung  der  Höfe  erfolge 
ungeachtet  jener  Beschränkungen  zu  sehr  hohen  Preisen:  4 — 7000  Rbl. 
und  noch  mehr  würden  für  einen  Hof  gezahlt    Demnach  widerspreche 
die  in  den  südrussischen  Colonien  ausgebildete  Grundbesitzordnung  weder 
dem  Geist  der  russischen  Gesetzgebung,  noch  schaffen  jene  projectirten 
Bestimmungen  etwas  Neues  für  die  Colonien,  sondern  bewahrten  nur 
diejenigen  seit  Alters  bestehenden  Beschränkungen,  die  sich  erfahrungs- 
mässig  als  nützlich  erwiesen  haben  —  auch  nach  Erklärung  der  Colo- 
nisten selbst  —  und  die  zur  Verhinderung  des  ökonomischen  Verfalls 
der  Colonisten  geradezu  nothwendig  seien. 


*)  Der  Domäneuminister  unterlässt  es  zu  bemerken,  dass  diese  Beschränkungen, 
die  sich  in  dem  Gesetz  für  die  kleinrassischen,  wie  auch  in  dem  für  die  lithauschen 
Gouvernements  wiederfinden,  nur  eine  zeitweilige  Geltung  hatten,  d.  i.  bis  zu  Eintritt 
der  Ablösung  des  Bauerlandes,  der  bereits  in  Betreff  der  letzteren  und  der  südwestlichen 
(durch  die  Zwangsablösung  in  Folge  des  polnischen  Aufstandes)  vollständig,  in  Betreff 
der  erstgenannten  Gouvernements  zum  Theil  stattgefunden  hatte.  Siehe  oben  S.  101-102. 


—    160    — 

Schliesslich  weist  der  Domänenminister  noch  darauf  hin,  dass  die 
vom  Minister  des  Innern  befürwortete  Ersetzung  der  projectirten  Be- 
stimmungen durch  die  Art  110  und  111  des  „Localgesetzes  für  die  Gou- 
vernements Gross-,  Neu-  und  Weissrusslands"  in  Betreff  des  Gehöftlandes 
ein  vollständiger  Bruch  der  in  den  Golonien  bestehenden  Grundbesitz- 
ordnung, wie  sie  sich  auf  gesetzlicher  Grundlage  im  Laufe  eines  Jahr- 
hunderts ausgebildet  habe,  wäre. 

Dieses  energische  Eintreten  des  Domänenministers  für  die  Erhal- 
tung der  bestehenden  Grundbesitzordnung  hatte  jedoch  keinen  Erfolg. 
Das  Haüptcomitl  für  die  Organisation  der  ländlichen  Bevölkerung,  dem 
der  Gesetzentwurf  vor  Einreichung  in  den  Reichsrath  „zur  Prüfung"  vor- 
zulegen war,  verwarf  die  projectirten  Bestimmungen,  indem  es  seine  An- 
sichten im  Protokoll  folgendermaassen  verschreiben  Hess: 

„Das  Hauptcomitä  findet,  dass  derartige  Beschränkungen  der  Colo- 
nisten  in  Betreff  der  Verfügung  über  ihren  Grundbesitz  nicht  dem,  ihnen 
zuzusprechenden  Eigenthumsrechte  entsprechen  würde.  Zudem  sind  der- 
artige Beschränkungen  nicht  für  die  früheren  Domänenbauern,  die  jetzt 
zu  bäuerlichen  Grundeigenthümern  geworden  sind,  festgesetzt,  auch  nicht 
für  die  anderen  Kategorien  der  bäuerlichen  Grundeigenthümer.  Was 
insbesondere  die  Aufstellung  eines  Minimums  bei  Zersplitterung  der  Höfe 
anbetrifft,  so  ist  eine  solche  Grenze  von  der  Gesetzgebung  in  neuerer 
Zeit  nicht  statuirt  Die  effective  Grösse  der  Höfe  in  den  Colonien  ist 
in  vielen  Fällen  geringer  als  12  Dess.  und  die  Normirung  einer  festen 
Grenze  ist  bei  der  Verschiedenartigkeit  der  Bedingungen  in  den  Land- 
strichen, wo  Colonisten  angesiedelt  sind,  wol  kaum  möglich.  In  dieser 
Beziehung,  wie  in  Betreff  der  Vererbung  der  Höfe,  muss  es  den  Colo- 
nisten überlassen  werden,  sich  nach  ihrem  Gewohnheitsrecht  zu  richten, 
wie  solches  den  Bauern  im  Art  38  des  Allgemeinen  Gesetzes  vom 
19.  Februar  1861  überlassen  ist  Schliesslich  ist  hervorzuheben,  dass 
die  allgemeine  Frage  über  die  Normirung  einer  Begrenzung  der  Theü- 
barkeit  des  Grundbesitzes  bereits  dem  Hauptcomitä  zur  Prüfung  vorge- 
legt ist.  Wenn  es  sich  nach  allseitiger  Beurtheilung  dieser  Frage  als 
nothwendig  erweisen  sollte,  irgend  welche  Regeln  in  dieser  Beziehung 
zu  erlassen,  so  werden  diese  Regeln  auch  für  die  Colonisten,  ganz  wie 
für  die  anderen  bäuerlichen  Grundeigenthümer  Geltung  haben.  Dem- 
nach erklärt  sich  das  Hauptcomitä  für  die  Streichung  des  Punktes  5 
des  Projects." 

Das  Hauptcomit6  bewegt  sich  hier  in  einem  inneren  Widerspruch- 
In  den  einleitenden  Worten  erklärt  es,  dass  derartige  Beschränkungen 
dem  Eigentumsrecht  widerstreiten  und  daher  an  sich  nicht  zulassig 
sind,  während  es  im  Verlauf  seiner  Erklärung  selbst  constatirt,  dass  die 
allgemeine  Frage  der  Beschränkung  der  Theilbarkeit  des  bäuerlichen 
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Grundbesitzes  auf  gesetzgeberischem  Wege  entschieden  werden  soll.  Im 
Hinblick  auf  diese  letztere  Thatsache  ist  die  Entscheidung  des  Haupt- 
comit&  besonders  auffallend.  Die  freie  Theilbarkeit  des  Grundbesitzes 
sei  von  der  Staatsregierung  als  schädlich  erkannt  worden  und  soll  be- 
schrankt werden.  Da  dieses  Gesetz  aber  den  gesetzgeberischen  In- 
stanzenweg noch  nicht  durchgemacht  hat,  also  noch  nicht  zu  Recht 
besteht,  so  soll  für  die  ausländischen  Colonien  die  freie  Theilbarkeit  neu 
eingeführt  werden,  um  vielleicht  im  Laufe  eines  Jahres  (in  Wirklichkeit 
ist  freilich  das  bezügliche  Gesetz  bis  heute  noch  nicht  erschienen)  wiederum 
Beschränkungen  unterstellt  zu  werden! 

Der  Beichsrath  schloss  sich  der  Entscheidung  des  Hauptcomitls  an, 
und  das  Gesetz  vom  4.  Juni  1871  überlässt  die  Theilung  und  Zusammen- 
legung der  Höfe  dem  Ermessen  der  „Ansiedler",  wie  nach  dem  neuen 
Gesetz  die  Golonisten  genannt  werden,  indem  es  im  Art  19  Punkt  7 
bestimmt,  dass  es  den  Ansiedlern  gestattet  wird,  bei  der  Erbfolge  in 
den  Landereien  sich  nach  ihren  örtlichen  Gebräuchen  zu  richten. 

Doch  nicht  allein  in  dieser  Frage  hat  das  neue  Gesetz  die  alte 
Grundbesitzordnung  zerstört,  statt  sie  den  Anforderungen  der  Neuzeit 
gemäss  auf  Grundlage  der  bestehenden  Bedingungen  weiter  auszubauen. 
Dasselbe  Schicksal  erfuhren  auch  andere  Specialfragen,  so  dass  in  die 
bestehende  Grundbesitzordnung,  die  ohnehin,  wie  wir  oben  gesehen,  nicht 
nach  allen  Seiten  hin  rechtlich  klar  gestellt  war,  neuer  Wirrwarr  ge- 
bracht ist  Statt  dass  das  neue  Gesetz  die  theilweise  unklare  Rechts- 
lage, die  so  viel  Unruhe  und  Streit  in  den  Colonien  und  so  viel  Local- 
untersuchungen  und  Mühen  seitens  der  betreffenden  Behörden  veranlasst 
hatte,  klarlegte^  brachte  es  neue  Unklarheiten  in  die  Grundbesitzordnung. 

Wie  wir  gesehen,  war  das  Domänenministerium  in  Betreff  der  Theil- 
barkeit und  der  Zusammenlegung  der  Höfe  für  die  Erhaltung,  resp. 
weitere  Ausbildung  der  eigentümlichen  Rechtsordnung,  wie  sie  sich  in 
den  südrussischen  Colonien  entwickelt  hatte,  mit  aller  Kraft,  wenn  auch 
erfolglos,  eingetreten.  Die  anderen  Besonderheiten  des  Golonialgrund- 
besitzrechts  wurden  von  diesem  Ministerium  sogleich  bei  Beginn  der 
Vorberathungen  aufgegeben.  So  erklärte  die  Commission  für  die  Orga- 
nisation der  Colonien,  bestehend  aus  Beamten  des  Domänenministeriums 
(zum  Theil  aus  denselben,  die  die  Commission  zur  Organisation  der 
Agrarverhältnisse  der  Colonien  bildeten)  und  eines  Vertreters  des  Justiz- 
Ministeriums  (Senats)  in  ihrer  Sitzung  vom  28.  Januar  1869,  „sie  habe 
sich  unentwegt  von  dem  Grundgedanken  leiten  lassen,  dass  das  Resultat 
ihrer  Arbeiten  eine  möglichst  vollständige  Gleichstellung  der  Colonisten 
mit  den  bäuerlichen  G  run  deigen  thümern,  sowol  in  Betreff  der  persön- 
lichen und  Standesrechte,  als  auch  des  Grundbesitzrechts,  der  Selbst- 
verwaltung und  der  Justiz  sein  müsse."    Hiermit  war  die  Commission 

▼.  Kens  sler,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeindebesitzes.    HI.  11 
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und  zwar  unberechtigter  Weise  einen  wichtigen,  verhängnissvollen  Schritt 
weiter  gegangen,  als  es  die  Intentionen  der  gesetzgebenden  Gewalt  ver- 
langten. In  dem  bereits  erwähnten  Allerhöchst  bestätigten  Reichsraths- 
gutachten  vom  18.  Januar  1866,  das  die  Basis  für  die  Arbeiten  der 
Gommission  war,  findet  sich  keinerlei  Andeutung  darüber,  dass  in  den 
Golonien  auch  das  Grundbesitzrecht  geändert  und  dem  Rechte  der 
anderen  bäuerlichen  Grundeigenthümer  gleichgemacht  werden  solle. 
Nichtsdestoweniger  schloss  sich  das  Domänenministerium  in  seiner 
„Darlegung"  vom  17.  Juli  1870  ausdrücklich  diesem  Standpunkt  der 
Commission  an. 

Das  Gesetz  vom  4.  Juli  1871  für  die  Colonien  lehnt  sich  in  Betreff 
des  Grundbesitzrechts  ganz  mechanisch  an  die  betreffenden  Bestimmungen 
des  Gesetzes  für  die  Domänenbauern  und  des  Gesetzes  vom  19.  Februar 
1861  —  entsprechend  den  Anträgen  der  Gommission,  ohne  dass  gegen 
diese  von  irgend  welcher  Seite  irgend  welche  Einwände  erhoben  worden 
wären.  Das  neue  Gesetz  kennt,  ohne  die  eigentümliche  Grundbesitz- 
ordnung in  den  Golonien  zu  beachten,  gleich  seinen  Vorbildern,  nur 
zwei  Arten  des  bäuerlichen  Grundbesitzrechts:  Gemeindebesitz  und  hof- 
weisen, „getheilten"  Grundbesitz. 

Unter  „Gemeindebesitz"  versteht  das  Gesetz  von  1861  folgende 
Grundbesitzart:  „Gemeindeweise  Nutzung  (otinpuraoe  nojBSOBame)  wird 
diejenige  althergebrachte  Nutzungsart  genannt,  bei  welcher  das  Land 
durch  Gemeindebeschluss  unter  die  Bauern  nach  Seelen,  Täglo's  oder 
nach  einem  anderen  Modus  umgetheilt  oder  vertheilt  wird,  den  für  den 
Niessbrauch  des  Landes  auferlegten  Verpflichtungen  aber  unter  solida- 
rischer Haft  nachgekommen  wird."1) 

Der  „hofweise",  getheilte  Grundbesitz  wird  in  demselben  Gesetz 
derart  charakterisirt,  dass  das  Land  ein  für  alle  Mal  in  Höfe  (noßBOpmje 
yqaciKH)  parcellirt  ist  und  diese  Grundstücke  der  Höfe  sich  in  erblichem 
Besitz  der  betreffenden  Hauswirthe  befinden. 

Aus  dem  Vorhergesagten  ergiebt  sich,  dass  die  in  den  südrussischen 
Colonien  bestehende  Grundbesitzordnung  sich  in  keine  dieser  bilden 
Kategorien  hineinzwängen  lässt,  ohne  dass  wesentliche  Principien  der- 
selben geopfert  werden. 

Welch  einen  Wirrwarr  das  neue  Gesetz,  dessen  Aufgabe  es  nach 
den  ersten  Intentionen  der  gesetzgebenden  Gewalt  gar  nicht  war,  die 
innere  Grundbesitzordnung  zu  ändern,  in  die  Grundbesitzverhältnisse  der 
Colonien  bringen  musste,  ergiebt  sich  aus  folgender  kurzen  Skizzirung 
der  thatsächlichen  Rechtsverhältnisse: 


*)  Art.  113,  Anmerkung  des  Localgesetzes  für  die  Gouvernements  Gross-,  Ncu- 
und  Weiss-Russlands. 
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Dass  in  den  südrussischen  Colonien  nicht  der  Gemeindebesitz  be- 
steht, wie  er  in  den  inneren  Gouvernements  seit  Alters  her  sich  aus- 
gebildet hat  und  im  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  charakterisirt  ist, 
unterliegt  keinem  Zweifel:  das  im  Besitz  einer  Gemeinde  befindliche  Land 
wird  nicht  unter  die  Gemeindegenossen  gleichmässig  vertheilt,  wie  wir 
oben  gesehen  haben.  Aber  es  besteht  hier  auch  nicht  jener  „hofweise", 
„ein  für  alle  Mal  getheilteu  Grundbesitz. 

Das  erste  Charakteristicum  dieses  „hofweisen"  erblichen  Grund- 
besitzes ist  die  Unverrückbarkeit  der  Grenzen:  der  Grundbesitz  des 
Hofes  ist,  wie  es  im  Gesetz  heisst,  „ein  für  alle  Mal  getheiit".  Die  Ge- 
meinde darf  also  nie  mehr  eine  Neuverloosung  vornehmen,  falls  nicht 
ein  jeder  Hofbesitzer  persönlich  seine  Zustimmung  hierzu  ertheilt  In 
den  südrussischen  Colonien  hat  aber  von  jeher  die  Gemeinde  das  Recht 
gehabt  und  geübt,  die  Art  und  Weise  der  Nutzung  des  Landes  im  Gan- 
zen zu  bestimmen:  sie  hat  je  nach  Bedürfhiss  von  dem  Recht  ausge- 
dehnten Gebrauch  gemacht,  eine  andere  Eintheilung  und  Vertheilung 
des  Landes  unter  die  Höfe  vorzunehmen,  wie  wir  oben  gesehen  haben. 

Das  neue  Gesetz  wirft  nun  diese  Grundbesitzordnung  über  den 
Haufen,  indem  es  dieselbe  in  die  charakterisirte  „hofweise'1  Grundbesitz- 
form mit  festen  Grenzen  zwängt.  Welche  Folgen  aus  dieser  Umwälzung, 
die  ursprünglich  von  der  Gesetzgebung  gar  nicht  beabsichtigt  war,  durch 
Nivellirungssucht  und  Unbedachtsamkeit  bei  der  Redigirung  des  Gesetzes 
aber  hervorgerufen  ist,  entstehen,  ergiebt  sich  des  Weiteren  aus  Nach- 
stehendem. 

Die  markgenossenschaftliche,  wie  auch  die  politisch-administrative 
Gemeinde  bestand  bis  zur  Ausgabe  des  neuen  Gesetzes  aus  den  Wirthen, 
d.  L  den  Hof  inhabern  mit  Feldantheil,  sowol  den  Vollwirthen,  als  auch  den 
Theil-  (Halb-,  Viertel-)  Wirthen,  welche  Wirtschaften  durch  Theilung 
der  ursprünglichen  grossen  Höfe  entstanden  sind,  wie  wir  oben  gesehen. 
Nur  in  Betreff  der  Mennoniten-Colonien  hatte  der  Allerhöchste  Befehl 
vom  14.  Februar  1866,  wie  bereits  hervorgehoben,  sämmtlichen  Inhabern 
von  Höfen,  also  auch  denjenigen  ohne  Feldantheil,  das  Vollbür gerrecht 
gleich  den  Wirthen  verliehen.  Das  neue  Gesetz  aber  kennt  zwei  Arten 
von  Gemeindeversammlungen:  solche,  die  die  ganze  Gemeinde  umfassen 
und  der  die  allgemeinen  polizeilich-administrativen  Aufgaben  obliegen: 
diese  besteben  (ausser  sämmtlichen  gewählten  Gemeindebeamten)  aus 
allen  Hofstelleninhabern  —  sowol  mit  als  auch  ohne  Feldantheil  — 
und  aus  Vertretern  der  Landlosen,  d.  h.  der  Gemeindeglieder,  die  weder 
Hofstelle  noch  Feldantheil  in  der  betreffenden  Gemeinde  besitzen,  und 
zwar  je  ein  Vertreter  auf  zehn  Landlose.  Die  zweite  Art  der  Gemeinde- 
versammlungen sind  Gruppenversammlungen  der  genannten  Kategorien 

der  Gemeindeversammlung,  d.  i.  der  Hofstelleninhaber  mit  Feldantheil 
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der  ohne  Feldantheil  (der  sogenannten  Anwohner),  der  Landlosen,  die 
nur  ausserhalb  des  betreffenden  Gemeindebezirks  Grundbesitz,  also 
keinen  Antheil  an  der  Gemeindemark  haben,  und  der  völlig  Landlosen. 
Diese  Gruppen  haben  das  Recht  zu  Berathungen  über  Angelegenheiten, 
welche  nur  sie  und  nicht  die  ganze  Gemeinde  angehen,  zu  Special- 
versammlungen —  unter  Vorsitz  des  Gemeindeältesten  (Schulzen)  —  zu- 
sammenzutreten. Der  vollen  Gemeindeversammlung  unterliegen  die» 
die  ganze  Gemeinde  betreffenden  Angelegenheiten:  Vertheilung  der  staat- 
lichen, landschaftlichen  und  Gemeindeabgaben  und  Lasten,  Fragen  über 
Bedürfnisse  und  Interessen  der  Gemeinde,  Wahl  der  Amtspersonen,  sowie  in 
Betreff  des  Grundbesitzes:  die  Verfügung  über  Gemeindepachtgüter  und 
überhaupt  über  alles  Land,  das  in  der  Nutzniessung  der  ganzen  Gemeinde 
steht  (Gemeindewälder  und  Gemeindeanpflanzungen  führt  das  Gesetz 
namentlich  an),  die  Genehmigung  zur  Uebertragung  eines  Hofes  von 
einem  Besitzer  auf  einen  anderen  und  endlich  die  Verfügung  über  solche 
Grundstücke  der  Gemeindemark,  die  ungetheilt  sind  und  sich  nicht  im 
hofweisen  Besitz  befinden.  Und  das  Gesetz  bestimmt  ausdrücklich, 
dass  die  landlosen  Gemeindeglieder  nicht  an  den  Angelegenheiten 
theilnehmen,  die  sich  auf  solche  Ländereien  der  Gemeindemark  (seius 
MipcBaro  Haa*aa)  beziehen,  welche  sich  im  Besitz  der  einzelnen  Haus- 
wirthe  befinden. 

Wie  klar  und  unzweideutig  diese  Bestimmungen  über  das  Grand- 
besitzrecht  zu  sein  scheinen,  lassen  sie  doch  beim  näheren  Eingehen  auf 
die  thatsächlichen  Verhältnisse  viel  Zweifel  zu. 

Welche  Rechte  über  den  Grund  und  Boden  stehen  der  vollen  Ge- 
meindeversammlung (d.  h.  mit  Einschluss  der  „Landlosen")  zu?  Das 
Gesetz  gesteht  ihr,  wie  wir  soeben  gesehen  haben,  folgende  Rechte  zu: 
„die  Verfügung  über  die  Gemeindepachtgüter  und  überhaupt  über  alles 
Land,  das  in  der  Nutzniessung  der  ganzen  Gemeinde  steht"  Um  die 
Bedeutung  dieser  Bestimmung  in  ihrer  ganzen  Tragweite  zu  erkennen, 
gehen  wir  auf  ihre  Genesis  ein. 

Die  Commission  hatte  sich  in  ihrem  Projekt  dahin  ausgesprochen, 
dass  die  Landlosen  „keinerlei  Antheil  an  den  Angelegenheiten  haben, 
die  das  der  Gemeinde  zugetheilte'Land  betreffen",  sie  sollen  nur  in  den 
allgemeinen  polizeilich -administrativen  Fragen  der  Gemeinde  stimm- 
berechtigt sein.  Gegen  diesen  Antrag  erklären  sich  die  vier  Minister: 
der  Domänen,  des  Innern,  der  Finanzen  und  der  Justiz  mit  folgender 
Auseinandersetzung: 

„Auf  Grund  der  Art.  155,  156,  159,  160,  169—178,  309  und  313 
des  Colonialstatuts  gehören  in  den  Golonien,  in  denen  die  hofweise,  erb- 
liche Grundbesitzordnung  besteht,  weder  die  Gemeindeweiden  und  die 
Gemeindewälder,  noch  das  sogenannte  „unbaufahige"  Land  der  Gemeinde- 
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mark,  noch  endlich  die  Gemeindepachtgüter  zum  Bestände  des  Hofes 
der  einzelnen  Hauswirthe.  Alle  diese  Ländereien  befinden  sich  in  der 
Allgemeinen  Nutzniessung  der  ganzen  Gemeinde  mit  Einschluss  der  so- 
genannten „landlosen"  Glieder  der  Gemeinde''. 

Demgemäss  beantragen  die  vier  Minister  die,  in  der  allendlichen 
Redaction  des  Gesetzes  beibehaltene,  oben  mitgetheilte  Bestimmung,  dass 
die  Landlosen  auch  an  der  Verfügung  über  die  Gemeindepachtgüter  und 
überhaupt  über  alles  Land,  das  sich  in  der  Nutzniessung  der  ganzen 
Gemeinde  befindet,  Antheil  haben,  jedoch  nicht  in  den  Angelegenheiten, 
die  sich  auf  solche  Ländereien  der  Gemeindemark  beziehen,  welche  sich 
im  Besitz  der  einzelnen  Hauswirthe  befinden. 

Vor  Allem  fällt  hier  die  Ungenauigkeit  auf,  dass  im  Gesetz  der 
Gemeindeweide  nicht  Erwähnung  geschieht,  während  doch  in  den  Mo- 
tiven zu  dieser  Bestimmung  dieses  Land  in  erster  Linie  zu  dem  Lande 
gerechnet  wird,  auf  welches  die  Landlosen  seit  Alters  ein,  wenn  auch 
angezweifeltes  Recht  haben.  Es  ist  dieser  Theil  der  gemeinsamen 
Nutzung  der  praktisch  wichtigste,  und  doch  wird  er  nicht  namentlich  in 
den  Anträgen  und  im  Gesetz  angeführt.  Auch  bei  der  speciellen  Auf- 
zählung der  Befugnisse  der  Gemeindeversammlung  im  Art  4  Punkt  4 
des  neuen  Gesetzes  (als  Ergänzung  zu  Art.  51  des  Allgemeinen  Gesetzes 
vom  19.  Februar  1861)  werden  nicht  die  Gemeindeweiden,  sondern  nur 
die  Gemeindewälder  und  Gemeindeanpflanzungen  genannt  Eine  weitere 
Kompilation  der  Frage  ergiebt  sich  daraus,  dass  gemäss  dem  herrschen- 
den Wirthscbaftss ystem  kein  einander  ausschliessender  Gegensatz  zwischen 
dem  Lande,  das  in  gemeinsamer  Nutzung  steht,  und  dem  Lande,  das 
sich  im  Besitz  der  einzelnen  Höfe  befindet,  vorhanden  ist  Das  Gemein- 
weideland ist  kein  ein  für  allemal  fest  bestimmtes  Land,  sondern  ein 
wechselndes,  denn  es  wird  nächstens  wiederum  zu  Acker  aufgerissen  und 
bisheriges  Ackerland  wird  Weideland  (zeitweilig  auch  zum  Grasschnitt,  d.  i. 
als  Wiese  genutzt).  Auch  findet  laut  Bestimmung  der  Wirthe  eine  Er- 
weiterung des  unter  dem  Pflug  stehenden  Landes  auf  Kosten  der  Weide, 
wie  oben  angegeben,  statt.  Also  hat  die  Gemeinweide  weder  in  Betreff 
des  Standortes,  noch  in  ihrer  Ausdehnung  eine  feste  Grenze.  Praktisch 
stellt  sich  u.  A.  bei  thatsächlicher  Wirksamkeit  des  neuen  Gesetzes  die 
Sachlage  so:  Die  Hofstelleninhaber  (ohne  Feldantheil)  und  die  Vertreter 
der  Landlosen  werden  jede  Bestimmung  über  die  Gemeindeweide,  als  der 
allgemeinen  Nutzung  unterliegend,  als  vor  die  volle  Gemeindeversamm- 
lung competirend  erklären  und  auf  ihr  jede  Kürzung  derselben,  die  nur 
den  Wirthen  von  Vortheil,  ihnen  aber  von  Nachtheil  ist,  zu  hintertreiben 
suchen,  eventuell  auf  jenen  Wortlaut  des  Gesetzes  sich  berufend,  den  Ein- 
wurf der  Wirthe,  die  Weide  sei  ihr  unbestreitbares  Besitzthum,  da  ihr 
Areal  bei  der  ursprünglichen  Zutheilung  des  Landes  pro  Hof  mit  in 
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Anrechnung  gezogen  sei,  .zurückweisen.  —  Und  um  der  Unklarheit  die 
Krone  aufzusetzen,  spricht  das  Gesetz  an  einer  Stelle  (Art  4  Punkt  1 
und  2)  von  Gemeindegenossen,  die  keinen  Antheil  am  Gemeindelande 
haben  (He  yqacTsya  b-l  noJLSOBaHra  o^ecTBeHHHHH  seiuuuH).  Wo 
kommen  diese  her,  nachdem  allen  Genossen  dieses  Recht  zugesprochen 
ist?  Diese  Unklarheit  im  Gesetz  ist  um  so  auflallender,  als  es  den  be- 
theiligten Ministerien  aus  den  vorliegenden  Materialien  bekannt  war, 
dass  die  Frage  des  Rechts  auf  das  Weideland  eine  streitige  war,  die 
viel  Zank  und  Aufregung  in  den  Colonien,  zumal  in  den  Mennoniten- 
colonien,  hervorgerufen  hatte,  und  die  (Kolonisten  in  Erwartung  einer 
allendlichen  gesetzgeberischen  Entscheidung  in  Unruhe  erhielt1) 

*)  In  analoger  Weise  gestaltete  sich  das  Grandbesitzrecht  in  den  deutschen 
Colonien  Transkaukasiens.    Die  erste  Ansiedelung  erfolgte  1818  aus  Württemberg 
und  rief  die  Gründung  von  acht  Colonien  (486  Familien)  hervor,  von  welchen  eine 
in  nächster  Nahe  der  Stadt  Tiflis  jedoch  nicht  als  landwirtschaftliche,  sondern  mehr 
als  Handwerkercolonie  zu  gelten  hat  (der  Grundbesitz  betrug  nur  1,76  Dessätinen 
Garten-  und  Gehöftland  pro  Familie)  und  jüngst  in  den  Verband  dieser  Stadt  ein- 
gereiht ist    Im  J.  1842  wurde  aus  neuen  deutschen  Einwanderern  eine  Colonie 
Freudenthal  im  Er.  Achalzüch  gegründet,  aber  1848  wegen  Mangels  an  baufälligem 
Lande  in  den  Er.  Tiflis  in  der  Nahe  der  Colonie  Marienfeld  übergesiedelt;  die  jüngste 
Colonie,  Alexandershilf  (Er.  Bortschalinsk,  Gouv.  Tiflis)  datirt  aus   dem  J.  1857. 
Der  vom  Kaiser  bestätigte  Beschluss  des  Ministercomite's  vom  J.  1818  sprach  jeder 
Familie  35  Dess.  baufahigen  Landes  zu,  in  Wirklichkeit  haben  aber  bis  auf  die  drei 
Colonien  Marienfeld,  Petersdorf  und  Freudenthal,  die  genau  das  gesetzlich  bemessene 
Quantum  erhielten,  alle  anderen  Colonien  erheblich  mehr  Land  pro  Familie  empfangen: 
Eatharinenfeld  (Er.   Bortschalinsk)  44,2  Dess.,  Alezandersdorf,  Elisabeththal  (Hr. 
Tiflis),  Alexandershilf,  Helenendorf  und  Annenfeld  (Er.  und  Gouv.  Jelisawetpol)  über 
50  bis  60  Dess.    Der  Grundbesitz  der  Familie  bildet  eine  „Wirthschaft'<  und  war 
ursprünglich  untheilbar  (Minorat),  1864  ward  vom  Grossfürsten-Statthalter  die  Thei- 
lung  der  Wirtschaften  aber  nur  in  zwei  gleiche  Theile  gestattet,  nachher  mit 
Emancipation  auch  dieser  bäuerlichen  Gemeinden  jede  Beschrankung  in  der  Thei- 
lung  und  Zusammenlegung  des   Grundbesitzes  beseitigt.    In  der  kurzen  Zeit  des 
freien  Verkehrsrechts  hat  noch  keine  erhebliche  Aenderung   in    der  Grösse  der 
Wirthschaften  (Theilungen  und  Zusammenlegungen)  eintreten  können.    Nur  die  Hai- 
birung  der  ursprünglichen  Wirtschaften  hat  namentlich  in  den  reich  dotirten  Co- 
lonien in  grösserem  Maassstabe  stattgefunden.    Die  ursprüngliche  Zahl  der  vollen 
Wirthschaften  betrug  in  den  neuen   Colonien  478;  zur  Zeit  der  Enquete  (1884) 
zahlte  man  268  volle  und  394  halbe  Wirthschaften;  ein  Wirth  besass  2,  zwei  Wirthe 
je  1 V«.  drei  Wirthe  je  ■/„  sechs  Wirthe  je  V8  und  ein  Wirth  %  volle  „Wirtschaftend 
ausserdem  verfügen  118  Familien  nur  über  Gehöftland,  45  Familien,  von  denen 
übrigens  21  Familien  anderweitigen  Grundbesitz  haben,  sind  ganz  ohne  Grundbesitz, 
aber  mit  einer  Hofstätte  in  der  Gemeinde  ansässig.    Die  beiden  letzten  Gruppen  sind 
die  „Beisassen".     Endlich  sind  noch  31  Familien  als  zu  den  Colonien  gehörig  w 
zeichnet,  die  als  Handwerker  in  Städten  leben.     Auch  ist  die  Veräusserong  des 
Grundbesitzes  jetzt  gesetzlich  gestattet,  jedoch  ist  dieses  Recht  nur  in  einzelnen 
Fällen,  und    zwar  durch  Verkauf  an   Genossen   ausgeübt.     Das  Grundbesitzrecht 
ist  kein  freiindividuelles:  ein  Theil  des  Landes  befindet  sich  in  ungeteiltem  Be- 


—    167    — 

In  der  dürftigen  Literatur  über  diese  Frage  steht  Herr  A.  Klaus, 
der  Verfasser  des  umfangreichen  Werkes  über  die  Colonien,  der  auch 
an  den  erwähnten  Conunissionsarbeiten  hervorragenden  Antheil  genommen 

sitz,  das  Acker-  und  Wiesenland  unterliegt  periodischen  Neuverloosungen,  die  durch 
die  auch  hier  übliche  Feldgraswirthschaft  hervorgerufen  werden,  indem  nach  mehr- 
jähriger Nutzung  (7—8  Jahre)  das  Ackerland  als  Weide  genutzt,  das  Weideland  aber 
zur  Beackerung  neuverloost  wird;  auch  bestimmt  die  Gemeinde  die  Grösse  der  zur 
Aufackerung  bestimmten  Flache.  Dje  Antheilsrechte  der  Wirtschaften  bleiben  aber 
proportional  unverkürzt  Diesem  Grundbesitzrecht  entsprechend  ward  die  durch 
Expropriation  zu  einem  Eisenbahnbau  gestörte  Gleichheit  der  Antheilsrechte  in  der 
Gemeinde  Alexandersdorf  durch  eine  Neuverloosung  wiederhergestellt,  indem  diese 
Einbusse  an  Land  gleichmassig  allen  Wirtschaften  auferlegt  ward.  Der  Termin  für 
die  Neuverloosung  ist  in  fünf  Colonien  nicht  normirt,  in  zweien  nach  8—10  Jahren, 
in  zweien,  Annenfeld  und  Helenendorf,  gar  jahrlich  —  aus  welchem  Grunde  ist  nicht 
angegeben,  vielleicht  beruht  diese  Angabe  auf  einem  Missverständniss.  Erklärlich 
ist  dagegen  die  in  einigen  Gemeinden  übliche  jährliche  Neuverloosung  der  Wiesen 
(Verschiedenheit  des  Graswuchses  von  Jahr  zu  Jahr). 

Von  einem  Zwiespalt  zwischen  den  „Beisassen"  und  den  „Wirthen"  ist  in  dem 
vorliegenden  Bericht  keine  Rede,  und  das  ist  verständlich,  da  die  Zahl  der  Nicht- 
Wirtue  verhältnissmässig  noch  gering  ist  und  die  Erwerbsverhältnisse  sehr  günstig 
sind.  Auch  wird  für  sie  in  der  Weise  gesorgt,  dass  dort,  wo  den  Gemeinden  ausser 
dem  pro  Wirthschaft  stipulirten  Landquantum  noch  Land  zur  Nutzung  zugetheilt  ist 
und  von  den  Gemeinden  verpachtet  wird,  dieses  überschüssige  Land  zum  Theü  auch 
zur  Bildung  von  Gehöft-  und  Gartenstellen  in  Stücken  von  einigen  DessÄtinen  verwandt 
wird.  Ihren  Haupterwerb  bildet  zumeist  ein  Handwerk  (Schmiede,  Tischler,  Böttger, 
Schuster,  Schneider,  Schlosser  etc.)  oder  die  landwirtschaftliche  Arbeit  bei  den 
Wirthen,  soweit  sie  sich  nicht  selbst  anderweitigen  Grundbesitz  erworben  haben. 

Für  uns  von  Interesse  ist,  dass  neben  zahlreichen  und  bedeutenden  Landan- 
käufen durch  einzelne  Colonisten,  auch  von  der  Gemeinde,  uud  zwar  von  allen  bis 
auf  drei,  Grundbesitz  erworben  wird  (von  der  Colonie  Eatharinenfeld  durch  vier  Kauf- 
verträge für  60,000  Rbl.):  das  Land  wird  ebenso  in  Wirtschaften  getheilt,  wie  das 
ursprüngliche  ColoniaUand;  das  gekaufte  Land  ist  zumeist  angrenzendes  oder  in  der 
nächsten  Nähe  belegenes,  so  dass  es  vom  Wirthschaftshof  in  der  Colonie  aus  be- 
wirtschaftet werden  kann. 

Ueberall  in  den  Colonien  findet  sich  ein  behäbiger  und  zunehmender  Wohlstand 
und  ein  reger  Gemeindegeist,  der  sich  u.  A.  auch  in  Aufbringung  sehr  bedeutender  Mittel 
für  Communalzwecke  kund  giebt,  Die  nur  mit  gemeinsamen  Kräften  zu  bewerkstelligen- 
den, in  diesem  Landstriche  sehr  bedeutungsvollen  Berieselungen  spielen  eine  wich- 
tige Bolle.  Ein  Theil  der  Colonie  legt  den  Schwerpunkt  in  die  Ackerwirthschaft,  ein 
anderer  in  den  Weinbau  und  endlich  eine  Colonie,  Alexandershilf,  wegen  ungünstigen 
Ackerbodens,  auf  Viehwirthschaft  (Butter  und  Käse).  Es  sei  noch  erwähnt,  dass  das 
ökonomische  Aufblühen  der  Colonien  vielfach  der  besonderen  Fürsorge  der  Staats- 
regierung zu  danken  ist,  die  freilich  auch  missglückte  Versuche  (Seidenbau,  Tabak- 
bau, Reisbau)  gemacht  hat,  deren  Missglücken  vielleicht  der  Schwerfälligkeit  der 
Bauern,  die  noch  jetzt,  ungeachtet  der  ganz  anders  gearteten  Verhältnisse,  alte  württem- 
bergische Einrichtungen  aufrechterhalten,  zuzuschreiben  ist.  H.  K.  Hhkh^opobt,: 
dKOBomraecKift  öht-b  Hirnen;  ehx*  koiohhcto&i  bi  3aaaBKa3CBOii'b  Kpafc  in  den  Maxe- 
piaju  iu  H3y*emj!  daoHomiiecRaro  Öirra  rocyxapcT  BeHHHxi  KpecTwrat  3asafiKa3- 
c&aro  Kpaa,  Bd.  I,  Lieferung  II,  Tiflis  1885,  pag.  99—159. 
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hat,  vollständig  auf  Seiten  der  Anwohner  und  der  Landlosen  und  inter- 
pretirt  aus  den  bezüglichen  alteren  Gesetzesbestimmungen,  dass  diese 
ein  Antheilsrecht  am  Lande  der  Colonien,  als  an  einem  Gemeindeeigen- 
thum  haben. 

Herr  S.  Kludt, *)  selbst  ein  Colonist,  steht  auf  dem  entgegengesetzten 
Standpunkte  den  er  in  einer  Reihe  von  Artikeln  in  der  „Odessaer 
Zeitung"  und  in  einer  Denkschrift  an  den  Minister  Grafen  Ignatjew  vom 
24.  Februar  1882  (nebst  einem  späteren  Nachtrag)  in  Betreff  der  Wieder 
herstellung  der  alten  Grundbesitzordnung  mit  gewissen,  der  neuen  Zeit 
entsprechenden,  weiter  unten  anzugebenden  Veränderungen  dargelegt  hat 

Er  stellt  die  Rechtslage  in  Betreff  des  Besitzrechtes  an  der 
Weide  wie  folgt  dar:  Die  sich  niederlassenden  Colonisten  fanden  es  ans 
ökonomischen  Gründen  nicht  vorteilhaft,  alles  ihnen  pro  Familie  zu- 
getheilte  Land  unter  sich  zu  vertheilen,  sondern  zogen  es  vor,  dass  ein 
jeder  Hofwirth  von  seinem  gesetzlichen  Landantheil  (30,  50,  60,  65  DessJ 
das  zur  Weide  für  sein  Vieh  nöthige  Quantum  Landes  mit  dem  Weide- 
land der  übrigen  Hofwirthe  vereinige  und  als  Gemeindegut  mit  denselben 
gemeinschaftlich  nutze.  Als  mit  Zunahme  der  Bevölkerung  Anwohner 
(Häusler  ohne  Feldantheil)  und  Landlose  entstanden  und  an  Zahl  zu- 
nahmen, da  erlaubten  die  Wirthe  auch  diesen,  einige  Stück  Vieh  auf 
die  Weide  zu  treiben:  solches  entwickelte  sich  ganz  naturgemäss  und 
um  so  leichter,  als  sich  zumeist  in  den  Colonien  überzähliges  Land, 
d.  h.  mehr  Land,  als  das  normirte  Quantum  pro  Familienhof  betrug, 
und  das  also  nicht  den  Wirthen  gehörte,  erwies.  Hierzu  gehörte  auch 
das  im  Bezirk  der  Gemeinde  etwa  vorhandene  unbrauchbare  (nachher 
übrigens  auch  landwirtschaftlich  genutzte)  Land.  Auf  dieses  Land  hatten 
auch  die  Landlosen  nach  dem  Art.  156  des  Colonialstatuts*)  ein  Recht 
Soweit  solches  Land  als  Viehweide  genutzt  würde,  hätten  auch  die  An- 


*)  S.  Kludt  in  der  „Odessaer  Zeitung«  1878,  Nr.  124  und  125:  „Der  Grund- 
besitz in  den  sudruBsischen  deutschen  Colonien  auf  Kronsland  und  die  neuen  Grund- 
briefe", Nr.  137  und  138:  „Noch  einmal  die  Grundbriefe  der  deutschen  Ansiedel- 
lungen in  Sudrussland";  1874,  Nr.  21—26:  „Die  Besitzrechte  der  verschiedenen 
Klassen  deutscher  Ansiedler  an  dem  Lande  ihres  Dorfes",  und  andere  Artikel,  die 
wir  an  anderer  Stelle  angeben.  Die  erwähnte  Denkschrift  erschien  im  „8t.  Peters- 
burger Herold",  abgedruckt  auch  bei  Dr.  Rudolf  Meyer:  „Heimstätten-  und  andere 
Wirthschaftsgesetze",  Berlin  1883.  S.  Kludt  hat  sich  um  die  Colonien  auch  durch 
die  Uebersetzung  des  neuen  Gesetzes  vom  4  Juni  1871  nebst  den  anderen  für  die 
Colonien  Bedeutung  habenden  Gesetzen:  „Die  Verfassung  der  ausländischen  An- 
siedler auf  Kronslftndereien  in  Russland".  Odessa,  in  zweiter  stark  veränderter  Auf- 
lage 1873,  verdient  gemacht. 

*)  Der  Artikel  lautet:  Zur  (Dess&tinen)-Zahl  der  den  Colonisten  zuzuteilenden 
Landantheile  wird  nur  baufähiges  Land  gerechnet,  alle  anderen  Nutzungen  etc. 
werden  hierbei  nicht  angerechnet,  dagegen  zum  gemeinschaftlichen  Besitz  des  ganzen 
Dorfes  verliehen  (oTjacTCJi  bi  oömee  ncero  ceia  hjh  jepeBHH  Bjajrtaie). 
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wohner  und  die  Einwohner,  <L  i.  die  Landlosen,  das  unbestreitbare  Recht, 
ihr  Vieh  auf  diese  Weide  zu  treiben.  Zur  Bildung  von  Anwohnerstellen, 
d.  h.  Hofstellen,  für  solche  Colonisten,  die  ein  Handwerk  etc.  treibend, 
im  Dorfe  einen  eigenen  Wohnsitz  zu  haben  wünschten,  wurde  aus  dem 
überzähligen  Lande,  wie  gesetzlich  vorgeschrieben,  ein  Grundstück  zu 
einem  Haus  und  Hof  angewiesen,  hier  und  da  aber  auch  aus  der  gemein- 
schaftlichen Viehweide  der  Wirthe  an  den  Enden  oder  an  der  Seite  des 
Borfes,  und  zwar  unentgeltlich.  Oder  auch  es  kaufte  sich  ein  Landloser 
von  einem  Wirth  eine  Baustelle  nebst  dem  Weiderecht  für  ein  Stück 
Vieh,  das  er  dann  auf  Rechnung  des  Wirths  austrieb.  So  entstanden 
die  Häusler  oder  Anwohner.  Sie  durften  die  Weide  benutzen.  Dieses 
Recht  der  Mitbenutzung  des  Weidelandes  wird  noch  heute  in  den  meisten 
Colonien  Südrusslands  von  den  Wirthen  den  Häuslern  und  den  im  Dorfe 
wohnhaften  Landlosen  unentgeltlich,  nur  gegen  den  entsprechenden 
Beitrag  zur  Löhnung  des  Hirtes,  zum  Unterhalt  des  Zuchtviehs  etc.  ge- 
währt In  den  Mennonitencolonien  an  der  Malotschna,  in  denen  früher 
die  Gewährung  des  Weiderechts  an  Häusler  und  Landlose  auch  unent- 
geltlich war,  machten  späterhin  bis  auf  die  neue  Zeit  die  Gemeinde, 
d.  h.  die  Versammlung  der  Wirthe,  dieses  Nutzungsrecht  von  einer  Zah- 
lung abhängig. 

Wie  bereits  oben  bemerkt,  wurden  in  Erfüllung  des  Allerhöchsten 
Befehls  vom  14.  Februar  1866  in  diesem  Jahre  aus  den  überzähligen 
Landereien  der  Colonien,  sowie  aus  den  Reserveländereien  des  Gebiets 
in  den  Bezirken  (jetzt:  Wolosten)  Prischib,  Halbstadt  und  Gnadenfeld 
mehr  denn  1700  Häusler  mit  je  12  Dess.  dotirt,  von  welchen  12  Dess. 
kein  Theil  zur  Weide  ausgeschieden  und  mit  der  gemeinsamen  Weide 
vereinigt  ward,  sondern  welches  Land  vollständig  im  gesonderten  Besitz 
der  einzelnen  Anwohner,  als  Acker,  Wiese  etc.  genutzt,  steht.  Diese 
Häusler  nannte  man  jetzt  „Kleinwirthe".  Sie  fuhren  fort  die  Weide  zu 
nützen.  Im  Sommer  1869  und  im  Februar  1870  erfolgten  Vorschriften 
des  Domänenministeriums  an  das  Fürsorge  -  Comitä  der  südrussischen 
Colonien,  laut  welchen  das  Ministerium  den  Coloniewirthen  und  Häuslern 
ein  Recht  auf  die  Viehweide  des  Dorfes  zuerkannte.  Die  Wirthe,  jetzt 
Grosswirthe  genannt,  gaben  ein  solches  Recht  nicht  zu. 

Der  Umstand,  dass  bei  der  Anweisung  des  Landes  durch  die  Staats- 
regierung 60  oder  65  Dess.  pro  Hof-  oder  Einwandererfamilie  nur  als 
Norm  dienten  zur  Berechnung  des  einem  Dorfe  zuzutheilenden  Land- 
qnantums,  wozu  noch  überzähliges  Land  zur  zukünftigen  Errichtung  von 
Anwohnerhofstellen  kam,  diese  60  oder  65  Dess.  aber  nicht  jedem  Hof 
besonders  zugemessen  wurden,  zeigt,  dass  das  Gesetz  den  Hofwirthen 
Freiheit  liess,  das  Land  gemeinschaftlich  oder  gesondert,  oder  theils 
gemeinschaftlich  und  theils  gesondert  zu  nutzen.    Diese  Rechtslage  be- 
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stätigt  auch  der  Ukas  des  dirigirenden  Senats  vom  8.  December  1848» 
welcher  in  seiner  Entscheidung  über  entstandene  Unordnungen  im  Land- 
besitz der  Colonie  Rübensdorf  (Gouvernement  Woronesh)  seinen  richter- 
lichen Spruch  dahin  abgiebt,  dass  über  die  Art  und  Weise  der  Benutzung 
der  Hofparcellen  die  Gemeinde,  d.  i.  die  Versammlung  der  Hofwirthe, 
zu  bestimmen  hat  Dass  aber  zur  erblichen  Parcelle  des  Wirths  (Gross- 
wirths)  nicht  nur  die  derzeit  in  seiner  gesonderten  Nutzniessung  stehen- 
den Grundstücke  gehören,  sondern  sein  Antheil  —  abgesehen  von  ge- 
sonderter oder  gemeinschaftlicher  Benutzung  —  dem  vollen  Antheil 
einer  Einwandererfamilie  mit  60  oder  65  Dess.  entspricht,  das  ergiebt 
sich  unzweideutig  aus  den  Worten  des  Art.  170  des  Colonialstatots: 
„Die  von  der  Krone  angewiesene  Parcelle  (y?acxoKB,  Landantheil)  erbt 
im  Allgemeinen  der  jüngste  Sohn/' 

Es  seien  also,  meint  Eludt,  nicht  etwaige  Rechtsgründe  (Rechts- 
beschränkungen), die  die  Gemeinden  veranlassten,  einen  Theil  des  Landes, 
die  Viehweide,  gemeinschaftlich  zu  nutzen,  sondern  nur  ökonomische 
Erwägungen:  die  Hofwirthe  erkennen  die  gemeinschaftliche  Viehweide 
mit  gemeinschaftlichen  Hirten  für  zweckmässiger  als  die  gesonderte 
Viehweide  mit  besonderen  Hirten. 

Diese  Auffassung  der  Rechtslage  in  Betreff  des  Weidelandes  theilte 
auch  die  obere  Verwaltungs-  und  Justizbehörde  der  südrussischen  Co- 
lonien,  das  Fürsorge-Comitä,  in  allen  ihren  Anordnungen  und  Entschei- 
dungen.   Herr  S.  Jfludt  schreibt  hierüber: 

„Das  Fürsorge -ComitS  für  die  ausländischen  Golonien  hat  unseres 
Wissens  das  Weideland  in  den  Colonien  nie  als  Gemeingut  aller  Ge- 
meindeangehörigen angesehen.  Die  genannte  Behörde  hat  im  Laufe  der 
Zeiten  als  Obergericht  der  Colonien  wol  Tausende  von  Urkunden,  laut 
welchen  ein  Colonist  sein  Besitzrecht  an  einer  Wirthschaft  einem  an- 
dern Gemeindegliede  gegen  eine  Entschädigung  abtrat  oder  „übergab", 
nur  in  dem  Sinne  bestätigt,  dass  eine  Wirthschaft  der  Inbegriff  der 
innerhalb  der  Gemeinde  veräusserlichen  und  erblichen  Besitzrechte  auf 
60  (bei  den  nichtmennonitischen  deutschen  Colonisten)  oder  65  (bei  den 
mennonitischen  Colonisten)  Dess.  anbaufähigen  Landes  mit  den  darauf- 
befindlichen  Gebäuden,  Einrichtungen  und  Anlagen  ist,  obgleich  diese 
Behörde  wusste,  dass  ein  Theil  der  übergebenen  und  übernommenen 
Wirthschaftsparcellen  nicht  in  Einzelnutzung  des  Wirths  steht,  sondern  in 
der  nichtvertheilten  Viehweide  des  Dorfes  enthalten  ist;  und  die  Colonisten 
haben  bei  solchen  Wirthschaftsübernahmen  dem  Uebergeber,  je  nach  der 
Gegend  und  dem  Werth  der  Gebäude  1—6000  Rbl.  in  der  Ueberzeuguflg 
gezahlt,  dass  das  Weiderecht  das  ausschliessliche  Recht  der  Wirthe  ist 
und  sie,  die  Käufer,  auf  gesetzlichem  Wege  die  im  Gesetze  bestimmten 
Rechte  auf  volle  60  oder  65  Dess.  im  Dorfe  erwerben." 
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Das  neue  Gesetz  vom  4.  Juni  1871  löst,  wie  wir  gesehen  haben, 
diese  Frage  nicht  Bei  Aufstellung  der  Grundbriefe  musste  sie  aber 
wieder  auftauchen. 

Das  tatirische  Gouvernements-Comitg  für  bäuerliche  Angelegenheiten 
hatte  die  Sache  der  endgiltigen  Fassung  der  Grundbriefe  der  Mennoniten 
dem  Domänenministerium  vorgelegt,  da  es  keine  speciellen  Vorschriften 
hinsichtlich  derjenigen  leitenden  Grundsätze  besässe,  nach  welchen  den 
Kleinwirthen  (d.  h.  den  Anwohnern,  die  im  Jahre  1866  je  12  Dess.  Land, 
das  vollständig  in  Sondernutzung  steht,  ohne  dass  ein  Theil  zur  Weide 
ausgeschieden  und  der  gemeinsamen  Weide  zugeschlagen  war,  erhalten 
hatten)  und  den  Häuslern  ein  Anrecht  an  der  gemeinschaftlichen  Vieh- 
weide eingeräumt  werden  solle;  der  betreffende  Beamte  für  Anfertigung 
der  Grundbriefe  aber  in  den,  den  Gemeinden  vorgelegten  und  zur  Be- 
stätigung eingereichten  Grundbriefen  diese  als  „die  Hausbesitzer  ohne 
Feld,  aber  mit  einem  Anrecht  an  der  gemeinsamen  (oönpft)  Viehweide" 
bezeichnete,  da  nach  der  Vorschrift  des  Domänenministeriums  vom 
21.  Juni  1871  in  Betreff  der  Art  der  Aufstellung  der  Grundbriefe  die 
Häusler  ein  Recht  an  der  Weidetrift  besässen."  Dagegen  verlangten  die 
Grosswirthe  die  Aufnahme  der  Bestimmung  in  die  Grundbücher,  dass  über 
das  Maass  und  die  Bedingungen  der  Theilnahme  der  Kleinwirthe  und  der 
feldlosen  Häusler  an  der  Benutzung  der  Viehweide  die  Versammlung 
der  Grosswirthe  zu  entscheiden  habe. 

Die  Entscheidung  des  Domänenministeriums  vom  Oktober  1873 
lautet  folgendermaassen:  „Die  Ansprüche .  der  Grosswirthe  auf  das  aus- 
schliessliche Verfügungsrecht  über  das  Weideland  verdient  keine  Berück- 
sichtigung, denn  die  Viehweide  ist  stets  in  gemeinschaftlicher,  nicht  in 
hofweiser  Nutzniessung  gewesen.  Die  Landantheile  der  Höfe  wurden 
nicht  jedem  Hofe  in  einer  Grösse  von  65  Dess.  besonders  zugemessen, 
sondern  diese  Norm  diente  nur  als  Grundlage  bei  der  Berechnung  des 
der  Gemeinde  nach  der  Zahl  der  Hauswirthe  zuzuteilenden  Landes; 
nicht  alle  65  Dess.  kamen  in  hofweise  Nutzniessung,  sondern  ein  ge- 
wisser Theil  blieb  zu  gemeinschaftlicher  (oömift)  Viehweide.  Da  nun  zu 
dem  Landantheil  eines  Grosswirthes  nur  diejenigen  Grundstücke  ge- 
rechnet werden  können,  welche  gegenwärtig  in  seiner  hofweisen,  erb- 
lichen Nutzniessung  stehen,  so  stimmt  es  auch  nicht  mit  dem  wirklichen 
Besitz,  wenn  in  der  Beilage  zum  Grundbriefe  die  Landantheile  der 
Grosswirthe  (noßBopHHe  ynacTKH)  in  voller  Dessätinenzahl  aufgeführt 
werden,  die  Viehweide  aber  gar  nicht  genannt  wird;  die  Gemeindeweide 
io6m;ecTBeHHHfi  Mirom)  ist  als  gemeinschaftliches  Besitzthum 
(o6m;ee  Maxime)  aller  Hauswirthe  besonders  anzugeben.  Es  wäre  un- 
billig, die  Kleinwirthe  und  Landlosen  in  Bezug  auf  die  Benutzung  der 
Viehweide  in  volle  Abhängigkeit  von  den  Grosswirthen  zu  stellen." 
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Von  solchen  Erwägungen  geleitet  fand  das  Domänenministerium. 
dass  die  Grandbriefe  der  Mennonitendörfer  der  Woloste  (Bezirke)  Halb- 
stadt und  Gnadenfeld  folgendermaassen  zu  verändern  sind: 

1.  Die  Häusler  sind  zu  bezeichnen  als  „Hausbesitzer  ohne  Feld 
aber  die  Gemeindeweide  benutzend." 

2.  In  der  Rubrik  Y  der  Grundbriefe  ist  anzugeben,  wie  viel  Dessä- 
tinen  des  Gemeindelandes  sich  in  hofweiser,  erblicher  Nutzniessung  der 
einzelnen  Hofwirthe  befinden  und  wie  viel  Dessätinen  die  Gemeindeweide 
enthält,  und  dann  ist  zu  vermerken:  „Das  Weideland  wird  sowol  von 
den  Höfen,  als  auch  von  den  übrigen  Gemeindegliedern  zur  Weide  ihres 
Viehes  in  dem  Maasse  und  unter  den  Bedingungen  benutzt,  welche  von 
der  Gemeindeversammlung  bestimmt  werden." 

3.  In  den,  den  Grundbriefen  beigelegten  Verzeichnissen  der  Hof- 
wirthe ist  bei  jedem  dieser  letzteren  das  Quantum  Land,  welches  wirk- 
lich in  seinem  hofweisen,  erblichen  Besitz  steht,  und  die  auf  diesem 
Lande  ruhende  Pachtsumme  anzugeben,  dann  aber  ist  die  Anmerkung 
zu  machen:  Ausser  der  erblichen  Nutzniessung  des  Hofantheils,  die  aus 
der  Hofistelle,  aus  Acker  und  aus  Wiesenland  besteht,  benutzen  die  in 
diesem  Verzeichnisse  angeführten  Hofwirthe  die  zum  Dorf  gehörige 
(cocToamifi  wl  Ha^ftra  BToro  cejems)  Weide, . . .  Dess.  gross,  mit  den 
landlosen  Ansiedlern  des  Dorfes  als  Gemeingut  gemeinschaftlich,  unter 
den  Bedingungen  und  in  dem  Maasse,  welche  von  der  Gemeindever- 
sammlung bestimmt  werden.  Die  dieses  Weideland  treffende  Pacht- 
summe im  Betrage  von  •  . .  RbL  wird  von  der  ganzen  Gemeinde  des 
Dorfes  entrichtet." 

Diese  Verordnung  des  Domänenministeriums,  das  sich,  wie  der  Leser 
sieht,  jetzt  auf  einen  ganz  anderen,  dem  früheren  entgegengesetzten 
Standpunkt  stellt,  löst  die  Frage  noch  nicht  in  zweckentsprechender 
Weise,  vielmehr  öffnet  sie  Streitigkeiten  und  Ungerechtigkeiten  aller 
Art  Thür  und  Thor,  die  um  so  mehr  Erbitterung  mit  sich  bringen 
werden,  als  es  sich  hierbei  um  wesentliche  wirthschaftliche  Interessen, 
u.  U.  um  die  Existenz  handelt  Bei  den  in  dieser  Beziehung  schroff 
einander  gegenüberstehenden  Interessen  der  verschiedenen  Gruppen  der 
Colonisten  kann  hier  volle  Willkür  der  Majoritätenherrschaft  ihre  Orgien 
feiern.  Auf  der  einen  Seite  die  Wirthe,  auf  der  anderen  die  Anwohner 
und  die  Vertreter  der  Landlosen,  sowie  in  den  Mennonitencolonien  die 
Eleinwirthe.  Hat  die  letztere  Seite  die  Majorität  auf  der  Gemeinde- 
versammlung (zumal  in  den  Mennonitencolonien,  wo  sie  zuweilen  doppelt 
so  zahlreich  als  die  Wirthe  sind),  so  könnte  diese  Majorität  beschliessen, 
dass  alle  Gemeindeglieder  die  gleiche  Zahl  Vieh  auf  die  Weide  treiben 
können,  und  dadurch  die  Wirthschaft  der  Wirthe  vollständig  untergraben, 
während  die  Häusler  etc.  sich  auf  Viehzucht  legen.    Haben  aber  die 
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Wirthe  die  Majorität,  so  können  sie  das  Maass  der  Weidenutzung  sei- 
tens der  anderen  Gruppen  auf  ein  Minimum  beschränken,  lästige  Be- 
dingungen aller  Art  stellen  etc.  Immerhin  liegt  in  jener  Entscheidung 
des  Domänenministeriums  ein  richtiger  Grundgedanke.  Denn  haben 
auch  vom  formalen  Rechtsstandpunkte  aus  die  Wirthe  allein  das  Recht 
auf  die,  einen  Theil  des  Normallandantheils  der  Wirthe  bildende  Weide, 
so  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  seit  Alters  den  Anwohnern  ein, 
in  Betreff  der  Zahl  des  Viehes  freilich  zumeist  normirtes  Weiderecht 
zugestanden  wurde,  ohne  dass  sie  —  mit  einigen  Ausnahmen  in  neuerer 
Zeit,  wie  oben  bemerkt  —  für  die  Nutzung  dieses  Rechts  eine  andere 
Zahlung  als  die  Wirthe  zu  leisten  hatten  (d.  h.  für  die  Unterhaltung  des 
Hirtes  und  des  Bullen).  Wird  nun  von  anderer  Seite  Solches  als  eine  Gunst 
seitens  der  Wirthe,  die  widerrufen  werden  kann,  angesehen,  so  ist  da- 
gegen zu  bemerken,  dass  eine,  fast  ein  Jahrhundert  hindurch  gewährte 
Gunst  zu  einem  materiellen  Recht  für  die  Geniessenden  wird.  Die  Ent- 
ziehung des  Weiderechts  würde  ein  grösseres  Unrecht  in  sich  schliessen,  als 
jene  Beugung  des  nur  formell  bestehenden  Rechts.  Dazu  kommt  einer- 
seits, worauf  wir  sogleich  zu  sprechen  kommen  werden,  dass  wir  es  hier 
nicht  mit  vollem  Grundeigentum,  denn  der  Staat  ist  noch  der  Eigen- 
tümer des  Landes,  auch  nicht  mit  freiem  individuellen  Grundbesitz  zu 
thun  haben,  sondern  mit  einer  eigentümlichen  Art  von  Gemeindegrund- 
besitz, bei  welchem  das  Golonialland,  repräsentirt  durch  die  Gemeinde, 
auch  beim  Bestehen  individuellen  erblichen  Nutzungsrechts  der  Wirthe 
gewisse  Verpflichtungen  zur  ökonomischen  Sicherstellung  des  heran- 
wachsenden Geschlechts  trägt  Andererseits  hatte  die  gesetzgebende 
Gewalt  bei  Neuordnung  der  Rechtsverhältnisse  der  Golonien  das  Recht, 
schwankende  Rechtsaussprüche  zu  entscheiden,  als  es  sich  darum  han- 
delte, die  Grundbesitzrechte  allendlich  zu  fixiren  und  den  Golonien  die 
Ablösung  des  Coloniallandes  zu  gestatten. 

Es  hätte  demnach  im  Gesetz  den  Anwohnern  das  Weiderecht  zu- 
gesprochen und  das  Maass  dieses  Rechts  —  in  Anlehnung  an  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse,  wie  sie  sich  historisch  entwickelt  hatten  — 
genau  normirt,  aber  auch  das  Recht  der  Wirthe  zur  eventuellen  Kür- 
zung des  Weidelandes,  wie  es  die  wirtschaftliche  Entwicklung  fordern 
kann,  mit  gewissen  Controllbestimmungen  gegenüber  den  anderen  Grup- 
pen der  Bevölkerung  geschützt  werden  sollen,  nicht  aber  dieses  dem 
Dafürhalten  der  Gemeinde,  wie  es  jene  Verordnung  des  Domänenmi- 
nisters ausspricht,  überlassen  werden  sollen. 

Auch  in  anderen  grundbesitzlichen  Fragen,  nicht  allein  in  Betreff 
der  Viehweide  zeigt  das  Gesetz  vom  4.  Juli  1871  Lücken.  Wie  bemerkt, 
steht  der  vollen  Gemeindeversammlung  (also  auch  die  Anwohner  und 
Einwohner  mit  eingeschlossen)  die  Verfügung  über  die  Gemeindepacht- 
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guter  zu.  In  dieser  allgemeinen  Fassung  enthält  das  Gesetz  eventuell 
Schädigungen  der  persönlichen  Besitzrechte  der  Hofwirthe,  wie  folgendes 
Beispiel  lehrt.  Manche  Dorfmark  hat,  wie  Herr  S.  Eludt  mittheilt, 
Grenzen  mit  vielen  Winkeln  oder  ist  an  einer  Seite  von  einem  Thal 
oder  Fluss  eingefasst  Es  kommt  nun  oft  vor,  dass  die  in  rechtwinke- 
ligen Vierecken  ausgetheilten  Aecker  und  Wiesen  der  Wirthe  an  eine 
solche  vielfach  gebrochene  oder  sich  windende  Grenzlinie  stossen,  und 
es  bleiben  dann  an  den  Enden  der  Gewanne  (Eagel)  nicht  vertheilte 
Stücke  Feld  übrig,  welche  jährlich  verpachtet  werden.  Da  diese  Grund- 
stücke aber  zum  gesetzlichen  Landantheil  der  Wirthe  gehören,  so 
können  sie  nicht  zu  den  Pachtgütern  der  ganzen  Gemeinde  gerechnet 
werden,  ebensowenig  als  der  Pachterlös  dieser  Feldstücke  Eigenthum 
der  ganzen  Gemeinde  ist  Der  Verfügung  der  ganzen  Gemeinde  stehen 
rechtlich  nur  die  Gemeindepachtgüter  zu,  die  aus  „überzähligem"  Lande 
bestehen. 

Aehnlich  steht  es  mit  den  Gemeindewäldern  und  Gemeindeanpflan- 
zungen, die  das  neue  Gesetz  der  ganzen  Gemeinde  zuspricht  Soweit 
solche  auf  dem,  von  den  Hofwirthschaften  ausgeschiedenem  Lande  be- 
stehen, gehören  sie  den  Wirthen,  nicht  der  ganzen  Gemeinde. 

Auf  ganz  anderer  principieller  Voraussetzung  in  Betreff  des  zu  ge- 
währenden Grundbesitzrechts  steht  eine  vereinzelte  Bestimmung.  Der 
Art.  20  des  neuen  Gesetzes  lautet  nämlich:  „Ländereien,  welche  nicht  einer, 
sondern  mehreren  Gemeinden  oder  Bezirken  (jetzt  Wolost  genannt)  zu 
Waldanpflanzungen,  Meiereien  und  anderen  gewerblichen  Anlagen  zuge- 
wiesen worden,  sind  die  Gemeinden  verpflichtet  auch  künftighin  zu 
erhalten,  ohne  die  diesen  Ländereien  zugewiesene  Bestimmung  zu  ändern; 
von  der  hierbei  einmal  festgesetzten  Ordnung  darf  nur  unter  besonderer 
Genehmigung  der  Gouvernementsbehörde  für  bäuerliche  Angelegenheiten 
abgewichen  werden."  Während  sonst  das  Gesetz  die  Verfügung  über 
den  Grundbesitz  den  Hofinhabern,  resp.  der  Gemeinde  vollständig  frei 
überlässt,  wahrt  es  in  Betreff  des  mehreren  Gemeinden  zugetheilten 
Landes  allgemeine  Interessen,  die  Verfügung  über  dieses  Land  wird  dem 
öffentlichen  Recht  unterstellt 

Zum  Schluss  noch  ein  Wort  über  die  Stellung  der  Gemeinde  zum 
Grundbesitz  vor  Ausgabe  des  neuen  Gesetzes. 

Das  Colonialstatut,  das  als  Rechtsquelle  für  die  Besitzrechte  der 
Colonisten  zu  gelten  hat,  nennt  im  Art.  156  als  „gemeinsames  Besitz- 
tum des  ganzen  Dorfes"  die,  bei  der  Normirung  der  Grösse  der  ange- 
wiesenen Landantheile  der  Höfe  nicht  mitgerechneten,  zu  Ackerbau  und 
Grasgewinnung  untauglichen  Ländereien  und  Nutzungen,  als  Flüsse,  Seen. 
Sumpf-  und  Moorland,  Kalk-,  Salpeter-,  Thon-  und  Sandboden  etc.  Dazu 
kommt  noch  das  sogenannte  „überzählige"  Land,  das  in  manchen  Ge- 
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meinden  noch  nicht  vollständig  (zur  Bildung  von  Anwohnerstellen)  auf- 
geteilt ist  und  in  gemeinsamer  Nutzung  und  Besitz  steht 

Der  Art.  159  erklärt  aber,  wie  oben  mehrfach  berührt,  ausdrücklich, 
dass  alle  den  Colonisten  zugewiesenen  Landereien  ihnen  nur  zum  unbe- 
streitbaren Besitz,  nicht  aber  zum  persönlichen  Eigenthum,  sondern  zum 
gemeinschaftlichen  Eigenthum  jeder  Colonie  zugetheilt  worden  sind.  Es 
ist  nun  dieses  „gemeinschaftliche  Eigenthum"  so  interpretirt,  als  ob,  da 
nach  dem  Colonialstatut  nur  die  Wirthe  die  Gemeindeversammlung  bil- 
deten und  also  auch  die  berechtigte  Gemeinde  war,  das  gemeinschaftliche 
(o6in;ecTBeHEoe)  Eigenthum  nur  das  der  flauswirthe  zusammen,  das  der 
Gesammtheit  der  Hauswirthe  bedeuten  könnte.  Es  kann  als  Bestätigung 
dieser  Ansicht  auch  noch  angeführt  werden,  dass  in  diesem  Artikel  nur 
von  gemeinschaftlichem  Eigenthum  „jeder  Colonie"  die  Rede  ist,  wäh- 
rend in  dem  weiter  oben  citirten  Artikel  156,  in  welchem  vom  Eigen- 
timmsrecht an  dem  nicht  nutzbaren  Lande,  an  Seen,  Flüssen  etc.  ge- 
sprochen wird,  dieses  Becht  als  gemeinsamer  (otfmee,  nicht  oÖmecraeHHoe) 
Besitz  des  ganzen  Dorfes  gekennzeichnet  wird.  Dieser  verschieden- 
artigen Bezeichnung  in  zwei  fast  auf  einander  folgenden  Artikeln  kann 
wol  nur  das  Motiv  zu  Grunde  gelegen  haben,  zwei  ganz  verschiedene 
Begriffe  anzudeuten.  Das  Wort  oßmecTBeHHoe  (das  Adjectiv  von  o6me- 
ctbo,  Gemeinde)  weist  direct  auf  die  Gemeinde  hin,  auf  welcher  allein 
die  Hauswirthe  stimmberechtigt  waren.  Wo  es  sich  aber  um  das  nicht 
zur  persönlichen  Nutzung  zugetheilte  Land  handelt,  wird  das  Besitzrecht 
als  ein  oömee,  d.  i.  allgemeines  oder  gemeinsames  bezeichnet.  Damit 
will  doch  der  Gesetzgeber  etwas  anderes  als  im  ersten  Falle  ausge- 
sprochen und  bestimmt  haben.  Kann  dieses  „gemeinsame"  Besitzrecht 
nicht  dasselbe,  was  oömecTBeraoe  sein,  so  kann  es  nur  das  Recht  aller 
Dorfinsassen  zusammen  bedeuten. 

Andererseits  liegen  aber  Thatsachen  entgegengesetzten  Charakters 
vor,  die  praktisch  mehr  bedeuten  als  solche  Interpretationen.  Ich  meine 
die  Rechtsanschauung  der  Colonisten  selbst.  In  jenen  Streitigkeiten  um 
das  Recht  auf  Land  schimmert  es  überall  durch,  dass  die  Wirthe  dem 
Andrängen  der  Anwohner  und  der  vollständig  Landlosen  nicht  absolut 
jede  Berechtigung  abzusprechen  vermögen,  dass  sie  vielmehr  eine  Ver- 
pflichtung zur  Versorgung  der  Landlosen  tragen.  Es  ist,  als  ob  sie  es 
fühlten,  diese  hätten  doch  irgend  welch  ein  Recht  auf  das  Land  der 
Gemeinde. 

Positiv  tritt  solches  u.  A.  darin  zu  Tage,  dass  die  Wirthe,  die  so 
energisch  gegen  jene  Forderungen  der  Gleichberechtigung  an  der  Weide 
auftreten,  doch  sich  nicht  gesträubt  haben,  wie  wir  oben  gesehen,  durch 
Selbstbesteuerung  die  Mittel  zur  Ansässigmachung  jener  Klassen  der 
Gemeinde  durch  Ankauf  von  Land  zu  beschaffen. 
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Wir  wollen,  soweit  es  die  dürftigen  vorhandenen  oder  vielmehr  mir 
zugänglich  gewordenen  Daten  möglich  machen,  einen  kurzen  Ueberblick 
über  die  Landankäufe  der  Bezirke  (oder  Woloste,  wie  sie  seit  der  Neu- 
ordnung der  Golonien  heissen)  zur  Ansässigmachung  landloser  Gemeinde- 
genossen bieten.  Die  Mittel  zu  diesen  Operationen  wurden  in  verschie- 
dener Art  beschafft  und  zwar: 

1.  aus  den  Bezirksmitteln  (wie  auch  aus  den  Bezirksbanken)  wurden 
Anlehen  bewerkstelligt  (so  z.  B.  in  den  Bezirken  Chortiz,  Prischib); 

2.  aus  den  Erträgen  der  Gemeindepachtgrundstücke;  wie  wir  oben 
gesehen  haben,  hatten  die  Wirthe  in  den  Mennonitencolonien  dieses 
Mittel  in  Vorschlag  gebracht,  und  die  Colonialobrigkeit  (Fürsorgecomitl) 
hatte  die  Genehmigung  hierzu  ertheilt  Zur  Verwaltung  dieser  Pacht- 
güter, wie  der  aus  ihren  Erträgen  wie  aus  anderen  Einnahmequellen 
bestehenden  „Landkaufkasse"  wurde  eine  permanente  Commission,  be- 
stehend aus  dem  Oberschulzen  (Wolostäl testen),  und  je  zwei  Gliedern 
seitens  der  Wirthe  und  der  Landlosen  gebildet; 

3.  aus  den,  zu  diesem  Zweck  erhobenen  Steuern  bis  zu  50  Kop. 
pro  Dessätine  (z.  B.  in  den  Mennonitencolonien). 

Die  Ausdehnung  dieser  Pachtgrundstücke  beträgt  im  Gouvernement 
Taurien  13,141  Dess.,  hiervon  Bezirk  Prischib  mit  32  Colonien  6513 
Dess.,  Halbstadt  und  Gnadenfeld  mit  58  Colonien  5627  Dess.,  Bezirk 
Berdänsk  mit  4  Kolonien  1000  Dess.  (dieses  letztgenannte  Land  ist 
nachträglieh  unter  die  Landlosen  vertheilt),  —  im  Gouvernement  Jeka- 
terinosslaw  5048  Dess.,  hiervon  Bezirk  Chortiz  mit  18  Colonien  2906 
Dess.,  Grünau  mit  27  Colonien  2140  Dess.  In  den  Gouvernements 
Chersson  und  Bessarabien  besitzen  die  Colonien  nicht  derartiges  Land, 
jedoch  haben  im  ersteren  Gouvernement  die  Bezirke  Liebenthal  mit  11 
Colonien  und  Eutschurgan  mit  6  Colonien  ein  1074  Dess.  umfassendes 
Landstück,  ursprünglich  zu  einer  gemeinschaftlichen  Schäferei  gekauft, 
zu  jenem  Zwecke  bestimmt.  Es  ist  dieses  beachtenswerth:  Die  übrigen 
Gemeindepachtgrundstücke  gehören  zu  dem  von  der  Regierung  ver- 
liehenen Lande,  dieses  aber  ist  von  den  Colonien  privatrechtlich  erwor- 
benes Land.1) 

Diese  Landankäufe  weisen  recht  erfreuliche  Ziffern  auf.  So  hatte 
bereits  1866  der  Bezirk  Molotschna  (Gouvernement  Taurien),  bestehend 
aus  32  Colonien  mit  7479  Revisionsseelen,  6000  Dessät  Land  erworben 
und  auf  demselben  100  landlose  Familien  in  drei  Dörfern  angesiedelt 
In  10  Jahren  sollte  die  auf  den  Ankauf  verwandte  Summe  wieder- 
erstattet werden;  nach  2  Jahren  wurden  noch  37000  Dessät  zur  An- 


,  *)  Beilage  zur  „Odessaer  Zeitung«  Nr.  277,  1878:  Zur  Statistik  der  deutschen 
Colonien  Süd-Russlands. 
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siedelung  von  600  Familien  käuflich  erworben.  Bis  zum  Jahre  1878 
war  von  Bezirken,  resp.  Gemeinden  angekauft  und  mit  landlosen  Fa- 
milien besiedelt: 

vom  Bezirk  Halbstadt  und  Gnadenfeld    .    23000  Dessätinen 

„        „      Prischib 23855 

„        „      Grünau 3576 

in  den  Colonien  Josephsthal  und  Rybalsk      1 700         „ 

im  Ganzen  52 131  Dessätinen. 

Doch  diese  Daten,  die  bis  1878  reichen,  sind  bei  Weitem  noch  nicht 
vollständig. 

Durch  diese  Colonisationen  ist  eine  grosse  Zahl  neuer  Dörfer,  die 
besondere  Gemeinden  bilden,  entstanden,  ja  selbst  ganze  Bezirke,  so  der 
Bezirk  Eronau  durch  die  Aussiedelung  seitens  des  Bezirks  Prischib!  der 
Bezirk  Orlow  —  seitens  des  Molotschnaer  Bezirks. 

Die  Bedingungen,  die  die  Ansiedler  übernehmen,  sind  sehr  ver- 
schieden. So  hat  der  Bezirk  Prischib  30  Dess.  pro  Familie  unentgelt- 
lich übergeben,  für  weitere  30  Dess.  muss  aber  die  Familie  bezahlen. 
In  Orlow  haben  die  Ansiedler,  die  65  Dess.  wünschen,  die  Hälfte  der 
Kaufsumme  sogleich  baar  zu  erlegen,  die  andere  Hälfte  in  15  Jahren, 
diejenigen  aber,  die  sich  mit  37 */s  Dess.  begnügen,  entrichten  die 
Schuld  in  15  Jahren.  Die  Nachkommen  dieser  Angesiedelten  haben  die 
gleichen  Rechte  wie  die  Muttercolonien  an  den  Gemeindepachtgütern  und 
der  Kasse.  Im  Bezirk  Chortiz  sollen,  wie  erstrebt  wird,  Söhne  von  Voll- 
wirthen  nur  dann  jene  Vergünstigungen  zur  Ansiedelung  erhalten,  wenn 
mehr  als  zwei  Söhne  vorhanden  sind.  Reiche  sollen  überhaupt  aus- 
geschlossen werden.1) 

Welch'  grossartiger  Gedanke  diesen  Landankäufen  zu  Ansiedelungen 
zu  Grunde  liegt;  braucht  wol  nicht  erst  auseinandergesetzt  zu  werden. 
In  anderem  Zusammenhange  gedenken  wir  auf  diese  bedeutungsvolle 
Frage  zurückzukommen. 

Neben  diesen  Landankäufen  seitens  der  Colonien  wird,  wie  wir 
hier  beiläufig  bemerken,  Grundbesitz  in  bedeutend  grösserem  Maassstabe 
von  einzelnen  Golonisten  käuflich  erworben.  Nach  einer  Zusammen- 
stellung in  der  „Odessaer  Zeitung"  erreichte  dieses  Areal  im  Jahre  1877 
bereits  die  Ausdehnung  von  482,586  Dess.,  die  von  5600  Golonisten- 


*)  S.  Eudt:  „Die  Sache  der  landlosen  deutschen  Ansiedler",  in  der  „Odessaer 
Zeitung"  1878,  Nr.  156,  desgleichen  in  der  „Odessaer  Zeitung"  1879,  Nr.  267—269: 
„Zur  Landfrage  in  den  Colonien4',  deutsche  „St.  Petersburger  Zeitung"  im  Juli  1878: 
»Ueber  Ansiedelung  landloser  Golonisten  im  Süden  Russlands".  Es  sind  auch  Klagen 
darüber  laut  geworden,  dass  die  Landankaufkassen  nicht  überall  ordnungsmassig 
verwaltet  werden,  sich  allerlei  Missbräuche  eingeschlichen  haben  und  die  Landankaufe 
seitens  der  Colonien  ins  Stocken  gerathen  sind. 

t.  Ken* aler,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeradebeaitxefl.    III.  12 
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familien  käuflich  erworben  sind.  Zum  grössten  Theil  haben  sie  sich  auf 
dem  gekauften  Lande  niedergelassen  und  über  100  Dörfer  und  Dörfchen 
gegründet  (insbesondere  im  Gouv.  Chersson). 

Auch  in  den  Wolgacolonien  in  den  Gouv.  Ssaratow  und  Ssamara, 
wo,  wie  oben  dargelegt,  der  russische  Gemeindebesitz  mit  gleichmässiger 
Landvertheilung  besteht»  werden  von  den  Gemeinden  organisirte  Aus- 
siedelungen ausgeführt  Aber  sie  tragen  hier  wegen  dieses  Grundbesitz- 
rechts einen  wesentlich  anderen  Charakter  als  in  den  südrussischen 
Golonien  und  wurden  dadurch  erleichtert,  dass  die  Staatsregierung  zu 
diesem  Zwecke  Land  anwies,  für  welches  erst  nach  längeren  Freijahren 
Pacht  zu  zahlen  ist  Aber  die  Kosten  der  Uebersiedelung  waren  doch 
sehr  beträchtliche,  mit  den  Jahren  steigende. 

Es  wurden  in  den  Jahren  1855  und  1859  den  Ssaratower  (Kolonien 
250,000  Dess.  im  südlichen  Theil  des  Kreises  Nowij-Usen  im  Gouv. 
Ssamara,  also  entfernt  von  den  Muttercolonien,  als  Zuschlag  für  die 
schnell  zugenommene  Bevölkerung  zugetheilt,  während  den  Ssamara- 
Golonien  ihnen  angrenzendes  Land  zugewiesen  wurde.  Die  Ansiedelung 
vollzieht  sich  langsam  und  verschlingt  sehr  bedeutende  Summen.  Da 
die  Gemeinde  Niemanden  zur  Aussiedelung  zwingen  kann,  zudem  das 
neu  zugewiesene  Land  ohne  Wald,  vielfach  ohne  hinreichendes  Wasser 
und  von  verhältnissmässig  geringer  Güte  ist,  muss  die  Gemeinde  durch 
Zuzahlung  an  die  Aussiedelnden  die  Sache  verlockend  machen.  Zudem 
beobachten  die  Gemeinden  die  sehr  berechtigte  und  zweckmässige  Vor- 
sicht, nur  solchen  Familien  die  Aussiedelung  auf  jenes  Land  zu  ge- 
statten, die  die  zur  Wirtschaft  erforderlichen  Geräthe,  Vieh  und  Ar- 
beitskräfte besitzen.  Die  Aussiedelnden  erhalten  den  ihrer  Seelenzahl 
entsprechenden  Antheil  aus  den  Kapitalien,  den  Vorrathsmagazinen  und 
dem  übrigen  Bezirks-  und  Gemeindevermögen.  In  den  ersten  Jahren 
ward  pro  aussiedelnde  Seele  26  Rbl.  ausgezahlt,  jedoch  weiterhin  stieg 
die  Summe  auf  100  Rbl.  und  mehr.  Ausserdem  unterstützten  die  Mutter- 
colonien die  Aussiedelnden  durch  Naturalleistungen  (Fuhrwerkestellen, 
Getreide  etc.),  wie  auch  dadurch,  dass  sie  die  auf  die  Aussiedelungen  fal- 
lenden Abgaben  für  die  Zeit  von  drei  Jahren  übernahmen.  Bis  zum 
Jahre  1867  sind  hierzu  von  den  46  Gemeinden  der  Ssaratower  Kolo- 
nien, die  in  dieser  Beziehung,  wie  soeben  bemerkt,  ungünstiger  gestellt 
sind,  allein  an  baarem  Gelde  350,000  Rbl.  verausgabt,  und  doch  war 
bis  zu  diesem  Jahr  die  Operation  kaum  zu  einem  Drittel  ausgeführt 
Aus  den  Ssaratower  Golonien  sind  11,  aus  den  Ssamara  -Colonien  aber 
50  Töchtercolonien  gegründet.  Alle  diese  jungen  Colonien  hatten  (1867) 
überschüssiges  Land  (d.  h.  mehr  als  pro  Seele  bestimmt),  das  ihnen  zar 
Nutzung  überlassen  ist,  aber  nur  auf  so  lange,  als  die  betreffende  Zahl 
neuer  Ansiedler  eintrifft;   bis  dahin  zahlen  sie  für  dieses  Land  den 
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Muttercolonien  eine  bestimmte  Pacht,  von  welcher  ein  Theil  dem  Fiscus 
als  dem  Eigenthümer  des  Landes  zufällt,  der  andere  aber  in  das  Kom- 
munalbezirkskapital  fliesst  Ueberhaupt  noch  nicht  besiedeltes,  aber 
dazu  bestimmtes  Land  wird  bis  zur  Bildung  von  Colonien  im  öffent- 
lichen Ausbot  verpachtet;  dessen  Ertrag  desgleichen  theilweise  an  den 
Fiscus  geht,  der  Rest  aber  auch  zu  jenem  Kommunalkapit&l  ge- 
schlagen wird,  dessen  Bestimmung  es  ist,  den  Ansiedelungen  auf 
diesen  Ländereien  zinsfreie  Darlehen  für  ausserordentliche  Bedürfnisse 
zu  gewähren.  — 

Interessant  ist  es  nun,  zu  verfolgen,  wie  das  Grundbesitzrecht  in 
den  Grundbriefen  der  Kolonialgemeinden,  die  von  nun  ab  als  Rechts- 
basis des  Besitzstandes  zu  gelten  haben,  fixirt  ist  Herr  S.  Eludt1) 
theilt  Auszüge  aus  Grundbriefen  von  Gemeinden  in  jenen  vier  Gouverne- 
ments mit,  in  denen  die  Grundbesitzordnung  in  ganz  verschiedener  Ge- 
stalt erscheint,  während  in  Wirklichkeit  in  allen  deutschen  Ansiedelungen 
Südrusslands  das  Grundbesitzrecht  dasselbe  ist 

Im  Grundbriefe  der  Gemeinde  Güldendorf,  Liebenthaler  Bezirk 
oder  Wolost,  Gouv.  Chersson,  ist,  wie  in  den  anderen  Gemeinden  dieses 
Gouvernements,  das  Besitzrecht,  nachdem  angegeben  ist,  wie  viel 
männliche  Revisionsseelen  an  der  Nutzung  der  Dorfmark  theilnehmen, 
wie  folgt,  dargestellt:  „Die  Viehweide  befindet  sich  im  gemeinschaft- 
lichen Besitz  aller  derjenigen  Ansiedler,  welche  einen  Antheil  am  Felde 
haben,  und  zwar  je  nach  Yerhältniss  der  Menge  des  Landes,  das  in 
erblicher  hofweiser  Nutzniessung  jedes  Hauswirthes  steht  Alle  übrigen 
Grundstücke  befinden  sich  in  hofweiser  Nutzung,  stehen  aber  gleich  der 
Viehweide  in  gemeinschaftlicher  Waltung  und  Schaltung  aller  Ansiedler, 
die  im  Dorfe  Güldendorf  am  Grundbesitz  theilhaben,  wobei  von  ihrer 
GesammtQäche  auf  jeden  Hauswirth  eine  gewisse  Fläche  Landes  kommt" 

Dagegen  ist  im  Grundbriefe  der  Gemeinde  Prischib  am  Flusse 
Molotschna,  im  gleichnamigen  Bezirk,  Gouv.  Taurien,  zuerst  angegeben, 
wie  viel  männliche  Revisionsseelen  auf  die  Hofstellen  mit  einem  Feld- 
antheil  kommen,  wie  viel  auf  die  Familien,  die  auswärtig  (ausserhalb 
der  Gemeindemark)  eigenes  Land  besitzen,  <  und  wie  viel  auf  die  land- 
losen Familien,  und  dann  ist  die  Besitzordnung  also  bezeichnet:  „Die 
Ländereien  dieses  Dorfes  befinden  sich  in  erblichem  hofweisen  Besitz", 
dem  Grundbriefe  ist  noch  eine  Beilage  zugefügt,  in  welcher  alle  Haus- 
besitzer, die  mit  und  die  ohne  Feld  antheil,  namentlich  verzeichnet 


*)  S.  Kludt,  in  der  „Odessaer  Zeitung4'  1878,  Nr.  124  und  125:  „Der  Grund- 
besitz in  den  südrussischen  deutschen  Colonien  auf  Kronsland  und  die  neuen  Grund* 
briefe",  Nr.  137  und  138:  „Noch  einmal  die  Grundbriefe  der  deutschen  Ansiedelun- 
gen in  Sudrussland".  S.  Kludt's  Denkschrift  an  den  Minister  Grafen  Ignatjew  vom 
24.  Febr.  1882. 

12* 
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stehen  mit  Angabe  der  Grösse  ihres  Antheils  am  Grund  und  Boden 
der  Mark  (die  Wirthe  mit  59,  29  und  12  Dess.,  die  Häusler  je  nach 
<iem  Umfange  ihres  Hofes  mit  ....  Dess.).  Ebenso  in  den  vielen  an- 
deren Gemeinden  dieses  Gouvernements  (mit  Ausnahme  der  Mennoniten- 
Oemeinden). 

Im  Gebiete  Bessarabien  *)  lautet  der  betreffende  Passus  in  den 
Grundbriefen  der  Gemeinden:  „Die  Ländereien  stehen  in  hofweiser 
Nutzniessung,  die  im  jüngsten  Sohn  (Minorat)  erblich  ist,  eine  Ausnahme 
macht  eine  Fläche  von  ....  Dessätinen,  die  in  gemeindlichem  Besitz 
steht"  Eine  Beilage  enthält  derartige  Verzeichnisse,  wie  im  Gouv.  Tannen. 

Wiederum  anders  lautet  der  Grundbrief  in  den  Gemeinden  des 
Gouv.  Jekaterinosslaw:  „Die  Viehweide  befindet  sich  in  gemeindlichem 
Besitz  aller  Ansiedler,  sowol  derer,  die  einen  Feldantheil,  als  derer,  die 
nur  Hofstellen  besitzen  je  nach  Verhältniss  der  Menge  Landes,  das  in 
hofweiser  erblicher  Nutzniessung  jedes  Hausbesitzers  steht  Alle  übrigen 
Pertinentien  dieser  Besitzung  befinden  sich  in  hofweiser  erblicher  Nutz- 
niessung, stehen  aber  ebenso  wie  die  Viehweide  in  gemeindlicher  Ver- 
waltung aller  Ansiedler  des  Dorfes/4 

Also  die  grösste  Buntscheckigkeit  in  der  Feststellung  der  Grund- 
hesitzordnung,  und  keine  derselben  entspricht  vollständig  den  tatsäch- 
lichen Rechtsgewohnheiten.  Wie  wir  sehen,  schliessen  sich  die  Grund- 
briefe in  den  Gouv.  Taurien  und  Bessarabien  ganz  den  Gesetzesbestim- 
mungen über  den  hofweisen  (freien,  individuellen)  Grundbesitz  an.  Im 
Gouv.  Ghersson  wird  die  Viehweide  den  Wirthen  allein  vorbehalten, 
während  im  Gouvernement  Jekaterinosslaw  sie  auch  den  Inhabern  von 
Hof  stellen,  den  sogenannten  Anwohnern  zugesprochen  wird.  Dass  die 
Gemeinde  eine  Umtheilung,  einen  Wechsel  im  Besitz  vornehmen  darf, 
vrird  nirgends  erwähnt,  doch  kann  solches  aus  den  Grundbriefen  der 
Gouv.  Taurien  und  Jekaterinosslaw,  wo  es  heisst,  dass  alles  Land  in 
„gemeindlicher  Verwaltung"  steht,  gefolgert  werden. 

Wie  auch  die  Grundbriefe  lauten  mögen,  die  Grundbesitzordnung 
blieb  für's  Erste  dieselbe.  Erst  bei  Ausübung  von  gewissen,  durch  das  neue 
Gesetz  den  Wirthen  zugetheilten  Rechten  trat  der  Zwiespalt  der  alten 


*)  Die  bulgarischen  Colonien  in  Bessarabien  haben  mit  zwei  Ausnahmen  nicht, 
wie  Herr  S.  Eludt  meint,  die  Grundbesitzordnung  der  deutschen  Colonien,  bei  sieb 
ausgebildet,  ungeachtet  dessen,  dass  sie  unter  demselben  Gesetz,  wie  letztere  standen, 
sondern  die  südslavische  Institution  der  Sadruga  oder  Hauskommunion  (siehe  Thefl  I 
dieses  Werkes  pag.  90  etc.)  beibehalten,  sich  aber  allmalich  dem  russischen  Ge- 
meindebesitz genähert.  Kxayci:  Harns  KOionis  pag.  276  etc.,  349  etc.,  867  etc.  Die 
Einführung  des  neuen  Gesetzes  hat  sie  noch  naher  dem  russischen  Gemeindebeste 
zugeführt:  Vertheilung  des  Landes  pro  Seele  auf  die  Familien,  die  nicht  mehr  wie 
früher  in  grossen  Familien  zusammenwohnen,  sondern  sich  abtheilen. 


—    181    — 

Rechtsordnung  und  des  neuen  Gesetzes  zu  Tage,  so  namentlich  bei  Ver- 
käufen, Abtretungen  und  Theilungen  von  „Wirthschaften". 

Je  nach  dem,  ob  der  Grundbesitz  der  Kolonisten  als  „hofweiser" 
oder  als  Antheil  am  Gemeindebesitz  aufgefasst  wird,  kann  der  Besitzer 
ihn  frei  (Art  19,  Punkt  5  des  Gesetzes  vom  4.  Juni  1871)  oder  nur  mit 
Genehmigung  der  Gemeinde  veräussern.  Nach  den  von  Kludt  mitge- 
teilten Daten  wird  zumeist  in  praxi  ein  bezüglicher  Gemeindebeschluss 
verlangt.  Doch  werden  solche  Kaufverträge  auch  ohne  vorhergehende 
Zustimmung  der  Gemeinde  notariell  beglaubigt.  Ebenso  entsteht  Wirr- 
warr durch  die  Art  der  Grenzbestimmung  in  den  notariellen  Urkunden 
über  Wirthschafts-  und  Hofübergaben;  so  finden  sich  folgende  Grenz- 
bestimmungen: der  übertragene  Grundbesitz  grenzt  an  das  Grundstück 
des  Ansiedlers  N.  einerseits  und  andererseits  an  das  Grundstück  des 
Ansiedlers  N.  N.  —  das  geschieht,  um  die  notariell  verlangte  Grenz- 
bestimmung zu  geben.  In  Wirklichkeit  aber  haben  die  Wirthe,  wie  wir 
oben  gesehen,  je  nach  dem  Ausfall  des  Looses  bei  der  letzten  Neuver- 
loosung  in  jedem  Gewanne  einen  anderen  Nachbar  und  erhalten  bei 
jeder  neuen  Landumtheilung  andere  Nachbarn;  sodann  hat  der  zu  dem 
Lande  eines  Wirthes  gehörende  Theil  gemeinschaftlicher  Viehweide 
überhaupt  keine  „Grenzen"  und  „Nachbaren".  Es  finden  sich  aber  auch 
Kaufbriefe,  die  richtig  abgefasst  sind,  so  heisst  es  in  derartigen  Ur- 
kunden in  Bessarabien  seit  letzter  Zeit,  es  sei  verkauft  „der  60  Dessä- 
tinen  betragende  Antheil  des  Ansiedlers  N.  N.  am  gemeinschaftlichen 
Lande  des  Dorfes  N." 

Als  weiterer  Uebelstand  ward  empfanden,  dass  wegen  Privatschulden 
Höfe  zum  öffentlichen  Verkauf  gelangten,  als  wären  sie  freie  Landgüter, 
ohne  dass  hierüber  die  Gemeinde  gefragt  wurde. 

Endlich  besteht  die  Gefahr,  dass  Wirthe,  zumal  wenn  die  Ablösung 
erfolgt  ist  und  sie  nun  Eigenthümer  geworden  sind,  eine  Ausscheidung 
ihres  Grundbesitzes  verlangen. 

Die  Auflösung  der  altgewohnten  Grundbesitzordnung  hat  nun  in 
den  Kolonien  viel  Unzufriedenheit  und  Streit  hervorgerufen ,  die  durch 
die  mangelnde  Klarheit  in  den  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  noch 
vergrössert  wurden.    Hierdurch  hat  sich  die  Colonialgemeinde  Selz1) 


*)  In  der  kurzen  Zeit  der  Freitheilbarkeit  des  Grundbesitzes  hat  sich  die  Verkei- 
lung desselben  in  dieser  Colonie,  die  mit  6126  Dess.  baufahigen  Landes  ausgestattet 
ist  und  ursprunglich  aus  100  Wirthschaften  mit  je  60  Dess.  bestand,  bis  zum  J.  1883 
wie  folgt  gestaltet:  eine  Wirtschaft  mit  100  Dess.,  42  Wirthschaften  mit  je  60,  eine 
mit  50,  8  mit  je  46,  7  mit  je  40,  77  mit  je  80,  17  mit  je  20,  11  mit  je  15,  3  mit 
je  12,  eine  mit  5  und  eine  Wirtschaft  mit  8  Dess.,  zusammen  167  Wirthschaften 
mit  5964  Dess.,  die  restirenden  162  Dess.  entfallen  auf  Gemeindehäuser  und  die  85 
Anwohnerhöfe.    Nach  der  Gesammtlage  der  Ökonomischen  Bedingungen  in  jenem 
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im  Kreise  Odessa  im  Jahre  1882  veranlasst  gesehen,  sich  an  das  Mi- 
nisterium des  Innern  mit  einer  Denkschrift  (abgefasst  von  dem  mehrfach 
erwähnten  Herrn  S.  Kludt)  zu  wenden,  in  welcher  sie  nach  Darlegung 
der  Lage  der  Dinge  tu  A.  um  Folgendes  petitionirt,  welchem  Gesuch 
späterhin  die  aus  zwölf  Gemeinden  bestehende  Wolost  Ludwigsthal,  Er. 
Mariupol,  sich  anschloss: 

1.  Um  die  Abänderung  des  5.  Punktes  der  Grundbriefe  in  Betreff 
der  Grundbesitzordnung,  die  in  folgender  Weise  bestimmt  werden  möge: 
„Die  Ländereien  und  Pertinentien  dieses  Dorfes  stehen  theils  in  gemein* 
schaftlichem  Besitz  der  Hauseigentümer,  nach  der  Grösse  des  verschie- 
denen An  theils,  welcher  in  den  Büchern  und  Akten  des  Dorfamtes  be- 
stimmt ist,  theils  im  gemeindlichen  Besitz  aller  Ansiedler  des  Dorfes, 
wobei  die  Gemeinde,  selbst  nach  der  Ablösung  des  Landes,  nicht  ver- 
pflichtet ist,  die  den  einzelnen  Ansiedlern  zukommenden  Theile  Landes 
in  Parcellen  zum  privaten  Eigenthum  abzutheflen,  das  Antheilrecht  am 
gemeinschaftlichen  Lande  aber  unter  keiner  Bedingung  und  in  keiner 
Weise  an  eine  auswärtige  Person  übergehen  kann  ohne  Einwilligung 
der  Gemeindeversammlung,  welche  letztere  die  Abtretung  von  Land- 
antheflen  allein  an  Selzer  Ansiedler  genehmigt,  die  Theilungen  von  Erb- 
vermögen der  Ansiedler  im  Dorfe  aber  bestätigt  oder  bewerkstelligt  und 
die  Streitigkeiten  um  die  Benutzung  von  Land  oder  Gebäuden  im  Dorfe 
entscheidet  in  Gemeinschaft  mit  den  Wolost- Waisenältesten  auf  Grund 
des  Gesetzes,  der  Bücher  und  Akten  des  Dorfamtes  und  der  Erbfolge- 
gebräuche der  Ansiedler.1) 

2.  „dass  nach  dem  Beispiel  der  Versammlung  vom  Jahre  1866  eine 
Versammlung  einer  hinlänglichen  Anzahl  von  Deputirten  der  deutschen 
Ansiedler  Südrusslands,  da  sie  alle  die  gleiche  Grnndbesitzordnung 
haben,  berufen  werde,  welche  Versammlung  —  unter  Aufsicht  eines  Be- 
Landstriche zu  nrtheilen,  scheint  die  Mobilisirung  des  Grundbesitzes  bisher  gute 
Folgen  gehabt  zu  haben.  Der  Grundbesitz  von  80  Dess.  erhält  und  beschäftigt  eine 
mittelstarke  Familie;  die  Zahl  der  Familien  mit  weniger  Land  ist  verhfiJtnissmässig 
gering,  und  sie  werden  auf  den  anderen  Höfen  hinreichend  Arbeit  finden.  Die  An- 
wohner sind  wol  nicht  nur  Ackerbauer,  sondern  wol  auch  Handwerker,  Handler  etc. 
Doch  bleibt  immerhin  die  Gefahr  einer  nicht  wQnschenflwerthen  Veränderung  nicht 
ausgeschlossen,  gegen  die  zeitig  Vorkehrungen  zu  treffen  erforderlich  ist. 

*)  Diese  Formulirung  des  Grundbesitzrechts  und  zwar  die  erste  Hälfte  derselben 
lässt  immerhin  eine  missverständliche  Auffassung  zu;  prädser  ist  die  von  Kludt  an 
anderer  Stelle  gebotene:  Die  Ländereien  und  Pertinentien  des  Dorfes  stehen  theils 
in  erblicher  Nutzniessung  der  Hausbesitzer,  deren  verschiedene  Landantheile  jedoch 
unter  einander  nicht  abgegrenzt,  sondern  aus  wirtschaftlichen  Gründen  perio- 
dischen Umtheilungen  unterworfen  sind,  und  die  Gemeinde  ist  selbst  nach 
der  Ablösung  des  Landes  nicht  verpflichtet,  den  Ansiedlern  das  Land  in  besonderen 
Parcellen  abzutheilen,  —  theils  in  gemeinschaftlicher  Nutzniessung  aller  Gemeinde- 
glieder etc.  wie  oben. 
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amten  —  das  kleinste  Maass  zu  bestimmen  hätte,  bis  zu  welchem  in 
den  verschiedenen  Wolosten  und  Dörfern  nach  den  örtlichen  Verhält- 
nissen eine  Theilung  des  erblichen  Nntzniessongsrechts  der  Ansiedler 
an  Land  im  Dorfe  zuzulassen  ist,  wie  auch  das  höchste  Maass  für  den 
Ankauf  von  Land  im  Dorfe  durch  einen  Einzelnen,  mit  der  Klausel, 
dass  keine  Gemeinde  ein  Gemeindeglied  in  dem  Erwerb  von  Land  im 
Dorfe  beengen  soll,  wenn  solches  Land  dem  Gemeindegliede  nöthig 
ist  zur  Errichtung  oder  Erweiterung  einer  im  Landleben  nützlichen 
Werkstätte  oder  Fabrik  und  zu  Wohnungen  für  die  Arbeiter  einer 
solchen  Fabrik. 

3.  „dass  diejenigen  vom  Gericht  oder  von  den  Ansiedlern  selbst 
bewerkstelligten  Verkäufe  von  Landantheilen  im  Dorfe  Selz,  welche  seit 
1871  ohne  Genehmigung  der  Gemeinde  oder  auf  Grund  solcher  Ge- 
meindesprüche erfolgt  sind,  die  gegen  den  Willen  der  Gemeinde  auf 
Forderung  der  Kreisbehörde  für  bäuerliche  Angelegenheiten  oder  ihres 
ständigen  Mitgliedes  abgefasst  worden,  für  nichtig  (!)  erklärt  werden  und 
in  Zukunft  die  Gerichte  für  Schulden  der  Ansiedler  weder  Feldtheile 
noch  Hofländereien,  die  zwar  in  Nutzniessung  einzelner  Ansiedler  stehen, 
aber  den  Hausbesitzern  gemeinschaftlich  gehören,  verkaufen,  den  Gläu- 
bigern freistellend,  Befriedigung  zu  erhalten  aus  den  Einkünften  von 
einem  Theil  des  Landes  der  Schuldner,  welcher  Theil  nach  Beschluss 
des  Wolost-  und  des  Gemeindevorstehers  entweder  im  öffentlichen 
Meistbot  verpachtet  oder  den  Gläubigern  in  zeitweilige  Nutzniessung 
gegeben  wird. 

4.  „dass  diejenigen  auswärtigen  Ansiedler,  welche  in  der  Golonie 
Selz  mit  Willen  der  Gemeinde  Land  erworben  haben,  zur  Selzer  Ge- 
meinde zugeschrieben  werden,  wenn  sie  die  Entlassung  von  ihrer  Ge- 
meinde erhalten,  im  entgegengesetzten  Falle  aber  verpflichtet  werden, 
ihr  Land  an  einen  Selzer  Ansiedler  binnen  einer  bestimmten  Zeit  zu 
veräussern,  und  dass  in  Zukunft  im  Dorfe  zu  den  privaten  Steigerungs- 
verkäufen von  Landantheilen  der  Ansiedler  und  zu  den  öffentlichen 
Versteigerungen  von  Landantheilen  minderjähriger  Waisen  und  zahlungs- 
unfähiger Schuldner  seitens  der  örtlichen  Spar-  und  Anleihekasse  nur 
solche  mit  den  ausländischen  grundbesitzenden  Ansiedlern  gleiche  per- 
sönliche und  Standesrechte  geniessende  auswärtige  Personen  zugelassen 
werden,  in  deren  Aufnahme  die  betreffenden  Gemeinden  im  Voraus  wil- 
ligen, mit  der  Bedingung,  dass  sie  wirklich  in  den  Gemeindeverband 
treten,  wenn  sie  den  versteigerten  Landantheil  erwerben. 

5.  „dass  diejenigen  Glieder  der  Selzer  Gemeinde,  welche  mit  Willen 
der  Gemeinde  einen  Kaufbrief  oder  eine  Theilungsurkunde  über  den 
Erwerb  eines  Landantheils  im  Dorfe  im  Gericht  abgeschlossen  oder, 
nachdem  sie  ihren  Landantheil  abgelöst  haben,  vom  Cameral(Steuer)hof 
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eine  Ablösungsurkunde  oder  eine  Einführungsschrift  erhalten  haben,  ihr 
nicht  abgetheiltes  Land  trotz  solcher  Urkunden  und  Schriften  nicht  ohne 
den  Willen  der  Gemeinde  veräussern  dürfen. 

6.  „dass  die  seit  1871  ohne  Einwilligung  der  Gemeinde  zu  Stande 
gekommenen  Entscheidungen  der  Friedensrichterinstitution,  der  Kreis- 
behörde für  bäuerliche  Angelegenheiten,  des  Wolostgerichts  in  Klagen 
über  Störung  im  Besitz  von  Landantheilen  und  in  Streitigkeiten  um  die 
Benutzung  von  Land  im  Dorfe  für  ungiltig  (!)  erklärt  werden  —  als 
Entscheidungen,  welche  der  Gemeinde  zustanden  und  zustehen,  und  dass 
erklärt  werde,  die  Kreisbehörde  könne  als  Gassationsstelle  nur  solche 
Gemeindesprüche  in  Landangelegenheiten  der  Ansiedler  prüfen  und 
cassiren,  durch  welche  das  Recht  eines  Ansiedlers  auf  die  Benutzung 
der  ihm  zukommenden  Menge  brauchbaren  Landes  verletzt  oder  in 
welchen  vom  Gesetz  und  von  den  Erbfolgeregeln  der  Ansiedler  abge- 
wichen wurde." 

Eine  Entscheidung  in  dieser  Frage  ist  noch  nicht  erfolgt 
Die  grössere  Ausführlichkeit,  mit  der  wir  das  Grundbesitzrecht 
dieser  Colonien  und  seine  Geschichte  behandelt  haben,  erschien  uns 
durch  den  Umstand  geboten,  dass  wir  hier  wesentliche  Elemente  ver- 
wirklicht und  angebahnt  finden,  die  für  die  Lösung  des  Problems  der 
Reform  des  Gemeindebesitzes  von  hoher  Bedeutung  sind. 


Fünftes  KapiteL 

Das  bäuerliche  Grnndbesitzrecht  in  den  baltischen 

Provinzen. 

Es  liegt  nicht  im  Rahmen  dieses  Werkes,  auf  die  sehr  lehrreiche 
Geschichte  der  bäuerlichen  Agrarverhältnisse  einzugehen,  wie  sie  sich 
namentlich  in  Livland  und  in  Estland  auf  dem  Eck-  und  Grundstein 
der  Gesetze  der  bauerfreundlichen  schwedischen  Regierung  ausgebildet 
haben.  Es  liegt  mir  an  dieser  Stelle  nur  ob,  in  aller  Kürze  eine  Ana- 
lyse der  Gesetzesbestimmungen  zu  bieten,  die  im  Interesse  der  Erhaltung 
des  Kleingrundbesitzes  für  alle  Zeiten  den  bäuerlichen  Grundbesitz  ge- 
wissen Beschränkungen  in  der  Verfügung  über  denselben  unterwerfen. 

In  Livland1),  meiner  lieben  Heimath,  ist  durch  eine  Demarcations- 

s)  In  Betreff  Livlands  ist  die  Literatur  Aber  die  neuere  Geschichte  und  die 
Lage  der  Agrarverhältnisse  recht  reich.  Von  neueren  Schriften  nennen  wir:  Fr.  v. 
Jung-StUlung,  Secret&r  des  livlandischen  statistischen  Comics:  Statistisches  Material 
zur  Beleuchtung  livlandischer  Bauerrerhaltnisse,  8t  Petersburg  1869  (deutsch  and 
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linie,  den  sog.  „rothen  Strich",  für  alle  Zeiten  das  „Bauerland",  von  dem 
übrigen,  dem  freien  Verkehrsrecht1)  unterliegenden,  Lande  geschieden. 
Ein  Austausch  von  Bauerlandstücken  gegen  anderes,  gleichwertiges 
Land  kann  nur  mit  Zustimmung  der  Gemeinde  und  mit  gerichtlicher 
Corroboration  erfolgen.  Die  auf  dem  Bauerland  befindlichen  bäuerlichen 
Höfe,  „Gesinde"  genannt,  dürfen  nicht  unter  ein  bestimmtes  Minimum 
getheilt  und  nicht  über  ein  bestimmtes  Maximum  hinaus  zusammengelegt 
werden:  dieses  Minimum  beträgt  10  Thaler  Landes9)  (durchschnittlich 

rassisch),  Derselbe:  Ein  Beitrag  zur  livl&ndischen  Agrarstatistik,  aus  dem  Material 
des  livl&ndischen  Landrathskollegiums,  Riga  1881;  Materialien  zur  Kenntniss  der 
Lage  der  Bauern  in  Livland,  Riga  1888  und  Materialien  zur  Kenntniss  der  livl&n- 
dischen Agrarverhältnisse  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Knechts-  und  Tage- 
löhnerbevölkerung, Riga  1885  —  es  sind  das  officielle  Publicationen  des  livl&ndischen 
Landrathscollegiums,  bearbeitet  von  Jung-StiHing;  Alezander  Tobien:  „Zur  Geschichte 
der  Bauernemancipation  in  Livland",  in  der  Baltischen  Monatsschrift  1880,  Heft  4.  Der- 
selbe: „Beitrage  zur  Geschichte  der  livl&ndischen  Agrargesetzgebung",  ebendaselbst 
1881,  Heft  9,  1882,  Heft  2.  J.  v.  Sievers:  Zur  Geschichte  der  Bauernfreiheit  in  Liv- 
land, Riga  1878.  J.  Eckardt:  Livland  im  Xm.  Jahrhundert,  Leipzig  1876.  Die 
„Bauerverordnungen"  nenne  ich  weiter  unten.  Eine  Systematisirung  des  geltenden 
Bauerrechts  bietet  W.  v.  Gildenstubbe:  Handbuch  des  livl&ndischen  Bauer-Privat- 
rechts, Dorpat  1879.  —  Leider  sind  die  Schriften,  die  den  Charakter  von  Vertei- 
digungsschriften (gegen  die  Angriffe  der  russischen  Presse)  tragen,  tendenziös  gehalten 
und  preisen  die  Stellung  des  Landtags  in  der  Agrargeschichte,  und  die  erreichten 
Resultate  der  Entwickelung  in  einem  den  thats&chlichen  Verhältnissen  nicht  ganz 
entsprechenden  Maasse.  Siehe  dagegen  Prof.  E.  Löning:  „Die  Befreiung  des  Bauer- 
standes in  Deutschland  und  in  Livland"  in  der  Baltischen  Monatsschrift  Bd.  XXVII,  1880. 
Ich  habe  die  livl&ndischen  bäuerlichen  Verhältnisse  und  ihre  Geschichte  kurz  behandelt 
(in  russischer  Sprache):  Ho  nOBOxy  oxHoft  hoboA  BBnra  o  semeBiax&HiB:  bi  JEh^ubxüi, 
im  3arpaHHTOHfl  B&cthhki  1882,  Juni-Band.  (Die  Uebersetzung  dieses  deutsch  geschrie- 
benen Artikels  habe  ich  nicht  hinreichend  controliren  können,  so  dass  mehrere  arge 
Fehler,  die  den  Sinn  verdrehen  und  ins  Gegentheil  wenden,  daselbst  enthalten  sind). 

x)  Jedoch  dürfen  die  ,3ittergüter"  nicht  unter  900  Lofstellen  (Wasser,  Moraste 
und  sonstige  Impedimente  nicht  mit  inbegriffen),  darunter  800  Lofstellen  Acker, 
parcellirt  werden  (eine  Lofstelle  =  0,37  Hectare). 

*)  Diese  zu  Zwecken  der  Besteuerung  und  zurNormirung  der  bäuerlichen  Leistungen 
an  den  Gutsherrn  auf  Grundlage  der  schwedischen  Revisionsverordnungen  in  der  zweiten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  eingeführte,  in  der  livl&ndischen  Bauerverordnung  vom  Jahre 
1804  und  den  Erg&nzungsparagraphen  vom  Jahre  1807  neugeregelte  Schätzung  des 
Bauerlandes  in  „Thaler",  der  durch  8ummation  den  „Haken"  (=  80  Thaler)  und 
durch  Theilung  den  „Groschen"  Landes  (90  Groschen  —  1  Thaler)  ergiebt,  ist  eine 
geistreiche  und  in  alten  Zeiten  zweckentsprechende  Taxation  des  Landes.  Das  dieser 
Schätzung  zu  Grunde  liegende  Princip  ist,  dass  das  mit  Aufwendung  von  Arbeit 
genutzte  Land  nach  seiner  natürlichen  Fruchtbarkeit  rubricirt  wird,  und  zwar  die 
drei  Bestandteile  der  alten  Landwirtschaft:  Garten-  und  Brust-  (d.  h.  beständiges) 
Ackerland,  Buschland  (d.  i.  zeitweiliges,  gerodetes  und  nach  zwei-  oder  dreij&hriger 
Nutzung  wieder  der  Berasung  und  Bewaldung  aberlassenes  Ackerland)  und  Wiese. 
Jede  dieser  drei  Landarten  wird  je  nach  der  Güte  des  Landes  in  vier  Grade  getheilt 
Eine  Tonnstelle  (=  1,4  Lofstellen  =  0,47  Dess.)  besten  Gartenlandes  oder  Brustackers, 
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etwa  16,8  Dess.  eingeschätzten  oder  22,1  Dess.  Nutz-  oder  24,4  Dess.  des 
gesammten  Landes)  und  hat  in  alten  Zeiten  bei  primitiver  Bodenbestellung 
(der  alten  Dreifelderwirthschaft)  eine  mittelstarke  Familie  (nebst  der 


als  welches  das  Land  gilt,  dessen  obere  Schicht  mehrentheils  schwarze  Erde  in  einer 
Tiefe  Ton  mindestens  */4  Elle  und  dessen  Untergrund  fest  ist,  ist  =  1  Thaler  Landes 
(=  1  Tonne  Roggen  Reinertrag);  eine  Tonnstelle  Ackerlandes  II.  Grades  (von  ge- 
ringerer Beschaffenheit)  «  75  Groschen,  IIL  Grades  =  50  Groschen,  IV.  Grades  = 
45  Groschen.  Zwei  Tonnstellen  Ackerland  niedrigster  Beschaffenheit,  d.  L  IV.  Grades 
ist  also  =  1  Thaler  und  gleichwertig  einer  TonnsteUe  I.  Grades.  Eine  Tonnstelle 
Buschland,  das  nach  der  Beschaffenheit  des  Bodens  und  als  Controle  nach  den  Holz- 
nnd  Grasarten,  welche  auf  solchem  Lande  wachsen,  geschätzt  wird,  I.  Grades  = 
80  Groschen,  IL  Grades  =  25,  IIL  Grades  —  20,  IV.  Grades  =  15  Groschen.  Eine 
TonnsteUe  Wiesenland,  geschätzt  nach  den  Grasarten  und  dem  Ertrage,  L  Grades 
—  1698/x«  Groschen,  IL  Grades  =  I128/«B»  UI.  Grades  -=  8*»/nl,  IV.  Grades  = 
ö70/u2  Groschen.  Weide  und  Wald,  Flusse,  Teiche  (Fischerei)  etc.  werden  nicht 
geschätzt:  in  alten  Zeiten  war  hinreichender  Vorrath,  und  da  es  sich  bei  dieser 
Schätzung  nur  um  die  Verhältnissmässigkeit  handelte,  bedeutungslos.  Ein  Thaler 
Landes  bezeichnet  also  nicht  ein  festes  Grössenmaass,  sondern  ein  Werthmaass.  Mit 
der  Entwickelung  des  wirtschaftlichen  Lebens,  der  Einfuhrung  der  Geldwirthschaft 
(Geldpacht  statt  der  Frohne),  dem  Uebergange  zu  rationelleren  Wirtschaftssystemen 
hat  diese  Schätzung  immer  mehr  an  Richtigkeit  eingebOsst.  Das  Werthverhältniss 
der  drei  Landarten  zu  einander,  wie  auch  der  vier  Grade  derselben  Landart  unter 
einander  ist  ein  wesentlich  anderes  geworden.  Insbesondere  erscheint  jetzt  das 
Wiesenland  zu  niedrig  geschätzt,  dessen  Bedeutung  bei  Erweiterung  des  Ackerlandes 
und  der  durch  die  empfindlich  sich  fühlbar  machende  Concurrenz  des  Getreides  aus 
dem  Gebiet  der  Schwarzerde  nothwendig  gewordenen  Verlegung  des  Schwerpunktes 
der  Landwirtschaft  auf  Viehzucht  sehr  hoch  gestiegen  ist.  Auch  werden  vielfach 
Wiesen  gemäht,  deren  Ertrag  geringer  als  7a  Fuder  Ueu  pro  TonnsteUe  (IV.  Grades) 
ist,  und  die  bei  der  Schätzung  als  Weide  gelten  und  daher  nicht  berücksichtigt 
werden  etc.  etc.  Auch  hat  sich  das  effective  Werthverhältniss  der  Grade  zu  ein- 
ander verändert  Das  Vorhandensein  guter  Weide,  Wald  (letzterer  inabesondere 
nach  dem  Kauf  des  Bauerhofes)  ist  für  die  ökonomische  Existenz  des  Bauerhofes 
von  grosser  Bedeutung,  ebenso  die  Lage  zum  Absatzort,  was  bei  der  Thalerschätzoog 
auch  nicht  in  Berücksichtigung  gezogen  wird.  Ausfuhrlicher  habe  ich  diese  Frage 
behandelt  in  dem  Artikel:  „Die  livländische  Thaler  und  die  Grundsteuerrefora"  in 
der  Baltischen  Monatsschrift,  Bd.  XXV,  1877,  pag.  139—159  und  234—249,  desgleichen 
in  dem,  in  der  vorigen  Note  citirten  Artikel  im  3arpaEDnHHft  B£cthhki. 

Zur  Erläuterung  des  Nachfolgenden  sei  bemerkt,  dass  das  durch  die  Bauer- 
Verordnung  vom  Jahre  1804  nebst  den  Ergänzungsregeln  vom  20.  Februar  des  Jahres 
1807  normirte  „rothe  Strich'S  d.  h.  die  Uneinziehbarkeit  der  Bauerhöfe  nebst  der 
Normirung  der  bäuerlichen  Leistungen  in  den  Wackenbüchern  und  der  Zuerkennung 
des  (mit  gewissen  Beschränkungen)  erblichen  Besitzes  der  Höfe  mit  der  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  (Bauerverordnung  vom  Jahre  1819)  beseitigt  und  die  Regelung  der 
Agrarverhältnisse  zwischen  Bauern  und  Herren  den  „wechselseitigen  Uebereinkunftes'1 
überlassen  ist,  dem  Gutsbesitzer  fiel  wieder  das  unbeschränkte  Benutzungsrecht 
des  Bauerlandes  zu  —  das  war  die  Entschädigung  für  die  Freilassung  der  Bauern. 
Erst  die  Bauerverordnung  von  1849  stellte,  nachdem  die  von  1804—1819  aufgeblühte 
bäuerliche  Wirtschaft  in  gefahrdrohender  Weise  niedergegangen  war,  den  „rothen 
Strich"  wieder  her,    aber  mit   einer  sehr  beträchtlichen  Kürzung   des  froheren 
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entsprechenden  Frohnarbeit  auf  dem  Herrenhof)  voll  beschäftigt  nnd 
ihren  Bedarf  gedeckt  Seit  den  neueren  Fortschritten  im  Ackerbau, 
dem  Uebergang  zur  Mehrfelderwirthschaft,  der  sorgfältigeren  Bestellung 
des  Bodens  etc.  kann  nur  eine,  an  Arbeitskräften  sehr  reiche  Familie 
ohne  Anmiethung  fremder  Arbeiter  einen  solchen  Hof  bestellen,  so  dass 
wol  nur  ganz  ausnahmsweise  ein  solcher  Bauerhof  von  10  Thaler  Lan- 
des ohne  fremde  Hülfe  bewirthschaftet  wird  Hiernach  ergiebt  sich,  dass 
—  auch  nach  den  im  Gesetz  ausdrücklich  ausgesprochenen  Intentionen 
der  Gesetzgebung  —  die  Minimalgrösse  jetzt  zu  hoch  ist  Denn  sie  re- 
präsentirt  nicht  mehr  die  durchschnittliche  Grösse  einer  Kleinbauerstelle 
in  dem  bezeichneten  Sinne  (d.  h.  Bestellung  durch  und  Unterhalt  für  eine 
Familie),  sondern  nähert  sich  schon  mehr  dem  bäuerlichen  Mittelgrund- 
besitz (d.  i  Bestellung  mit  Anmiethung  von  Arbeitern).  Dementsprechend 
erweist  sich  bei  dem  heutigen  Stande  der  hiesigen  landwirthschaftlichen 
Entwicklung  auch  das  Maximum  als  zu  gross  normirt  Es  darf  näm- 
lich das  bäuerliche  Grundeigenthum  eines  Einzelnen  (d.  h.  eines  Mannes 
und  seiner  Frau,  resp.  einer  verwittweten  Person  mit  ihren  unmündigen 
Kindern)  nicht  innerhalb  der  betreffenden  Gemeinde  (wol  aber  in  einer 
anderen  Gemeinde)  die  Grösse  von  einem  Haken  Landes  (=  80  Thaler) 
überschreiten;  dieses  Maximum  ist  selbst  in  dem  Falle  herzustellen,  wo 
dem  Besitzer  einer  bäuerlichen  Landstelle  durch  Erbschaft  in  derselben 
Gemeinde  noch  anderweitiger  Besitz  zufällt  und  dadurch  die  Gesammt- 
masse  seines  Grundbesitzes  über  die  bezeichnete  Ausdehnung  anwächst; 
in  solchem  Falle  ist  der  Eigenthümer  gehalten,  den  Ueberschuss  über 
das  gesetzliche  Maximum  binnen  2  Jahren  zu  verkaufen,  wobei  ihm  die 
Bestimmung  darüber,  welchen  Theil  er  zu  behalten  wünscht,  zusteht 
Der  Grundbesitz  von  einem  Haken  hat  heut  zu  Tage  fast  nicht  mehr 
den  Charakter  einer  bäuerlichen  Wirthschaft,  und  zumal  wenn  der  Kauf- 
schilling vollständig  entrichtet  ist,  kann  der  Bauer  eines  solchen  Grund- 
besitzes als  „Herr"  leben. 

Der  formalen  Vollständigkeit  wegen  sei  noch  bemerkt,  dass  eine 

Bauerlandes:  Zur  Arrondinmg  des  Großgrundbesitzes  und  zur  Etablirung  von 
Arbeiterwohnungen,  was  bei  der  geplanten  Einführung  der  Geldpacht  an  Stelle  der 
Frohne  sich  als  nothwendig  erweise,  ward  den  Gutsbesitzern  gestattet,  36  Lof- 
stellen  Ackerland  nebst  den  dazu  gehörigen  Wiesen  und  Weiden  pro  Haken  Bauer- 
land einzuziehen.  Dieses  „Quote"  genannte  Land  behielt  jedoch  in  Betreff  der  Be- 
steuerung, auf  die  wir  nicht  eingehen  können,  den  Charakter  des  steuerpflichtigen 
Bauerlandes.  In  Wirklichkeit  ist  aber  von  der  „Quote",  die  18,6°/0  des  gesammten 
alten  Bauerlandes  umfasst,  zur  Zeit  nur  ein  ganz  geringer  Theil  eingezogen.  Von 
den  116,386  Thalern  Landes,  die  auf  die  Quote  entfallen,  sind  99,042  Thaler  nach 
wie  vor  als  selbständige  Wirtschaftseinheiten  verpachtet,  resp.  verkauft,  5578  Thaler 
zu  Landknechtsetablissements  und  Busch w&chtereien  verwandt,  und  der  Rest  von 
11,716  Thalern  ist  also  zur  gutsherrlichen  Hofeswirthschaft  eingezogen.  Siehe  pag.  200. 
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Parcellirung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  unter  10  Thaler  in  dem  Fall 
gestattet  ist,  wenn  das  Land  zur  Errichtung  städtischer  Wohnhauser 
verkauft  wird;  es  muss  aber  dann  das  Land  aus  der  Jurisdiction  der 
Bauerbehörden  ausgeschieden  und  der  städtischen  Jurisdiction  unterstellt 
werden,  hört  somit  auf,  „Bauerland"  zu  sein. 

Auch  noch  in  anderen  Beziehungen  hat  die  Gesetzgebung  zur  Er- 
haltung des  Bauerstandes  und  der  bäuerlichen  Wirthschaft  gesorgt 
Grundeigentümer  auf  dem  Bauerland  können  zwar  für  ihren  Grund- 
besitz Servitute  erwerben,  dürfen  selbige  aber  nur  zum  Besten  der  Be- 
sitzer solcher  Grundstücke  einräumen,  welche  sich  innerhalb  der  Ge- 
meinde, zu  welcher  sie  gehören,  befinden. 

Sehr  bedeutungsvoll  sind  die  Bestimmungen  in  Betreff  des  „eisernen 
Inventariums",  das  seinem  Wesen  nach  in  keiner  Weise  von  dem 
Grundstück,  dessen  untrennbare  Pertinenz  es  bildet,  getrennt  werden  kann. 
Die  Grösse  desselben  besteht  für  ein  Bauerlandgrundstück  von  */i»  Haken 
Landes  aus  1  Pferde,  3  Stück  Bindvieh  und  6  Lof  Sommerkorn  zur 
Saat.  Bei  grösseren  Grundstücken  bis  zu  10/fi  Haken  muss  auch  die 
gesetzliche  Zahl  an  Pferden,  Vieh  und  das  gesetzliche  Quantum  an 
Sommerkorn  verhältnissmässig  steigen,  indem  bei  je  */,  4  Haken  1  Pferd, 
3  Stück  Vieh  und  6  Lof  Sommerkorn  hinzuzufügen  sind.  Bei  Bauer- 
höfen über  10/s*  Haken  tritt  diese  Steigerung  erst  bei  je  4/«4  Haken 
«in.  Für  die  zwischenliegenden  Stufen  der  Grösse  des  Bauerhofs  wird 
für  die  Höfe  bis  zu  10/9i  Haken  für  je  V24  Haken,  für  grössere  Höfe 
aber  für  je  8/94  Haken  die  Anzahl  Rindvieh  um  ein  Stück,  der  Vorratb 
an  Saatkorn  aber  um  3  Lof  grösser  sein,  während  die  Zahl  der  Pferde 
dieselbe  wie  bei  der  vorhergehenden  Stufe  der  Landgrösse  ist  —  Es 
kann  dieses  Inventar  nie  anders  weder  besessen  noch  verhypothecirt 
werden  als  zusammen  mit  dem  Grundstück,  zu  welchem  es  gehört,  und 
ebenso  nicht  anders  als  ungetrennt  von  dem  Grundstück  zur  Befrie- 
digung irgend  welcher  Verpflichtungen  des  Grundbesitzers,  sie  mögen  sein, 
welcher  Art  sie  wollen,  wie  namentlich  im  Falle  des  Concurses,  bei 
rückständigen  Abgaben,  bei  Schulden  an  das  Kornmagazin  der  Gemeinde, 
bei  Sequestrationen  etc.  verwandt  werden.  Bei  Theilungen  eines  Bauer- 
hofes wird  das  eiserne  Inventar  im  Verhältniss  zu  der  Grösse  der  Par- 
cellen  getheilt.  Bei  Erbschaften  aber,  wo  das  Grundstück  nicht  getheilt 
werden  soll  oder  darf,  geht  dieses  Inventar  an  denjenigen  Erben  über, 
der  das  Grundstück  erhält  Erweist  sich  bei  einer  Theilung  der  Erb- 
schaft das  eiserne  Inventar  grösser  als  die  Erbportion,  so  können  dem 
Erben  des  Hofes  keine  Auszahlungsverbindlichkeiten  gegenüber  seinem 
Miterben  auferlegt  werden.  Wenn  dieses  Inventar  seitens  eines  Wirthes 
verschleudert  oder  durch  Unglücksfälle  incomplet  wird,  so  kann  das 
bäuerliche  Gemeindegericht  auf  Antrag  des  Gemeindeältesten  erforder- 
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liehen  Falls  die  bezügliche  Wirthschaft  unter  Curatel  stellen  und  auf 
ihre  Einnahmen  Beschlag  legen* 

Der  Gemeinde  steht  das  Recht  zu,  Theile  des  Bauerlandes  zur  Er- 
richtung von  Gemeindeschulen  und  Gemeindehäusern  im  Betrage  von 
höchstens  je  3  Lofstellen  zu  expropriiren  (event  mit  richterlicher  Be- 
stimmung der  Entschadigungszahlung),  doch  darf  eine  solche  Expropriation 
nicht  die  wesentlichsten  und  notwendigsten  Theile  des  Gesindes  treffen.1) 

Sodann  ist  es  Jedermann  aufs  Strengste  untersagt  „von  den  Bauern 
Korn  oder  andere  Naturalprodukte  auf  dem  Halm  zu  kaufen.  Hiervon 
ist  allein  das  Heu  ausgenommen,  welches  der  Pächter  mit  Erlaubnis 
des  Gutsherrn,  der  bäuerliche  Grundeigenthümer  jeder  Zeit  nach  seinem 
Ermessen  auch  vor  dem  Mähen  verkaufen  darf."  Der  Strafe  unterliegt 
der  Käufer  wie  auch  der  Verkäufer:  Jeder  der  beiden  hat  den  vollen 
Werthbetrag  des  Kaufobjects  zum  Besten  des  Gemeindearmenfonds  zu 
entrichten  (Art.  1078).  Endlich  hat  der  Gemeindeälteste,  als  Vertreter 
der  Gemeinde  (auch  in  Estland  und  auf  der  Insel  Oesel)  die  gesetzliche 
Obliegenheit  über  den  unverkürzten  Bestand  des  Bauerlandes  zu  wachen, 
sowie  —  in  Livland  und  Oesel  —  über  den  Bestand  des  eisernen  In- 
ventars der  Bauerhöfe. 

Das  Areal  dieses  zur  bleibenden  Erhaltung  des  Klein-  und  Mittel- 
grundbesitzes unter  den  öffentlich-rechtlichen  Schutz  gestellten  „Bauer- 
landes" beträgt  (mit  Ausschluss  des  Bauerlandes  der  Domänengüter  und 
derPatrimonialgebiete  der  Städte)  1,245,814  Dess.  (davon  als  Impedimente 
115,522  Dess.  verzeichnet).  Die  Gesammtzahl  der  auf  diesem  Lande  be- 
findlichen Wirtschaftseinheiten,  Bauerhöfe,  auch  „Gesinde"  genannt,  be- 
läuft sich  auf  25,622*),  deren  Grösse  in  Thalern  beträgt:  25  Höfe  ohne 


')  Inländische  Bauerverordnung  vom  Jahre  1860,  Art  89,  42—45,  114,  128— 
130,  221—225,  436,  1078,  Beilage  Lit  C  (eisernes  Inventar).  Landgemeindeordnung 
für  die  Ostseegouvernements  vom  19.  Februar  1866,  Art  20. 

*)  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  entspricht  die  Zahl  dieser  „Wirthschaftseinheiten", 
wie  auch  die  der  nachher  anzugebenden,  nicht  genau  den  tatsächlichen  Verhältnissen. 
Es  scheint  mir,  dass  die  Zahl  der  bäuerlichen  Höfe  auf  dem  Bauerlande,  wie  auch  auf 
der  Quote,  soweit  die  dort  befindlichen  Höfe  die  von  früher  herstammenden  „Gesinde" 
sind,  nicht  unbeträchtlich  grösser  ist  als  in  den  bezüglichen  Publicationen  angegeben 
ist  Ein  „Gesinde"  war  ursprünglich  ein  bäuerlicher  Hof,  eine  Wirthschaftseinheit, 
wie  sie  in  den  „Wackenbüchern"  verzeichnet  stehen.  Im  Laufe  der  Jahre  haben 
nun  vielfach,  wie  ich  es  persönlich  weiss,  Theüungen  solcher  „Gesinde"  stattgefunden 
(zumeist  wol  durch  Familientheilungen,  aber  auch  durch  andere  Umstände  hervor- 
gerufen: verarmte  ein  Wirth,  so  dass  er  nicht  mehr  die  Kraft  hatte,  das  ganze  Gesinde 
zu  bewirtschaften,  so  theilte  der  Gutsherr  das  Gesinde,  indem  er  einen  Theil  dem 
Wirthe  beliess,  auf  dem  anderen  Theile  aber  einen  anderen  installirte  etc.).  Gewöhnlich 
wurden  die  jetzt  erforderlichen  neuen  Gebäude  in  der  Nähe  der  bestehenden  errichtet 
Dann  traten  auch  wieder  Vereinigungen  solcher  Wirthschaftseinheiten  ein,  und  es  ward 
das  Gesinde  dadurch  wieder  zu  einer  Wirthschaftseinheit  so  im  Falle  des  Banquerotts 
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Thalerangabe,  160  unter  3  Thaler,  147  8—5  Thaler,  530  5—8  Thaler, 
950  8—10  Thaler,  5885  10—15  Thaler,  6981  15—20  Thaler,  8108 


des  einen  Wirthes,  des  Aassterbens  der  m&nnlichen  Glieder  der  Familie  etc.  Es  ist 
nun  auffallend,  dass  nirgends  in  der  Literatur  auf  diesen,  Jedem  in  Livland  bekannten 
Umstand  hingewiesen  ist  Die  bezüglichen  officiellen  und  halhofficiellen  Public*» 
tionen  aber  die  Vertheilung  des  bauerlichen  Grundbesitzes  werden,  soweit  es  sich  er- 
mitteln l&ast,  in  altgewohnter  Art  auf  Grundlage  der  „Gesinde*  zusammengestellt 
Ich  erlaube  mir  keine  Vermuthung  auszusprechen  über  die  Vergrösserung,  die  die 
Zahl  der  bauerlichen  Höfe  durch  solche  Theilungen  erfahren  hat  Ich  kann  nach  per- 
sönlichen Erfahrungen  in  Terschiedenen  Theilen  des  südlichen  Livlands  nur  mittheilen, 
dass  „Gesinde"  nicht  allein  in  2,  sondern  auch  in  3,  4,  5  Höfe  (Wirtschaftseinheiten) 
getheilt  sind.  Demnach  ist  die  Zahl  der  Höfe  grösser  als  die  der  oben  angegebenen 
Gesinde,  das  Areal  derselben  resp.  der  Thalerwerth  also  geringer.  Es  ist  keine 
seltene  Erscheinung,  dass  beim  Verkauf  (Abtrennung  vom  Gesammtgut)  von  Gesinden 
die  „Wirthe"  eines  „Gesindes",  die  eine  vollständig  gesonderte  Wirthschaft  führten, 
einen  gemeinsamen  Eaufcontract  schliessen  (mit  Vermerkung  des  Besitzstandes  jedes 
einzelnen  Wirthes).  Es  sei  noch  bemerkt,  dass  aber  auch  mehrere  Gesinde  in  einer 
Hand  sich  befinden.  Und  hieran  muss  ich  einen  weit  wesentlicheren  Einwand,  als 
den  oben  bezeichneten,  gegen  die  jüngste  oben  genannte  Publication  des  Inländischen 
Landrathscollegiums,  erheben.  Der  Verfasser  derselben,  Fr.  t.  Jung-StiUing  geht  in 
Behandlung  der  Frage  der  Vertheilung  des  Grundbesitzes  wie  geboten  von  der 
„Wirtschaftseinheit"  aus,  deren  Zahl  den  Gharacter  der  Nutzung  des  Landes  an- 
zeigt (ob  und  wie  viel  Gross-,  Mittel-,  Klein-  und  Parcellenwirthschaften  etc.)  Es  fehlt 
eine  Definition  dieses  Begrifis,  waB  um  so  störender  ist,  als  die  Angabe  einer  sehr 
beträchtlichen  Zahl  von  Wirtschaftseinheiten  unverstandlich  ist  So  die  Angabe  von 
4385  in  der  Seibstbewirthschaftung  des  Haupthofes  befindlichen  Wirthschaftseinheiten. 
Da  die  Zahl  der  Haupthöfe  (Rittergüter,  Pastorate)  mit  794  angegeben  ist,  so  ver- 
stehe ich  nicht,  wie  794  Haupthöfe  in  Seibstbewirthschaftung  haben  können  4335 
Wirthschaftseinheiten.  Lassen  wir  ausser  Acht,  dass,  wie  aus  dem  ganzen  Zusammen- 
hang ersichtlich,  hier  das  Subject  der  Wirtschaftenden  zu  verstehen  ist,  und  beziehen 
wir  die  Wirthschaftseinheiten  auf  das  Object,  d.  i.  auf  die  Wirthschaft  selbst,  so 
dass  sehr  wol  eine  Person  resp.  ein  Haupthof  das  Centrum  mehrerer  Wirthschafts- 
einheiten sein  kann,  so  finden  sich,  wie  aus  dem  Tabellenwerk  ersichtlich,  unter 
diesen  Wirthschaftseinheiten  solche  von  so  geringer  Ausdehnung,  dass  eine  selbst- 
standige  Wirthschaft  auf  diesem  vom  Herrenhof  aus  mir  unerklärlich  ist  (Etwa  in 
landwirtschaftlich- technischen  Etablissements  gehöriges  Land?  wie  Ziegeleien, 
Mahlen  etc.).  Ich  lasse  demnach  alle  hiermit'  zusammenhangenden  Grnppirungen 
beiseite.  Sodann  zahlt  v.  Jung  1786  Knechtsetablissements  und  Buschwachtereien 
als  ebenso  viele  Wirthschaftseinheiten;  wir  werden  weiter  unten  sehen,  dass  ein 
Knechtsetablissement  aus  mehreren  von  einander  unabhängigen  Wirthschaften  be- 
steht. Endlich  werden  die  „Halbkörner"  (Landpächter  auf  Antheil  an  der  Ernte, 
Theilbau)  in  die  Kategorie  der  Knechte  gestellt  Ist  ihre  Stellung,  ob  Pachter  oder 
Knechte  mit  Gewinnanteil,  in  der  Wissenschaft  und  der  Gesetzgebung  auch  kon- 
trovers, so  hatte  namentlich  im  Hinblick  auf  den  Grundgedanken  dieser  Publication 
ihre  eigentümliche  Zwischenstellung  eine  gesonderte  Gruppirung  wflnschenswerth 
gemacht  Thut  es  ihrer  Selbständigkeit  auch  einigen  Abbruch,  dass  sie  an  ein 
bestimmtes  Wirtschaftssystem  gebunden,  einer  besonderen  Gontrole  und  den  Anord- 
nungen eines  Anderen  unterworfen  sind,  so  scheidet  sie  doch  das  Risico  des  Unter- 
nehmens, die  Verwendung  eines  eigenen  Kapitals  auf  die  Wirthschaft  (Wirthschaft»- 
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20-30  Thaler,  2093  30—40  Thaler,  725  40—80  Thaler  und  18  Höfe 
Ober  80  Thaler.  Das  Vorhandensein  von  Wirthschaftseinheiten  unter 
10  Thalern  ist  nicht  etwa  ans  widergesetzlichen  Theilungen  zu  erklären, 
sondern  aus  dem  Umstände,  dass  die  Gesetzgebung  die  bereits  bestehen- 
den kleineren  Bauerhöfe  in  ihrem  Bestände  beliess  (in  der  Nähe  der 
Städte,  Fischerei  treibende  Höfe  am  Biga'schen  Meerbusen,  Peipus- 
see  etc.  etc.).  Für  das  Bestehen  von  Höfen  über  80  Thaler,  die  also 
das  Maximum  überragen,  findet  sich  keine  Erklärung  angegeben  (viel- 
leicht durch  Neucultivirung  auf  ursprünglich  nicht  dieses  Grenzmaass 
überschreitenden  Bauerhöfen  entstanden?) 

Endlich  befindet  sich  unter  jenem  Schutz  das  Bauerland  der  Do- 
mänengemeinden: 210,379  Dess.  (ohne  Impedimente  und  Wald).  Freilich 
ist  in  neuerer  Zeit  die  Geltung  des  Minimal-  und  Maximalgesetzes  für 
dieses  Land  in  Frage  gestellt1)  Im  Besitze  der  9384  Bauerhöfe  in  diesen 
Gemeinden  befindet  sich  etwas  mehr  Land:  219,816  Dess.;  das  sich 
ergebende  Plus  ist  wohl  eigentliches  Hofsland,  das  bäuerlicher  Nutzung 
übergeben  ist  Die  durchschnittliche  Grösse  dieser  Höfe  (wie  bemerkt 
ohne  Wald  und  Impedimente)  beträgt  23,4  Dess. 

Hiermit  ist  jedoch  der  Klein-  und  Mittelgrundbesitz  noch  nicht 
erschöpft  Auf  der  sogenannten  „Quote",  dem  Theile  des  Bauerlandes, 
das  jenem  Schutze  entzogen  ist  befinden  sich  (1881—1883)  4903  bäuer- 
liche Höfe  mit  einem  Areal  von  231,365  Dess.,  das  sich  ähnlich  wie  das 
Bauerland  vertheilt  findet:  „bis  zu  5  Thaler"  weisen  nur  133  Höfe  auf, 
die  als  Zwergwirthschaft  eine  mittelstarke  Familie  nicht  oder  gerade 
nur  ernähren  und  beschäftigen  (mit  Ausnahme  von  Gartencultur  etc.), 
»bis  zu  10  Thaler"  überhaupt,  also  bis  zu  dem  für  das  Bauerland  gel- 
tenden Minimum  aber  493  Höfe,  über  80  Thaler  31  Höfe.  Also  passen 
nur  etwa  13,50/0  der  Höfe  auf  der  Quote  nicht  in  den  Rahmen  des 
Minimums  und  Maximums  des  Bauerlandes. 

inventar,  Existenzmittel  bis  zur  Ernte)  and  eine  grössere  Selbständigkeit  in  der 
Ausführung  der  Arbeiten  in  wesentlicher  Beziehung  vom  Lohnknecht  Das  Fehlen 
einer  Begriffsbestimmung  der  „selbständigen  Wirthschaftseinheit"  fordert  solche  Aus- 
stellungen heraus. 

*)  Ueber  die  Theilbarkeit  resp.  das  Recht  der  Zusammenlegung  der  abgelösten 
Bauerhöfe  auf  Domänenbauerland  wird  z.  Z.  in  den  betreifenden  Ministerien  Terhandelt 
Die  Rechtsfrage  scheint  mir  klar  zu  sein,  denn  das  Gesetz  über  die  Ablösung  des  Bauer- 
landes anf  den  baltischen  Domänen  Tom  10.  März  1869  bestimmt,  dass  in  Betreff  des 
Besitzes  und  der  Verfügung  der  abgelösten  Bauerhöfe  die  örtlichen  Gesetze  Geltung 
behalten.  Die  Schwierigkeit  der  Frage  liegt  meiner  Meinung  nach  nur  darin,  dass 
dieses  Bauerland  nicht  mehr  der  Thaler-Einsch&tzung  unterliegt  Es  muss  also  auf 
gesetzgeberischem  Wege  in  anderer  Weise  die  Grösse  des  Minimums  und  des  Maxi- 
mums stipulirt  werden.  Das  Nächstliegende  w&re  die  Anlehnung  an  die  bezüglichen 
Bestimmungen,  die  für  Oesel  und  Estland  gelten,  worauf  wir  weiter  unten  ein- 
gehen  werden. 
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Auch  vom  eigentlichen  Hofslande  der  Landgüter  ist  ein  verhält- 
nissmässig  nicht  unbeträchtlicher  Theil  zu  gesonderten  Wirthschafts- 
einheiten  ausgeschieden:  7637  Höfe  mit  200,205  Dess.  zum  allergrößten 
Theile  erst  in  neuerer  Zeit,  seit  Beseitigung  der  Frohnwirthschaft  er- 
richtet Hier  finden  wir  die  Parcellenwirthschaft  (Höfe  bis  zu  5  Thaler) 
weit  zahlreicher  (absolut  und  relativ):  2683,  zu  welchen  wol  noch  ein 
Theil  der  409  erst  in  der  Anlage  begriffenen,  noch  nicht  eingeschätzten 
Höfe  zu  zählen  wäre,  andererseits  finden  sich  hier  332  Höfe  über 
80  Thaler. 

Endlich  sind  zum  Kleingrundbesitz,  wenn  auch  nur  bedingungsweise, 
12,667  Dess.  auf  der  Quote  und  20,172  Dess.  auf  dem  eigentlichen  Hofs- 
land zu  rechnen,  die  Knechtsetablissements  und  Busch  wächtereien  um 
fassen,  deren  Zahl  (227  auf  der  Quote  und  1559  auf  dem  Ho&land)  freilich 
angegeben  ist,  diese  repräsentiren  aber  nicht  je  eine  gesonderte  Wirth- 
schaftseinheit,  sondern  eine  Summe  solcher.  Eine  Buschwächterei,  d.  i 
das  den  niederen  Forstbeamten  als  pars  salarii  zugewiesene  Land  bildet 
freilich  eine  gesonderte  Wirthschaftseinheit,  ihre  Zahl  ist  aber  nicht 
gesondert  von  den  der  Knechtsetablissements  angegeben  (in  einer  ältere* 
Publication  auf  1199)1).  Diese  letzteren  bilden  nicht  je  eine  selbständige 
Wirthschaftseinheit,  d.  h.  eine  Landknechtstelle3),  sondern  eine  Summe 

x)  Ein  Beitrag  zur  livländischen  Agrarstatistik,  pag.  7. 

a)  „Landknechte"  nennt  man  in  den  baltischen  Provinzen  die  auf  Land  an- 
gesiedelten Knechte  für  die  Gutswirthschaft,  welche  für  das  Land  nebst  Wohnung 
und  Beheizung  eine  bestimmte  Anzahl  Arbeitstage  in  der  Woche  oder  auch  bestimmte 
landwirtschaftliche  Arbeiten  (Pflügen,  Eggen  etc.  pro  Lofetelle)  ableisten,  für  die 
Arbeit  an  anderen  Tagen  auf  dem  Gutshof,  die  der  Landknecht  seiner  Wirthschaft 
entziehen  kann,  wird  er  zumeist  mit  einem  festen  (je  nach  den  Jahreszeiten  wechseln- 
den) Geldlohn  entschädigt.    Im  Einzelnen  bestehen  in  den  Abmachungen  grosse  Ver- 
schiedenheiten, auf  welche  wir  hier  nicht  eingehen  können.  Dieses  Landknechtwesen 
unterscheidet  sich  —  abgesehen  von  dem  fremden  Inventar  und  der  geringeren 
Ausdehnung  der  Landknechtstelle  gegenüber  dem  „Bauerhof'  —  einerseits  tot- 
theilhaft  von  dem  alten  Frohnwesen  dadurch,  dass  der  Landknecht  an  ausdrücklich 
bezeichneten  Tagen  der  Woche  auf  dem  Gutshof  zu  erscheinen  hat,  wahrend  der 
Fröhner  zu  jeder  Zeit,  bis  die  Arbeitstage  der  Woche  geleistet  waren,  auf  den 
Herrenhof  gerufen  werden  konnte:  praktisch  ausgedrückt,  stellte  sich  die  verschie- 
denartige Lage  so  dar,  dass  ungünstige  Witterung,  bei  welcher  der  Frohnbaner 
nicht  zur  Arbeit  auf  den  Herrenhof  befohlen  ward,   in  erster  Linie  der  bäuer- 
lichen Wirthschaft  zur  Last  fiel,  für  welche  nur  die  günstigen  Tage  der  Woche  nach 
Ausführung  der  Arbeiten  auf  dem  Herrenhof  zu  gute  kamen.     Mir  scheint,  die 
grössere  Bitterkeit  in  der  Rückerinnerung  der  Bauern  in  Li?-  und  Estland  an  die 
Zeit  der  Frohne  und  demgemäss  das  stärkere  Hervortreten  der  nationalen  Agitation 
gegen  das  Deutschthum  und  die  „Herren"  in  diesen  Provinzen  gegenüber  Kurland 
ist  zum  Theil  dem  Umstände  zuzuschreiben,  dass  in  der  letztgenannten  Provinz  das 
sogenannte  Reeschen- System  herrschte,  das  in  den  erstgenannten  sieh  nur  wenig 
vorfand:  dieses  System  bestand  darin,  dass  der  Frohnbauer  (Wirth  eines  Bauerhofes) 
nicht  „Arbeitstage"  zu  leisten,  sondern  ein  bestimmtes,  der  Grösse  des  betreffenden 


—    193    — 

solcher.    Als  letzte  Gruppe  kleiner  selbständiger  Wirtschaftseinheiten 
wären  in  gewissem  Sinne  noch  die  „Halbkörner",  welche  Land  auf  Antheil 


Bauerhofes  entsprechendes  Quantum  an  Land  (Acker,  Wiese)  zu  bestellen  oder  be- 
stimmte Stückarbeiten,  für  deren  Vollendung  eine  (gesetzlich)  festgestellte  Anzahl 
von  Arbeitstagen  als  geleistet  angerechnet  wurden,  auszuführen  hatte.  Andererseits 
ist  aber  der  Landknecht  nicht  so  gesichert  in  seiner  Landstelle,  wie  der  frühere 
Frohnbauer,  wenn  auch  freilich  das  Streben  herrscht,  den  Landknecht  bleibend  in 
seiner  Landstelle  zu  belassen,  was  ja  auch  im  Interesse  des  Gutsherrn  liegt.  Es 
ist  nun  Sitte,  die  Landknechte  nicht  einzeln  anzusiedeln,  sondern  es  wird  ein  „Knechts* 
etablissement"  gegründet:  ein  grösseres  Landquantum  wird  in,  zumeist  aus  mehreren 
Landstreifen  bestehenden  Parcellen  zu  Landstellen  getheilt,  die  erforderlichen  Ge- 
bäude, soweit  sie  nicht  bereits  auf  eingezogenen  bauerlichen  Höfen  der  Quote  oder 
andersartig  vorhanden  waren,  werden  zumeist  bei  einander  gebaut.  Es  sei  noch 
bemerkt,  dass,  soweit  meine  persönlichen  Kenntnisse  reichen,  die  Landstreifen  im 
Flurzwang  stehen;  freilich  ist  ohnehin  das  Wirtschaftssystem  gewöhnlich  ein  vom 
Herrenhof  bestimmtes.  Die  Grösse  einer  Landstelle  ist  verschieden,  soll  aber  nicht 
5  Lofstellen  (ca.  1%  Dess.)  an  Acker  (auch  Buschland)  und  Garten  überragen,  da 
dann  das  Dienstverhaltniss  in  die  Kategorie  der  gesetzlich  verbotenen  Frohne  fallen 
würde  (Art  151  und  153  der  Inländischen  Bauerverordnung  vom  Jahre  1860);  es  liegt 
übrigens  die  Möglichkeit  einer  anderen  Interpretation  vor,  die  aber  meines  Wissens 
von  zustandiger  Seite  nicht  erfolgt  ist  In  Wirklichkeit  bestehen  Landstellen  von 
grösserem  Ackerareal  in  grosser  Zahl:  8,  10  und  selbst  12  Lofstellen  Acker  mit 
dem  entsprechenden  Wiesenquantum.  Solche  Landstellen  sind  volle  Kleinbauerstellen, 
deren  Inhaber  mitunter  gar  über  ein  eigenes  lebendes  und  todtes  Wirthschaftsinventar 
verfugen.  Unter  diesen  Landknechten  mit  grösserem  Landareal  ist  das  vielfach  mit 
Erfolg  gekrönte  Streben  zu  constatiren,  aus  diesem  Dienstverhaltniss  zu  Pachtern 
der  Landstelle  zu  werden:  sie  zahlen  dann  ihre  Jahresgeldpacht  und  verfugen  über  die 
eventuell  freie  Arbeitszeit,  die  ihre  Pachtstelle  nicht  beansprucht,  nach  eigenem 
Ermessen.  Hiermit  sind  sie  aus  der  Stellung  eines  Landknechts  ausgeschieden,  und 
wenn  sie  weiterhin  auf  dem  Herrenhof  arbeiten,  so  als  freie  Tagelöhner. 

v.  Jung-StUling  verkennt  die  Stellung  und  die  social -ökonomische  Bedeutung 
dieser  Institution,  indem  er  die  Landknechtstelle  überhaupt  als  eine  nicht  selbständige 
landwirtschaftliche  Wirtschaftseinheit  ansieht  und  sie  als  Knechte  behandelt  Wenn 
die  Stellung  des  Landknechts  auch  noch  als  zweifelhaft  hingestellt  werden  kann, 
so  ist  es  jedenfalls  unrichtig,  einen  Gomplex  solcher  Landknechtstellen  als  eine 
Wirtschaftseinheit  aufzufassen. 

Aus  dem  Mitgetheilten  ergiebt  sich,  dass  dieses  Institut  dem  in  Norddeutschland 
weit  verbreiteten  der  Insten,  Instleute  im  Allgemeinen  nicht  entspricht  (Professor 
Th.  von  der  Goltz:  Landwirthschaft  I  in  Schönberg's  Handbuch  der  Politischen  Oeko- 
nomie  Theil  II,  Auflage  II,  pag.  45—46),  vielmehr  stehen  diese  unseren  „Accord- 
arbeitern"  und  „DeputatistenM  naher:  die  Accordarbdter  erhalten  bei  freier  Wohnung 
mit  Beheizung  etwas,  aber  bestelltes  Gartenland  (nebst  dem  Unterhalt  für  einige 
Kühe  etc.  Futter,  Weiderecht),  Deputat  oder  auch  ein  Fixum  Geld  und  für  die 
tägliche  Leistung  eine  besonders  bestimmte  Zahlung,  für  das  Pflügen  und  die  anderen 
Arbeiten  pro  Lofstelle.  Vielfach,  aber  nicht  immer  erhalt  auch  der  Deputatist  neben 
dem  Deputat  und  dem  Geldlohn  den  Unterhalt  für  einiges  Vieh  und  auch  noch 
etwas  bestelltes  Gartenland.  Ein  solcher  Deputatist  unterscheidet  sich  dadurch  vom 
Accordarbdter,  dass  er  für  die  Arbeit  nicht  im  „Accord"  bezahlt  wird.  Die  erste 
eingehendere  Arbeit  über  diese  Frage  in  diesen  Provinzen  ist  die  lehrreiche  Studie  von 

t.  Keuiiler,  Geschichte  und  Kritik  des  Oemeindebesitsas.    HL  13 
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an  der  Ernte  (Theilbau)  übernehmen.    Es  finden  sich  keine  .Daten  über 
die  Verbreitung  dieses  Systems.1) 

Das  zweite  wesentliche  Moment  in  der  Frage  der  Vertheilung  des 
bäuerlichen  Grundbesitzes  ist  der  Charakter  des  Besitzrechtes.*)  Von 
den  26,622  Bauerhöfen  auf  dem  rechtlich  geschützten  Bauerland  von 
1,245,814  Dess.  sind  durch  freien  Kauf  (zumeist  durch  die  Credit- 
vermittelung  der  sogenannten  Adeligen  Creditsocietät,  in  der  ersten  Zeit 
auch  durch  die  der  Bauerrentenbank)  bis  zum  Jahre  1881:  16,033  Höfe 
mit  814,422  Dess.  in  das  Eigenthum  der  Inhaber  übergegangen,  die  übrigen 
Höfe  im  vielfach  gesetzlich,  jedoch  nicht  gegen  Erhöhung  der  Pacht 
geschützten  Pachtbesitz.  Desgleichen  tragen  einen  geschützten  Cha- 
rakter die  9384  Höfe  mit  219,816  Dess.  in  den  Domänengemeinden,  von 
welchen  1234  Höfe  mit  47,045  Dess.  durch  Ablösung  zum  Eigenthume 
(bis  1880?)  erworben  sind.  Mithin  befanden  sich  auf  dem  Bauerlande 
17,267  Höfe  mit  861,467  Dess.  im  Eigenthum  der  Bauern.  Die  Eigen- 
thumserwerbung  durch  die  Domänenbauern  wird  mit  dem  1.  Januar  1887 
durch  das  Gesetz  vom  12.  Juni  1886  abgeschlossen,  welches  die  Zwangs- 
ablösung dieses  Bauerlandes  im  ganzen  Reich  anordnet  Was  das  andere 
Bauerland  anbetrifft,  so  hat  in  den  letzten  Jahren  der  Verkauf  desselben 
nur  langsam  zugenommen.  Mit  der  Ablösung  des  Domänenbauerlandes 
wird  die  Frage  des  Verkaufs  des  Bauerlandes  der  anderen  Güter  in 
den  baltischen  Provinzen  zu  einer  acuten.  Es  scheint  mir  jetzt,  da 
das  Bauerland  im  ganzen  übrigen  Reich  bereits  abgelöst  wird,  die 
dringendste  Nöthigung  für  die  resp.  Landtage  vorzuliegen,  in  dieser 
wichtigen  Frage  die  Initiative  zu  ihrer  vollen  Lösung  zu  ergreifen.  Ton 
den  4903  Bauerhöfen  mit  231365  Dess.  auf  der  Quote  sind  1050  Höfe 
mit  49,052  Dess.  im  Eigenthume,  sowie  von  den  7637,  von  dem  eigent- 
lichen Hofisland  abgetheilten  Höfen  mit  200,205  Dess.  907  Höfe  mit 
19,646  Dess.  im  Eigenthume,  die  übrigen  im  Pachtbesitz  der  Inhaber. 
Mithin  sind  von  den  47,546  Höfen  mit  1,897,200  Dess.  im  Eigenthume 
der  Inhaber:  19,224  Höfe  mit  930,165  Dess.,  im  Pachtbesitz:  28,322  Höfe 
mit  967,035  Dess.  Zu  dem  Grundbesitz  in  bäuerlicher  Wirtschaft  Hessen 
sich  noch  in  gewissem  Sinne  die  32,839  Dess.  rechnen,  die  sich  in  der 


A.  Lieventhal  (z.  Z.  Director  and  Professor  am  baltischen  Polytechnikum  an.  Riga: 
„Zur  Lage  und  Frage  der  ländlichen  Arbeiter  in  Kurland"  in  der  Baltischen  Honata- 
schrift 1874,  Bd.  23,  erstes  Doppelheft  pag.  47—85. 

*)  Die  in  den  „Materialien  zur  Kenntniss"  etc.  nach  den  Angaben  der  letzten 
Volkszählung  (1881)  angegebenen  8742  Halbkörner  mögen  ebensowenig  der  Wirk- 
lichkeit entsprechen,  wie  die  auf  Grundlage  derselben  Volkszählung  gebotene 
Angabe  der  285  Grossgrundbesitzer,  deren  Zahl  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  er* 
heblich  grösser  ist. 

a)  Hier  wie  überhaupt  in  diesen  Daten  —  ohne  die  Patrimonialgebiete  derSt&dte. 
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Nutzung  von  „Lwdknechten"  und  „Buschwäcjiteni"  befinden,  zusammen 
also  1,930,039  Dess. 

Dem  bäuerlichen  Grundbesitz  gegenüber  steht  der  eigentliche 
Orossgrundbesitz  (794  Bittergüter  und  Pastorate)  mit  1,436,992  Dess. 
{ausserdem  noch  157,071  Dess.  nicht  in  bäuerlicher  Nutzung  befindliches 
Domänenland),  und  zwar  1,430,452  Dess.  des  eigentlichen  Hpfelandes  (incL 
der  nicht  ausgeschiedenen  8133  Thaler  der  Quote)  und  6540  Dess.  an 
zum  Herrenhof  eingezogener  Quote.  Fügen  wir  hingu,  die  32,899  Dess., 
die  Knechtsetablissements  und  Buschwächtereien  umfassen,  und  die3§2,872 
Dess.  der  verpachteten  Hofe  auf  der  Quote  und  dem  eigentlichen  Hofs- 
land, so  ergeben  sich  1,832,703  Dess.  als  der  freien  Verfügung  des  Gross- 
grundbesitzes befindlich  (auch  hier  ohne  Domänwland)  gegenüber  1,465,630 
Dess.  geschützten  Bauerlandes  und  68,698  vom  Gutshof  (von  Hofsland 
und  der  Quote)  durch  Verkauf  abgetrennten  Dessätinen. 

Das  ökonomische  Uebergewicht  des  Grossgrundbesitzes1)  wird 
durch  den  Umstand  erheblich  gemildert,  dass  nicht  nutzbares,  resp. 
zur  Zeit  nicht  oder  nur  unbedeutend  genutztes  Land  (Impedimente: 
Moräste,  Sandflächen  u.  dergL),  wie  auch  Wald,  vornehmlich  auf  dem 
Grossgrundbesitz  sich  findet:  327,435  Dess.  Impedimente,  davon  492  Dess. 
auf  der  eingezogenen  Quote,  und  746,626  Dess.  Wald  (319  auf  der  ein- 
gezogenen Quote),  ausserdem  ca.  22,000  Dess.  dieser  beiden  Landarten 
auf  den  Knechtsetablissements  nebst  .Buschwächtereien  und  den  ver- 
pachteten Höfen  der  Quote,  während  auf  dem  geschützten  Bauerlande 
(mit  Ausschluss  des  Domänenbauerlandes,  über  welches  die  bezüglichen 
Angaben  fehlen)  nur  115,522  Dess.  als  Impedimente  und  48,922  Dess. 
als  Wald  verzeichnet  sind,  auf  den  verkauften  Höfen  der  Quote  aber 
3625  Dess.  als  Impedimente  und  2091  Dess.  als  Wald.  Die  vom  eigent- 
lichen Hofsland  durch  Verkauf,  wie  auch  durch  Verpachtung  abgetheilten 
Höfe  weisen  in  den  Tabellen  diese  Landarten  nicht  auf.9) 

*)  Die  Tabelle  Über  die  durchschnittliche  Grösse  der  „Haupthöfe"  (excl.  Pasto- 
rate) in  der  letzten  Publication  (Materialien  rar  Kenntnis»  der  livlandischen  Agrar- 
verhältnisse etc.)  ergiebt  Folgendes:  die  durchschnittliche  Grösse  des  an  einem  Haupt- 
hofe gehörigen  (?)  Culturareals  (Garten,  Acker,  Wiese,  Buschland  und  Weide)  schwankt 
in  den  acht  Kreisen  Livlands  von  214,12  Dess.  (Biga'scher  Kreis)  bis  358,52  Dess. 
(Pernau'scher  Kreis),  des  Gesammtareais  von  1662,64  Dess.  (Wenden'scher  Kreis)  bis 
3011,02  Dess.  (Pernau'scher  Kreis). 

»)  Es  ist  in  diesen  Materialien  nicht  angegeben,  in  welcher  Kategorie  sich  die 
Wirtschaftseinheiten  der  Krüge  (Herbergen  mit  einer  Schenke),  Kasterate,  Volks- 
schulen (als  Gagirung  der  Lehrer),  Mahlen,  welch  letztere  vielfach  verpachtet,  auch 
verkauft  sind,  aber  auch  in  Eigenregie  verwaltet  werden,  Gemeindeland  etc.  befinden. 
Sie  hatten  gesondert  aufgenommen  werden  sollen,  da  sie  nicht  die  gewöhnliche  land- 
wirthschaftüche  „Wirth&chaftseinheit"  bilden:  sie  vermehren  die  Zahl  an  Parcellen- 
▼irthschaften.  Ist  es  überhaupt  zn  bedauern,  wenn  in  einer  so  grossen,  mit  so  viel 
Mühe  verbundenen  statistischen  Untersuchung  nicht  die  Methode  der  Gruppirungen 

13« 
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Hat  min  auch  der  Grossgrundbesitz  die  dominirende  Stellung  im 
Lande,  so  hat  doch  die  Grosswirthschaft  in  der  Ent Wickelung  der  letzten 
Jahrzehnte  Einiges  an  Bedeutung  eingebüsst,  wenn  auch  das  gesetzlich 
gestattete  Einbeziehen  in  die  Grosswirthschaft  die  Yergrösserung  der- 
selben förderte.  In  Wirklichkeit  ist  nun  dieses  Recht  in  verschwindend 
geringem  Maasse  ausgenutzt  worden,  es  verblieben  nicht  allein  mit 
geringen  Ausnahmen  die  alten  „Quoten -Gesinde14  unberührt  im  alten 
Bestände,  von  denen  ein  bisher  freilich  nur  geringer  Theil  gar  in  das 
Eigenthum  ihrer  Inhaber  übergegangen  ist,  sondern  es  sind  auch  in 
steigendem  Maasse  Landthejüie  zu  grösseren  und  kleineren  Wirthschafts- 
einheiten  vom  Haupthof  durch  Verpachtung  und  auch  durch  Verkauf, 
wie  wir  gesehen  haben,  ausgeschieden. 

Der  zweite  wesentliche  Factor  im  social-ökonomischen  Bau  Livlands 
ist  der  Mittelgrundbesitz  oder  besser  als  bäuerlicher  Grossgrundbesitz 
zu  bezeichnen.  Wir  verstehen  hierunter  einen  Grundbesitz,  der  von  der 
bäuerlichen  Familie  nur  mit  Hülfe  von  engagirten  Arbeitskräften  bestellt 
werden  kann.  Er  umfasst  mit  nicht  in  Betracht  kommenden  Ausnahme- 
fällen das  gesammte,  unter  dem  „rothen  Strich"  stehende  Bauerland, 
herrscht  sehr  bedeutend  auf  der  Quote  vor  und  in  geringerem  Maasse 
auf  dem  Theile  des  eigentlichen  Hofslandes,  der  durch  Verpachtung  (and 
Verkauf)  von  ihm  abgesondert  ist 

Diesen  beiden  Grundbesitzarten  gegenüber  verschwindet  der  Klein- 
und  der  Parcellen-  (oder  Zwerg-)  Besitz,  der  nur  in  Ausnahmefällen  im 
Eigenthume  der  Inhaber  sich  befindet  In  Wirklichkeit  ist  er  aber  noch 
geringer,  denn  in  der  angegebenen  Ziffer  finden  sich  „Einheiten",  in 
denen  der  landwirtschaftliche  Betrieb,  wenn  er  überhaupt  besteht,  nur 
den  Appendix  zu  dem  Zweck  der  Einheit  bildet,  wie  oben  bemerkt: 
Krüge  (Herberge  mit  Schenke),  Mühle,  Schulland  (Gagirung  des  Volks- 
schullehrers),  Gemeindeland  (Schulhaus,  Gemeindehaus)  etc.  Und  hier 
gelangen  wir  auf  das  Gebiet,  in  welchem  der  livländischen  Agrarpolitik 
noch  ein  weites  Feld  offen  liegt. 

Wir  wollen  hier  allgemeine  Erwägungen  beiseite  lassen  und  nur  von 
dem  Boden  der  thatsächlich  sich  gestaltenden  Verhältnisse  aus  die  Frage 
kurz  berühren.    Vorerst  sei  jedoch  mit  allem  Gewicht  und  voller  Er- 


und  die  Elemente,  ans  welchen  die  Zusammenstellungen  bestehen,  dargelegt  und  aos- 
einandergesetzt  werden,  so  ist  die  Unterlassung  geradezu  zu  tadeln,  wenn  es  sich  am 
ein  Unternehmen  handelt,  das  in  weiteren,  vielfach  der  baltischen  Entwicklung  feind- 
seligen, mit  den  bezüglichen  Verhältnissen  unbekannten  Kreisen  richtige  Kenntnisse 
verbreiten  solL  Man  darf  sich  daher  nicht  wundern,  dass  das  durch  die  Tendensiotftt, 
durch  das  Bestreben,  Alles  als  gut  und  gesund  zu  schildern,  geweckte  Misstraum 
durch  das  Unterlassen  jener  Mittheilungen  verstärkt  wird  und  das  Werk  der  prak- 
tischen Wirkung  beraubt 
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kenntriss  der  Bedeutung  dieses  Moments  auf  das  in  grossem  Maasse  und 
in  steigender  Progression  sich  darthuende  Wachsthum  des  gedämmten 
ökonomischen  Lebens  in  Liyland  wie  in  den  anderen  baltischen  Provinzen, 
und  zwar  nach  allen  Seiten  hin  und  aller  mit  der  Landwirtschaft  in  Be- 
ziehung stehenden  Bevölkerungsgruppen  hingewiesen.  Ungeachtet  dessen, 
dass  erst  1868  die  Frohne  vollständig  beseitigt  ward,  ist  die  Dreifelderwirth- 
schaft  bereits  als  ein  überwundener  Standpunkt  zu  betrachten  (ca.  9,4% 
auf  dem  Bauerland,  ca.  1,1%  auf  dem  Hofsland,  incL  der  Pastorate):  sie 
hat  rationelleren  Wirtschaftssystemen  weichen  müssen.  Das  Gulturareal 
hat  bedeutend  zugenommen:  von  1866  bis  1881/88  ist  von  dem  Areal  der 
„Impedimente"  auf  dem  Bauerland  1834%,  auf  dem  Hofeland  4,32%, 
überhaupt  9,95%,  vom  Waldareal  auf  dem  Bauerlande  1,27%,  auf  dem 
Hofsland  6,47%»  überhaupt  3,76%  zur  productiveren  Nutzung  heran- 
gezogen. Die  Wirthschaftsgeräthe  sind  überall  verbessert,  Maschinen 
aller  Art  befinden  sich  nicht  allein  in  grösster  Zahl  auf  dem  Grossgrund- 
besitz, sondern  verbreiten  sich  stetig  und  schnell  auch  in  der  bäuerlichen 
Wirthschaft.  Ganz  besonders  erfreuliche  Fortschritte  zeigt  die  Viehwirth- 
schaft  (durch  Vermehrung  und  Verbesserung  des  Viehbestandes).  Dabei  ein 
starkes  Steigen  der  Bodenpreise,  ungeachtet  dessen,  dass  das  Land  hier 
zumeist  nicht  mit  besonderer  natürlicher  Fruchtbarkeit  ausgestattet  ist, 
ungeachtet  der  Getreideconcurrenz  aus  den  fruchtbaren  inneren  Gou- 
vernements und  des  Niedergangs  der  Getreidepreise.  Nur  Unkenntniss 
oder  Voreingenommenheit  kann  es  in  Abrede  stellen,  dass  diese  erfreu* 
liehe  Prosperität  in  erster  Linie  und  in  ausschlaggebender  Weise  der 
Arbeitstüchtigkeit  und  der  Energie  der  Grossgrundbesitzer  zu  danken  ist 
Kein  Gouvernement,  ja  selbst  kein  Kreis  im  Innern  des  Reichs  zeigt 
einen  nur  annähernd  ähnlichen  allgemeinen  Fortschritt  (vereinzelte 
Fälle  abgerechnet)  in  der  Landwirthschaft. 

Diese  Prosperität  der  Landwirthschaft  ist  nicht  allein  der  grund- 
besitzenden Bevölkerung  zu  Gute  gekommen,  sondern  auch  der  Arbeiter- 
bevölkerung: die  der  Entwickelung  der  Wirthschaft  entsprechend  sehr 
stark  gestiegene  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  hat  den  Arbeitslohn  (in 
allen  seinen  vielen  Formen)  sehr  bedeutend  erhöht 

Ungeachtet  des  schnellen  und  starken  Steigens  der  Löhne,  das  dem 
Arbeiter  die  Befriedigung  früher  nicht  gekannter  Bedürfhisse  gestattet, 
und  auch  bei  erhöhtem  Standard  of  life  die  jährliche  Ersparung  einer 
erklecklichen  Summe  ermöglicht,  fühlt  sich  ein  erheblicher  Theil  der 
Knechte  nicht  mit  seiner  Lage  zufrieden:  sie  fohlen  den  Mangel  der 
social-ökonomischen  Selbständigkeit.  Wie  stark  und  verbreitet  das  Streben 
nach  einer  selbständigeren  Lebensstellung  ist,  ergiebt  sich  aus  einer 
ganzen  Reihe,  einander  erklärender  und  bestätigender  Erscheinungen. 
Dass  Viele  die  Stellung  eines  freien  Tagelöhners  der  ökonomisch  ge- 
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sicherten  Stellung  eines  „Jahresknechts"  vorriehen,  lässt  sich  rifcht  so 
ohne  Weiteres,  wie  vielfach  geschieht,  ans  Faulheit  erklären;  es  liegt  wol 
zumeist  dasselbe  Streben  zu  Grunde,  das  die  Leute  (auch  die  Tagelöhner) 
schaarenweise  auf  den  Gutshof  führt,  auf  welchem  Landknechtsetablisse- 
ments eingerichtet  werden.  Und  sie  begnügen  sich  als  Landknechte  vielfach 
mit  einein  geringeren  Einkommen,  als  ihnen  in  der  Stellung  als  Jahres- 
knecht auf  dem  Hofe  winkt  Dasselbe  Streben  treibt  ihn,  da  er  dieses  in 
der  Heimath  nicht  befriedigen  kann,  zur  Auswanderung  in  andere  Gouver- 
nements, wo  er  vielfach  unter  den  schwersten  Mühen,  bei  einem  Leben  und 
in  einer  Behausung,  von  welchen  er  in  der  alten  Heimath  keinen  Begriff 
gehabt  hat,  sich'  in  den  ersten  Jahren  ohne  Murren  durchschlägt,  denn  er 
ist  socisl-ökonomisch  selbständig  und  hat  die  Hoflhung,  durch  tüchtige  Ar- 
beit sich  ein  gesichertes  Wohlbefinden  auf  der  eigenen  Scholle  zu  schaffen. 
Der  Unzufriedenheit  mit  dieser  ihrer  Lage  ist  die  unter  den  Knechten, 
den  Landlosen  sich  immer  wieder  bemerkbar  machende  Unruhe,  das  agi- 
tatorische Wühlen  gegen  die  bestehenden  Verhältnisse,  wenn  dieses  auch 
zumeist  den  Charakter  einer  nationalen  Bewegung  trägt,  zuzuschreiben.1) 

*)  Es  kann  gegen  diese  Darlegung  nicht  darauf  hingewiesen  werden,  dass  die 
Baaerhöfe  auf  dem  Bauerland  nicht  bis  zum  Minimum  und  auch  nicht  in  grösserem 
Maasse  auf  der  Quote  getheüt  werden.  Solches  findet  seine  Erklärung  in  anderen 
Umstanden.  So  lange  das  Bauerland  noch  unter  der,  1868  durch  Gesetz  vollständig 
abgeschafften  Frohne  und  unter  Geldpacht  stand,  hing  jede  Theilung  der  Bauerhöfe 
Tom  Gutsherrn  ab,  der  im  ökonomischen  Interesse  solchen  Theilungen  abhold  war. 
Und  als  das  Bauerland  (seit  1867  in  grösserem  Maasse,  in  welchen  Jahren  erst 
10,64%  des  Thalerwerthes  verkauft  war)  allmälkh  durch  freien  Kauf  in  das  Eigentums 
der  Inhaber  (1882:  64,46%)  überging,  hatte  der  Gutsbesitzer  zur  Sicherstellung  des 
Kaufschillingrestes  sich  das  Recht  der  Entscheidung  in  dieser  Beziehung  vorbehalten, 
wie  auch  der  Inländische  adlige  Creditverein,  mit  dessen  Creditoperation  die  Kaufe  der 
bäuerlichen  Höfe  zu  Stande  kommen,  zu  Theilungen  des  Grundbesitzes  seine  Geneh- 
migung zu  ertheilen  hat  Dazu  kommt,  dass  die  Bauerhöfe  arrondirte  Besitzungen  re- 
präsentiren:  in  der  südlichen  Hälfte  lebt  die  bäuerliche  Bevölkerung  auf  Einzelhöfen, 
in  der  nördlichen  freilich  auf,  aber  nur  kleinen  Dörfern,  aber  auch  in  den  Dörfern  ist 
der  Grundbesitz  eines  jeden  Hofes  (in  neuerer  Zeit)  fast  ausnahmslos  arrondirt  worden. 
Die  Naturaltheilung  wird  hierdurch  erschwert  Endlich  darf  nach  dem  Gesetz  der 
Gutsherr  beim  Verkauf  mit  Zustimmung  des  Käufers  eines  Bauerhofes  (durch  eine 
Erklärung  in  dem  Kaufverträge)  den  letzteren  für  sich,  seine  Erben  und  Rechtsnehmer 
auf  die  ihm  als  Eigenthümer  zustellende  Befugniss  der  Zerstückelung  desselben  (sd 
bis  zum  Minimalsatz)  verzichten  lassen  und  dadurch  ihn  verpflichten,  das  gekaufte 
Gesinde  für  immerwährende  Zeiten  in  gegenwärtiger  Grösse  „unalterirt"  zu  erhalten. 
Wie  häufig  derartige  Declaraüonen  erfolgt  sind,  darüber  fehlen  Daten.  Auch 
die  Bestimmungen  aber  die  Erbfolge  gehen  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  der 
Bauerhof  hierbei  nicht  getheilt  wird«  So  hat  der  ganze  Charakter  der  historischen 
Entwickelung  der  Irländischen  bäuerlichen  Verhältnisse  den  im  Allgemeinen  wohl- 
thätigen  Einfluss  auf  die  Denkweise  der  Bauern  geübt,  die  sich  gegen  die  Zer- 
splitterung der  einmal  gegebenen  Wirtschaftseinheit  sträubt,  andererseits  aber  auch 
sich  ungern  von  dem  durch  der  Väter  Schweiss  bearbeiteten  Boden  durch  Verkauf 
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In  welcher  Weise  kann  nun  —  im  Interesse  des  Landes  und  seiner 
gesunden  inneren  Entwickelung  —  dieses  Bedürfniss  einer  zahreichen 
Bevölkerungsgruppe  befriedigt  werden  mit  mögliebster  Schonung  der 
tatsächlichen  Verhältnisse?  Es  liegt  nicht  im  Rahmen  unserer  Unter* 
suchung,  diese  Frage  mit  all'  den  erforderlichen  Einzelheiten  der  Be- 
gründung zu  beantworten.  Wir  beschränken  uns  auf  die  kurze  Angabe 
der  hauptsächlichen  hier  in  Betracht  kommenden  Elemente. 

Fürs  Erste  erscheint  mir  erforderlich,  dass  das  Minimum  des  Bauer- 
hofes auf  dem  Bauerlande,  welches  Landquantum  (10  Thaler,  etwa  22 
Dess.  Nutzland)  in  Folge  des  landwirtschaftlichen  Fortschrittes  mehr 
Arbeit  zur  Bestellung  bedarf  als  früher,  wie  wir  gesehen,  bis  zu  der 
Grenze  verringert  werde,  dass  das  Landquantum  wirklich  nur,  wie  das 
Gesetz  (Livländische  Bauerordnung  vom  Jahre  1860,  Art  114)  es  bestimmt, 
„die  nothwendige  Bedingung  für  das  selbständige  Bestehen  einer  Familie 
auf  dem  Grundstücke  erfüllt"  Diese  Grenze  dürfte  etwa  5  Thaler  sein1), 
soweit  kein  anderer  Maassstab  beliebt  wird:  Bestand  des  zur  Bestellung 
des  „Minimums"  erforderlichen  Arbeitsviehs  etc.  oder  etwa  das  weiter  unten 
anzugebende  estländische  Minimum.  Ein  solcher  Grundbesitz  beschäftigt 
eine  mittelstarke  Familie  voll  und  gewährt  ihr  ein  hinreichendes  Ein- 
kommen. Ebenso  sollte  das  M«hnnm  verringert  werden,  etwa  auch  auf 
die  Hälfte  (40  Thaler),  welche  neue  Begrenzung  leicht  durch  obligatorische 
Naturaltheilung  grösserer  Höfe  (auf  bezüglichen  Antrag)  mindestens  unter 
zwei  Erben  verwirklicht  werden  kann.  Das  gesetzlich  verlangte  Inventar, 
das  die  in  Wirklichkeit  wol  überall  überschrittene  Minimalgrösse  normirt,. 
beträgt  für  den  Hof  von  40  Thalern  4  Arbeitspferde  und  13  Stück  Bind- 
vieh. Man  rechnet  zur  Zeit  einen  vollen  Arbeiter  (und  die  entsprechende 
weibliche  Hülfsarbeit)  auf  je  5  Thaler.  Mag  auch  auf  sehr  grossen  Höfen 
verhältnissm&ssig  weniger  Arbeitskraft  beansprucht  werden,  so  glauben 
wir  mit  der  Angabe  nicht  fehlzugreifen,  wenn  wir  6—7  Arbeiter  für 


trennt  So  hat  denn  auch  eine  Zusammenlegung  von  Bauerhöfen  bis  zur  Maadmal- 
grösse  in  der  kurzen  Zeit  des  bäuerlichen  Grundeigentums  sich  nicht  ausbilden 
können. 

*)  v.  Jung-Stilling  .bezieht  sich  in  den  Materialien  etc.  (1885)  wol  auf  das  Mi- 
nimum- und  das  Maximumgesetz,  ohne  die  beiden  Grössen  anzugeben,  er  Terleitet  gar 
den  Leser  zur  Meinung,  als  ob  5  Thaler  die  Minimalgrenze  sei  (pag.  7,  zweite  An- 
merkung). Auch  remarkirt  er  nicht  das  Bestehen  von  Wirtschaftseinheiten  über 
80  Thaler  und  erweckt  dadurch  im  unkundigen  Leser  die  Meinung,  als  ob  die  Maximal« 
grenze  noch  höher  sei  Wenn  er  nun  auch  mit  allem.  Gewicht  für  die  bestehende 
Agrarorganisation  und  Agrargesetzgebung  eintritt,  so  ist  doch  für  ihn  die  Grösse 
eines  10  Thalerhofes  eine  so  wenig  wirtschaftlich  markirende,  dass  er  die  Parcellen- 
wirthschaft  bis  5  Thaler,  die  Kleinwirthschaft  aber  von  5—20  Thaler  rechnet  (pag.  6), 
Solches  spricht  für  meinen  Vorschlag  der  Verringerung  der  Minimalgrenze  bis  auf 
5  Thaler. 
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einen  Hof  von  40  Thalern  Landes  annehmen.    Ein  entschieden  grosser 
Bauerhof  und  eine  grosse  bäuerliche  Wirthschaft! 

Weiterhin  wäre  eine  Theilung  der  grossen  Bauerhöfe»  und  zwar  um 
so  mehr  je  grösser  sie  sind,  zu  fördern.  Auch  sollte  der  Creditverein, 
dem  sie  zumeist  verpfändet  sind,  der  Theilung  (bis  zum  Minimum)  keine 
Schwierigkeiten  in  den  Weg  stellen.  Die  Sicherheit  des  verpfändeten 
Bauerhofes  wird  dadurch  nicht  erschüttert 

Sodann  wäre  es  zweckentsprechend  und  zu  empfehlen,  dass  der 
Theil  der  Quote,  der  bis  jetzt  nicht  in  einem  wirtschaftlichen  Ver- 
bände zum  Herrenhof  steht1),  durch  Gesetz  wieder  unter  den  „rothen 
Strich"  gestellt  werde,  &  h.  den  vollen  Charakter  des  Bauerlandes  erhalte, 
jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dass  für  ihn  nicht  das  Minimalgesetz, 
wol  aber  das  Maximalgesetz  zu  gelten  hätte.  Auch  diese  Beform  ent- 
spricht den  Intentionen  der  Gesetzgebung.  Die  Errichtung  der  Quote, 
d.  L  das  Recht  der  Einziehung  eines  Theiles  des  Bauerlandes  steht  im 
directen  und  einzigen  Zusammenhang  mit  der  Beseitigung  der  Frohne. 
Das  Tempo  der  Einbeziehung  des  Quotelandes  ward  gesetzlich  mit  dem 
Maass  der  Abschaffung  der  Frohne  auf  dem  betreffenden  Landgut  in 
Relation  gesetzt.  Diese  Kürzung  des  Bauerlandes  ward  in  Erwägung 
zweier  Momente  zugegeben:  der  Notwendigkeit  der  Etablirung  von 
Knechten  für  die  Wirthschaft  des  Gutshofes,  sowie  der  sich  eventuell 
nöthig  erweisenden  Arrondirung  des  Hofslandes,  das  zur  Zeit  der  Frohne 
—  ganz  practisch  —  längs  dem  Bauerlande  sich  hinzog.  Zwei  Decennien 
nach  Abschaffung  der  Frohne  sind  diese  Motive,  aus  welchen  allein  die 
Quote  errichtet  wurde,  gegenstandslos  geworden:  die  Gutswirthschaft  hat 
sich  bereits  der  neuen  Wirthschaft  mit  Anmiethung  von  Arbeitern  (Knechten) 
anbequemt  Sind  nun  die  Motive  zu  jener  Rechtsgewährung  in  Wegfall 
gerathen,  so  liegt  keine  hinreichende  Veranlassung  vor,  dieses  Recht 
auch  noch  weiterhin  zu  gewähren  —  zumal  bedeutungsvolle  social-öko- 
nomische  Gründe  dagegen  sprechen.  Was  bisher  von  der  Quote  noch 
nicht  eingezogen,  auch  nicht  zu  Knechtsetablissements  und  dergleichen 
verwandt  ist,  sondern  soweit  auf  der  Quote  die  alten  Gesinde  in  ihrer 
wirthschaftlichen  Gesondertheit  belassen  oder  durch  Parcellirung  kleinere 

')  Die  Quote  umfasst  260,573  Dess.  und  8133  Thaler,  davon  sind  durch  Ver- 
kauf ausgeschieden  vom  Haupthof  49,052  Dess.,  verpachtet  182,814  Dess.,  Knechts- 
etablissements und  Buschwächtereien  12,667  Dess.,  einbezogen  zum  Haupthof  nur 
6540  Dess.  und  8133  Thaler.  Es  würde  sich  also  um  das  verpachtete  und  verkaufte 
Land  (231,866  Dess.)  handeln.  Die  grösseren  Wirtschaftseinheiten,  deren  es  übrigem 
nur  wenige  giebt,  müssten  selbstverständlich  in  ihrem  Bestände  belassen  werden, 
so  dass  das  Maximalgesetz  nur  neue  Zusammenlegung  überhaupt,  wie  auch  die  der 
etwa  zur  Theilung  gelangten  grossen  Höfe  zu  verhüten  hätte.  Austausch  von 
Quotenland  gegen  Hofsland  —  nach  Analogie  des  Austausches  von  Bauerland  gegen 
letzteres. 
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Bauerhöfe  errichtet  sind,  sollte  den  bisherigen  bäuerlich -wirthschaft- 
lichen  Charakter  durch  gesetzlichen  Schütz  bleibend  behalten.  Die  Nicht- 
Ausdehnung  des  Minimalgesetzes  auf  dieses  Land  hat  den  Zweck,  hier 
die  Entstehung  von  Parcellen-(Zwerg-)Grundbesitz  zu  fördern.  (Even- 
tuell wäre  die  Gleichstellung  dieser  Quote  mit  dem  Bauerland  auch  in 
dieser  Beziehung  und  Normirung  eines,  je  nach  den  localen  und  zeitlichen 
Bedingungen  verschiedenen  Bruchtheils  dieses  gesammten  Landes  zur 
treten  Theilbarkeit  zu  empfehlen).  Ich  verhehle  mir  durchaus  nicht  das 
Missliche  eines  solchen  neuen  Eingriffes  in  das  Grundeigenthumsrecht 
(Beschränkung  desselben  in  Betreff  jenes  Theiles).  Aber  andererseits 
lässt  sich  füglich  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  die  Errichtung  der  Quote 
überhaupt,  namentlich  aber  ihre  ausserordentliche  dem  Zwecke  der  Mass- 
nahme durchaus  nicht  entsprechende  Grösse  ein  schlimmer  Fehler  der 
Gesetzgebung  war,  welcher  in  der  angegebenen  Begrenzung  ohne  wirt- 
schaftliche Schädigung  des  Grossgrundbesitzes  beseitigt  werden  kann. 
Denn  alle  Zeichen  sprechen  dafür,  dass  an  eine  Aufsaugung  dieser  Bauer- 
höfe durch  die  Grosswirthschaft  in  irgend  wie  erheblichem  Maasse  nicht 
zu  denken  ist,  denn  sie  wäre  im  Grossen  und  Ganzen  nicht  vorteilhafter 
als  die  Verpachtung.  Eine  Erweiterung  der  Wirtschaft  auf  dem  Gross- 
grundbesitz vollzieht  sich  zur  Zeit  und  für  eine  ferne  Zukunft  auf  dem 
grossen  gar  nicht  oder  wenig  ausgenutzten  Areal  des  eigentlichen  Hofe- 
landes.  Und  es  fiele  der  Grosswirthschaft  der  nicht  gering  zu  schätzende 
Vortheil  zu,  in  den  Parcelleninhabern  Arbeitskräfte  zur  Verfügung  zu 
haben;  der  ökonomische  Vortheil  wäre  vielleicht  nicht  geringer,  als  der 
durch  die  Beseitigung  der  Frohne  erlangte,  von  der  man  früher  meinte, 
sie  würde  die  Grosswirthschaft  unmöglich  machen. 

Der  grosse  Gewinn  dieser  Maassregel  wäre,  dass  durch  diese  allmä- 
liche  Umwandlung  in  der  Vertheilung  des  in  bäuerlicher  Nutzung  be- 
findlichen Landes  der  sociale  Bau  des  livländischen  Gemeinwesens  eine 
sehr  bedeutungsvolle  Stärkung  erfahren  würde,  der  er  zumal  in  der 
jetzigen  Zeit  der  Zersetzung  besonders  bedarf.1)  Dabei  entspricht  sie 
vollständig  der  in  neuerer  Zeit  sich  stetig  stärker  bemerkbar  machenden 

*)  Leider  verkennt  der  Landtag  in  seiner  Politik,  wie  auch  in  seiner  letzten 
Publication  („Materialien  zur  Kenntniss  der  livländischen  Agrarverhältnisse  etc.") 
vollständig  die  Bedeutung  dieser  Frage.  Die  einmal  —  meines  Wissens  —  angeregte 
Frage  der  freien  Theilbarkeit  eines  Bruchtheils  des  Bauerlandes  jeder  Gemeinde  hat 
keine  sympathische  Aufnahme  gefunden.  Dagegen  hat  der  Antrag  auf  Errichtung 
eines  „Anerbenrechts"  zur  Erhaltung  der  bauerlichen  Höfe  im  jetzigen  Bestände  der 
herrschenden  Richtung  entsprochen  und  ist  ihm  Seitens  des  Landtages  weiterer  Fort- 
gang zur  Verwirklichung  gewährt.  Auch  mir  erscheint  ein  Anerbenrecht  geboten» 
jedoch  nicht  zur  Erhaltung  der  grossen  Bauerhöfe,  vielmehr  sollte  die  Natural- 
theilung dieser  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  (also  etwa  Zwei-  oder  Dreitheilung) 
gefördert  werden,  wobei  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  bei  mehr  Erben    den 
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Tendenz  in  der  Wirtschaftsführung:  der  Errichtung  kleiner  Landstelkn 
auf  der  Quote  wie  auf  dem  Hofslande. 

Kürzer  haben  wir  uns  —  ans  Mangel  an  bezüglichem  Material  — 
in  Betreff  der  anderen  Bestandteile  der  baltischen  Lande  zu  fassen. 

Für  die  Insel  Oesel  mit  den  anliegenden  Inseln,  die  staatlich- 
administrativ (als  besonderer  Kreis)  zu  Livland  gehören,  aber  communal 
eine  selbständige  Stellung  (eigenen  Landtag  etc.)  gemessen,  beträgt  das 
gesetzliche  Minimum  für  eine  bäuerliche  Landstelle  auf  dem  Bauerland 
drei  Dessätinen  Ackerland  mit  dem  entsprechenden  Areal  an  Garten« 
land,  Wiesen-  und  Weideland.  Diese  Grösse  entspricht  ungefähr  dem 
von  mir  für  Livland  beantragten  Minimum.  Auch  hier  werden  die  ans 
früherer  Zeit  bestehenden  kleineren  Landstellen  in  ihrem  bisherigen 
Bestände  belassen.  Und  es  wird  im  Gesetz  noch  ausdrücklich  hinzu- 
gefügt, dass  die  Bildung  von  Häuslerstellen  auf  dem  Bauerlande  be- 
dingungslos untersagt  ist  Das  Maximum  ist  auf  24  Dessätinea  Acker- 
land gleichfalls  mit  dem  entsprechenden  Areal  an  Garten-,  Wiesen- 
und  Weideland  normirt,  aber  mit  der  dieses  Gesetz  in  einer  wichtigen 
Beziehung  illusorisch  machenden  Clausel,  dass  es  gestattet  wird,  auch 
mehr  Bauerland  zusammen  zu  kaufen,  nur  müsse  das,  das  Maximum 
überschreitende  Quantum  verpachtet  (aber  nur  in  Geldpacht,  nicht  in 
Frohne)  werden,  so  dass  in  eigener  Bewirtschaftung  nur  jenes  Maximum 
verbleiben  dar!1)  Diese  Clausel  macht  das  Aufkaufen  des  ganzen  Bauer 
landes  möglich  und  gefährdet  dadurch  den  Kleingrundbesitz.  Ihre  Be- 
seitigung erscheint  durchaus  geboten,  wenn  auch  diese  Bestimmung  bisher 
keine  praktische  Bedeutung  hat  gewinnen  können,  da  mit  dem  Verkauf 
von  Bauerland  nur  der  erste  Anfang  gemacht  ist:  bis  zum  23.  April  1882 
waren  im  Kreisgericht  erst  59  Grundstücke,  wie  ich  einer  Notiz  des 
„Arensburger  Wochenblattes"  entnehme,  im  Werthe  von  25,742  BbL  ver- 
kauft, sie  bildeten  Bestandteile  von  26  Gütern,  von  denen  sich  jedoch 
nur  fünf  in  privatem  Besitz  befanden  (die  anderen  sind  Domänengüter).— 
Auch  hier  finden  wir  die  Quote,  die  das  „Sechstel"  heisst  Das  bis  zum 
22.  Februar  1851  in  bäuerlicher  Nutzung  gewesene  Land  soll  ihr  ver- 
bleiben, jedoch  kann  „als  Ausnahme"  —  bei  Abschaffung  der  Frohne  */« 
des  Bauerlandes  (oder  ,3auerpachtlandes",  wie  es  im  Gesetz  genannt 
wird),  eingezogen  werden  mit  der  Bestimmung,  dass  dieses  Land  Vorzugs* 
weise  zur  Ansässigmachung  (ajux  Bo^opema  h  Ha^ema)  von  Hofs- 
knechten verwendet  werde.  Nur  ganze  Gesindestellen  dürfen  hierbei  ein- 

Ornndbesitz  Uebernehmenden  gewisse  Vergünstigungen,  wie  sie  im  Anerbenrecht 
üblich  sind,  gewährt  wird. 

*)  „Allerhöchst  bestätigte  Regeln  vom  19.  Februar  1865  über  die  btaertiche 
Agrarrerfassung  auf  der  Insel  Oesel",  Art  21,  22. 

*)  „Kegeln",  Art  7  und  & 
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gezogen,  nicht  aber  Theile  abgeschnitten  werden,  auch  wenn  anders  nicht 
das  volle  „Sechstel"  zum  Hof  gezogen  werden  kann.  Mir  stehen  keine 
Daten  Aber  das  Schicksal  des  „Sechstels"  zu  Gebote.  —  Auch  hier  wohnen, 
wie  im  estnischen  Theile  Livlands,  die  Bauern  (Esten)  in  kleinen  Dörfern: 
Feld  wie  auch  Wiese  jedes  Wirthes  bestehen  aus  mehreren  schmalen 
Streifen:  Gemenglage,  gegenseitige  Weide  auf  dem  Brachfelde,  gemein- 
sames Weideland.  Eine  Arrondirung  des  bäuerlichen  Besitzes  scheint  in 
erheblicherem  Maasse  noch  nicht  erfolgt  zu  sein,  was  seinerseits  den 
Verkauf  des  Bauerlandes  verzögert  haben  mag.1) 

Aehnlich  wie  in  Livland  hat  sich  in  Estland,  das  mit  Ausschluss 
der  kurzen  polnischen  Herrschaft  über  Livland  das  gleiche  politische 
Schicksal  mit  dieser  Provinz  hatte,  die  Geschichte  des  bäuerlichen  Agrar- 
rechts gestaltet  Auch  hier  ward  dem  Gutsbesitzer  bei  der  1846  erfolgten 
Herstellung  des  „rothen  Strichs"  (Uneinziehbarkeit  des  Bauerlandes)  einen 
Theil  dieses  Landes,  und  zwar  den  sechsten,  mit  dem  Hofelande  zu  ver- 
einigen, gestattet,  nach  Maassgabe  der  Ablösung  der  Frohne  und  der 
Abgrenzung  des  Bauerlandes  —  wie  in  livland.  Dieser  Theil  des 
Bauerlandes  heisst  hiernach  das  „Sechstel".  Das  gesetzliche  Minimum 
beträgt  hier,  wie  auf  Oesel,  3  Dess.  Ackerland  nebst  dem  entsprechenden 
Areal  an  Wiesen-  und  Weideland  (des  für  Oesel  noch  genannten  Garten- 
landes geschieht  hier  nicht  Erwähnung),  wobei  aber  auch  von  früher  her 
bestehende  kleinere  Landstellen  als  selbständige  Wirtschaftseinheiten 
belassen  werden.  Das  Maximum  ist,  auch  wie  auf  Oesel,  auf  24  Dess. 
Ackerland  nebst  dem  entsprechenden  Wiesen-  und  Weideland  festgesetzt, 
doch  bezieht  sich  leider  auch  hier  dieses  Maximum,  wenn  auch  nicht  so 
präcis  formulirt  wie  in  Oesel,  nur  auf  die  Bewirthschaftung,  denn  es 
wird  in  einem  folgenden  Gesetzes-Artikel  erklärt,  dass  beim  Zusammen- 
legen von  Bauerstellen  sie  nicht  über  24  Dess.  Ackerland  zu  einem  „Hof" 
—  soll  wol  bedeuten  zu  einer  Wirthschaft  —  vereinigt  werden  dürfen.9) 
Das  livlftndische  Gesetz  ist,  wie  bereits  bemerkt,  in  dieser  Beziehung 
vollkommener.  Die  Restituirung  des  „Sechstels"  zu  „Bauerland"  in  der 
für  Livland  angegebenen  Begrenzung  ist  zu  empfehlen. 

Die  Zahl  der  „Gesindes"steUen  beträgt  17,472,  die  durchschnittliche 
Grösse  der  verkauften  Gesinde,  wenn  wir  Ausnahmefälle  bei  Seite  lassen, 
zwischen  33  und  40  Dess.8) 

*)  Auf  Oesel  dürfen  die  Rittergüter  nicht  unter  600  Oesel'sche  Lofstellen 
(ca.  162  Dess.)  —  Impedkaente  nicht  gerechnet  —  darunter  mindestens  200  Lof- 
Btellen  (64  Dess.)  Ackerland  getheilt  werden,  „Regeln",  Art.  4  und  6. 

•)  Eetlandiache  Bauerverordnung  v.  6.  Juli  1866  (nebst  den  Ergftnzungsregeln 
vom  28.  Januar  1669),  Art.  68—62. 

*)  Bis  zum  Jahre  1882  waren  im  Gänsen  2667  Gesinde  mit  91,617  Dess.  oder 
19,47%  aller  Bauergesinde  verkauft,  davon  2061  Gesinde  auf  dem  Banerland,  270 
auf  dem  „Sechstel"  und  dem  eigentlichen  gutsherrlichen  Hofsland,  der  Rest  sind 
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Kurland,  auch  in  dieser  Beziehung  das  glückliche  „Gottesländchen", 
hat  sich  ohne  ein  besonderes  bäuerliches  Agrarrecht  durchzuschlagen 
gewusst  Ein  eigentliches  Bauerland,  wie  in  den  Schwesterprovinzen,  ist 
hier  unbekannt  Die  Gutsbesitzer  hatten  bis  zum  Jahre  1863  die  freie 
Verfügung  über  das  gesammte,  auch  über  das  in  bäuerlicher  Nutzung 
befindliche  Land,  die  in  den  Allerhöchst  bestätigten  Regeln  vom  6.  Sep- 
tember 1863  über  die  Verpachtung  (Beseitigung  der  Frohne)  und  den  Ver- 
kauf der  bäuerlichen  Landstellen  mit  Bevorzugung  der  derzeitigen  In- 
haber derselben  die  ersten  wesentlichen  Beschränkungen  erfuhr.  Im 
Jahre  1867  ward  laut  Beschluss  des  Landtages  eine  vom  General-Gou- 
verneur am  21.  Februar  1867  bestätigte,  am  4  März  desselben  Jahres 
von  der  Commission  in  Sachen  der  Kurländischen  Bauerverordnung  ver- 
öffentlichte Verordnung  erlassen,  in  welcher  es  heisst:  es  soll  von  nun 
ab  die  Einziehung  von  Pacht-  und  Frohngesinden,  welche  als  solche  den 
Agrarregeln  von  1863  unterliegen,  weiter  nicht  stattfinden;  dieses  schliesst 
jedoch  nicht  die  Möglichkeit  des  Austausches  gegen  ein  anderes,  jenen 
Kegeln  nicht  unterliegendes,  dem  durch  die  Taxation  der  (Bodencredit) 
Bank  ermittelten  und  von  der  Bankverwaltung  zu  bescheinigenden  Re- 
venüenwerthe  nach  gleiches  und  bebautes  Grundstück  aus,  welcher  Aus- 
tausch jedoch  der  Prüfung  einer  besonderen  Commission  unterliegt  Und 
auf  dass  keinerlei  Zweifel  über  die  Tragweite  dieser  „Beschränkung  des 
gutsherrlichen  Dispositionsrechts"  obwalte,  wird  in  einem  folgenden 
Punkte  dieser  Verordnung  es  noch  ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  in 
Kurland  ein  Bauerland  weder  gesetzlich  besteht,  noch  seine  Herstellung 
durch  diese  Verordnung  beabsichtigt  ist;  es  soll  diese  Vorschrift  die  be- 
züglichen Verhältnisse  nur  bis  dahin  regeln,  wann  der  Hauptzweck  des 
Agrargesetzes  erreicht  sein  würde,  nämlich  die  Sicherung  des  kleinen 
Grundbesitzes  in  Kurland  durch  den  Gesindekauf.  Eine  solche 
Sicherung  besteht  hiernach  aber  nur  im  beschränktesten  Maasse.  Denn 
nach  erfolgtem  Verkaufe  der  Gesinde  können,  da  keinerlei  Beschränkung 
in  dieser  Beziehung  besteht,  dieselben  wieder  durch  weiteren  Kauf  zu- 
sammengelegt, resp.  nach  Bückkauf  Seitens  des  Gutsbesitzers  „eingezogen", 
d.  h.  mit  dem  Hofsland  zu  einer  Wirthschaft  vereinigt  werden. 

Es  besteht  demnach  hier  auch  kein  bäuerliches  Maximalgesetz,  wie 


(ausser  einigen  Parcellen)  Gesinde  auf  Domanenland.  Nach  der  Grundsteuerenqatte 
betrag  das  Bauerland  675,824  Dess.,  das  Hofsland  1,088,497  Dess.  (incl.  Wald,  Weide, 
Sümpfe  etc.),  also  11,60%  vom  Bauerland  verkauft,  mit  Einschluss  der  Bauern  auf 
den  Dom&nengutern  11,91%,  Erich  v.  Samson:  Ein  Beitrag  zur  Statistik  des  Bauer- 
landverkaufs in  Estland,  in  der  „Baltischen  Monatsschrift,  188S,  Heft  I,  pag.  22- 
53.  Einer  spateren  kurzen  Mittheilung  Samson's  in  derselben  Zeitschrift  1886, 
entnehme  ich,  dass  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1883:  17,11%  des  Bauerla&des 
▼erkauft  ist. 
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in  den  anderen  baltischen  Provinzen,  denn  es  existirt  hier  kein  eigent- 
liches „Bauerland."  Der  Zersplitterung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes 
ist  aber  eine,  wenn  auch  keine  hinreichende  Schranke  gesetzt  Denn  die, 
die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  decretirende  Bauerverordnung  vom 
25.  August  1817  bestimmt  nur,  dass  bei  Erbtheilungen  darauf  zu 
achten  ist,  dass  Bauerhöfe  nicht  zu  sehr  parcellirt  werden  und  dass  jeder 
Hof  mindestens  soviel  Land  umfasse,  als  zur  Aussaat  von  vier  Loof 
Winterkorn  bei  der  Dreifelderwirthschaft  erforderlich  ist1)  In  anderer 
Veranlassung  vorgenommene  Parcellirungen  sind  also  nicht  untersagt9) 
Von  hohem  agrargeschichtlichem  Interesse  sind  die  Gesetzesbe- 
stimmungen, die  den  bäuerlichen  Pächter  in  allen  drei  baltischen  Provinzen 
schützen.8)  Da  diese  mit  der  Zunahme  des  Verkaufes  der  Gesinde  an 
praktischer  Bedeutung  eingebflsst  haben,  so  gehen  wir  auf  eine  Analyse 
derselben  nicht  ein.4) 

*)  Kurlandische  Bauerverordnung  vom  25.  August  1817,  Art  123. 

*)  Nach  Zeitungsnachrichten  sind  bis  zum  Jahre  1886  aber  80%  der  Bauerhöfe 
auf  Privatgütern  verkauft  üeber  diese  Frage  siehe:  Gasion  Baron  Campenhausen: 
Der  Bauerlandverkauf  auf  den  Privatgtttern  Kurlands  in  den  Jahren  1864—1872, 
Mitau  1873.  Nach  dem  „Kurlandischen  Statistischen  Jahrbuch  pro  1869«  betrug  die 
Zahl  der  „Gesinde"  19,828  (von  ihnen  6308  auf  den  Domänen)  und  der  Fischerstellen 
880  (resp.  126),  gegenüber  1679  Gutshöfen  (incl.Pastorate),  unter  ihnen  277Dom&nengüter. 

•)  Eine  Zusammenstellung  aller  dieser,  wie  auch  aller  anderen  die  bauerliche 
Bevölkerung  betreffenden  Gesetze,  Verordnungen  etc.,  die  nach  Ausgabe  der  be- 
treffenden letzten  Banerverordnung  bis  zum  Jahre  1876  erlassen  sind,  bieten  die 
officiellen,  für  jede  der  drei  Provinzen  erschienenen  Sammelwerke  unter  dem  gleichen 
Titel  (sei.  mit  den  bezüglichen  Aenderungen):  CoopHm»  xonoiBHTenHBZb  nocraiiOB- 
JeHift  n  üoioxemD  o  specrum  Jlmfrijnrjcxoft  rytiepmH  h  xpyrH»  ysaxoHesift, 
lacaDBtHX*  JTH$ijnixciHxi  specrom,  cocTaueHHHft  no  npexioxemD  MnniCTpa  Bhvt- 
pemm»  xftii  JLm$imhxc*okj  rytiepiiaTOpy  23.  Mapra  1876,  Riga  1878,  für  Kur- 
land, Mitau  1879,  für  Estland,  Reval  1877. 

*)  Ueber  die  ursprüngliche  Besiedelung  und  die  alten  Grundbesitzverhaltnisse 
in  diesen  Provinzen  sind  bisher  keine  Forschungen  angestellt  Ich  beschranke  mich 
auf  folgende  vereinzelte  Notizen.  Heinrich  von  Lettland  (Anfang  des  XÜL  Jahr- 
hunderts, also  in  der  ersten  Zeit  der  deutschen  Herrschaft)  spricht  in  seiner  Chronik 
(XIII,  4  und  XVII,  2)  in  Betreff  des  Beisammenwohnens  der  Letten  von  villnlae,  nur 
in  der  letzteren  Stelle  kommt  einmal  auch  die  Bezeichnung  villae  vor.  In  der  aus 
etwas  spaterer  Zeit  stammenden  livlandischen  Reimchronik,  herausgegeben  von  Leo 
Heyer  1876,  heisst  es  von  den  Letten,  v.  341— 346:  sie  wonet  nöte  ein  ander  mite, 
sie  büwen  besonder  in  manchen  walt  (die  Betonung  des  Waldes  mag  ein  Hinweis 
auf  den  Waldreichthum  des  Landes  sein).  In  der  letzten  Zeit  der  Ordensherrschaft, 
wie  auch  in  der  polnischen  Zeit  (d.  i.  bis  zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts)  bestand 
der  vollständige  Bauerhof,  ein  „Gesinde4«  (F.  Amelung:  Salomo  Gubert,  der  Vater 
der  livlandischen  Landbauwissenschaft  in  der  Baltischen  Monatsschrift  1884,  Heft  9, 
pag.  712)  aus  80  arbeitsfähigen  Mannspersonen  von  14—60  Jahren  und  ebensoviel 
Weibern  nebst  Kindern  und  Greisen  —  der  Wirth  solch  eines  Gesindes  war  ein 
Hakner,  hatte  eine  seit  der  Ordenszeit  althergebrachte  Frohnleistung  neben  der  Natural- 
leistung  zu  prästiren:  jede  Woche  5  Tage  je  2  Arbeiter  nebst  Pferd  und  Pflug;  ein 
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Sehlusttwort. 

Aus  dieser  SMzzirung  der  Beschränkungen  des  individuellen  bäuer- 
lichen Grundbesitzrechts,  die  theils  noch  bestehen,  theils  durch  die  Ge- 
setzgebung beseitigt  sind,  ergiebt  sich  für  uns  Folgendes.  Drei  Grund- 
sätze gelangen  hier  zur  Verwirklichung:  die  bleibende  Erhaltung  eines 
bestimmten  Theiles  des  Landes  für  den  Kleingrundbesitz  —  „BauerlancL" 
Solches  wird  erhalten  durch  die  Normirung  eines  Maximums,  über  welches 
hinaus  keine  Zusammenlegung  von  Grundbesitz  erfolgen  darf. 

Der  zweite  Grundsatz  ist:  der  Schutz  der  Wirtschaftseinheit  vor 


„halbes"  Gesinde  —  die  Hälfte  der  Leistungen.  Es  scheint  somit  der  Nonnalbanerhof 
jene  erstgenannte  Arbeiterzahl  aufzuweisen,  also  eine  sehr  grosse  Wirtschaftseinheit 
Somit  scheint  die  Vermuthung  dafür  zu  sprechen!  dass  die  Letten,  ein  den  Slam 
nahe  verwandter  Stamm,  in  alter  Zeit  in  grossen  Höfen,  aber  nicht  in  Dörfern 
gewohnt  haben  —  eine  Analogie  der  rassischen  Petschischtsehe,  der  sftdalavischen 
Sadruga,  der  grossen  Höfe  (xBopmue)  bei  den  Weissrussen.  Diese  grossen  Höfe  mögen 
die  villulae  Heinrichs  des  Letten  sein.  Im  vorigen  (vielleicht  nach  den  YenrüatnngssQgen 
Schereme^jews?)  und  auch  in  diesem  Jahrhundert  finden  wir  zumeist  kleinere  Höfe: 
der  „Viertelh&kner"  ist  die  vorherrschende  Grösse  der  Gesinde;  diese  sind,  da  sie 
mit  wenigen  Ausnahmen  ganz  abgesonderte,  arrondirte  Grenzen  haben,  durch  Bildung 
neuer  gesondert  belegener  Höfe  entstanden  mit  TheUung  des  Landes.  Auch  aus  den 
oben  angegebenen  Daten  über  ihre  Grösse  ergiebt  sich  das  nummerische  Uebergewicht 
der  Höfe  von  20  und  einigen  Thalern,  welch  letztere  durch  Neuculüvirungen  ge- 
wonnen sind.  Wo  viel  Land  in  Gultur  gezogen  ward,  mag  dann  das  Gesinde 
getheilt,  und  ein  neuer  gesonderter  Hof  errichtet  sein:  daher  wol  die  vielfach  sich 
findenden  Namen  der  Gesinde:  „Neu"  gegen  ein  „Alt",  „Ober"  und  „Unter-*  und 
dergleichen.  In  neuester  Zeit  sind  neue  Gesinde  in  wirthschaftlicher  Beziehung 
getheilt,  ohne  Gründung  eines  gesonderten  Hofes:  im  Gesinde  befinden  sich  also  zwei 
und  auch  mehr  Wirthe,  d.  h.  selbständige  Wirthschaftseinheiten,  wie  bereits  oben 
Seite  189  in  der  Note  bemerkt  Nun  finden  wir  in  den  alttivl&ndischen  Kreisen  des 
Gouv.  Witebsk,  die  bis  zur  schwedischen  Herrschaft  mit  Livland  das  gleiche  Schicksal 
hatten,  damals  aber  bei  Polen  blieben  und  erat  bei  der  ersten  Theilung  Polens  m 
Bussland  kamen,  die  lettische  Bevölkerung  in  Dörfern,  wenn  auch  nicht  in  grossen, 
leben.  Ich  gebe  der  Vermuihung  Baum»  dass,  wahrend  der  Adel  in  Livland  auf  die 
Erhaltung  der  Gesinde  Gewicht  legte,  der  polonisirte  und  der  polnische  Adel  in 
diesen  Kreisen  Theilungen  zuliess,  wodurch  das  ursprünglich  grosse  „Gesinde"  so 
einem  Dorf  mit  Parcellenbesitz  und  Gemenglage  der  Grundstucke  ward.  (Selbstver» 
standlich  haben  auch  hier  neue  Ansiedelungen  —  also  die  Bildung  neuer  Dörfer 
durch  Initiative  der  Grundherren,  wie  ich  es  auch  aus  persönlichen  Erkundigungen 
weiss,  stattgefunden).  —  Was  die  Esten  (die  nördliche  Hälfte  LWlands  mit  Oesel 
und  ganz  Estland)  anbetrifft,  so  leben  sie  heute  in  Dörfern,  wie  es  auch  Heinrich 
der  Lette  angiebt  (XV,  7):  „es  war  damals  das  Dorf  (villa)  Karethen  sehr  schön 
und  gross  und  volkreich,  so  wie  alle  Dörfer  in  Jerwen  und  im  ganzen  Estland  es 
.  gewesen  sind,  die  nachher  alle  öfters  von  den  Unzrigen  verwüstet  und  nieder- 
gebrannt sind." 
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Zersplitterung,  auf  dass  der  Wirthschaftsbetrieb  nicht  unzweckmässig 
geschädigt  werde  und  der  dieselbe  repräsentirenden  Arbeitskraft  hin- 
reichende Beschäftigung  auf  der  Landstelle  gewahrt  werde.  Endlich  wird 
dieses  Moment  —  der  dritte  Grundsatz  —  auch  in  der  Richtung  erhalten, 
dass  der  Wirthschaftsbetrieb  auch  gegen  Leichtsinn  etc.  gesichert  wird: 
ein  Minimum  des  wirtschaftlichen  todten  und  lebenden  Inventars  („eisernes 
Inventar")  darf  unter  .keiner  Bedingung  vom  Bauerhofe  getrennt  werden. 
Kann  der  Inhaber  sich  ökonomisch  nicht  halten,  so  weicht  er  aus  seinem 
Hofe,  und  ein  Anderer  führt  die  Wirthschaft  mit  dem  auf  dem  Hofe  er- 
haltenen Inventar  weiter. 

Vergleichen  wir  diesen  Stand  mit  dem  auf  dem  Gemeindebesitz. 
Das  bestehende  Recht  gewährt  dem  Gemeindebesitze  nicht  den  Schutz 
des  „Bauerlandes":  die  Gemeinde,  wie  auch  der  einzelne  Genosse  (mit 
den  bekannten  Erschwerungen)  kann  durch  Veräusserung  das  Gemeinde- 
land kürzen.  Es  steht  keine  Rechtsschranke  dem  gegenüber,  dass  sämmt- 
liche  Gemeinden,  resp.  ihre  Glieder  alles  Gemeindeland  veräussern.  Die 
Erhaltung  des  Kleingrundbesitzes  ist  somit  dem  Willen  der  Gemeinde 
wie  der  einzelnen  Genossen  überlassen.  Lässt  sich  dieser  Missstand  auch 
beseitigen  —  die  bezüglichen  Vorarbeiten  sind  zur  Zeit  im  Gange  — , 
so  kann  einem  zweiten  Missstand  beim  bestehenden  Gemeindebesitz  nicht 
Abhilfe  gewährt  werden,  soll  nicht  ein  anderer,  noch  grösserer  Missstand 
heraufbeschworen  werden,  was  an  anderer  Stelle  zu  behandeln  sein  wird: 
wir  meinen  die  Zersplitterung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes,  denn  das 
Recht  eines  jeden  Genossen  auf  Land  mächt  solches  unmöglich.  Des- 
gleichen kann  in  Folge  dieses  Rechts  ein  eisernes  Inventar  nur  gegen 
Verkauf  wegen  Rückstände,  Schulden,  gegen  Leichtsinn  (Verbot  des 
Verkaufs  überhaupt)  geschützt,  nicht  aber  als  nothwendige  Pertinenz  der 
Wirthschaft  statuirt  werden,  denn  jenes  Recht  ruft  Wirtschaften  durch 
die  Existenz  der  Personen  hervor,  die  unter  Umständen  weniger  oder 
gar  kein  Inventar  besitzen.  Hieraus  ergeben  sich  volkswirtschaftliche 
Verluste:  Errichtung  zu  vieler  Gebäude,  im  günstigen  Falle  nur  zeit- 
weiliges Wirtschaften  mit  zu  geringem  Inventar,  wie  auch  die  an- 
geschafften Hausgeräthe  unter  Umständen  (Beerbung  der  Eltern  etc.) 
überflüssig  werden. 

Hieraus  ergiebt  sich  nun  der  Schluss:  Während  im  Gemeindebesitz 
der  Person  und  ihrer  social -ökonomischen  Selbständigkeit  das  höchste 
Maass  der  Berücksichtigung  gewährt  wird,  ohne  die  Frage  der  Existenz- 
fahigkeit  der  Wirthschaft  selbst  zu  beachten,  legt  die  Gesetzgebung 
in  Betreff  des  individuellen  Grundbesitzrechts  den  Schwerpunkt  auf  dieses 
letztere  Moment,  die  Wirthschaft,  ohne  sich  weiter  Sorge  zu  machen 
über  das  Schicksal  der  „Landlosen."  Es  tritt  also  hier  das  persönliche 
Moment  vollständig  in  den  Hintergrund. 
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Diese  beiden  gegensätzlichen  Auffassungen,  wie  sie  zum  Theil  in 
schroffster  Schärfe  einander  gegenüber  stehen  (Grandbesitzrecht  in  den 
deutschen  Colonien  Südrusslands  vor  dem  Eingreifen  der  Staatsregierung 
und  in  Liv-  und  Estland  gegenüber  dem  Gemeindebesitz  mit  häufigen 
allgemeinen  Umtheilungen,  dagegen  gemässigt  in  Kleinrussland  und  den 
westlichen  Gouvernements  mit  ihren  Gärtnerstellen),  zu  versöhnen,  d.  h. 
die  berechtigten  Elemente  beider  Lebensordnungen  herauszufinden  und 
in  einer  höheren  Grundbesitzordnung  zu  verschmelzen  —  das  soll  unsere 
Aufgabe  im  letzten  Abschnitt  sein. 

Zum  Schluss  noch  eine  Bemerkung.  Vielfach  findet  sich  in  den 
Schriften  der  Anhänger  des  Gemeindebesitzes  der  Gedanke  ausgeführt 
wie  „der  russische  Volksgeist",  unter  dessen  Einfluss  die  Gutsbesitzer 
wie  die  Staatsregierung  standen,  stets  das  gleiche  Recht  der  Bauern 
als  festen  Grundsatz  aufrecht  erhalten  habe,  während  in  Westeuropa  ein 
mehr  egoistischer  Geist  die  Bauern  theils  verdrängt,  theils  zu  grösseren 
Höfen  vereinigt  habe,  so  dass  der  eigentlich  bäuerliche  Kleingrund- 
besitz trotz  aller  staatlichen  Maassregeln  stetig  mehr  zusammen- 
geschrumpft sei. 

Betrachten  wir  diese  Frage  nüchtern  ohne  vorgefasste  Meinung,  so 
gelangen  wir  zu  folgendem  Schlüsse.  Soweit  Daten  in  Betreff  eines  so 
complicirten  Untersuchungsobjects  wie  der  Egoismus  des  Einzelnen 
sprechen,  scheint  sich  uns  zu  ergeben,  dass  das  Bestreben  der  Guts- 
besitzer, aus  ihrem  Besitzthum  einen  möglichst  hohen  Ertrag  zu  erzielen 
überall  das  gleiche  war:  bei  dem  grossen  Landreichthum  (geringe  Be- 
völkerungsdichtigkeit), der  einfacheren  Wirthschaftsführung  der  Bauern 
mag  es  dem  russischen  Gutsbesitzer  vorteilhafter  erschienen  sein,  ihnen 
die  freie  Nutzung  seines  Grundbesitzes  zu  überlassen,  zumal  der  russische 
Adel  viel  mehr  Hof-  als  Landadel  war;  es  war  weit  bequemer  mit  dem 
Bestand  der  vorhandenen  Arbeitskräfte  zu  rechnen  (Täglo  aufzuerlegen 
und  abzunehmen),  als  das  Eingehen  auf  den  Wirthschaftsbetrieb  des  Ein- 
zelnen, was  die  Gutsbesitzer  in  den  anderen  Landstrichen,  selber  in  der 
Landwirthschaft  thätig,  für  vorteilhafter  erachteten.  Dasselbe  gilt  von 
dem  „Legen"1)  der  Bauerhöfe  zur  Erweiterung  der  gutsherrlichen  Wirt- 
schaft, soweit  solches  vorkam:  zumeist  dort,  wo  die  localen  Bedingungen 


*)  Die  Ausdehnung  des  Legens  von  Bauerhöfen,  insbesondere  in  Deutschland, 
ist  durchaus  nicht  in  dem  Maasse  erfolgt,  wie  vielfach  in  russischen  Schriften  be- 
hauptet wird.  Ebenso  herrscht  der  grosse  b&uerliche  Grundbesitz  weit  weniger  als 
hier  gemeint  vor,  dagegen  ist  der  b&uerliche  Kleingrundbesitz,  der  sich  nur  wn 
geringsten  Theil  in  neuerer  Zeit  gebildet  hat,  meist  zahlreicher  vertreten.  Dr.  A.  ▼. 
Miaskowski:  Das  Erbrecht  und  die  Grundeigenthumsvertheüung  im  Deutschen  Reiche, 
Abtheilung  I,  Leipzig  1882.  Siehe  auch  die  jungst  erschienene  Publication  des 
deutschen  Reichsstatistischen  Amtes  über  die  Vertheilung  des  Grundbesitzes. 
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den  Grossbetrieb  besonders  vorteilhaft  machten  und  das  altbäuerliche 
Recht  sich  nicht  gegen  die  gutsherrlichen  Uebergriffe  erhalten  konnte.1) 
Das  in  dem  grossrussischen  Landgebiet  zur  Geltung  gelangte  Princip 
führte  in  seinen  Consequenzen  gerade  zur  Unterdrückung  der  Indivi- 
dualität, obgleich  die  Person  das  wesentliche  Moment  jener  Gestaltung 
der  bäuerlichen  Besitzordnung  ist:  und  zwar  durch  die  Gesammtverant- 
wortung  der  Gemeinde  in  Betreff  der  dem  Gutsbesitzer  resp.  der  Staats- 
regierung zu  entrichtenden  Leistungen.  Dem  Grundherrn  wie  der  Staats- 
verwaltung war  es  bequemer,  mit  der  Gesammtheit,  der  Gemeinde,  als 
mit  der  übergrossen  Zahl  der  Einzelnen  zu  thun  zu  haben. 

*)  Aus  der  Fülle  der  Einzelerscheinungen  weisen  wir  hier  auf  eine  hin,  die  zur 
Zeit  von  grosser  Bedeutung  ist.  Der  Theilban  hat  in  vielen  inneren  Gouvernements 
eine  grosse  Verbreitung,  seit  neuerer  Zeit  auch  in  dem  baltischen  Oebiet  Wahrend 
dort  dieses  Wirthschaftsystem  im  Allgemeinen  als  eine  Baubwirthschaft  bezeichnet 
werden  muss,  hat  es  hier  eine  hohe  civilisatorische,  erzieherische  Bedeutung:  in  den 
inneren  Gouvernements  sieht  der  Gutsbesitzer  seine  Aufgabe  in  dem  Vergeben  des 
Landes  und  in  der  Controle  bei  der  Theilung  der  Ernte  erfüllt,  wahrend  auf  den 
baltischen  Gütern  nicht  allein  das  zu  beobachtende  Wirthschaftssystem  genau  fest- 
gesetzt ist,  sondern  auch  die  Ausführung  der  Arbeiten  controlirt  wird,  wodurch  die 
Leute  sich  an  ein  geordnetes  Wirthschaften  gewöhnen,  rationelle  Fruchtfolgen  und 
deren  Resultate  kennen  lernen,  welche  Kenntnisse  und  Schulung  ihnen  bei  Ueber- 
nahme  einer  eigenen  Wirthschaft  zu  Gute  kommen. 


▼.  Keussler,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeindebesitzes,    in.  14 


Dritter  Abschnitt, 

Zur  Losung  der  Frage  des  Gemeindebesitzes. 


Erstes  Kapitel. 

Die  Wirkungen  des  Gemeindebesitzes« 

1.  Vorbemerkungen. 

Wir  haben  jetzt  wiederum  an  die  Frage  anzuknüpfen,  die  wir  in 
Beginne  des  II.  Theiles  dieses  Werkes  aufgeworfen  haben,  nämlich  an 
die  Frage  von  den  Wirkungen  des  Gemeindebesitzes. 

Wir  glauben  an  jener  Stelle  den  Nachweis  geliefert  zu  haben,  dass 
die  schlimme  Lage  der  bäuerlichen  Wirthschaft  nicht  dieser  Grundbesitz- 
ordnung zuzuschreiben  ist.  Wir  fanden  daselbst  die  cardinalen  Ursachen 
die  diese  Lage  erklären,  in  Folgendem: 

1.  in  der  niedrigenStufe  dergeistig-sittlichenEntwickelung  der  Bauern; 

2.  in  der  Unfertigkeit  der  neuen  Institutionen  und  deren  Wirksamkeit; 

3.  vielfach  in  dem  zu  geringen  Landantheil,  der  den  Bauern  zu- 
gemessen ward,  sowie  in  der  ungeeigneten  Abgrenzung  des  Bauerlandes, 

4.  vielfach  in  den  überhohen,  den  Ertrag  des  Landes  überragenden 
Ablösungs-  resp.  Pachtzahlungen,  sowie  im  Steuerdruck; 

5.  in  den  Familientheilungen; 

6.  in  der  solidarischen  Haft  in  überlasteten  Gemeinden  und  der 
Art  der  Beitreibung  der  Bückstände. 

Erklären  auch  diese  Ursachen  die  schlimme  ökonomische  Lage  der 
Bauern,  so  hätte  doch  noch  der  Einwand  erhoben  werden  können,  dass 
ausser  den  genannten  Ursachen  auch  noch  die  Grundbesitzordnung  als 
wesentliche  Ursache  mitwirken  könnte.  Diesen  möglichen  Einwand  glaube 
ich  damit  im  Allgemeinen  widerlegt  zu  haben,  dass  ich  gezeigt  habe,  wie 
die  ökonomische  Lage  und  namentlich  der  Stand  des  landwirthschaft- 
lichen  Betriebes  bei  den  unter  gleichen  natürlichen,  historischen  und  öko- 
nomischen Bedingungen  lebenden  Bauern  mit  individuellem  Grundbesitz 
sich  durchaus  nicht  günstiger  gestalten,  als  bei  den  Bauern  mit  Ge- 
meindebesitz, und  endlich  wie  selbst  die  Wirthschaft  der  Gutsbesitzer  und 


—    211    — 

deren  ökonomisches  Gedeihen  mit  verhältnissmässig  geringen  Ausnahmen 
keine  bessere  .als  die  der  umwohnenden  Bauern  ist. 

Ist  nun  der  Gemeindebesitz  keine  allgemeine  und  ausschlaggebende 
Ursache  der  schlimmen  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  so  ist  doch 
die  Frage  zu  beantworten,  ob  nicht  diese  Grundbesitzordnung  im  Ein- 
zelnen unter  gewissen  Bedingungen  schädliche  Wirkungen  hervorruft. 

Auf  die  Wirkungen  des  Gemeindebesitzes  eingehend,  haben  wir 
zuerst  die  Wirkungen  äusserer  Ursachen  auf  die  Gestaltung  der  Grund- 
besitzordnung auszuscheiden. 

Als  erste  und  wirkungsvollste  dieser  Art  zeigt  sich  uns  die  Ueber- 
lastung  der  Gemeinden  mit  öffentlichrechtlichen  und  privatrechtlichen 
(Pacht-  und  Ablösungs-)  Zahlungen. .  Der  Nachweis  ist  an  anderer  Stelle 
geführt,  wie  dieser  Umstand  beim  Bestehen  der  solidarischen  Haft  die 
Gemeinde  zwingt,  beständig,  auch  bei  dem  geringsten  Wechsel  des  Per- 
sonalbestandes, der  Arbeits-  und  der  ökonomischen  Kraft  der  Höfe  par- 
tielle Umtheilungen  und  in  gewissen,  kurzen  Zwischenräumen1  allgemeine 
Umtheilungen  vorzunehmen.  Die  Gemeinde  ist  also  durch  diesen  äussern, 
nicht  im  Gemeindebesitz  liegenden  Umstand  gezwungen,  häufiger  einen 
Weehsel  im  Besitz  vorzunehmen,  als  sie  es  sonst  gethan  hätte.  Weiterhin 
bewirkt  die  Vornahme  partieller  Umtheilungen  eine  grössere  Zersplitterung 
des  Grundbesitzes  der  Bauern,  als  sie  bei  der  letzten  allgemeinen  Um- 
theilung  vorhanden  war,  also  als  sie  nach  Lage  der  gegebenen  Be- 
dingungen geboten  ist  Je  mehr  nun  die  Gemeinde  bestrebt  ist,  den 
allgemeinen  Wechsel  im  Besitz,  als  eine  bessere  Bestellung  des  Badens 
hindernd  oder  erschwerend,  auf  eine  längere  Zeit  hinauszuschieben,  um 
so  grösser  wird  die  Gemenglage  der  stetig  schmäler  und  zahlreicher 
werdenden  Landstreifen.  Und  umgekehrt:  je  mehr  die  Gemeinde  darauf 
bedacht  ist,  diesen  Missstand  zu  beseitigen,  um  so  häufiger  muss  sie 
allgemeine  Umtheilungen  vornehmen. 

Die  zweite  Ursache,  die  die  Gestaltung  des  Grundbesitzes  der  Höfe 
im  Gemeindebesitz  bedeutend  zum  Schlimmen  beeinflusst,  ohne  im  Wesen 
dieser  Grundbesitzordnung  zu  liegen-,  ist  das  Beisammenleben  in 
grossen  Dörfern,  wie  wir  es  in  einem  grossen  Theile  des  Reichs  und 
zwar  insbesondere  in  dem  Theile  finden,  in  welchem  der  Ackerbau  die 
vornehmste,  ausschlaggebende  Erwerbsquelle  der  Bauern  ist  (Gebiet  der 
Schwarzerde  und  der  Steppe). 

Je  grösser  das  Dorf,  um  so  schmäler  und  in  so  grösserer  Entfernung 
vom  Hof  erstrecken  sich  die  Landstreifen,  denn  es  muss  einerseits  die 
Gunst  der  Lage,  andererseits  die  Beschaffenheit  des  Bodens  ausgeglichen 
werden.  Um  jedem  Hof  die  gleiche  Gunst  (resp.  Ungunst)  der  Lage  zu 
gewähren,  muss  Jedem  Land  bis  an  das  äusserste  Ende  zugetheilt  werden. 
Die  Beschaffenheit  des  Bodens  zeigt  auf  grösserer  Fläche  vielfachere  Ver- 
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schiedenartigkeit,  als  auf  kleinerer.  Es  wächst  also  —  im  Allgemeinen  — 
mit  der  Grösse  (Zahl  der  Höfe,  der  Seelen)  des  Dorfes  die  Zahl  der  Ge- 
wanne, in  noch  grösserer  Proportion  die  Zahl  der  Landstreifen,  da  jeder 
Hof  in  jedem  Gewann  seinen  Antheil  zu  empfangen  hat  Das  Gesammt- 
resultat  ist:  sehr  viele,  sehr  schmale  sich  weithin  erstreckende  Land- 
streifen, was  die  Bewirthschaftung  sehr  erschweren  und  vertheuern  mnss 
und  die  Düngung  des  entfernter  belegenen  Landes  (etwa  über  1  */«— 2  Werst) 
ökonomisch  unmöglich  macht  Und  drittens:  je  zahlreicher  die  Seelen 
im  Dorf,  um  so  häufiger  treten  Veränderungen  im  Familienbestande  der 
Höfe  ein.  Eine  Folge  hiervon:  mehr  partielle  Umtheilungen,  wo  solche 
noch  vorkommen,  mehr  Wechsel  in  den  Landstreifen,  hervorgerufen  durch 
Erbschaft  Auswanderung  ganzer  Familien  etc.,  und  hieraus  ergiebt  sich 
früher  die  Nothwendigkeit  einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung  oder  einer 
Neuverloosung,  als  in  kleinen  Dörfern,  wo  ceteris  paribus  die  Vornahme 
dieser  Operationen  länger  hinausgeschoben  werden  kann.  Und  endlich 
—  viertens  —  können  beim  besten  Willen  der  Gemeinde  im  grossen  Dorf 
die  Interessen  der  sorgsamen,  ihre  Landstellen  besser  als  die  anderen 
bestellenden  Wirthe  nicht  in  dem  Maasse,  unter  Umständen  gar  nicht 
gewahrt  werden  (durch  Zutheilung  gleich  gut  bestellten  Landes  etc.). 

Es  ist  nun  durchaus  nicht  der  Gemeindebesitz  ein  wesentliches 
Moment  zur  Entstehung  und  zum  Bestehenbleiben  des  Beisammenlebens 
in  grossen  Dörfern.  Solches  ergiebt  sich  aus  der  Thatsache,  dass  in 
dem  anderen,  altbesiedelten  Landstrich  kleine  Dörfer  im  Gemeindebesitz 
ganz  allgemein,  mit  seltenen  Ausnahmen  (Centren  für  Handel  und  Ge- 
werbe, Wirkung  natürlicher  Bedingungen,  die  weiter  unten  zu  nennen  sind 
herrschen.  Je  mehr  wir  nach  Norden  und  Nordwesten  vorrücken,  um 
so  kleiner  sind  die  Dörfer,  um  schliesslich  im  hohen  Norden  zu  An- 
siedelungen von  einigen  Höfen  zusammenzuschrumpfen.  Die  innere  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  hat  also  hier  in  vielen  Jahrhunderten  nicht 
grosse  Dörfer  gezeitigt,  sondern  die  Aussiedelung  auf  entferntere  Theile 
der  Mark,  des  Gemeindelandes  bewirkt.  Auch  lässt  sich  diese  Erschei- 
nung nicht  auf  den  Einfluss  der  Gutsbesitzer  allein,  der  erwiesenermaassen 
von  Bedeutung  war  und  das  widerstrebende  Beharren  der  Bauern  brach, 
zurückführen,  denn  wir  beobachten  dieselbe  Erscheinung  bei  den  Do- 
mänenbauern, auf  welche  die  Staatsregierung  in  dieser  Beziehung  kaum 
je  einen  Druck  ausgeübt  hat.1)  Dagegen  treten  uns  die  grossen  Dörfer, 
wie  bemerkt,  im  Gebiet  der  Schwarzerde  und  der  Steppe  entgegen. 


*)  Wol  nur  in  der  Art  —  indirect  —  dass,  insoweit  in  der  Nähe  des  Dorfes  heia 
geeignetes  Land  für  die  angewachsene  Bevölkerung  zagetheiit  werden  konnte,  weiter 
belegenes  Land  zugewiesen  wurde,  was  die  Aussiedelung  eines  Theiles  der  Be- 
völkerung auf  dieses  Land  hervorrief. 
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welcher  Landstrich  zum  grössten  Theil  überhaupt  erst  in  neuerer  Zeit, 
vielfach  erst  in  unserem  Jahrhundert  besiedelt  ist 

Es  sind  also  andere  Ursachen,  nicht  der  Gemeindebesitz,  die  das 
Zusammendrängen  der  Bevölkerung  in  grosse  Dörfer  bewirkt  haben. 
Diese  ergeben  sich  ganz  klar.  Es  sind  das  dieselben  Ursachen,  die  auch 
in  anderen  Ländern  dieselbe  Wirkung  hervorgerufen  haben,  aber  da  sie 
dort  zumeist  nicht  in  so  grossem  Maasse  wie  in  Bussland  vorhanden 
waren,  haben  sie  zumeist  auch  nicht  in  so  bedeutendem  Maasse  die 
Bevölkerung  zusammengepfercht  Die  wichtigsten  Ursachen  in  dieser 
Beziehung  sind:  Mangel  an  Wasser,  der  die  Bevölkerung  an  den  selten 
sich  findenden  Flüssen,  Flüsschen,  Teichen  festhält,  nachdem  die  Versuche, 
weiter  ins  Land  hinein  auf  Wasseradern  (durch  Graben)  zu  stossen,  miss- 
glückt sind,  sodann  die  furchtbaren  Schneestürme  auf  den  weiten,  wald- 
losen, durch  keinen  Berg  noch  Hügel  unterbrochenen  Steppenflächen, 
welchen  kleine  Dörfer  erliegen,  die  von  den  Schneemassen  thurmhoch  be- 
graben werden,  während  grosse  Dörfer  an  sich  schon  durch  ihre  Masse 
(grosse  Zahl  der  Gebäude)  davor  geschützt  sind  und  über  Arbeitskräfte 
verfügen,  um  sich  aus  aufgehäuften  Schneebergen  herauszuschaufeln. 
Neben  diesen  beiden  hauptsächlichsten  natürlichen  Ursachen  sind  es  noch 
historische,  die  die  Bevölkerung  in  grossen  Dörfern  zusammenhielten: 
räuberische  Ueberfälle,  denen  die  Bevölkerung  auf  dem  erst  zu  besiedeln- 
den Lande,  wohin  der  Rechtsschutz  des  Staates  kaum  noch  reichte,  und 
als  besonders  bedeutungsvoll  die  Einfälle  der  wilden  Nomaden  und  anderer 
Völker  (Kirgisen,  Tataren).  Gehören  diese  historischen  Ursachen  bereits 
nur  der  Vergangenheit  an,  so  erhält  sich  noch  die  Nachwirkung,  das 
Beisammenbleiben  in  grossen  Dörfern,  wo  die  Ursachen  bereits  ver- 
schwunden sind.  Auch  lag  es  im  Interesse  der  Gutsbesitzer,  eine  grosse 
Arbeitermasse  für  die  extensive  Ackerwirthschaft  im  Gebiet  der  Schwarz- 
erde zu  concentriren,1)  auch  zur  Erleichterung  der  Verwaltung.9) 

Die  gewaltige  Wirkung  dieser  natürlichen  und  historischen  Ur- 
sachen, die  das  ökonomische  Leben  der  Bauern  ungemein  schädigen,  be- 
obachten wir  nun  beim  individuellen  Grundbesitz  in  demselben  Maasse, 
wie  beim  Gemeindebesitz.  Diese  Ursachen  bestehen,  resp.  bestanden 
vielfach  in  den  kleinrussischen  Gouvernements  und  haben  die  Bevölke- 
rung zusammengedrängt  Diese  allgemein  bekannte  Thatsache  wollen 
wir  nur  mit  einigen  Beispielen  illustriren.  Im  Er.  Koselez  (Gouv.  Tscher- 
nigow)*)  beträgt  die  durchschnittliche  Grösse  der  Dörfer  —  wenn  wir 
zwei  Wolosten  ausschliessen  —  284  Höfe  mit  15,900  Seelen  beiderlei 


*)  Hieranf  weist  namentlich  K.  Toiobehi:  Hama  cei&csaji  oömiraa  im  Pyccsift 
BtcTHm  1885,  Bd.  XI,  pag.  126,  hin. 

*)  Aouaxa  vb  Kon.  E.  M.  06m.  cen.  xoa.,  Bd.  I,  Bericht  Nr.  2. 

*)  MarepiaiB  xj*  oit*hkh  aeiieiLHHxi  yroxii,  Bd.  V,  1882,  pag.  19  etc. 
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Geschlechts.  Die  Furcht  vor  den  feindlichen  Einfallen  (Talarm)  und  die 
Wasserarmuth  hat  die  Bevölkerung  hier  in  grossen  Dörfern  zusammen- 
gehalten. Der  Bezirk  (Eintheilung  bei  der  Generalvermessung  des  Landes) 
Eobüshtscha  umfasst  22,000  Dess.  und  enthält  an  dem  ganz  unbedeutenden, 
aber  in  diesem  Bezirk  einzigen  Flüsschen  eine  zusammenhängende,  auf 
mehrere  Werst  sich  erstreckende  Ansiedelung.  Der  Südtheil  des  Kreises 
hat  drei  kleine  Flüsschen,  an  welchen  alle  Dörfer  liegen;  wir  wählen 
als  Beispiel  das  Flüsschen  Ssura:  an  dessen  oberem  Laufe  liegt  das  Dorf 
Swidöwez  mit  1841  Seelen  beiderlei  Geschlechts,  in  unmittelbarer  Nähe 
—  dem  unteren  Laufe  des  Flüsschens  zu  —  Woronki  mit  2632  Seelen, 
nebenbei  am  anderen  Ufer  Weprik  mit  2880  Seelen,  eine  halbe  Werst 
von  letzteren  Dörfern  Belozerkowischtsche  mit  1227  Seelen,  am  anderen 
Ufer  das  Dorf  Eosazkoje  (ebenso  gross);  eine  Werst  hiervon  zwei  neue 
Dörfer:  Neu-Bükow  mit  2080  und  Alt-Btikow  mit  1283  Seelen,  in  un- 
mittelbarer Nähe  Petrowka  mit  2660  Seelen.  Dasselbe  Bild  der  Besiede- 
lung  zeigen  die  Ufer  der  Flüsschen  Nedra  und  Ssatscha.  Das  entgegen- 
gesetzte Bild  aber  bieten  die  Wolosten  Dershanowo  und  Kozelez,  die  von 
der  Ostra  mit  vielen  Zuflüssen  durchschnitten  werden:  die  Dörfer  zählen 
11,  14,  21  Höfe.  Dieselbe  Erscheinung  finden  wir  in  anderen  Kreisen 
dieses  Gouvernements,  auch  in  den  Gouv.  Poltawa  und  Charkow.  Auch 
unter  den  zahlreichen  deutschen  Golonien  Südrusslands  mit  individuellem, 
wenn  auch  beschränktem  Grundbesitzrecht;  finden  wir  volkreiche  Dörfer, 
wo  die  Umstände  es  verlangt  haben. 

Kann  es  nun  nach  dem  Gesagten  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
nicht  der  Gemeindebesitz,  sondern  andere  Ursachen  das  Beisammenleben 
in  grösseren  Dörfern  hervorgerufen  haben  und  noch  jetzt  erhalten,  so 
drängt  sich  hierbei  eine  andere  Frage  auf,  nämlich  die,  ob  nicht  etwa 
diese  Grundbesitzordnung  das  Aussiedeln  aus  den  grossen  Dörfern  auf 
entfernteres  Feldland,  wo  solches  möglich  ist  nach  Beseitigung  jener 
historischen  Ursachen  und  der  natürlichen  (Ermittelung  hinreichend  stark 
fliessender  Quellen  etc.),  mehr  erschwere,  als  der  individuelle  Grundbesitz. 
Die  bisherigen  Erfahrungen  verneinen  diese  Frage,  denn  trotz  zweimal 
gebotener  Gelegenheit  haben  Aussiedelungen  aus  grossen  Dörfern,  die  ja 
vielfach  ohne  Schaden  und  Beschwernisse  der  Wirthschaft  ausgeführt 
werden  konnten,  in  irgendwie  beachtenswerter  Ausdehnung  nicht  statt- 
gefunden: so  bei  der  Generalvermessung,  wo  vielfach  ein  Wechsel  der 
Landstücke  in  grossem  Maasse  erfolgte,  ebensowenig  wie  bei  der  Ab- 
scheidung des  Bauerlandes  auf  Grundlage  des  Emancipationsgesetzes. 
Auch  nachher  haben  die  grossen  Schäden  die  Frage  der  Aussiedelung 
nicht  in  Fluss  bringen  können,  noch  weniger  als  im  Gemeindebesitz. 
Dieses  Grundbesitzrecht  erschwert  nicht,  wie  vielfach  gemeint  wird,  son- 
dern erleichtert  die  Sprengung  der  grossen  Dörfer  durch  Aussiedelung 
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eines  Theiles  der  Bevölkerung  und  zwar  in  Folge  der  Machtbefugnis 
der  Gemeinde  über  das  Land,  d.  i  des  Rechts,  Umtheilungen  des  Landes 
vorzunehmen.  Wenn  nur  Bauern  ihre  Willfährigkeit  zur  Aussiedelung 
aus  den  grossen  Dörfern  darthun,  so  stehen  der  Durchführung  des  Planes 
seitens  der  Gemeinde,  die  solches  im  allgemeinen  Interesse  fördert, 
keinerlei  Schwierigkeiten  entgegen:  das  Land  wird  neu  vertheilt,  wobei 
den  Aussiedelnden  das,  dem  erwählten  Niederlassungspunkt  zunächst  be- 
legene Land  zugemessen  wird.  Dass  nichtsdestoweniger  solche  Aus* 
siedelungen  bisher  trotz  aller  Vergünstigungen  seitens  der  Gemeinde 
und  vielfach  der  Landschaft  nur  äusserst  selten  stattgefunden  haben, 
erklärt  sich  aus  dem  conservativen  Sinn  der  Bauern,  die  von  Jugend 
an  das  grosse  Dorfleben  gewöhnt,  sich  nicht  entschliessen  können,  in  die 
Einöde,  wie  ihnen  ein  kleines  Dorf  erscheint,  zu  ziehen,1)  während  in 
den  nördlichen  Landstrichen,  wo  an  sich  schon  die  Dörfer  kleiner  sind 
und  das  grosse  Dorf  leben  unbekannt  ist,  Aussiedelungen,  wie  es  scheint, 
sich  leichter  vollziehen.  Weit  grösser  dagegen  sind  die  Schwierigkeiten 
der  Aussiedelungen  beim  individuellen  Grundbesitzrecht  Die  Sprengung 
verlangt  ein  Verschieben  des  Grundbesitzes  der  einzelnen  Eigenthümer, 
sie  bedarf  also  der  Zustimmung  eines  jeden  Einzelnen.2)  Wird  auch 
diese  gefunden  oder  sollte  die  Staatsregierung  durch  Gesetz  die  geringe 
Minderheit  dazu  anhalten,  eine  Verschiebung  des  Grundbesitzes  zuzu- 
lassen, so  bleibt  noch  die  weitere  Schwierigkeit  der  genauen  Ausmessung 
und  Abschätzung  der  einzelnen  Landfetzen  jedes  Hofes,  was  hier  weit 
schwieriger,  als  beim  Gemeindebesitz:  hier  herrscht  einerseits  alteUebung 
in  dieser  Procedur,  andererseits  steht  die  Grösse  des  Grundbesitzes  der 
Einzelnen  in  einem  festen  Verhältniss  zu  einander  (gewisse  Zahl  von 
Seelen,  Täglo's  etc.).  In  den  Gemeinden  mit  individuellem  Grundbesitz 
ist  die  Uebung  nicht  vorhanden,  Kürzungen  der  Rechte  Einzelner  kaum 
zu  vermeiden,  zumal  die  Grösse  des  Grundbesitzes  der  Einzelnen  nicht 
unter  einen  Nenner  gebracht  werden  kann  wegen  der  ganz  verschieden- 
artigen Grösse  des  Besitzes  der  Einzelnen,  wie  er  sich  durch  Erbschaft, 
Kauf,  stückweisen  Verkauf  gebildet  hat 

Der  dritte  Factor,  der  dem  Gemeindebesitz  eine,  die  ökonomischen 


*)  Hälfte  II,  Theil  II  dieses  Werkes,  pag.  47—49. 

*)  Es  ist  noch  eine  andere  Art  der  Aussiedelung  möglich  und  wird  auch  da- 
zwischen geübt,  nämlich  auf  das  Feldland  hinaus;  es  geschieht,  wenn  neu  sich  bildende 
Familien  auf  dem  väterlichen  Gehöft  keinen  hinreichenden  Baum  für  die  neue  Hütte, 
Gartenland  etc.  finden.  Der  ihnen  abgetheilte  Grundbesitz  bleibt  in  denselben  Grenzen; 
der  ökonomische  Gewinn  besteht  nur  darin,  dass  der  neue  Hof  einigen  Landstucken 
näher,  anderen  aber,  wenn  der  Grundbesitz  sich  nicht  allein  nach  einer  Seite  hin 
erstreckt,  weiter  gerückt  ist  Vielfach  Widerspruch  der  Gemeinde,  wenn  die  An- 
siedelung auf,  dem  Flurzwang  unterliegendem  Lande  erfolgt.    Siehe  oben  pag,  105. 
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Interessen  der  Bevölkerung  sehr  schädigende  Gestaltung  der  Vertheilung 
des  Grundbesitzes  verleiht,  ist  die  ungeeignete  Abgrenzung  des 
Gemeindelandes.  Wir  haben  an  anderer  Stelle  bereits  die  Genesis 
und  die  Bedeutung  dieses  Factors  dargelegt  Hier  haben  wir  jedoch 
darauf  hinzuweisen,  dass  das  nach  einer  oder  zwei  Himmelsrichtungen 
sich  schmal  hinstreckende  Gemeindeland  zur  natürlichen  Folge  hat  sehr 
schmale,  die  Bestellung  erschwerende  und  weit  vom  Hof  entfernte  Land- 
streifen. Soweit  die  vorliegenden  Daten  und  persönlichen  Erkundigungen 
und  Erfahrungen  reichen,  sind  wir  zur  Behauptung  berechtigt,  dass  eine 
wirklich  geeignete  Abgrenzung  des  Gemeindelandes  (d.  h.  das  Dorf  im 
Mittelpunkt  des  nach  allen  Richtungen  hin  sich  ungefähr  gleichweit 
erstreckenden  Gemeinde-  oder  wenigstens  Feldlandes)  sich  überhaupt  nur 
selten  findet  Die  vorherrschende  Form  des  Gemeindelandes  ( —  vielfach 
eine  Nachwirkung  der  Frohne:  gutsherrliches  Land  dem  Gemeindeland 
entlang  — )  ist,  dass  bis  auf  geringe  Entfernung  fremdes  Land  sich  diesem 
nähert.  Es  ist  keine  seltene  Erscheinung,  dass  fremdes  Land  sich  längs 
der  einen  Seite  des  Gehöftlandes  des  Dorfes  erstreckt  und  gar  die  Länge 
des  Dorfes  die  Breite  des  sich  weithin  erstreckenden  Gemeindelandes 
bildet  und  einzelne,  auch  weit  vom  Dorfe  entfernte  Stücke  des  Gemeinde- 
landes sich  in  Gemenglage  mit  fremdem  Grundbesitz  befinden.  Je  volk- 
reicher das  Dorf,  um  so  drückender  ist  dieser  Missstand  für  jeden  Hof, 
denn  um  so  schmäler  und  länger  sind  seine  Landstreifen. 

In  dieser  ungeeigneten  Abgrenzung  des  Gemeindelandes  und  dem 
Bestehen  grosser  Dörfer  liegt  —  wol  in  den  meisten  Fällen  —  die  Er- 
klärung für  die  gegen  den  Gemeindebesitz  erhobenen  Klagen  über  die 
zu  geringe  Breite  der  Landstreifen.  Soweit  diese  beiden  Umstände 
vorliegen,  kann  das  Resultat  derselben  füglich  doch  nicht  der  Grund- 
besitzordnung als  Ursache  zugeschoben  werden.  Auch  der  gegen  den 
Gemeindebesitz  zielende  Vorwurf,  dieses  Grundbesitzrecht  erschwere  die 
Aussiedelung  auf  das  entfernter  belegene  Land,  ist  ein  unbegründeter. 
Denn  dieselbe  Erscheinung  der  ungeeigneten  Abgrenzung  des  Bauer- 
landes finden  wir  in  Dörfern  mit  individuellem  Grundbesitzrecht,  ohne 
dass  hier  bisher  dieser  Missstand,  der  auch  hier  sehr  beklagt  wird*),  in 
grösserem  Maasse  beseitigt  wäre.8) 

')  Theü  n  dieses  Werkes,  H&lfte  I,  pag.  224  etc.,  Hälfte  II,  pag.  46—49  und 
im  Nachtrag  des  vorliegenden  (III.)  Thefles. 

*)  So  z.  B.  im  Er.  Tschernigow  im  gleichnamigen  Gouv.:  angeachtet  dessen, 
dass  der  Boden  der  Düngung  bedarf,  erfolgt  diese  fast  nur  auf  den  Feldern,  die 
1V8— 2  Werst  vom  Dorf  entfernt  sind;  was  entfernter  liegt  (6-7  Werst),  erhält  fast 
nie  Dünger,  MaTepiam  xu  oh*hkh  etc.,  Bd.  I,  pag.  56—57. 

■)  N.  Salomanow,  der  dieser  Specialfrage  viele  Abhandlungen  gewidmet  hat,  be- 
hauptet immer  wieder,  auch  in  der  letzten  Arbeit  (Vortrag  auf  dem  St  Petersburger 
landwirthschaftlichen  Eongress  am  27.  November  1884),  dass  der  Gemeindebesitz  die 
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Schliesslich  haben  wir  noch  auf  die  Familientheilungen  ein- 
zugehen, die  vielfach  einen  schlimmen  ökonomischen  Einfluss  üben.  Auch 
diese  Erscheinung  wird  als  ein  Ausfluss  des  Gemeindebesitzes  gedeutet 
und  als  ganz  selbstverständlicher  Schluss  aus  der  Abschaffung  dieser 
Grundbesitzordnung  gefolgert,  dass  dann,  beim  individjiellen  Grundbesitz- 
recht, diese  Erscheinung  verschwinden  werde. 

Wir  haben  an  anderer  Stelle  bereits  nachgewiesen,  dass  nur  solche 
Familientheilungen  mit  dem  Gemeindebesitz  in  Zusammenhang  gebracht 
werden  können,  wo  es  sich  um  Abtheilungen  erwachsener  und  verhei- 
rateter Söhne  vom  Hofe  des  noch  am  Leben  befindlichen  Vaters  handelt: 
als  Gemeindegenosse  verlangt  der  Sohn  vom  Vater  den  entsprechenden 
Theil  der  diesem  von  der  Gemeinde  zugetheilten  Landstelle.  Abtheilungen 
der  Söhne  bei  Lebzeiten  des  Vaters  finden  nun  aber,  wie  es  die  neueren 
Publicationen  ergeben,  auch  beim  individuellen  Grundbesitz  in  sehr  grossem 
Maassstabe  statt  Selbstverständlich  kann  der  Sohn  sich  nicht  auf  ein 
Gemeinderecht,  wie  der  im  Gemeindebesitz  Lebende,  berufen.  Aber  seit 
Alters  herrscht  in  Kleinrussland  und  auch  in  den  westlichen  Gouverne- 
ments mit  individuellem  Grundbesitz  die  Rechtsauffassung,  dass  der  Vater 
dem  sich  verheirathenden  Sohne  durch  Ueberlassung  eines  Theiles  seines 
Grundbesitzes,  seines  lebenden  und  todten  Wirthschaftsinventars,  des 
Hausgeräthes  und  gar  der  Gebäude,  die  Ermöglichung  einer  eigenen 
Wirthschaft  bieten  muss.  Vielfach  wird  selbst  Töchtern,  die  in  die  Ehe 
treten,  als  Mitgift  Land,  wenn  auch  weniger  als  den  Söhnen,  vom  Vater 
ausgeschieden  —  eine  Gepflogenheit,  die  mir  im  Gemeindebesitz  nirgends 
aufgestossen  ist.1) 

Ausserdem  haben  wir  auf  die  vielfach  constatirte  Thatsache  hinzu- 
weisen, dass  die  schlimme  ökonomische  Lage  zu  Familientheilungen  führt; 
es  erscheint  nicht  immer  die  Familientheilung  als  Ursache  des  ökono- 
mischen Verfalls,  sondern  umgekehrt:  letzterer  ist  die  Ursache  der  Familien- 
theilungen. Die  Erklärung  liegt  nahe.  Geht  es  der  Familie  besonders 
schlecht  (Missemte,  Viehfallen  etc.),  so  bedarf  es  der  besonders  ener- 
gischen Anstrengung  sämmtlicher  Familiengenossen.  Diese  wird  aber 
mehr  angespornt,  wenn  ein  Jeder  die  ganze  Verantwortung  für  seine 
kleine  Theilfamilie  zu  tragen  hat,  als  wenn  die  grosse  Familie  zusammen- 
bleibt und  die  Wirkung  der  energischen  Arbeit  des  Einzelnen  nicht  voll 
und  ganz  ihm  zu  Gute  kommt.  Hierin  liegt  die  Erklärung  für  die  nicht 
selten  constatirte  Thatsache,  dass  nach  erfolgter  Theilung  der  ökono- 
mische Zustand  sich  in  beiden  Familien  verbessert.     Insbesondere  ist 


Ursache  des  Beisammenlebens  in  grossen  Dörfern  und  des  NichtZustandekommens 
der  Aussiedelung  ist,  während  er  selbst  als  Beispiele  hierfür,  Gemeinden  mit  indivi- 
duellem Grundbesitz  anfuhrt 

*)  Siehe  oben  pag.  102—104. 
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Solches  ermittelt  in  den  Gouv.  Jaroslaw,  Nowgorod,  Perm,  Ssaratow  etc. 
So  lässt  sich  auch  aus  den  statistischen  Publicationen  vielfach  der  Nach- 
weis liefern,  dass,  je  geringer  der  Landantheil,  je  schlimmer  die  ökono- 
mische Lage,  um  so  schneller  sich  die  Familie  zersplittert  Es  zeigen 
sich  somit  auch  in  dieser  Beziehung  äussere  Ursachen,  die  die  Gestaltung 
des  Gemeindebesitzes  beeinflussen.1) 


*)  Auf  diese  Erscheinung  ist  bisher  nur  selten  in  der  Literatur  hingewiesen, 
so  N.  Bütschkow:  „Omm.  noxsopiiaro  HscrixoBaHui  3KOHOMn?ecKaro  naioxenis  i 
zosjificTBa  specr&sHi  vl  3-zi  BOiocTüxi  HoBropoxcsaro  yisxa",  Nowgorod  1882,  pag. 
49:  die  Familientheilungen  erfolgen  zumeist  im  Frühjahr,  wenn  der  Getreidevorrath 
zu  Ende  und  es  schwer  fällt,  die  Greise  und  die  fremden  Binder  zu  ernähren;  auch 
erklaren  die  Bauern  ausdrücklich,  dass  nach  der  Theilung  energischer  und  fleissiger 
gearbeitet  wird.  A.  Jefimenko:  HscjftxoBaiuji  napoxHOfi  usus,  Bd.  I,  Artikel  HI: 
CexeltHiie  paaghiH,  pag.  126,  die  Verfasserin  findet  diesen  Zusammenhang  auch  in 
mehreren  Kreisen  des  Gouv.  Archangel,  pag.  127,  und  ermittelt  aus  der  Statistik  der 
Landschaften  von  Moskau,  Tschernigow  und  Poltawa  den  Zusammenhang  kleiner 
Familien  mit  geringem  Landantheil,  d.  h.  je  grösser  der  Landantheil  pro  Seele,  desto 
kopfreicher  die  Familie,  je  geringer  der  Landantheil,  desto  kleiner  die  Familie.  Es 
wäre  eine  dankenswerthe  Aufgabe,  auf  Grundlage  des  ziemlich  reichen  Materials 
der  landschaftlichen  Statistik  diese  Frage  zu  untersuchen.  Eine  sehr  spetialisirte 
Arbeit  über  drei  Kreise  liegt  vor:  JL  JEhvobi:  Cexetmie  paajkra  bi  CapaTOBCKom», 
üeTpOBCKOMi  h  IfcpHiiHHCBOXi  ytsxa»  CapaTOBCKol  ryöepHiH,  Ssaratow  1885,  her- 
ausgegeben von  der  Ssaratower  Gouvernementslandschaft,  woselbst  auch  jener  Causal- 
nezus  constatirt  wird;  0.  Schmidt:  Kt  Bonpocy  o  KpecrumcERZi  pasxixa»  in  der 
Pycczaa  Mhcju,  1886,  Bd.  I,  pag.  21—38  auf  Grundlage  der  Tpjiii  cmTHcrnecKoi 
dKcneAHüiH,  cBapaseaaoft  bi  1833  roxy  sasaacunci  ryöepacsrob  sexcxBGM. 

2)  In  Betreff  der  Häufigkeit  der  Familientheilungen  giebt  man  sich  vielfach,  auch 
an  maassgebender  Steile,  Täuschungen  hin.  So  auch  in  der  Gesetzesvorlage  des  Hi- 
nisters des  Innern  vom  18.  Januar  1884  zur  Beschrankung  der  Famitientheflungen, 
die  mir  zugänglich  gewesen  ist:  aus  den,  von  den  Gouverneuren  gesammelten  Daten 
über  die  Familientheilungen  ermittelt  das  Ministerium  des  Innern,  dass  in  der  Zeit 
von  1861—1882  in  46  Gouvernements  des  europäischen  Busslands  2,371,248  Familien- 
theilungen vorgenommen  sind,  von  welcher  Zahl  nur  803,149  Theilungen  oder  12,8% 
mit  der  gesetzlich  geforderten  Genehmigung  der  Gemeinde  erfolgt  sind.  Es  ist  hier 
nicht  berücksichtigt,  dass  eine  starke  Zunahme  dieser  Theilungen  in  den  ersten  Jahren 
nach  der  Emancipation  der  Bauern  ein  ganz  naturgemasser  und  berechtigter  Process 
war,  insbesondere  bei  den  früher  gutsherrlichen  Bauern:  die  Gutsherren  erzwangen 
—  im  eigenen  ökonomischen  Interesse  —  das  Zusammenwohnen  in  grossen  Familien, 
die  vielfach  als  Zwangsgenossenschaft  mit  all  den  moralischen  und  wol  auch  ökono- 
mischen Schaden,  wie  sie  vielfach  geschildert  sind,  sich  gestalteten.  Sowie  dieser 
Zwang  aufhörte,  zerfiel  die  grosse  Familie  in  ihre  Theile.  Was  die  Dom&nenbaaern 
anbetrifft,  so  waren  Familientheilungen  von  1824—1863  sehr  erschwert,  denn  das 
Becrutirungsgesetz  gestattete  eine  Theilung  nur,  wenn  nicht  weniger  als  8  Arbeiter 
in  jedem  der  getheilten  Höfe  verblieben.  Nur  solche,  den  gesetzlichen  Forderungen 
Genüge  leistenden  Familientheilungen  wurden  in  die  Revision»-  und  in  die  Famfliea- 
listen  als  solche  eingetragen,  in  Wirklichkeit  waren  aber  die  Höfe  weit  mehr  zer- 
splittert, die  erst  durch  das  Manifest  vom  27.  Juni  1863  gesetzlich  als  solche  an- 
erkannt wurden.  Also  mussten  die  Daten  über  die  Familientheilungen  von  1861—1882 
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2.  Die  Schäden  des  Gemeindebesitzes. 

Es  bestehen  somit  Umstände,  die,  ohne  wesentlich  mit  dem  Gemeinde- 
besitz zusammenzuhängen,  auf  die  Gestaltung  dieser  Grundbesitzordnung 
einwirken,  indem  sie  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  schädigen. 

Jetzt  haben  wir  auf  die  Wirkungen  des  Gemeindebesitzes 
selbst  einzugehen.  Zuerst  wollen  wir  die  Wirkungen  der  einzelnen 
Factore  betrachten  und  dann  die  Gesammtwirkung  aller  der*  Factore,  die 
aus  dem  Gemeindebesitz  entspringen  und  die  Wirthschaft  schädigend 
beeinflussen  können. 

Wir  haben  hier  die  bedauerliche  Thatsache  vorauszuschicken,  dass 
es  zur  Zeit  nur  sehr  wenig  Untersuchungen  giebt,  die  in  das  Detail  der 
hier  zu  behandelnden  Fragen  eindringen.  Die  Schwierigkeiten,  die  sich 
hier  der  Localuntersuchung  entgegen thürmen ,  sind  freilich  sehr  gross. 
Wie  häufig  Umtheilungen  vorgenommen,  wie  breit  die  Landstreifen  sind 
und  wie  weit  sie  sich  vom  Wirthschaftshof  erstrecken  u.  s.  w.  —  kurz 
alle  derartigen  Fragen  lassen  sich  verhältnissmässig  leicht  ermitteln  und 
sind  mit  mehr  oder  weniger  Genauigkeit  für  weite  Landstriche  ermittelt 
Wo  es  sich  aber  um  die  Wirkungen  dieser  Factore,  und  zwar  der  ein- 
zelnen gesondert  und  dann  aller  zusammen,  handelt,  da  verlieren  wir 
bald  den  festen  Boden  und  müssen  uns  mehr  oder  weniger  mit  vagen, 

eine  grössere  Ziffer  ergeben,  als  wirklich  Theüungen  in  dieser  Zeit  vorgenommen  sind. 
Jedoch  haben  wir  zu  bemerken,  dass  es  im  Circular  des  Ministers  des  Innern  vom 
4.  April  1884,  erlassen  in  Anlass  des  neuen  Gesetzes  über  Familientheilungen,  heisst, 
die  Zahl  der  Familientheilungen  hätte,  wie  es  sich  aus  neueren  Erhebungen  ergäbe, 
in  der  letzten  Zeit  nicht  allein  nicht  abgenommen,  sondern  sie  yergrössere  sich,  von 
Jahr  zu  Jahr  beständig  wachsend,  was  auch  Litschkow  in  den  genannten  drei  Kreisen 
des  Gouv.  Ssaratow  findet,  CeueftHSe  pasxfejni  etc.,  pag.  11  u.  flg.  Endlich  sei  noch 
in  Erinnerung  gebracht,  dass  es  bei  den  allgemeinen  Seelenrevisionen  üblich  war,  die 
„Höfe"  mit  deren  Familienbestand  zu  registriren,  ohne  näher  darauf  einzugehen,  ob 
der  „Hof"  auch  wirklich  nur  eine  Wirthschaft  repräsentirt,  was  vielfach  nicht  der 
Fall  war,  denn  auch  ökonomisch  vollständig  getheilte  Familien  blieben  nicht  selten 
in  dem  einen  „Hof"  beisammen;  bei  den  neueren  statistischen  Aufnahmen  wird  zumeist 
bie<  auf  besonderes  Augenmerk  gerichtet,  somit  erscheint  die  Yergrösserung  der  Zahl 
der  bäuerlichen  Wirtschaftseinheiten  grösser  als  sie  in  Wirklichkeit  war.  Auch 
*äre  in  Betreff  der  Ziffer  der  ohne  Genehmigung  der  Gemeinde  erfolgten  Familien- 
theilungen zu  bemerken,  dass  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Emandpation,  es,  nament- 
lich bei  den  früher  gutsherrlichen  Bauern  wol  zumeist,  nicht  üblich  war,  derartige 
Genieindebeschlüsse  schriftlich  niederzusetzen  und  aufzubewahren,  was  erst  1868  von 
der  Staatregierung  ausdrücklich  verlangt  wurde.  —  Das  grosse  statistische  Werk 
des  Centralstatistischen  Comite*  über  die  besiedelten  Ortschaften  ergiebt,  dass  in  der 
Zeit  von  1861—1878  z.  B.  in  den  acht  Gouvernements  im  Gebiet  der  Schwarzerde 
der  Personalbestand  der  Höfe  sich  um  Vs  (von  acht  Seelen  auf  sieben),  in  den 
centralen  industriellen  Gouvernements  um  Vio  verringert  hat.  Doch  erscheint  mir 
Misstrauen  gegen  diese,  nicht  auf  sicherem  Boden  ruhenden  Angaben  berechtigt 
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durch  verschiedenerlei  Umstände  beeinflussten  Urtheilen  der  Bauern  etc. 
begnügen.  Dazu  kommt,  dass  die  neueren  Localuntersuchungen  von 
eifrigen  und  auch  übereifrigen  Anhängern  des  Gemeindebesitzes  aus- 
geführt sind.  Bei  der  grossen  Leidenschaftlichkeit,  mit  der  diese  Frage 
leider  zumeist  noch  immer  behandelt  wird,  ist  es  erklärlich,  dass  hier 
der  Subjectivismus  zum  Schaden  der  objectiven  Untersuchung  und  Fest- 
stellung des  Gesehenen  keine  geringe  Rolle  spielt  Was  nicht  gerne  ge- 
sehen und  gehört  wird,  wird  leicht  übersehen  und  überhört  oder  wenigstens 
abgeschwächt  wiedergegeben,  während  das  den  Anschauungen  Ent- 
sprechende leicht  in  seiner  Tragweite  übertrieben  und  seine  praktische 
Bedeutung  überschätzt  wird.  Es  ist  also  eine  besondere  Vorsicht  in  der 
Benutzung  der  nicht  auf  positiven  Thatsachen  beruhenden  Mittheilungen, 
Urtheile  etc.  geboten.  Wir  glauben  sie  mit  aller  kritischen  Schärfe  be- 
obachtet zu  haben.  Andererseits  ist  noch  mehr  zu  bedauern,  dass  die 
Gegner  des  Gemeindebesitzes  es  nicht  weiter  als  zu  allgemein  gefassten 
Urtheilen  gebracht  haben  und  bisher  irgend  welche  bedeutungsvolle,  auf 
dem  Boden  der  Thatsachen  beruhende  Nachweise  der  zur  Genüge  ge- 
schilderten, allgemein  -  theoretisch  dargelegten  Missstände  des  Besitz- 
wechsels, der  Gemenglage,  des  Flurzwanges  etc.  nicht  haben  hervorbringen 
können  oder  mögen.  Bei  dieser  Beschaffenheit  des  zu  Gebote  stehenden 
Materials  habe  ich  mich  zu  der  im  Nachstehenden  sich  ergebenden  Me- 
thode der  Behandlung  der  einschlägigen  Fragen  entschliessen  müssen. 
Die  sich  hierbei  ergebenden  Resultate  lösen  daher  auch  nicht  allendlich 
die  Specialfragen  im  Einzelnen. 

Die  bedeutungsvollste,  im  Wesen  der  heutigen  Gestaltung  des  Ge- 
meindebesitzrechts liegende  Erscheinung  ist  der  periodische  Wechsel 
im  Besitz  des  Landes  der  einzelnen  Hauswirthe,  hervorgerufen 
durch  die  Umtheilungen.1)  Dieser  periodische  Wechsel  liegt  einerseits 
im  Wesen  des  heutigen  Gemeindebesitzrechts,  denn  einerseits  verlangt 
die  wechselnde,  im  natürlichen  Lauf  der  Dinge  wachsende  Grösse  der 
Bevölkerung  in  der  Gemeinde,  wie  auch  in  der  einzelnen  Familie  solches 
zur  Verwirklichung  des  Rechts  eines  jeden  Gemeindegenossen  auf  Land, 
andererseits  auch  die  wechselnde  Grösse  des  in  individueller  Nutzung 


*)  Um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  verweise  ich  in  Betreff  der  Gründe  even- 
tuell Einwände  gegen  den  Gemeindebesitz  auf  das  in  dieser  Schrift  an  anderen  Stellen 
Gesagte,  so  insbesondere  Theil  II,  Hälfte  I,  pag.  88—94,  in  Betreff  der  vielen  Special- 
fragen auf  die  betreffenden  früheren  Ausführungen.  An  dieser  Stelle  behandele  fch 
nur  das,  was  von  mir  noch  nicht  oder  nicht  hinreichend  eingehend  besprochen  ist 
Ich  glaube  an  dieser  Stelle  noch  insbesondere  auf  die  durch  Uebersetzung  auch  dem 
deutschen  Leser  zugänglich  gemachte  Schrift  K.  Kawelin's  über  den  Gemeindebesitz 
(aus  der  Wochenschrift  Nedelä),  wo  in  übersichtlicher  Weise  das  pro  und  contra  den 
Gemeindebesitz  Vorgebrachte  kritisch  beleuchtet  wird,  aufmerksam  machen  zu  sollen. 
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befindlichen  Landes  (Erweiterung  dieses  Landes  durch  neue  Urbarmachung 
bisher  gemeinsam  genutzten  Landes,  wie  Weide,  Wald  etc.,  Verminderung 
des  Landes  durch  langes  Brachlassen,  Expropriation  etc.).  Der  Wechsel 
im  Besitz  des  Landes  wird  also  durch  die  Veränderung  im  Verhältniss 
der  Bevölkerung  zum  Lande  hervorgerufen,  mag  nun  diese  Veränderung 
in  der  Bevölkerung,  resp.  im  Bestände  der  Familien  oder  in  der  Aus- 
dehnung des  in  gesonderter  Nutzung  befindlichen  Landes  eintreten.  Es 
fragt  sich  nun,  ob  dieser  Wechsel  (Unsicherheit)  des  Besitzes  die  zur 
Genüge  dargelegten  ökonomischen  und  sittlichen  Schäden  überall  im 
Gemeindebesitz  hervorruft. 

Diese  Fra^e  ist  zu  verneinen,  denn  nicht  überall  und  unter  allen 
Umständen  können  jene  schlimmen  Wirkungen  eintreten,  sondern  sie 
treten  nur  unter  Voraussetzung  gewisser,  nicht  überall  und  immer  vor- 
handener Umstände  ein. 

Es  wird  behauptet,  die  Unsicherheit  des  Besitzes  halte  den  Bauer 
von  jeder  Verbesserung  des  Wirthschaftsbetriebes  ab,  da  sie  ihn  der 
Früchte  der  grösseren  Verwendung  von  Arbeit  und  Kapital  auf  den 
Boden  beraube.  Vor  dem  Eingehen  auf  diese  Behauptung  haben  wir 
erst  Folgendes  vorauszuschicken.  Jeder  Fortschritt  im  landwirthschaft- 
lichen  Betriebe  ist  von  dem  Eintreten  folgender  Momente  abhängig: 

1.  Es  muss  die  objective  Nothwendigkeit  einer  bessern,  inten- 
siveren Bewirtschaftung  vorliegen; 

2.  Diese  Nothwendigkeit  muss  als  solche  erkannt  werden; 

3.  Es  muss  die  Eenntniss  vorhanden  sein,  in  welcher  Weise  (Art 
des  Wirthschaftssystems  etc.)  die  als  nothwendig  erkannte  Veränderung 
der  Wirthschaft  durchzuführen  wäre; 

4.  Es  muss  der  Wille  vorliegen,  das  als  nothwendig  Erkannte  nach 
Maassgabe  der  vorhandenen  Kenntnisse  zu  verwirklichen; 

5.  Es  müssen  die  wirthschaftlichen  Mittel  zur  Durchführung 
des  Gewollten  vorhanden  sein. 

Erst  das  Zusammenwirken  dieser  Factore  ruft  den  Fortschritt,  die 
Verbesserung  des  Betriebes  hervor.  Die  Geschichte  lehrt,  dass  ohne  den 
Zwang  der  Verhältnisse  (objective  Nothwendigkeit)  kein  Volk  das  gewohnte 
Wirthschaftssystem  aufgiebt  Wo  aber  diese  Nothwendigkeit  objectiv 
schon  vorliegt,  wird  sie  noch  lange  nicht  als  solche  erkannt.  Die  ab- 
nehmenden Ernteerträge  werden  dem  Zürnen  der  Gottheit,  der  Ver- 
schlimmerung des  Klimas  (Mangel  und  Unzeitigkeit  des  Regens  etc.),  des 
Bodens  zugeschrieben,  und  wo  Auswanderung  möglich  ist,  wird  neues 
Land  gesucht.  Ein  gewaltiger  Process  ist  das  Eintreten  der  Erkenntniss, 
dass  die  Art  des  Wirthschaftsbetriebes  jenen  Missstand  gezeitigt  hat  — 
Weiterhin  muss  die  Kenntniss  erlangt  werden,  welches  Wirthschaftssystem 
nach  Lage  der  natürlichen  und  historischen  (Absatzverhältnisse  etc.)  Be- 
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dingungen  das  passende  ist.  Sodann  muss  der  Wille  (Sieg  über  das  Be- 
harrungsvermögen) vorliegen,  von  dem  aligewohnten  Betriebe  abzulassen, 
und  endlich  müssen  die  ökonomischen  Mittel  (lebendes  und  todtes  In- 
ventar etc.)  vorhanden  sein.  Je  nach  den  localen  und  zeitlichen  Um- 
ständen tritt  dieses  oder  jenes  Moment  wirksamer  in  den  Vordergrund, 
wie  wir  das  auch  weiter  unten  sehen  werden,  aber  keines  dieser  Mo- 
mente verschwindet  ganz  von  der  Bildfläche  der  landwirthschaftlichen 
.  Entwicklung. 

Treten  wir  nun  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  an  die  Beleuchtung 
der  Frage  über  die  Folgen  der  Unsicherheit  des  Besitzes. 

Dort,  wo  nach  Lage  der  ökonomischen  Bedingungen  (grosse,  natür- 
liche Ergiebigkeit  des  Bodens  bei  dünner  Bevölkerung  und  ungünstigen 
Absatzbedingungen)  nur  ganz  extensiv,  ohne  Düngung  etc.  gewirthschaftet 
werden  darf  (vom  Standpunkt  der  ökonomischen  Rentabilität),  kann  der 
Wechsel  im  Besitz  der  Landstreifen  keinerlei  schlimme  Wirkungen  nach- 
sich  ziehen.  Aber  auch  dort,  wo  diese  Lage  der  ökonomischen  Bedin- 
gungen allmälich  verschwindet  (durch  allmäliche,  relative  Erschöpfung 
des  Bodens,  Zunahme  der  Bevölkerung,  Verbesserung  der  Absatzverhält- 
nisse,  Entwickelung  des  wirtschaftlichen  Lebens:  Handel,  Gewerbe, 
Städtewesen),  die  Bauern  sich  aber  den  veränderten  Bedingungen  des 
wirtschaftlichen  Lebens  noch  nicht  fügen  und  jeder  Einzelne  noch  die 
altgewohnte  Wirtschaft  vor  Augen  hat  und  noch  gar  nicht  den  Ge- 
danken einer  Aenderung  des  altgewohnten  Wirtschaftssystems  gefasst 
hat,  —  auch  hier  kann  die  Unsicherheit  des  Besitzes  keinerlei  Wirkungen 
auf  den  Ackerbau  üben. 

Solches  gilt  vorerst  für  die  Landstriche,  wo  der  Wildbau  noch  vor- 
kommt: im  hohen  Norden  als  Brennwirthschaft,  in  vielen  Gouverne- 
ments der  südlichen  Steppe  als  die  Bestellung  vieljährigen  Brachlandes, 
sodann  —  als  U  ebergang  zur  Dreifelderwirtschaft  —  in  den  an  jene 
sich  anschliessenden  Landstrichen,  wo  ein  geringerer  oder  grösserer  Theil 
des  Feldes  in  die  Dreifelderwirthschaft  einbezogen  ist,  der  andere  Theil 
aber  noch  in  jener  extensiven  Weise  bewirtschaftet  wird,  und  endlich 
wo  die  Dreifelderwirthschaft,  aber  ohne  Düngung,  auf  dem  ganzen  Felde 
getrieben  wird.  Hier  überall  kann  die  Unsicherheit  des  Besitzes,  d  h. 
die  Gefahr  bei  der  nächsten  Umtheilung  das  bisher  genutzte  Land  gegen 
anderes  zu  verlieren,  keinen  Einfluss  auf  die  Bewirtschaftung  üben. 
Wenn  nun  hier  wol  zumeist  der  Uebergang  vom  Wildbau  zu  einem  ge- 
ordneten Wirtschaftssystem  und  die  Düngung  des  Brachfeldes  bei  der 
Dreifelderwirthschaft  eine  objective  Notwendigkeit  ist,  denn  die  Ernte- 
erträge nehmen  einerseits  in  erschreckender  Weise  &b>  andererseits  ist 
die  Nachfrage  nach  Getreide  in  den  letzten  Jahrzehnten  (Eisenbahnen, 
Zunahme  der  Bevölkerung)  sehr  bedeutend  gestiegen  —  wenn  also, 
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sagen  wir,  dieser  Fortschritt  nicht  eingetreten  ist,  so  ist  es  anderen  Fac- 
toren  zuzuschreiben,  und  zwar  nicht  allein  der  Unkenntniss  der  Bauern, 
sich  aus  dieser  Verschlimmerung  ihres  Ackerbetriebes  zu  retten,  sondern 
auch  dem  mangelnden  Willen  zu  der  „Neuerung".  So  wird  aus  meh- 
reren Gouvernements  gemeldet,  dass  Bauern  sich  selbst  dort,  wo  in  der 
Nachbarschaft  (auf  dem  Grossgrundbesitz,  in  den  deutschen  Golonien  etc.) 
gedüngt  wird  und  sie  die  grossen  Resultate  vor  Augen  haben,  nicht  zu 
diesem  Schritt  entschließen.  Auf  die  bezügliche  Anfrage  heisst  es  dann 
naiv:  bei  uns  ist  es  nicht  Sitte,  oder:  wenn  der  liebe  Herrgott  uns  eine 
gute  Ernte  bescheren  will,  so  erhalten  wir  sie  auch  ohne  Düngung.  In 
anderen  Fällen  wird  wol  auch  behauptet,  die  Schwarzerde  vertrage  nicht 
die  Düngung  (Ausbrennung  in  warmen,  trockenen  Sommern).  Der  Dünger 
liegt,  soweit  er  nicht  als  Brennmaterial  benutzt  wird,  in  grossen  Haufen 
am  Dorf  und  bereitet  vielfach  Unbequemlichkeit,  und  es  bedarf  hier  und 
da  erst  besonderer,  strenger  polizeilicher  Anordnung,  bis  er  weiter  weg- 
geschafft wird  —  aber  er  wird  nicht  aufs  Feld  gebracht!1) 

Dessgleichen  kann  von  einer  ökonomisch  schlimmen  Wirkung  der 

x)  Diese  Erscheinung  ist  vielfach  in  weiten  Landstrichen  beobachtet  Es  sei 
hier  nur  auf  die  landwirthschaftlkh-technische  Studie  des  Agronomen  A.  Jegorow: 
„OmicaHie  xosaficTBa  MeHOHHTOBi"  im  Supplementband  zur  V.  Lieferung  der  „TpyxH 
HiraepaTOpcKaro  MocsoBCsaro  otfmecTBa  ceucsaro  xo&xlcTBa",  1881,  pag.  89—142, 
insbesondere  126—181  hingewiesen.  Wahrend  die  1859  ans  Prenssen  eingewan- 
derten und  im  Kr.  und  Gouv.  Ssamara,  an  der  Grenze  des  Kr.  Tschistopol  des  Gouv. 
Kasan  in  zehn  Dörfern  (zu  10,  15  oder  25  Familien)  angesiedelten  Mennoniten  ihr 
Land  vortrefflich  bestellen,  reichlich  düngen,  wirthschaften  die  benachbarten  russischen 
Bauern  in  alter  sorgloser  Weise  (ohne  Düngung,  nachlässiges  Pflügen  etc.  etc.).  Die 
Wirthschaftsresultate  entsprechen  diesem  Verfahren:  Die  Mennoniten  ernten  pro 
(officielle)  Dessatine:  Boggen  100—150  Pud,  Hafer  80-180,  Gerste  50—60,  Kartoffeln 
2000—2500  Pud  etc.  und  kennen  keine  Missernte,  ja  sie  geben  nicht  die  Möglichkeit 
einer  Missernte  bei  ihrer  Bestellung  (ausser  durch  Hagelschlag)  zu,  Die  umwohnen- 
den Bauern  hingegen  haben  seit  der  Ansiedelung  der  Mennoniten  in  fünf  Jahren 
tolle  Missernte  und  in  zwei  Jahren  mittlere  Ernten  gehabt  und  niemals  Ertrage,  wie 
sie  die  Mennoniten  regelmässig  einbringen,  erzielt:  5—10  Pud  Boggen  ist  keine  seltene 
Erscheinung.  Der  sich  ansammelnde  Dünger  befindet  sich  in  der  Nahe  des  Dorfes  auf- 
gehäuft, wird  in  die  Flüsse  und  Schluchten  geworfen,  aber  nicht  nutzbringend  verwandt. 
Und  als  einmal  die  Polizei  aus  Sanitätsgründen  die  Wegschaffung  des  zu  einem  Berg 
aufgehäuften  Düngers  verlangte,  da  ward  er  theilweise  verbrannt,  theilweise  auf  das 
zam  Hanfbau  bestimmte  Land  gebracht,  welches  Land  früher  nie  gedüngt  ward!  Auf 
den  gutsherrlichen  Gütern  findet  sich  zumeist  dieselbe  Wirthschaft  wie  bei  den  Bauern; 
das  mit  den  glänzendsten  Resultaten  gekrönte  Beispiel  der  Mennoniten  hat  auch  den 
Grosggrundbesitz  nicht  aus  dem  Schlendrian  aufgerüttelt:  auch  hier  wird  nicht  ge- 
düngt, vielmehr  der  Dünger  auch  irgend  wie  als  hindernde  Last  bei  Seite  geschafft, 
und  es  wird  noch  allen  Ernstes  —  trotz  des  vor  Augen  liegenden  Gegenbeweises  — 
die  traditionelle  Ansicht  vertreten,  der  hiesige  Boden  verlange  keine  Düngung!  Ueber 
diese  Frage  im  Allgemeinen  G.  KanycTHHi  in  den  Tpyxa.  Hiinep.  Bojbh.  8koh. 
Otimecroa  1886,  Kr.  4,  pag.  428-447. 
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Unsicherheit  des  Besitzes  nicht  die  Rede  sein,  wo  die  Bauern  mit  der 
spärlichen  Düngung,  wie  überhaupt  einer  besseren  Bestellung  (sorg- 
fältigeres, tieferes,  häufigeres  Pflügen  etc.)  erst  beginnen,  denn  der  nächste, 
wenn  auch  nur  geringe  Fortschritt  würde  dem  Bauer  die  volle  Ent- 
schädigung bringen.    Und  doch  erfolgt  er  nicht! 

Somit  ist  der  weit  ausgedehnte  Landstrich  der  Steppe  und  ein  grosser 
Theil  der  Schwarzerde  und  ein  Theil  des  hohen  Nordens  mit  localen  Aus- 
nahmen aus  der  Wirkung  der  Unsicherheit  des  Besitzes  ausgeschlossen. 

Dieses  Moment  kann  erst  dann  in  Betracht  kommen,  wenn  Düngung 
und  die  anderen  ersten  Elemente  einer  besseren  Bestellung,  die  die 
Bodenkräfte  schonen,  in  erheblicherem  Maasse  vorgenommen  werden. 
Wir  gehen  von  dem  äussersten  Falle  aus,  dass  die  Neuverteilung  des 
Ackers  alle  drei  Jahre  erfolgt 

Es  wird  vielfach  von  übereifrigen  Verfechtern  des  Gemeindebesitzes 
behauptet,  es  könne  der  Wechsel  in  der  Nutzung  des  Landes  auch  bei 
dreijährigen  Umtheilungsfristen  (Umtheilung  des  Brachfeldes)  bei  der 
Düngung,  die  der  geringe  Viehbestand  allein  ermöglicht,  und  der  herr- 
schenden sonstigen  Betriebsweise  keine  Schäden  hervorrufen,  da  auch 
der  Bauer,  der  in  der  Lage  ist  und  den  Willen  hat,  seine  Landstelle 
stärker  zu  düngen,  besser  zu  pflügen,  solches  ohne  Verlust  thun  könne, 
denn  die  dreijährige  Nutzung  bringe  ihm  die  grössere  Verwendung  von 
Arbeit  und  Kapital  reichlich  ein.  In  dieser  Darlegung  steckt  ein  Fehler. 
Bäumen  wir  auch  die  Richtigkeit  der  Voraussetzung  ein,  dass  im  Grossen 
und  Ganzen  bei  der  bestehenden  Betriebsweise  jene  Mehrverwendung 
des  Einzelnen  reichlich  durch  die  Erträge  wieder  eingeheimst  wird,  so 
erleidet  der  Bauer  doch  Verlust  oder  setzt  sich  wenigstens  der  Gefahr 
eines  Verlustes  aus:  bestellen  nämlich  die  anderen  Bauern  weniger  gut, 
düngen  sie,  um  den  wichtigsten  Theil  zu  nennen,  weniger  oder  unter- 
lassen sie  gar  vollständig  das  Düngen,  so  läuft  der  sorgfaltigere  Wirth 
immer  Gefahr,  bei  der  nächsten  allgemeinen  Umtheilung  Land  zu  erhalten, 
das  in  den  drei  letzten  Jahren  weiterhin  erschöpft  ist  Während  sein 
Landantheil  durch  die  bessere  Bestellung  in  dieser  Zeit  sich  —  min- 
destens —  auf  dem  alten  Stand  erhalten  hat,  unter  Umständen  gar 
besser  geworden  ist,  ist  die  Ergiebigkeit  des  anderen  Landes  in  dieser 
Zeit  zurückgegangen,  resp.  die  frühere  geblieben.  Der  Verlust  des  sorg- 
fältigen Wirths  liegt  also  darin,  dass  er  je  nach  dem  Ausfall  der  neuen 
Verloosung  des  Landes  nicht  so  gut  bestelltes  Land  erhält,  als  das  ihm 
entzogene  zur  Zeit  ist,  er  setzt  also  seine  Wirthschaft  unter  ungünstigeren 
Bedingungen  fort,  als  es  der  Fall  wäre,  wenn  keine  Neuvertheilung  erfolgt, 
er  mithin  im  Besitz  der  alten  Landstelle  geblieben  wäre.  Es  erhebt 
sich  nun  die  Frage,  ob  dieser  Umstand,  d.  h.  weniger  gut  bestelltes  oder 
gar  erschöpftes  Land,  das  weniger  Ergiebigkeit  aufweist,  als  das  ihm  vor 
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drei  Jahren  zugetheilte,  zu  erhalten,  ihn  nicht  etwa  davon  abhalten 
könnte,  mit  bisherigem  Eifer  sich  wieder  an  eine  bessere  Bestellung  des 
Landes,  als  die  anderen  Bauern  es  pflegen,  zu  machen?  Zumal  da  er 
sich  der  Erkenn tniss  nicht  verschliessen  kann,  dass  diese  bessere  Be- 
Stellung  für  die  sorglosen  Gemeindegenossen  einen  neuen  Anreiz  bietet, 
sehr  bald  wieder  eine  neue  UmtheUung  zu  verlangen,  um  sich  in  die 
Nutzung  des  besser  bestellten  Landes  zu  setzen. 

So  klar  und  principiell  stellt  sich  die  Frage  nicht  im  praktischen 
Leben.  Im  Allgemeinen  findet  das  Unterlassen  der  Düngung  seitens  Ein- 
zelner nicht  statt,  wenn  das  Düngen  überhaupt  schon  in  der  Gemeinde 
üblich  ist1)  Wo  Solches  jedoch  beobachtet  wird,  ist  es  durch  fremde, 
nicht  im  Gemeindebesitz  liegende  Umstände  hervorgerufen:  diegesammte 
ungünstige  Lage,  wie  sie  in  erster  Linie  in  dem  einen  Landstriche  durch 
überhohe  Zahlungen  (sei.  bis  zur  Ermässigung  der  Ablösungszahlungen 
und  der  Beseitigung  der  Kopfsteuer),  in  den  anderen  durch  zu  gering 
zugemessenes  Land  bedingt  ist,  entzieht  den  Bauer  dem  Ackerbau:  sowol 
die  überhohen  Zahlungen,  als  auch  der  zu  geringe  Landantheil  veran- 
lassen den  Bauer  —  vielfach  in  vollständig  richtiger  Erkenntniss  seiner 
ökonomischen  Gesammtlage  —  den  Schwerpunkt  seiner  wirtschaftlichen 
Thätigkeit  in  anderem  Nebenerwerb  zu  suchen  und  je  nach  Beschaffenheit 
dieser  (die  hierdurch  hervorgerufene  Entfernung  von  der  Heimath  u.  s.  w.), 
der  vorhandenen  Arbeitskräfte  in  seiner  Familie  und  je  nach  den  anderen, 
hierbei  in  Betracht  kommenden  Umständen  seine  eigene  Ackerwirthschaft 
nur  nebenbei,  soweit  der  andere  Erwerb  es  ihm  gestattet  oder  die 
schwachen  weiblichen  Arbeitskräfte,  resp.  die  seiner  Halbwüchslinge  oder 
Greise  es  möglich  machen,  zu  betreiben  oder  vollständig  aufzugeben,  d.  h. 
das  Ackerland  ungenutzt  zu  lassen  (soweit  er  es  nicht  verpachten  kann). 
Andererseits  zeigt  sich  diese  Erscheinung  als  eine  vereinzelte  in  der  Ge- 
meinde, wo  die  Wirthschaft  aus  irgend  welchen  Gründen  zeitweilig  zurück- 
geht, wir  sagen  „zeitweilig",  weil  beim  Verfall  der  Wirthschaft  der  Land- 
antheil, der  die  Zahlungen  trägt,  abgenommen  und  einem  Anderen  übergeben 
wird.  Sehen  wir  von  derartigen  Fällen  ab  —  und  wir  müssen  sie  bei 
Seite  lassen,  da  sie  nicht  dem  Gemeindebesitz  ihr  Entstehen  verdanken  — 
so  finden  wir  in  Betreff  der  Düngung  und  des  gesammten  Charakters 
der  Betriebsweise  eine  grosse  Gleichmässigkeit  in  der  Gemeinde. 

Die  Erklärung  liegt  nahe.  Einerseits  ist  die  Macht  der  Tradition, 
die  Scheu,  sich  von  den  Gemeindegenossen  in  der  Wirthschaft  abzusondern, 
im  Volke  eine  sehr  grosse,  andererseits  wacht  auch  die  Gemeinde,  in 
welcher  die  Wirthschaft  nicht  überhaupt  verfallen  ist,  direct  darauf,  dass 

>)  Für  das  Nachfolgende  findet  der  Leser  die  Nachweise  im  II.  Theile  dieses 
Werkes,  namentlich  in  der  IL  Hälfte  desselben  nnd  im  Nachtrag  zu  dem  vorliegen- 
den (HL)  Theile. 

t.  KeuMler,  Geschichte  nnd  Kritik  des  Gemeindebesitzes.    HI.  15 
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das  Land  gedüngt  und  in  der  gewohnten  Weise  oder  richtiger  gesagt 
nicht  schlechter  als  in  der  gewohnten  Weise  bestellt  wird,  auf  dass  bei 
der  folgenden  Umtheilung  die  anderen  Bauern  nicht  zu  Schaden  kommen. 
Es  wird  so  vielfach  von  den  schädigenden  Wirkungen  der  Umtheilungen 
gesprochen,   dass   füglich  auch  auf  günstige  Wirkungen   hingewiesen 
werden  muss:  die  Umtheilungen  veranlassen  die  Gemeinde,  darauf  zu 
achten,  dass  die  übliche  Betriebsweise  erhalten,  ein  Zurückgehen  auf 
eine  den  Boden  mehr  ausbeutende  verhindert  wird.     Bei  dem  annoch 
niedrigen  Stande  der  culturellen  Entwickelung  des  russischen  Bauern 
und  den  anderen  ungünstigen  Bedingungen  ist  ein  solches  Eingreifen  von 
aussen,  von  der  Gemeinde,  in  die  wirtschaftliche  Arbeit  des  Einzelnen 
von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung.    Beim  unbehinderten  indivi- 
duellen Grundbesitz  wäre  eine  solche  Bevormundung  mit  Zwangsgewalt 
nicht  möglich,  und  mancher  Bauer,  in  dem  Faulheit,  Nachlässigkeit  stärker 
als  der  Eigennutz,  sich  eine  behäbige  Existenz  zu  schaffen,  wirkt,  würde 
mit   weniger    Sorgfalt  wirtschaften,   als  es   die   Gemeinde  von   ihm 
verlangt    Wir  haben  bereits  an  anderer  Stelle  gezeigt,  welche  Maass- 
regeln die  Gemeinde  in  dieser  Beziehung  trifft:  sie  verlangt  die  Be- 
stellung des  Landes,  d.  h.  das  Aufpflügen,  wo  der  Bauer  die  Wirthschaft 
nicht  mehr  führen  kann  oder  will  und  keinen  Pächter  findet,  und  zwar 
fordert  es  die  Gemeinde,  auf  dass  das  Land  nicht  verwildere.    Sie  ver- 
langt die  Düngung  des  Landes  und  erhebt  Strafzahlungen  im  Unter- 
lassungsfälle; sie  verbietet  das  Verführen  des  Düngers  auf  anderweitig 
(ausserhalb  des  Gemeindelandes)  gepachtetes  oder  gekauftes  Land,  sowie 
auf  die  Verwendung  des  gesammten  Quantums  allein  auf  das  Gehöftland 
Es  muss  jedoch  hervorgehoben  werden,  dass  in  den  vorhandenen 
Materialien  über  das  Leben  im  Gemeindebesitz  verhältnissmässig  nur 
selten  solcher  Gemeindebeschlüsse  Erwähnung  geschieht    Hieraus  kann 
nicht  geschlossen  werden,  dass  die  Gemeinde  sonst  gleichgültige  Zu- 
schauerin der  Raubwirthschaft  Einzelner,  die  der  Gesammtheit  zum  Nach- 
theil gereicht,  ist    Vielmehr  gilt  es  in  Gemeinden,  wo  die  Düngung 
überhaupt  herrscht  —  und  diese  haben  wir  hier  allein  vor  Augen  — 
als  selbstverständliche  Pflicht  des  Einzelnen,  die  Wirthschaft  nicht  schlechter 
als  die  Anderen  zu  führen.    Es  ist  in  dieser  Beziehung  charakteristisch 
und  bestätigt  das  Gesagte,  dass,  wo  die  Gemeinde,  nachdem  gewöhnlich 
Einzelne  vorher  hiermit  begonnen  haben,  zur  Düngung  übergeht,  diese 
also   eine  Neuerung,   noch   nicht  zum  Gewohnheitsrecht  und  -pflicht 
geworden  ist  sogleich  Beschlüsse  über  den  Dungzwang  gefasst  werden. 
Nach  Einbürgerung  der  Düngung  herrscht  dann  jene  Scheu,  in  Wider- 
spruch zu  der  Gesammtheit  zu  treten.    Und  wer  es  doch  unternimmt 
gegen  den  hat  die  Gemeinde  —  auch  ohne  Erinnerung  an  den  wol  froher 
eftimal  gefassten  bezüglichen  Beschluss  —  Mittel  genug,  ihren  Willen 


-    227    — . 

durchzusetzen,  und  sie  übt  ihre  Macht  aus.  Wo  man  aber  auf  eine  Ab- 
weichung von  jener  allgemeinen  Gleichförmigkeit  zum  Schlimmeren  in 
der  Bestellung  stösst,  da  ergeben  sich,  soweit  wir  darüber  unterrichtet 
sind,  dieselben  Erklärungsursachen,  die  beim  individuellen  Grundbesitz- 
recht dieselben  Wirkungen  hervorrufen,  als  Yiehf allen,  Feuersbrunst, 
Verkauf  des  Viehs  wegen  Steuerrückstände  oder  aus  Noth,  wegen  Mangel 
an  Nebenerwerb,  moralisches  Verkommen  des  Bauern  (Trunksucht  etc.). 

Theoretisirende  Anhänger  des  individuellen  Grundbesitzrechts  meinen 
nun,  bei  dieser  Grundbesitzordnung  würde  der  Grundbesitz  in  andere, 
kapitalkräftigere  Hände  übergehen  und  eine  gute  Betriebsweise  erhalten 
werden.  Hier  wollen  wir  nur  erwidern,  dass  es  —  selbst  unter  der  bei 
weitem  nicht  überall  zutreffenden  Voraussetzung,  dass  solche  in  hin- 
reichender Zahl  vorhanden  sind  —  sich  vom  Standpunkt  des  allgemeinen 
Interesses  nicht  allein  um  die  Erhaltung  einer  guten  Wirthschaft,  son- 
dern namentlich  auch  um  die  Erhaltung  der  vorhandenen  ökonomischen 
Existenzen  handelt  Und  in  dieser  Beziehung  weist  der  Gemeindebesitz 
Vorzöge  vor  der  entgegengesetzten  Grundbesitzordnung  auf:  der  zeit- 
weilige Verfall  der  Wirthschaft,  der  beim  individuellen  Grundbesitzrecht 
die  Vernichtung  der  Existenz  nach  sich  ziehen  würde,  wird  häufig  durch 
die  Organisation  des  Gemeindebesitzrechts  aufgehalten  und  die  Wirth- 
schaft hebt  sich  wieder.  Dieses  Moment  ist  im  Hinblick  auf  die  nied- 
rige culturelle  und  ökonomische  Entwickelung  der  russischen  Bauern  von 
ganz  besonderer  Bedeutung.  Dass  dem  Kapital  und  der  Intelligenz  die 
rechte  „Verwendung"  hierdurch  versperrt  wird,  kann  für  Bussland  um 
so  weniger  behauptet  werden,  als  hierfür  reiche  Gelegenheit  überall, 
zumal  in  der  Landwirthschaft  geboten  ist. 

Das  Wesen  jener  Sachlage  erkennen  die  Bauern  sehr  wohl.  Ist  der 
Rückgang  der  Wirthschaft  nicht  das  Resultat  eines  moralischen  Ver- 
schuldens, gegen  das  die  Gemeinde  auch  sehr  energisch  vorzugehen 
weiss,  so  tragen  sie  bereitwillig  diesen  Verlust,  er  fällt  nicht  auf 
einen  Wirth  allein;  auch  wenn  eine  Wirthschaft  ganz  verfällt,  ver- 
theilt  die  neue  Umtheilung  den  Schaden  auf  viele,  denn  der  Landantheil 
des  Hofes  besteht  aus  Landstreifen  in  jedem  der  vielen  Gewanne  jedes 
der  drei  Felder,  die  das  Loos  unter  ebenso  viele  Wirthe  vertheilt. 
Fallen  mehrere  derartige  verwahrloste  Landstreifen  Einem  zu,  so  findet 
auch  hier  eine  Ausgleichung1)  statt.  Der  Gemeingeist  (Einer  für  Alle 
und  Alle  für  Einen)  zeitigt  hier  seine  besten  Früchte!  Wo  eine  Aus- 
gleichung nicht  praktikabel,  zahlt  die  Gemeinde  dem  Wirth  eine  Ent- 

l)  Solches  wird  überaU  constatirt.  Ausser  den  vielfach  citirten  Schriften  siehe 
noch  die  Verhandlungen  in  der  Moskauer  Landwirtschaftlichen  Gesellschaft  vom 
15.  März  1880  in  den  Tpyxa  Hitnep.  Mocb.  06m.  cencKaro  xo3jiftcTBa,  1880,  IV.  Lie- 
ferung pag.  30—35. 
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Schädigung  wegen  Empfanges  schlecht  bestellten  Landes.  Auch  wird, 
wie  wir  gesehen  haben,  die  Richtung  der  Landstreifen  im  Gewann  ge- 
ändert 

Diese  Ausnahmen  bestätigen  also  auch  ihrerseits  vollständig  die  aus- 
gesprochene Regel,  dass  im  Gemeindebesitz  die  Betriebsweise  eine  all- 
gemein gleiche  ist 

Wenn  nun  auch  diese  Gemeindebesitzordnung  und  insbesondere  die 
Umtheilungen  ein  Zurückfallen  des  Einzelnen  in  eine  niedere  Art  der 
Bewirthschaftung  erschweren,  ja  zum  Theil  unmöglich  machen,  so  fragt 
sich,  ob  nicht,  wenn  auch  die  zurücksinkende  Minorität  auf  dem  Niveau 
der  Majorität  erhalten  wird,  die  aufstrebende  Minorität  durch  die  Majo- 
rität unterdrückt  werde.  Wir  kehren  hiermit  zu  der  oben  gestellten 
Frage  zurück,  ob  der  sorgfältigere  Wirth  nicht  abgehalten  wird,  sein 
Land  besser,  als  die  grosse  Masse  es  thut,  zu  bestellen,  wenn  ihm  die 
Gefahr  vorschwebt  weniger  gut  bestelltes  bei  der  nächsten  Umtheilung 
zu  erhalten.    Hierin  liegt  nun  der  Kernpunkt  der  Frage. 

Von  entscheidender  Bedeutung  ist  hierbei  das  Maass  der  geplanten 
Verbesserung  des  Betriebes.  Handelt  es  sich  —  zuerst  —  nur  um  eine 
geringe  Vergrösserung  des  Viehbestandes,  um  eine  geringe  Verbesserung 
der  Ackergeräthe  etc.,  um  eine  etwas  sorgfältigere  Bestellung,  so  kann 
die  Gefahr  eines  Besitzwechsels  den  Bauer  nicht  von  der  Vornahme 
dieser  Verbesserung  abhalten.  Die  Wiedererstattung  seiner  Mehrver- 
wendung an  Kapital  und  Arbeit  hat  er  in  den  Erndten  erhalten,  es 
handelt  sich  also  nur  um  die  Differenz  des  Bodenwerthes  des  besser 
bestellten  Landes  (nach  Entziehung  der  Ernten  in  der  Dreifelderwirt- 
schaft, die  wir  immer  vor  Augen  haben)  und  des  weniger  gut  bestellten 
Landes,  das  dem  sorgfaltigen  Wirth  bei  der  Umtheilung  zufallt  Diese 
Differenz  ist  eine  geringe,  denn  bei  sonstiger  normaler  Lage  der  Dinge 
ist  alles  Land  gedüngt,  also  auf  dem  Stand  im  Ganzen  und  Grossen,  auf 
welchem  das  Land  des  sorgfaltigen  Wirths,  als  er  dieses  erhielt,  sich  befand. 

Dagegen  wird  der  Bauer  sich  von  solchen  Mehrverwendungen  an 
Kapital  und  Arbeit  abgehalten  fühlen,  die  jene  Differenz  zu  einer  erheb- 
lichen gestalten.  Solches  erkennen  die  Bauern,  wo  dieses  Stadium  in  der 
Entwickelung  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  eingetreten  ist,  sehr  wol 
und  das  Resultat  dieser  Erkenntniss  und  des  Willens,  jenen  Missstand 
zu  beseitigen,  zeigt  sich  uns  in  der  Verlängerung  der  Umtheilungs- 
fristen.  Diese  allgemein  anerkannte  Thatsache  haben  wir  an  anderer 
Stelle  constatirt;  häufige  Umtheilungen  (nach  drei  bis  sechs  Jahren)  sind 
nur  dort  an  der  Tagesordnung,  wo  die  Ueberlast  der  Zahlungen  eine 
genaue  Vertheilung  derselben  und  also  auch  des  Landes  nach  der  wech- 
selnden ökonomischen  Kraft  der  einzelnen  Familien  verlangt  oder  wo 
der  Boden  überhaupt  noch  nicht  oder  nur  sehr  wenig  gedüngt  wird  (hier 
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zumeist  in  der  Gestalt  von  Neuverloosungen).  Der  Charakter  dieser  Aus- 
nahmen bestätigt  auch  seinerseits  die  Voraussetzung,  dass  das  Bestreben, 
von  einer  besseren  Bestellung  nicht  abzuhalten,  die  Bauern  zur  Ver- 
längerung der  Fristen  veranlasst 

Doch  diese  Maassregel  löst  nicht  die  Frage.  Denn  wird  auch  die 
nächste  Umtheilung  auf  eine  lange  Reihe  von  Jahren  hinausgeschoben, 
so  wird  sie  doch  einmal  erfolgen,  denn  das  bestehende  Recht  jedes  Gliedes 
der  neuen  Generation  auf  Land  erfordert  es.  Dass  weiss  der  Bauer  und 
je  mehr  er  an  allgemeiner  Einsicht  gewinnt,  um  so  deutlicher  wird  sich 
ihm  die  Thatsache  entgegenstellen,  dass  sein  Interesse  es  nur  verlangt, 
in  den  ersten  Jahren  das  Land  besser  als  die  Nachbarn  zu  bestellen,  in 
den  letzten  dagegen,  so  viel  es  geht  und  die  Gemeinde  dem  nicht  hin- 
dernd in  den  Weg  tritt,  dem  Boden  Kräfte  zu  entziehen.  Oder  mit 
anderen  Worten:  das  Land  des  sorgfältigen  Wirths,  das  die  ganze  Zeit 
hindurch  bis  zur  nächsten  Umtheilung,  also  die  12  oder  15  Jahre  hin- 
durch, besser  als  das  der  anderen  bestellt  wird,  würde  eine  bedeutende 
Werthdifferenz  gegen  das  in  gewohnter  Weise  bestellte  aufweisen,  und 
der  Verlust  dieser  Werthdifferenz,  der  ihm  bei  der  neuen  Umtheilung 
drohen  würde,  muss  den  Bauer  abhalten,  das  Land  bis  zum  Ende  der 
Umtheilungsfrist  gut  zu  bestellen.  Mithin  drückt  in  diesem  Stadium  der 
Entwickelung  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  die  Majorität  die  auf- 
strebende Minorität  auf  ein  Niveau  nieder,  welches  das  der  Wirthschaft 
der  Majorität  nicht  erheblich  überragt  So  wird,  um  nur  ein  Beispiel 
anzuführen,  der  Bauer  dort,  wo  Vieh  vornehmlich  des  Düngers  wegen 
gehalten  wird,  durch  jenen  Umstand  abgehalten  werden,  die  sonst  be- 
absichtigte Vermehrung  seines  Viehbestandes  vorzunehmen. 

Diesen  Missstand  erkennen  die  Bauern  vielfach:  zur  Beseitigung 
desselben,  beschliesst  die  Gemeinde,  die  besonders  gut  oder  —  richtiger 
ausgedrückt  —  die  besser  als  sonst  bestellten  Landstreifen  von  der  Um- 
theilung auszuschliessen  und  damit  in  der  Nutzung  der  bisherigen  Be- 
sitzer zu  belassen.  Diese,  die  Frage  der  Unsicherheit  des  Besitzes  schein- 
bar vollständig  losende  Maassregel  findet  aber  einerseits  sehr  erhebliche 
Schwierigkeit  in  der  Durchführung,  andererseits  steht  ihr  das  im  heutigen 
Gemeindebesitzrecht  liegende  Princip  des  Rechts  eines  jeden  Genossen 
auf  Land  entgegen.  Ersteres  —  die  Schwierigkeit  in  der  praktischen 
Durchführung  —  liegt  (zumal  in  grösseren  Dörfern)  in  der  Erschwerniss 
der  Abgrenzung  der  Landstreifen,  wenn  ein  oder  mehrere  Landstreifen 
inmitten  des  Gewannes  aus  der  Neuvertheilung  ausgeschlossen  werden, 
auch  kann  hierbei  keine  Veränderung  in  der  Zahl  der  Gewanne  (die 
vielfach  sehr  zu  wünschende  Verringerung  derselben,  wie  sie  bereits 
vielfach  beobachtet  wird),  wie  auch  in  der  Richtung  derselben  (Quer- 
theilung  des  Gewannes)  eintreten.    Und  wo  auch  diese  Schwierigkeiten 
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beseitigt  werden  können,  da  tritt  das  Recht  auf  Land  hindernd  ent- 
gegen. Der  einzelne  Wirth  kann  nicht  in  der  Nutzung  des  ganzen  bisher 
besessenen  Landantheils  belassen  werden,  wenn,  wie  es  unter  normalen 
Verhältnissen  erfolgen  muss,  die  Bevölkerung  in  der  Gemeinde  (Ziffer  der 
Landberechtigten  seit  der  letzten  Umtheilung)  zugenommen  hat,  auch 
wenn  der  Familienbestand  des  betreffenden  Wirths  derselbe  geblieben  ist 
und  selbst  wenn  er  bei  einer  erheblichen  Zunahme  der  Gesammtzahl  der 
Berechtigten  ein  wenig  (d.  h.  procentual  weniger  als  die  Gesammtzahl  gegen 
früher)  sich  vergrössert  hat.  Denn  der  Gesammtdivisor  ist  grösser  ge- 
worden bei  gleichbleibender  Ausdehnung  des  Landes  (Dividendus),  der 
Antheil  des  betreffenden  Wirths  muss  also  verringert  werden:  dieser 
verliert  also,  wenn  er  auch  sonst  im  Besitze  seines  Landes  bleibt,  je 
einen  mehr  oder  weniger  breiten  Streifen  Landes  in  jedem  Gewann; 
seine  Mehrverwendungen  auf  diese  Streifen  verliert  er.  Und  da  es  vor 
der  Umtheilung  noch  unbekannt  ist,  von  welcher  Seite  seine  Landstreifen 
—  vielleicht  gar  von  beiden  Seiten  —  die  Kürzung  erfahren  werden,  so 
liegt  hierin  eine  Veranlassung  seine  Landstreifen,  soweit  die  Kürzung 
eintreten  kann,  nicht  so  gut  bis  zur  Umtheilung  zu  bestellen,  als  er  es 
thäte,  wenn  sein  Besitz  ein  bleibender  wäre.  Weiterhin  liegt  es  in  der 
Natur  der  Menschen,  und  zwar  insbesondere  der  erst  so  wenig  ent- 
wickelten wie  der  der  russischen  Bauern,  dass  das  ökonomisch  gebotene 
Unterlassen  der  besseren  Bestellung  der  gefährdeten  Landstreifen  in  ihm 
das  Bestreben,  sein  Land  überhaupt  besser  als  das  der  Genossen  herzu- 
stellen, mindert 

Im  Obigen  liegt  die  Erklärung,  dass  das  Belassen  der  tüchtigen 
Wirthe  im  alten  Besitz  verhältnissmässig  selten  stattfindet  und  sich  dabei 
fast  ausnahmslos  nur  auf  ein  oder  einige  Gewanne,  die  dem  Dorf  zunächst 
belegen  sind,  beschränkt.  Die  etwa  erforderliche  Kürzung  des  Land- 
antheils erfolgt  dann  in  den  anderen  Gewannen  in  verhältnissmässig  (mit 
Berücksichtigung  des  Factors  der  Gunst  der  Lage)  grösserem  Betrage. 
Dieses  Hülfsmittel  beseitigt  nun  nicht  vollständig  jenen  Missstand,  einer- 
seits kann  es  nur  vollgültig  wirken,  so  weit  nur  ein  Theil  der  Landstreifen 
besser,  als  sonst  üblich  bewirthschaftet  wird;  es  liegt  nun  aber  in  der 
Natur  der  Sache,  dass,  wer  überhaupt  sein  Land  besser  zu  bestellen 
trachtet,  solches  bald  auf  sein  ganzes  Ackerland  erstrecken  will.  Anderer- 
seits ist  es  mit  vielen  praktischen,  vielfach  wol  unüberwindlichen  Schwierig- 
keiten in  der  Durchführung  verbunden,  die  um  so  mehr  wachsen,  je 
mehr  Hauswirthe  ein  solches  Ansinnen  an  die  Gemeinde  stellen  und 
zwar  bis  es  dieser  Gruppe  gelingt,  den  bezüglichen  Gemeindebeschluss 
zu  Wege  zu  bringen,  der  Alle  zu  dieser  Verbesserung  des  Betriebes 
zwingt. 

Folgendes  Hülfemittel  steht  principiell  auf  demselben  Boden  und 
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beseitigt  theilweise  die  angegebenen  Missstände,  nämlich  das,  dass  es 
bei  der  neuen  Umtheilung  den  Hauswirthen  überlassen  wird,  die  Stücke 
ihres  Ackerlandes  zu  bezeichnen,  auf  welche  sie  verzichten.  Solches 
kann  aber  nur  unter  exceptionellen  Verhältnissen  stattfinden,  so  —  wie 
wir  an  anderer  Stelle  gesehen  haben  —  im  hohen  Norden,  wo  die  Be- 
völkerung in  ganz  kleinen  Dörfern  wohnt,  die  einzelnen  Ackerstücke  von 
so  geringer  Ausdehnung  sind,  dass  mehrere  Ackerstücke  erst  ein  Ge- 
wann bilden,  ja  manche  ganze  Ackerstücke  einem  Hofe  zufallen.  Auch 
kann  das  Hülfsmittel  nicht  vollständig  die  Sicherheit  des  Besitzes  wahren, 
da  der  Wirth  immerhin  bei  besserer  Bestellung  des  ganzen  Ackerlandes 
einen  Verlust  erleiden  wird.  Er  sieht  sich  also  gezwungen  einen  Theil 
des  Ackerlandes  als  walzende  Stücke,  die  er  verlieren  kann,  weniger 
gut  zu  bestellen,  als  er  es  bei  bleibendem  Besitz  thun  würde. 

Es  sei  noch  der  formalen  Vollständigkeit  wegen  bemerkt,  dass  auch 
beim  ungekürzten  Belassen  im  alten  Besitz  der  betreffende  Wirth  in 
soweit  nicht  den  vollen  Genuss  seiner  Mehrverwendungen  erhält,  als  die 
gemeinsame  Weide  auf  dem  Brach-  und  dem  Stoppelfelde  seinem  Vieh 
nicht  den  vollen  Vortheil  des  durch  die  bessere  Bestellung  erzielten 
reichlicheren  Weideganges  gewährt  Doch  kann  dieser  Factor  in  Wirk- 
lichkeit bei  dem  geringen  Stande  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  wol 
kaum  irgend  welchen  Einfluss  auf  das  Verhalten  des  Wirths  üben  und 
wird  wol  auch  durch  die  grössere  Ausnutzung  der  Weide  seitens  seines 
grösseren  Viehbestandes  ausgeglichen. 

Noch  ein  letztes  Hülfsmittel,  die  Wirkungen  des  Wechsels  im  Be- 
sitze der  Grundstücke  auf  die  Vornahme  von  Verbesserungen  in  der 
Wirthschaft  zu  beseitigen,  haben  wir  zu  beleuchten:  die  Entschädigung 
für  die  ausgeführten  Verbesserungen.  Diese  Lösung  der  Frage 
ist  principiell  eine  richtige;  der  Durchführung  dieser  Maassnahme  stellen 
sich  aber  in  praxi  beim  heutigen  Gemeindebesitzrecht,  und  zwar  bei 
dem  Recht  eines  jeden  Genossen  auf  Land  bedeutende  Schwierigkeiten 
entgegen,  die  sich  um  so  mehr  ver grössern,  je  vorgeschrittener  der 
Wirthschaftsbetrieb. 

Wol  auch  wegen  dieser,  weiter  unten  anzugebenden  Schwierigkeiten 
wird  diese  naheliegende  Maassnahme  nur  selten,  soweit  wir  unterrichtet 
sind,  angewandt,  wir  haben  sie  unter  ganz  ausnahmsweisen  Verhältnissen 
im  hohen  Norden  gefunden,  wo,  wie  an  anderer  Stelle  bemerkt,  die 
Felder  von  sehr  geringer  Ausdehnung  sind,  von  einander  durch  Weide- 
land, Sümpfe  etc.  geschieden,  ein  Flurzwang  nicht  besteht  und  ver- 
schiedenartige Wirthschaftssysteme  sich  haben  ausbilden  können  —  hier 
besteht  in  einigen  Gemeinden  die  Einrichtung,  dass  der  Hof,  dem  bei 


»)  Siehe  Theil  II,  Hälfte  II  dieses  Werkes,  pag.  210. 
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einer  Umtheilung  ein  Stück  frisch  gedüngtes  Land  zufällt,  dem  bisherigen 
Besitzer  der  Farcelle  eine  Entschädigung  pro  Fuder  Dünger  zu  zahlen 
hat.  In  grösserem  Maasse  und  verbreiteter  ist  die  Entschädigung  bei 
dem  Wechsel  im  Gehöftlande,  wie  wir  es  an  anderer  Stelle  gesehen 
haben:  die  besondere  Natur  desselben  erleichtert  die  Durchführung  dieser 
Maassnahme.  Jedenfalls  zeigt  solches,  dass  vom  Bauer  das  Billige  und 
das  Zweckmässige  (für  die  Gesammtheit)  der  Entschädigung  erkannt  wird; 
die  geringe  Verbreitung  mag  wol  auch  ihre  Erklärung  in  dem  nur 
seltenen  Eintreten  besseren,  eine  wirklich  nachhaltige  Wertherhöhung 
hervorrufenden  Betriebes  finden. 

Dagegen  wird  in  der  Literatur  von  eifrigen  Anhängern  des  Ge- 
meindebesitzes diese  Maassregel  sehr  eifrig  vertreten,  nachdem  Professor 
Fossnikow  sie  in  eingehender  Weise  behandelt  hat.1)  Der  Standpunkt 
ist  der,  dass  durch  die  Entschädigung  für  vorgenommene  Verbesserungen 
jeder  Schaden  im  Wechsel  des  Besitzes  beseitigt  wird.  Wir  finden  aber, 
dass  die  Frage  principiell  nicht  richtig  gestellt  ist  und  die  praktischen 
Schwierigkeiten  nicht  nach  Gebühr  gewürdigt  oder  gar  ganz  übergangen 
werden. 

Der  Standpunkt  Possnikow's,  der  von  vielen  Schriftstellern  vertreten 
wird9),  ist  folgender.  Vorerst  scheidet  er  alle  diejenigen  Verbesserungen, 


*)  A.  IIochhkobi:  OÖnjHHHoe  seiueMarfjme,  Band  I,  Jaroslaw  1875,  Band  II, 
Odessa  1877.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  die  Fluth  von  Broschüren  und  Artikeln, 
die  dieses  Werk  hervorgerufen  hat,  einzugehen,  um  so  weniger  als  der  Streit  sehr  bald 
auf  allgemein  politisches  Gebiet  hinübergespielt  ward.  Ohne  die  Schwächen,  die  diesem 
Werke  ungeachtet  des  grossen  äusseren  wissenschaftlichen  Apparats  anhaften,  und  die 
wir  z.  TL  im  Text  berühren,  zu  verkennen  und  andererseits  ohne  in  die  überschwäng- 
lichen  Verherrlichungen,  die  es  unter  den  Anhängern  des  Gemeindebesitzes  gefunden, 
einzustimmen,  müssen  wir  sowol  die  Art  der  Polemik  verurtheilen,  als  auch  den  vor- 
gebrachten Gründen  entgegentreten,  wie  der  den  Reigen  der  Polemik  eröffnende 
N.  Zitowitsch  es  that:  damals  Professor  an  der  Universität  Odessa,  später  Gründer 
und  Herausgeber  der  bald  eingegangenen  officiösen  Zeitung  „Bereg";  wenn  er  noch 
in  der  ersten  Broschüre:  Hobho  npieira  sammn  otinumRaro  seHieuaftiHU,  Odessa 
1878,  sich  auf  dem  Boden  des  Sachlichen  hält,  auch  berechtigte  Einwendungen 
gegen  Possnikow  erhebt,  so  ist  seine  zweite  Broschüre  „Otb£to  Ha  iracuia  si 
yieHmra  iD/umi",  Odessa  1878  —  eine  Erwiderung  auf  den  in  den  OTeiecr.  Samrcm 
1878,  Nr.  6  und  7  erschienenen  Artikel  gegen  seine  erste  Broschüre  —  ein  cynisches, 
in  Schmutz  sich  wälzendes  Machwerk,  dem  sich  seine  dritte  Broschüre:  Hto  xiiajm 
bi  poMafffe:  „hto  xftian",  würdig  an  die  Seite  stellt.  Eine  sachgemässe  und  objek- 
tive Kritik  des  Possnikow'schen  Werkes  und  insbesondere  seiner  nicht  fehlerfreien 
Methode  der  Behandlung  des  Themas  bietet  N.  Russanow:  HoBftftma*  nrepaTypa 
no  oömHHHOMy  aeMieMafffem»  vl  Poccin,  Moskau  1879,  Vortrag  gehalten  in  der  Mos- 
kauschen  Juristischen  Gesellschaft  am  1.  Mai  1888. 

*)  H.  HBaHDBOBi:  „Oönpnrooe  semeBiaxfaie"  in'  der  PyccRan  Mhcxb  1885,  Bd.  I, 
pag.  1—48,  schliesst  sich  Possnikow  an,  ohne  leider  auf  die  gegen  ihn  vor- 
gebrachten Erwägungen  einzugehen. 
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die  von  der  ganzen  Gemeinde  ausgeführt  werden  und  Allen  in  gleicher 
Weise  zu  Gute  kommen  (Ent-  und  Bewässerungsarbeiten,  Reinigung  und 
Verbesserung  der  Wiesen,  Drainirungen  etc.)  von  denjenigen,  die  von 
den  einzelnen  Genossen  allein  zu  ihrem  eigenen  Besten  unternommen 
werden.    Nur  diese  letzteren  hätten  der  Entschädigung  zu  unterliegen, 
die  ersteren  seien  hiervon  auszuschliessen,  da  sie  eben  Allen  in  gleicher 
Weise  zu  Gute  .kommen.    Schon  diese  Auffassung,  gegen  welche  übrigens 
von  gegnerischer  Seite  kein  Einspruch  erhoben  ist,  muss  unseren  Wider- 
spruch erregen.    Die  Umtheilung  ruft  nicht  allein  einen  Wechsel  im 
Besitze  hervor,  sondern  auch  eine  Veränderung  in  der  Grösse  des  Be- 
sitzstandes der  Familien,  bedingt  durch  das  im  heutigen  Gemeindebesitz- 
recht liegende  Recht  eines  jeden  Genossen  auf  Land.   Jeder  Hof,  dessen 
Besitzstand  durch  die  Umtheilung  nach  einer  allgemein  vorgenommenen 
Meliorationsarbeit  eine  Verringerung  erfährt,  erleidet  Verlust  in  dem 
Maasse  dieser  Verringerung  seines  Landau theils,  während  der  Hof,  dessen 
Besitzstand  durch  die  Umtheilung  vergrössert  wird,  den  entsprechenden 
freien,  arbeitslosen  Gewinn  erzielt    Ein  Beispiel  möge  das  Gesagte  er- 
läutern: ein  Hof  betheiligt  sich  an  der  Arbeit,  resp.  zahlt  für  die  Me- 
lioration entsprechend  seinen  vier  „Seelen"  (als  Rechnungseinheit)  Land; 
nach  Vollendung  dieser  Arbeit  beginnt  die  Melioration  Früchte  zu  tragen, 
jetzt  erfolgt  eine  Umtheilung:  hat  der  Hof  nach  seinem  jetzigen  Familien- 
bestande  nur  ein  Recht  auf  drei  Seelen,  und  hat  gar  ein  etwas  erheb- 
licher Bevölkerungszuwachs  seit  der  letzten  Umtheilung  stattgefunden 
und  daher  der  Landantheil  pro  Seele  dementsprechend  geringer,  so  sieht 
sich  der  in  Rede  stehende  Hof  eventuell  auf  die  Hälfte  seines  früheren 
Besitzstandes  reducirt.    Er  geniesst  somit  nur  die  Hälfte  des  Vortheils 
von  der  Melioration,  auf  welchen  er  durch  die  Grösse  der  geleisteten 
Arbeit  oder  Zahlung  ein  Recht  hat.    Und  umgekehrt:  der  Hof,  dessen 
Besitzstand  durch  stärkeren  Familienzuwachs,  als  die  Gesammtgemeinde  an- 
gewachsen ist,  durch  die  Umtheilung  also  eine  Vergrösserung  erfahren  hat, 
erzielt  den  freien  Gewinn,  für  wenig  Arbeit  (entsprechend  seiner  „Seelen-" 
zahl  während  der  Arbeit)  viel  meliorirtes  Land  (entsprechend  seiner  bei 
der  neuen  Umtheilung  ermittelten  Seelenzahl)  zu  erhalten.  Die  Gerechtig- 
keit verlangt  demnach,  dass  auch  solche  Meliorationen  in  den  Bereich  der 
Entschädigung  hineinbezogen  werden.  Im  entgegengesetzten  Falle  würden 
die  Höfe,  deren  „Seelen"zahl  seit  der  letzten  Umtheilung  abgenommen 
oder  nicht  entsprechend  dem  Gesammtzuwachse  der  Seelen  in  der  Ge- 
meinde zugenommen  haben,  mit  vollem  Recht  gegen  ein  solches,  sie 
ungerechter  Weise  belastendes  Vorgehen  Widerspruch  erheben.    Wir 
haben,  um  die  Sachlage  drastischer  hervortreten  zu  lassen,  den  äussersten 
Fall  gewählt,  dass  gleich  nach  Vollendung  der  Melioration  die  Um- 
theilung des  Landes  erfolgt.    Nehmen  wir  jetzt  aber  den  günstigsten 
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Fall,  &  b.  dass  sogleich  nach  einer  Umtheilung  die  Melioration  in  Angriff 
genommen  wird.  Bis  zur  nächsten  Umtheilung  geniessen  alle  Wirthe 
den  ihnen  zukommenden  Gewinn.  Erfolgt  nun  eine  Umtheilung,  so  er- 
langen die  einen  Höfe  einen  ungerechtfertigten  Gewinn,  andere  einen 
ungerechtfertigten  Verlust,  der,  abgesehen  von  der  Veränderung  im  Fa- 
milienbestande  der  Höfe,  um  so  grösser  ist,  je  kürzer  der  Zwischenraum 
zwischen  dem  Zeitpunkt  der  Vollendung  der  Melioration  und  dem  der  neuen 
Umtheilung  ist,  d.  h.  je  kürzere  Zeit  der  Hof  sich  im  vollen  Genusa  der 
Früchte  der  Melioration  befunden  hat  Es  hätte  also  auch  in  dem  günstig- 
sten Falle,  d.  h.  bei  der  Ausführung  der  Melioration  sogleich  nach  einer 
Umtheilung,  gerechter  Weise  eine  Entschädigung  für  die  Höfe,  deren 
Besitzstand  durch  die  neue  Umtheilung  verringert  wird,  und  zwar  ent- 
sprechend dieser  Verringerung  zu  erfolgen,  wobei  ganz  nach  denselben 
Grundsätzen  zu  verfahren  wäre,  wie  bei  der  anderen  Kategorie  von  Ver- 
besserungen, d.  h.  bei  denjenigen,  die  durch  einzelne  Wirthe  allein  auf 
ihrer  Landstelle  vorgenommen  sind,  denn  in  Betreff  der  Entschädigung 
besteht  eben  keinerlei  in  Betracht  kommender  Unterschied  zwischen  diesen 
beiden  Kategorien  von  Verbesserungen. 

Wir  gehen  jetzt  auf  diese  zweite  Kategorie  von  Verbesserungen  ein. 
Auch  in  Betreff  der  grundsätzlichen  Voraussetzung  der  Entschädigung 
für  diese  Verbesserungen  kann  ich  mich  nicht  mit  Professor  Possnikow 
und  Anderen  einverstanden  erklären.  Er  beantragt,  dass  nur  soweit 
zur  Zeit  der  neuen  Umtheilung  die  Mehrverwendungen  an  Kapital  und 
Arbeit  dem  Bauern  in  den  Erträgen  noch  nicht  zum  Vollen  wieder- 
erstattet sind,  er  für  den  restirenden  Betrag  Entschädigung  erhalte. 

Vorerst  sei  bemerkt,  dass  hierbei  nicht  der  Fall  unzweckmassiger 
und  fruchtlos  verwendeter  Ausgaben,  wie  auch  nicht  der  Fall  sehr  massig 
sich  verrentender  Ausgaben,  die  nie  ihre  Wiedererstattung  finden,  in 
Betracht  gezogen  wird.  Nehmen  wir  den  Antrag  Possnikow's  wörtlich, 
so  würde  die  Gemeinde,  d.  h.  die  Mehrzahl  der  Genossen  in  diesen 
Fällen  ungebührlich  belastet  werden.  Billiger  Weise  kann  die  Gemeinde 
im  ersten  Fall  nicht  zu  einer  Entschädigung  herangezogen  werden, 
der  Bauer  selbst  hat  den  Verlust  für  die  unbedachtsame  Neuerung  zu 
tragen.  Bei  dem  conservativen  Sinn  der  Bauern,  der  sich  an  sich  gegen 
jede  Neuerung  sträubt  und  sich  endlich  zu  einer  solchen  nur  nach  voll- 
ständiger, objectiv  vorliegender  Sicherheit  entschliesst,  werden  solche 
Fälle  freilich  äusserst  selten  stattfinden,  ebenso  selten  auch  der  Fall 
massig  sich  verrentender  Verwendungen.  Auch  für  diese  Ausgaben  kann 
der  Gemeinde  füglich  nicht  die  Wiedererstattung  ihres  vollen  Betrages 
zugemuthet  werden,  da  —  nach  der  Voraussetzung  —  der  Ertrag  nur 
eine  massige,  geringere  als  die  landesübliche  Verzinsung  gewährt  Aber 
in  diesem  Fall  dem  Bauer  keine  Entschädigung  zahlen,  ist  unbillig  und 
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würde  die  Bauern  von  Mehrverwendungen  abhalten  oder  ihre  ohnehin 
grosse  Vorsicht  zu  Neuerungen  verdoppeln. 

In  dieses  Dilemma  gerathen  wir  durch  das  irrationale  Princip,  das 
der  Entschädigung  zu  Grunde  gelegt  ist  Possnikow  stellt  einfach  den 
Grundsatz  auf,  die  Höhe  der  Entschädigung  nach  Maassgabe  der  noch 
nicht  eingetretenen  Wiedererstattung  des  Verwendeten  zu  bemessen,  ohne 
eine  Begründung  desselben  zu  bieten.  Dieselbe  erscheint  ihm  indiscutabel 
richtig.  Auch  finde  ich  in  der  Literatur  keinen  Einwand  gegen  dieses 
Princip.  Possnikow  ist  zur  Aufteilung  desselben  gebracht  einerseits  durch 
analoge  Gesetze  zum  Schutz  der  Pächter  in  einigen  westeuropäischen 
Ländern  (England,  Belgien,  Dänemark),  andererseits  durch  die,  unter  den 
übereifrigen  Anhängern  des  Gemeindebesitzes  sehr  beliebte  Theorie  über 
die  Arbeit  und  ihr  Recht,  die  sie  als  eine  eigentümliche  Aeusserung  des 
russischen  socialen  Geistes  ansehen.  Was  den  ersteren  Punkt  anbetrifft, 
so  hat  er  namentlich  das  in  Lincolnshire  und  einigen  anderen  Graf- 
schaften Englands  seit  längerer  Zeit  bestehende  tenant  right  im  Auge, 
sowie  das,  ihm  beim  Abschliessen  seines  Werkes  nur  als  Gesetzesvorlage 
bekannte  (facultative)  Gesetz  vom  Jahre  1875,  das  jenen  Grundsatz  für 
Entschädigungen  beibehalten  hat  Es  ist  ihm  aber  die  schon  damals  und 
früher  aufgetretene  Opposition  gegen  dasselbe  unbekannt  geblieben,  die 
schliesslich  zu  dem,  die  Interessen  des  sitzenden  Pächters  mehr  schützende 
Agricultural  Holdings  Act  von  1883  geführt  hat,  wonach  die  Höhe  der 
Entschädigung  für  den  abziehenden  Pächter  den  vollen  Werth,  welchen 
die  Verbesserungen  für  den  anziehenden  Pächter  haben,  betragen  soll.1) 
Was  nun  den  zweiten  Punkt  anbetrifft,  so  zeigt  sich  im  russischen  Volk 
der  Gedanke  der  Entschädigung  in  der  Form,  dass,  wie  dem  Leser  be- 
kannt, der  wildes  Land  bestellende  Bauer  solange  im  Besitz  belassen 
wird,  bis  er  nach  Ansicht  der  Gemeinde  in  den  Erträgen  volle  Ent- 
schädigung für  seine  Culturarbeit  erhalten  hat  Auf  Grundlage  dieser 
vielfach  sich  findenden,  den  primitiven  Verhältnissen  wol  zumeist  ganz 
anpassenden  Thatsache  ist  nun  eine  ganze  Theorie  der  Arbeit,  deren 
Spitze  gegen  das  Kapital  und  den  Unternehmergewinn  gerichtet  ist,  auf- 
gestellt, auf  die  wir  hier  nicht  einzugehen  haben.9) 

Dieses  Princip  für  Entschädigungen  ist  unzweckmässig  und  unbillig. 
Soll  der  Bauer  nur  eine  Wiedererstattung  des  Verwendeten  —  wir  gehen 
von  gelungenen  Verbesserungen  aus,  die  mehr  als  die  Verzinsung  ein- 
tragen —  erhalten,  so  wird  sein  Unternehmungsgeist,  auch  wenn  ein 
hoher  Zinsfuss  zu  seinen  Gunsten  bei  der  Berechnung  des  Betrages  der 

*)  Siehe  u.  A.:  A.  E.  Nasse:  Agrarische  und  landwirtschaftliche  Zust&nde  in 
England  in  Bd.  XXVII  der  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  pag.  204—215. 

»)  So  z.  B.  A.  E4>mieHKo:  Usci&xoBaHüi  HapojHoft  zhshh,  Bd.  I:  OoHuoe  npaiio, 
Artikel:  Tpyxonoe  Hanaio  vi  HapoxHOin  o6h?homi  nparfe,  pag.  136—172. 
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erfolgten  Wiedererstattung  zur  Grundlage  genommen  wird,  gelähmt,  und 
es  ist  seine  ökonomische  Stellung  eine  ungünstigere  als  die  des  indi- 
viduellen Grundbesitzers,  dem  bleibend  die  Wertherhöhung  zu  Gute 
kommt  und  der  beim  Verkauf  seines  Grundbesitzes  —  trotz  langjährig« 
Nutzung  und  erfolgter  voller  Wiedererstattung  des  Verwendeten,  den 
vollen  Mehrwerth  erhält,  auch  eine  ungünstigere  als  die  des  englischen 
Pächters,  der  nach  den  Bestimmungen  des  genannten  Gesetzes  von  1883 
desgleichen  den  vollen  Werth  der  Verbesserungen  erhält  Andererseits 
würde  die  Umtheilung  dem  Bauer,  dem  'das  Loos  das  meliorirte  Land 
einbringt,  ein  Geschenk  auf  Kosten  des  bisherigen  Besitzers  einbringen, 
denn  er  hat  nicht  den  vollen,  durch  die  Verwendung  von  Arbeit  und 
Kapital  hervorgebrachten  Mehrwerth  zu  entrichten,  sondern  nur  den 
Betrag  der  vom  vorigen  Besitzer  noch  nicht  eingebrachten  Wieder- 
erstattung; ist  diese  gar  zum  Vollen  erfolgt,  so  hat  der  neue  Besitzer 
nichts  für  jenen  Mehrwerth  zu  zahlen.  Bei  einer  solchen  Sachlage  wird 
der  rührige  Bauer  seine  Intelligenz,  Arbeitskraft  und  Kapital  auf  andere 
Unternehmungen  richten,  wo  ihm  der  volle  Werth  stets  verbleibt,  nicht 
aber  auf  das  Gemeindeland,  wo  er  sich  mit  einer  wenn  auch  hohen  Ver- 
zinsung und  der  Amortisation  —  in  den  Erträgen  und  eventuell  in 
Geld  —  begnügen  müsste.  Eine  weitere  Gonsequenz  dieser  Sachlage  ist, 
dass  die  sorglosen  und  verarmten  Bauern,  lüstern  nach  dem  billig  zu 
erstehenden  oder  gar  ohne  Zahlung  zu  empfangenden,  vortheilhaft  me- 
liorirten  Feldern  oder  Wiesen,  alle  nur  erdenklichen  Gründe  für  die  Not- 
wendigkeit einer  Neuvertheilung  vorbringen  werden,  andererseits  die  sorg- 
fältigen Wirthe,  die  gewinnbringende  Verbesserungen  gemacht  haben,  Alles 
zur  Verlängerung  des  bestehenden  Besitzstandes  dransetzen  werden.  Diese 
Art  der  Entschädigung  ruft  einen  neuen  Zwiespalt  in  der  Gemeinde 
hervor  und  schafft  eine  neue  Opposition  gegen  die  Umtheilung  des  Landes, 
für  die  Possnikow  so  warm  eintritt.  Freilich  befürwortet  er  —  an 
anderer  Stelle  —  feste  Umtheilungsfristen,  wobei  er  die  Bestimmung  der 
Frist  der  Gemeinde  überlässt:  aber  auch  bei  Entscheidung  dieser  Frage 
bringt  jenes  Frincip  für  Entschädigungen  Streit  zwischen  den  entgegen- 
stehenden Interessen.  Und  selbst  die  Bedeutung  fester  Umtheilungs- 
fristen erkennt  er  nicht  vollständig,  denn  er  erklärt  an  anderer  Stelle, 
dass  bei  dem  Entschädigungsprincip,  das  er  vorschlägt,  die  Frist  der 
Nutzung  keine  wesentliche  Bedeutung  habe!1) 

Endlich  ruft  jenes  Entschädigungsprincip  den  Missstand  hervor,  dass 
die  Gemeinde  bei  der  Umtheilung,  um  allen  weniger  tüchtigen  Genossen 
den  gleichen  Vortheil  zu  gewähren,  den  sorgfältigen  Genossen  aber  doch 
wenigstens  einen  Theil  des  drohenden  Verlustes  zu  belassen,  das  gut 


')  Possnikow,  Bd.  I,  pag.  106. 
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bestellte  Land  zu  einem  oder  mehreren  neuen  Gewannen,  von  welchen 
Alle  verhältnismässig  gleichviel  erhalten,  abzutheilen,  wodurch  eine 
noch  grössere  Zersplitterung  des  Landantheils  der  Genossen  entsteht 

Dass  Professor  Possnikow  alles  Dieses  übersieht,  ist  um  so  auf- 
fallender, als  er  bei  Behandlung  der  Pächterentschädigung  in  Flandern 
das  dort  geltende  Sprüchwort:  „hoe  hooger,  hoe  beter",  als  die  richtige, 
der  Sachlage  entsprechende  Stellung  des  neuen  Pächters  zu  der  von  ihm 
zu  zahlenden  Entschädigung  kennzeichnet. 

Bisher  hatten  wir  gut  rentirende  Mehrverwendungen  vor  Augen. 
Was  nun  die  missglückten  und  die  wenig  rentirenden  anbetrifft,  so  ergiebt 
die  Entschädigung  nach  Maassgabe  der  erzielten  Wiedererstattung  des 
Verwendeten  —  gemäss  dem  oben  Auseinandergesetzten  —  das  ent- 
gegengesetzte Bild:  zwecklose  Begünstigung  des  unbedachten  Wirths, 
riskante  Mehrverwendungen  zu  unternehmen,  unbillige  Belastung  der 
Gemeinde,  resp.  der  betreffenden  Wirthe,  die  mehr  zahlen  müssen,  als  der 
durch  die  Verwendung  erfolgte  Mehrwerth  beträgt,  das  Bestreben  der 
unbedachten  Wirthe  (um  die  Kosten  der  unzweckmässig  ausgeführten 
Arbeit  zurückzuerhalten),  eine  neue  Umtheilung  hervorzurufen,  Wider- 
stand der  anderen  Wirthe,  und  kommt  es  endlich  zur  Umtheilung,  so 
noch,  soweit  die  Gemeinde  die  betreffenden  Wirthe  nicht  in  ihrem  alten 
Besitzstande  belassen  kann,  eine  Vergrösserung  der  Zahl  der  Gewanne, 
um  jene  ungerechte  Mehrbelastung  durch  die  Entschädigungszahlung 
nicht  auf  Einen  oder  Einige,  sondern  auf  Alle  fallen  zu  lassen. 

Somit  haben  wir  uns  gegen  das  Princip,  die  aufgewendeten  Kosten 
in  Combination  mit  der  Zeit  und  dem  Ertrage  der  Nutzung  zum  Maass- 
stab der  Hohe  der  Entschädigung  zu  nehmen,  als  unzweckmässig  und 
unbillig  auszusprechen  und  für  das  Princip  der  vollen  Werthentschädigung, 
d.  h.  für  die  Entschädigung  nach  dem  Werth  der  Arbeit-  und  Kapital» 
Verwendung,  den  diese  für  den  ferneren  landwirtschaftlichen  Betrieb  hat» 
einzutreten. 

Es  drängt  sich  nun  aber  die  Frage  auf,  ob  die  Entschädigung  über- 
haupt die  Sicherheit  des  Besitzes  ersetzen  kann,  d.  h.  ob  Umtheüungen 
mit  voller  Entschädigung  für  Mehrverwendungen  in  dem  Bauer  gleich 
stark  das  Streben  wecken  und  erhalten,  wie  beim  festen  individuellen  Be- 
sitz? Wir  meinen,  dass  dieses  Ziel  nicht  vollständig  erreicht  werden  wird. 
Je  nach  dem  Charakter  des  Volks,  es  sei  mir  dieser  unbestimmte  allge- 
meine Ausdruck  gestattet,  und  wol  auch  nach  dem  Zustande  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebes  wird  im  individuellen  Grundbesitz  das  Be- 
streben zu  Verbesserungen  mehr  oder  weniger  grösser  sein.  Ist  der 
Bauer  soweit  gekommen,  dass  er  seinen  Betrieb  nur  als  wirtschaft- 
liches, Gewinn  abwerfendes  Unternehmen  betrachtet  und  dasselbe  „kauf- 
männisch", wie  es  hier  genannt  wird,  bewirtschaftet,  da  wird  ihm  der 
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Wechsel  im  Besitz  gleichgültig  sein,  wenn  er  nur  jene  volle  Entschä- 
digung erhält;  anders  stellt  sich  aber  der  Bauer  zur  Frage,  der  durch 
langjährige  Bestellung  sozusagen  in  ein  persönliches  Yerhältniss  zu 
seiner  Landstelle  tritt  und  sie  daher  auch  für  hohen  Preis  nicht  weg- 
geben will,  wie  es  im  bäuerlichen  individuellen  Grundbesitz  sonst  überall 
beobachtet  werden  kann.  Dieses  Moment  kommt  nun  freilich  zur  Zeit  im 
Gemeindebesitz  nicht  in  Betracht,  da  hier  seit  Alters  Wechsel  der  Far- 
cellen üblich  ist  Ein  anderes  Moment  fallt  aber  wol  ins  Gewicht:  der 
für  den  sorgfältigen  und  intelligenten  Wirth  sich  ergebende  Zwang,  nach 
jeder  neuen  Umtheilung  wieder  von  vorne  anfangen  zu  müssen,  um  den 
bisher  erlangten  Stand  der  Cultur  wieder  zu  erreichen.  Diese  Aussicht 
kann  ihn  überhaupt  von  grösseren  Mehrverwendungen,  als  die  Genossen 
es  thun,  abhalten.  In  wieweit  dieses  Moment  in  praxi  von  Wirksamkeit 
sein  kann,  darauf  kommen  wir  sogleich  zu  sprechen. 

Was  die  Entschädigung  überhaupt  anbetrifft,  so  erklärt  Herr  N.  Ros- 
sanow  in  seiner  Kritik  des  Possnikow'schen  Werkes,  sie  widerspräche 
dem  Princip  des  Gemeindebesitzes  mit  seinem  Recht  eines  jeden  Genossen 
auf  Land,  denn  der  zu  seinem  Rechte  gelangende  neugeborene  Genosse 
(sei.  die  in  ihrem  Bestände  vergrösserte  Familie)  würde  weniger  Rechte 
haben  als  die  anderen:  er  müsste  für  die  Verbesserungen  des  ihm  zu- 
fallenden Landes  zahlen,  während  die  früheren  Gemeindegenossen  ihren 
Landantheil  nicht  nur  ohne  Zahlung  weiter  nutzen,  sondern  von  dem 
neuen  Genossen  noch  die  Entschädigung  erhalten.  Hier  liegt  ein  Fehl- 
schluss  vor:  Herr  Russanow  übersieht,  dass  der  neue  Genosse  nicht  für 
das  Land  zahlt,  sondern  nur  für  den  Mehrwerth  desselben,  den  es  durch 
die  Aufwendung  von  Arbeit  und  Kapital  Anderer  erhalten  hat,  er  be- 
findet sich  sogar  im  Vortheil  gegenüber  dem  Falle,  dass  ihm  in  ge- 
wohnter Weise  bestelltes  Land  zugefallen  wäre,  denn  er  braucht  nicht 
den  ganzen  Mehrwerth  zu  zahlen,  sondern  nur  soviel  von  demselben,  als 
der  vorige  Besitzer  die  Entschädigung  —  nach  Possnikow's  Vorschlag, 
den  er  vor  Augen  hat  —  in  den  erhöhten  Erträgen  des  Bodens  noch 
nicht  zurückerhalten  hat,  also  unter  Umständen  nur  den  fünften,  zehnten  etc. 
Theil  des  Mehrwertes  oder  endlich  gar  nichts,  wenn  die  Entschädigung 
in  den  Erträgen  bereits  voll  dem  Besitzer  zugegangen  ist 

Dagegen  hat  Herr  Russanow  in  der  Ezemplification  eines  zweiten 
Falls,  gemeinsame  Trockenlegung  eines  Sumpfes  seitens  der  Gemeinde 
vollständig  Recht,  dass  die  Nichtzahlung  einer  Entschädigung  an  die 
sich  verringernde  Familie  unbillig  ist,  worauf  wir  oben  hingewiesen  haben; 
aber  auch  dieser  Fall  beweist  nicht  den  Widerspruch  der  Entschädigung 
mit  dem  Gemeindebesitz,  sondern  nur  die  nicht  richtige  Formulirung 

*)  EL  PycaHOB*:  HoB^fimax  iHTepaTypa  no  oÖmHHHOny  3eMX6BiaxftiriD  b*  Poccta 
Moskau  1879,  pag.  23—25. 
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des  Entschädigungsprincips:  wir  haben  oben  nachgewiesen,  dass  die  Ent- 
schädigung auch  auf  die  von  der  ganzen  Gemeinde  unternommenen  Ver- 
besserungen auszudehnen  ist  und  zwar  nach  dem  Princip  des  durch  die 
Melioration  gewonnenen  Mehrwerths. 

Dagegen  hätte  der  genannte  Kritiker  auf  die  Schwierigkeiten  der 
praktischen  Durchführung  dieser  Maassnahme  hinweisen  können,  die  im 
Gemeindebesitz  sich  fast  bis  zur  Unmöglichkeit  der  Durchführung  steigern. 
Zeigt  die  Normirung  der  Entschädigung  im  individuellen  Grundbesitz 
eine  Reihe  von  Unzuträglichkeiten  und  Misslichkeiten,  wie  sie  sich  auch 
in  allen  derartigen  Gesetzen  widerspiegeln,  so  trägt  die  Frage  im  Ge- 
meindebesitz, und  zwar  vermöge  des  Rechts  eines  jeden  Genossen 
auf  Land  weitere  Complicationen  schwierigster  Art  hinein* 

Wenn  es  sich  nur  um  den  Wechsel  in  gleicher  Grösse  verbleibender 
Landstreifen,  wie  bei  der  einfachen  Neuverloosung  (ohne  Aenderung  der 
Gewanne)  handelte,  so  wäre  die  Operation  selbst  bei  vielen  Gewannen, 
wenn  auch  mit  Mühe,  durchführbar.  Es  würde  hier  nicht  allein  eine 
gegenseitige  Abschätzung  von  Landstreifen  gegen  Landstreifen  zu  erfolgen 
haben,  sondern  jeder  Wirth  hätte  hierbei  in  Betreff  eines  jeden  seiner 
Landstreifen  zwei,  Schätzungsoperationen  durchzumachen,  da  er,  zu- 
fälliges Eintreffen  bei  Seite  gelassen,  nicht  den  Landstreifen  von  dem 
erhält,  dem  sein  Streifen  zufällt:  er  hätte  —  unter  Controle  und  Schutz 
der  beiderseitigen  Ansprüche  seitens  der  Gemeinde  —  in  der  Abschätzung 
eines  jeden  Landstreifens  sich  mit  dem,  der  diesen  durch  das  Loos 
erhält,  auseinanderzusetzen,  und  sodann  mit  dem,  dessen  Landantheil 
ihm  zufällt.  In  Betreff  eines  jeden  Gewannes,  in  dem  er  einen  Land- 
streifen hat,  muss  er  je  nachdem,  ob  und  in  welchem  Maasse  Mehr- 
verwendungen erfolgt  sind,  Zahlung  leisten  oder  empfangen. 

Diese,  wie  man  sieht,  nicht  einfache  Operation  erfährt  nun  eine  sehr 
wesentliche  Complication  durch  den  Umstand,  dass  bei  der  wechselnden, 
unter  natürlichen  Verhältnissen  steigenden  Zahl  der  Landberechtigten 
die  Grösse  der  einzelnen  Landstreifen  wechselt,  resp.  verringert  wird. 

In  Folge  dieser  Veränderung  in  dem  AntheU  der  Berechtigten  ver- 
ändert sich  die  Breite  der  Landstreifen  pro  Seele  und,  wenn  wir  zufal- 
liges Eintreffen  auch  hier  bei  Seite  lassen,  wird  fast  jeder  Hof  seine  Ab- 
rechnung, in  Betreff  eines  jeden  Landstreifens,  mit  mehreren  Höfen  haben, 
denen  Theile  seines  früheren  Landantheils  zugefallen  sind.  Die  gegen- 
seitige Abrechnung  der  betheiligten  Höfe  würde  nun  darin  bestehen, 
dass  jeder  Hauswirth  sein  Guthaben  an  Entschädigungen  in  Relation 
setzt  mit  den  Entschädigungen,  die  der  Mehrwerth  seines  neuen  Land- 
antheils repräsentirt:  ergiebt  sich  für  ihm  ein  Plus,  so  hat  er  es  zu 
erhalten,  aber  von  wem?  Hier  fängt  die  Schwierigkeit  der  Abrechnung 
an.  Das  Nächstliegende  ist,  dass  er  es  von  Demjenigen  erhält,  der  seinen 
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Antheil  erhalten  hat.  Wenn  aber  Dieser  seinen  alten  Landantheil  noch 
besser  bestellt  hat,  als  der  neu  empfangene  bestellt  ist?  Es  lassen  sich 
nun  ganz  leicht  verschiedene  Arten  der  Abrechnung  aufstellen,  wo  ein 
Jeder  zu  seinem  Recht  kommt,  und  einem  jeden,  mit  einem  besseren 
Landantheil  als  früher  Bedachten  die  richtige  Summe  der  zu  zahlenden 
Entschädigung  aufgegeben  wird.  Ich  will  den  Leser  nicht  mit  der  Auf- 
zählung und  Darlegung  aller  möglichen  Arten,  auch  nicht  mit  der  Ab- 
wägung, welche  Art  die  einfachste,  verständlichste  wäre,  ermüden. 
Das  wäre  im  gegebenen  Falle  nutzlos,  denn  auch  die  einfachste  und 
verständlichste  Abrechnung  würde  der  Bauer  heute  und  für  eine  ab- 
sehbare Zukunft  nicht  verstehen,  noch  weniger  praktisch  handhaben 
können.  Denn  es  handelt  sich  hierbei  nicht  allein  um  das  Verstehen 
und  das  praktische  Handhaben  einer,  ein  für  alle  Mal  feststehenden 
Formel,  sondern  um  die,  je  nach  Lage  der  Dinge  in  jeder  Gemeinde 
verschiedenartigsten  Combinationen  derselben  bei  der  praktischen  Durch- 
führung. Welche  Rechnung  wäre  z.  B.  nöthig,  wenn  die  Gemeinde  auch 
nur  in  einem  Gewann  die  Richtung  der  Landstreifen  ändert,  wobei  ein 
jeder  Hauswirth  ein  Stück  von  jedem  Landstreifen  des  früheren  An- 
theils  jedes  anderen  Hauswirths  erhält! 

Auch  andere  Missstände  werden  hervorgerufen.  So  in  Betreff  der 
Scheidung  der  bleibenden  und  der  nur  zeitweilig  wirkenden  Meliorationen, 
in  Betreff  der  letzteren,  die  Bestimmung  dieser  Zeit,  in  Betreff  erstem 
eventuell  die  Erhaltungskosten  der  Melioration  etc.  etc.,  die  Schwierig- 
keiten, die  sich  aus  diesen  Schuldverhältnissen  ergeben,  deren  Tilgung 
sich  zum  Theil  wird  auf  eine  lange  Zeit  hinziehen  müssen  oder  gar,  wie 
man  es  mit  den  bleibenden  Meliorationen  vielleicht  thun  sollte,  nur  die 
Zinszahlungen  verlangen,  was  Alles  sehr  viel  Missliches  für  den  Glau- 
biger hätte  etc.  etc.  Und  all  diese  Mühen  wären  nur  von  Werth  bis 
zur  nächsten  allgemeinen  Umtheilung,  wo  man  wieder  von  vorne  an- 
zufangen hätte. 

Es  lassen  sich  nun  noch  eine  ganze  Reihe  von  Schwierigkeiten, 
Unzuträglichkeiten  etc.  anführen.  Ich  meine  aber,  dass  schon  die  an- 
gedeuteten die  Unmöglichkeit  der  praktischen  Durchführung  des  Princips 
der  Entschädigung  nachgewiesen  haben. 

Und  noch  mehr!  Wäre  alles  Das  möglich  praktisch  durchzufahren, 
so  wären  doch  noch  nicht  alle  Vortheile  des  bleibenden  Besitzes  erreicht 
Der  sorgfältige  Bauer  wird  sich  nicht  mit  der  vollen  Freudigkeit  und 
Energie  an  die  Arbeit  machen,  wenn  er  sich  in  der  Gefahr  weiss,  seinen 
ihm  werthvoll  gewordenen  Grundbesitz  aufgeben  zu  müssen.  Die  Ent- 
schädigung ersetzt  ihm  doch  nur  den  Geldwerth  des  Geleisteten,  nicht 
den  Affectionswerth  seines  Grundbesitzes,  d.  i.  die  Anhänglichkeit  des 
Bauern  an  die  speciellen  Grundstücke,  die  er  im  Schweisse  seines  An- 
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gesichts  bestellt  hat.  Und  die  Energie  wird  auch  dadurch  gelähmt,  dass 
er  in  der  Gefahr  schwebt,  nach  einer  neuen  Umtheilung  immer  wieder 
von  vorne  anfangen  zu  müssen,  um  eine  so  gute  Wirthschaft,  in  welcher 
allein  er  sich  wohl  fühlt,  zu  erreichen.  Dazu  die  Scheu,  sich  all  den 
unvermeidlichen  Zufälligkeiten  der  Abschätzung  auszusetzen,  mit  den  Ge- 
nossen dieser  wegen  in  Streit  zu  gerathen  etc. 

Und  zum  Schluss:  Die  Abschätzung  von  Meliorationen  —  das  lehrt 
die  Geschichte  der  Pachtverhältnisse  in  Westeuropa  —  ist  doch  nur 
ein  Nothbehelf,  sie  erfolgt  nur  aproximativ.1) 

In  der  vorstehenden  Auseinandersetzung  sind  wir  von  der  Voraus- 
setzung ausgegangen,  dass  der  Bauer  die  Notwendigkeit  der  besseren 
Bestellung  erkannt  hat,  die  Kenntnisse,  den. Willen  und  auch  die  Mittel 
besitzt,  zu  einem  besseren  Betriebe  überzugehen.  Ist  aber  diese  Voraus- 
setzung, die  von  den  Gegnern  des  Gemeindebesitzes  in  ihren  theore- 
tisirenden  Darlegungen  als  selbstverständlich  gegeben,  angenommen  wird, 
aber  auch  wirklich  in  der  bäuerlichen  Bevölkerung  vorhanden? 

Diese  Frage  muss  im  Grossen  und  Ganzen  verneint  werden, 
und  zwar  ist  der  Beweis  dieser  Behauptung  leicht  zu  führen.  Wenn 
der  Gemeindebesitz  überhaupt  und  die  Unsicherheit  des  Besitzes  im 
Besonderen  und  keine  andere  Ursache  die  Bauern  bei  der  primitiven 
Bestellung  erhielten,  so  müssten  wir  die  bessere  Bestellung  im  indivi- 
duellen Grundbesitz  finden.  Mit  verhältnissmässig  seltenen  Ausnahmen 
wird  aber  hier  in  derselben  primitiven  Weise  gewirthschaftet,  wie  im 
Gemeindebesitz,  was  wir  an  anderer  Stelle  beleuchtet  haben,  und  zwar 
nicht  allein  auf  kleinem,  mehr  oder  weniger  bäuerlichem  Grundbesitz, 
sondern  auch  auf  den  gutsherrlichen  Gütern.  Wenn  also  der  intelli- 
gentere, gebildetere  Theil  der  auf  Landwirtschaft  angewiesenen  Bevöl- 
kerung nicht  im  Stande  ist  —  aus  Mangel  an  Kenntnissen,  energischem 
Willen,  vielfach  an  Mitteln  — ,  die  nach  Lage  der  ökonomischen  Bedin- 
gungen gebotenen  Reformen  im  wirthschaftlichen  Betriebe  durchzuführen, 
da  ist  es  unstatthaft,  das  Unterlassen  dieser  Beformen  seitens  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  der  Art  der  Grundbesitzordnung  zuzuschreiben. 

Es  ist  nun  mehrfach  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  das  Bestehen 
des  bäuerlichen  Gemeindebesitzes  an  sich  schon  die  gutsherrliche  Wirth- 

x)  Das  in  Betreff  des  Wechsels  im  Besitz  des  Ackerlandes,  in  Betreff  der  Breite 
und  Gemenglage  der  Landstreifen  Gesagte  bezieht  sich  auch  mutatis  mutandis  anf 
Wiese  (soweit  nicht  gemeinsame  Nutzung),  Gehöftland,  soweit  es  einem  Wechsel 
unterliegt  etc.  Anf  die  Nutzung  des  Gemeindewaldes  und  speciell  den  Vortheil  des 
Gemein dewaldes  gegen  individuelle  kleine  Waldparcellen  brauche  ich  nach  dem  in 
Theil  II,  H&lfte  II,  pag.  90—97,  177—178  Gesagten  nicht  mehr  zurückzukommen. 
Von  einer  „Individualisirung"  der  kleinen  Parcellen  kann  füglich  nicht  die  Rede  sein, 
vielmehr  ist  eine  stärkere  Betonung  des  Gemeinde  rechts  —  unter  Schutz  und  Con- 
trole  der  Staatsregierung  —  geboten. 

t.  Keuuler,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeindebesitzes.    III.  16 
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schaft  schädige:  es  sei  beim  Bestehen  dieses  Grundbesitzrechts  schwierig, 
Jahresknechte  sich  zu  beschaffen;  verlottert  durch  den  Gemeindebesitz, 
seien  die  Bauern  schlechte,  nachlässige  Arbeiter.    Auf  solche  allgemein 
gehaltene  Behauptungen  einzugehen,  ist  schwer.   Doch  in  anderer  Weise, 
indirect,  lässt  sich  das  Unhaltbare  solcher  und  ähnlicher  Behauptungen 
widerlegen.    Wenden  wir  uns  an  die  übliche  Wirthschaft  in  den  Gou- 
vernements mit  individuellem  Grundbesitz.    Eingehendes  Material  über 
die  einschlägigen  Fragen  findet  sich  leider  nur  für  die  meisten  (vier- 
zehn) Kreise  des  Gouv.  Tschernigow  und  fünf  Kreise  des  Gouv.  Poltawa. 
Die  hier  vorherrschende,  in  den  meisten  Kreisen  mit  verhältnissmässig 
geringen  Ausnahmen  bestehende  Art  der  Bewirtschaftung  der  Land- 
güter ist  die  stückweise  Vergebung  des  Landes  (Acker  und  Wiese)  auf 
Antheil  am  Ertrage  (CKonnpma,  cnojiBin^Ha)  an  die  Bauern  und  zwar 
zumeist  an  einzelne,  selten  in  grösseren  Stücken  an  bäuerliche  Ge- 
nossenschaften, noch  seltener  an  Gemeinden,  oder,  wenn  auch  seltener 
in  Geldpacht  —  in  beiden  Fällen  aber  —  und   hierauf  haben   wir 
an  dieser  Stelle  das  Hauptgewicht  zu  legen  —  auf  die  kürzeste  Zeit: 
gewöhnlich  auf  ein  Jahr  oder  vielmehr  auf  eine  Ernte.1)     Die  kürzeste 
Umtheilungsfrist  im  Gemeindebesitz  kann  nicht  so  schlimm  wirken  wie 
dieses  Wirtschaftssystem  in  einem  Landstrich,  wo  eine  sorgfältige  Be- 
stellung mit  tüchtiger  Düngung  schon  längst  geboten  ist     Besonders 
dringend  ist  diese  Forderung  in  einem  grossen  Theile  dieses  Landgebietes, 
wo  der  leichte  (Sand-)Boden  nach  mehrmaliger  Bestellung  so   leichten 
Sand  zeigt,  dass  die  Saat  mit  dem  Sande  vom  Winde  verweht  wird, 
und  die  Fläche  bald  gar  zu  vollem  Flugsand  wird,  der  nicht  allein  das 
Land  unbrauchbar  macht,  sondern  auch  das  benachbarte  mit  Ueber- 
sandung  bedroht  (besonders  wird  Solches  betont  in  den  Kr.  Tschernigow, 
Nowosübkow,  Oster,  Starodub,  Ssurash,  Gluchow,  Nowgorod-Ssewersk, 
Ssosniza).    Zur  Wiederherstellung  der  Ackerkrume  wird  nur  das  primi- 
tive Mittel  benutzt,  durch  mehrjähriges  Brachliegenlassen  die  Wieder- 


*)  MaTepiaiH  xia  onftmtH  seMei&mixi  yrojift,  Bd.  I  (Kreis  Tschernigow),  pag. 
71—73,  Bd.  II  (Kr.  Borsna),  pag.  61—61,  71—77,  86-90,  Bd.  in  (Kr.  Neshin),  pag. 
110,  187—194,  Bd.  IV  (Kr.  Nowosübkow),  pag.  35—36,  Bd.  V  (Kr.  Koselez),  pag.  48- 
67,  Bd.  VI  (Kr.  Konotop),  pag.  32—39,  Bd.  VE  (Kr.  Oster),  pag.  88,  Bd.  VIII  (Kr. 
Starodub),  pag.  38—52,  Bd.  IX  (Kr.  Ssurash),  pag.  20,  Bd.  X  (Kr.  Mgiin),  pag.  17, 
Bd.  XI  (Kr.  Gluchow),  pag.  44,  Bd.  XII  (Kr.  Nowgorod-Ssewersk),  pag.  33—39.  (In 
den  fünf  letztgenannten  Kreisen  und  im  Kr.  'Nowosübkow  besteht  auch  bäuerlicher 
Gemeindebesitz),  Bd.  XIII  (Kr.  Ssosniza),  pag.  61—77,  Bd.  XIV  (Kr.  Gorodna),  pag 
46—58  u.  flg.  (In  diesen  Kreisen  unter  Domanenbauern  zumeist  Gemeindebesitz).  Im 
Gouv.  Poltawa:  Kr.  Senkow,  Bd.  I,  Theil  II  der  „Statistik  des  Gouv.  Poltawa",  pag. 
88,  39,  47,  50-53,  Kr.  Poltawa,  Bd.  II,  Abschnitt  II,  pag.  97,  Kr.  Lubny,  Bd.  IV, 
Abschnitt  II,  pag.  96  etc.,  Kr.  Gadätsch,  Bd.  V,  Abschnitt  II,  pag.  48-49,  Ab- 
schnitt III,  pag.  13—39. 
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begrasung  und  neuere  Festigung  des  Bodens  zu  fördern.  Diese  Gou- 
vernements gehören,  auch  in  den  beregten  Landstrichen,  zu  den  dicht- 
bevölkertsten, mit  entwickeltem  Wirthschafts-  und  Verkehrsleben,  in  ge- 
wisser Beziehung  im  Gentrum  eines  grossen  Wirtschaftsgebietes  belegen, 
mithin  mit  allen  Bedingungen  regen  Absatzes  etc.  Und  doch  jene  primi- 
tive Bewirthschaftung!  Mit  verschwindend  seltenen  Ausnahmen  findet  sich 
auf  den  Gütern  entweder  überhaupt  kein  todtes  und  lebendes  Inventar, 
also  auch  keine  Düngung,  oder  ein  ganz  geringes  (zur  Deckung  der 
persönlichen  Bedürfnisse  des  Besitzers  oder  auch  noch  —  aber  selten  — 
zur  Bewirthschaftung  eines  mehr  oder  weniger  geringen  Theiles  des 
Landes).1)  Die  wichtigste  Thätigkeit  der  meisten  Gutsbesitzer  beruht  in 
der  Gewandtheit  der  Vergebung  der  Landstücke  auf  Antheil,  um  mit  allen 


*)  MaTepiam  xia  oniiiKH  seiienHias  yrojifi,  Bd.  I  (Er.  Tschernigow),  pag.  136 — 
137:  Von  175  Landgütern,  über  welche  verlassliche  Daten  vorliegen,  haben  6  Güter 
eigene  Wirthschaft,  aber  es  ist  zu  bemerken,  dass  zwei  Güter  an  grossere  bäuerliche  Fa- 
milien, die  mit  Verwandten  den  grösseren  Theil  bestellen,  den  anderen  Theil  an  Acker 
und  Wiese  auf  Antheil  anderen  Bauern  vergeben,  die  anderen  4  Güter  an  bäuerliche 
Genossenschaften  verpachtet  sind,  sodann  48  Güter,  die  theils  in  eigener  Bewirth- 
schaftung, theils  auf  Antheil  vergeben  sind,  zumeist  befindet  sich  nur  ein  ganz  geringer 
Theil  in  eigener  Bewirthschaftung:  10— 20°/0  des  Wirthschaftsareals,  daher  auch  wenig 
Vieh;  von  den  restirenden  121  Gütern  wird  auf  44  Gütern  ein  Theil  des  Landes  durch 
die  Arbeit  der  Bauern  bestellt,  die  das  übrige  Land  auf  Antheil  genommen  haben, 
auf  den  anderen  77  Gütern  herrscht  voller  Verfall:  Mittelmänner  (zumeist  Juden)  ver- 
geben das  Land  auf  Antheil  und  pressen  von  den  Bauern  was  nur  irgend  möglich 
ist,  heraus.  Bd.  II  (Er.  Borsna),  pag.  10,  91—94,  95-98:  Von  den  123  Gütern,  über 
welche  ausreichende  Daten  vorliegen,  ist  auf  11  Gütern  „fast  alles  Land"  in  eigener 
Bewirthschaftung  (des  Besitzers  oder  des  Pächters),  auf  44  Gütern  sehr  wenig  Land 
in  dieser  Bewirtschaftung,  das  übrige  und  auf  67  Gütern  alles  Land  in  kleinen 
Stücken  an  Bauern  vergeben.  Die  Verpachtung  ganzer  Güter  oder  grosserer  Land- 
complexe  erfolgt  zumeist  auf  3,  selten  auf  6  bis  9  Jahre.  Bd.  III  (Er.  Neshin),  pag. 
121—122:  Von  330  Landgütern  (über  60  Dese.),  über  welche  zuverlässige  Daten  vor- 
liegen, wird  auf  25  Gütern  alles  Land  mit  eigenem  Inventar  und  Arbeitern  bestellt, 
auf  118  Gütern  gemischte  Wirthschaft,  auf  187  Gütern  fast  gar  keine  eigene  Wirth- 
schaft, sondern  auf  Antheil  vergeben.  In  jener  Ziffer  sind  aber  auch  die  Grund- 
besitzüngen  von  wohlhabenderen Eosaken,  Bauern  etc.  enthalten;  die  „altadlige  Wirth- 
schaft ist  im  Zustande  des  Verfalles"  —  heisst  es  am  Schluss  dieser  Darlegung.  — 
Bd.  IV  (Er.  Nowozübkow),  pag.  35-87,  65  und  56:  Von  105  Gütern  über  lOODess. 
nur  2  Güter  in  eigener  Bewirthschaftung,  53%  ganz  auf  Antheil  vergeben,  die  übrigen 
in  gemischter  Bewirthschaftung.  —  Bd.  V  (Er.  Eoslez),  pag.  48—49:  Von  137  Gütern 
wird  auf  47  Gütern  „in  grosserem  Maassstabe",  d.  h.  über  V*  des  genutzten  Landes, 
eigene  Wirthschaft  geführt,  auf  29  Gütern  in  geringerem  Maasse  (unter  V*)>  auf 
21  Gütern  gar  keine  eigene  Wirthschaft  —  alles  auf  Antheil  vergeben  (äusserst  selten 
einige  Landtheile  in  Geldpacht).  —  Bd.  VI  (Er.  Eonotop),  pag.  21:  Von  102  Gütern 
auf  59  ohne  eigene  Wirthschaft  und  Inventar,  auf  26  Gütern  V«  des  Landes,  auf 
4  Gütern  Vs—'/s»  auf  13  über  '/«  des  Landes  in  eigener  Wirthschaft  und  mit  eigenem 
Inventar,  sonst  auf  Antheil  stückweise  vergeben.  —  Bd.  VII  (Er.  Oster),  pag.  38  und 
Bd.  VIII  (Er.  Starodub),  pag.  33—52:  die  vorherrschende  Form  der  Bewirthschaftung 
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Mitteln  von  den  Bauern  ausser  dem  Antheil  an  den  Erträgen  noch  einige 
Nebenleistungen  zu  erlangen:  Zuzahlung  von  Geld,  Entrichtung  von  Na- 
turalien (Fische,  Hühner  etc.)  und  von  Arbeitstagen  für  den  gutsherr- 
lichen Garten,  zur  Bestellung  des  zumeist  geringen,  nicht  auf  Antheil 
vergebenen  Landes.  Dabei  wird  das  Land  auf  eine  Ernte,  wie  bemerkt, 
den  Bauern  überlassen:  es  hat  dabei  der  Einzelne  keine  Sicherheit* 
vielmehr  nur  die  geringste  Aussicht,  weiterhin  dasselbe  Land  zu  er- 
halten. Denn  die  Gutsbesitzer  veranstalten  jährlich  gleichsam  einen 
öffentlichen  Ausbot  und  zwar  nur  in  kleinen  Landstücken,  um  mehr 
Goncurrenten  heranzuziehen  und  den  Preis  in  die  Höhe  treiben  zu 
können,  und  dem  Meistbietenden  fallt  das  betreffende  Landstück  zu, 
um  dessen  Bestellung  der  Gutsherr  sich  nicht  kümmert.  Die  einzige 
Düngung  besteht  mit  den  erwähnten  Ausnahmen  darin,  dass  das  Brach- 
feld dem  bäuerlichen  Vieh  —  gegen  Geld  oder  Arbeitsleistung  —  zur 
Weide  überlassen  wird.  Was  die  Bewirtschaftung  mit  eigenem  Inven- 
tar anbetrifft,  die,  wie  bemerkt,  nur  geringe  Verbreitung  hat,  so  wird 
ein  bedeutender  Theil  dieser  Güter  im  ganzen  Bestände  verpachtet  und 
zwar  auf  kurze  Zeit:  drei  Jahre  scheint  die  am  meisten  übliche  Frist  zu 
sein,  aber  auch  auf  ein  Jahr,  selten  auf  fünf,  auf  neun  Jahre.1)    Dabei 


ist  die  Vergebung  auf  Antheil,  die  eigene  Bewirtschaftung  nur  sehr  selten,  Bd.  IX 
(Er.  Surash),  pag.  20:  die  Mehrzahl  der  Güter  auf  Antheil  vergeben,  Bd.  X  (Kr.  Mglin), 
pag.  17:  Von  127  Gütern  ohne  Vergebung  auf  Antheil  25.  —  Bd.  XI  (Kr.  GluchowV 
pag.  44—51:  ohne  eigene  Wirthachaft  50%  der  Güter,  vollständig  eigene  Wirthschaft 
4,6%,  %  des  Ackerlandes  in  eigener  Wirthschaft  auf  6,2%  der  Güter,  V2— %  des  Landes 
auf  7%,  Vi— Va  des  Landes  auf  14%,  weniger  als  V*  des  Landes  auf  13,  2%  der  Güter 
—  Bd.  XII  (Kr.  Nowgorod-Ssewersk),  pag.  83—39:  fast  ausnahmslos  sind  die  Güter  auf 
Antheil  vergeben.  —  Bd.  XIII  (Kr.  Ssosniza),  pag.  61:  Von  den  73  Beschreibungsgruppen 
der  Vermessung,  in  welche  dieser  Kreis  getheilt,  wird  das  gutsherrliche  Land  in 
63  Gruppen  in  kleinen  Stücken  vergeben.  —  Bd.  XIV  (Kr.  Gorodna),  pag.  44:  Von  des 
136  Gütern,  über  welche  Daten  vorliegen,  findet  sich  gar  keine  eigene  Wirthschaft  auf 
60  (=  44,1%),  weniger  als  V4  des  Ackerlandes  in  eigener  Bewirthschaftung  auf  16  Gütern, 
Vi— V«  *uf  24i  Vi— *U  auf  6,  über  %  auf  30  Gütern,  von  welch  letzteren  sich  20  im 
Besitze  von  Kosaken  und  Bauern  befinden,  die  sie  mit  ihren  Familiengliedern  bewirth- 
schaften.  Es  war  der  statistischen  Untersuchung  nicht  gelungen,  über  alle  Landgüter 
die  erforderlichen  Auskünfte  zu  erhalten.  Man  thut  keinen  Fehlschluss  mit  der  An- 
nahme, dass  im  Allgemeinen  auf  diesen  Gütern  die  Raubwirthschaft  ebenso  blüht,  als 
auf  den  anderen.  —  Aus  der  „Statistik  des  Gouv.  Poltawa"  nur  folgende  Daten:  Im 
Kr.  Poltawa  scheint  die  eigene  Bewirthschaftung  (durch  den  Besitzer  oder  durch  Ver- 
pachtung des  ganzen  Gutes)  am  meisten  verbreitet  zu  sein:  etwa  73%,  gegen  Geld  ver- 
pachtet auf  1—9  Jahre  23,9%,  sonst  auf  Antheil  vergeben;  aber  auch  auf  den  Gütern 
der  eigenen  Bewirthschaftung  mehr  oder  weniger  Land  auf  Antheil  (oder  in  Geldpacht) 
vergeben.  Bd.  II,  Abschnitt  II,  pag.  97;  verbreiteter  ist  das  Vergeben  auf  Antheil  im 
Kr.  Senkow,  Bd.  I,  Theü  II,  pag.  38,  39,  47,  63,  Kr.  Lubny,  Bd.  IV,  Abtheilung  II, 
pag.  96  etc.  u.  a.  a.  8t.,  Kr.  Godatsch,  Bd.  V,  Abtheilung  III,  Tabelle  Nr.  3  und  Nr.  4. 
*)  MarepiaiH  x*a  oivbhkh  seif,  yrojift,  Bd.  I,  pag.  138,  Bd.  V,  pag.  71  etc.,  auch 
Beilage  Nr.  9  (Verpachtung  grösserer  Parcellen),  Bd.  XIII,  pag.  86  und  Beilage  X, 


—    245    — 

finden  wir  in  dem  vorliegenden  Material  keinerlei  Notiz  darüber,  ob  laut 
den  Pachtverträgen  etwa  vorgenommene  Meliorationen  entschädigt  werden. 
Wir  greifen  wol  mit  der  Annahme  nicht  fehl,  dasa  solche  Bedingungen 
nicht  aufgestellt  werden,  denn  es  wird  —  nach  dem  Stande  der  Wirt- 
schaft und  der  kurzen  Pachtzeit  —  wol  von  keiner  der  beiden  Seiten 
vorausgesetzt,  dass  irgend  welche  Verbesserungen,  die  über  die  Pachtzeit 
hinausreichen,  vorgenommen  werden  könnten. 

So  finden  wir  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  auf  dem  indivi- 
duellen Grundbesitz,  und  zwar  auf  dem  Grossgrundbesitz.  Wenn  nun 
die  gebildete  Gasse  die  Schäden  des  Besitzwechsels,  der  jährlichen  Ver- 
gebung nicht  erkennt  oder  nicht  über  die  praktischen  Kenntnisse  oder 
die  pecuniären  Hülfsmittel  zur  Einführung  einer  rationelleren  Wirt- 
schaft verfügt,  wie  kann  man  da  billigerweise  von  den,  erst  seit  zwei 
Jahrzehnten  aus  der  Leibeigenschaft  befreiten,  bis  dahin  und  in  viel- 
facher Beziehung  noch  jetzt  ökonomisch  gedrückten  Bauern  ein  Mehreres 
verlangen?  Und  doch  leisten  sie  ein  Mehreres.  Ihr  eigenes  Land  geniesst 
den  Vortheil  der  Düngung,  wenn  auch  nicht  überall  das  ganze  Ackerland: 
theils  wegen  des  zu  geringen  Viehbestandes,  theils  wegen  zu  grosser  Ent- 
fernung der  weithin  sich  erstreckenden  Felder;  das  Gehöftland  und  das 
tief  in  das  Feldland  hineinragende,  nicht  überall  dem  Flurzwang  entzogene, 
sorgfaltig  gedüngte,  zur  Gewinnung  von  Handelsgewächsen  (Hanf,  Tabak, 
auch  Buchweizen)  genutzte  Land1)  (noräpsH,  auch  noraon),  werden 
tüchtig  bestellt.8)  Auch  die  Vornahme  von  Umtheilungen  des  Feldlandes 
würde  bei  dem  bestehenden  Wirtschaftssystem  keinen  schlimmen  Ein- 
fiuss  auf  die  Wirthschaft  führen:  es  herrscht  hier  auf  dem,  dem  Dorfe 
zunächst  belegenen  Lande  Drei-  oder  eine  noch  tiefer  stehende  Vier- 
felderwirthschaft  (Winterfeld,  2  Sommerfelder  und  1  Brachfeld);  nur  wo 
der  Sandboden  sehr  locker  ist,  bleibt  es  nach  ein-  oder  zweimaliger  Be- 

Bd.  XIV,  pag.  68  und  Beilage  X,  Statistik  des  Gouy.  Poltawa,  Bd.  II,  Abschnitt  II, 
pag.  97. 

*)  1.  c.,  Bd.  I,  pag.  68—59,  Bd.  IV,  pag.  14— 1B,  Bd.  V,  pag.  29-80,  Bd.  VII, 
pag;  22-28,  Bd.  VIII,  pag.  11,  Bd.  X,  pag.  8,  Bd.  XI,  pag.  27,  Bd.  XII,  pag.  10-12, 15. 

*)  K.  Golowin:  Hama  cencsaji  oömitHa  in  Pyccsift  B4cthhki  1885,  Bd.  XII,  pag. 
561,  621  verwerthet  Solches  gegen  den  Gemeindebesitz,  wogegen  anzuführen  ist,  dass 
in  vielen  Gouvernements  mit  diesem  Grandbesitzrecht  und  zwar  dort,  wo  Garten- 
cultur  in  grosserem  Maasse  betrieben  wird,  das  Gehöftland  und  ein  oder  mehrere 
der  nftchstbelegenen  Gewanne  ganz  so  tüchtig  zum  Bau  von  Obst,  Gemüse,  Handels- 
gewachsen  bestellt  werden.  Ausser  den  zahlreichen  Daten  hierüber  in  den  wiederholt 
citirten  Schriften  siehe  noch  die  sorgfältige  Zusammenstellung  Sokolowski's:  0  <|>op- 
naxi  uaxftHiü  ycajeÖHoft  seniefi  y  BezHKopyccrax'L  xpecTumi  h  ea  xyiurypi  in  den 
Tpyxii  H.  B.  9kohomhy.  OÖmecTBa  1886,  Nr.  5,  pag.  25—52.  A.  Schulz:  CneniaJBHHa 
*ynrypH,  pag.  68—141  im  I.  Abschnitt  und  JL  BaTaiHm:  OropoxHH*ecTBo  h  cajo- 
boxctbo,  pag.  1—42  im  IL  Abschnitt  des  I.  Bandes  des  HcTopHBO-CTaTncTHtecsift 
otiaopi  npoMHnueHHOCTH  Poetin,  St  Petersburg,  1888. 
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Stellung  zwei  oder  drei  Jahre  ruhen,  das  entfernter  belegene  Land  (ohne 
Flurzwang)  wird  bestellt,  so  lange  es  möglich  ist,  und  die  Brache  unter- 
brochen, sowie  der  Bauer  meint,  ihm  Einiges  abgewinnen  zu  können. 
Endlich  sei  noch  die  für  uns  bedeutungsvolle  Thatsache,  auf  die  wir 
sogleich  zurückkommen  werden,  hervorgehoben,  dass  nicht  dort  nur  % 
nicht  1j8  des  Feldes  unter  Brache  belassen  wird,  wo  —  wenn  auch  nar 
nach  Meinung  der  Bauern  —  der  fruchtbare  Boden  eine  solche  Bean- 
spruchung seiner  Kräfte  ohne  Schädigung  der  Nachhaltigkeit  in  der  Er- 
giebigkeit ertragen  kann,  sondern  dort,  wo  den  Bauern  bei  Ausscheidung 
des  Bauerlandes  wenig  Land  zugefallen  ist  Sie  erkennen  sehr  wohl  die 
Vortheilhaftigkeit  der  Dreifelderwirthschaft  gegenüber  ihrer  Vierfelder- 
wirthschaft,  aber  die  Noth  des  Lebens  zwingt  sie  zu  dieser  Raubwirth- 
schaft,  ganz  wie  wir  sie  unter  solchen  Bedingungen  in  Landstrichen  mit 
Gemeindebesitz  finden. 

Es  hat  im  letzten  Jahrzehnt  die  Eigenwirthschaft  auf  den  Guts- 
höfen, zumal  im  Gebiet  der  Schwarzerde,  nicht  unerheblich  zugenommen, 
dabei  aber  zeigt  sich  —  mit  ungemein  seltenen  Ausnahmen  —  keine 
Verbesserung  im  Betriebe,  vielmehr  wird  in  der  alten  sorglosen  Weise 
f ortgewirthschaftet  *) 

Die  Umtheilungen  rufen  nicht  allein  einen  Wechsel  im  Besitz  der 
Grundstücke  hervor,  sondern  auch  den  Flurzwang  in  gewissem  Umfang, 
denn  jede  Neuverteilung  wirft  das  abweichende  Wirtschaftssystem  der 
Einzelnen  um,  da  sie  die  einzelnen  Landstücke  je  nach  dem  auf  demselben 
gepflegten  System  in  einem  verschiedenen  Stadium  ihrer  Bestellung 
findet.  Professor  Possnikow  übersieht  diese  Ursache  des  Flurzwanges. 
Nur  bis  zu  gewissen  Grenzen  kann  der  Einzelne  sich  von  diesem  Zwang 
befreien,  d.  h.  das  Wirtschaftssystem  müsste  sich  im  Rahmen  der  all- 
gemein üblichen  Fruchtfolge  halten,  aber  auch  weiterhin  ist  die,  die 
Wirthschaft  störende  Wirkung  hervorzuheben,  dass  der  einzelne  Wirth 
nach  jeder  Umtheilung  immer  wieder  von  Neuem  sein,  von  den  Anderen 
abweichendes  System  neu  einrichten  müsste  —  unstreitig  ein  Factor,  der 
ihn  hiervon  abzuhalten  geeignet  ist. 

In  Wirklichkeit  finden  wir  aber,  wie  an  anderer  Stelle  gezeigt,  dass 
Bauern  derselben  Gemeinde  —  vielfach  in  mehreren  Kreisen  des  Gout. 
Jaroslaw,  in  der  Gemeinde  Maloje  Dementjewo,  Kr.  Tscherepowez,  Gouv. 
Nowgorod,  in  mehreren  Kreisen  des  Gouv.  Petersburg  —  ganz  verschiedene 
Wirtschaftssysteme  üben.  Diese  Thatsache  mag  darin  ihre  Erklärung 
finden,  dass  an  die  Vornahme  einer  neuen  Umtheilung  nicht  gedacht 
wird,  dass  der  Bauer  sich  in  dem  Besitz  sicher  fühlt.   Und  das  Bestehen 

*)  Ausser  den  soeben  citirten  Schriften  siehe  noch  G.  ÜJenoneBi:  Oiepu 
xpecT&jracKofi  apenju  vb  nepHOseunoft  noxocft  im  lOpHAiroecKifi  BtcranKi  1884,  Nr.  10, 
pag.  258—271,  Nr.  11,  pag.  468-487. 
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verschiedener  Wirtschaftssysteme  ist  dann  seinerseits  ein  Factor,  der  den 
Widerstand  gegen  eine  neue  Umtheilung  stärkt. 

Weiterhin  bedingt,  wie  bekannt,  das  Durcheinanderliegen  der  Grund- 
stücke den  Flurzwang.  Dieser  Zwang  ist  stärker  oder  schwächer,  ja 
gar  nicht  existirend,  je  nach  Lage  der  speciellen  Verhältnisse.  Der  Flur- 
zwang zeigt  sich  in  verschiedener  Art.  Zuerst  die  sogenannte  specielle 
Gemenglage  der  Grundstücke,  wo  die  Anfahrt  zu  den  Grundstücken  nur 
über  die  anderen  möglich  ist  Wie  wir  bereits  an  anderer  Stelle  gezeigt, 
findet  sie  sich  nach  den  bisher  vorliegenden  Daten  äusserst  selten;  die 
leichte  Beseitigung  dieser  Fessel  (durch  Herstellung  einer  Anfahrt)  erfolgt 
wegen  Indolenz  der  Leute  nicht,  die  es  nicht  der  Mühe  werth  halten: 
die  weitverbreitete,  gleichzeitige  Ausführung  der  landwirtschaftlichen 
Arbeiten  macht  diese  Fessel  nicht  fühlbar.  Jedenfalls  kann  diese  Fessel 
leicht  beseitigt  werden,  und  es  hat  die  Gemeinde  keinerlei  erhebliches 
Interesse,  die  Herstellung  der  gewünschten  Anfahrt  zu  verweigern. 

In  dritter  Gestalt  zeigt  sich  der  Flurzwang  in  dem  gegenseitigen 
Weiderecht  auf  dem  Brach-  und  Stoppelfelde.  Wir  haben  schon  an 
anderer  Stelle  gezeigt,  dass  auch  dieser  Flurzwang  nicht  mit  dem  Wesen 
des  Gemeindebesitzes  verbunden  ist,  denn  das  Weiden  auf  dem  Felde 
kann  abgeschafft  werden  und  ist  auch  in  Wirklichkeit,  freilich  nur  äusserst 
selten,  beseitigt  Das  Vorhandensein  anderweitiger  Weide  ist  die  in 
praxi  wichtigste  Voraussetzung,  die  freilich  fast  überall  auf  dem  Ge- 
meindeland fehlt  Im  Grossen  und  Ganzen  liegt  in  diesem  Zwang  (Ver- 
bot des  vorzeitigen  Aufpflügens  etc.)  bei  dem  derzeitigen  Stande  der 
Landwirthschaft  keine  Belästigung,  denn  jeder  Bauer  hat  das  gleiche 
Interesse,  möglichst  viel  Weide  für  sein  Vieh  zu  haben.  Wo  die  bäuer- 
liche Bevölkerung  sich  (nach  einigen  guten  Ernten,  bei  gewinnbringen- 
dem Nebenerwerb  etc.)  ein  wenig  in  ökonomischer  Beziehung  hebt,  da 
ist,  wie  vielfach  in  den  Landstrichen  mit  stärkerer  Düngung  beobachtet 
ist,  ihre  erste  Sorge  darauf  gerichtet,  ihren  Viehbestand  zu  vergrössern. 
Die  Weide  auf  dem  Felde  wird  also  noch  wichtiger,  so  dass  es  keine 
Seltenheit  ist,  dass  die  Gemeinde  gegen  Geldzahlung  oder  Arbeitsleistung 
noch  das  Recht  der  Weide  auf  dem  benachbarten  gutsherrlichen  Felde 
erwirbt.  Bei  den  gegebenen  Bedingungen  würde  die  Beseitigung  des 
Weidezwanges  auf  dem  Brach-  und  Stoppelfelde  des  Nachbarn  im  Grossen 
und  Ganzen  keine  rationellere  Wirthschaft  hervorrufen,  denn  wir  finden 
die  alte  Dreifelderwirtschaft  auf  dem  individuellen  Gross-  und  Klein- 
grundbesitz, als  die  fast  allein  herrschende,  auch  in  Landstrichen,  wo 
der  Uebergang  zur  rationelleren  Wirthschaft  schon  längst  angezeigt  ist 
Selbst  das  häufigere  Pflügen  (zeitiges  Pflügen  des  Brachfeldes  —  schwarze 
Brache)  ist  auch  auf  dem  Grossgrundbesitz  eine  Seltenheit,  und  es  würde 
also  selbst   dieser  nächste  Fortschritt   beim  Nichtbestehen  des  Flur- 
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zwanges  im  Grossen  und  Ganzen  nicht  erfolgen.  'Vielmehr  würde  er  nur 
als  vereinzelte  Erscheinung  auftreten.  Hier  erscheint  aber  der  Flurzwang 
als  ein  Druck  für  den  aufstrebenden  Wirth. 

Diesen  Missstand  glaubt  Professor  Possnikow1)  in  höchst  einfacher 
Weise  beseitigen  zu  können,  und  zwar  dadurch,  dass  jedem  Hauswirth 
das  Recht  der  Einhegung  seiner  Parcellen  zuerkannt  werde.  Hierbei 
übersieht  er  zweierlei:  einerseits  liegt  in  diesem  Recht  des  Einzelnen 
eine  Schädigung  der  Anderen,  denn  es  wäre  der  Laune  des  Einzelnen 
überlassen,  die  Wirtschaftsführung  aller  Anderen  durch  die  Einzäunung 
je  einer  Parcelle  im  Gewanne  auf  das  Empfindlichste  zu  stören,  indem 
das  Weiden  sehr  gehemmt  sein  würde.  Andererseits  —  und  hierin  würde 
die  Gemeinde  freilich  das  Mittel  haben,  solch  ein  Vorgehen  zu  durch- 
kreuzen —  wird  der  Einzelne,  so  lange  Umtheilungen  vorkommen,  wol 
kaum  oder  nur  in  den  seltensten,  aussergewöhnlichsten  Fällen  die  Kosten 
und  die  Arbeit  der  Einhegung  der  vielen  Parcellen,  aus  welchen  sein 
Ackerland  besteht,  bei  der  Gefahr  unternehmen,  beim  nächsten  Wechsel 
im  Besitz  die  Arbeit  des  Niederreissens  und  Aufrichtens  wieder  vor- 
nehmen zu  müssen. 

Sollte  dieser  Ausweg  nicht  beliebt  werden,  so  schlägt  Possnikow  die 
Arrondirung  (Separation)  des  Grundbesitzes  (des  Ackerlandes)  der 
Hauswirthe  vor.  Hiermit  gelangen  wir  zu  der  Frage  der  Schäden  der 
Gemenglage  der  Grundstücke,  die  auch  den  Flurzwang  bei  schmalen 
Landstreifen  hervorruft  Ueber  die  tatsächlichen  Bedingungen  haben 
wir  bereits  berichtet9),  über  die  Schwierigkeiten  und  die  Möglichkeit  ihrer 
Beseitigung  kommen  wir  im  letzten  Abschnitt  dieses  Bandes  zu  sprechen. 
An  dieser  Stelle  haben  wir  nur  auf  die  praktische  Unmöglichkeit  der 
Arrondirung,  so  lange  das  Recht  £  auf  Land  in  der  bisherigen  Gestalt 
bestehen  bleibt,  hinzuweisen.  Es  bedarf  keines  Nachweises  für  die  Be- 
hauptung, dass  die  Arrondirung  des  Grundbesitzes  bei  aller,  durch  die 
Uebung  bei  den  Umtheilungen  gewonnenen  Geschicklichkeit  eine  äusserst 
schwierige  Aufgabe  ist,  die  nicht  allein  sehr  viel  Zeit,  sondern  wol  auch 
viel  Geld  kosten  würde,  da  es  wol  nur  bei  ganz  gleichartigen  Boden- 
verhältnissen und  sehr  kleinen  Gemeinden  möglich  wäre,  ohne  Hülfe 
technisch  gebildeter  Landmesser  eine  gerechte  Vertheilung  des  Grund- 
besitzes zu  erzielen.  Dazu  voraussichtlich  sehr  viel  Streit!  Und  sind 
alle  die  Schwierigkeiten  beseitigt,  die  Zeit-  und  Geldopfer  geleistet,  die 
Buhe  wieder  in  die  Gemeinde  eingezogen,  so  wird  das  erreichte  Ziel  bei 
der  nächsten  allgemeinen  Umtheilung  —  von  Neuverloosungen  zu  ge- 
schweigen,  da  wir  deren  Beseitigung  voraussetzen  —  vernichtet,  und  es 


i)  Possnikow,  1.  c,  Bd.  II. 

»)  Theü  D,  Hälfte  II,  pag.  86-52. 
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muss  die  Arbeit  nochmals  wieder  vorgenommen  werden,  selbst  wenn  die 
Gesammtzahl  der  „Seelen"  dieselbe  sein  sollte,  denn  der  Antheil  der 
einzelnen  Höfe  ist  nicht  derselbe  geblieben.  Und  es  überhebt  selbst 
wenn  ein  Theil  der  Höfe  den  alten  Bestand  an  Seelen  hat,  also  dieselbe 
Antheilsquote  behält,  dieser  Umstand  nicht  die  Gemeinde  der  Not- 
wendigkeit, nicht  allein  das  übrige  Land,  sondern  das  gesammte  Acker- 
land —  mit  zufälligen  Ausnahmefällen  —  neu  zu  vertheilen,  resp.  neu 
umzuschätzen«  So  lange  das  Hecht  auf  Land  aufrechterhalten  wird,  ist 
eine  Arrondirung  in  Wirklichkeit  unmöglich;  das  Meiste,  was  in  dieser 
Beziehung  erreicht  werden  kann,  wäre  die  weitere  Ausbildung  der  so- 
genannten Schätzungstheilung.1) 

Dass  der  Flurzwang  zur  Zeit  im  Grossen  und  Ganzen  auch  dort 
noch  nicht  als  Fessel  gefohlt  wird,  wo  der  Uebergang  zu  rationelleren 
Wirtschaftssystemen  eine  Notwendigkeit  ist,  seine  Abschaffung  also 
zur  Zeit  keinen  Einfluss  auf  die  Wirthschaft  üben  würde,  ergiebt  sich 
aus  Folgendem. 

An  anderer  Stelle  haben  wir  der  speciellen  Vermessung  (seit  1858) 
in  den  kleinrussischen  Gouvernements  erwähnt,  die  u.  A.  die  im  grossen 
Maasse  in  Gemenglage  und  Flurzwang  befindlichen  Güter  (über  50  Dess.) 
zu  arrondiren  hatte.  Die  Arrondirung  ist  erfolgt,  der  Flurzwang  der 
gutsherrlichen  Güter  untereinander  und  des  Bauerlandes  mit  den  guts- 
herrlichen Gütern  beseitigt  Die  Prophezeihungen  über  den  nun  ein- 
tretenden Fortschritt  in  der  Bewirtschaftung  sind  aber  nicht  in  Er- 
füllung gegangen.  Vielmehr  ist  mit  geringen  Ausnahmen  dieselbe  Wirth- 
schaft geblieben.  Weiterhin  ist  es  eine  sehr  verbreitete  Erscheinung, 
dass  die  Gutsbesitzer  gegen  Arbeitstage  oder  Geld  den  umwohnenden 
Bauern  das  Recht  der  Weide  auf  ihrem  Brach-  und  Stoppelfeld  wie  auf 
der  Wiese  einräumen.  Das  praktische  Resultat  der  Abschaffung  des 
Flurzwangs  besteht  also  darin,  dass  die  Gutsbesitzer,  die  zum  allergrössten 
Theil  kein  rationelleres  Wirtschaftssystem,  wie  wir  gesehen,  eingeführt 
haben,  jetzt  eine  Einnahme  aus  dem  bäuerlichen  Weidegang  erzielen, 
der  vorher  entgeltlos  geübt  ward,  und  dass  ihr  Land  wenigstens  einige 
Düngung  durch  das  weidende  Vieh  erhält  Auf  diese  Thatsache,  die 
sich  in  Betreff  der  Gouv.  Tschernigow  und  zum  Theil  Poltawa  auf  best- 
beglaubigtes, durch  sorgfältige  statistische  Specialaufhahmen  ermitteltes 
Datenmaterial9)  stützt,  muss  ganz  besonderes  Gewicht  gelegt  werden,  um- 


»)  1.  c,  pag.  25—80. 

*)  Maiepiara  xjm  ok&hkh  seMeiraxi  yroxift  (Gouv.  Tschernigow),  Bd.  I  (Er. 
Tschernigow),  pag.  124—131,  186—137,  Bd.  II  (Kr.  Borsna),  pag.  5—8,  Beilage  Nr.  9, 
Bd.  III  (Kr.  Neshin),  pag.  121—122,  282  etc.,  Bd.  1Y  (Kr.  Nowosübkok),  pag.  85—36, 
55—56,  Bd.  V  (Kr.  Koseies),  pag.  48-52,  67,  68  (hier  wird  das  Urtbeil  wie  folgt  aus- 
gesprochen über  das  ganze  Gouyernement:  die  arrondirten  Besitzungen  zeigen  nicht  nur 
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somehr,  als  sie  in  der  bezüglichen  Literatur  bisher  nicht  gewürdigt 
ist  Mögen  die  Gegner  des  Gemeindebesitzes  diese  Thatsachen  in  Er- 
wägung ziehen.  Grundbesitzungen  unter  50  Dess.  und  auch  solche 
über  diese  Norm,  die  füglich  aus  dem  Flurzwang  nicht  ausgeschieden 
werden  konnten,  zeigen  mithin  auch  im  Allgemeinen  keinen  Unterschied 
in  ihrer  Bewirtschaftung  gegenüber  den  aus  dem  Flurzwang  befreiten 
Gütern.  Sodann  ist  es  vielfach  vorgekommen,  dass  Kosaken  mit  grösserem 
Grundbesitz  (c.  50  Dess.)  sich  für  ihre  Ausscheidung  sehr  eifrig  verwandten, 
um  nach  erreichtem  Ziel  mehr  Land  unter  den  Pflug  nehmen  zu  können 
—  also  Bückfall  in  eine  Raubwirthschaft,  deren  Resultat  (Erschöpfung 
des  Bodens,  Abnahme  der  Ernte)  sich  bereits  fühlbar  macht1)  Die 
Abschaffung  des  Flurzwanges,  resp.  die  Befreiung  der  Güter  von  dem 
Weiderecht  der  Bauern  hat  ihnen  wol  Vortheil  (freilich  nicht  den  von 
der  Vermessung  beabsichtigten)  gebracht,  wie  hervorgehoben  (Verpachtung 
der  Weide  auf  dem  Stoppel-  und  Brachfelde),  andererseits  aber  die  bäuer- 
liche Wirthschaft  geschädigt:  denn  wesentlich  aus  diesem  Umstände  (Ent- 
ziehung des  Weiderechts)  wird  der  Verfall  der  Viehzucht  in  vielen  Ge- 
meinden, z.  B.  des  Er.  Poltawa  im  gleichnamigen  Gouvernement,  denen 
die  Pachtung  solchen  Landes  zum  Weidegang  schwer  fallt,  erklärt3) 

Weiterhin:  Mehrfach  ist  bei  der  Vermessung  des  Bauerlandes  sogar 
der  Grundbesitz  der  einzelnen  Bauern  im  Dorf  aus  dem  Flurzwang  aus- 
geschieden und  in  gewissem  Maasse  arrondirt  Soweit  diese  Maassnahme 
überhaupt  eine  Wirkung  zu  Tage  gefördert  hat,  ist  sie  eine  bedauerliche: 
das  Brachfeld  wurde  auch  unter  den  Pflug  gebracht,  der  Boden,  dem 
keine  Erholung  gegönnt,  ward  erschöpft,  die  Ernteerträge  stetig  ab- 
nehmend, zu  wenig  Weide  für  das  Vieh,  Pfändungen  des  sich  verlaufenden 
Viehs,  Streitigkeiten  etc.  Sodann  die  für  den  Einzelnen,  namentlich  die 
Aermeren,  drückende  Ausgabe  und  Last  der  gesonderten  Viehhütong. 


nicht  das  Beispiel  besserer  landwirtschaftlicher  Technik,  sondern  bieten  „ein  Master 
dafür  dar,  wie  eine  Wirthschaft  nicht  sein  soll"),  auch  Beilage  Nr.  8:  Verpachtung  des 
Stoppel-  und  Brachfeldes  zur  Weide,  Bd.  VI  (Er.  Konotop),  pag.  21—28,  39—66  (aus- 
führlicher), Beilage  Nr.  8:  Verpachtung  des  Stoppel-  und  Brachfeldes  zur  Weide  an 
die  Bauern,  Bd.  VII  (Er.  Oster),  pag.  58  und  Beilage  Nr.  7,  Bd.  VIII  (Er.  StaroduH 
pag.  58-  60,  auch  in  Beilage  Nr.  8,  Bd.  IX  (Er.  Ssurash),  pag.  23  etc.,  Bd.  X  (Kr. 
Mgiin),  pag.  17,  33,  Bd.  XI  (Er.  Gluchow),  pag.  44-51,  68—70,  73—74  und  Beilage 
Nr.  9,  Bd.  XII  (Er.  Nowgorod-Ssewersk),  pag.  12,  33—39,  55  und  Beilage  Nr.  9,  Bd. 
XIII  (Er.  Ssosniza),  Beilage  Nr.  8,  Bd.  XIV  (Er.  Gorodna),  pag.  64—65,  Beilage 
Nr.  9.  —  Statistik  des  Gouv.  Poltawa,  Bd.  I  (Er.  Senkow),  Theil  II,  pag.  88,  39, 
47,  53,  Bd.  II  (Er.  Poltawa),  Abschnitt  II,  pag.  6—7,  61  etc.,  Bd.  III  (Er.  MirgorodV 
Abschnitt  II,  pag.  5,  Bd.  IV  (Er.  Lubny),  Abschnitt  II,  pag.  62,  67,  79—81,  227  etc.. 
Bd.  V  (Er.  Gadatsch),  Abschnitt  II,  pag.  45,  52-56. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Poltawa,  Bd.  II,  Abschnitt  II,  pag.  6—7,  Bd.  IV,  Ab- 
schnitt II,  pag.  7—8,  Marepiaau  xja  oitbhkh,  Bd.  VI,  pag.  22—23. 

»)  Statistik  des  Gouy.  Poltawa,  Bd.  II,  pag.  6. 
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Endlich  raffte  sich  die  Gemeinde,  um  der  steigenden  Calamität  zu  ent- 
gehen, auf  und  beschloss,  wozu  sie  beim  individuellen  Grandbesitzrecht 
keine  Rechtsbefugniss  hatte,  die  Wiedereinführung  des  Flurzwangs,  strenge 
Aufrechterhaltung  des  Brachfeldes  mit  genauer  Zeitbestimmung,  wann 
erst  das  Feld  aufgerissen  werden  darf,  unter  speciell  normirten  Straf- 
bestimmungen für  Uebertretungsfälle.1)  Mehrere  derartige  Fälle  sind 
beglaubigt  gemeldet  aus  den  Er.  Poltawa,  Mirgorod  und  Lubny  (Gouv. 
Poltawa).  Die  Resultate  sind  so  günstig,  dass  an  die  Wiederbeseitigung 
des  Flurzwanges  für  lange  Zeit  nicht  zu  denken  ist.  Vielmehr  sind  in 
den  letzten  Jahren  derartige  Beschlüsse,  die  in  der  ersten  Fassung  Lücken 
enthielten,  neu  und  strenger  formulirt  Die  Ernten  sind  wesentlich 
reicher  geworden,  der  Viehstand  hebt  sich  wieder,  Streitigkeiten  wegen 
Grenzverletzung  durch  das  Vieh  sind  verschwunden.1)  Vielfach  gelingt 
es  nun  freilich  der  Gemeinde  nicht,  einen  solchen  Beschluss  zu  Stande 

*)  Beispiele:  Die  Gemeinde  Pestschanskoje,  Er.  Poltawa,  erneuert  ihren  im  Jahre 
1880  die  Wiedereinführung  des  Flurzwanges  festsetzenden  Beschluss  im  Jahre  1882 
in  folgender  Art:  da  einige  Gemeindegenossen  in  Verletzung  des  Gemeindebeschlusses 
vom  25.  April  1880  aber  die  Belassung  von  jahrlich  einem  Viertel  des  Feldlandes  zur 
Gemeindebrachweide  diese  früher  als  festgesetzt  aufzupflügen  beginnen,  so  haben  wir 
mit  allgemeinem  Einverst&ndniss  zur  Ergänzung  obigen  Beschlusses  bestimmt,  dass 
das  Vieh  der  Gemeinde  auf  das  vor  dem  festgesetzten  Termin  (Ende  Juni)  aufgepflügte 
und  besäte  Land  der  Brachweide  aufzulassen  ist  In  der  Gemeinde  Baläskoje  werden 
vier  Vertrauensmanner  gewählt  mit  dem  Auftrag,  dass  sie  Landstücke  einzelner  Wirthe 
gegeneinander  austauschen,  auf  dass  bei  Theilung  des  Feldlandes  in  drei  gleiche  Theile 
jeder  gleichviel  in  jedem  Felde  habe,  auch  sollen  sie  darauf  achten,  dass  die  Brach- 
weide nicht  vorzeitig  aufgepflügt  werde.  Strafzahlung  im  Uebertretungsfälle  10— 
30  Rbl.  Ihren  Beschluss  über  die  Wiedereinführung  der  Gemeindebrachweide  mo- 
tivirt  die  Gemeinde  Wassfijewka  damit,  dass  das  Land  bereits  sehr  erschöpft  ist,  da 
es  seit  22  Jahren  nicht  unter  Brache  gewesen  ist,  Statistik  des  Gouv.  Poltawa,  Bd.  II, 
Abschnitt  n,  pag.  6—8.  Die  Gemeinden  der  Dörfer  Bogatschanskoje  und  Krotows- 
koje  (Er.  Mirgorod)  beschliessen  am  6.  Juni  1882:  vom  Jahre  1883  ab  ist  die  gemeine 
Brachweide  wiederherzustellen,  wie  sie  früher  bestanden,  <L  h.  in  allen  drei  Feldern; 
kein  Wirth  hat  das  Recht  die  Brachweide  zu  pflügen  oder  zu  säen,  widrigenfalls 
soll  ihn  Strafe  treffen  nach  Bestimmung  des  Wolostgerichts.  In  anderen  Fällen  wird 
dem  Gemeindealtesten  die  Pfändung  des  Pfluges,  Pferdes  etc.  der  Widersetzlichen 
aufgegeben,  Bd.  m,  Abschnitt  II,  pag.  6.  Auch  im  Er.  Lubny,  Bd.  IV,  Abschnitt  II, 
pag.  64—65.  Bei  diesen  Maassnahmen  hatte  die  Gemeinde  noch  eine  Schwierigkeit 
zu  lösen,  nämlich  die  Frage,  wie  die  Bauern  mit  geringfügigem  Grundbesitz  und 
ohne  Viehbesitz  zu  entschädigen  sind,  da  sie  ja  das  Weiderecht  auf  dem  Brachfeld 
nicht  ausüben  können.  Diese  Frage  wird  gewöhnlich  in  der  Weise  geregelt,  dass  die 
Zahl  des  aufzutreibenden  Viehs  nach  der  Grösse  des  Grundbesitzes  (pro  Dessfttine) 
normirt  wird.  Wer  kein  oder  weniger  Vieh  hat,  als  er  hiernach  auf  die  Weide 
schicken  darf,  kann  sein  Recht  einem  Genossen  —  gegen  Zahlung  etc.  —  abtreten, 
oder  die  Gemeinde  zahlt  ihm  eine  Entschädigung:  1  RbL  pro  Stück  Grossvieh,  das 
er  auftreiben  könnte.    Auch  Bd.  V,  Abschnitt  II,  pag.  45. 

*)  Statistik  des  Gouv.  Poltawa,  Bd.  II,  Abschnitt  II,  pag.  8,  Bd.  III,  Abschnitt  II, 
pag.  6—7. 
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zu  bringen  und  seine  Rechtskraft  aufrechtzuerhalten,  denn  es  herrschen 
ja  auch  hier  widerstreitende  Interessen.  Wo  dieses  Ziel  nicht  erreicht 
werden  kann,  finden  wir  vielfach  die  Eigentümlichkeit,  dass  mehrere 
Hauswirthe  sich  zusammenthun  und  —  sozusagen  —  eine  private  Flur- 
genossenschaft  gründen,  gemeinsam  einen  Hirt  miethen  etc.1)  Anderer- 
seits finden  sich  gar  Gemeinden,  die  ihre  Felder  derart  einrichten,  dass 
wenigstens  ein,  wenn  es  angeht  zwei,  selbst  alle  drei  Felder  so  mit 
den  Feldern  der  benachbarten  Gemeinde  in  ihrer  Bewirtschaftung  corre- 
spondiren,  dass  das  Brach-  und  Stoppelfeld  beider  Gemeinden  zusammen- 
hängend sind  und  vom  Vieh  beider  Gemeinden  gemeinsam  genutzt 
werden.9)  Ebenso  erhält  sich  mit  ganz  verschwindenden  Ausnahmen 
der  Flurzwang  auf  dem  bäuerlichen  individuellen  Grundbesitz  in  den 
nord-  und  südwestlichen  Gouvernements.8) 

Ziehen  wir  in  Betracht,  dass,  wie  bemerkt,  auch  auf  dem  Gross- 
grundbesitz seit  Abschaffung  des  Flurzwanges  —  mit  einigen  Aus- 
nahmen —  keine  Verbesserung,  vielmehr  durch  die  raubwirthschaftliche 
jährliche  Vergebung  des  Landes  ohne  Düngung  eine  Verschlechterung 
der  Bewirtschaftung  gegen  früher  eingetreten  ist,  indem  das  Brachfeld 
gekürzt  und  das  Land  nicht  überall  der  Düngung  durch  den  Weidegang 
des  bäuerlichen  Viehs  überlassen  wird,  und  dass  gar,  worauf  wir  oben 
hinwiesen,  die  unter  dem  Flurzwang  stehende  bäuerliche  Wirthschaft 
zumeist  besser  oder  vielmehr  weniger  schlecht  als  auf  den  grossen  Gütern, 
die  nicht  unter  diesem  Banne  stehen,  geführt  wird,  so  ergiebt  sich,  dass 
im  Grossen  und  Ganzen  der  Flurzwang  kein  Hinderniss  gewesen  ist  und 
auch  nicht  ist 

Es  lässt  sich  nun  aber  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  intelligenten 
Bauern,  durch  gute  Resultate  einer  Wechselwirthschaft  auf  dem  benach- 
barten Gross-  oder  Kleingrundbesitz  belehrt,  das  Vorteilhafte  einer  Um- 
wandlung des  althergebrachten  Wirtschaftssystems  einsehen  und  auch  die 
Mittel  hierzu  besitzen.  Aber  hieraus  bereits  den  Schluss  zu  ziehen,  dass 
der  Gemeindebesitz  mit  Flurzwang  solche  Bauern  von  der  Durchführung 
dieses  Planes  abhalte,  wäre  voreilig.  Denn  eine  wichtige  Vorfrage  ist 
noch  nicht  gelöst  Die  Billigkeit  der  Hütung  des  Viehs  in  Heerden  ist 
ein  so  bedeutungsvoller  Factor,  dass  der  durch  die  Mehrfelderwirthschaft 
zu  erzielende  Mehrertrag  —  zumal  in  den  ersten  Jahren  —  nur  in  Aus- 
nahmefällen die  Kosten  der  gesonderten  Hütung  decken  würde.  Solche 
Ausnahmefälle  finden  sich  in  der  Nähe  von  Städten,  Fabrik-  und  Handels- 
centren.   Und  hier  ist  von  wirklichen  Schäden  des  Flurzwanges,  von 

')  Siehe  auch  L  c,  Bd.  IV  (Kr.  Lubny),  Abschnitt  II,  pag.  40,  64,  70. 
*)  1.  c,  Bd.  IV,  pag.  64,  Bd.  V,  pag.  45. 

*)  AouaxH  bi  Kommhcchd  Hiuiep.  MocsoBCsaro  OtimecTBa  ceucKaro  xourikcna, 
Bd.  II  an  verschiedenen  Stellen,  viele  Angaben  in  der  Walujew'schen  Enqntte  etc. 
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einem  durch  ihn  hervorgerufenen  volkswirtschaftlichen  Verlust  zu 
sprechen  für  die  Zeitdauer,  wo  der  erste  Bauer  zuerst  den  Gedanken  fasst, 
jenen  Uebergang  zu  vollziehen,  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  an  welchem  die 
Gemeinde  auf  diesen  Plan  eingeht;  hierbei  wäre  aber  noch  der  Vortheil 
in  Betracht  zu  ziehen,  dass  dann  alle  Bauern  der  Gemeinde  diesen 
Fortschritt  vollziehen  müssen,  also  auch  diejenigen,  die  ohne  diesen 
Zwang  noch  bei  dem  alten  Wirthschaftssystem  geblieben  wären. 

Zum  Schluss  will  ich  noch  an  die  bekannte  Thatsache  erinnern,  dass 
in  Deutschland  der  Flurzwang,  der  gesetzlich  aufgehoben  ist,  in  der 
Stille  noch  vielfach  fortbesteht,  namentlich  bei  den  aus  der  Dreifelder* 
wirthschaft  hervorgegangenen  Fruchtwechselwirthschaften  mit  drei-,  sechs-, 
neunjährigem  Umtrieb.  „Im  mittleren  Deutschland"  —  schreibt  Pro- 
fessor Dr.  K.  Bücher1)  —  „kann  man  Gemeinfluren  sehen,  welche  wie 
ein  einziges  grosses  Gut  genutzt  werden  und  allen  billigen  Anforde- 
rungen moderner  Landwirtschaft  entsprechen.  Es  gilt  als  Ehrensache, 
für  den  einzelnen  Bauer,  nicht  etwa  Kartoffeln  in  das  Winterfeld,  Weizen 
in  das  Sommerfeld  zu  pflanzen.  Nach  der  Emdte  fallt  stillschweigend 
das  Stoppelfeld  der  ungeteilten  Weidenutzung  anheim.  Noch  heute 
bestimmt  in  den  Dörfern  zwischen  Taunus  und  Lahn  das  Feldgericht 
mit  dem  Dorfbürgermeister  über  den  Beginn  der  Saat  und  der  Heu- 
ernte, gebietet  im  Herbst  die  Abräumung  des  Brachfeldes  bis  zu  einem 
bestimmten  Termin  und  nimmt  den  säumigen  Wirth  in  Strafe." 

Es  liegt  die  Vermuthung  nahe,  dass  die  factische  Aufrechterhaltung 
des  Flurzwanges  der  althergebrachten  Gewohnheit,  der  sich  der  Bauer 
schwer  und  nur  langsam  entzieht,  zuzuschreiben  ist.  Doch  dieses  Mo- 
ment ist  nicht  das  einzige,  das  ausschlaggebende,  sondern  das  ökono- 
mische Interesse  der  gemeinsamen  Hütung  und  die  Beseitigung  des  Ver- 
treter des  bestellten  kleinen  Ackerlandes  durch  das  weidende  Vieh,  wie 
es  zahlreiche  Daten  auch  aus  den  Landstrichen  mit  individuellem  bäuer- 
lichen Grundbesitz  in  Bussland  bezeugen,  ist  von  grosser  Bedeutung. 
Dieses  Interesse  hat  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  unter 
den  Farmern,  denen  das  Land  individuell  zugemessen  wird,  vielfach  den 
Flurzwang  hervorgerufen.  In  einer  der  die  Welt  überfluthenden  Flug- 
schriften zur  Förderung  der  Einwanderung  finde  ich  folgenden  Passus:  „Es 
ist  eine  althergebrachte  Sitte  unter  Farmern,  in  den  Weidedistricten  das 
Vieh  während  des  Sommers  in  Heerden  weiden  zu  lassen  und  sie  des 
Nachts  in  kleinen  Höfen  einzupferchen.  Zwei  oder  drei  Knaben  können 
das  Vieh  und  die  Schafe  der  ganzen  Nachbarschaft  beaufsichtigen.  Auf 
diese  Weise  werden  nur  Zäune  für  einige  Aecker  in  der  Nähe  der  Häuser 
und  Ställe  nothwendig,  und  man  braucht  nicht  die  Felder,  auf  welchen 


l)  Laveleye-Bücher:  Das  Ureigenthum,  1879,  pag.  86—89. 
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das  Getreide  wächst,  alle  einzufrieden.    Man  spart  also  bedeutend  an 
Einzäunungen,  das  Weiden  des  Viehs  in  Heerden  kostet  wenig.1) 

Das  Vorgebrachte  soll  nur  zeigen,  dass  die  mit  soviel  Bestimmtheit 
ausgesprochene  Hoffnung,  die  Beseitigung  des  Flurzwangs  würde  all- 
gemein einen  Aufschwung  der  landwirtschaftlichen  Production  hervor- 
rufen, eine  trügerische  ist  Vielmehr  würde  er  nur  als  ganz  vereinzelte 
locale  Erscheinung  —  bei  den  gegebenen  allgemeinen  Bedingungen  — 
eintreten. 

Zum  Schluss  sei  noch  bemerkt,  dass  der  Flurzwang  auch  einen,  unter 
den  derzeitigen  Bedingungen  nicht  zu  unterschätzenden  wohlthätigen 
Einfluss  übt,  indem  er  den  Einzelnen  hindert,  in  kurzsichtigem  Egois- 
mus das  Brachfeld  zu  bestellen,  um  auch  auf  diesem  Felde  Früchte  zu  ge- 
winnen. Dass  Solches  beim  individuellen  Grundbesitzrecht  geschieht, 
haben  wir  soeben  gesehen.  Ebenso  mehrfach  im  Gemeindebesitz:  in  frucht- 
baren Landstrichen,  wo  seit  längerer  Zeit  keine  Umtheilung  stattgefunden 
hat,  der  Boden  gar  nicht  oder  sehr  spärlich  gedüngt,  daher  auch  wenig 
Vieh  gehalten  wird  und  deswegen  auch  wenig  Weide  erforderlich  ist,  der 
Flurzwang  dadurch  in  Vergessenheit  geräth,  wird  —  besonders  verbreitet 
im  Kr.  Kursk  wie  auch  in  anderen  Kreisen  dieses  Gouvernements,  wie 
auch  anderer  (Tambow)  —  erst  ein  kleineres,  dann  ein  grösseres  Stück  des 
Brachfeldes  aufgepflügt.  Es  wird  schliesslich  die  Dreifelderwirthschaft 
ganz  aufgegeben  und  zu  einer  vollen  Raubwirthschaft  zurückgekehrt  In 
dem  Kr.  Kursk  ist  alles  Feldland  bereits  in  26  Gemeinden  „buntes"  Feld, 
wie  diese  Raubwirthschaft  genannt  wird,  ein  Theil  desselben  in  111  Ge- 
meinden, während  121  Gemeinden  die  Dreifelderwirthschaft  mit  Flur- 
zwang aufrechterhalten,  dafür  aber  auch  Ernten  erzielen,  die  mit  denen 
der  anderen  Gemeinden,  wo  der  Boden  bereits  erschöpft  ist,  gar  nicht 
verglichen  werden  können,  wie  es  im  Bericht  heisst*)  Diese  auch  in 
anderen  Kreisen  beobachtete  Erscheinung  ist  besonders  lehrreich.  Hier 
ist  seit  der  Emancipation  keine  Umtheilung  vorgenommen,  die  Bauern 
erklären  sich  so  entschieden  gegen  jede  Ausgleichung  des  Grundbesitzes, 
dass  sie  eine  solche  als  Verletzung  wohlerworbenen  Eigentumsrechts 
erklären,  auch  hat  keine  Neuverloosung  stattgefunden,  weiterhin  besteht 
in  Wirklichkeit  kein  Flurzwang,  und  endlich  sieht  die  Gemeinde  unthätig 
dem  zu,  wie  einzelne  Landstreifen  und  gar  ganze  Landantheile  aus  einer 
Hand  in  die  andere  und  gar  in  fremde  Hände  übergehen,  das  Land  ge- 
langt also  wirklich  an  die  wirthschaftlich  Stärkeren!  —  und  bei  diesem 
f actischen  freien  Verfügungs-  und  Besitzrecht  ergiebt  sich  keine  Verbesse- 

')  „Minnesota,  dessen  Vorzüge  auf  dem  Gebiete  der  Landwirthschaft,  des  Han- 
dels und  der  Industrie",  herausgegeben  von  der  Staats -Einwanderangs -Behörde, 
St  Paul  1880,  pag.  23. 

*)  Statistik  des  Gout.  Kursk,  Bd.  I,  pag.  73—74. 
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rong,  sondern  eine  so  wesentliche  Verschlechterung  des  Wirthschafts- 
betriebes,  wie  sie  sich  beim  strengen  Gemeindebesitz  nirgends  ausgebildet 
hat  und  sich  wol  auch  nicht  ausbilden  kann.  Die  Rückkehr  zum  Flur* 
zwang  wäre  hier  ein  Fortschritt,  wie  auch  in  einem  weiten  Landstrich 
mit  erst  in  neuerer  Zeit  sich  weiter  verbreitender  Dreifelderwirtschaft, 
die  durch  Gemeindebeschluss  decretirte  Einführung  dieses  Wirtschafts- 
systems mit  dem  Flurzwang,  resp.  die  Ausdehnung  dieses  Zwanges  auch 
auf  die  entfernter  belegenen  Felder  an  Stelle  des  bis  dahin  herrschenden 
freien  Wirtschaftssystems,  d.  i.  der  Raubwirthschaft,  ein  grosser  Gultur- 
fortschritt  ist,  den  je  der  Einzelne  allein  nicht  gemacht  hätte,  an  dem 
er  früher  durch  Niemanden  und  durch  Nichts  behindert  war.  Solche 
Erscheinungen  sollten  beachtet  werden!1)  Und  zur  Vervollständigung 
des  Bildes  sei  noch  hervorgehoben,  dass  in  diesem  Gebiet  auf  dem 
Grossgrundbesitz  noch  vielfach  die  alte  rohe  Wirthschaft,  die  jährliche 
Vergebung  des  Landes  auf  Antheil,  herrscht,  solange  es  noch  Einiges 
trägt  und  Pachtliebhaber  sich  finden,  dann  werden  die  früher  durch 
diese  Aussaugung  ertraglos  gewordenen  und  daher  der  Buhe  überlassenen 
Landstücke  zur  Verpachtung  gebracht,  um  in  derselben  Weise  erschöpft 
zu  werden.  Dabei  gar  kein  Viehbestand  oder  nur  soviel,  als  zum  per- 
sönlichen Bedarf  auf  dem  Herrenhof  erforderlich  ist. 

Ueber  die  Wirkung  der  Zersplitterung  der  Grundstücke  im 
Gemeindebesitz  können  wir  uns,  mit  Hinweisung  auf  das  hierüber  bereits 
Gesagte,  kurz  fassen. 

Dieser  Factor  im  Gemeindebesitz  erweist  in  Wirklichkeit  vielfach 
empfindliche  Schäden.  Soweit  nach  dem  vorliegendem  Material  geurtheilt 
werden  kann,  ist  die  Breite  der  Landstreifen  verhältnissmässig  nur 
selten  eine  so  beträchtliche,  dass  der  Betrieb  ein  ungehinderter  ist.  Je 
schmäler  und  somit  auch  zahlreicher  die  Landstreifen,  um  so  schlimmer. 
Und  wir  finden  solche  Erscheinungen  auch  dort,  wo  das  Land  nicht  un- 
geeignet (lang  und  schmal  gestreckt)  abgegrenzt  ist 

Es  ist  vielfach  von  Anhängern  des  Gemeindebesitzes,  besonders  ein- 
gehend von  Professor  Possnikow,  der  Nachweis  versucht  worden,  dass 
dieser  Missstand  nicht  mit  dem  Wesen  des  Gemeindebesitzes  zusammen- 
hänge. Doch  nur  zum  Theil  mit  Recht!  Das  Zusammengedrängtwohnen 
in  grossen  Dörfern  liegt  freilich  nicht  im  Wesen  des  Gemeindebesitzes, 
aber  der  Aussiedelung  eines  Theiles  der  Bevölkerung  stellen  sich  beim 
Gemeindebesitz,  wie  wir  an  anderer  Stelle  gesehen  haben,  in  einer  Beziehung 
grössere,  wenn  auch  in  anderer  geringere  Schwierigkeiten  entgegen  als 
beim  individuellen  Grundbesitzrecht   Auch  soll  die  Bedeutung  der  That- 

3)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  VIII,  pag.  26—27,  Bd.  X,  pag.  41,  Sta- 
tistik des  Gouv.  Kursk,  Bd.  VI,  pag.  XXI-XXHI,  260,  373-876,  465-467,  Bd.  VII, 
pag.  VII— IX,  891  u.  flg.,  481-482.    Siehe  auch  Nachtrag. 
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sache  nicht  bestritten  werden,  dass  die  Bauern  darnach  streben  und 
vielfach  mit  Erfolg,  die  Gewannen  grösser,  also  die  Landstreifen  breiter 
herzustellen:  die  zunehmende  Düngung  verwischt  geringe  Unterschiede 
in  der  Bodenbeschaffenheit  und  gestattet  die  Zusammenlegung  von  Ge- 
wannen. Auch  stehen  wir  auf  dem  Boden  der  thatsächlichen  Verhältnisse» 
wenn  wir  die  Ansicht  aussprechen,  dass  mit  der  Erkenntniss  der  Schäden 
der  Zersplitterung  der  Landstücke  nicht  allein  die  Gewanne  grösser 
gemacht,  geringe  Unterschiede  durch  Quantität  ersetzt  werden,  sondern 
auch  die  von  uns  sogenannte  Schätzungs-Theilung  Verbreitung  finden  wird 
und  zwar  in  weiterer  Entwickelung  des  Princips  der  Ersetzung  der  quali- 
tativen Beschaffenheit  des  Bodens  durch  quantitative  Landzuschläge  und 
umgekehrt:  besondere  Güte  des  Bodens  durch  Verringerung  des  Areals. 
Aber  all'  die  geplanten  Arrondirungen  können  nicht  in  der  zu  wünschen- 
den Weise  durchgeführt  werden,  so  lange  das  Hecht  auf  Land  besteht, 
denn  jede  mühsam  erzielte  Arrondirung  wird  bei  der  nächsten  allgemeinen 
Umtheilung,  die  eine  andere  Ziffer  der  Landberechtigten  aufweist,  über 
den  Haufen  geworfen  werden  oder  kann  sich  wenigstens  nur  in  gewissen 
allgemeinen  Rahmen  (Gleichwertigkeit  grösserer  Landstücke  von  ver- 
schiedener Ausdehnung)  erhalten. 

Andererseits  müssen  wir  an  das  an  anderer  Stelle  (Seite  102—105)  Mit- 
geteilte erinnern,  dass  beim  individuellen  Grundbesitzrecht  in  den  klein- 
russischen wie  auch  in  den  süd-  und  nordwestlichen  Gouvernements  (mit 
vereinzelten  Ausnahmen,  zumal  im  nördlichen  Gebiet)  die  Zerstückelung  der 
Grundstücke  und  die  Breite  der  Parcellenstreifen  nicht  allein  dasselbe 
Bild,  wie  im  Gemeindebesitz,  sondern  vielfach  ein  weit  schlimmeres  zei- 
gen1), was  nicht  durch  eine  Neuverloosung  beseitigt  werden  kann,  wie 
es  im  Gemeindebesitz  üblich  ist 

Es  sei  noch  ausgesprochen,  dass  auch  die  Gemenglage  mit  dem 
Flurzwang  unter  Umständen,  die  bei  den  bestehenden  Verhaltnissen 
vielleicht  in  jeder  Gemeinde  eintreffen,  einen  wohlthätigen  Zwang  ausübt: 
sie  zwingt  auch  den  faulen,  verlotterten  Bauer,  rechtzeitig,  gleichzeitig 
mit  den  Genossen,  das  Feld  zu  bestellen,  die  Wiese  zu  mähen. 

Das  Recht  auf  Land  ist  weiterhin  ein  Factor,  der  die  Vornahme  von 
Familientheilungen  und  eine  weitgehende,  vielfach  zuweitgehende 
Zersplitterung  des  Grundbesitzes  fördert  Freilich  finden  wir,  wie 
mehrfach  gezeigt,  diese  beiden  Erscheinungen  zur  Zeit  im  individuellen 
bäuerlichen  Grundbesitz  in  kaum  geringerer  Entwickelung  und  Aus- 
dehnung, als  im  Gemeindebesitz.  Ein  wesentlicher  Unterschied  liegt  aber 
darin,  dass  beim  individuellen  Grundbesitz  Maassnahmen  getroffen  werden 


s)  Siehe  auch  die  soeben  citirten  ÄOKiajH  bi  Kommhccüd  Hxnep.  Mocs.  06m- 
cejt.  xo3.  no  Bonpopy  o  xyTopaxi,  Bd.  II  an  vielen  Stellen. 
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können,  die  jenen  Missstand  in  ökonomischer  und  socialer  Beziehung 
mildern  und  mit  Zunahme  der  Erkenntniss  desselben  unter  den  Bauern 
beseitigen,  während  beim  Gemeindebesitz  die  Ursache  tiefer  liegt,  und 
jene  Wirkung  ohne  Aufhebung  des  Rechts  auf  Land  überhaupt  nicht 
oder  nur  mit,  das  gesammte  ökonomische  und  moralische  Leben  der 
Gemeindegenossen  erschütternden  Gesetzen  beseitigt  werden  kann.  Dort 
handelt  es  sich  um  eine  tiefere  Verbreitung  der  Erkenntniss  seines  in- 
dividuellen Rechts,  die  dem  Hauswirth  Kraft  verleiht,  den  auf  Ab- 
theilung gerichteten  Wünschen  der  Söhne  erfolgreich  Widerstand  zu 
leisten,  und,  was  die  Theilung  des  Grundbesitzes  nach  dem  Tode  des 
Hauswirthes  anbetrifft,  um  eine  Beschränkung  der  Parcellirung,  wogegen 
freilich  Gegner  des  Gemeindebesitzes,  die  zumeist  Anhänger  des  freien 
individuellen  Verfügungsrechts  sind,  sich  aussprechen. 

Anders  stellt  sich  die  Frage  beim  Gemeindebesitz.  Hier  verlangt 
der  erwachsene  und  sich  verheirathende  Bauer  die  Ausscheidung  eines 
Theiles  des  in  väterlicher  Nutzung  befindlichen  Grundbesitzes,  nicht  auf 
Grundlage  des  Familienrechts,  des  gemeinsamen  Familieneigenthums  am 
Grundbesitz,  wie  die  Bauern  im  individuellen  Grundbesitz  der  bezeich- 
neten Landstriche  ihr  Grundbesitzrecht  auffassen,  sondern  auf  Grundlage 
seines  Gemeinderechts.  Als  Glied  der  Gemeinde  hat  er  das  Recht  auf 
Land,  und  er  erhebt  diesen  seinen  Anspruch  deswegen  beim  Vater, 
weil  dieser,  als  Jener  noch  Kind  war,  bei  der  letzten  allgemeinen  Um- 
theilung  den  entsprechenden  Landantheil  für  den  Sohn  empfangen  hat 
Man  kann  mir  nicht  entgegenhalten,  dass  Familientheilungen  auch  er- 
folgen, wo  der  Sohn  nach  der  letzten  allgemeinen  Umtheilung  geboren, 
er  also  nicht  bei  Bemessung  des  väterlichen  Landantheils  in  Berechnung 
gezogen  ist,  denn  das  ist  eine  Anomalie  im  Gemeindebesitz,  da  das 
Recht  auf  Land  nicht  verwirklicht  ist 

Somit  kann  beim  bestehenden  Gemeindebesitzrecht  eine  Verhütung 
zuweitgehender  Zersplitterung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  nicht  anders 
erfolgen  als  durch  ein  Reglementiren  der  Familientheilungen,  d.  h.  das 
Erreichen  jenes  ökonomischen  Zweckes  ist  nur  durch  ein  Eingreifen  in 
das  innerste,  moralische  Leben  des  Bauern  möglich.  Schon  diese  Ver- 
quickung gegensätzlicher  Elemente  ist  ungesund;  die  Notwendigkeit, 
diesen  Weg  zu  gehen,  ist  ein  gewichtiges  Moment  gegen  die  Beibehal- 
tung des  bestehenden  Rechts  auf  Land.  Solch  ein  Zwang  muss  mit  Zu- 
nahme der  geistig-sittlichen  Entwickelung,  des  Individualismus  sich  stetig 
empfindlicher  fühlbar  machen. 

Die  seit  der  Kaiserin  Katharina  II.  unternommenen  Versuche  der 
Staatsregierung,  den  Familientheilungen  einen  Damm  entgegenzusetzen, 
sind  erfolglos  gewesen.1)  Dasselbe  Schicksal  steht  aller  Wahrscheinlichkeit 

*)  Theil  I  meines  Werkes,  pag.  98,  siehe  auch  oben  pag.  217—218. 

v.  KeuBßler,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeindebesitzes.    III.  17 
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nach  dem  soeben  erlassenen  Gesetz  vom  18.  März  1886  bevor.  Wider 
Willen  des  Vaters  und  überhaupt  des  Hauptes  der  Familie  darf  die  Ge- 
meinde —  nach  diesem  Gesetz  —  eine  Theilung  nur  bei  erwiesener  Ver- 
mögensverschleuderung oder  unmoralischer  Führung  des  Familienhauptes 
gestatten.  In  solchen  Fällen,  wie  auch  wenn  das  Familienhaupt  der 
Abtheilung  zustimmt,  darf  die  Gemeinde  ihre  Genehmigung  nur  ertheilen, 
wenn  folgende  vier  Bedingungen  eintreffen: 

1)  eine  hinreichende  Veranlassung  zur  Theilung  vorliegt; 

2)  die  theilenden  Familien  eine  selbständige  Wirthschaft  fuhren 
können; 

3)  das  ihnen  gehörende  Gehöftland  eine,  zur  Errichtung  eines  neuen 
Gehöfts  nach  den  Regeln  des  Baustatuts  hinreichende  Ausdehnung  hat, 
resp.  es  sich  als  möglich  erweist,  hierzu  ein  entsprechendes  Landstück 
aus  dem  (ungetheilten)  Gemeindegehöftland  oder  aus  dem  Feldland  aus- 
zuscheiden, und  endlich 

4)  das  rechtzeitige  Entrichten  der  laufenden  Abgaben  und  Zahlungen 
durch  die  Familientheilung  nicht  gefährdet  wird. 

Trotz  aller  strengen  Gontrole,  die  durch  die  Circularvorschrift  des 
Ministers  des  Innern  v.  4.  April  18861)  den  Kreisbehörden  für  bäuerliche 
Angelegenheiten  aufgetragen  wird,  scheint  es  uns  kaum  einem  Zweifel 
zu  unterliegen,  dass  die  praktische  Wirksamkeit  des  Gesetzes  eine  äusserst 
geringe  sein  wird.  Es  wird  sich  als  unmöglich  erweisen,  erwachsene  und 
verheirathete  Personen  zu  zwingen,  in  der  durch  engstes  Beisammenwohnen 
noch  verschärften  Abhängigkeit  von  den  Eltern  und  gar  von  älteren 
Brüdern,  Oheimen  zu  wirtschaften.  Das  Streben  nach  ökonomischer 
Selbständigkeit  ergiebt  sich  neben  den  vielen  speciellen,  zur  Genüge 
angeführten  Ursachen,  aus  einer  ökonomischen  Erwägung,  auf  die  wir 
an  dieser  Stelle  Gewicht  zu  legen  haben: '  der  Jüngere  arbeitet  für  die 
Gesammtfamilie,  dem  Familienhaupt  steht  die  Verfügung  über  alles  Er- 
worbene zu,  während  der  Jüngere  nur  das  erhält,  was  für  ihn  und  seine 
an  Kopfzahl  erst  geringe  Theilfamilie  nach  dem  Ermessen  des  Familien- 
hauptes erforderlich  ist,  er  hat  kein  gesondertes  Einkommen,  falls  er 
solches  sich  nicht  etwa  durch  Unterschlagung  eines  Theiles  des  Neben- 
erwerbes betrügerisch  aneignet  Wird  gar  das  Brod  im  Hause  schmal, 
so  kann  er  sich  der  Erkenntniss  nicht  verschliessen,  dass  er  seine  Kinder 
nicht  sättigen  kann,  weil  der  Ertrag  seiner  Arbeit  auch  zur  Deckung 
der  Bedürfnisse  der  grösseren  Theilfamilie  des  Familienhauptes  verwendet 


*)  Das  neue  Gesetz  soll  auch  moralische  Wirkungen  zeitigen,  wie  es  im  Circular 
ausgesprochen  wird:  die  Autorität  des  Vaters  und  die  Grundlage  des  Familien- 
Verbandes,  die  durch  die  willkürlichen  Theilungen  untergraben  werden,  sollen  er- 
halten und  gestärkt  werden.  Mit  diesem  Zwangsmittel  ein  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  ganz  vergebliches  Bemühen! 
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wird,  dass  er  aber  durch  Abtheilung  von  der  Gesammtfamilie  für  seine 
Familie  vollständiger  sorgen  kann.  Fasst  er  nur  erst  aus  dieser  Erkennt- 
niss  den  Wunsch  und  den  Entschluss  zur  Abtheilung,  so  hat  er  auch  die 
Macht,  mögen  Gesetze  das  in  irgend  einer  Weise  hindern  wollen,  den  Ent- 
schluss durchzuführen.  Er  kann  in  so  vielerlei  Art  dem  Familienhaupt 
das  Leben  verbittern,  die  Wirtschaftsführung  erschweren,  dass  er  nicht 
nur  stets  die  Zustimmung  des  Familienhauptes  erreichen,  sondern  selbst 
dessen  Wunsch  zur  Theilung  auf  das  Stärkste  erregen  wird.  Ziehen  wir  in 
Erwägung,  dass  die  Gemeinde  das  ihr  bereits  seit  der  Emancipation  zu- 
stehende Recht  der  Entscheidung  über  Familientheilungen  fast  gar  nicht 
geübt  hat,  so  können  wir  uns  nicht  der  UebQrzeugung  verschliessen,  dass 
auch  in  Zukunft  die  Gemeinde  trotz  aller  behördlichen  Controle  den  Thei- 
lungen  wenig  Schwierigkeiten  bereiten  wird.  Und  wo  das  neue  Gesetz 
von  der  Gemeinde  in  aller  Strenge  gehandhabt  werden  sollte,  da  werden 
sich  die  Familien,  die  es  wirklich  wollen,  auch  ohne  Genehmigung  der 
Gemeinde  theilen  und  die  mit  solchen  Theilungen  verknüpften  Rechts- 
nachtheile,  d.  i.  die  solidarische  Haft  der  Getheilten  in  Betreff  der 
obliegenden  Zahlungen  (Art  8  des  Gesetzes)  über  sich  ergehen  lassen, 
da  diese  Last  ihnen  geringer  erscheinen  wird,  als  die  des  Beisammen- 
lebens und  der  wirtschaftlichen  Abhängigkeit  einerseits,  wie  der  erwähnten 
Nachtheile  für  das  Familienhaupt  andererseits.  In  diesem  Anlass  sei  an 
die  vielfach  beobachtete  Thatsache  erinnert,  dass  nach  erfolgter,  durch 
erbitterteste  Streitigkeiten  hervorgerufener  Familientheilung  sehr  bald  die 
verwandtschaftlichen  Gefühle  wieder  lebendig  werden  und  die  in  Feind- 
schaft geschieden  sind,  sehr  bald  einander  hilfreiche  Hand  gewähren  in 
den  vielen  Wechselfällen  des  Lebens,  so  dass  sie  sich  solidarisch  in 
gegenseitiger  Unterstützung  fühlen,  und  somit  die  vom  Gesetz  an- 
gedrohte gegenseitige  Haft  wol  überall,  wenn  wir  Ausnahmefalle  bei 
Seite  lassen,  bis  zu  einem  gewissen  Maasse  unter  den  Verwandten  be- 
reits vorhanden  ist 

Somit  werden  wir  zu  dem  Schluss  gedrängt,  dass,  so  lange 
das  Recht  auf  Land  in  Kraft  bestehen  bleibt,  der  Zersplitterung  des 
Grundbesitzes  kein  Damm  entgegengestellt  werden  kann,  der  nicht 
schlimmere  Wirkungen  zu  zeitigen  vermag,  als  die  Zersplitterung  des 
Grundbesitzes. 

Wir  haben  gesehen,  dass  das  Recht  auf  Land  derjenige  Factor  ist, 
der  einer  Beseitigung  der  ökonomischen  Schäden  des  Gemeindebesitzes, 
so  weit  es  sich  im  gegebenen  Falle  um  erhebliche  Fortschritte  im  land- 
wirtschaftlichen Betriebe  handelt,  hindernd  in  den  Weg  tritt:  das  zeigte 
sich  uns  bei  der  Behandlung  der  Wirkung  der  Umtheilungen,  insbeson- 
dere der  Entschädigung  für  bessere  Bestellungen  des  Landes,  bei  der  Be- 
handlung der  Frage  der  Beseitigung  der  Gemenglage  der  Grundstücke 

17* 
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und  endlich  bei  den  Familientheilungen  und  der  starken  Zersplitterung 
des  Grundbesitzes. 

Dieses  Recht  wirkt  endlich  noch  direct  schädigend  auf  den  landwirt- 
schaftlichen Betrieb  und  die  ökonomische  Lage  der  Bauern,  soweit  es 
zur  Verwirklichung  gelangt.  Wir  meinen  die  Schädigung  der  bestehenden 
Wirthschaften,  denen  eine  neue  Umtheilung  eine  Kürzung  der  Land- 
stelle hervorruft  und  die  dadurch  in  ihrem  Betriebe  gestört  werden.  Wie 
weit  hat  dieser  Factor  bereits  einen  die  bäuerliche  Wirthschaft  schä- 
digenden Einfluss  ausgeübt?  Hier,  wie  es  überhaupt  in  diesem  Kapitel 
über  die  ökonomischen  Wirkungen  des  Gemeindebesitzes  geschehen, 
haben  wir  die  Gemeinden  auszuschliessen,  die  durch  äussere  Umstände 
(Ueberlast  der  obliegenden  Zahlungen)  zur  Vornahme  häufiger  Umthei- 
lungen  gezwungen  sind  oder  mit  anderen,  etwas  weiter  greifenden  Worten: 
dort,  wo  der  Bauer  eine  Kürzung  seiner  Landstelle  wünscht,  kommt  der 
in  Bede  stehende  Factor  überhaupt  nicht  in  Betracht:  die  Erleichterung 
in  den  Zahlungen  ist  ihm  vorteilhafter  als  die  Nutzung  der  grösseren 
Landstelle.  Ebensowenig  hat  er  einen  Einfluss  dort  üben  können,1)  wo 
seit  langer  Zeit,  etwa  seit  der  Emancipation  oder  seit  der  Zeit,  von  wann 
ab  der  Bauer  den  Werth  des  Landes  höher  schätzt  als  die  obliegenden 
Verpflichtungen,  keine  allgemeine  Umtheilung  erfolgt  ist  Es  bleiben 
also  —  im  Grossen  und  Ganzen  —  diejenigen  Gemeinden  nach,  die  nach 
vielen  inneren  Zwistigkeiten  endlich  (zumeist  seit  1878)  eine  „Ausgleichung" 
des  Grundbesitzes  vorgenommen  haben:  hier  hat  ein  Theil  der  Wirthe 
unter  der  Kürzung  des  Grundbesitzes  wirklich  zu  leiden  gehabt,  d.  h.  ihre 
Wirthschaft  ist  mehr  oder  weniger  gestört  worden.  Diese  Störung,  resp.  Ver- 
lust ist  dort  weniger  empfindlich,  wie  bereits  an  anderer  Stelle  bemerkt, 
wo  Land  noch  zu  massigen  Preisen  zu  pachten  ist,  ein  Theil  der  Wirthe 
ihre  Landstellen  zu  vergeben  wünschen,  günstiger  anderer  Nebenerwerb, 
Hausindustrie  etc.  vorhanden  ist.  Und  umgekehrt:  wo  diese  Bedingungen 
fehlen,  dort  ist  der  Verlust  und  die  Störung  des  Wirthschaftsbetriebes 
ein  um  so  schwererer.  Es  sind  nun  aber,  soweit  sich  aus  den  Daten 
über  die  Pachtpreise  von  Land  und  die  Zahl  der  ihren  Landantheil  Ver- 
pachtenden in  der  landschaftlichen  Statistik  auf  jene  Lage  der  Dinge 
schliessen  lässt  (so  namentlich  im  Gouv.  Kursk,  aber  auch  in  einigen 
Theilen  der  Gouv.  Tambow,  Kasan  u.  a.),  gerade  diese  Landstriche,  in 
welchen  zumeist  noch  keine  allgemeine  Umtheilung  erfolgt  ist:  die  Gefahr 
eines  empfindlichen  Verlustes  hat  den  Widerstand  gestählt 

*)  In  einigen  wenigen  gemeldeten  Fällen  hat  ein  ökonomischer  Verlost  wo! 
stattgefunden  in  der  Art,  dass  die  Furcht  vor  einer  Umtheilung  Bauern  veranlasst 
hat,  mit  der  Düngung  zu  zögern,  das  Land  ungedüngt  bestellen,  um  den  Dünger 
sich  für  das  Feld  nach  der  Umtheilung  aufzubewahren.  Es  sind  mir  aber  nur  ver- 
einzelte Falle  aufgestossen,  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  IV,  pag.  13,  Bd.  V,  pag.  & 
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Endlich  wird  auch  auf  die  solidarische  Haft,  als  auf  eine  aus 
dem  Wesen  des  Gemeindebesitzes  sich  ergebende  Institution  hingewiesen 
und  die  schlimmen  ökonomischen  und  moralischen  Wirkungen  derselben 
dieser  Grundbesitzordnung  zugeschrieben.  Zu  dem  an  anderer  Stelle 
Vorgebrachten  haben  wir  hier  nur  zu  bemerken,  dass  der  Gemeindebesitz 
jene  Haft  nur  für  die,  dem  Grundbesitz  obliegenden  Zahlungen  verlangt, 
dass  aber  der  Staat  aus  praktischen  Gründen  der  Verwaltung  (Erleich- 
terung der  Steuererhebung,  grössere  Sicherheit  gegen  Rückstände)  sie  auf 
alle  Zahlungen  erweitert  und  ausgebildet  hat  Ihre  zerstörende  Wir- 
kung entfliesst  der  überhohen  Belastung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes. 
Wird  dieser  Missstand  durch  die  neuere  Steuerreform  wirklich  beseitigt, 
d.  h.  hat  erst  der  Grundbesitz  für  den  Bauer  einen  Werth,  so  verantwortet 
das  Besitzthum  selber  für  die  Zahlungen:  insoweit  Solches  aber  nur 
durch  Uebergabe  der  Landstelle  an  einen  Anderen  erreicht  werden  kann, 
treten  ganz  andere  Erwägungen  (Erhaltung  der  bestehenden  Haushal- 
tungen) in  Betracht,  auf  welche  wir  bei  der  Lösung  des  Problems  zu 
sprechen  kommen.  — 

Dass  die  Grundbesitzordnung  keinen  zur  Zeit  stark  hervortretenden 
Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Wirthschaftsbetriebes  ausübt,  dieser  hin- 
gegen sich  nach  dem  entscheidenden  Einfluss  anderer  Factore  gestaltet, 
zeigt  sich  deutlich,  wenn  wir  von  dem  oben  geschilderten  Landstrich  mit 
individuellem  Grundbesitz  weiter  nach  Norden  und  Nordosten  vorrücken, 
wo  Gemeindebesitz  besteht  Eingehendes  Material  über  die  einschlägigen 
Fragen  finden  wir  in  Betreff  einer  grösseren  Zahl  von  Kreisen  des  Gouv. 
Kursk.  Der  Vergleich  mit  diesem  Gebiet  wird  um  so  lehrreicher,  als 
das  individuelle  Grundbesitzrecht  (in  den  kleinrussischen  Gouvernements) 
und  der  Gemeindebesitz  (im  Gouv.  Kursk)  nicht  allein  räumlich  an  ein- 
ander grenzen,  sondern  im  letztgenannten  Gouvernement  sehr  viel  Bauer- 
land (in  einigen  Kreisen  mehr  denn  die  Hälfte)  im  individuellen  Grund- 
besitz (der  sogenannten  Einhöfler)  steht,  der  Gemeindebesitz  also  unter 
dem  Einfluss  des  individuellen  Grundbesitzrechts  steht 

Die  beiden  westlichen  Kreise  Putiwl  und  Rülsk  schliessen  sich  an 
das  Gouv.  Tschernigow,  und  insbesondere  an  die  oben  behandelten  Kr. 
Oluchow  und  Borsna,  und  in  schmaler  Grenze  (im  Süden)  auch  an  das 
Gouv.  Poltawa.  Auf  den  Landgütern  finden  wir  hier  dieselbe  Wirthschaft 
vorherrschen,  wie  dort:  das  Vergeben  des  Landes  vornehmlich  auf  eine 
Saat  und  vielfach  in  kleinen  Stücken;  ein  grosser  Fortschritt  ist  es,  wenn 
das  Land  in  grösseren  Stücken  Gemeinden  auf  längere  Zeit  verpachtet 
wird,  resp.  die  Bauern  eine  gewisse  Sicherheit  haben,  das  Land,  wenn  auch 
zu  steigendem  Preise,  weiterhin  zu  behalten.1)  Auf  dem  Grossgrundbesitz 

*)  Statistik  des  Gouv.  Kursk,  Bd.  VI,  pag.  260,  373-376,  466-467,  Bd.  VII, 
pag.  391  etc.,  481—482.  Die  Wirthschaft  auf  den  Gütern  wird  freilich  vielfach,  zumal 
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also  der  grösste  „Wechsel  im  Besitz",  d.  h.  in  der  Nutzung  der  Land* 
stttcke,  während  auf  dem  Bauerlande  hier  seit  der  Emancipation  kein 
Wechsel  der  Landstücke  stattgefunden  —  mit  Ausnahme  weniger  Ge- 
meinden, die,  noch  nicht  zur  Düngung  übergegangen,  die  Verschieden- 
artigkeit  des  Bodens  nicht  anders  als  durch  Neuverloosung  der  Land- 
streifen auszugleichen  vermögen,  sowie  noch  einiger  Domänengemeinden, 
in  zwei  Wolosten,  die  in  den  letzten  Jahren  eine  neue  allgemeine  Um- 
theilung,  die  erste  seit  der  Emancipation,  durchgeführt  haben.  Dabei  be- 
obachtet man  in  der  bäuerlichen  Wirthschaft  im  Gemeindebesitz  einen  ge- 
wissen Fortschritt:  einerseits  findet  die  Düngung,  der  früher  fast  nur  das 
Gehöftland  unterlag,  stetig  mehr  Verbreitung,  die  jedoch  im  Mangel  an 
Vieh,  in  der  zu  grossen  Entfernung  der  äusseren  Felder  eine  Grenze 
findet,  und  es  sei  auf  Grund  der  Aussagen  befragter  Bauern  hervor- 
gehoben, dass,  sowie  mit  der  Düngung  begonnen  wird,  Neuverloosungen 
ausdrücklich  abgeschafft  werden  (diese  erweisen  sich  dann  auch  als  über- 
flüssig, da  geringe  Ungleichartigkeiten  des  Bodens  durch  die  Düngung 
verschwinden).  Andererseits  wird  immer  mehr  Land  in  das  System  der 
Dreifelderwirthschaft  gebracht  und  damit  der  Raubwirthschaft,  der  lang- 
jährigen ununterbrochenen  Nutzung  entzogen,  welcher  Fortschritt  jedoch 
eine  Grenze  in  der  ungeeigneten  Abgrenzung  des  sich  in  schmalen 
Streifen  hinstreckenden,  aus  vielen  gesonderten  Stücken  bestehenden 
Landes  findet1)  In  der  bäuerlichen  Wirthschaft  im  Gemeindebesitz,  die 
der  der  Einhöfler  nicht  nachsteht,  also  einiger,  wenn  auch  geringer 
Fortschritt  in  der  Bestellung,  auf  den  gutsherrlichen  Gütern  aber  im 
Grossen  und  Ganzen  die  rohe  Wirthschaft  des  jährlichen  Vergebens  des 
Landes  und  zwar  auf  Antheil  oder  gegen  die  Bestellung  anderen  Landes 
für  den  Herrn  (also  in  der  Art  der  Frohnwirthschaft)  oder  gegen  Geld, 
wie  sie  ja  auch  sonst  vielfach  herrscht. 

Der  Process  der  beginnenden  und  sich  verbreitenden  Düngung  mit 
Abschaffung  der  Neuverloosungen,  wo  diese  üblich  gewesen,  wie  die  Ein- 
beziehung von  mehr  Feldland  in  das  System  der  Dreifelderwirthschaft 
ist  die  Signatur  des  Wirtschaftssystems  im  Gebiet  der  Schwarzerde  und 
Steppe,  wenn  auch  einerseits  dieser  Process  in  manchen  Landstrichen 
noch  nicht  begonnen,  in  anderen  aber  bereits  die  Notwendigkeit  zu 
intensiverer  Bestellung  erkannt  ist,  aber  dieser  Schritt  aus  Mangel  an 
Kenntnissen  und  Mitteln  weder  auf  dem  Bauerland  noch  —  im  Grossen 


im  Kr.  Putiwl,  durch  die  Gemenglage  mit  Bauerland  erschwert  Siehe  Nachtrag  am 
Schleus  des  Werkes.  Das  Grundbesitzrecht  hat  sich  hier,  wie  au  anderer  Stelle 
bemerkt,  so  fest  ausgebildet,  dass  von  den  Bauern  das  Aufwerfen  der  Frage  einer 
neuen  allgemeinen  Umtheilung  als  Verbrechen,  als  Versuch  der  Verletzung  des 
Eigentumrechts  gebrandmarkt  wird. 

')  1.  c,  Bd.  VI,  pag.  XXI- XXm,  Bd.  VII,  pag.  VH-IX. 
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und  Ganzen  —  auf  dem  Grossgrundbesitz  gethan  wird.  In  jenem  Process 
übt  die  „Unsicherheit  des  Besitzes"  noch  keinen  Einfluss,  vielmehr  schützt 
der  sich  auch  auf  das  entferntere  Land  erstreckende  Flurzwang  (durch 
Einführung  der  Dreifelderwirtschaft)  den  Boden  vor  der  bisher  üblichen 
Erschöpfung  durch  langjährige  ununterbrochene  Nutzung  und  übt  daher 
einen  wohlthätigen  Zwang  auf  die  Einzelnen,  die  sonst  bei  der  alten 
Raubwirthschaft  verblieben  wären.  In  diesem  Process  des  Fortschritts 
war  der  energische,  kluge  Bauer,  der  zuerst  und  allein  den  Gedanken  zur 
Durchführung  dieses  Wirthschaftsplanes  gefasst  hatte,  in  keiner  Weise 
durch  die  Gemeinde  behindert  gewesen,  denn  das  entferntere  Land 
unterlag  keinem  Flurzwang  und  ward  auch  meist  nur  in  längeren  Zeit- 
räumen neuverloost,  wo  solches  überhaupt  noch  stattfand.1)  Auch  zu 
weiteren  Fortschritten  besteht  hier  kein  Hinderniss,  denn  in  diesem 
Landstriche  findet  —  mit  den  angeführten  Ausnahmen  —  keine  „Aus- 
gleichung des  Grundbesitzes4'  und  keinerlei  Wechsel  desselben  statt 

Die  Düngung  ist  in  diesen  Landstrichen  noch  eine  ungemein  schwache 
trotzdem,  dass  keinerlei  Besitzwechsel  mehr  erfolgt.  Andererseits  findet 
sich  aber  in  den  nördlicher  belegenen  Gouvernements  mit  geringerer  natür- 
licher Ergiebigkeit  des  Bodens  und  bei  Vornahme  von  Umtheilungen 
eine  erheblich  stärkere  Düngung  und  überhaupt  eine  bessere  Bestellung 
des  Bauerlandes  als  hier  —  mit  der  auch  hier  sich  zeigenden  Ausnahme 
der  zuweit  belegenen  Landstücke.  Also  eine  erheblich  bessere  Bestellung 
als  die  oben  geschilderte  im  Gouv.  Tschernigow  und  in  den  behandelten 
Kreisen  Poltawas  beim  individuellen  Grundbesitzrecht,  wo  die  dringendste 
Nöthigung  besserer  Bestellung  vorliegt,  wenigstens  einer  solchen  Bestellung, 
wie  sie  in  den  nördlichen  Gouvernements  im  Gemeindebesitz  üblich  ist. 

Wir  begnügen  uns  mit  diesen  Beispielen,  wenn  wir  sie  auch  mit 
einer  überwältigenden  Fülle  von  Daten  aus  allen  Theilen  des  Reichs 
vervollständigen  können.  Wir  unterlassen  es,  da  die  Thatsache  allgemein 
anerkannt  und  auch  von  Gegnern  des  Gemeindebesitzes  nicht  in  Abrede 
gestellt  wird,  dass  die  Wirtschaft  auf  dem  Grossgrundbesitz  —  mit 
verhältnissmässig  geringen  Ausnahmen  —  in  derselben  primitiven  Weise 
geführt  wird  wie  auf  dem  Gemeindelande,  überall  über  die  Unrentabilität 
der  Landwirtschaft  geklagt  wird  und  man  noch  nicht  —  auch  nicht 
annähernd  —  die  seit  der  Emancipation  gestellte  Frage  gelöst  hat, 
welches  Wirtschaftssystem  nach  den  derzeitigen  Bedingungen  je  in  den 
verschiedenen  Landstrichen  das  beste  oder  doch  das  verhältnissmässig 
geeignete  ist2)    Dasselbe  Bild  zeigt  der  individuelle  bäuerliche  Grund- 

*)  So  auch  im  Gouv.  Tambow. 

*)  Ausser  den  vielen  angegebenen  Schriften  in  diesem  Theile,  wie  auch  im 
II.  Theil,  Hälfte  I,  siehe  K.  Kawelin:  OtimsHBoe  aemeMajime,  pag.  19.  A.  üepenei- 
xrhi:  0  coBpeMeHHOM*  TjixejOMi  nojozemH  pyccsaro  seiueBiaxiHU  h  o  hboÖxoää- 


—    264    — 

besitz  sowol  in  den  Landstrichen,  wo  er  alleinherrschend  ist,  als  auch 
in  denjenigen,  wo  er  von  Gemeindebesitz  umgeben  ist. 

Somit  gelangen  wir  zu  dem  Schluss,  dass  die  Wirkung  der  Grund- 
besitzordnung (ob  individueller  oder  Gemeindebesitz)  zur  Zeit  noch  voll- 
ständig in  den  Hintergrund  tritt  gegenüber  der  Gesammtwirkung  der 
ökonomischen  und  socialen  Bedingungen.  Das  lässt  sich  vielfach  bis  in 
das  Einzelne  verfolgen.  So  lässt  sich  z.  B.  auch  die  Raubwirthschaft 
der  „bunten"  Felder  in  keinerlei  Weise  in  Zusammenhang  mit  dem  Ge- 
meindebesitz bringen,  denn  wir  finden  sie  nicht  allein  hier,  sondern  auch 
im  individuellen  bäuerlichen  Grundbesitz  der  beiden  genannten  Gou- 
vernements (nach  Beseitigung  des  Flurzwanges)  und  zwar  dort,  wo  die- 
selben Ursachen  vorliegen:  starkes  Steigen  der  Pachtpreise  und  sehr 
geringer  Grundbesitz.  Die  Noth  der  Gegenwart  lässt  nicht  die  Sorge 
um  die  Zukunft  aufkommen. 

Wir  haben  noch  einen  Schritt  weiter  zu  thun.  Nicht  allein  ist  zur 
Zeit  die  Grundbesitzordnung  kein  irgend  wie  erheblicher  Factor  in  Be- 
treff der  Art  und  Güte  des  landwirtschaftlichen  Betriebes,  der  vielmehr 
durch  die  anderen  Bedingungen  bestimmt  wird,  sondern  sie  hat  bisher 
keinen  erheblichen  Einfluss  auf  die  Gonfiguration  des  ökonomischen  und 
socialen  Baues  der  bäuerlichen  Bevölkerung  hervorgerufen.  Selbst  die 
in  neuerer  Zeit  sich  ausbildende  (S.  103)  Zersplitterung  des  individuellen 
bäuerlichen  Grundbesitzes  mit  der  Entstehung  der  „Landlosigkeit"  einer- 
seits und  der  Zusammenhäufung  andererseits  findet  ihre  vollständige  Ana- 
logie in  der  im  letzten  Jahrzehnt  in  steigender  Progression  sich  zeigenden 
Zunahme  des  Aufgebens  erst  einzelner  Landstreifen,  dann  der  ganzen 
Wirthschaft  mit  und  endlich  ohne  Beibehaltung  des  Gehöftlandes  und 
zuletzt  der  Hausstätte  einerseits  und  der  Zusammenpachtung  von  Land- 
antheilen,  die  vielfach  selbst  als  „Kauf"  bezeichnet  wird,  andererseits.  So 
wird  es  selbst  für  den  Sachverständigen  vielfach  unmöglich,  aus  der  Ta- 
belle über  die  Vertheilung  (effective  Nutzung)  des  Landes  zweier  Dörfer, 
von  welchen  das  eine  im  Gemeindebesitz,  das  andere  im  individuellen 


wocth  H3M&SHTB  cymecrByDnüft  cnocofe  Bexenta  xo&slcTBa  1885,  herausgegeben  von  der 
Moskauer  Kaiserlichen  landwirtschaftlichen  Gesellschaft,  K.  Toiobehi:  Cencsoe 
xomöctbo  bi>  Poccin  nocifc  ocBO<5o*Äema  KpecraiHi  im  Pyccsift  B&cthhki  1886, 
Bd.  V,  pag.  126—187.  G.  HlapanoBi:  MojoseMejbe  käk*  peayjtMarB  HeHopxajBHH» 
OTHomeeifi  Tpyja  kt»  B03HarpaxAeBiD  bi  KpecTwmcKOM*  xo&höctb'b  (Vortrag,  gehalten 
in  der  Moskauer  Landwirtschaftlichen  Gesellschaft),  pag.  25  etc.,  Derselbe:  Eyaym- 
hoctb  KpeerwracKaro  xosaficTBa,  Moskau  1882.  Fürst  A.  Wasailtschikow:  Genciü 
6urb  h  cencsoe  xosxhctbo  b*l  Poccia,  St  Petersburg  1881,  insbesondere  pag.  98— 
123.  H.  HoBOcencsifi:  CpejCTBa  Kt  noxBeify  npOHSBOXHTe&HHXi  chjtb  Poccis,  St 
Petersburg  1883,  pag.  143  u.  flg.;  der  Artikel  KpecTuracKoe  ä*io  b  ero  nocTaHOBia 
im  Pyccsift  B4cthhki,  1880,  Bd.  VTII,  insbesondere  pag.  490—499,  und  eine  Reihe 
anderer  Schriften. 
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Grundbesitz,  allein  zu  entscheiden,  welches  Dorf  diese  und  welches  jene 
Grundbesitzordnung  aufweist  Die  Differenziirung  in  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung,1) bedingt  durch  die  Verschiedenheit  der  moralischen  und  öko- 
nomischen Kräfte,  vollzieht  sich,  soweit  erkennbar,  in  beiden  Grund- 
besitzarten in  dem  gleichen  Tempo. 

Auch  das  letzte  Charakteristikum  im  social-ökonomischen  Bau  des 
Gemeindebesitzes,  das  Ausgehen  auf  Arbeit  in  grösserer  Entfernung 
Seitens  eines  bedeutenden  Bruchtheils  der  Bevölkerung  der  Gemeinde,  da 
das  eigene  Land  und  die  Nachbarschaft  nicht  alle  Arbeitskräfte  absorbiren, 
zeigt  sich  in  derselben  Art  auch  in  den  beiden  kleinrussischen  Gouverne- 
ments.2) 

Von  Gegnern  des  Gemeindebesitzes  wird  dieser  Grundbesitzordnung 
mit  der  aus  ihr  fliessenden  Uebermacht  der  Gemeinde  ein  schlimmer 
Einfluss  auf  den  Charakter  des  Bauern  (Unterdrückung  der  Persönlichkeit, 
des  Unternehmungsgeistes,  der  Initiative  etc.)  zugeschrieben.  Wie  wenig 
dieser  Factor  zur  Wirksamkeit  gelangt  ist,  ergiebt  sich  schon  daraus, 
dass  unter  all  den  zahlreichen  Völkerstämmen  Russlands  es  der  gross- 
russische Bauer  ist,  der  sich  durch  Gewandtheit,  Unternehmungsgeist, 
Findigkeit,  geistige  Regsamkeit  etc.  vor  allen  anderen  auszeichnet. 

Das  Schlusswort  unserer  Untersuchung  hat  somit  wie  folgt  zu 
lauten:  Der  Gemeindebesitz  ist  kein  allgemein  wirkender  Factor,  der  die 
bäuerliche  Wirthschaft  schädigt  und  sie  auf  dem  bestehenden  niederen 
Stande  ihrer  Entwickelung  erhält;  diese  Wirkung  zeigt  sich  jedoch 
localiter  unter  besonderen  Bedingungen,  wenn  auch  zur  Zeit,  soweit  auf 
Grund  des  vorliegenden  positiven  Materials  geurtheilt  werden  kann,  ver- 
hältnissmässig  nur  selten  und  zum  Theil  nur  auf  kurze  Zeit,  d.  h.  bis 
die  Gemeinde  für  die  Beseitigung  der,  Einzelne  in  ihrem  geplanten  öko- 
nomischen Fortschritt  hindernden  Schranken  gewonnen  wird.  Ein  je  viel- 
gestaltigerer Fortschritt  aber  in  Zukunft  geplant  wird,  was  von  der  zu- 
nehmenden geistig-sittlichen  Bildung  und  der  ökonomischen  Kraft  abhängt, 
um  so  mehr  wird  der  Gemeindebesitz  in  seiner  bisherigen  Gestaltung 
und  insbesondere  mit  dem  Recht  auf  Land  dieses  Streben  der  Einzelnen 


*)  Reiches  Material  hierüber  bieten  die  genannten  zahlreichen  B&nde  der  land- 
schaftlichen Statistik;  siehe  auch  die  Studie  von  K.  Golowin  (aus  den  Materialien 
der  Senatorenrevision  der  Gouv.  Ssamara  und  Ssaratow):  KpecruiHCKoe  seMje&iaAiHie 
bi>  MfijTb  HHsoBHXi  ryoepHiflxt  im  PyccKifi  BfccTHHKi,  1883,  Bd.  VI,  pag.  385—424, 
Oiepui  o6m.  semeiuax.  in  den  Ore*.  3an.  1882,  Bd.  IV,  pag.  330  u.  flg.  (anonym). 

*)  Die  oben  bezeichneten  Bände  der  landschaftlichen  Statistik  Tschemigows 
und  Poltawas;  eine  Specialstudie  und  lebensvolles  Bild  des  Wandergewerbes  etc.  in 
zwei  typischen  Kreisen  des  Gouv.  Tschernigow:  Borsna  (fast  rein  landwirtschaftlicher 
Kreis)  und  Nowosübkow  (mit  grösserer  Entwickelung  des  Fabrikwesens  und  der  Ge- 
werbe) bietet  IL  HepBHHCKifi:  3E0H0XHiecKiji  CMTama  in  der  OrenecTB.  3anncKV, 
1880,  Bd.  VI,  pag.  417—456  und  Bd.  VII,  pag.  71—116. 
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schwächen  und  hiermit  ein  Aufblühen  der  bäuerlichen  Wirthschaft  hemmen. 
Das  Recht  auf  Land  schädigt  an  sich  den  Wirthschaftsbetrieb,  indem 
es  den  Landantheil  kürzt. 

Eine  letzte  Bestätigung  dieses  Urtheils  zeigt  das  Verhalten  der 
Bauern  selbst  zum  Gemeindebesitz:  hat  der  Uebergang  zum  individuellen 
Grundbesitz,  resp.  das  Ausscheiden  Einzelner  mit  ihrem  Grundbesitz  aus 
dem  Gemeindebesitz,  wie  wir  oben  gesehen,  nur  äusserst  selten  statt- 
gefunden, so  liegt  die  Ursache  dieses  Schrittes,  soweit  sie  sich  ermitteln 
lässt,  nicht  in  der,  aus  dieser  Grundbesitzordnung  je  nach  Lage  der 
localen  Bedingungen  sich  ergebenden  grösseren  oder  geringeren  wirth- 
schaftlichen  Beengung  des  Einzelnen.  Werden  exceptionelle  Fälle  — 
wir  haben  oben  den  Charakter  solcher  Fälle  gekennzeichnet  —  bei  Seite 
gelassen,  so  bleiben  die  Genossen  nach  wie  vor  in  Gemenglage,  in  Flur- 
zwang, und  es  werden  selbst  je  nach  Lage  der  Dinge  Neuverloosungen 
vorgenommen,  also  selbst  Wechsel  des  Besitzes! 

Zu  einer  andersartigen  Bekräftigung  unserer  Ansicht  verweisen  wir 
auf  die  analogen  Einrichtungen  in  einigen  Landstrichen  Westeuropas. 
In  der  Schweiz,  in  Baden,  Hohenzollern,  Württemberg  und  Hessen  (auch 
in  Mittel*  und  Unterfranken)  finden  sich  in  zahlreichen  Gemeinden  pe- 
riodische Verlockungen  von  Ackerstücken,  sehr  weitgehende  Parceüirung, 
wie  sie  in  Russland  kaum  zu  finden  ist,  Gemenglage  derselben  und  viel- 
fach auch  Flurzwang.  Es  sind  dieses  die  Allmendäcker,  d.  h.  mark- 
genossenschaftliches Feldland,  das  den  Gemeindegenossen  zur  zeitweiligen 
Nutzung  überlassen  wird.  In  seiner  ausgezeichneten  Studie  über  die 
„Allmenden  im  südwestlichen  Deutschland"  gelangt  Professor  K.  Bücher1) 
zu  folgendem  Schluss:  „Im  Allgemeinen  unterscheiden  sich  die  süd- 
deutschen Allmenden  in  Bebauung  und  Düngung  fast  gar  nicht  vom 
Privatlande,  besonders  wo  sie  auf  Lebenszeit  verliehen  werden  und  wo 
zweckmässige  Ortsstatuten  bezüglich  der  Düngung,  der  Ueberwachung 
des  Anbaues  und  der  Entschädigungspflicht  der  „Ablöser"  in  Kraft  sind. 
Wo  periodische  Verloosungen  mit  kurzen  Fristen  noch  gebräuchlich 
sind,  lässt  freilich  die  Instandhaltung  der  Allmendf eider  viel  zu  wünschen; 
aber  dieses  Herkommen  besteht  nur  noch  vereinzelt  und  wird  wol  mit 
der  Zeit  überall  abgeschafft  werden."  Die  Umtheilungen  erfolgen,  wenn 
nicht  auf  Lebenszeit,  zumeist  auf  10,  15,  20  Jahre.  Auf  diesen  Aeckern 
wird  nicht  allein  Getreide  bestellt,  sondern  auch  Gartengewächse,  Flachs, 
Tabak  und  andere  Handelsgewächse,  die  eine  sorgfältige  Cultur  bean- 
spruchen. Noch  günstiger  lautet  das  Urtheil  E.  v.  Laveleye's*)  über  die 
Wirthschaft  auf  den  Allmendäckern  in  der  Schweiz:  „sie  ist  überall 
trefflich."    Auch  im  nördlichen  Apennin,  insbesondere  im  Herzogthum 

')  Layeleye-Bücher:  Ureigenthum,  pag.  228. 
f)  L  c,  pag.  145,  253,  362. 
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Modena,  finden  sich  Allmendäcker,  die  periodisch,  vielfach  alle  fünf 
Jahre  unter  die  Gemeindegenossen  vertheilt  werden.  Es  wird  Ober  eine 
schlechte  Bewirtschaftung  nicht  geklagt  Ebenso  haben  sich  periodische 
Umtheilongen  der  Gemeindeäcker  in  manchen  Gemeinden  Belgiens  er- 
halten, die  gut,  in  einigen  Gemeinden  jedoch  die  auf  kurze  Zeit  ver- 
gebenen Stücke  weniger  gut  bestellt  werden. 

Es  darf  jedoch  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  die  Nutzniesser  der 
Allmendäcker  grösstenteils  auch  im  Besitz  von  eigenen,  erheblich  aus- 
gedehnteren Aeckern  sich  befinden;  die  Allmendäcker  tragen  für  sie  nur 
den  Charakter  einer  Zugabe  zu  dem  eigenen  Lande.  Wir  betonen  diesen 
Umstand,  da  wir  der  Meinung  sind,  dass  die  gewohnte  Bewirthschaftung 
des  eigenen  Feldes  leicht  auf  das  zeitweilige  Nutzland  übertragen  wird. 
Diejenigen,  die  keine  eigenen  Aecker,  sondern  nur  diesen  Allmendäcker 
haben,  schliessen  sich  den  üblichen  Wirthschaftsmethoden  an. 

Jedenfalls  zeigen  diese  angedeuteten  Beispiele,  dass  ein  tüchtiger 
Geist  und  höhere  Entwickelungsstufe  der  Bevölkerung  die  angeblich  „mit 
Naturnotwendigkeit  sich  ergebenden"  Schäden  des  Gemeindebesitzes 
auf  ein  Minimum  verringern,  unter  Umständen  beseitigen  können. 

3.  Wider  den  Gtemeindebtiitz. 

Zum  Schluss  noch  ein  Wort  über  die  Wirkungen  des  Gemeinde- 
besitzes im  Lichte  der  Gegner  dieser  Grundbesitzordnung.  Wir  haben 
bereits  oben  darauf  hingewiesen,  dass  in  den  bezüglichen  Abhandlungen 
und  Aussprüchen  aus  diesem  Lager  sich  überall  ein  wesentlicher  Mangel 
fühlbar  macht  Man  glaubt  sich  der  Mühe  der  Detailuntersuchung  über 
die  Ursachen  der  schlimmen  ökonomischen  Lage  der  Bauern  und  ihrer 
primitiven  und  sorglosen  Wirthschaft  überheben  zu  können  und  ist  flugs 
dabei,  aus  den  Wirkungen,  die  der  Gemeindebesitz  in  seiner  gegebenen 
Gestaltung  hervorrufen  kann,  auf  die  schlimme  ökonomische  Lage  und 
Wirthschaft  der  Bauern  als  auf  eine  natumothwendige  Wirkung  jener 
Ursache  zu  schliessen.  Diese  theoretisirende  Methode,  die  in  früherer 
Zeit,  als  positives  Material  über  die  praktische  Gestaltung  der  Factore 
im  Gemeindebesitz  nur  in  ganz  geringfügigem  und  zur  Entscheidung  der 
Einzelfragen  ungenügendem  Maasse  vorhanden  war,  ihre  Erklärung  in 
diesem  Mangel  findet,  wird  heute  ganz  in  derselben  Weise  angewandt 
mit  Ausserachtlassung  all  des  reichen,  im  letzten  Jahrzehnt  zu  Tage 
geförderten  Materials  über  die  Ursachen  der  schlimmen  Lage  der  Bauern, 
über  deren  Wirkungen  auf  den  Gemeindebesitz  und  dessen  Gestaltung, 
über  die  praktischen  Formationen,  die  sich  im  Gemeindebesitz  zur  Be- 
seitigung der  auch  von  den  Bauern  erkannten  Missstände  zeigen  etc.  etc. 
Man  ist  in  jenem  Lager  so  fest  von  der  Allgemeingültigkeit  und  un- 
verrückbaren Wirksamkeit  der  theoretischen  Lehrsätze  überzeugt,  dass 


-    268    — 

jedes  Eingehen  auf  die  tatsächlichen  Verhältnisse,  wie  es  jene  reiche 
Literatur  gestattet,  ein  überflüssiger  Ballast  wäre.  Diese  Stellungnahme 
zur  Frage  tritt  um  so  greller  hervor,  als  sie,  d.  h.  die  Gegner  dieser 
Grundbesitzordnung ,  es  gerade  sind,  die  da  behaupten,  auf  dem  Boden 
der  concreten  Verhältnisse  zu  stehen  und  nicht  von  vorgefassten  Mei- 
nungen nationalen  und  socialen  Charakters  auszugehen,  wie  die  Ver- 
treter des  Gemeindebesitzes. 

Bei  der  grossen  Gleichförmigkeit  in  der  Behandlung  des  Themas 
erscheint  es  uns  geeigneter,  statt  diese  Schriften  einzeln  Revue  passiren 
zu  lassen,  einige  herauszugreifen  und  diese  dafür  eingehender  zu  be- 
handeln. Und  um  auch  der  letzten  Forderung  der  Unparteilichkeit  zu 
genügen,  wenden  wir  uns  zu  Schriften,  deren  Verfasser  sowol  volks- 
wirtschaftlich und  landwirthschaftlich-technisch  gebildet  sind,  als  auch 
der  praktischen  Landwirtschaft  in  Russland  nahe  stehen. 

F.  Baar,  Verfasser  mehrerer  landwirtschaftlicher  Schriften,  hat 
soeben  eine  Broschüre  über  den  Gemeindebesitz1)  veröffentlicht  Er  ist 
langjähriger  praktischer  Landwirth  und  versichert,  er  habe  persönlich  in 
allen  Gouvernements  mit  Ausnahme  „nur  einiger"  die  Lage  der  bäuer- 
lichen Wirthschaft  erforscht,  studirt  und  selbst  in  Betreff  der  ihm  nicht 
bekannt  gewordenen  Gouvernements  sei  er  hinreichend  orientirt,  da  er 
sich  auf  Mittheilungen  competenter  Personen  und  auf  „andere  Quellen" 
stütze.  Wiederholt  betont  er  seine  weitgehenden  praktischen  Kenntnisse 
und  Erfahrungen.  Mit  Vorliebe  spricht  er  von  sich,  dass  er  auf  dem 
Boden  der  rauhen  Wirklichkeit  steht  Die  literarischen  Erzeugnisse  über 
die  Agrarfrage  im  Allgemeinen  und  über  den  Gemeindebesitz  im  Be- 
sonderen sind  ihm,  nach  der  Sicherheit  des  Urtheils  über  sie  zu  schliessen, 
sehr  wohl  bekannt.  Die  Vertreter  des  Gemeindebesitzes,  schreibt  er,  zeigen 
in  ihren  Anschauungen  „grosse  Oberflächlichkeit  und  Einseitigkeit",  sie 
«ergehen  sich  in  „Abstractionen"  und  lassen  die  praktische  Seite  und  das 
Wesen  der  Sache  aus  den  Augen.  Doch  will  er  sie  dessen  nicht  sehr 
beschuldigen  —  in  Berücksichtigung  der  bestehenden  Verhältnisse  (letz- 
teres soll  sich  allem  Anscheine  nach  auf  den  allgemein  verbreiteten 
Mangel  an  technisch- landwirtschaftlichen  Kenntnissen  beziehen). 

In  dem  ersten  Abschnitt  behandelt  er  in  acht  Kapiteln  die  Be- 
dingungen und  Forderungen  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  über- 
haupt; im  zweiten  Abschnitt  wendet  er  in  acht  Kapiteln,  die  denen  des 
ersten  Abschnittes  entsprechen,  das  Gesagte  auf  den  Gemeindebesitz  an. 
In  Betreff  der  zur  Erzielung  reicher  Ernten  erforderlichen  chemischen 
und  physicalischen  Beschaffenheit  des  Bodens,  hebt  er  hervor,  der  Ge- 

*)  $.  Eapv.  OömHHHoe  seMaeBWEHie,  M&i03eMejn>e,  nepecejerie  h  sexiexiib- 
Hecsift,  dKOHomraecRift  h  ToproBuß  spHSHci  bi  PocciH,  St  Petersburg  1886  (nach- 
träglich auch  in  deutscher  Sprache  erschienen). 


—    269    — 

meindebesitz  (Wechsel  der  Landstelle)  sei  es,  der  der  Vornahme  der- 
artiger Verbesserungen  (Mergel,  Kalk,  Schlamm  etc.)  sein  Veto  entgegen- 
setze, Entwässerungen,  die  zumal  im  nördlichen  und  mittleren  Russland 
so  nothwendig  seien,  würden  nicht  vorgenommen,  da  der  Gemeindebesitz 
die  Zustimmung  der  Majorität  fordere,  die  nicht  zusammenzubringen  sei; 
beim  Wechsel  des  Besitzes  könne  nur  ein  „Dummer"  auf  den  Gedanken 
des  tieferen  Pflügens  kommen,  da  Andere  den  Vortheil  haben;  dass  alle 
Hauswirthe  zu  diesem  Schritt  sich  entschliessen  könnten,  erklärt  er  für 
„undenkbar"  etc.;  die  Dreifelderwirtschaft  „dieses  verewigte  Wirt- 
schaftssystem beim  Gemeindebesitz"  verlange,  dass  immer  im  dritten 
Jahr  das  betreffende  Feld  gedüngt  werde,  also  keine  Bücksicht  genommen 
werde  auf  die  Beschaffenheit  des  Bodens,  der  mehr  oder  weniger  Dünger 
beanspruche;  „fast  das  ganze  bäuerliche  Land  wird  mit  Getreide  bestellt, 
nur  ein  geringer  Theil  ist  Wiese;  Grassäen  fehlt,  ja  anders  ist  es  auch 
nicht  möglich;  da  wenig  Heu,  so  wird  das  Vieh  mit  Stroh  gefüttert,  also 
erhält  man  schlechten  Dünger  und  dazu  wenigen,  —  mit  einem  Wort, 
der  Gemeindebesitz  ist  die  vollkommenste  Form  der  ärgsten  Raubwirth- 
schaft"  etc.  In  diesem  Genre  geht  es  weiter:  der  Flurzwang  hindere  den 
lebergang  zur  Mehrfelderwirthschaft  mit  Kleebau,  die  vielfach  zu  weite 
Entfernung  des  Landes  vom  Wirthscbaftshof  und  der  schlechte  Stand 
der  Weiden  werden  auch  einfach  dem  Gemeindebesitz  als  Ursache  zu- 
geschoben. Im  dritten  Abschnitt  verspricht  der  Verfasser  die  „directen 
und  indirecten  Folgen  und  die  Zukunft  des  Gemeindebesitzes"  zu  be- 
handeln, wir  finden  aber  nur  eine  ganz  allgemein  gehaltene  Schilderung 
der  kläglichen  Lage  der  Bauern:  geringe  Ernten,  die  Notwendigkeit, 
zu  Wucherzinsen  sich  die  Mittel  zur  Existenz  zu  schaffen,  in  verhält- 
nissmässig  grosserer  Ausführlichkeit  über  den  Bruch  der  Arbeiterver- 
träge Seitens  der  Bauern  und  über  die  Trunksucht  etc.  und  er  gelangt 
dann  zu  dem  Schluss:  „der  Hauptschuldige  aller  Misfcre  und  allen  Uebels 
ist  der  Gemeindebesitz"  und  seine  Zukunft  ist  unvermeidlich  eine  Kata- 
strophe, der  Gemeindebesitz  ist  für  Russland  ein  Vulkan. 

Mit  solchen  allgemeinen,  apodictisch  aufgestellten  Sätzen  soll  der 
Leser  sich  begnügen,  dem  der  Verfasser  die  praktische  Seite  der  Frage 
auf  Grundlage  seiner  reichen  Erfahrungen  zu  beleuchten  verspricht 
Nichts  deutet  darauf  hin,  dass  er  diese  Seite  beobachtet  hat,  wenn  nicht 
der  Hinweis  auf  die  vielfach  bestehende  geringe  Breite  der  Landstreifen 
und  dergleichen  ohnehin  allgemein  bekannte  Thatsachen  als  solche  gelten 
sollen.  Was  gerade  dem  Praktiker  am  nächsten  liegen  sollte,  den  Ver- 
gleich der  Wirthschaft  auf  Gemeindeland  und  auf  dem,  im  individuellen 


*)  Dabei  verwechselt  er  Gemeindebesitz  mit  Gemenglage  der  Grundstücke,  als 
ob  dag  Bestehen  letzterer  jene  Grundbesitzordnung  ergebe! 
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Besitz  befindlichen  Lande  anzustellen,  unterlässt  er,  obgleich  ihm  der 
Gedanke   hierauf  in  seinen  mehrfachen  Hinweisen  auf  den  besseren 
Stand  der  Landwirthschaft  in  den  baltischen  Provinzen  gekommen  ist 
Es  lag  doch  viel  näher,  jenen  Vergleich  in  den  Gouvernements  mit  Ge- 
meindebesitz anzustellen,  d.  h.  den  Wirthschaftsbetrieb  im  Gemeindebesitz 
mit  dem  beim  individuellen  (Klein-  und  Gross-)  Grundbesitz  zu  vergleichen 
—  zumal  für  einen  erfahrenen  und  denkenden  Landwirth,  wie  es  der  Ver- 
fasser der  uns  beschäftigenden  Schrift  ist  Es  ist  ihm  aber  gar  nicht  in 
den  Sinn  gekommen,  sich  die  Frage  vorzulegen,  ob  denn  im  Grossen  und 
Ganzen  oder  auch  nur  in  hervortretendem  Maasse  auf  dem  individuellen 
Grundbesitz  in  der  Weise  gewirthschaftet  wird,  wie  er  es  vom  bäuerlichen 
Grundbesitz  nach  Beseitigung  des  Gemeindebesitzes,  der  Gemenglage,  des 
Flurzwangs,  der  ungünstigen  Lage  des  Grundbesitzes  (zu  grosse  Entfer- 
nung vom  Hof)  etc.  als  naturnothwendig  voraussetzt    Ist  es  nicht  viel- 
mehr leider  nur  erst  eine  Ausnahme,  dass  auf  dem  individuellen  Grund- 
besitz —  und  die  von  Herrn  Baar  geleiteten  Gutswirthschaften  werden 
selbstverständlich  dazu  gehören  —  in  jener  rationellen  Art  bewirthschaftet 
werden?   Und  das  kann  ihm  nicht  unbekannt  geblieben  sein  und  ist  es 
auch  nicht    Er  erklärt  ausdrücklich,  dass  „in  allen  Schichten  der  Ge- 
sellschaft —  mit  Ausnahme  nur  vereinzelter  Persönlichkeiten  —  die 
elementarsten  Begriffe   einer  rationellen  Landwirthschaft  fehlen"  und 
wiederholentlich  ähnlich.    Er  kann  nur  „hoffen",  dass  die  neue  Gene- 
ration der  Gutsbesitzer  sich  mehr  mit  der  Landwirthschaft  beschäftigen 
werde,  fügt  jedoch  noch  hinzu,  es  liege  keine  Veranlassung  vor  zu 
zweifeln,  dass  „der  russische  Adel  mit  der  Zeit  seine  Realbildung  ver- 
vollkomnen  werde."  Dass  dementsprechend  die  gutsherrliche  Wirthschaft 
im  Grossen  und  Ganzen  eine  ungenügende  ist  das  wird  übergangen,  lässt 
aber  doch  zwischen  den  Zeilen  durchblicken.    Endlich  erklärt  er  selber, 
die  Bauern  wüssten,  mit  Ausnahme  vereinzelter  Fälle,  „von  rationellem 
Ackerbau  soviel,  als  unsere  Vorfahren  vom  Ghassepeau  etc.  wussten  zu 
der  Zeit,  als  nur  Gewehre  mit  Feuerstein  existirten."   Von  dieser  ganz 
richtigen  Thatsache  ausgehend,  kann  doch  nur  der  Schluss  gezogen 
werden,  dass  vor  Allem  diese  mangelnden  Kenntnisse  die  Ursache  des 
schlechten  landwirthschaftlichen  Betriebes  sind,  statt  dessen  sucht  er  die 
Erklärung  im  Gemeindebesitz!    Als  ob  die  Beseitigung  dieser  Grund- 
besitzordnung dem  Bauer  Kenntnisse  des  rationellen  Ackerbaus  bei- 
bringen würde! 

Im  vierten  Abschnitt  wird  eine  Darlegung  des  gegenwärtigen  Ge- 
meindebesitzes und  seiner  Lage  im  Vergleich  zu  der  Zeit  der  Leib- 
eigenschaft versprochen;  er  bietet  aber  ausser  einigen  allgemeinen  Be- 
merkungen nur  Einiges  über  die  frühere  und  die  jetzige  Stellung  der 
Gutsherren  zur  Gemeinde,  um  dann  zu  folgendem  Schluss  zu  gelangen: 
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die  Abschaffung  der  gegenwärtigen  Schollenpflichtigkeit,  d.  i.  des  Ge- 
meindebesitzes wird  in  Rassland  in  materieller,  geistiger  und  moralischer 
Beziehung  kein  weniger  bedeutungsvolles  Ereigniss  als  die  Emancipation 
der  Bauern  (Aufhebung  der  Leibeigenschaft)  sein.  „Wir  werden  dann 
schnell  ein  Aufblühen  der  Landwirtschaft,  eine  Belebung  des  Handels 
und  aller  Zweige  der  Industrie,  eine  Aufbesserung  des  Wechselcurses, 
Errichtung  von  Volksschulen,  eine  bessere  Bildung  der  Kinder,  bessere 
sanitäre  Verhältnisse,  eine  Verminderung  der  Trunksucht,  der  Verbrechen 
und  verschiedener  anderer  Uebelstände  erleben"  —  alles  Fragen,  von 
denen  in  der  Schrift  zum  grössten  Theil  gar  nichts,  zum  geringeren 
Theile  nur  andeutungsweise  die  Bede  war.  Und  alle  jene  wohlthätigen 
Erscheinungen,  als  Folgen  des  besseren  landwirtschaftlichen  Betriebes, 
werden  „schnell"  auftreten,  wenn  auch  die  Bauern  vom  rationellen  Be- 
trieb nicht  mehr  wissen  als  unsere  Vorfahren  vom  Ghassepeau! 

Der  Schlussabschnitt,  der  fünfte,  behandelt  die  „Maassnahmen  der 
Verbesserung":  er  verlangt  die  Abschaffung  des  Gemeindebesitzes,  die 
Arrondirung  des  Grundbesitzes  der  einzelnen  Bauern  und  einige  andere 
Maasmi ahmen,  auf  welche  wir  an  anderer  Stelle  zu  sprechen  kommen 
werden.  Das  einzige  Moment,  das  nach  seiner  Meinung  Schwierigkeiten, 
wenn  auch  nur  in  den  Augen  der  „Theoretiker",  die  nur  im  „Kabinet" 
diese  Fragen  studiren,  in  der  Durchführung  zeigen  könnte,  wäre  die 
Arrondirung  der  Grundstücke  nebst  der  erforderlichen .  Aussiedelung. 
Hierüber  lässt  sich  der  Praktiker  wie  folgt  vernehmen:  „Wahrscheinlich 
werden  Viele  einwenden,  dass  zur  Verlegung  der  Gebäude  und  zur  Ver- 
messung des  Landes  die  Mittel  sich  nicht  finden  werden.  Wenn  wir 
uns  mit  der  Sache  näher  bekannt  machen,  so  werden  wir  uns  über- 
zeugen, dass  es  hierzu  fast  keiner  ausserordentlicher  Mittel  bedarf,  son- 
dern nur  unbedeutender.  Es  ist  nur  erforderlich,  im  ersten  Jahre  einige 
überflüssige  Feiertage  zu  beseitigen  und  weniger  zu  faullenzen.  Die 
Gebäude  können  mit  gemeinsamen  Kräften  zu  einer  Zeit  übergeführt 
werden,  wo  die  Feldarbeiten  nicht  drängen  oder  an  solchen  überflüssigen 
Feiertagen,  wo  die  Bauern  gewöhnlich  nichts  thun,  Streit  anfangen,  in 
Kneipen  und  auf  der  Strasse  raufen.  Da  alle  Gebäude  aus  demselben 
Material  wieder  aufgestellt  werden  können  und  zwar  gemeinsam  durch  alle 
Hauswirthe,  so  ist  die  grösste  Ausgabe  (einige  Rubel)  die  für  den  Ofen- 
setzer. Die  Versetzung  eines  bäuerlichen  Hofes,  wenn  mit  Mietharbeitern 
ausgeführt,  kann  mit  15—30  Rbl.  bestritten  werden.  Werden  die  Ge- 
bäude gar  nach  dem  amerikanischen  System  hingeschoben,  so  wird  die 
Arbeit  natürlich  bedeutend  billiger  zu  stehen  kommen.  Die  Vermessung 
kann  in  vielen  Fällen  von  den  Bauern  selbst  ausgeführt  werden,  was 
ja  auch  jetzt  geschieht;  soll  ein  Landmesser  in  Dienst  genommen  werden, 
so  wird  er  pro  Seelenantheil  einige  Zehner  Kopeken  beanspruchen.   Der 
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Uebergang  vom  alten  zum  neuen  Wirtschaftssystem  ist  nur  mit  einigen, 
zeitweiligen  äusserst  geringfügigen  Unbequemlichkeiten  verknüpft,  fordert 
aber  bei  einer  richtigen  Organisation  des  Uebergangs  fast  gar  keine  be- 
sonderen Ausgaben.  Demnach  belaufen  sich  alle  Ausgaben,  die  übrigens 
in  den  ersten  Jahren  wieder  eingehen,  fast  auf  Null.  Nur  auf  einen 
Menschen,  der  die  praktische  Seite  der  Sache  nicht  hinreichend  kennt, 
kann  die  in  Rede  stehende  Reorganisation  einen  grossen  Effect  hervor- 
rufen.  Die  Abschätzung  des  Landes  kann  durch  Erwählte  der  Bauern 
erfolgen,  Streitfragen  der  Entscheidung  einer  Schätzungscommission,  be- 
stehend aus  Vertretern  der  Regierung  (Specialisten),  der  Landschaft  und 
der  Bauern,  übertragen  werden/' 

So  einfach  löst  sich  diese  complicirte  und  schwierige  Frage  in  den 
Augen  des  Praktikers.  Es  genüge  die  Bemerkung,  dass,  wenn  überhaupt, 
so  nur  in  Ausnahmefallen  die  Versetzung  der  Gebäude  so  billig  aus- 
geführt werden  kann:  bei  grösserer  Entfernung,  die  u.U. 7, 10  und  mehr 
Werst  beträgt,  bei  schlechten  Wegen  und  wenn  es  sich  pro  Hof  um  mehr 
als  etwa  zwei  Gebäude  handelt,  würde  jene  Procedur  erheblich  höher 
zu  stehen  kommen.  Doch  hierauf  wollen  wir  weniger  Gewicht  legen, 
als  auf  die  leichte  Behandlung  der  Schätzung  des  Landes  (mit  gerechter 
Vertheilung  desselben).  Bei  aller  Uebung,  die  die  Bauern  in  der  Ver- 
keilung des  Landes  besitzen,  haben  sie  keine  Uebung  in  der  gegen- 
seitigen Abschätzung  von  Landparcellen.  Soweit  bisher  bekannt,  ist  es 
eine  nur  ganz  vereinzelte  Erscheinung,  dass  die  sogenannte  Schätzungs- 
Theilung  vorgenommen  wird,  und  wo  sie  erfolgt,  nur  in  primitiver  Weise. 
Nur  in  den  seltensten  Fällen  (Gleichartigkeit  des  Bodens)  könnte  es 
ohne  einen  Landmesser  abgehen,  der  jedenfalls  die  Arbeit  nur  in  Aus- 
nahmefällen für  einige  Zehner  Kopeken  pro  Seele  übernehmen  wird. 
Auch  scheint  Herr  Baar  diese  Berechnungen  nicht  ernst  zu  nehmen,  denn 
kaum  hat  er  jene  Sätze  niedergeschrieben,  als  er  für  die  Gemeinden«  die 
es  beanspruchen,  zu  diesem  Zwecke  einen  Kredit  bei  der  Baueragrarbank 
wünscht  Also  werden  doch  die  Ausgaben  etwas  mehr  als  „fast  Null* 
betragen.  In  Betreff  der  Arrondirung  weist  er  auch  auf  praktische  Bei- 
spiele und  Erfahrungen  hin,  und  zwar  auf  die  baltischen  Provinzen,  wo 
nach  seiner  übrigens  nur  für  einige  Landstriche  zutreffenden  Behauptung 
vor  einigen  Jahrzehnten  Gemenglage  bestand.  Aber  selbst  zur  Arrondirung 
in  diesen  Provinzen,  wo  die  Gemenglage  zumeist  weit  weniger  entwickelt 
war,  als  bei  dem  Gemeindebesitz,  und  daher  mit  weniger  Kosten  zu 
beseitigen  ist,  haben  Gutsbesitzer  die  Hülfe  der  Bodenbank  in  Anspruch 
genommen.1)  So  ganz  billig  ist  also  die  Procedur  nicht!  Dabei  muss 
dem  Praktiker  auch  noch  vorgehalten  werden,  dass  der  Arrondirung  so 


*)  In  Estland  wird  über  die  Kosten  der  Arrondirungen  sehr  geklagt 
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geringen  Grundbesitzes,  wie  ihn  die  Bauern  vielfach  besitzen,  sich  die 
grossen,  vielfach  wol  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  der  gleichmässigen 
Zutheilung  von  Wiese,  Weide,1)  eventuell  Wald,  der  vielfach  sich  zeigende 
Mangel  an  Wasser  und  die  Gefahr  von  Schneeverwehungen,  welche  beide 
Umstände  in  manchen  Landstrichen  die  Bevölkerung  in  grosse  Dörfer  zu- 
sammengedrängt haben,  entgegenthürmen.  Endlich  berücksichtigt  er  nicht 
die  Armuth  der  Bauern,  die  im  Grossen  und  Ganzen  nicht  im  Stande 
sind,  die  zum  Uebergang  zur  Fruchtwechselwirthschaft  erforderlichen 
Mittel  (zur  Deckung  des  Ausfalls  an  Einnahmen  in  den  ersten  Jahren, 
zur  Anschaffung  besseren  und  grösseren  todten  und  lebenden  Inventars), 
wie  reichlich  auch  die  nachträgliche  Wiedererstattung  derselben  aus- 
fallen möge,  zu  beschaffen,  den  Vortheil  der  gemeinsamen  Hütung  etc. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich,  dass  der  vom  Praktiker  gegen  die 
Anhänger  des  Gemeindebesitzes  erhobene  Vorwurf  der  „Oberflächlichkeit 
und  Einseitigkeit",  der  Verkennung  der  „rauhen  Wirklichkeit"  und  der 
„praktischen  Seite  der  Frage"  auf  ihn  selber  zurückfallt  Diesen  Vorwurf 
können  wir  ihm  auch  nicht  in  Betreff  seiner,  am  Schluss  seiner  Schrift 
gebotenen  Berechnung  ersparen,  wie  der  Ertrag  der  bäuerlichen  Wirth- 
schaft  nach  der  Beseitigung  des  Gemeindebesitzes  nebst  Arrondirung 
des  Grundbesitzes  sich  gestalten  „könne". 

Bevor  wir  diese  Berechnung  beleuchten,  sei  es  uns  gestattet  auf  die 
Schrift  eines  anderen  Praktikers  einzugehen:  Fr.  Matthäi,  früher  prak- 
tischer Landwirth  und  ein  durch  seine  Schriften  über  wirthschaftliche 
Fragen  Russlands  auch  in  Deutschland  bekannter  Schriftsteller.  In  einer 
Abhandlung9)  ergeht  er  sich  auch  über  den  Gemeindebesitz,  jedoch  in 
derselben  schablonenhaften,  theoretisirenden  Weise  wie  Baar  und  die 
anderen  Gegner  des  Gemeindebesitzes.  Um  Gesagtes  nicht  zu  wieder- 
holen, gehen  wir  auf  diese  Darlegungen8)  nicht  näher  ein,  wenden  uns 

*)  Daher  auch  der  Grandbesitz  der  Landstellen  in  den  „Landknechtsetablisse- 
ments" in  Livland  zumeist  in  Gemenglage  (siehe  oben). 

*)  „Ueber  die  Colonisation  von  Ausländern  in  Russland  und  die  Bauernfrage" 
in  der  „Russischen  Revue",  Bd.  XXIII  (1888),  insbesondere  pag.  866—  37a 

*)  Denn  sie  enthalten  nur  die  bekannten  und  allgemein  gehaltenen  Behaup- 
tungen und  Uebertreibungen.  Dabei  wimmelt  es  von  vielen,  auf  Flüchtigkeit  beruhen- 
den falschen  Angaben  und  Missverst&ndnissen.  Dass  die  Felder  in  Liv-  und  Estland 
durchschnittlich  höhere  Ertrage  liefern  als  die  Felder  in  den  übrigen  Gouvernements 
Russlands,  diese  Behauptung  ist  in  dieser  Allgemeinheit  falsch,  sie  widerspricht  den 
vorliegenden  Daten  in  Betreff  mehrerer  Gouvernements.  Dergleichen  entspricht 
nicht  den  thatsachlichen  Verhältnissen,  daas  der  Bauer  im  Gemeindebesitz  (nach 
Abzug  des  Saatkorns)  „kaum  2—8  Tschetwert"  erntet,  vielmehr  nach  den  officiellen 
Daten  des  Domänenministeriums  4—5,  und  auch  6  in  einigen  Landstrichen.  Cen>- 
CKoxoafiftcTBeHHiu  h  cTaTHcnroecuji  cb£j£hu  no  xaTepiaiam  noiynemimii  oti  xosaero, 
Bhqvcki  I  (für  das  Jahr  1883),  St.  Petersburg  1884.  Dass  „von  einer  Landlosigkeit 
gesprochen"  wird,  „so  lange  noch  auf  eine  Revisionsseele  ein  Landantheil  von  3 — 

t.  Keussler,  Geschichte  uad  Kritik  des  Gemeindebesitzes.    III.  18 
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aber  seiner  sehr  ausführlichen,  nach  seiner  Versicherung  den  „factisehen 
Verhältnissen"  entsprechenden  Berechnung  des  Wirthschaftsertrages  einer 
bäuerlichen  Familie  zu,  wie  dieser  sich  ihm  beim  individuellen  und  arron- 
dirten  Grundbesitz  gestalten  würde.  Er  legt  der  Berechnung  „keineswegs 
besonders  günstige  Verhältnisse"  zu  Grunde.  Sehen  wir  zu,  wie  sie  sich 
gestaltet    Vorerst  die  Voraussetzungen: 

1.  Er  geht  von  der  „der  Wirklichkeit  vollkommen  entsprechenden* 
Annahme  aus,  dass  der  Grundbesitz  pro  männliche  Seele  3 7$  Dess. 
Ackerland  und  1—2  Dess.  Wiesenland  beträgt  In  der  weiteren  Be- 
rechnung —  er  hat  eine  Familie  von  3  Seelen  vor  Augen  —  schrumpft 
das  Wiesenland  —  statt  3—6  Dess.  nach  der  ersten  Voraussetzung  — 
auf  l1/*  Dess.  zusammen,  dagegen  zeigt  sich  plötzlich  Weideland,  von 
welchem  vorher  nicht  die  Rede  war,  auch  „Waldstreu  verschiedener  Art, 
Torfstreu  etc."  (woher  erhält  es  der  Bauer?)  Ein  Blick  auf  das  Eman- 
cipationsgesetz  vom  19.  Februar  1861  genügt,  um  sich  zu  überzeugen, 
dass  der  Maximallandantheil  pro  Revisionsseele  nur  in  einigen  Land- 
strichen der  Waldregion  und  des  Steppengebiets  5  Dess.  und  mehr  beträgt 
zumeist  ist  er  geringer.  Weiterhin  ist  zu  berücksichtigen,  dass  die 
Bauern  vielfach  nicht  den  Maximallandantheil,  sondern  weniger,  gar  den 
Minimallandantheil  (V8  des  Maximums)  und  den  sogenannten  „Bettel"- 
antheil  erhalten  haben,  und  dass  die  heutige  Zahl  der  männlichen  Seelen 
die  der  1858  ermittelten,  der  Abgrenzung  des  Bauerlandes  zu  Grunde 
gelegten  Revisionsseelen  erheblich  (etwa  30°/0  im  Durchschnitt)  überragt 
Herr  Baar's  Annahme  von  5  Dess.  ackerfähigem  Lande  pro  zwei  Seelen 
entspricht  den  thatsächlichen  Verhältnissen. 

2.  Die  zweite  Voraussetzung  Matthäi's  ist,  dass  die  Familie  ausser 
den  Eltern  aus  zwei  arbeitsfähigen  Söhnen  und  zwei  Töchtern  oder  un- 
erwachsenen „Kindern"  besteht.  Im  weiteren  Verlauf  werden  aus  den 
zwei  Töchtern  oder  unerwachsenen  „Kindern",  plötzlich  „zwei  nahezu 
erwachsene  Kinder",  und  endlich  spricht  er  von  der  .Arbeitskraft  einer 
aus  6  Personen  bestehenden  Familie."  Als  ob  es  in  Russland  so  wenige 
kleine  Kinder  und  Arbeitsschwache  giebt,  dass  sie  bei  einer  Durch- 
schnittsberechnung nicht  zu  berücksichtigen  sind!  Baar  giebt  seiner 
kleinen  Familie  (Mann  und  Frau)  2—4  Kinder. 

3.  Weiterhin  setzt  Matthäi  voraus,  dass  „die  Felder  sorgfältig  be- 
arbeitet und  gut  gedüngt  worden  sind,  da  sie,  ohne  dass  diese  Vor- 
bedingung erfüllt  wird,  auch  nicht  im  Stande  sein  können,  selbst  nur 
mittelgute  Ernten  zu  liefern.     Diese  Vorbedingung  wird  man  daher 

4  Dess.  entf&llt"  —  ist  ein  Unsinn,  der  sich  aus  dem  Missyerst&ndniss  erklärt,  dass  er 
najioseMejue  —  mit  „Landmangel"  vielfach  im  hiesigen  Deutsch  wiedergegeben  —  mr 
Landlosigkeit  (5e33eitejD>e),  nimmt,  während  es  nur  „wenig  Land"  heisst  Der- 
artige falsche  und  schiefe  Aussprüche  finden  sich  zahlreich. 
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nicht  als  eine  ungerechtfertigte  bezeichnen  können."  Das  ist  Logik! 
Was  erst  erreicht  werden  soll  und  wegen  Mangel  an  Vieh  etc.  zur  Zeit 
nicht  erreicht  werden  kann,  wird  als  gegeben  vorausgesetzt!  Da  sind 
freilich  keine  Schwierigkeiten  zu  überwinden  —  auf  dem  Papier. 

4.  Sodann  ist  Matthai  so  freigebig,  seinem  Bauerhof  fünf  Milchkühe 
in  den  Stall  zu  stellen,  und  zwar  so  gut  gepflegte,  dass  jede  1000  Stof 
Milch  (=  21/»  Pud  Butter)  giebt!  Baar  übertrifft  Matthäi  in  der  Be- 
ziehung, dass  er  seiner  kleineren  Familie  auch  fünf  Milchkühe  zuschreibt, 
deren  Butterertrag  er  aber  auf  nur  l1^  Pud  pro  Kuh  veranschlagt 
Dabei  bemerken  beide  Schriftsteller  nicht,  in  welchem  circulus  vitiosus 
sie  sich  hierbei  befinden:  um  fünf  Milchkühe  in  gutem  Stande  zu  er* 
halten,  müssen  die  Resultate  der  rationellen  Wirthschaft  in  Betreff  der 
Fütterung  (Klee,  viel  Sommerstroh)  schon  vorhanden  sein,  andererseits 
sind  diese  Resultate  doch  nur  erst  durch  den  grossen  und  gutgenährten 
Viehstand  (Milchertrag,  Dünger)  zu  erzielen.  Somit  ist  dem  Praktiker 
in  Erinnerung  zu  bringen,  dass  jener  Uebergang  zur  rationellen  Be- 
wirtschaftung mit  den  glänzenden  Resultaten  —  nach  Erkenntniss 
jener  Notwendigkeit  —  eine  Procedur  ist,  die  sich  um  so  langsamer 
und  schwieriger  vollzieht,  je  geringer  der  Wohlstand  des  Bauern  ist 
Und  da  dieser  zur  Zeit  im  Allgemeinen  gering  ist,  so  können  — 
auch  bei  Beseitigung  des  Gemeindebesitzes  und  Arrondirung  des  Grund- 
besitzes —  nicht  „schnell"  alle  die  schönen  Resultate  erreicht  werden. 

Auf  Grundlage  dieser,  den  „factischen  Verhältnissen"  nicht  ent- 
sprechenden Vorbedingungen  construiren  die  beiden  Praktiker  folgende 
Erträge  der  Wirthschaft  —  Matthäi  bei  einer  Fünffelderwirthschaft:  auf 
10  Dess.  (I  Roggen,  II  Kartoffel,  Mohrrüben,  Kohlrüben  u.  dgl.,  III  Hafer 
und  Gerste,  IV  und  V  Klee),  Bar  auf  5  Dess.  (I  Roggen,  II  Hafer,  Kar- 
toffel, Erbsen,  Gerste,  HI  und  IV  Klee,  V  Weide).  Baar  calculirt  die 
Ernte  von  1  Dess.  Roggenfeld  —  nach  Abzug  der  Saat  —  auf  12  Tschet- 
wert, Matthäi  nur  6l/9  Tschetwert,  von  8/4  Dess.  Haferfeld  10,  letzterer 
nur  71/,  Tschetwert.  Da  Baar  die  Erträge  der  anderen  Früchte  nicht 
angiebt,  sondern  sie  in  der  Wirthschaft  consumiren  lässt,  so  können  wir 
die  vergleichsweise  Angabe  über  diese  nicht  machen.  Doch  auch  jene 
reichen  hin,  um  die  Bedeutung  der  Baar'schen  Berechnung  klarzustellen. 
Er  beansprucht  für  den  zu  verkaufenden  Roggen  einen  Preis  von  71/«  Rbl. 
pro  Tschetwert,  Matthäi  nur  6  Rbl.  —  ersterer  als  durchschnittlicher 
Preis  scheint  mir  zu  hoch  Angenommen,  denn  auf  der  Petersburger  Börse1) 
stand  er  im  Jahre  1885  auf  8,76  für  schweren  Roggen,  im  Jahre  1884 
auf  9,09,  für  leichten  Roggen  aber  auf  8,33  resp.  8,76.    Ziehen  wir  den 

*)  EL  KapaceBim:  0  ntHaxi  Ha  xitfe  bi  IleTepÖypr*  h  sarpaBHueft  in  den 
TpyxH  Kommhccüi  npH  Hicnep.  Boühomt»  dKOHomraecKora  OömecTB*  no  Bonpocy  o 
BHinmeft  xj£6hoh  ToproBii,  St.  Petersburg  1885,  pag.  72—73. 

18* 
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ungenügenden  Zustand  der  Wege  und  den  unentwickelten  Stand  unseres 
inneren  Handels,  der  dem  Producenten  nur  sehr  massige  Preise  für  seine 
Producte  zahlt,  in  Betracht,  so  ergiebt  sich  für  uns  der  Schluss,  dass  jene 
Preise  nur  dem  Bauer  in  günstig  belegenen  Landstrichen  (an  der  Eisen- 
bahn, an  schiffbaren  Flüssen)  zufallen  werden.1)  Dagegen  mag  der  für  Hafer 
angenommene  Preis  wirklich  als  durchschnittlicher  gelten:  3  Rbl.,  denn 
auf  der  Petersburger  Börse  stand  er  im  Jahre  1885  auf  5,95  für  schwere 
Waare,  auf  5,07  für  die  gewöhnlich  auf  den  Markt  kommende  Waare, 
im  Jahre  1884  auf  6  Rbl.,  resp.  5,10.   Substituten  wir  den  von  Matthai 
angenommenen  Ertrag  und  Preis  des  Roggens  der  Baar'schen  Einnahme- 
berechnung  für  die  bäuerliche  Familie,  so  ergiebt  sich  uns  ein  ganz 
anderes  Resultat.    Von  den  12  Tschetwert,  die  Baar  ernten  lasst,  bietet 
er  7  Tschetwert  zur  Ernährung  der  Familie  und  bringt  5  Tschetwert  zum 
Verkauf  zu  7  V«  Rbl.  Unter  Zugrundelegung  des  Matthäi'schen  Ernteertrages 
von  6V2  Tschetwert  kann  der  Baar'sche  bäuerliche  Hof  seinen  eigenen 
Bedarf  nicht  decken,  sondern  muss  hierzu  noch  V*  Tschetwert  zukaufen, 
also  (nach  Matthäi's  Preisangabe)  3  Rbl.  aus  anderen  Einnahmen  decken. 
Ebenso  rechnen  wir  die  Haferernte  um:  statt  der  10  Tschetwert,  die  Baar 
von  8/4  Dess.  ernten  will,  nehmen  wir  nach  Matthäi's  Ansatz  7V2  an. 
Baar  verfüttert  3  Tschetwert,  wobei  wir  noch  beiläufig  die  im  gegebenen 
Falle  ganz  unzulässige  Unbestimmtheit  von  „1  oder  2  Pferden"  für  den 
Hof  remarkiren  wollen.    Es  verbleiben  also  41/2  Tschetwert  zum  Ver- 
kauf, die  nach  dem  Baar'schen  Preissatz  von  3  Rbl.  13%  Rbl.  einbringen, 
nach  Abzug  des  Zukurzschusses  von  3  Rbl.  im  Roggen  verbleibt  eine 
Reineinnahme  von  10V2  Rbl.,  während  Baar  nach  seinen  hohen  Ernte- 
und  Preisangaben  eine  solche  von  59  Rbl.  berechnet:  nämlich  Verkauf 
von  5  Tschetwert  Roggen  zu  71/«  Rbl.  =  38  Rbl.  (er  streicht  also  noch 
Vi  Rbl.),  und  von  7  Tschetwert  Hafer  zu  3  Rbl.  =  21  Rbl.   Acceptiren 
wir  auch  Baar's  Buttererträge  und  den  Verkauf  von  5  Pud  Butter  (zu 
8  Rbl.)  =  40  Rbl.,  so  ist  der  Gesammtertrag  nach  unserer  Berechnung 
501/*  Rbl.,  nach  Baar  aber  99  Rbl.,  die  der  Bauer  in  folgender  Weise 
verwendet:  49  Rbl.  für  Kleidung,  soweit  sie  nicht  aus  der  eigenen  Wirth- 
schaft  gewonnen  wird,  Instandhaltung  der  Gebäude,  des  Inventars  etc., 
50  Rbl.  aber  für  Steuern  und  Abgaben  aller  Art  und  für  Taschengeld. 
Da   aber   der  Bauer   mit  Berücksichtigung  unserer  Gorrecturen  nur 
50V9  Rbl.  einnimmt,  so  bleibt  ihm  für  Steuern  und  Taschengeld  nur 
IV2  Rbl.  nach! 

*)  II.  AHyiHHT»:  06*  ycioiiijixi  nepexBExema  xi£6hhxi  rpysoBi  BHyrpH  Pocob  im 
soeben  genannten  Commissionsbericht,  pag.  93—109,  H.  ßsypim:  0  roproui 
xxbGomi,  cymecTByromHx*  b*  Heft  na  »rfe  Poccin  nexocTaTKaxs  h  irfepaxt  ra  ycrpa- 
HeHi»  nx%,  gleichfalls  in  diesem  Commissionsbeeicht  pag.  206—228  und  andere  Ar* 
tikel  daselbst. 
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Was  Matthäi's  Wirthschaftsberechnung  anbetrifft,  so  ist  sie  in  Be- 
treff der  Viehzucht  ein  Phantasiestück!  Die  fünf  Milchkühe  sollen  je 
1000  Stof  Milch  geben,  also  5000  Stof,  von  denen  1000  Stof  verbraucht, 
4000  „mit  Sicherheit"  in  10  Pud  Butter  verwandelt,  die  bei  einem  „nied- 
rigen" Verkaufspreis  von  10  Rbl.  pro  Pud  —  Baar  rechnet  nur  8  Rbl.  — 
100  Rbl.  eintragen.1)  Weiterhin  befindet  sich  im  Bauerhof  eine  Zuchtsau, 
die,  ungeachtet  dessen,  dass  ein  Mastschwein  jährlich  für  den  eigenen 
Haushalt  verwendet  wird,  einen  Jahresertrag  von  76 V«  Rbl.  liefert:  von 
zwei  Würfen  10  Ferkel,  von  denen  7  am  Leben  bleiben  und,  mit  Ver- 
zehrung eines  Mastschweines,  3  Mastschweine  zu  25  Rbl.  und  3  Spanferkel 
zu  1I2  Rbl.  verkauft  werden.  „Da  auch  Futter  für  Geflügel  vorhanden, 
so  wird  es  nicht  schwer  fallen,  davon  in  einer  Bauerfamilie  soviel  zu 
halten,  dass  durch  den  Verkauf  von  Eiern  und  Geflügel  verschiedenen 
Alters  15  Rbl.  im  Jahr  gelöst  werden."  Die  baare  Einnahme  aus  der 
Viehwirthschaft  191 79  Rbl.,  aus  der  Ackerwirthschaft  —  dessgleichen 
nach  Abzug  des  in  der  Wirthschaft  Verwendeten  —  1921/«  Rbl.,  zu- 
sammen 384  Rbl.:  hiermit  sollen  alle  übrigen  Lebensbedürfnisse  (Klei- 
der etc.),  Nachschaffung  von  Hauseinrichtungsstücken,  Steuern  etc.  gedeckt 
werden.  Endlich  meint  er,  alle  die  zur  Bewirtschaftung  des  Hofes 
erforderlichen  Arbeiten  in  50 — 55  Tagen  Gespann-  und  Handarbeit 
leisten  zu  können,  die  Familie  habe  daher  noch  soviel  freie  Arbeitszeit, 
dass  sie  „noch  immer  einige  100  Rubel  verdienen  und  als  Sparpfennig 
anlegen  kann!" 

Solche  Kartenhäuser  bauen  „Praktiker"  und  bieten  sie  den  „Theo- 
retikern" als  das  Resultat  ihrer  eingehenden  praktischen  Kenntnisse  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  Russlands!  Auf  Vorbedingungen,  die  nach 
den  tatsächlichen  Bedingungen  nicht  vorausgesetzt  werden  dürfen  und 
können,  stellen  sie  ein  Gebäude  von  Resultaten  auf,  die  selbst  bei  Vor- 
handensein jener  Vorbedingungen  theilweise  überhaupt  nicht,  theilweise 
nur  unter  ausnahmsweise  günstigen  Local-  und  anderen  Verhältnissen 
erzielt  werden  können.  Zumal  dem  Praktiker  läge  es  doch  am  nächsten, 
sich  nach  praktischen  Beispielen  umzusehen,  wo  beim  individuellen 
JOeingrundbesitz,  der  sich  ja  auch  in  allen  inneren  Gouvernements  mit 
vorherrschendem  Gemeindebesitz  mehr  oder  weniger  verbreitet  findet, 
jene  Voraussetzungen  eintreffen  und  auf  Grund  derselben  jene  Erfolge 
erzielt  werden.  Nichts  von  alle  Dem!  Matthäi  gar  hat  sich  in  dieser 
Abhandlung  zur  Aufgabe  gestellt,  die  Ursache  der  grösseren  Renta- 
bilität der  Wirthschaft  der  eingewanderten  Ausländer  (Deutsche,  auch 
Tschechen)  gegenüber  der  der  einheimischen  Bevölkerung  zu  erklären. 


*)  Trotz  der  genauen  nnd  hohen  Berechnung  der  Erträge  der  Viehzucht  ver- 
gisst  Matthäi,  dass  die  Milchkühe  doch  auch  jährlich  kalben. 
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Er  behauptet  den  „Beweis  zu  liefern",  dass  nur  und  allein  der  Gemeinde- 
besitz die  Ursache  ist  Wie  „leichtfertig"  er  sich  an  seine  Aufgabe 
macht,  ersieht  man  auch  daraus,  dass  er  es  nicht  beachtet  (oder  nicht 
weiss?),  dass  in  den  Gouvernements,  wohin  sich  die  auslandische  Ein- 
wanderung richtet  und  die  er  selbst  mehrfach  anführt:  Polen  und  die 
westlichen  Gouvernements  (vornehmlich  Wolhynien,  Podolien,  auch  Kowno), 
überhaupt  kein  Gemeindebesitz  besteht  Schon  diese  Thatsache 
zerstört  sein  Kartenhaus!  Die  wirkliche  Ursache  jener  Verschiedenheit 
in  der  Wirthschaft  liegt  vorerst  in  der  höheren  geistigen  Entwickelungs- 
stufe  der  Einwanderer  im  Allgemeinen,  und  in  der  Eenntniss  besserer 
Betriebsmethoden  im  Besonderen,  sodann  wol  auch  in  dem  Besitz  eine» 
wol  zumeist  grösseren  Vermögens.  Der  Einwanderer  hat  in  der  Hei- 
math die  sorgfältige  Wirtschaftsführung  gesehen,  selbst  mitgearbeitet 
und  die  Vortheile  derselben  erkannt;  er  kann  und  wird  daher  auch  in 
der  neuen  Heimath,  soweit  die  gegebenen  Bedingungen  es  gestatten, 
in  der  gewohnten  Weise  wirtschaften  und  daher  grössere  Erträge 
erzielen,  als  die  umwohnende  altgesessene  Bevölkerung  im  individuellen 
Grundbesitz.  Ob  aber  jene  Einwanderer  wirklich  eine  so  rationelle 
Wirthschaft  führen  und  so  glänzende  Resultate,  insbesondere  aus  der 
Viehzucht  erzielen,  über  diese  wichtige  Frage  weiss  Matthäi  nichts  zu 
berichten,  wir  bezweifeln  es,  wenn  wir  auch  keinerlei  Daten  über  ihren 
Wirthschaftsbetrieb  haben.  Dessgleichen  bezweifeln  wir,  dass  in  den 
baltischen  Provinzen,  auf  welche  Matthäi  in  Betreff  der  Ertrage  der 
Ackerwirthschaft  recurrirt,  bäuerliche  Wirtschaften  die  von  ihm  auf- 
gestellten Erträge  aus  der  Viehzucht  gewinnen.  Endlich  heben  wir  noch 
hervor,  dass  in  diesen  Landstrichen  die  bäuerliche  Wirthschaft  ungeachtet 
der  grösseren  wirtschaftlichen  Entwickelung  dieser  Bevölkerung  und  der 
glänzenden,  nach  dem  Vorbilde  der  Wirthschaft  des  Grossgrundbesitzes 
erfolgten  Fortschritte  noch  nicht  überall  die  Dreifelderwirthschaft  be- 
seitigt hat  und  soweit  der  U  ebergang  zur  Mehrfelderwirthschaft  erfolgt  ist, 
nicht  überall  eine  so  rationelle  Fruchtfolge  aufweist,  wie  Matthäi  sie  hinstellt 

Wir  glaubten,  auf  diese  Erträgnissberechnungen  näher  eingehen  zu 
sollen,  da  es  bei  den  Anhängern  der  Abschaffung  des  Gemeindebesitzes 
sehr  beliebt  ist,  nach  den  theoretisirenden  Darlegungen  der  Schäden  der 
bestehenden  Grundbesitzordnung,  solche  Phantasiegebilde  heraufzube- 
schwören, um  dem  Leser  das  Paradies  zu  zeigen,  das  die  Beseitigung 
des  Gemeindebesitzes  schaffen  würde.1) 

Wir  haben  noch  auf  den,  wenn  wir  die  Walujew'sche  Enqutte  ans- 
schliessen,  einzigen  Versuch  einzugehen,  Materialien  über  die  im  Ge- 

*)  Aehnliche  Berechnungen  —  gar  mit  Zugrundelegung  von  Beispielen  aas  der 
'Wirthschaft  französischer  Bauern  —  in  der  anonym  erschienenen,  bereits  Ton  üb* 
berührten  Schrift  Hama  <5**hoctb,  Berlin,  pag.  121  u.  flg.    Siehe  Theil  II,  Hüfte  I 


-    279    — 

meindebesitz  sich  zeigenden  Schäden  in  grösserem  Maassstabe  zu  sam- 
meln und  zwar  mit  dem  ausgesprochenen  Zweck,  diese  als  Rüstzeug  zum 
Kampf  für  die  Zerstörung  dieser  Grundbesitzordnung  zu  verwenden.  Es 
sind  das  die  Berichte  der  von  der  Moskauer  Kaiserlichen  landwirtschaft- 
lichen Gesellschaft  niedergesetzten  Commission  (Präsident  D.  Stolüpin)  über 
die  Frage  der  Sonderhöfe  und  die  gegenwärtigen  Bedingungen  der  bäuer- 
lichen Wirthschaft1)  Die  zahlreichen  Angaben  beschränken  sich  nicht  auf 
den  Landstrich  mit  Gemeindebesitz,  sondern  sind  noch  zahlreicher  aus 
den  Gebieten  mit  individuellem  bäuerlichen  Grundbesitzrecht  Das  Facit, 
das  in  den  Berichten  gezogen  wird,  ist,  dass  in  den  grossrussischen 
Gouvernements  sich  ein  Verfall  der  Wirthschaft  ergiebt,  in  den  anderen 

dieses  Werkes,  pag.  252-259,  woselbst  auch  einige  andere  Schriften  gegen  den  Ge- 
meindebesitz behandelt  sind. 

1)  Es  ist  ein  eigentümliches  Spiel  des  Zufalls,  dass  im  nationalen  Moskau  in 
der  genannten  Gesellschaft  die  Gegnerschaft  gegen  den  Gemeindebesitz  vorherrscht, 
während  im  „liberalen4*  St  Petersburg  die  Richtung  in  den  zwei  von  dieser  Frage 
berührten  Gesellschaften,  der  Kaiserlich  freien  ökonomischen  und  der  Kaiserlich  geo- 
graphischen Gesellschaft,  für  den  Gemeindebesitz  ist.  Wahrend  diese  beiden  Gesell- 
schaften Materialien  über  die  Gestaltung  des  Gemeindebesitzes  etc.  sammeln,  besteht 
bei  der  Moskauer  Gesellschaft  jene  rührige  Commission  gegen  dieses  Grundbesitz- 
recht.  Die  Methode  der  Thätigkeit  dieser  Commission  ist  die,  dass  sie  bezügliche 
Fragen  —  übrigens  nicht  hinreichend  exact  gestellte,  was  sich  auch  aus  den  schief 
gehaltenen,  das  Wesen  der  Sache  nicht  treffenden  Antworten  ergiebt  —  überallhin 
versendet,  die  eingelaufenen  Materialien  in  „Berichten"  mit  eigenen  Raisonnements, 
in  welchen  leider  die  missverständliche  Auffassung  der  gestellten  Fragen  nicht  klar- 
gelegt wird  und  in  Folge  dessen  nachher  auch  wieder  solche  Antworten  einlaufen, 
veröffentlicht  und  als  Flugschriften  mit  Aufstellung  eventuell  anderer  Fragen  etc. 
versendet  Sie  fuhren  den  Titel  „Aokjuixh  b*  Kommhccuo  HimepaTopcKaro  Mockob- 
csaro  oömecTBa  ceucsaro  xosaficTBa  no  Bonpocy  o  xyropaxi  h  coBpexeHHHXi  ycio- 
Biaxi  KpecTbAHc&aro  xosafiCTBa."  Späterhin  werden  sie  noch  in  Bänden  herausgegeben, 
bisher  sind  solcher  zwei  erschienen:  Bd.  I  1880,  Bd.  II  1884  (schliesst  mit  dem 
15.  Bericht,  jedoch  tragen  mehrere  Berichte  je  dieselbe  Nummer).  Die  Berichte 
werden  fortgesetzt.  Zu  dem  im  Text  Gesagten  sei  noch  bemerkt,  dass  auch  in  for- 
maler Beziehung  Einwendungen  gegen  diese  Publication  zu  erheben  sind  —  bei  aller 
Anerkennung  des  Werths  der  mitgetheilten  Daten  zumal  in  Betreff  des  bäuerlichen 
Grundbesitzes  in  den  westlichen  Gouvernements,  über  welche  die  Literatur  arm  ist. 
Das  Material  wird  unverarbeitet  geboten  und  daran  ohne  welch  ein  System  allerlei, 
zumeist  ganz  allgemein  gehaltene  Betrachtungen  geknüpft,  die  sich  in  den  folgenden 
Berichten  wiederholen.  Auf  das  Wesentliche  des  gebotenen  Materials  wird  vielfach 
gar  nicht  eingegangen.  In  den  eingesandten  Correspondenzen  erscheinen  mehrfach 
beide  Grundbesitzordnungen  verwischt,  ohne  dass  Solches  klar  gestellt  wird.  Anch 
die  aus  dem  Gouv.  Minsk  gemeldete  Thatsache,  dass  beim  individuellen  Grundbesitz- 
recht Neuverloosungen  stattfinden,  wird  nicht  berücksichtigt  Wie  energisch  auch 
gegen  den  Gemeindebesitz  zu  Felde  gezogen  wird,  so  fehlt  doch  ein  präcis  formulirter 
Standpunkt:  einerseits  wird  wiederholt  das  Naturgesetzliche  der  Entwickelung  des  freien 
Eigentumrechts  auseinandergesetzt  andererseits  aber,  wenn  auch  nur  beiläufig  und 
schüchtern,  der  Wunsch  eines  gesetzlichen  Schutzes  für  die  in  einigen  Landstrichen  der 
westlichen  Gouvernements  noch  erhaltene  Sitte  der  Untheilbarkeit  der  Höfe  verlautbart 
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aber  „einiger  Fortschritt"    Man  beeilt  sich  aber  selbst  dieses  geringe 
günstige  Resultat  abzuschwächen,  indem  auf  die  Ueberlast  der  Zahlungen 
(gegenüber  den  in  Folge  des  polnischen  Aufstandes  bei  der  Zwangs- 
ablösung gering  normirten  Zahlungen  in  den  westlichen  Gouvernements) 
hingewiesen  wird,  wozu  wir  noch  den  grösseren  Landantheil  hinzufügen. 
Abgesehen  von  der  Bedeutung  dieser  Umstände  auf  die  Gesammtkge 
der  bäuerlichen  Wirthschaft  zeigt  sich,  dass  der  constatirte  Fortschritt, 
wie  ein  Durchsehen  der  eingegangenen  Angaben  ergiebt,  sich  nur  auf 
vereinzelte  Fälle   in   einigen   Landstrichen   der   westlichen  Gouverne- 
ments bezieht;  die  Angaben  aus  den  kleinrussischen  Gouvernements  (mit 
individuellem  Grundbesitz)  bieten  kein  erfreulicheres  Bild  als  die  aus 
den  grossrussischen  Gouvernements,  und  was  die  westlichen  Gouverne- 
ments anbetrifft,  so  ist  der  Fortschritt  durchaus  kein  allgemeiner,  viel- 
mehr ergiebt  er  sich  als  sporadische  Erscheinung  und  zwar,  worauf  be- 
sonders zu  achten,  gerade  in  den  Gouvernements,  wo  bessere  gutsherr- 
liche  Wirthschaften  mehr  verbreitet  sind,  so  namentlich  Eowno  (Einfluss 
der  Wirthschaft  des  benachbarten  Kurlands,  grosse  Zahl  gut  eingerichteter, 
vielfach  von  deutschen  Landwirthen  geleiteter  Wirthschaften)  und  Wol- 
hynien  (Nähe  des  vorgeschritteneren  Polens  etc.),  wie  überhaupt  der  pol- 
nische Adel  der  Landwirthschaft  mehr  Sorgfalt  zugewandt  hat  als  der 
russische.   Um  den  Factor  der  andersgearteten  historischen  Bedingungen 
auszuschliessen,  hätte  die  Commission  doch  ihr  Augenmerk  auf  das  Nächst- 
liegende, auf  die  Wirthschaft  des  ja  auch  in  den  inneren  Gouvernements 
in  Mitten  des  Gemeindebesitzes  befindlichen  bäuerlichen  individuellen 
Grundbesitzes  richten  sollen,  was  aber  nur  nebenbei  geschieht  So  ist  viel- 
fach von  den  „Einhöf  lern"  die  Bede,  ohne  dass  deren  Wirthschaftsbetrieb 
für  besser  erkannt  wird,  als  der  der  umwohnenden  Bauern  im  Gemeinde 
besitz.    Erst  im  8.  Bericht  (17.  Februar  1882)  wird  als  wünschenswert 
erklärt,  dass  von  den  Berichterstattern  insbesondere  auf  den  Wirthschafts- 
betrieb der  Bauern,  die  vom  Gemeindebesitz  zum  individuellen  über- 
gegangen sind,  geachtet  werde.   Wie  lauten  nun  die  Antworten?    Solche 
sind  überhaupt  nicht  eingegangen  (sei.  bis  zum  15.  Bericht  incl.,  weitere 
scheinen  nicht  erschienen  zu  sein),  ungeachtet  dessen,  dass  in  vielen  Corre- 
spondenzen  jener  Uebergang  constatirt  wird.  Jedenfalls  ein  zu  beachtendes 
Zeichen,  das  um  so  mehr  ins  Gewicht  fällt,  als  die  Commission  sehr  rührig 
ist  und  über  eine  grosse  Zahl  sachverständiger  Berichterstatter  verfügt 
Nicht  mehr  Erfolg  erzielt  die  Commission  in  der  Behandlung  der 
einzelnen  Specialfragen.   Der  Wechsel  im  Besitz  als  ein  die  Wirthschaft 
schädigender  Factor,  findet  in  den  eingesandten  Correspondenzen  nur 
ganz  vereinzelt  und   beiläufig   Erwähnung,    in  keiner   Correspondens 
wird  dieser  Umstand  selbständig  behandelt.     Eingehende  Behandlung 
.finden  dagegen  die  Gemenglage  der  Grundstücke,  der  Flurzwang,  die 


—    281    — 

ungeeignete  Abgrenzung  des  Bauerlandes  (zu  grosse  Entfernung  vom 
Wirthschaftshof),  das  Beisammenleben  in  grossen  Dörfern,  das  enge  Bei- 
sammenstehen der  Höfe  im  Dorfe  und  die  Familientheilungen  —  die 
hierauf  bezüglichen  Klagen  ertönen  aber  weit  zahlreicher  aus  dem  Land- 
strich mit  individuellem  Grundbesitz  als  aus  dem  anderen.  Besonders  ein- 
dringend sind  die  Klagen  über  die  Zersplitterung  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes überall  im  Gebiet  des  individuellen  Rechts:  als  mildere  Form 
erscheint  die  gleiche  Theilung  des  väterlichen  Erbes  unter  allen  Söhnen, 
nicht  selten  theilt  aber  der  Vater  dem  verheiratheten  Sohne  ein  Land- 
stück ab,  bei  Erbtheilung  unter  allen  Söhnen  erhält  die  verwittwete 
Mutter  einigen  Grundbesitz,  vielfach  auch  die  Schwestern!  Somit  er- 
scheint die  Frage  der  Familientheilungen  bei  dieser  Grundbesitzordnung 
nicht  besser,  vielfach  aber  schlimmer  als  beim  Gemeindebesitz.  Die  Be- 
schwerden über  den  Flurzwang  und  die  Gemenglage  auch  beim  indivi- 
duellen Besitzrecht  sind  mit  einiger  Vorsicht  aufzunehmen.  Dass  sie 
zur  Zeit  nicht  allgemein  als  Missstände  vom  Bauern  gefühlt  werden,  ergiebt 
sich  daraus,  dass  auch  beim  Nichtbestehen  derselben  die  Wirthschaft 
zumeist  als  die  alte  geschildert  wird,  selbst  auf  arrondirten  Einzelhöfen 
die  Bauern  den  Dünger  verkaufen  etc.  und  Bauern  beim  gemeinsamen 
Kauf  des  zu  individuellem  Eigenthum  vertheilten  Landes  den  Flurzwang 
(zum  Schutz  gegen  das  weidende  Vieh)  einführen  etc.,  dass  andererseits 
beim  Bestehen  desselben  in  mehreren  Landstrichen  die  Einreihung  des 
Kleebaues  in  das  Wirtschaftssystem  —  mit  Hinweis,  dass  auf  der  be- 
nachbarten Grosswirthschaft  Kleebau  üblich  war  —  erfolgt  ist1)  Und 
als  Pendant  hierzu  finde  ich  in  einer  Correspondenz  die  Erzählung,  wie 
der  erste  erfolgreiche  Versuch  eines  Bauern  mit  der  Düngung  auf  ge- 
pachtetem Lande  sofort  zwei  Gemeinden  (mit  Gemeindebesitz)  veranlasst 
hat,  die  bisher  üblichen  häufigen  Neuverloosungen  aufzugeben  und  das 
Land  fürt  Erste  auf  sechs  Jahre  den  Inhabern  zu  belassen!  Und  sofort 
düngen  alle  Bauern  beider  Gemeinden  ihre  Landstreifen!2) 

Ein  Wort  noch  in  Betreff  einer  Specialfrage.  Wiederholt  wird  in 
diesen  Berichten  die  auch  sonst  constatirte  Thatsache  beklagt,  dass  Ge- 
meinden mit  individuellem,  aber  in  Gemenglage  befindlichem  Grundbesitz 
die  Aussiedelung  aus  dem  Dorfe  verhindern  und  die  Verletzung  dieses 
Verbotes  gar  mit  Niederreissen  der  gebauten  Hütten  ahnden,  und  die 
Beseitigung  dieses  Missstandes  gewünscht  Ich  finde  die  Sachlage  nicht 
klargestellt  Wenn  mit  der  Aussiedelung  nicht  eine  Arrondirung  des 
Grundbesitzes  (Ausscheidung  aus  der  Gemenglage)  —  eine  solche  wird 
in  diesen  Klagen  nicht  angegeben  —  erfolgt,  so  ist  das  Verhalten  der 
Gemeinde  ganz  berechtigt.    Jenes  Vorgehen  eines  Einzelnen  stört  die 

*)  1.  c,  Bd.  II,  pag.  2-5,  23,  36,  56,  69,  72,  89,  92,  94,  109,  160, 165  u.  a.  a.  St. 
")  1.  c,  pag.  7. 
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Wirthschaft  Aller:  die  Hütnng,  die  Gefahr,  dass  das  Vieh  des  Ausgesie- 
delten auf  die  Aecker  geht  etc.  Auch  gewährt  idas  Gesetz  der  Gemeinde  den 
berechtigten  Schutz  gegen  dieses  Vorgehen  Einzelner,  indem  in  den  bezüg- 
lichen Localgesetzen1)  dem  Einzelnen  nur  gestattet  ward,  auf  dem  Gehöft- 
land ohne  Genehmigung  der  Gemeinde  Gebäude  aufzuführen.  So  lange 
eine  Gemenglage  besteht,  kann  dem  Einzelnen  jenes  Recht  nicht  eingeräumt 
werden,  wie  auch  nicht  das  Recht  der  Einhegung  seiner  Ackerstreifen.3) 

Die  Schäden  des  Gemeindebesitzes  gegenüber  dem  Betriebe  im  in- 
dividuellen Grundbesitze  treten  in  diesen  Berichten  so  sehr  zurück,  dass 
selbst  auf  Grundlage  des  hier  gebotenen,  tendenziös  ein  verlangten  Ma- 
terials kein  Spruch  gegen  den  Gemeindebesitz,  selbst  nicht  wegen  öko- 
nomischer Schädigung  des  Betriebes  gefällt  werden  kann.  Vielmehr 
ergiebt  sich  auch  hieraus  —  die  Principienfrage  bei  Seite  gelassen  — 
nur  der  eine  Schluss,  dass,  bevor  der  Gemeindebesitz  zerstört  wird,  vorerst 
die  vielfachen  Beengungen  und  Störungen  im  individuellen  Grundbesitz 
zu  beseitigen  (Aussiedelung  aus  grossen  Dörfern,  Arrondirung  etc.),  die 
Wirkung  dieser  Maassregeln  zu  beobachten  und  dann  erst  mit  den  hier 
gewonnenen  Erfahrungen  die  weit  schwierigere  Lösung  der  Frage  des 
Gemeindebesitzes  in  Angriff  zu  nehmen  wäre,  wo  gleichzeitig  mit  jenen 
Maassregeln  auch  noch  das  gewohnte  Grundbesitzrecht  selbst  zu  brechen 
wäre.  Aber  von  alle  Dem  nichts  in  den  Berichten!  Jene  Missstande 
beim  individuellen  Grundbesitz  werden  freilich  constatirt,  aber  mehr 
beiläufig,  der  Schwerpunkt  der  Auseinandersetzungen  richtet  sich  immer 
und  direct  auf  die  Beseitigung  des  Gemeindebesitzes  und  jener  Miss- 
stände bei  dieser  Grundbesitzordnung. 

Wenn  nun  eine  einflussreiche,  mit  einem  grossen  Apparat  arbeitende 
Commission  in  vieljähriger  eifriger  Thätigkeit  nicht  mehr  und  Eingehen- 
deres, Beweisenderes  in  Betreff  der  Schäden  des  Gemeindebesitzes  hat 
ermitteln  und  vorbringen  können,  so  erscheint  mir  das  als  ein  bedeut- 
sames, neues  Beweismittel  dafür,  dass  zur  Zeit  der  Gemeindebesitz  im 
Allgemeinen  nicht  die  ihm  nachgesagten  Schäden  hervorruft3) 

')  Localgesetz  für  die  kleinrussischen  Gouvernements  Art.  106,  107,  Localgesetz 
für  die  Gouyernements  Kiew,  Podolien  und  Wolhynien,  Art  88,  84. 

')  Ein  in  diesen  Berichten  (ÄouajH)  und  auch  sonst  auftretendes  Missverstand- 
niss  ist  noch  aufzuhellen.  Es  wird  beklagt,  dass  das  Vermessungsgesetz  für  die 
Gout.  Poltawa  und  Tschernigow  den  Flurzwang  für  den  Grundbesitz  unter  60  Dess. 
verlange,  die  gesonderte  Vermessung  und  Abgrenzung  geringeren  Grundbesitzes  wird 
dann  consequenter  Weise  als  Gesetzesverletzung  angesehen.  Das  Aßssversttndniss 
besteht  darin,  dass  jenes  Gesetz  die  abgesonderte  Vermessung  von  Grundbesitz  über 
60  Dess.  als  Minimalforderung  aufstellt:  es  gebietet  die  Absonderung  für  den 
grösseren  Grundbesitz,  verbietet  aber  nicht  ein  radicaleres  Vorgehen,  was  den  Be- 
theiligten überlassen  ist. 

*)  Es  erscheint  mir  die  Methode  der  Thätigkeit  dieser  Commission  keine  glück- 
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Zweites  Kapitel 

Die  Notwendigkeit  der  Reform  des  bäuerlichen 

Gemeindebesitzrechts. 

1.  Gegen  die  Abschaffung  des  Gemeindebesitzes. 

Sowol  die  Gegner  als  auch  die  Anhänger  des  Gemeindebesitzes  er* 
klären  sich  gegen  eine  Beform  dieses  Grundbesitzrechts:  die  ersteren 
verlangen  die  Beseitigung  desselben,  die  anderen  wünschen  der  Gemeinde, 
dem  Volksgeist  den  Gemeindebesitz  und  seine  etwaige  innere  Umgestal- 
tung zu  überlassen. 

Die  Gegner  verlangen  rundweg  die  Abschaffung  der  bestehenden 
Grundbesitzordnung  und  die  Einführung  des  individuellen  Grundbesitz- 
rechts. Sie  verlangen  diese  Reform  auf  Grundlage  der  zur  Genüge  in 
dieser  Schrift  dargelegten  allgemeinen  theoretischen  Behauptungen,  wie 
jede  Gebundenheit  des  Grundbesitzrechts  überhaupt  und  insbesondere 
der  Gemeindebesitz  die  Production  lähme  und  somit  die  gesammte  Volks- 
wirtschaft schädige,  die  auch  darunter  leide,  dass  ein  zu  grosser  Bruch- 
theil  der  Bevölkerung  an  die  Scholle,  die  ihn  nicht  vollständig  ernähre, 
gebunden  sei,  in  Folge  dessen  die  Entstehung  und  Ausbildung  einer 
ausserlandwirthschaftlich  gewerblichen  Bevölkerung  hindere,  und  somit 
den  Staat  in  Armuth  erhalta  Die  schlimme  ökonomische  Lage  des  Landes 
überhaupt  und  der  bäuerlichen  Bevölkerung  im  Besonderen  sei  vor  Allem 
dem  Gemeindebesitz  zur  Last  zu  legen. 

Gegen  diese  Darlegung  ist  zuerst  darauf  hinzuweisen,  dass  aus 
diesem  Lager  keine  irgendwie  bemerkenswert  he,  auf  dem  Boden  that- 
sächlicher  Untersuchungen  beruhende  Arbeit  vorliegt.  Es  liegt  keine 
Arbeit  vor,  die  auch  nur  den  Versuch  unternommen  hätte,  den  thatsäch- 
lichen  Nachweis  des  inneren  Causalnexus  der  schlimmen  ökonomischen 
Lage  der  Bauern,  ihrer  schlechten  Wirthschaft,  der  wirtschaftlichen 

Sorglosigkeit  etc.  mit  der  bestehenden  Grundbesitzordnung  zu  führen. 

_— — — — — — —  * 

liebe.  Was  kann  die  Mitteilung  solcher  vereinzelter  Daten,  dazu  ohne  hinreichende 
Erläuterung  wirken?  Weit  zweckentsprechender  wäre  es  nach  dem  Vorbild  K.  Kawe- 
lin's,  Flurschriften  in  volkstümlicher  Sprache  zu  veranstalten  und  ihnen  weite  Ver- 
breitung zu  geben,  in  welchen  der  Verlust  und  das  Schädigende  zuweitgehender  Ge- 
menglage, des  Beisammenlebens  in  grossen  Dörfern  etc.  etc.  klar  auseinandergesetzt 
und  bezügliche  Rathschläge  (je  nach  den  Landstrichen)  ertheilt  werden.  Klassische 
Vorbilder  bieten  Kawelin's  „Kpecrumcue  pasronopH"  im  Gejocsil  Bftcramti  (so  in 
Nr.  18,  1884,  über  die  Vergrössening  der  Gewanne  zur  Verringerung  der  Zahl  und 
damit  Vergrössening  der  Landstreifen),  und  seine  mehrfach  von  uns  berührte  Flug- 
schrift über  die  Einführung  einer  Fruchtwechselwirthschaft  (mit  specieller  Berück- 
sichtigung der  Verhältnisse  im  Dorf  Iwanowo,  Gouv.  Tula). 
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Es  kann  nicht  als  solch  ein  tatsächlicher  Nachweis  angesehen  werden, 
wenn  einmal  hier  oder  da  in  einer  Gemeinde  unter  besonderen  Um- 
ständen ein  die  Wirthschaft  schädigender  Factor  als  solcher  nach- 
gewiesen wird.  Aus  solchen  Specialfallen  ist  kein  Schluss  auf  die  Wir- 
kung des  Gemeindebesitzes  im  Allgemeinen  zu  ziehen.  Und  doch  ist  es 
nicht  die  Aufgabe  der  Anhänger  des  Gemeindebesitzes  die  absolute  oder 
relative  Unschädlichkeit  dieser  Grundbesitzform,  sondern  die  der  Gegner 
das  Entgegengesetzte  nachzuweisen. 

Ohne  diesen  Beweis  angetreten  zu  haben«  wird  versichert,  ihr  sei  in 
erster  Linie  die  Verantwortung  für  die  schlimme  ökonomische  Lage  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  aufzuwalzen,  es  sei  daher  die  Abschaffung  des 
Gemeindebesitzes,  resp.  die  Einführung  des  freien,  individuellen  Grtmd- 
besitzrechts  erforderlich  und  diese  Umwälzung  des  bäuerlichen  Recht 
würde  dann  eine  ebenso  blühende  landwirthschaftliche  Cultur  zu  Tage 
fördern,  wie  sie  in  Westeuropa  zu  finden  ist  Das  an  anderer  Stelle  gegen 
diese  Deductionen  bereits  Gesagte  brauchen  wir  hier  nicht  zu  wieder- 
holen, sondern  haben  nur  —  zur  Ergänzung  —  Folgendes  hinzuzufügen. 

Vorerst  werden  die  rein  technischen  Schwierigkeiten,  die  sich 
der  Abschaffung  des  Gemeindebesitzes  entgegenthürmen,  übersehen  oder 
die  Bedeutung  derselben  unterschätzt    Das  individuelle,  freie  Grund- 
besitzrecht zu  decretiren,  das  ist  leicht,  dazu  bedarf  es  nur  eines  Feder- 
strichs.   Die  Folge  wäre,  wenn  die  Bauern  sich  fügen  sollten,  was  wir 
hier  annehmen,  die  Beseitigung  der  allgemeinen  Umtheilungen,  sonst 
bliebe  Alles  beim  Alten  (Flurzwang,  Gemenglage  etc.);  es  würde  sich 
aber  bald  als  natürliche  Folge  des  freien  Verkehrsrechts,  wie  wir  es 
in  den  kleinrussischen  und  den  süd-  und  nordwestlichen  Gouvernements 
vor  Augen  haben,  durch  Kauf  und  Erbtheilungen  eine  so  grosse  Zer- 
splitterung, eine  Gemenglage  in  solchem  Umfange  ausbilden,  wie  sie 
im  Gemeindebesitz  sich  nicht  entwickeln  kann  oder  wo  sie  sich  ent- 
wickelt, durch  eine  Neuverloosung  (Zusammenlegung  der  durch  partielle 
Umtheilungen  etc.  zersplitterten  Landstreifen)  beseitigt  wird,  was  beim 
individuellen  Grundbesitzrecht  nur  mit  Zustimmung  aller  Grundbesitzer 
möglich'  wäre.     Wie  schwer  diese  zu  erzielen,  ergiebt  sich  aus  den 
analogen  Fällen  (bei  Arrondirungen  etc.)  im  Kleingrundbesitz  in  West- 
europa.  In  landwirthschaftlich-technischer  Beziehung  wäre  demnach  bei 
dieser  einfachen  Art  der  Lösung  der  Frage  wenig  gewonnen  (Sicherheit 
des  Besitzes),  gar  bald  aber  Schlimmes  hervorgerufen  (grössere  Gemeng- 
lage).   Nach  den  analogen  Erscheinungen  im  individuellen  Grundbesitz, 
sowol  in  den  Gouvernements  mit  vorherrschendem  Gemeindebesitz  bei  den 
Einhöflern,  als  auch  in  den  Landstrichen  mit  alleinigem  individuellen 
Grundbesitz,  wie  wir  oben  insbesondere  in  Betreff  der  kleinrussischen 
Gouvernements  gesehen,  ist  die  Vermuthung  berechtigt,  ja  als  höchst 
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wahrscheinlich  zu  behaupten,  dass  eine  sowol  ökonomisch  als  auch  land- 
wirthschaftlich  schädliche  Zersplitterung  einerseits  und  Zusammenlegung 
des  Grundbesitzes  andererseits  sich  sehr  bald  ausbilden  würde.  Die 
Gemenglage  der  Grundstücke  ist,  wie  ganz  naturgemäss,  ein  starker 
Stimulus  für  die  wohlhabenden  Wirthe,  ihren  Grundbesitz  durch  Ankauf 
benachbarter  Landstreifen  zu  vergrössern,  wie  sie  andererseits  den  sorg- 
loseren Wirth  leichter  dazu  bringt,  einzelne  Landstreifen  zu  verkaufen 
als  beim  arrondirten  Grundbesitz,  wo  einerseits  keine  so  dringenden 
Kauf  liebhaber  auftreten,  andererseits  der  ganze  Wirthschaftsbetrieb  durch 
Abtrennung  eines  Landstückes  eventuell  mehr  gestört  wird.  Was  das 
Gebundensein  eines  zu  grossen  Bruchtheils  der  Bevölkerung  an  die 
Scholle  beim  jetzigen  Gemeindebesitz  betrifft,  so  erscheint  es  nach  den 
Erfahrungen  in  jenen  Landstrichen  mit  individuellem  Grundbesitzrecht, 
wie  oben  bereits  gezeigt,  zweifelhaft,  ob  die  Abschaffung  desselben 
diesen  Missstand,  soweit  er  ein  solcher  ist,  beseitigen  wird. 

Weitergehend  in  seinen  praktischen  Consequenzen  ist  der  Antrag, 
mit  Declarirung  des  individuellen  Grundbesitzrechts  gleichzeitig  den 
Flurzwang  zu  beseitigen.  Zu  den  soeben  dargelegten  Missständen  würde 
diese  Lösung  die  gesonderte  Hütung  des  Viehs  beanspruchen,  deren 
Kosten  (an  Arbeit)  die  bäuerliche  Kleinwirthschaft  zumeist  nicht  im 
Stande  wäre  zu  tragen,  sodann  eine  Kürzung  der  Weide,  die  Kosten 
der  Umzäunung  der  Landstreifen,  Viehverlaufen  auf  fremdes  Land  und 
in  Folge  dessen  Streitigkeiten  aller  Art  hervorrufen.  Das  Nähere  hierüber 
haben  wir  an  geeigneter  Stelle  beleuchtet. 

Die  volle  Lösung  der  Frage,  wie  sie  zumeist  in  jenem  Lager  ver- 
langt wird,  besteht  in  der  vollen  Arrondirung  des  Grundbesitzes  eines 
Jeden.  Die  Schwierigkeiten,  die  sich  dieser  Lösung  entgegenstellen,  sind 
ungeheuere,  wol  zur  Zeit  geradezu  praktisch  unüberwindlich,  möge  die 
Arrondirung  vollständig  und  streng  durchgeführt  werden,  oder  möge  sie 
nur  in  der  Separation  zu  mehr  oder  weniger  grossen  Landstücken  be- 
stehen. Zu  all'  den  in  Westeuropa  bekundeten  Schwierigkeiten  treten  für 
uns  noch  andere  hinzu:  Mangel  an  technisch  gebildeten  Beamten,  deren 
Beistand  —  selbst  unter  der  Voraussetzung  voller  Bereitwilligkeit  und 
gutwilligen  Eingehens  auf  jene  Absicht  Seitens  der  Bauern  —  füglich 
nicht  würde  gemisst  werden  können,  die  Notwendigkeit  der  zwangs- 
weisen Aussiedelung  auch  aus  verhältnissmässig  kleinen  Dörfern,  zumal 
wenn  das  Land  ungünstig  zum  Dorf  belegen  ist,  der  grösste  Widerwille 
der  Bauern  gegen  das  ganze  Unternehmen,  der  bei  der  jetzigen  Lage 
der  landwirtschaftlichen  Entwickelung  geringe  Vortheil  derselben,  die 
grossen  Kosten,  die  direct  und  indirect  (allgemeine  Steuern)  den  Bauern 
zufallen  würden.  Die  Beseitigung  der  Weide  auf  dem  Brach-  und 
Stoppelfelde,  wie  auch  die  Theilung  des  Weidelandes  würde  die  jetzt 
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übliche  gemeinsame  Hütung  des  Viehes  beseitigen,  die  Einzelhütung  wäre 
wegen  der  Kosten  (Entziehung  der  Arbeitskraft  auch  nur  eines  Knaben 
unmöglich  und  wegen  der  Entziehung  der  Kinder  vom  Schulunterricht, 
die  unausbleiblich  erfolgen  würde,  nicht  zu  erstreben.  Bleibt  aber  die 
Hütung  auf  gemeinsamem  Weidelande,  so  ist  die  Arrondirung  des  übrigen 
Grundbesitzes  noch  schwieriger.  Bei  der  heutigen  Lage  der  landwirt- 
schaftlichen Bedingungen  und  der  Armuth  der  Bauern  kann  ohne  volks- 
wirtschaftlichen Verlust  (Verminderung  des  Viehbestandes)  vielleicht  im 
grössten  Theil  des  Landgebiets  mit  Gemeindebesitz  die  Weide  auf  dem 
Stoppel-  und  Brachfelde,  wol  auch  auf  den  Wiesen  nicht  entbehrt  werden, 
also  dieser  Verlust  bei  der  Arrondirung. 

Und  schliesslich  würde  für  eine  absehbare  Zukunft  der  ökonomische 
Erfolg  dieser  immensen  Arbeit  ein  geringer  sein:  beim  Mangel  an  bes- 
serem Vorbild,  bei  dem  noch  niedrigen  Stande  der  materiellen  und 
geistig -sittlichen  Entwicklung  der  Bauern,  lässt  sich  mit  einem  hohen 
Maass  der  Sicherheit  behaupten,  dass  die  Bauern  —  mit  Ausnahmen  — 
noch  lange  so  wirtschaften  werden,  wie  sie  es  jetzt  treiben  und  wie  es 
der  benachbarte  freie,  ungebundene  individuelle  Kleingrundbesitzer  es 
heute  treibt  Die  nächsten  Fortschritte  in  der  Landwirthschaft  können  sich 
im  Grossen  und  Ganzen  noch  im  Rahmen  des  Gemeindebesitzes,  mit  Be- 
seitigung einiger  fühlbarer  Härten,  wo  sie  bestehen  (Beseitigung  zu 
schmaler  Landstreifen  durch  Vergrösserung  der  Gewanne  etc.),  bewegen. 

Und  endlich  noch  ein  bedeutsames  Moment:  Wie  bekannt  und  in 
diesem  Werk  mehrfach  betont,  befindet  sich  der  individuelle  bäuerliche 
Grundbesitz  zumeist  in  Gemenglage  und  Flurzwang.  Wenn  nun  diese 
Beengung  in  Wirklichkeit  bei  den  bestehenden  sonstigen  Bedingungen 
des  wirtschaftlichen  Lebens  jene  von  den  Gegnern  des  Gemeinde 
besitzes  behaupteten  schlimmen  Wirkungen  auf  die  bäuerliche  Wirt- 
schaft und  deren  Betrieb  ausüben  sollte,  so  würde  eine  verständige 
Agrarpolitik  vorerst  die  Beseitigung  dieses  Zustandes  beim  individuellen 
Grundbesitz  fordern,  denn  einerseits  stellen  sich  einer  solchen  Beform 
bei  dieser  Grundbesitzordnung  in  soweit  weniger  Schwierigkeiten  ent- 
gegen, als  nicht  erst,  wie  beim  Gemeindebesitz,  das  gewohnte  Grund- 
besitzrecht zu  brechen  wäre  —  unzweifelhaft  eine  sehr  bedeutende  Er- 
schwerung der  geplanten  Reform!  —  und  andererseits  würde  uns  die  Er- 
fahrung, die  wir  aus  der  Durchführung  dieser  Maassregel  gewonnen  hätten, 
uns  lehren,  in  welcher  Weise  sie  unter  schwierigeren  Bedingungen  (beim 
Gemeindebesitz)  ins  Leben  zu  treten  hätte,  und  namentlich  auch  uns 
zeigen,  wie  gross  der  ökonomische  Vortheil  sich  hieraus  gestaltet  und 
ob  —  bei  den  *  gegebenen  sonstigen  Bedingungen  —  der  erzielte  Vor- 
theil grösser  ist,  als  die  Kosten  der  Arrondirung  und  der  Aussiedelung, 
die  vielfachen  Unzuträglichkeiten  und  endlich  die  Einbusse  der  gemein- 
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samen  Hütung  auf  der  ewigen  Weide  oder,  wenn  diese  belassen  werden 
sollte,  auf  dem  Stoppel-  und  Brachfeld,  wie  auch  auf  der  Wiese.  Dieser 
eigentlich  von  selbst  sich  ergebende  Weg  wird  aber  von  den  Gregnern  des 
Gemeindebesitzes  nicht  eingeschlagen.  Zumeist  wird  jene  Beengung  beim 
individuellen  Grundbesitz  ganz  bei  Seite  gelassen,  oder  wo  Solches 
nicht  geschieht,  beiläufig  gleichsam  als  etwas  Nebensächliches  berührt, 
dagegen  das  Schwergewicht  auf  ihre  Beseitigung  beim  Gemeindebesitz 
gelegt  —  als  ob  der  Charakter  des  Grundbesitzrechts  die  Wirkung  dieses 
Missstandes  beeinflusst  Soweit  das  Grundbesitzrecht  in  dieser  Beziehung 
eine  Bedeutung  hat,  tritt  die  eventuelle  Dringlichkeit  der  Beseitigung 
jener  Beengungen  gerade  beim  individuellen  Grundbesitzrecht  weit  stärker 
hervor  als  beim  Gemeindebesitz,  wo  die  Gewohnheit  des  gemeinsamen 
Thun  und  Lassens  die  Fessel  als  solche  weniger  fühlbar  macht,  da  die 
Absicht  der  Absonderung  geringer  ist,  wo  die  Gemeinde  das,  je  nach 
Lage  der  Dinge  benutzte  Recht  der  Beseitigung  hierbei  hervortretender 
wirklicher  Harten  hat,  während  beim  individuellen  Grundbesitz  und  zwar 
in  um  so  höherem  Maasse,  je  mehr  der  von  den  Gegnern  des  Gemeinde- 
besitzes über  das  rechte  Maass  gepflegte  Individualismus  sich  entwickelt, 
die  Beengung  an  sich  mehr  gefühlt  wird  und  bereits  vielfach  in  Wirk- 
lichkeit eine  so  grosse  ist,  hervorgerufen  durch  die  parcellenweise  Zer- 
splitterung (durch  Erbgang,  Veräusserung),  wie  sie  sich  beim  Gemeinde- 
besitz gar  nicht  ausbilden  kann,  und  wo  sie  etwa  auch  nur  annähernd 
erreicht  wird,  sogleich  durch  eine  Neuverloosung  auf  ein  gewisses  Mi- 
nimum (je  nach  der  Zahl  der  Gewanne)  zurückgeführt  wird. 

Wir  kehren  zur  Principienfrage  zurück.  Gesetzt  auch  den  Fall, 
den  wir  auf  Grundlage  des  Dargelegten  nicht  zugeben  können,  dass  der 
Gemeindebesitz  die  bäuerliche  Wirthschaft  in  empfindlicher  Weise  schä- 
digt und  eine  erhebliche  Ursache  der  schlimmen  ökonomischen 
Lage  der  Bauern  ist,  so  ist  noch  nicht  der  Schluss  gestattet,  dass  dess- 
halb  diese  Grundbesitzordnung  abzuschaffen  sei,  wie  es  die  Gegner  ver- 
langen. Als  ob  es  kein  Drittes  gäbe!  Wie  jener  Beweis  nicht  erbracht 
ist  (und  freilich  auch  nicht  erbracht  werden  kann),  nicht  einmal  in  ernst- 
lich wissenschaftlicher  Weise  versucht  ist,  wie  die  technischen  Schwierig- 
keiten der  Einführung  des  individuellen  Grundbesitzrechts  übersehen 
oder  unterschätzt  werden,  so  wird  in  jenem  Lager  nicht  einmal  die 
Frage  aufgeworfen,  zu  geschweigen  von  der  ernsten  Behandlung  der- 
selben, ob  sich  nicht  die  wirklich  hervortretenden  Mängel  und  soweit  sie 
hervortreten,  beseitigen  lassen,  ohne  gleichzeitig  das  ganze  bestehende 
Grundbesitzrecht  einfach  über  den  Haufen  zu  werfen.  Erst  wenn  der 
Nachweis  geführt  wäre,  dass  jene  Mängel  ohne  Wegräumung  des  Ge- 
meindebesitzes nicht  weggeschafft  werden  können,  dann  erst  könnte  die 
Einführung  des  individuellen  Grundbesitzrechts  verlangt  werden. 
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Bei  dieser  Art  der  Behandlung  der  Frage,  die  die  thatsächlichen 
Verhältnisse  ausser  Auge  lässt,  wird  man  zu  dem  Schlüsse  geführt,  dass 
nicht  die  Erkenntniss  der  praktischen  Schäden,  der  praktischen  Unmög- 
lichkeit, auf  dem  Boden  des  bestehenden  Rechts  die  Mangel  des  Ge- 
meindebesitzes zu  beseitigen,  verbunden  mit  dem  Nachweis  der  prak- 
tischen Möglichkeit  der  Einführung  des  individuellen  Grundbesitzrechts 
es  ist,  die  die  Gegner  veranlasst,  die  Einführung  dieses  Grundbesitzrechts 
zu  verlangen,  sondern  die  theoretische  Voreingenommenheit,  die  allein 
selig  machende  Lehre  des  laisser  faire,  verbrämt  mit  der  Kenntniss 
vereinzelter  Erscheinungen  in  der  bäuerlichen  Wirthschaft. 

Wir  wollen  uns  jetzt  auf  dieses  Gebiet  begeben.  Wir  haben  bereits 
an  anderer  Stelle  gefunden,  dass  auch  dort,  wo  rechtlich  und  auch  dort, 
wo  nicht  rechtlich  aber  doch  factisch  frei  über  den  Grundbesitz  verfügt 
wird,  nicht  die  vorausgesetzten  Früchte  gezeitigt  werden,  vielmehr  in 
manchen  Landstrichen  die  Lage  der  Wirthschaft,  wie  der  ökonomische 
Stand  der  Bauern  noch  schlimmer  als  im  Gemeindebesitz  sich  zeigt: 
Parcellirung,  Zusammenlegung,  Verschuldung,  Verarmung  etc.  Hier  wie 
dort  sind  es  andere  Umstände,  die  die  Verarmung  etc.  in  erster  Linie 
hervorrufen,  wobei  das  freie  Verfügungsrecht  ebenso  wenig  wie  der 
Gemeindebesitz  die  Wirkung  dieser  anderen  Momente  hat  überwinden 
können.  Die  Einführung  des  individuellen  Grundbesitzrechts  würde  also 
keinen  wesentlichen  Einfluss  auf  die  ökonomischen  Verhältnisse  der  im 
Gemeindebesitz  lebenden  Bevölkerung  ausgeübt  haben. 

Wenden  wir  jetzt  mit  kurzen  Worten  unser  Augenmerk  auf  Länder, 
wo  das  freie  Verfügungsrecht  länger  als  in  Russland  herrscht  und  die 
übrigen  ökonomischen  Bedingungen  günstiger  sind,  der  geistig -sittliche 
Zustand  der  ländlichen  Bevölkerung  ein  höherer  ist,  das  „freie  Walten 
der  Kräfte"  sich  also  unter  günstigeren  Voraussetzungen  vollzieht  In 
Westeuropa  mehren  sich  in  steigendem  Maasse  die  Anzeichen,  dass  un- 
geachtet der  verhältnissmässig  kurzen  Zeit  des  Bestehens  des  freien 
Verkehrsrechts  der  bäuerliche  Grundbesitz  den  Gefahren  des  Zusammen- 
kaufs,  der  unnatürlichen  Zersplitterung,  der  Verschuldung  erliegt  Lehr- 
reich in  dieser  Beziehung  sind  für  uns  namentlich  Deutschland  und 
Oesterreich- Ungarn,  wo  die  neue  Gestaltung  des  bäuerlichen  Kechts- 
lebens  (Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  Ersetzung  der  alten  bäuerlichen 
Lasten  durch  die  Ablösung  etc.)  sich  in  analoger  Weise  wie  in  Russland 
—  trotz  aller  Verschiedenheiten  im  Einzelnen  —  vollzog.  Die  besten 
Kräfte  dieser  Länder  beschäftigen  sich  heute  mit  der  Frage,  welchen 
Beschränkungen  das  bisher  freie  bäuerliche  Grundbesitzrecht  zu  unter- 
werfen sei,  um  den  Bauerstand  lebenskräftig  zu  erhalten,  und  die  Ge- 
setzgebung dieser  Staaten  hat  bereits  diesen  Weg  betreten.  *) 

>)  Ad.  Wagnert  Lehrbuch  der  politischen  Oekonomie  Bd.  I,  U.  Auflage  1879, 
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Den  Gegnern  des  Gemeindebesitzes  wollen  wir  fürs  Erste  nur  die 
Thatsache  entgegenhalten:  sowol  vom  theoretisch  wissenschaftlichen  Stand- 
punkte aus,  als  auch  auf  dem  Boden  praktischer  Erfahrung  erheben  sich 
in  steigendem  Maasse  Zweifel  an  der  allseitigen  Wohlthätigkeit  der  un- 
beschränkten, zügellosen  Freiheit  des  Verkehrsrechts.  Dieser  Zweifel 
lässt  das,  längere  Zeit  fast  ohne  Widerspruch  als  Dogma  geltende  Recht 
jetzt  wiederum  als  eine  offene  Frage  erscheinen. 

Ist  nun  diese  Frage  in  Westeuropa  eine  offene,  so  würde  es  nicht 
von  einer  weisen  Politik  zeugen,  das  Gebundensein  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzrechts abzuschaffen  und  das  in  Westeuropa  unternommene  Experi- 
ment gleichfalls  zu  unternehmen,  und  zwar  zu  einer  Zeit,  wo  dessen 
Richtigkeit  ernstlich  bezweifelt  wird.  Es  ist  unstreitig  weiser,  abzuwarten, 
resp.  vorsichtig  in  der  Frage  des  Gemeindebesitzes  vorzugehen,  bis  die 
Frage  des  freien  Verkehrsrechts,  seine  Vorzüge  und  Schattenseiten  — 
dieses  richte  ich  an  die  Adresse  der  Gegner  des  Gemeindebesitzes  — 
mehr  geklärt  sind. 

Sonst  würde  sich  das  seltsame  Schauspiel  erweisen,  dass  Russland 
das  bäuerliche  individuelle  Grundbesitzrecht  einführt,  während  man  in 
Westeuropa  nach  trüben  Erfahrungen  wieder  zu  Beschränkungen  dieses 
Rechts  zurückkehrt,  und  Russland  dann  bald  wieder  in  der  Lage  wäre, 
das  freie  individuelle  bäuerliche  Grundbesitzrecht  zu  brechen,  indem 
es  Beschränkungen  desselben  einführt 

Wie  auch  die  zukünftige  Gestaltung  des  bäuerlichen  Grundbesitz- 
rechts sich  gestalten  möge,  Russland  ist  in  einer  günstigeren  Lage  als 
Westeuropa.  Wir  haben  nicht  erst  nöthig,  wie  in  Westeuropa,  das  Grund- 
besitzrecht zu  zerstören,  sondern  werden  uns  darauf  zu  beschränken  haben, 
die  bestehende  Gebundenheit  wo  und  soweit  sie  sich  in  Wirklichkeit  als 
ökonomisch  drückend  erweist,  zu  lockern.  Jede  Reform  auf  diesem 
Gebiete  kann  bei  uns  leichter  als  in  Westeuropa  durchgeführt  werden. 

Von  Bedeutung  ist  endlich  auch  die  veränderte  Stellung,  die  Praxis 
und  Wissenschaft  in  Westeuropa1)  zu  der  Theilung  der  „Gemeinheiten", 


V.  Kapitel  (daselbst  auch  Literatur),  A.  Samter,  Gesellschaftliches  and  Privateigen- 
tum, Leipzig  1877,  Derselbe:  Das  Eigenthum  in  seiner  socialen  Bedeutung,  Jena 
1879.  Von  Specialschriften  insbesondere  Dr.  Lorenz  v.  Stein:  Bauerngut  und  Hufen- 
recht, Stuttgart  1882,  Dr.  A.  Schaffte:  Die  Incorporation  des  Hypothekarcredits, 
Tübingen  1883.  Dr.  B.  Meyer:  Heimstatten-»  und  andere  Wirthschaftsgesetze  etc., 
Berlin  1883,  Laveleye-Bücher:  Ureigenthum,  G.  Ruhland:  Agrarpolitische  Versuche, 
Tübingen  1883.  Die  Schriften  von  Rodbertus,  Henry  George.  Ausführliche  Literatur- 
und  Inhaltsangabe  der  neueren  Agrarprojecte  bei  Dr.  £.  Jäger:  Die  Agrarfrage  der 
Gegenwart,  Abtheilung  II,  Berlin  1884.  Ueber  das  Anerbenrecht  ausführlich  bei 
Dr.A.y.  Miaakowski:  Das  Erbrecht  und  die  Grundeigenthumsvertheilung  im  Deutschen 
Reiche,  insbesondere  Abtheilung  II,  1884. 

l)  Röscher:  System  der  Volkswirtschaft,  U,  §  81,  Rau:  Lehrbuch  der  poli- 

y.  Keossler,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeindebesitzen.    III.  19 
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des  im  gemeinschaftlichen  Besitz  der  Gemeinde  noch  verbliebenen  Landes 
(Wald,  Weide,  auch  Wiese  und  Acker),  in  Westeuropa  einnehmen*  Während 
seit  der  zweiten  Hälfte  des  vergangenen  Jahrhunderts  mit  allen  Mitteln 
die  Auftheilung  dieses  Landes  zur  Sondernutzung  und  zum  Sondereigen- 
thum  angestrebt,  auch  gesetzlich  anbefohlen  ward,  ist  in  neuerer  Zeit  eine 
erfolgreiche  Reaction  eingetreten:  man  sucht  das  Gemeinland,  soweit  es 
sich  noch  erhalten  hat,  als  solches  zu  erhalten,  selbst  (durch  Kauf)  zu 
vergrössern  und  nur  die  Bewirthschaftung  zeitgemäss  umzugestalten,  nach- 
dem jenes  Experiment  in  grossem  Maasse  die  Verarmung  der  Gemeinden 
hervorgerufen  hatte:  den  Vortheil  aus  der  Theilung  zogen  die  wohlhaben- 
den Bauern  und  Speculanten,  die  die  aufgeteilten  Parcellen  aufkauften. 

Schliesslich  sind  es  social-politische  Gründe  ersten  Ranges,  die 
gegen  die  Abschaffung  des  Gemeindebesitzes  sprechen.  Der  Gemeinde- 
besitz ist  nicht  allein  eine  ökonomische  Institution,  sondern  auch  eine 
social-politische  von  eminenter  Bedeutung,  denn  er  ist  ein  wesentlicher 
Bestandtheil  des  Gemeindelebens. 

Die  bäuerliche  Gemeinde,  wie  sie  sich  auf  der  Basis  des  Gemeinde- 
besitzes in  Jahrhunderten  ausgebildet  hat,  ist  ein  Eckstein  des  Staats- 
halts. Neben  der  nationalen  Einheit,  repräsentirt  durch  den  Zar  und 
die  Zarische  Gewalt,  ist  die  auf  dem  Gemeindebesitz  beruhende  Ge- 
meinde die  einzig  wirklich  lebenskräftige,  eigenes  Leben  producirende 
Institution.  Sie  ist  keine  künstliche  Bildung,  nicht  ein  durch  Gesetz  und 
andere  äussere  Mittel  Geschaffenes,  sondern  sie  ist  ein,  wenn  auch  durch 
die  Gesetzgebung  modificirtes,  organisches  Gebilde,  das  auf  Grundlage 
natürlicher  und  historischer  Bedingungen  erwachsen  ist.  Sie  liegt  tief 
im  Rechtsbewusstsein  und  in  der  ganzen  Lebensanschauung  des  Bauern. 

Um  Russland  in  die  europäische  Völkerfamilie  einzuführen,  hat 
Vieles  zertrümmert  werden  müssen  und  ist  seit  Peter  dem  Grossen  mehr 
vernichtet  worden,  als  zu  vernichten  geboten  war.  Wir  stehen  zur  Zeit 
noch  in  Mitten  dieses  gewaltigen  Umgestaltungsprocesses.  Das  Alte  ist 
unwiederbringlich  vernichtet,  das  Neue  hat  aber  noch  nicht  Wurzel  ge- 
fasst.  Es  bedarf  nur  eines  Federstrichs,  und  all  die  neuen  Institutionen 
und  Gebilde,  die  Adelsverfassung  Katharinas  II.,  die  freie  Selbstverwaltung, 
die  freie  Rechtspflege  und  all  die  anderen  verschwinden  von  der  Bild- 
fläche des  nationalen  Lebens.  Haben  die  neuen  Institutionen  auch  kein 
eigenes,  innerlich  gekräftigtes,  im  Volksbewusstsein  gestütztes  Leben,  so 
üben  sie  doch  andererseits  einen  gewaltigen  Einfluss  auf  das  nationale 
Leben.  Einen  noch  grösseren  Einfluss  übt  das  Hineinströmen  euro- 
päischer Bildung,  wie  es  sich  namentlich  in  den  drei  letzten  Decennien 

tischen  Oekonomie  II,  V.  Aufl.,  §  84  etc.  (daselbst  Literaturangabe),  Bacher:  Ur- 
eigenthum,  pag.  172  etc.,  262  etc.,  V.  y.  Brasch:  La  commune  et  son  Systeme  financier 
en  France,  Paris  1879  (aus  dem  Deutschen  übersetzt),  pag.  138—151. 
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zeigt,  und  die  innere  Verarbeitung  des  in  ihr  Gebotenen.  Wie  gewaltig 
-auch  die  Reformen  Peters  des  Grossen  waren,  erst  in  unserem  Zeitalter 
tritt  das  geistig-sittliche  Leben  des  Volkes  in  die  europäische  Völkerfamilie. 

Zur  Zeit  befinden  wir  uns  in  diesem  Umwandlungs-  und  Gährungs- 
process.  Da  das  Neue  noch  nicht  —  es  sei  mir  der  Ausdruck  gestattet, 
—  verdaut  ist,  zeigt  sich  im  öffentlichen,  im  ganzen  geistig -sittlichen 
Leben  ein  Schwanken,  daher  zur  Zeit  die  Schwäche  nicht  allein  des 
äusseren,  sondern  auch  des  inneren  Staatslebens,  die  durch  das  Un- 
fertige des  neuen  Staatslebens,  durch  das  Unharmonische  des  neben- 
einander Wirkens  der  neuen  und  der  alten,  noch  bestehenden  Institu- 
tionen, Anschauungen  etc.  vermehrt  wird,  da  sie  sich  noch  nicht  haben 
innerlich  verschmelzen  lassen. 

Und  nun  soll  in  Mitten  dieses  Gährungsprocesses,  der  die  innersten 
Fugen  des  Staatslebens  erschüttert,  auch  noch  das  einzige  feste  Boll- 
werk, die  auf  dem  Gemeindebesitz  beruhende  Gemeinde  zertrümmert 
werden.  Man  giebt  sich  einer  argen  Täuschung  hin,  wenn  man  meint, 
die  Gemeinde  würde  in  ihrer  alten  Kraft  bestehen  bleiben,  auch  wenn 
der  „schädliche"  Gemeindebesitz  abgeschafft  wird.  Vielmehr  ruht  die 
innere  Lebenskraft  der  bäuerlichen  Gemeinde  —  und  das  ergiebt  sich 
auch  aus  dieser  Schrift  —  auf  dem  Gemeindebesitz.1)    Die  Beseitigung 


x)  Dieses  bedeutungsvolle  Moment  verkennt  E.  Golowin:  Haraa  cencsaa  oÖmnaa 
im  Pyccnifi  B4cthhkt>,  insbesondere  Bd.  X,  pag.  619  und  flg.,  Bd.  XI,  pag.  75—78, 
Bd.  XU,  pag.  561.  Dass  die  administrative  Gemeinde  nicht  aberall  mit  der  Mark- 
genossenschaft zusammenfalle,  gar  letztere  theile  und  doch  ebenso  functionire  wie  die 
administrative  Gemeinde,  die  zugleich  eine  Markgenossenschaft  ist,  besagt  nichts:  die 
Kraft  des  Gemeindeverbandes  liegt  nicht  in  der  administrativen  Eintheilung,  sondern 
in  der  Markgenossenschaft,  was  sich  schon  daraus  ergiebt,  dass  irgend  welch  eine 
andere  Gruppirung  der  Markgenossenschaften  zu  anderen,  als  den  zur  Zeit  be- 
stehenden administrativen  Gebilden  keinen  irgend  welch  bemerkenswerthen  Einfluss 
auf  das  innere  Gemeindeleben  ausüben  würde,  während  jedes  Eingreifen  in  den 
markgenossenschaftlichen  Verband  eine  grosse  Wirkung  hervorzurufen  im  Stande 
ist  Der  sich  entwickelnde  Individualismus  weist  nur  auf  eine  Schwächung  der  über- 
grossen, der  heutigen  Entwickelungsphase  nicht  mehr  entsprechenden  Vollgewalt  der 
Gemeinde  und  insbesondere  auf  eine  Schwächung  der  heutigen  Gestalt  des  Gemeinde- 
besitzes. Daher  ist  auch  das  letzte  Argument  Golowin's,  der  Gemeindebesitz  hatte  keine 
feste  Basis  im  Volksbewusstsein,  da  er  früher  nicht  (wie  Golowin  meint,  nach  meiner 
Untersuchung  aber  in  anderer  Gestalt)  bestanden  habe,  nicht  beweisend:  nicht  eine 
bestimmte  Form  des  Gemeindebesitzes  ist  hier  das  Entscheidende,  sondern  die  Macht- 
befugniss  der  Genossenschaft,  der  Gemeinde.  Auch  im  alten  Russland  hatte  die 
Gemeinde,  wie  wir  oben  gezeigt  haben,  eine  Summe  markgenossenschaftlicher  Befug- 
nisse, Rechte  und  Verbindlichkeiten.  Diese  verUehen  ihr  die  innere  Kraft,  die 
Zähigkeit,  mit  der  sie  so  vielfach  Eingriffe  von  Aussen  abgewendet,  in  deren  Aus- 
führung dem  inneren  Leben  entsprechende  Modifikationen  hat  eintreten  lassen  etc. 
Ebenso  erscheint  es  mir  unzweifelhaft,  dass  die  letzten  markgenossenschaftlichen 
Reste,  wie  sie  sich  noch  in  den  kleinrussischen  Gemeinden  erhalten  haben,  ein  wesent- 

19* 
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« 

desselben  würde  die  Gemeinde  zu  demselben  schwächlichen  Leben  ver- 
urtheilen,  wie  wir  es  leider  in  den  anderen,  neugeschaffenen  Selbst- 
verwaltungskörperschaften vor  uns  haben. 

Die  Beseitigung  des  Gemeindebesitzes  würde  die  neuere  (Konso- 
lidation des  Volkslebens  verzögern,  schwächen,  vielleicht  unmöglich 
machen. 

Hierbei  drängt  sich  noch  die  Frage  auf,  ist  es  überhaupt  möglich, 
den  Gemeindebesitz  aufzuheben?  Er  ruht  so  fest  und  tief  in  der  Rechts- 
anschauung und  der  Gewohnheit  der  Bauern,  dass  seine  Beseitigung, 
wenn  überhaupt  möglich,  sehr  schwierig  wäre.  Die  Bauern  würden  gegen 
diese  Vergewaltigung  opponiren,  es  bedürfte  eines  sehr  energischen 
Kampfes  der  Regierung  gegen  den  auch  nur  passiven,  aber  um  so  stär- 
keren Widerstand  der  Bauern,  und  das  zu  einer  Zeit,  wo  die  Staats- 
regierung alle  Hände  voll  zu  thun  hat,  um  die  Schwierigkeiten  der  an- 
gedeuteten Uebergangsperiode  zu  überwinden. 

Es  sei  uns  gestattet,  auf  die  analogen  Erscheinungen  in  Westeuropa, 
insbesondere  in  Deutschland,  hinzuweisen.  Mit  der  Sprengung  des  letzten 
alten  markgenossenschaftlichen  Bandes,  d.  h.  mit  der  Theilung  des  Ge- 
meinlandes hat  die  alte,  innere  Kraft  des  Gemeindelebens  ihr  Ende 
gefunden.  So  äussert  sich  Professor  Bücher1)  in  der  mehrerwähnten 
Studie:  „man  zersplitterte  die  bäuerliche  Gemeinde  in  ihre  Atome  und 
beschenkte  sie  dann  mit  einer  ihrem  ganzen  Wesen  fremden,  der  städ- 
tischen nachgebildeten  Verfassung,  die  bis  heute  nicht  zu  wahrem  Leben 

gelangt  ist Seit  es  in  den  meisten  deutschen  Gemeinden  nichts 

mehr  zu  theilen  giebt,  sind  auch  die  einzelnen  Glieder  derselben  ein- 
ander entfremdet  und  jene  enge,  fast  familienartige  Gemeinschaft  der 
Dorfgenossen,  jenes  hülfsbereite  Verbundensein  in  jeder  Lage  des  Lebens 
hat  der  Gleichgültigkeit  und  dem  brutalen  Selbstinteresse  der  Einzelnen 
weichen  müssen." 

Um  wieviel  gewaltiger  und  verhängnissvoller  wäre  die  Sprengung 
des  festesten  Bandes,  das  die  Menschen  an  einander  bindet,  der 'Gemein- 
samkeit  der  wirtschaftlichen  Interessen,  in  Russland  bei  der  derzeitigen 
Gesammtlage  und  insbesondere  der  Lage  und  dem  Zustande  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung,  wenn  schon  in  Deutschland,  das  in  der  betreffen- 
den Beziehung  (Allmälichkeit  der  Entwickelung,  grösserer  Bildungs- 
stand etc.)  günstiger  gestellt  ist,  solche  Klagen  zu  Tage  treten? 


liches  Element  der  inneren  Stärke  dieser  sind.  Das  lebenskräftige  Walten  der  Ge- 
meinde in  Markangelegenheiten  wird  besonders  trefflich  in  den  zahlreichen,  unseren 
Lesern  bekannten  Schriften  Trirogow's  geboten •.  B.  TpnporoBt:  OßmnHa  h  noxan, 
1882  (eine  Sammlung  von  den  in  den  OreHecTBeHHHH  3anHCKn,  BicTBmi  Eßpoira  er- 
schienenen und  yon  anderen  Abhandlungen). 
s)  „üreigenthum",  pag.  160-161. 
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So  finden  wir  denn  auch,  dass  Ausländer,  die  sich  durch  gründliche 
Localstudien  über  den  Gemeindebesitz  unterrichtet  haben,  auch  wenn  sie 
nicht  Anhanger  des  Systems  sind,  ja  an  seine  Zukunft  kaum  glauben, 
doch  gegen  eine  zwangsweise  Abschaffung  desselben  sind,  belehrt  durch 
die  Erfahrungen  über  die  Wirkung  des  freien  Verkehrsrechts  in  West- 
europa. Sie  wollen  die  Frage  als  eine  offene  behandelt  wissen.  So 
schliesst  Wallace1)  sein  Kapitel  über  den  Gemeindebesitz  mit  den  Worten: 
Obgleich  zuversichtlich  versichert  werden  kann,  dass  der  Gemeindebesitz 
früher  oder  später  gründliche  Umwandlungen  erfahren  wird,  so  ist  es 
doch  nicht  leicht  vorauszusagen,  welche  Form  er  schliesslich  annehmen 
wird.  Vielleicht  werden  alle  seine  Eigentümlichkeiten  verschwinden  und 
nur  die  locale  Selbstverwaltung  dürfte  alsdann  übrig  bleiben;  aber  auf 
der  anderen  Seite  wird  er  sich  vielleicht  neuen  Anforderungen  anpassen, 
ohne  seine  jetzigen  fundamentalen  Einrichtungen  zu  verlieren  und  so 
die  sanguinischen  Hoffaungen  seiner  Bewunderer  zum  Theil  verwirk- 
lichen. Die  Leichtigkeit,  mit  der  er  sich  bisher  neuen  Verhältnissen 
gefügt  hat,  und  die  starke  Lebensfähigkeit,  die  er  überall  ent- 
faltet, scheinen  zu  diesen  Erwartungen  zu  berechtigen,  aber  noch  ist 
es  zu  früh,  eine  zuversichtliche  Ansicht  zu  äussern.  Die  Zeit  allein  kann 
das  Problem  lösen."  Als  „ernstliche  Mängel"  erkennt  er  das  durch  die 
Grundbesitzordnung  hervorgerufene  Gebundensein  einer  zu  grossen  Be- 
völkerungsmasse an  den  Boden,  wodurch  die  unnatürliche  Trennung 
Vieler  vom  häuslichen  Heerd  auf  längere  Zeit  mit  all  ihren  sittlichen 
Schäden  entsteht,  und  die  Erschwerung  der  gewerblichen  und  industriellen 
Entwickelung;  er  fügt  aber  doch  hinzu:  „bei  dem  jetzigen  Uebergangs- 
stadium,  in  dem  sich  die  russische  Gesellschaft  befindet,  ist  diese  eigen- 
tümliche Einrichtung  (sei.  der  Gemeindebesitz)  zugleich  natürlich  und 
bequem." 

Leroy-Beaulieu2)  fasst  sein  Gesammturtheil  wie  folgt  zusammen: 
„,Von  allen  gegen  den  Gemeindebesitz  erhobenen  Einwänden  ist  gerade 
derjenige  in  meinen  Augen  der  stärkste,  den  das  Alterthum  des  collec- 

tiven  Grundbesitzes  liefert Wenn  eine  Institution,  die  früher  über 

weite  Landstrecken  hin  galt,  sich  jetzt  nur  noch  in  vereinzelten  Spuren, 
in  abgelegenen  Gegenden  vorfindet,  so  tritt  die  Frage  nahe,  ob  sie  nicht 
mit  der  Entwickelung  der  menschlichen  Gesellschaft  unvereinbar  sei? 
Hierin  liegt  sicherlich  ein  ernster  Grund,  an  der  Zukunft  des  Gemeinde- 
besitzes zu  zweifeln.  Doch  wie  gross  sein  Gewicht  auch  sei,  ganz  ent- 
scheidend ist  auch  dieser  Einwand  nicht  Der  Beweis  ist  keineswegs 
erbracht,   dass  ein  wirtschaftliches  Verfahren  aus  der  Kindheit  der 

h  „Russland",  übersetzt  von  £.  Röttger,  pag.  168—170. 
*)  „Das  Reich  der  Zaren  und  die  Russen",  übersetzt  von  L.  Pezold,  Bd.  I> 
pag.  4SI  etc. 
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Gesellschaft  nicht  wieder  erneuert  und  dem  Geiste  einer  reifen  Civili- 

sation  angepasst  werden  könne Zu  einer  Zeit,  wo  so  viel  von 

Association  und  Genossenschaft  gesprochen  wird,  wo  Millionen  mensch- 
licher Wesen  von  Gegenseitigkeit  und  Solidarität  träumen,  wird  der 
Gesetzgeber  lange  zögern,  ehe  er  durch  Ukase  eine  Form  des  Eigen- 
thums  streicht,  die  theilweise  das  wirklich  macht,  was  in  anderen  Ländern 
eine  Utopie  erscheint  Die  Vergangenheit  hat  Russland,  als  sie  ihm  den 
Gemeindebesitz  als  Erbschaft  übergab,  ein  Experiment  zur  Aufgabe 
gestellt,  das  —  einmal  abgewiesen  —  nicht  ohne  Umsturz  von  Neuem 
aufgenommen  werden  könnte.  Um  je  Grösseres  es  sich  hierbei  handelt, 
um  so  ernster,  um  so  geduldiger  muss  das  Experiment  zu  Ende  geführt 
werden*     Russland  hat  gewissermaassen  der  Civilisation  Rechenschaft 

über  den  Ausgang  seines  Versuches  abzulegen Russland  ist  es 

allein,  das  nach  seinen  Traditionen  und  nach  der  Ausdehnung  seines 
Gebietes  im  Stande  ist,  die  beiden  entgegengesetzten  Formen  des  Grund- 
besitzes im  Wettkampf  zu  erproben  ....  Soll  die  Bodengemeinschaft 
ausserhalb  Utopiens  oder  eines  revolutionären  Ikariens  auf  die  Probe 
gestellt  werden,  so  kann  es  nur  in  Russland  geschehen,  und  soll  die 
Probe  Beweiskraft  haben,  so  muss  sie  mindestens  bis  zur  Befreiung 
(Ablösung)  des  Bauerlandes  fortgesetzt  werden/4 

Sprechen  die  genannten  Schriftsteller  sich  schon  gegen  die  zwangs- 
weise Beseitigung  des  Gemeindebesitzes  aus,  so  tritt  unter  den  zahl* 
reichen  Stimmen,  die  in  Erkenntniss  der  vielfachen  Schäden  des  freien 
Verkehrsrechts  in  Betreff  des  Grundbesitzes,  insbesondere  des  bäuer- 
lichen, Beschränkungen  desselben  wünschen,  noch  viel  energischer  das 
Urtheil  hervor,  den  Gemeindebesitz  nicht  dem  freien  Verkehrsrecht  zu 
überlassen.1) 

Zum  Schluss  noch  das  Urtheil  eines  russischen  Gegners  des  Ge- 
meindebesitzes. Herr  K  Golowin,  der  eine  Beseitigung  des  Gemeinde- 
besitzes anzubahnen  wünscht,  spricht  sich  in  der  mehrfach  von  mir 
citirten  Studie,  der  besonnensten  Schrift  gegen  den  Gemeindebesitz, 
hierüber  dahin  aus:  „für  die  Lösung  der  Frage  durch  die  volle  Ab- 
schaffung dieser  Grundbesitzordnung  erklärt  sich  wol  Niemand,  da* 
auch  nur  etwas  mit  dem  bäuerlichen  Leben  bekannt  ist    Er  verlangt 


*)  Dr.  A.  Schaffte:  Incorporation  des  Hypothekarcredits,  Tübingen  1883,  pag. 
89—90,  B.  Meyer,  Heimstätten-  and  Wirtbschaftsgesetze,  pag.  107  u.  flg.  u.  a.  a.  St 
Beta:  Die  wirthschaftliche  Notwendigkeit  and  politische  Bedeatang  einer  deutschen 
Agrarverfassung,  1879,  pag.  169  u.  flg.  (verworren  and  anklar).  A.  Thun:  Land- 
wirthschaft  and  Gewerbe  in  Mittelrassland,  1880,  pag.  137  u.  flg.  C.  Walcker:  Die 
rassische  Agrarfrage  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Agrarenqu6te  von  1873» 
Berlin  1874  (flüchtig  und  doktrinär-einseitig  gegen  den  Gemeindebesitz). 

*)  Hama  ceu>csaa  otfaraa  im  Pyccsift  BicTHUt,  1885,  Bd.  XII,  pag.  604. 
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selbst  obrigkeitlichen  Schatz  gegen  das  unbedachte,  leichtsinnige  Auf- 
geben des  Gemeindebesitzes. 

Spricht  er  sich  nun  auch  ausdrücklich  gegen  irgend  welche  durch- 
greifende radicale  Maassregeln  zur  Beseitigung  dieser  Grundbesitzord- 
nung aus,  so  glaubt  er  doch,  dass,  da  sie  ohnehin  bereits  dem  Zerfall 
entgegengehe,  ihr  die  „letzten  Tage"  und  ihr  „natürliches  Ende"  zu  er- 
leichtern seien.  Dabei  ist  er  jedoch  kein  unbedingter  Vertreter  des  laisser 
passer.  Er  befürwortet  (nach  Beseitigung  der  solidarischen  Haft  und  des 
Rechts  der  Gemeinde,  ihren  Gliedern  den  Pass  zur  Entfernung  aus  der 
Gemeinde  zu  verweigern)  die  Normirung  eines  Minimums  an  Grundbesitz, 
der  nicht  weiter  zersplittert  werden  darf,  und  zwar  die  Landstelle  bis 
zu  drei  Seelenantheilen,  das  Verbot  des  Verkaufs  von  Bauerland  an 
Fremde,  um  hierdurch  das  Bauerland  als  solches  zu  erhalten,  wobei  er 
jedoch  keines  Maximums  an  bäuerlichem  Grundbesitz  in  einer  Hand  (Zu- 
sammenlegung) erwähnt,  und  die  Erleichterung  der  Aussiedelung  aus  dem 
Dorf  auf  entferntere  Theile  der  Mark  (resp.  Beseitigung  der,  der  Gemeinde 
gegen  den  Einzelnen  in  dieser  Beziehung  zustehenden  Rechte,  wider  deren 
Zustimmung  die  Aussiedelung  nur  nach  Entrichtung  der  Ablösungsschuld 
oder  wenn  7&  der  Gemeindeglieder  solch  eine  Aussiedelung  zu  unter- 
nehmen wünschen,  gestattet  ist9) 

Der  diesem  Project  zu  Grunde  liegende,  richtige  und  bedeutsame 
Grundgedanke  ist  die  Erhaltung  der  Wirtschaftseinheit,  die  sich  sowol 
beim  freien  Verkehrsrecht  (durch  Zersplitterung)  wie  auch  beim  usuellen 
Gemeindebesitzrecht  nicht  in  dem  zu  erstrebenden  Maasse  behauptet.  Als 
Missstände  ergeben  sich  aber  einerseits  das  Fehlen  einer  Beschränkung 
gegen  das  Zusammenkaufen  von  bäuerlichem  Grundbesitz  durch  Ge- 
meindegenossen, welche  Bestimmung  sich  freilich  ohne  Weiteres  in  das 
Project  einfügen  lässt,  andererseits  aber  die  sich  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  sehr  schnell  entwickelnde  „Landlosigkeit"  eines  grösseren  Bruchtheils 
der  Bevölkerung,  als  die  anderen  Zweige  des  wirtschaftlichen  Lebens 
Solches  beanspruchen,  und  endlich  die  durch  dieses  Project  angebahnte 
Zerbröckelung  des  Gemeindelebens,  dieses  Ecksteins  des  russischen  Lebens. 

Es  sei  noch  bemerkt,  dass  der  Verfasser  in  Betreff  des  bereits  be- 
stehenden individuellen  bäuerlichen  Grundbesitzes  die  Untheilbarkeit  der 
Landstellen  von  10—60  Dess.  beantragt 

2.  Anhänger  des  Gemeindebesitzes» 

Wir  gelangen  somit  zu  dem  Schlussresultat,  dass  die  Gegner  des 
Gemeindebesitzes  die  ökonomischen  Schäden   der   Grundbesitzordnung 


!)  l.  c,  pag.  634. 

*)  1.  c.  Pyccuft  BicTHUi  1886,  Bd.  II,  pag.  613—649,  insbesondere  pag.  626-645. 
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weit  überschätzen,  dagegen  die  grosse  ökonomische,  sociale  und  poli- 
tische Bedeutung  des  auf  dem  Gemeindebesitz  beruhenden  lebenskräftigen 
Gebildes  der  russischen  Gemeinde  unterschätzen. 

Das  entgegengesetzte  Bild  zeigen  uns  die  Darlegungen  der  über- 
eifrigen Anhänger  dieser  Grundbesitzform.  Sie  gelangen  fast  zur  Ne- 
girung  der  ökonomischen  Schäden,  die,  soweit  sie  doch  zu  Tage  treten 
sollten,  von  der  Gemeinde,  wie  sie  meinen,  leicht  beseitigt  werden  können ; 
sie  sehen  in  dem  Gebundensein  eines  so  grossen  Bevölkerungstheils  an 
den  Boden,  der  von  ihm  nicht  den  vollen  Unterhalt  findet,  nur  Yortheil 
und  den  sich  hierbei  etwa  ergebenden  Nachtheil  weit  überwogen  durch 
den  Vortheil  der  festen  Ansässigkeit  auf  Grundbesitz.  Der  Schwerpunkt 
ihres  Standpunkts  und  ihrer  Anschauung  liegt  in  der  Ueberschätzung 
des  Gemeingeistes  in  der  bäuerlichen  Gemeinde,  der  überall  gerecht,  ein- 
sichtig, zweckmässig  verfahre.  Dir  Schlussergebniss  ist,  dass  kein  äusseres 
Eingreifen  in  das  innere  Gemeindeleben,  in  den  Gemeindebesitz  statt- 
haft ist,  vielmehr  ein  jedes  derartige  Vorgehen  nur  innere  Störungen 
hervorrufen  würde1) 


*)  Die  Leidenschaftlichkeit  im  literarischen  Kampfe  contra  und  pro  Gemeinde- 
besitz hat  vielfach  zur  Zuhilfenahme  unwürdiger  Mittel  gefuhrt  Gregner  des  Ge- 
meindebesitzes stempeln  diese  Grundbesitzordnung  nicht  allein  zu  einer  socialistischen, 
sondern  verdächtigen  vielfach  die  Anhänger  derselben  als  Socialisten,  die  unter  der 
Firma  der  Verteidigung  einer  zu  Recht  bestehenden  Ordnung  socialistische  und 
nihilistische  Plane  verfolgen;  leider  nur  zu  oft  tragen  diese  Verdächtigungen  —  im 
Hinblick  auf  die  Besorgnisse  der  Staatsregierung  wegen  des  Nihilismus  —  einen  rein 
denunciatorischen  Charakter.  Solches  kann  in  der  Thatsache  Erklärung,  wenn  auch 
keine  Entschuldigung  finden,  dass  Nihilisten  und  Socialisten  für  diese  Grundbesitz- 
ordnung eintreten.  Andererseits  greifen  Anhänger  des  Gemeindebesitzes  häufig  zu  dem 
ebenso  unstatthaften  Mittel,  den  Gegnern  das  Motiv  des  persönlichen  Interesses  des 
Großgrundbesitzes  und  des  Grosskapitals  unterzuschieben:  diese  wünschten  die  Um- 
wandlung zum  individuellen  Grundbesitz,  um  ihren  Grundbesitz  zu  vergrössern,  in  den 
landlosen  Leuten  billige  Arbeitskräfte  zu  finden  etc.  In  diesen  Bestrebungen  liege  das 
Motiv,  ja  das  „alleinige"  Motiv  gegen  den  Gemeindebesitz,  an  dessen  ökonomische 
Schäden  sie  selber  nicht  glaubten!  Die  Unnahbarkeit  dieser  Ansicht  ergiebt  sich 
u.  A.  schon  daraus,  dass  der  Grossgrundbesitz  in  diesen  Gouvernements  sich  selber 
kaum  erhalten  kann,  der  bäuerliche  Kleingrundbesitz  jährlich  in  merkbarem  Maass, 
auch  schon  vor  dem  Inslebentreten  der  sogen.  Baueragrarbank,  auf  Rechnung  des 
Grossgrundbesitzes  zunimmt-,  weiterhin  ist  es  gerade  der  Gemeindebesitz,  der  vielfach 
die  Wirthschaftsführung  auf  dem  Grossgrundbesitz  erhält,  indem  er  ihm  billigere 
Arbeitskräfte  bietet;  landlose,  durch  keinen  Grundbesitz  an  die  Scholle  gebundene 
Leute  würden  zu  solchen  Preisen  sich  überhaupt  nicht  verdingen,  sondern  wegziehen 
(siehe  Theil  II,  Hälfte  I  dieses  Werkes,  pag  226-235).  Dessgleichen  erzielt  der 
Grossgrundbesitzer  von  den  Bauern,  die  auf  das  Pachten  des  umliegenden  Landes 
angewiesen  sind,  weit  höhere  Pachtbeträge,,  als  ein  freier  Pächter  zahlen  könnte. 
Dessgleichen  zieht  der  ,,Kulak"  (der  reiche,  seine  Genossen  bedrückende  Bauer)  Vor- 
theil aus  dem  Gemeindebesitz,  indem  er  durch  Vorschüsse  zur  Saat  etc.  die  ärmeren 
Bauern  in  Dienstpflicht  hält,  die  ihm  zu  den  niedrigsten  Preisen  seinen  Gemeinde- 
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Besonders  entschieden  tritt  dieser  Standpunkt  in  dem  Lager  hervor, 
das  in  erster  Linie  aus  nationalen  Gründen  für  die  Erhaltung  des  alt- 
gewohnten Grundbesitzrechts  kämpft,  während  unter  den  Schriftstellern, 
die  dem  social  -  ökonomischen  Moment  eine  grössere  Bedeutung  bei- 
messen, sich  vielfach  mehr  Neigung  zeigt,  erforderlichen  Falls  durch 
Oesetz  in  die  innere  Organisation  einzugreifen  (Umtheilungszwang  zur 
Ausgleichung  des  Grundbesitzes). 

Mehr  romantisch-sentimental  als  den  thatsächlichen  Lebensverhält- 
nissen entsprechend  sind  die  Versicherungen,  wie  sittlich  hoch  sich  das 
Rechtsgefühl  der  Bauern  in  der  Gemeinde  zeige,  das  Jedem  das  Seine 
zukommen  lasse,  wie  der  Einzelne  in  brüderlicher  Liebe  zu  den  Genossen 
auf  ökonomische  Vortheile  verzichte,  wenn  es  sich  im  Interesse  der  Ge- 
meinde als  erforderlich  erweise,  wie  einsichtsvoll  die  Gemeinde  sich  bei 
der  Beseitigung  etwa  sich  ergebender  Missstände  in  der  Yertheilung 
des  Landes  zeige,  und  daher  anzunehmen  sei,  dass  der  Volksgeist  selbst 
Mittel  und  Wege  finden  werde,  falls  eine  Umgestaltung  des  heutigen 
Gemeindebesitzes  sich  als  nothwendig  ergeben  sollte,  aus  eigener  Kraft 

landantheil  und  sein  anderweitig  gepachtetes  Land  bestellen.  —  Hiermit  ist  auch  viel- 
fach eine  dem  Grossgrundbesitz  feindliche  Haltung  verbunden,  dessen  grosse  sodal- 
ftkonomische,  wenn  auch  bisher  nur  in  dem  geringstem  Maasse  von  ihm  erkannte  und 
erfüllte  Aufgabe  eine  um  so  bedeutungsvollere  und  wichtigere  ist,  als  bei  dem  geringen 
Stande  der  culturellen  Entwickelung  des  russischen  Bauern  —  ungeachtet  seiner 
grossen,  auf  das  Praktische  gerichteten  natürlichen  Anlagen  —  ein  erheblicher  Fort- 
schritt im  landwirthschaftlichen  Betriebe  im  Besonderen,  wie  in  der  geistig-sittlichen 
Entwickelung  im  Allgemeinen  unmöglich  erscheint  ohne  einen  gebildeten  und  intel- 
ligenten Grossgrundbesitzerstand,  von  dem  allein  eine  geistig-sittliche  Fuhrung  des 
Volkes  im  Allgemeinen  und  ein  Vorbild  für  den  landwirthschaftlichen  Fortschritt  im 
Besonderen  erwartet  werden  kann.  Eine  Beseitigung  oder  auch  nur  eine  wesentliche 
Verringerung  des  Grossgrundbesitzes  durch  Uebergang  in  bauerlichen  Kleingrund- 
besitz würde  die  bäuerliche  Bevölkerung  des  einzig  möglichen,  wenn  auch  bisher  nur 
ausnahmsweise  seiner  Aufgabe  gewachsenen  Lehrmeisters  berauben  —  nach  den 
bisherigen  Erfahrungen  der  Weltgeschichte.  Siehe  E.  Kawelin:  KpecruHcaift  Bonpoci 
im  BtcTHHK*  Eßponn  1881,  Bd.  VIII,  pag.  575—578,  woselbst  die  Bedeutung  des 
Gross-  wie  auch  des  Mittelgrundbesitzes  gegenüber  dem  bäuerlichen  Grundbesitz,  ins- 
besondere für  Russland  in  aller  Schärfe  betont  wird,  dessgleichen  in  seiner  älteren 
Schrift:  OÖmHHHoe  seiueBiariiHie,  pag.  49. 

Eine  andere  Bemerkung  finde  hier  noch  ihren  Platz.  Als  Folie  zur  Verherr- 
lichung des  russischen  Emancipationswerkes  im  Allgemeinen  und  des  Gemeindebesitzes 
im  Besonderen  wird  vielfach  die  irrige  Auffassung  vertreten,  als  ob  die  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  in  den  westeuropäischen  Staaten,  zumal  den  deutschen,  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  das  bisher  genutzte  Land  gekostet  hätte.  Insbesondere  wird 
dann  ebenso  irrig  behauptet,  dass  die  Arrondirung  der  in  Gemenglage  befindlichen 
bäuerlichen  Grundstücke  die  Zahl  der  bäuerlichen  Höfe  (Wirtschaften)  in  grossem 
Maasse  verringert  hätte,  wobei  dazwischen  auch  das  Missverständniss  unterläuft,  als 
ob  die  Zahl  der  Landfetzen  vor  und  nach  der  Arrondirung  die  Zahl  der  bäuerlichen 
Wirthschaften  bedeute  etc. 
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und  eigener  Einsicht  die  dem  Volksgeist  entsprechende  und  ökonomisch 
zweckmässige  Neugestaltung  hervorzubringen. 

Diese  Anschauung,  dem  Instinct  des  Volkes  das  ganze  innere 
Rechtsleben  in  Betreff  des  Grundbesitzes  und  der  damit  zusammen- 
hängenden Factore  zu  überlassen,  ist  unhistorisch.  Nirgends  in  der 
Welt,  wo  in  einem  Volke  entwicklungsfähiges  Leben  beobachtet  ist,  hat 
sich  die  Entwickelung  —  und  zumal  auf  einem  Gebiet,  das  wie  der 
Grundbesitz  von  erster  Bedeutung  für  das  gesammte  Volks-  und  Staats- 
leben ist,  ohne  Beeinflussung  Seitens  der  oberen  Schichten  vollzogen,  jede 
Entwickelung  hat  das  bewusste  Denken  und  Handeln  der  geistigen 
Führer  des  Volkes  zur  Voraussetzung.  So  wird  das  Gewohnheitsrecht 
in  alten  Zeiten  durch  Aufzeichnung  zum  positiven  Recht,  zum  Gesetz, 
das  mit  Umgestaltung  der  ökonomischen,  socialen  und  sittlichen  Be- 
dingungen des  Volkslebens  unter  Leitung  der  oberen  Schichten  Ver- 
änderungen, Reformen  unterliegt 

Nun  wird  freilich  von  jener  Seite  versichert,  in  dem  russischen 
Bauern  im  Gemeindebesitz  liege  jene  ganz  besondere  geistlich -sittliche 
Kraft,  wie  sie  kein  anderes  Volk  gehabt  habe,  noch  besitze,  die  es  zur 
Erfüllung  jener  Aufgabe  befähige.  Wie  häufig  diese  und  ähnliche  Ver- 
sicherungen ausgesprochen  sind,  ein  Nachweis  des  wirklichen  Bestehens 
dieser  Kraft  ist  nicht  geführt,  vielmehr  zeigt  die  kurze  Zeit  der  Ge- 
meindefreiheit, wie  erforderlich  ein  Eingreifen  der  Staatsregierung  (Schutz 
der  Einzelnen  und  ihrer  Interessen  gegen  die  Gemeinde,  Bevormundung 
der  Gemeinde  selbst  etc.)  in  das  Getriebe  des  Gemeindelebens  ist  So 
weit  mir  bekannt,  ist  nur  ein  Versuch  jenes  Nachweises  unternommen, 
aber  auch  dieser  kann  nicht  als  ein  gelungener  bezeichnet  werden.  *) 


*)  Wir  meinen  die  Studie  Odartschenko's:  Pyccsa*  xpecTuraauui  oömraa  n 
CM3H  ci  HapoxHHMi  xapanepoin,  in  der  Pvccaa*  Mhcjl  1881,  Bd.  II  und  III.  Er 
geht  von  der  Thatsache  aus,  dass,  während  bei  den  anderen  Völkern  schon  im 
frühen  Mittelalter  die  Markverfassung  durch  die  Ausbildung  der  individuellen  Besitz- 
rechte verfallt,  in  Russland  sich  der  entgegengesetzte  Process  zeige:  je  mehr  wir  uns 
der  neueren  Zeit  nähern,  desto  mehr  werden  die  grundbesitzrechtlichen  Beziehungen 
der  Bauern  durch  den  Charakter  der  Gemeinsamkeit  (oänuraiiocn)  durchdrungen, 
desto  stärker  ist  die  Macht  der  Gemeinde  aber  ihre  Glieder,  desto  enger  das  Gemeinde- 
band, desto  lebendiger  der  Gemeindegeist  —  das  Princip  der  Gemeindesolidarit&t, 
der  Process  der  allmalichen  Herstellung  des  Gleichgewichts  der  persönlichen  Vorthefle 
und  der  allgemeinen  Interessen.  Die  Erklärung  dieser  Thatsache  sucht  er  im  Volks- 
charakter der  Russen:  dieser  sei  mehr  Eindrücken  empfanglich,  eigne  sich  dieselben 
leichter  an,  gebe  sich  ihnen  schneller  hin,  kraft  dessen  er  mehr  geeignet  sei,  unter 
dem  unmittelbaren  Einfluss  der  Eindrücke  zu  handeln  als  der  Deutsche.  Der  Ver- 
fasser erläutert  die  Bedeutung  dieses  Charakters  auf  Grundlage  der  positiven  Psy- 
chologie Herbert  Spencer's  und  gelangt  zu  folgendem  Schluss:  Das  Bestreben,  die 
empfangenen  Eindrücke  Anderen  mitzutheilen,  ziehe  den  Russen  unaufhaltsam  zur 
Geselligkeit,  er  sei  mittheilsamer,  schliesse  schneller  Bekanntschaften:  er  sei  gesellig 
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Das  zweite  Moment,   das  wir  gegen   die  unbedingten  Anhänger 
des  heutigen  Gemeindebesitzrechts  anzuführen  haben,  ist  die  Unter- 

und  seit  Alters  gastfrei,  dabei  Weichheit  und  Güte  im  Charakter.  Jedoch  entspringe» 
ans  diesem  Grundzag  des  Charakters  auch  schlimme  Eigenschaften:  der  Hauptmangel 
dieses  expansiven  Charakters  des  Rossen  sei  das  Fehlen  eines  grossen  Yorraths 
innerer  Nervenstärke  (nach  Spencer's  Psychologie)  and  Charakterstarke,  der  Starke  dea 
Willens.  Wenn  die  Eindrücke,  die  schnell  das  Nervensystem  ergreifen,  wenig  Sparen 
hinterlassen,  wenn  die  Lebenserfahrungen  nicht  tief  in  der  Seele  haften  bleiben,  wenn 
die  durchlebten  Freuden  und  Leiden  nicht  fest  in  ihr  sitzen  and  die  Erinnerung  an 
dieselben  nicht  tief  and  stark  empfanden  werden,  so  sei  nicht  anzunehmen,  dass  der 
Mensch  feste  Ueberzeugungen,  feste  Regeln  und  Principien,  feste  und  beständige 
Gefühle  haben  werde.  Die  schnell  erregten  Nerven  erschlafften  bald,  der  leidenschaft- 
liche Wunsch  erkalte  in  kurzer  Zeit;  erscheint  ein  neuer  Eindruck,  so  erscheine  eine 
neue  Leidenschaft,  eine  neue  Anregung,  eine  neue  Richtung  der  Gedanken  and  neue 
Handlungen.  Es  fehle  an  innerer  Festigkeit.  Ganz  anders  der  Deutsche:  dieser  sei 
schwerfallig  im  Aufnehmen  von  Eindrücken,  er  überlege,  combinire  langsam,  lasse 
sich  selten  hinreissen,  dagegen  zeige  er  aber  Gleichmassigkeit  im  Verhalten,  beständig 
in  seinen  Ueberzeugungen,  hartnäckig  in  dem  Erstreben  eines  Zieles,  Methode,  Ge- 
nauigkeit und  Princip  in  Allem.  Warm  und  mit  Hingabe  mache  der  Rasse  sich  an 
seine  Aufgabe,  unermessliche  Kräfte  in  sich  fühlend,  die  bereit  sind,  die  Welt  um- 
zukehren; doch  sowie  sich  Hindernisse  in  den  Weg  stellen,  Schicksalsschläge,  Miss* 
erfolg,  und  die  überspannten  Hoffnungen  sich  nicht  erfüllen,  da  trete  im  Inneren 
Erkaltung,  Entkräftung  ein  nnd  der  Mensch  verfalle  in  Apathie:  Die  Einen  verfallen 
der  Thatenlosigkeit,  die  Anderen  ergreifen  eine  andere  Aufgabe,  lassen  sich  von 
Neuem  fortreissen  und  geben  sie  wieder  auf.  Soviel  zuerst  Stolz  und  Selbstvertrauen,, 
soviel  nachher  Aengstlichkeit  und  Kleinmuth  —  Erkenntniss  der  inneren  Leere  und 
Kraftlosigkeit  So  seien  die  Helden  in  den  russischen  Dichtungen,  hierin  liege  daa 
Motiv  des  Klagetons  in  den  russischen  Volksgesängen,  den  Haxthausen  constatirt,  aber 
nicht  erklärt  habe.  Der  Charakter  der  Russen  habe  mit  dem  des  Franzosen  viel  Aehn- 
lichkeit,  auch  der  Franzose  sei  leicht  empfänglich  für  Eindrücke,  doch  habe  er  mehr 
Fähigkeit,  seine  Eindrücke  sich  fester  zu  bewahren  and  zu  verhindern,  dass  sie  un- 
mittelbar hinaustreten.  Die  Nervencentren  hätten  eine  grössere  Fähigkeit,  die 
Nervenbewegungen  in  sich  zu  behalten  und  eine  Nervenstärke  in  sich  aufzusammeln. 
Der  Unterschied  zwischen  den  Russen  und  den  Deutschen  sei  durch  die  verschieden- 
artige Empfänglichkeit  bedingt,  zwischen  den  Russen  und  Franzosen  durch  die  ver- 
schiedenartige Fähigkeit,  die  Eindrücke  sich  zu  bewahren.  Der  Russe  sei  sehr  wenig 
geeignet  zum  Kampf  um  das  Dasein:  dazu  sei  ein  stets  offenes  Auge  und  ein  eisernes 
Herz  erforderlich.  Früher  ward  dieser  Kampf  geführt  mit  dem  Schwert  in  der  Hand, 
jetzt  ein  ökonomischer  Kampf  durch  die  Concurrenz,  durch  die  Exploitation  der 
Arbeiter  und  der  Consumenten.  Hierzu  müsse  der  Mensch  fest  and  consequent  in 
seinen  Handlangen  sein.  Es  sei  hierbei  günstiger,  weniger  Kraft,  aber  mehr  Bestän- 
digkeit zu  haben,  als  viel  Kraft  ohne  Beständigkeit.  Der  Russe  bewege  sich  in 
Extremen:  sehr  tugendhaft  oder  ehrlos  (Kulak,  Kaufmann),  der  Deutsche  begnüge 
sich  mit  der  Mittelstrasse:  er  sei  egoistisch,  aber  er  bleibe  formal  ehrlich. 

Ist  der  Russe  weniger  geeignet  zum  individuellen  Kampf  um  das  Dasein,  als 
die  anderen  europäischen  Völker,  da  er  im  Einzelkampf  häufig  physisch  oder  mo- 
ralisch untergehe,  so  bestehe  es  in  der  Natur  der  Dinge,  dass  die  Rettung  für  ihn  darin 
liege,  dass  statt  allein  zu  handeln,  alle  Kräfte  zu  einem  starken  und  harmonischen 
Ganzen  vereinigt  werden  und  die  Verbindung  der  harmonisch-wirkenden  Kräfte  auf 
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Schätzung  der  Bedeutung  der  industriellen  und  gewerblichen  Thätig- 
keit  für  die  Volkswirtschaft    Die  zumeist  nicht  klar  ausgesprochene, 

einen  cooperativen  Kampf  mit  der  unorganischen  und  der  organischen  Natur  gerichtet 
werde.  Dieses  sei  das  erste  raison  d'ötre  der  russischen  Gemeinde  und  des  russischen 
Gemeindebesitzes:  Jedes  zu  einem  bestimmten  Zweck  gestiftete  Bündniss,  also  auch 
die  Markgemeinde,  habe  zu  seiner  Grundlage  gewisse  Aufgaben,  Grundsätze  und  Prin- 
zipien, welchen  alle  Genossen  Folge  zu  leisten  haben;  die  Schaffung  der  Principien 
und  Ausarbeitung  derselben  sei  die  nothwendige  Voraussetzung  eines  Verbandes.  In 
dem  Gemeindebesitz,  wie  in  jedem  Verbände  sei  eine  Kraft,  welche  den  Mangel  innerer 
Kraft  der  Einzelperson  erganze  und  dieselbe  zwinge,  derart  thätig  zu  sein,  dass  sie 
unabänderlich  den  Grundsätzen,  die  zur  Basis  des  Gemeindebesitzes  oder  des  Ver- 
bandes gesetzt  sind,  folge.  Diese  Kraft  sei  erstens  die  der  Nachahmung  (wie  der 
Eine  es  thut,  so  der  Andere:  gemeinsame  und  gleichzeitige  Arbeit),  zweitens  der 
Zwang  (Niemand  gehorcht  so  leicht  als  der  Charakterschwache);  die  Annahme,  dass 
alle  Glieder  der  Gemeinde  physische  Kraft  und  Macht  über  sich  selbst  ausüben,  sei 
ein  logischer  Widerspruch:  es  vertrete  in  der  Gemeinde  die  physische  Kraft  eine  mo- 
ralische Kraft,  die  der  öffentlichen  Meinung.  Diese  Kraft  könne  ihrer  Natur  nach  nicht 
einer  Einzelperson,  sondern  nur  dem  ganzen  Gemeindeverband  angehören.  Niemand 
zittere  so  vor  der  öffentlichen  Meinung  als  der  gegen  Eindrucke  empfangliche  Mensch, 
Niemand  unterwerfe  sich  ihrer  Kraft  so  als  der  expansive  Mensch.  Der  ruhige  und 
in  sich  geschlossene  Mensch  gebe  sich  weniger  dem  qualenden  Gefühle  der  Furcht 
und  der  Scham  vor  der  Gesellschaft  hin.  Daher  spiele  die  öffentliche  Meinung  nirgends 
eine  so  grosse  Rolle  als  in  der  russischen  bäuerlichen  Gemeinde.  Allen  hervortreten- 
den typischen  Eigentümlichkeiten  der  russisch-slavischen  Natur,  die  ihn  schwach  und 
unglücklich  machen,  wenn  er  vereinzelt  wirke,  seien  werthvolle  Eigenschaften  rar 
das  Mitglied  der  Gemeinde.  Daher  fühle  das  russische  Volk  starker  als  andere  Völker 
die  Notwendigkeit  des  cooperativen  Kampfes  und  das  veranlasste  es,  im  Verlauf  eines 
Jahrtausends  den  Gemeindeverband  und  den  Gemeindebesitz  zu  bewahren  und  zu 
entwickeln,  seine  psychischen  Eigentümlichkeiten  —  eine  Bürgschaft  der  Festigkeit 
und  einer  erfolgreichen  Entwicklung  der  Verbände  —  unterstützten  ihre  Bewahrung, 
Befestigung  und  Entwicklung;  und  von  diesem  Standpunkte  aus  sei  der  russische 
Gemeindebesitz  eine  russische  nationale  Institution,  die  es  von  allen  anderen  Völkern 
unterscheide.  Die  russische  bäuerliche  Gemeinde  sei  die  hauptsächlichste  Aeusserung 
des  russischen  Gemeingeistes,  der  Eckstein  seines  historischen  Lebens,  eine  Bürg- 
schaft der  Ursprünglichkeit  und  des  Fortschritts  des  russischen  Volkes. 

Da  die  Lebensbedingungen  sich  bestandig  im  Laufe  der  Zeit  andern,  so  müssen 
sich  auch  die  Principien  des  Gemeindebesitzes  bestandig  andern  —  hierin  liege  die 
Achillesferse  des  genossenschaftlichen  Lebens:  Das  bestandige  Aendern  der  Principien 
erschüttere  die  Autorität,  vernichte  die  grösste  Kraft  des  gesellschaftlichen  Lebens 
—  die  Kraft  der  Tradition,  die  Achtung  vor  den  im  Volksbewusstsein  festsitzenden 
Normen,  andererseits  aber  hemme  die  Unveranderlichkeit  der  Principien  den  Fortschritt 
und  verurtheilt  das  Volk  zum  Stillstand.  Es  müssen  also  auch  die  Normen  und 
Principien  des  Gemeindebesitzes  entsprechend  den  Bedingungen  der  Zeit  sich  andern. 
Diese  Veränderungen  können  die  Autorität  erschüttern,  das  Gemeindeband  zerstören. 
Ein  zweites  Dilemma  des  Gemeinlebens,  das  eine  Lösung  fordere,  sei  das,  dass  die 
Gemeinde  nicht  durch  sich  die  individuellen  Kräfte  erdrücke,  die  persönliche  Frei- 
heit und  die  persönliche  selbständige  Entwickelung  ertödte,  nicht  einen  Commu- 
nismus  schaffe,  nicht  aus  dem  Menschen  eine  Biene  im  Bienenstock  mache,  mit 
einem  Worte,  nicht  sklavische  Unterwerfung  und  Beengung  des  Individuums  um  des 
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aber  diesen  Auseinandersetzungen  überall  zu  Grunde  liegende  Voraus- 
setzung ist  die  irrthümliche  Meinung,  dass  nur  der  mit  Grundbesitz 

Ganzen,  der  Gemeinde  willen  schaffe.  Diese  beiden  Aufgaben  habe  das  rassische 
Volk  glänzend  gelöst  und  sei  glänzend  ans  diesen  Schwierigkeiten  hervorgegangen. 
In  dieser  Lösung  zeige  sich  der  grosse  gesunde  Geist  des  russischen  Volkes,  zeige 
sich  die  Bürgschaft  seines  freien  Fortschreitens  auf  dem  Wege  des  Rechts  und  der 
Wahrheit,  die  Lösung  jenes  Zwiespaltes  habe  dem  ganzen  Bau  des  russischen  Lebens 
einen  tiefen  und  besonderen  Stempel  aufgedrückt  Der  Verfasser  schliesst  seine, 
hier  nur  in  den  uns  interessirenden  Grundzügen  wiedergegebene  Studie  wie  folgt: 
Ob  die  Charakterzüge  des  russischen  Volks  sich  andern  werden,  wissen  wir  nicht. 
Wissenschaftlich  können  wir  die  Frage  nicht  entscheiden,  ob  die  urnationalen  Eigen« 
schaften  des  russischen  Volkes  in  dem  Sinne  sich  ändern  werden,  dass  der  Russe  zu 
einem  Westeuropäer  wird,  nicht  allein  in  der  geistigen  Entwickelung,  sondern  auch 
im  Charakter,  oder  ob  die  Entwickelung  des  russischen  Charakters  in  einer  besonderen 
Art  erfolgen  wird.  Doch  gegenwärtig  wäre  die  künstliche  Zerstörung  der  russischen 
Gemeinde  das  grösste  Verbrechen  gegen  das  Leben  des  russischen  Volksorganismus. 
Wo  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  19.  Februar  1861  der  Uebergang  zum  individuellen 
Grundbesitz  erfolgt  ist,  dort  nimmt  die  Landlosigkeit  und  die  Zusammenhäufung  in 
die  Hände  der  bäuerlichen  Kapitalisten  sehr  zu.  Der  Bauer  ohne  Land,  der  im 
Dorfe  lebt,  ist  der  gefährlichste  Mensch:  Dieb,  Räuber,  Brandstifter  etc.  Der  Ge- 
meindebesitz befindet  sich  jetzt  in  einer  Crisis.  Er  muss  erhalten  werden.  Man 
muss  dem  Volke  seine  von  ihm  nur  dunkel  erkannten  Instincte  und  Bedürfnisse  klar 
machen,  es  belehren,  um  Fortschritte  zu  erzielen. 

Zur  Beurtheilung  der  Richtigkeit  dieser  Deduction  genüge  Folgendes  zu  dem  in 
dieser  Schrift  über  Ursprung,  Natur  und  Gestaltung  des  Gemeindebesitzes  Gesagten. 
Trotz  seiner  gegenteiligen  Versicherung  übersieht  er,  dass  nachweisbar # historische 
Einflüsse  die  Ausbildung  jenes  Charakters  in  wesentlichem  Maasse  gefördert  haben. 
Die  Wirkung  der  sogleich  anzugebenden  historischen,  wie  auch  der  natürlichen  Ein- 
flüsse müssen  vorerst  eliminirt  werden,  bevor  ein  wirklicher  Nationalcharakter  —  im 
Sinne  einer  bleibenden  unabänderlichen  Eigentümlichkeit  eines  Volkes  gegen  andere 
—  heraus  geschält  werden  könnte.  Bereits  nach  dem  derzeitigen  Stande  der  Forschungen 
über  die  Ausbildung  des  Gemeindebesitzes  lässt  ßich  mit  voller  Bestimmtheit  behaupten, 
dass  historische  Momente  den  von  Odartschenko  geschilderten  Charakter  der  Ge- 
meinde mit  hervorgerufen  haben,  die  ihrerseits  den  Charakter  des  Einzelnen  in  den 
gekennzeichneten  Umrissen  beeinflusste.    Die  Steuerpolitik  der  Regierung,  wie  auch 
der  Druck  der  Schollenpflichtigkeit  (bei  den  Domänenbauern)  und  der  Leibeigenschaft 
entwickelte  jene  Allgewalt  der  Gemeinde;  nicht  der  Einzelne,  nur  die  geschlossene 
Gesammtheit  war  im  Stande,  jenem  Druck  Widerstand  zu  leisten  und  ihn  erträglich 
zu  machen.    Diese  Gewalt  der  Gemeinde  drückte  ihrerseits  die  Individualität  und 
beeinflusste  die  Ausbildung  des  Volkscharakters.  Wir  sagen  mit  Vorbedacht  „beein- 
flusste14, nicht  schuf.  Denn  es  kann  meiner  Meinung  nach,  zur  Zeit  weder  behauptet 
noch  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  im  „Volkscharakter"  eine  ursprüngliche  Neigung 
zu  jenem  Charakter  vorhanden  ist    Die  sich  stetig  erweiternde  Zarische  Gewalt  nebBt 
der  Thätigkeit  der  thatsächlich  allgewaltigen  Beamten  hat  weiterhin  nicht  allein  auf 
die  ländlichen  und  städtischen  Gemeinden,  sondern  in  noch  grösserem  Maasse  auf 
den  Adel  —  um  einen  kurzen  Ausdruck  zu  gebrauchen  —  geübt,  der  kein  Gegen- 
gewicht in  einem  geschlossenen  Verbände  besass.    Daher  wol  die  „Schwäche  des 
Charakters"   hier  eine  noch  mehr  hervortretende.  —  Die  grosse  Bedeutung  jenes 
Factors  ergiebt  sich  auch  daraus,  dass  die  kurze  Zeit  der  Freiheit  die  „Krisis"  in 
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Ansässige  kein  Proletarier  sei.  Führen  wir  diese  Meinung  auf  das 
richtige  Maass  zurück,  so  ist  anzuerkennen,  dass  bei  dem  heutigen 
Stand  unserer  Erkenntniss  über  die  Sicherstellung  der  ökonomischen 
und  socialen  Existenz  und  Selbständigkeit  der  Arbeiter  dieses  Ziel 
leichter  in  Betreff  der  bäuerlichen  Bevölkerung  zu  erreichen  ist,  als  in 
Betreff  der  anderen  Erwerbsclassen.  Es  ist  hiermit  aber  nicht  ausge- 
schlossen, dass  die  ernste  Arbeit  der  besten  Köpfe  nicht  auch  für  die 
gewerblichen  Arbeitsclassen  die  Lösung  dieses  ökonomischen  und  socialen 
Problems  finden  werde. 

Es  wird  nun  von  jener  Seite  die  möglichste  Erweiterung  des  Bauer- 
landes (durch  Kauf,  Colonisation)  gewünscht,  auf  dass  der  Bauer  nicht 
auf  andere  Arbeit  auszugehen  brauche. 

Eine  derartige  Agrarpolitik  würde  eine  allseitige  Ausbeutung  der 
natürlichen  Reichthümer  des  Landes  und  der  Arbeitskraft  des  Volkes 
unmöglich  machen.  Bussland  bliebe  auch  bei  der  besten  und  vollkom- 
mensten Ackerwirthschaft  ein  armes  Volk,  wenn  auch  das  Ziel  erreicht 
wäre,  bis  auf  einen  geringfügigen  Bruchtheil  die  gesammte  Bevölkerung 
ökonomisch  und  social  selbständig  gestellt  und  eine,  nur  in  der  primi- 
tiven Entwicklungsstufe  der  Völker  beobachtete  gleichmässige  Vertheilung 
des  Volkseinkommens  ins  Leben  gerufen  zu  haben. 

Erst  der  Gewerbefleiss  kann  dem  Lande  alle  Naturkräfte  dienstbar 
machen,  er  bietet  eine  Versicherung  gegen  die  allzu  grosse  Abhängig- 
keit voi)  Jeder  einzelnen  Naturkraft.  Missernten  in  Ackerbaustaaten 
wirken  weit  eingreifender  auf  die  gesammte  Volkswirtschaft  als  in 
Ländern  mit  entwickeltem  Gewerbebetriebe.  Der  Ackerbau  ist  an  die, 
im  grössten  Theil  Russlands  kurze,  Vegetationsperiode  gebunden,  also 
ein  Brachliegen  oder  sehr  geringe  Verwendung  der  Arbeitskraft  in  der 
übrigen  Zeit  des  Jahres,  was  im  Gewerbebetriebe  nicht  der  Fall  ist 
weiterhin  grösseres  und  vielgestaltigeres  Gebiet  für  die  qualificirte 
Arbeit,  grössere  Arbeitsgliederung,  gewinnbringendere  Verwendung  der 
Kapitalien  etc.  etc. 

Jedoch  verschliesst  man  sich  nicht  überall  in  jenem  Lager  der  Er- 
kenntniss, dass  für  das  social -ökonomische  Leben  auch  andere  Arbeit 
zu  leisten  ist  Es  wird  daher  die  in  grossem  Maasse  bestehende  Ver- 
bindung der  Landwirthschaft  mit  den  anderen  Erwerbszweigen  als  ein 
besonderer  Vorzug  der  bestehenden  Grundbesitzordnung  gepriesen,  denn 
sie  wahre  einem  möglichst  grossen  Theil  der  Bevölkerung  die  social- 
ökonomische  Selbständigkeit  und  Sicherheit.  Irgend  welche  Störungen 
im  Handel  und  Gewerbe  versetzten  den  Bauer  nicht  in  die  bejammerns- 

der  Gemeinde,  von  der  Odartschenko  spricht,  hervorgerufen  hat,  d.  h.  den  Wider- 
stand des  Einzelnen  gegen  die  schrankenlose  Herrschaft  der  Gemeinde,  das  Herror- 
treten  des  Individualismus. 
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werthe  Lage  des  westeuropäischen  Proletariers,  da  der  Grundbesitz  ihm 
einen  Rückhalt  gewähre.  —  Es  werden  hierbei  'aber  die  grossen  ander- 
weitigen Missstände  nicht  in  ihrer  ganzen  Tragweite  erkannt  Soweit 
der  ausserlandwirthschaftliche  Nebenerwerb,  der  vielfach  zum  Haupt- 
gewerbe wird,  sich  in  der  Nähe  des  heimathlichen  Dorfs  findet,  ist  jener 
Vortheil  von  hoher  Bedeutung.  Ganz  anders  liegt  aber  die  Sache,  wenn, 
wie  zumeist,  das  Wandern  zu  den  Industriestätten,  zu  den  Städten  hun- 
derte und  tausende  Werste  ausmacht.  Neben  den  sittlichen  Schäden 
(Trennung  von  der  Familie,  sittlicher  Verfall  durch  das  Hineingerathen 
in  ganz  andere,  von  den  gewohnten  Anschauungen  abweichende  Lebens- 
kreise etc.)  treten  die  ökonomischen  hinzu:  Zeit-  und  Geldverlust  für 
das  Hin-  und  Herwandern,  der  vielfach  eintretende  Missstand  der  An- 
häufung von  keine  hinreichende  Beschäftigung  findenden  Arbeitermassen, 
während  anderweitig  Arbeitermangel  sich  fühlbar  macht,  Schädigung  des 
landwirthschaftlichen  Betriebes,  wenn  der  Bauer  nicht  rechtzeitig  zu  der 
dringenden  landwirthschaftlichen  Arbeitszeit  heimkehrt,  und  endlich  die 
Schädigung  der  anderen  Produktionszweige.  Die  Zunahme  des  gewerb- 
lichen, industriellen  und  Handelslebens  beansprucht  nicht  allein  stetig 
mehr  Arbeitskräfte,  sondern  auch  technisch  gebildete  und  überhaupt  an 
die  specielle  Arbeit  gewöhnte  Arbeiter.  Das  Hin-  und  Herwandern  er- 
schwert und  verhindert  vielfach  die  Heranbildung  eines  festen  Arbeiter- 
stammes, dieses  so  bedeutsamen  Factors.  Dieser  Mangel  ist  einer  der 
wesentlichen  Erklärungsgründe  der  langsamen  und  schwachen  Entwicke- 
lung  der  industriellen  Thätigkeit  in  Russland  auch  in  Zweigen  und 
in  Landstrichen,  wo  die  anderen  Bedingungen  günstig  sind. 

Das  dritte  Moment,  das  die  unbedingten  Anhänger  der  bestehenden 
bäuerlichen  Grundbesitzordnung  zumeist  wol  als  bestehend  erkennen, 
nicht  aber  aus  ihm  die  gebotenen  praktischen  Consequenzen  ziehen 
wollen,  ist  der,  um  mich  eines  allgemeinen  Ausdruckes  zu  bedienen, 
stetig  zunehmende  Individualismus  im  bäuerlichen  Gemeindeleben 
im  Allgemeinen  und  im  Gemeindebesitz,  d.  h.  in  der  Verfügung  über 
das  Gemeindeland  im  Besonderen. 

Es  vollzieht  sich  jetzt  ein  gewaltiger,  bedeutungsvoller  innerer 
Gährungsprocess  im  Leben  der  russischen  Gemeinde,  der  Kampf  der  alten 
Zeit  gegen  die  neue,  des  alten  Geistes  gegen  den  neuen. 

Der  alten  gutsherrlichen  Gewalt  und  dem  directen  Eingreifen  und 
der  Vormundschaft  der  Beamten  entzogen,  geniesst  die  Gemeinde  seit 
Aufhebung  der  Leibeigenschaft  eine  grosse  Fülle  von  Macht,  wie  wir  es 
an  anderer  Stelle  dargelegt  haben.  Früher  gewährte  sie  vor  Allem  nur 
Schutz  gegen  den  äusseren  Druck,  der  gemeinsam  und  in  sich  geschlossen 
leichter  getragen  ward.  Wie  sich  gegen  diesen  Druck  zu  schützen  und 
*ie  die  obliegenden  Lasten  am  besten  zu  vertheilen  —  das  war  ein 
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Hauptinhalt  des  alten  Gemeindelebens.  Die  neue  Gemeinde  gewährt 
aber  nicht  allein  Schutz,  sondern  sie  hat  auch  Rechte,  und  zwar 
weitgehende,  wie  wiederholt  in  diesem  Werk  betont1)  Die  Träger  dieser 
Rechte  sind  aber  die  einzelnen  Genossen.  In  dieser  neuen  Macht  der 
Gemeinde  liegt  also  ein  Element,  die  Individualität  in  den  Genossen 
der  Gemeinde  zu  wecken.  Als  zweites  Element  wirkte  in  dieser  Be- 
ziehung die  persönliche  Freiheit,  und  als  drittes  Element,  in  gewissem 
Sinne  das  Resultat  beider,  aber  doch  auch  wieder  als  ein  selbständiges 
wirkend,  tritt  uns  die  neue  Bewegung,  um  einen  recht  allgemeinen  Aus- 
druck zu  wählen,  des  gesammten  ökonomischen  und  geistigen  Lebens 
entgegen. 

So  treten  gegen  die  alte,  durch  Jahrhunderte  geheiligte  Rechtsord- 
nung, gegen  alles  das,  was  wir  Sitte  und  Recht  im  Volk  nennen,  neue 
Gedanken,  neue  Interessen  —  kurzum  das  Individuum  mit  seinem  neuen, 
vielfach  nur  instinctiv  gefühlten  Wollen  auf.  Und  da  die  Gemeinde 
aus  diesen  Individuen  besteht,  so  haben  wir  diesen  inneren  Widerstreit 
in  der  Gemeinde  selbst.  Das  Alte  büsst  stetig  mehr  an  Inhalt  ein,  für 
das  Neue  ist  noch  keine  Form  gefunden,  da  der  Inhalt  noch  kein  im 
Bewusstsein  des  Volkes  festgestalteter  ist  Die  ringende  Volksseele  kann 
das  Alte  nicht  halten,  das  Neue  noch  nicht  gewinnen.  Das  ist  die  Sig- 
natur der  Zeitl2) 

Dass  dieser  Gährungsprocess  sich  vollziehen  muss,  ist  eine  volks- 


*)  Siehe  Theil  I  dieses  Werkes,  pag.  248  etc. 

*)  Ich  will  hier  einen  Gedanken  anregen,  ohne  dass  ich  ihn  jedoch  weiter 
verfolgen  kann:  ich  glaube  den  entgegengesetzten  Gährungsprocess  im  Leben  der 
russischen  Gesellschaft,  welche  Bezeichnung  jetzt  für  das  russische  Volk  mit  Aus- 
schluss der  bäuerlichen  Bevölkerung  so  gebräuchlich  ist,  zu  finden;  das  neue  Selbst- 
verwaltungswesen im  weitesten  Sinne  des  Wortes  (d.  h.  neben  dem  Selbstverwaltungs- 
wesen  im  technischen  Sinne  des  Wortes  auch  das  im  Rechtswesen:  Friedensrichter,  Ge- 
schworene etc.,  das  freiere  Vereinswesen  etc.)  zeigt  uns  den  neuen  Geist,  sich  zu 
allgemeinen  Zwecken  zu  vereinigen,  im  Kampf  gegen  den  alten  Geist  der  AUeinherr- 
schaft  oder  wenigstens  des  übergewaltigen  Vorherrschens  des  Individuums  mit  Be- 
rücksichtigung allein  der  eigensten,  nächstgelegenen  Interessen,  wie  ihn  die  russische 
Staatsordnung  Jahrhunderte  hindurch  bis  1861  grossgezogen  hatte  durch  prinzipielles 
Ausschliessen  der  Individuen  von  öffentlichen  Angelegenheiten.  Hier  ringt  die  Volks- 
seele zur  Kräftigung  und  gar  erst  Schaffung  des  communalen  Geistes  gegen  das 
Ueberwuchern  der  Verfolgung  persönlicher  Interessen,  während  in  der  bäuerlichen 
Gemeinde  umgekehrt  das  Individuum  die  alten  Fesseln  der  zu  umfassenden,  den  Ein- 
zelnen in  Unselbständigkeit  erhaltenden  Gemeindegewalt  zu  lockern  sucht  Diese 
entgegengesetzten  Strömungen  im  russischen  Volksleben  müssen  zu  einer  versöhnenden 
Lösung  führen  —  darin  scheint  mir  der  Inhalt  des  heutigen  russischen  Lebens  zu 
bestehen.  Sie  finden  Berührung  mit  einander  vor  Allem  in  der  Landschaft,  wo  die 
bäuerliche  Gemeinde  mit  den  anderen  Schichten  sich  vereinigt  und  gemeinsam  thätig 
ist.  Ist  dieser  mein  Gedanke,  wenn  auch  nur  in  seiner  Grundlage  richtig,  so  wäre 
es  für  Berufene  eine  dankenswerthe  Aufgabe,  ihn  weiter  zu  verfolgen. 
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psychologische  Notwendigkeit  Dass  er  sich  in  Wirklichkeit  vollzieht, 
dafür  spricht  eine  Fülle  Einzelerscheinungen,  wie  wir  sie  in  zahllosen 
Schriften  über  bäuerliches  Leben,  dem  Schreibenden  selbst  vielfach  un- 
bewusst,  wie  auch  im  persönlichen  Verkehr  mit  Bauern  finden  können. 
Wie  sich  aber  dieser  Process  vollzieht,  das  zu  zeigen  geht  über  mein 
Wissen  und  Können.  Das  wäre  die  grösste  Aufgabe  der  Besten  im 
russischen  Volk. 

Mit  höchstem  Interesse  habe  ich  eine  der  letzt  erschienenen  Volks- 
studien des  Herrn  N.  N.  Slatowratski1)  gelesen,  der  bereits  in  frühe- 
ren, zahlreichen  Schilderungen  des  Volkscharakters  und  des  Volkslebens 
gezeigt  hat,  dass  er  tief  in  der  Seele  des  Volkes  fühlt  Er  schildert 
hier  die  innere  Bewegung  und  Unruhe  in  der  Gemeinde:  das  Leben  ist 
jetzt  lebhafter  als  früher,  sagt  ihm  der  alte  Bauer:  die  Freiheit  ist  ver- 
liehen, jetzt  muss  „Recht  und  Fürsorge"  (so  übersetze  ich  den  Ausdruck 
npaßo  h  mhjoctb),  und  Ordnung  eingeführt  werden,  es  herrscht  das 
„Unrecht"  Es  fehlt,  erklärt  der  Verfasser,  jedes  Vertrauen  zu  irgend 
welchem  im  Dorf  herrschenden  Recht  „Niemals",  schliesst  er  seine 
Studie,  „sind  mir  die  markgenossenschaftlichen  Ideale  mit  solcher  Klar- 
heit entgegengetreten,  niemals  hat  sich  das  Streben  zur  ordnungsmässigen 
Gestaltung  des  Lebens  so  leidenschaftlich  ausgesprochen,  als  gerade  jetzt 
—  da  sich  vor  mir  das  betrübende  Bild  des  vollen  Zerfalls  der  jetzigen 
Gemeinde  entrollte,  da  ihre  Tage  gezählt  sind,  da  die  altgewohnten 
Rechtsanschauungen  des  Volkes  nur  noch  eine  Fiction  darstellen  und 
in  ihrer  jetzigen  praktischen  Anwendung  fast  vollständig  discreditirt 
sind  in  den  Augen  des  Volkes." 

Kehren  wir  zu  unserem  Specialthema  zurück.  Ich  meine  nun,  dass 
in  diesem  Gährungsprocess  jene  neu  sich  gestaltende  Stellung  des 
Bauern  zu  seinem  Landantheil  und  damit  zum  traditionellen  Gemeinde- 
besitz eine  bedeutungsvolle  Rolle  spielt  und  weiterhin  eine  noch  grös- 
sere Rolle  spielen  wird.  Jene  Studie  des  Herrn  Slatowratski  war  für 
mich  um  so  interessanter,  als  er  dieses  Moment  gar  nicht  vor  Augen 
hat,  ja  die  Bedeutung  derselben  gar  nicht  erkennt,  vielmehr  betont  er 
wiederholt  wie  die  Bauern  die  gerechte  „Ausgleichung"  des  Grund- 
besitzes vertreten.  Und  doch  muss  er  —  was  mir  sehr  charakteristisch 
erscheint  —  zur  Illustration  des  Verfalles  der  jetzigen  Markgemeinde 
Fälle  anführen,  die  mit  jener  neuen  Gestaltung  des  Grundbesitzrechts 
nicht  allein  in  Beziehung  stehen,  sondern  gerade  die  zwei  wesentlichen 
Seiten  derselben  treffen.  In  dem  einen  Beispiele  heisst  es:  Hat  seit 
langer  Zeit  keine  Umtheilung  stattgefunden,  erreicht  die  Gemenglage  ein 


f)  0?epEH  HapojHaro  HacTpoeHÜi  in  der  „PyccKaa  Mhcii",  1884,  Bd.  I,  pag. 
82-103. 
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unglaubliches  Maass,  so  wird  die  Führung  einer  geordneten  Wirthschaft 
für  Alle  schwierig;  in  Folge  der  mit  der  Zeit  entstandenen  Ungleich- 
mässigkeit  der  Vertheilung  entstehen  in  der  Gemeinde  Streitigkeiten, 
Unzufriedenheit,  friedliches  culturelles  Leben  wird  unmöglich,  es  zeigt 
sich  eine  allgemeine  Unruhe,  Feindseligkeit,  die  Leidenschaften  erwachen, 
die  niederen,  egoistischen  Begierden  erheben  ihr  Haupt" 

Freilich  glaubt  er  noch  an  den  Sieg  des  Princips,  die  gestörte  Recht- 
massigkeit (d.  i.  Gleichmässigkeit  der  Vertheilung  des  Grundbesitzes) 
wiederherzustellen.  Aber  er  muss  doch  hinzufügen,  wie  vorsichtig  die 
Gemeinde  vorgeht,  wie  sie  sich  vor  „zwangsweiser  Expropriation*  scheut, 
wie  sie  sich  mit  den  Betreffenden  zu  verständigen  bemüht  Das  andere 
angeführte  Beispiel  weist  auf  einen  Sohn  hin,  der  gegen  seinen  Vater,  der 
dem  Sohn  nicht  den  betreffenden  Landantheil  abtreten  will  (<L  i.  eine 
Familientheilung),  klagt.  Beide  Beispiele  weisen  auf  den  Widerstand 
gegen  das  Verlangen,  den  Grundbesitz  zu  kürzen:  im  ersten  Falle  sind 
es  Gemeindegenossen,  resp.  die  Gemeinde,  im  zweiten  Fall  Familien« 
glieder,  die,  auf  das  alte  Recht  pochend,  dass  der  Vater  das  Land  von 
der  Gemeinde  auch  für  ihre  „Seelen"  erhalten  hat,  von  ihm  einen  Theil 
des  Landes  verlangen,  da  sie  als  die  mit  Land  bedachten  Seelen  jetzt  eine 
eigene  Wirthschaft  zu  führen  wünschen.  „Das  Leben  wird  stetig  viel- 
gestaltiger und  fordert  die  Ausarbeitung  neuer  Anpassungen  (npHcno- 
coöjiemft)  an  die  Rechtsanschauung  des  Volkes.  Doch  wie  sollen  sie 
sich  ausarbeiten?  Der  Kampf  der  Leidenschaften  in  höchster  Erregung 
drängt  dazu,  zum  ersten  besten  Mittel  zu  greifen,  wenn  es  nur  irgend 
welche  Sanction  bietet." 

Auch  wo  dieses  Streben  nach  Individualisirung  als  ein  naturgemässer 
Process  anerkannt  wird,  sehen  wir  vielfach,  bei  übereifrigen  Anhangern 
des  Gemeindebesitzes,  die  tiefe  Bedeutung  desselben  verkennen.  So  lässt 
sich  der  Anonymus  W.  W.,  dem  mehrere  werthvolle  Arbeiten  über  den 
Gemeindebesitz  zu  danken  sind,  in  folgender  Weise  vernehmen.1)  „Wenn 
auch  der  Individualismus  als  ein  gesetzmässiges  Bestreben  der  Persön- 
lichkeit, sich  von  den,  aus  der  Zeit  der  Leibeigenschaft  stammenden  Fes- 
seln zu  befreien,  das  Volk  im  ersten  Taumel  der  Freiheit  zur  Verein- 
zelung, die  nicht  durch  die  Lage  der  Dinge  gerechtfertigt  wird  und  in 
ökonomischer  Beziehung  schädlich  ist,  geführt  hat,  so  hat  man  Sol- 
ches nur  als  eine  Reaction  gegen  den  das  Volk  früher  bindenden  Des- 
potismus anzusehen.  Beruhigt  nach  der  ersten  Aufwallung,  wird  der 
Bauer  verstehen,  dass  die  Existenz  in  der  Vereinzelung  für  ihn  unmög- 
lich ist:  wenn  du  dich  nicht  dem  Aeltesten,  der  Gemeinde,  der  Sitte, 


')  B.  B. :  CeMefiime  pa^im  h  Kpeerwracuoe  xomäctbo  in  den  Otot.  San.,  1883, 
Bd.  I,  pag.  1-23,  Bd.  II,  pag.  137—161. 
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der  freien  Verständigung  unterwirfst,  so  fällst  du  in  die  Hand  des  Kulak» 
des  Fabrikanten,  jeder  Zufälligkeit  Diese  neue  Abhängigkeit  ist  gar 
nicht  so  schön,  dass  nicht  im  Bauern  der  Wunsch  entstehen  sollte,  sich 
von  ihr  zu  befreien  oder  wenigstens  diese  Fesseln  lockerer  zu  machen. 
Dieses  Ziel  kann  er  aber  nur  dadurch  erreichen,  dass  er  sich  anderen 
Banden  unterwirft,  die  er  vollständig  frei  und  nach  begründeter  Be- 
rechnung übernimmt  Anfänge  dieser  so  zu  sagen  anti-individualistischen 
Bewegung  beobachten  wir  überall:  in  den  Strikes  der  Fabrikarbeiter, 
der  Ackerbauer  zur  Erhöhung  des  Arbeitslohnes  und  zur  Ermässigung 
der  Pachtsätze,  in  den  Gemeindebeschlüssen  über  die  Taxe  für  die  geist- 
liche Bedienung  der  Geistlichen,  in  den  artelartigen  Unternehmungen 
der  Gemeinde  u.  s.  w.  Freilich  von  hier  bis  zur  Schaffung  einer  neuen 
wirtschaftlichen  Einheit  ist  es  noch  weit,  jedoch  historische  Processe 
vollziehen  sich  nicht  in  wenigen  Jahren.  Wichtig  und  tröstend  ist  es 
aber,  dass  die  Erkenn tniss  vom  Nutzen  der  Solidarität  sich  im  Volke 
auszubilden  beginnt  in  einer  Periode,  wo  der  Kapitalismus  sich  noch 
nicht  die  Production  unterthänig  gemacht  hat  und  die  allgemeine  sociale 
Gestaltung,  wie  sie  sich  in  Bussland  ausgebildet  hat,  sein  Aufblühen  nicht 
begünstigt.  In  unseren  Händen  liegt  auch  das  Mittel,  diesen  Process  der 
Bildung  einer  neuen  wirtschaftlichen  Vergesellschaftung  zu  beschleunigen: 
alles  was  die  Lage  des  klein  wirtschaftlichen  Betriebes  verbessert,  was 
nutzlose  Ausgaben  des  Bauern  beseitigt  und  sein  freies  Band  mit  dem 
Lande  festigt  alles  was  die  Existenz  bei  productiver  Arbeit  gegen  jetzt 
erleichtert  —  alles  dieses  beseitigt  die  Nöthigung  und  das  Bestreben  des 
Bauern,  sich  der  genossenschaftlichen  Unterordnung  zu  entziehen,  aus 
ihr  herauszuspringen,  sich  jeder  Gelegenheit  zu  unrechtmässigem  Gewinn 

zu  bedienen "*)    Er  sieht  im  Individualismus  nur  das  Streben  nach 

„Kulatschestwo",  hofft  auf  eine  weitere  Ausdehnung  der  Association  in 
der  Landwirtschaft  gemeinsamen  Betrieb. 

Wir  meinen  dagegen,  dass  der  Process  der  Individualisirung  erst 
im  Entstehen  begriffen  ist,  dass  der  Gulminationspunkt  noch  nicht  er- 
reicht ist,  geschweige  denn  jene  angeführten  Anzeichen  der  neuen  Ver- 
gesellschaftung wirklich  bereits  die  Rückkehr  zum  „Gemeingeist"  bedeuten. 
Der  „Gemeingeist"  wird  sich  aber  neu  beleben  und  stärken,  sowie  der 
Individualität  ihr  Recht  gewährt  wird.  Dieser  innere  Widerspruch,  den 
„Gemeingeist"  durch  die  Stärkung  und  Erweiterung  der  Rechte 
der  Individualität  zu  kräftigen,  erweist  sich  als  ein  scheinbarer,  wenn 
wir  in  Erwägung  ziehen,  dass  die  bestehende  —  wir  können  fast  sagen  — 
Rechtslosigkeit  des  Einzelnen  gegenüber  der  Allgewalt  der  Gemeinde  ihn 
zwingt  zum  Kampf  gegen  die  Gemeinde  überhaupt  und  schliesslich  zum 

*)  1.  c,  Bd.  II,  pag.  155,  160  etc.  (viele  Beispiele  über  gemeinsame  Feld- 
arbeiten etc.). 
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Ausscheiden  aus  derselben.  Wird  diese  Ursache  des  Kampfes  durch  Er- 
weiterung der  Rechte  des  Einzelnen  beseitigt,  so  fällt  die  Wirkung  weg, 
d.  h.  die  Auflehnung  gegen  die  Gemeinde,  die  sich  in  der  ihr  verbleiben- 
den Rechtssphäre  die  alte  Autorität,  gegen  welche  heute  gekämpft  wird, 
ohne  Anfechtung  wahren  wird. 

Herr  Ssokolowski  tritt  in  seiner  mehrfach  von  uns  erwähnten  Stu- 
die1) gegen  meine  Darlegung  über  die  Notwendigkeit  des  allmälichen 
Verfalls  der  Markgenossenschaften  beim  freien  Waltenlassen  der  öko- 
nomischen Kräfte  und  der  Individuen  (Individualisirungstrieb,  Differenz!- 
irung  der  menschlichen  Gesellschaft),  indem  er  mir  entgegenhält:  Hun- 
derte, Tausende  von  Jahren  leben  diese  Leute  nicht  allein  ohne  den 
Wunsch  zu  zeigen,  sich  von  der  Markgemeinde  zu  trennen,  sondern  in- 
dem sie  activen  Widerstand  allen  auswärtigen  Versuchen  dieser  Art 
entgegenstellen,  und  was  noch  wichtiger  ist,  indem  sie  die  alt  ererbte 
Form  ihres  Lebens  den  neuen  Bedingungen  anpassen."  Dieser,  vorerst 
auf  gewisse  sibirische  Stämme  sich  beziehende  Ausspruch  soll,  wie  aus 
dem  Zusammenhang  ersichtlich;  allgemeine  Geltung  haben.  Nun  be- 
obachten wir  aber  auch  dort,  wo  keine  äussere  Einwirkung  (Vergewal- 
tigung durch  die  Grundherren,  wie  vielfach  in  Westeuropa)  die  Mark- 
genossenschaft zum  Zerfall  gebracht  hat,  sie  sich  bei  gewissen  historischen 
und  ökonomischen  Bedingungen,  die  früher  oder  später  eintreten,  auf- 
löst Es  genügt,  wenn  wir  zur  Bekräftigung  dieser  Behauptung  auf 
die  dargelegte  neue  Gestaltungsform  des  Gemeindebesitzes  in  mehreren 
Gouvernements  hinweisen:  kaum  treten  die  Interessen  einzelner  Höfe  in 
einen  Gegensatz  zu  denen  der  anderen,  so  geräth  der  Gemeindebesitz  ins 
Schwanken,  hier  und  da  hat  sich  aus  diesem  Grunde  der  Uebergang 
zum  individuellen  Grundbesitz  bereits  vollzogen  und  wird  sich,  falls 
nicht  gesetzgeberische,  d.  h.  Zwangsmaassregeln  von  Aussen  ergriffen 
werden,  weiterhin  vollziehen. 

Die  Differenziirung  der  Interessen  und  des  ganzen  ökonomischen 
Lebens  der  Höfe  in  der  Gemeinde  ist  ein  ganz  berechtigter  Process  und 
bedeutet  einen  ökonomischen  und  socialen  Fortschritt.  Aber  es  liegt 
in  ihr  eine  sehr  grosse  Gefahr,  soweit  sie  sich  selbst  und  dem  freien 
Walten  der  ökonomischen  und  socialen  Kräfte  überlassen  wird.  Die 
volle  Herrschaft  des  Individualismus  muss  zum  Untergang  des  ganzen 
nationalen  Lebens  führen.  Es  handelt  sich  darum,  den  Punkt  zu  finden, 
wo  der  Individualismus  in  seiner  Entfaltung  die  Gesammtheit  zu  schä- 
digen beginnt;  diese  Grenze  zu  ermitteln  und  zu  normiren  —  das  ist 
die  Lösung  der  socialen  Frage  lind  in  der  uns  vorliegenden  Aufgabe  die 
Lösung  der  Frage  des  Kleingrundbesitzes.  — 


x)  dEOHOMOTecEift  6utl  etc.,  pag.  112. 
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Dieser  Individualismus  zeigt  sich  nun,  was  die  uns  interessirende 
Frage  des  Gemeindbesitzes  anbetrifft,  vornehmlich  in  zwei  Erscheinungen: 
in  der  zunehmenden  Differenziirung  des  ökonomischen  Wohlstandes  und 
damit  der  ganzen  äusseren  Lebenslage  der  Einzelnen  in  der  Gemeinde 
und  in  dem  zunehmenden  Widerstand  der  landreicheren  Bauern  gegen 
eine  allgemeine  Neuvertheilung  des  Grundbesitzes  —  Erscheinungen,  die 
wol  einige  Berührung  mit  einander  haben,  nicht  aber,  wie  es  vielfach 
übereifrige  Anhänger  des  Gemeindebesitzes  meinen,  nur  aus  einander 
(erstere  aus  letzterer)  resultiren. 

Die  zunehmende  Differenz  des  früher  ziemlich  gleichen  ökonomischen 
Niveaus  unter  den  Gemeindegenossen  findet  ihre  letzte  Erklärung  in  der 
verschiedenen  Tüchtigkeit  und  Rührigkeit  im  wirthschaftlichen  Leben. 
Nicht  allein  Trunksucht,  Lüderlichkeit,  sorglose  Faulheit  machen  jedoch 
die  Wirthschaft  allmälich  verarmen,  verschulden  und  schliesslich  eingehen, 
sondern  auch  der  Unterhalt  zahlreicher  Kinder  und  anderer  Erwerbs- 
unfähigen in  der  Familie,  Unglücksfälle  aller  Art  (kein  Nebenerwerb!), 
wenn  nicht  ein  energischer  Wille  dem  Verfall  zu  steuern  vermag.  Das 
Resultat  ist  dann  das  Aufgeben  der  Wirthschaft  durch  Uebergabe  des 
Landantheils,  endlich  gar  des  Gehöfts  an  einen  Anderen,  und  zwar  zumeist 
an  denjenigen,  dem  er  verschuldet  war.  Und  so  entsteht  die  Classe  der 
„Landlosen"  und  der  ganz  Obdachlosen  (ohne  Gehöft).  Ist  auch  zur  Zeit 
ihre  Zahl  noch  gering,  so  ist  ihr  Anwachsen,  welches,  so  weit  die  Daten 
reichen,  in  allen  Gouvernements  und  Kreisen  zu  treffen  ist,  ein  bedenk- 
liches, da  eine  weitere  Zunahme  vorauszusehen  ist,  und  ein  für  die  Frage 
des  Gemeindebesitzes  bedeutsames  Moment  Es  zeigt,  dass  der  Gemeinde- 
besitz in  seiner  jetzigen  primitiven  Gestalt  der  Entstehung  und  weiteren 
Ausbreitung  der  Landlosigkeit  keinen  hinreichend  starken  Damm  ent- 
gegensetzen kann.  Der  dem  Verarmten  neu  zuzutheilende  Grundbesitz 
durch  eine  neue  allgemeine  Umtheilung  kann  an  sich  ihm  nicht  zu  einer 
neuen  Wirthschaft  verhelfen,  denn  ihm  fehlt  das  erforderliche  Inventar, 
er  ist  also  gezwungen,  letzteres  gegen  hohe  Entschädigung  zu  leihen 
oder  das  Land  wieder  dem  reichen  Nachbar  zu  überlassen.  Mit  der  Ver- 
armung einerseits  steigt  die  Wohlhabenheit  Einzelner  andererseits,  die, 
wenn  auch  erst  durch  grössere  Arbeitsenergie  begründet,  doch  vielfach 
späterhin  auf  Rechnung  der  vielen  stetig  mehr  Verarmenden  wächst;  die 
Uebernahme  des  Landantheils  Verarmter  ist  dann  die  Basis  zu  einem 
weiteren  Anschwellen  des  Wohlstandes  Einzelner  —  vielfach  auf  Rechnung 
der  Verarmenden.  Und  so  ergiebt  sich  die  oben  konstatirte  Thatsache, 
dass  auch  beim  Gemeindebesitz  eine,  dem  Interesste  des  Gemeinwesens 
nicht  entsprechende  Zusammenhäufung  von  Grundbesitz  in  den  Händen 
Weniger  zum  Nachtheil  der  anderen  Gemeindegenossen  entsteht  Diese 
Lage  verschärft  sich  noch  durch  das  Eindringen  fremder  Elemente  in 
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die  Gemeinde,  die  als  Schenkwirthe,  Wucherer,  Landspeculanten  diesen 
Process  beschleunigen.  Wie  wir  überhaupt  auf  keine  der  vielen  Special* 
fragen  eingehen  können,  so  begnügen  wir  uns  auch  in  dieser  Frage  mit 
dem  Hinweis  auf  diesen  Missstand,  der,  wenn  er  auch  zur  Zeit  embryonal 
ist,  doch  eine  Zunahme  erwarten  lässt 

Vornehmlich  diese  Erscheinungen  sind  es,  die  selbst  eifrige  Anhänger 
des  Gemeindebesitzes  zu  dem  Schluss  drängen,  dass  der  Gemeindebesitz 
im  Verfall  begriffen  ist1)  und  sich  nur  noch  der  vagen,  da  nicht  durch 
Thatsächliches  begründeten  Hoffnung  hingeben,  dass  das  Volk  ans 
eigener  Kraft  einen  Ausweg  finden  und  die  alte  Grundbesitzordnung  mit 
dem  gleichen  Recht  Aller,  wenn  auch  in  anderer  Gestalt,  wieder  neu  auf- 
leben wird.  Auch  wir  erkennen  den  gewaltigen,  sich  vollziehenden  Um- 
wandlungspro cess,  sehen  aber  hier  keinen  Verfall  des  Gemeindebesitzes 
an  sich,  sondern  nur  das  Absterben  eines  Princips  in  demselben,  d.  I 
des  gleichen  Rechts  Aller  auf  Land.  Sich  selbst  überlassen  kann  die 
Gemeinde  nicht,  jedenfalls  nicht  ohne  die  schwersten  inneren  Krisen,  den 
Process  zu  einem  gedeihlichen  Abschluss  bringen.  Weit  wahrschein* 
licher  wäre  der  Sieg  der  ökonomisch  Stärkeren  und  damit  ist  der  wirk- 
liche Verfall  der  Markgemeinde  beschlossen,  J$s  ist  daher  Aufgabe  des 
Staats,  hilfreich  einzugreifen  durch  Unterstützung  derjenigen  Elemente 
und  Gedanken,  die  den  neuen  Lebensbedingungen  nicht  widerstreiten.  — 

Verwerfen  nun  auch  die  Anhänger  des  Gemeindebesitzes  das  Ein- 
greifen der  Gesetzgebung  in  die  innere  Gestaltung  des  Grundbesitz- 
rechts,  die  sie  der  Einsicht  der  Gemeinde  gewahrt  wissen  wollen,  so  sind 
sie  doch  dagegen,  dass  dem  Zufall  der  */8-Ma}orität  (geschweige  dem  augen- 
blicklichen Einfall  der  einzelnen  Genossen)  die  allendliche  Entscheidung 
über  das  Weiterbestehen  des  Gemeindebesitzes  überlassen  bleibt 

Dieses  Recht  der  Gemeinde  und  des  Einzelnen  ist  gewiss  eine  Ano- 
malie und  daher  zu  beseitigen.  Kann  die  Staatsregierung  nicht  schlüssig 
werden  darüber,  welche  Grundbesitzordnung  für  die  Erhaltung  des  Bauer- 
standes die  bessere  ist,  so  kann  sie  diese  Entscheidung  noch  weniger  dem 
Einzelnen  und  der  Gemeinde,  die  durch  verschiedenartigste,  augenblick- 
liche Motive  geleitet  und  verleitet  werden  kann,  überlassen.  Dass  aber 
dieser  Wunsch  von  einer  Seite  kommt,  die  sonst  nicht  Worte  genug  findet 
zu  schildern,  wie  tief  im  russischen  Bauern  die  Anschauung  vom  Ge- 
meindebesitz stecke,  ist  bezeichnend. 

Ebenso  lassen  einige  Stimmen  aus  diesem  Lager  in  einer  ande- 


*)  Statistik  des  Gouv,  Orel,  Bd.  I,  pag.  47,  Statistik  des  Gouv.  Ssamara,  Bd.  III» 
pag.  38,  Statistik  des  Gouv.  St.  Petersburg,  Bd.  IV,  pag.  58.  Fürst  Wassiltschikow: 
3eiueBiax^Hie  h  seiuea-Biie,  Bd.  II,  pag.  715  u.  a.  a.  St.  (Bd.  I,  pag.  540,  547).  Siehe 
auch  die  treffliche  Schilderung  der  bezüglichen  Verhältnisse  im  Kr.  Rostow  (Gouv.  Ja- 
roslaw)  bei  B.  Ee3o6pa30Bi>:  Hapojnoe  xo3aftcTBO  Poccix,  Bd.  II,  Beilage  pag.  252-292. 
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ren  Beziehung  einen  Eingriff  in  die  unumschränkte  Gewalt  der  Gemeinde 
zu:  die  Normirung  von  Umtheilungsfristen,  und  zwar  bis  vor  einigen 
Jahren  zu  dem  Zwecke,  häufige  Umtheilungen  zu  verhindern  (Fürst 
Wassiltrehikow),  gegen  eine  derartige  Einmischung  in  die  inneren  mark- 
genossenschaftlichen Angelegenheiten  ward  aber  lebhaft  opponirt  (Ka- 
pustin  und  Andere);  mit  Recht  ward  von  Orlow  der  Einwand  erhoben,  dass, 
so  lange  die  den  Bauern  obliegenden  Zahlungen  den  Ertrag  des  Landes 
überragen,  eine  solche  Maassnahme  nur  schädigend  (Unmöglichkeit  des 
Ab-  und  Aufwälzens  von  Seelen)  auf  die  bäuerliche  Wirthschaft  wirken 
würde,  wie  wir  es  bereits  an  anderer  Stelle  dargelegt  haben.  Seit  den 
letzten  Jahren  steht  diese  Frage  wieder  im  Vordergrund,  aber  aus 
einem  anderen,  dem  gegensätzlichen  Motiv:  nicht  um  häufige  Umthei- 
lungen zu  verhindern,  sondern  um  die  Gemeinden  zur  Vornahme  von 
Umtheilungen  zu  veranlassen.  Als  nämlich  die  neueren  Untersuchungen 
immer  deutlicher  hervortreten  Hessen,  dass  in  den  mit  Zahlungen  nicht 
überbürdeten  Gemeinden  weit  verbreitet  Umtheilungen  seit  der  Eman- 
cipation  überhaupt  nicht  vorgenommen  sind  und  eine  starke  Abneigung 
unter  den  wohlhabenderen  Wirthen  gegen  eine  Ausgleichung  des  Grund- 
besitzes sich  bemerkbar  macht,  da  sind  Anhänger  des  Gemeindebesitzes» 
wie  wir  gesehen,  nicht  abgeneigt,  den  UmtheUungszwang  einzuführen, 
um  das  bisher  im  Gemeindebesitz  herrschende  Recht  auf  Land  zur 
Verwirklichung  gelangen  zu  lassen. 

Und  hier  sind  wir  an  dem  Punkt  angelangt,  wo  sich  die  Notwen- 
digkeit einer  organischen  Reform  des  üblichen  Gemeindebesitzes  ergiebt 

3.  Die  Notwendigkeit  der  Reform. 

Die  Notwendigkeit  einer  Reform  des  Gemeindebesitzrechts  ergiebt 
sich  aus  jenem  Zwiespalt  in  der  Gemeinde  in  Betreff  der  Vornahme 
einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung  des  Landes.  Die  Einen  fordern 
die  neue  Umtheilung,  die  ihnen  eine  Vergrösserung  des  Grundbesitzes 
und  die  Möglichkeit  einer  Erweiterung  ihrer  Wirthschaft  bieten  würde: 
für  sie  spricht  die  Tradition  und  das  positive  Recht  Die  Anderen 
kämpfen  gegen  diese  Forderung,  die  für  sie  nicht  allein  eine  Kürzung 
der  Reineinnahme  durch  die  Verringerung  ihres  Grundbesitzes,  sondern 
auch  —  und  das  ist  der  Schwerpunkt  der  Frage  —  eine  Störung 
ihres  landwirtschaftlichen  Betriebes  und  ihrer  gesammten 
wirthschaftlichen  Existenz  (Veränderung  des  Verhältnisses  der 
eigenen  Wirthschaft  auf  dem  Landantheil  zu  dem  Nebenerwerb)  bedeutet: 
für  sie  spricht  Alles,  was  für  die  Erhaltung  und  Mehrung  des  Wohl- 
standes des  Einzelnen  und  damit  der  gesammten  Volkswirtschaft  spricht: 

Dieses  i§t  der  wahre  innere  Grund  der  Opposition  gegen  die  Vor- 
nahme und  des  Unterlassens  neuer  Umtheilungen,  die  in  den  zahlreichen 
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Abhandlungen  über  diese  neue  Erscheinung  im  Gemeindebesitz  nicht  er- 
kannt wird.  Es  ist  daher  nur  ein  Kuriren  auf  das  Symptom  hin,  wenn 
man,  nur  von  jener  Thatsache  ausgehend,  Maassregeln  zur  Beseitigung 
dieser  Erscheinung  zu  ermitteln  sucht. 

Einen  solchen  Charakter  trägt  der  vielfach  gestellte  Antrag,  die 
Erhebung  der  jährlichen  Amortisationsquote  einzustellen,  die  Zinsen  der 
Ablösungsschuld  als  ewige  unablösliche  Pacht1)  zu  erheben  und  das 
Gemeindeland  zum  Staatseigentum  zu  erklären.  Hiergegen  sprechen 
ernste  Gründe.  Vor  Allem  wäre  Expropriation  oder  die  Zustimmung 
jeder  Gemeinde  zu  dieser  Umwandlung  erforderlich,  widrigenfalls  ein 
Rechtsbruch  vorliegen  würde.  Denn  die  Gemeinde  hat  ja  durch  den 
Ablösungsvertrag  das  Eigentumsrecht  und  das  Recht  der  Amortisation 
der  Ablösungsschuld  erworben.  Gesetzt  selbst,  diese  Maassregel  (durch 
Expropriation  oder  mit  Zustimmung  der  Gemeinde  und  Rückzahlung  der 
bereits  entrichteten  Amortisationssumme)  liesse  sich  durchführen,  so  wäre 
in  casu  nichts  gewonnen:  Es  ist  eine  irrige  Voraussetzung,  dass  durch 
diese  Aenderung  des  Eigenthumtitels  der  Bauer,  dem  bei  einer  Umthei- 
lung  eine  Kürzung  des  Grundbesitzesbevorsteht,  von  jener  oppositionellen 
Stellung  abgebracht  werden  würde.  Die  Störung  seines  Wirthschafts- 
betriebes  wäre  dieselbe,  also  auch  der  Widerstand  gegen  die  Umtheilung. 
Dieser  Widerstand  würde  durch  jene  Maassregel  noch  gestärkt  werden, 
denn  jede  Ermässigung  der  obliegenden  Zahlungen  macht  den  Bauern  den 
Landantheil  werthvoller.  Endlich  ist  auf  die  Lage  der  Dinge  unter  den 
Domänenbauern  hinzuweisen:  ungeachtet  dessen,  dass  das  Land  „Eigen- 
thum"  des  Staates  ist,  wächst  auch  hier  der  Widerstand  gegen  eine  Neu- 
verteilung des  Landes,  wie  wir  an  anderen  Stellen  gezeigt  haben.  Wie 
das  Eigenthumsrecht  formulirt  wird,  ist  den  Bauern  im  Wesen  gleich- 
gültig; für  ihn  handelt  es  sich  um  das  wirkliche  Nutzungsrecht,  das  er 
sich  nicht  kürzen  lassen  will  und  zur  Erhaltung  seiner  eingerichteten 
Wirthschaft  nicht  kürzen  lassen  darf.  Dasselbe  gilt  von  dem  äussersten 
Fall,  wenn  die  an  Stelle  der  Ablösung  einzutretende  Pachtzahlung  be- 
ständig um  die  steigende  Grundrente  erhöht  würde,  so  dass  den  nutz- 
niessenden  Bauern  nur  Arbeitslohn  und  Unternehmergewinn  mit  Ver- 
zinsung des  Betriebskapitals  zufiele. 

Auf  derselben  irrigen  Voraussetzung  beruht  ein  zweiter,  vom  Ra- 
saner  Statistiker  W.  Grigorjew  befürworteter  Vorschlag  zur  Lösung  des 


1)  Eingehend  behandelt  von  H.  Ahhchmobi:  Pa3ioseme  Haraeft  sexeiBHOft  otfmmH 
im  BtcTHHKi  Ebpohh,  1886,  Bd.  I,  pag.  111—160;  PaxiraeBt:  Vortrag  in  der  K.  freien 
ökonomischen  Gesellschaft  1883,  auch  im  Rkxo  1883,  Nr.  4,  pag.  42  befürwortend  be- 
sprochen, B.  EpyraBHHT,:  CeatCKaa  oönjHHa  etc.,  pag.  151.  Gegen  diesen  Vorschlag 
X  CiOHHMCKifi:  Ilo3eMejLHHfi  Bonpocr»  bt»  EBponi  h  PocciH  im  Bier  Eßp.  1885,  Bd.  IV, 
pag.  768—770.    Er  ist  auch  von  der  Nowgoroder  Landschaft  (1882)  beantragt 
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Problems.  Er  schreibt:  Stellen  wir  uns  eine  solche  Ermässigung  der  Ab- 
lösungszahlungen vor,  die  sich  dem  Bauern  merklich  fühlbar  macht,  und 
die  ihm  das  Land  halb  geschenkt  erscheinen  lässt,  dann  würde  wahr- 
scheinlich eine  innere  Festigung  der  Markgemeinde  entstehen.  Wir  haben 
gesehen,  dass  die  zeitweilig  verpflichteten  Bauern  sich  auf  den  Druck 
der  ihnen  obliegenden  Zahlungen  berufen,  dass  ihre  hohen  Zahlungen 
die  Vornahme  einer  Umtheilung  hindern;  wir  haben  gesehen,  wie  die  An- 
hanger der  Umtheilung  den  Gegnern  erwiderten,  dass  das  Mehrgezahlte 
reichlich  durch  den  Ertrag  des  Landes  gedeckt  ist,  und  wie  sie  durch 
den  Hinweis  auf  die  zeitweilige  Mehrzahlung  (die  Entrichtung  des  „fünften 
Kopekens")  verblüfft  worden  sind.  Auf  dass  es  noch  deutlicher  hervor- 
trete, dass  eine  fühlbare  Ermässigung  der  Zahlungen  die  Markgemeinde 
starken,  die  Vornahme  allgemeiner  Umtheilungen  fördern  wird,  führe  ich 
als  Beispiel  eine  Gemeinde  voller  Eigenthümer,  das  Dorf  Glädkowo, 
an,  welches  von  der  Gutsbesitzerin  in  früherer  Zeit  freigelassen  war 
und  zu  sehr  günstigen  Bedingungen  das  Land  erworben  hatte.  Und 
was  zeigt  sich?  Fünf  Jahre  nach  Beendigung  der  Ablösung,  d.  h.  als 
bereits  ein  Jeder  voller  unverschuldeter  Eigenthümer  seines  Landes 
war,  ward  alles  Land  neu  vertheilt  Die  Bauern  halten  das  Land  für 
halbgeschenkt,  und  daher  kann  man,  wie  die  Bauern  sich  ausdrücken, 
„es  immer  umtheilen."    So  Herr  Grigorjew. 

Ueberzeugend  kann  eine  derartige  Auseinandersetzung  nicht  wirken. 
Dieser  eine  Fall,  der  freilich  nur  als  „Beispiel"  angeführt  wird,  gewinnt 
auch  nicht  an  Beweiskraft  durch  das  Anführen  eines  ähnlichen  Falles 
im  Er.  Borissoglebsk  (Gouv.  Tambow),  in  welchem  die  Hofesleute  eines 
Gutes,  also  nicht  landberechtigte  Bauern,  von  ihrem  früheren  Herrn 
Land  geschenkt  erhalten  hatten,  das  sie  alle  sechs  Jahre  neu  vertheilen, 
da,  wie  sie  erklären,  sie  dasselbe  geschenkt  erhalten  und  nicht  erst 
abzulösen  gehabt  haben. 

Dagegen  finden  sich  mehrere  Fälle  im  Gouv.  Moskau,  wo  die  zu 
überaus  niedrigem  Preise  erfolgte  Ablösung  gerade  zur  Befestigung  des 
individuellen  Besitzrechts  und  gar  zum  Uebergang  zum  individuellen 
Grundbesitz  zwecks  Sicherung  dieser  Rechte  hervorgerufen  hat  Also 
beweisen  jene  zwei  Fälle  nichts  oder  nur  das,  dass  ein  Geschenk  und 
auch  ein  halbes  Geschenk  jenes  Gefühl  der  Billigkeit  in  den  Bauern 
hervorrufen  kann  (aber  nicht:  muss),  dass  sie  einer,  Viele  ökonomisch 
schädigenden  Umtheilung  zustimmen.  Es  liegt  aber  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  ein  solches  Gefühl  der  Billigkeit,  wenn  es  auch  in  der  ersten 
Zeit  lebendig  sein  kann,  doch  sehr  bald  verschwinden  wird,  denn  es 
steht  in  einem  zu  starkem  Widerstreit  mit  den  ökonomischen  Interessen. 


')  Statistik  des  Gouv.  Räsan,  Bd.  I,  Abschnitt  II,  pag.  84—35. 
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Selbst  das  von  Grigorjew  angeführte  Beispiel  spricht  gegen  ihn.  Demi 
bei  der  ersten  (und  bisher  einzigen)  allgemeinen  Umtheilung  nach  der  er- 
folgten Ablösung  siegte  die,  eine  Neuverteilung  des  Landes  wünschende 
Partei  nicht  vollständig:  sie  musste  auf  einen  Gompromiss  mit  der  oppo- 
sitionellen Minorität  eingehen.  Es  wurde  das  Land  nämlich  nicht  pro  vor- 
handene Seele,  wie  jene  Partei  mit  angewachsener  Seelenzahl  es  wünschte, 
ausgetheilt,  sondern  es  wurde  ein  combinirtes  Verfahren  (Combinaüon 
der  vorhandenen  und  der  Revisionsseelen)  eingeschlagen,  wobei  die  Höfe 
mit  vielen  Revisions-,  aber  wenigen  vorhandenen  männlichen  Seelen  einen 
Zuschlag  von  1\%i  l1/«  bis  2  Landseelen  erhielten  und  einer  kinderlosen 
Wittwe  eine  halbe  Landseele  (statt  des  früheren  grösseren  Besitzes)  be- 
lassen wurde.  Es  sollte  1885  wiederum  eine  Neuverteilung  des  Landes 
stattfinden,  doch  erklärten  die  Bauern  bei  der  statistischen  Enqu&e 
(1881),  „es  wird  dann  grossen  Streit  abgeben." 

Also  selbst  Grigorjew's  Beispiel  lehrt  Folgendes:  Jenes  Gefühl  der 
Billigkeit  war  bei  der  neuen  Umtheilung  schon  recht  geschwächt,  denn 
es  war  die  Vertheilung  pro  vorhandene  Seele  nicht  durchzusetzen;  es 
erscheint  demnach  wahrscheinlich,  dass  jenes  Billigkeitsgefühl  im  Laufe 
der  Jahre  noch  mehr  schwinden  und  die  in  Aussicht  gestellte  Neuver- 
teilung nicht  allein  „grossen  Streit"  hervorrufen,  sondern  vielleicht  über- 
haupt nicht  oder  als  letzte  zu  Stande  kommen  wird.  Und  auf  einer  so 
vagen  Basis  glaubt  er  den  Gemeindebesitz  innerlich  zu  kräftigen! 

Auch  kann  ich  mit  Beispielen  dienen,  die  eine  gerade  entgegen- 
gesetzte Anschauung  der  Bauern  über  „geschenktes"  Land  bezeugen.  So 
haben  im  Kr.  Ssaratow  die  Bauern,  die  den  sog.  Bettellandantheil  em- 
pfangen haben,  an  verschiedenen  Orten  den  Grundsatz  aufgestellt  und 
vertreten:  „wie  der  Herr  das  Land  gegeben  hat,  so  soll  es  bleiben,* 
„nicht  die  Gemeinde  hat  das  Land  gegeben,  also  kann  sie  es  auch  nicht 
nehmen/0)  Aus  dem  Kreise  Zarizün  (auch  im  Gouv.  Ssaratow)  wird 
gar  berichtet,  dass  es  ausschliesslich  in  den  Gemeinden  mit  dem  Bettel- 
landantheil üblich  ist,  das  Land  „zum  erblichen  Besitz"  und  selbst  durch 
Kauf  zu  veräussern.9) 

Endlich  berichtet  Grigorjew  in  einer  späteren  Studie,  dass  eine  Ge- 
meinde —  es  handelte  sich  um  eine  Aussiedelung  und  den  Verkauf  der 
hierdurch  freigewordenen  Landstellen  —  das  Recht  zum  Verkauf  dieses 
Landes  gerade  aus  dem  Umstände  herleitet,  dass  sie  ihr  Gemeindeland 
ohne  Ablösung,  frei  erhalten  habe  (Bettellandantheil),  und  sie  gestattet 
den  Verkauf  zum  „ewigen  und  erblichen  Besitz."8) 

l)  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Bd.  I,  pag.  47. 
*)  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Bd.  III,  pag.  15—16. 
*)  rpHropteBx:  Hepecieme  specTurai  PasaHCEoft  ryöepHiH  in  der  Pyccwui  Mhc0i 
1884,  £d.  V,  pag.  10. 
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Und  gesetzt  selbst  den  Fall,  diese  Basis  wäre  wirklich  eine  feste, 
die  für  alle  Zeiten  den  usuellen  Gemeindebesitz  mit  periodischen  allge- 
meinen Umtheilungen  sicher  stellt,  woher  sind  die  Mittel  zu  schaffen,  unter 
welchem  Rechtstitel  zu  dem  Zweck  Steuern  —  auch  von  den  anderen 
Bevölkerungsklassen  —  zu  erheben,  um  den  Bauern,  diesem  überwäl- 
tigenden Bruchtheil  der  Bevölkerung  des  Reichs,  durch  eine  grosse  Er- 
mässigung der  Ablösungszahlungen  das  Land  halb  zu  schenken?  Wo 
steckt  da  Recht  und  Billigkeit,  gesunde  Socialpoütik  und  verständige 
Erwägung  der  Interessen  des  ganzen  Volks? 

Ebenso  wenig  stichhaltig  ist  das  Gesagte  in  Betreff  der  überlasteten 
Gemeinden,  die  keine  Umtheilung  vorzunehmen  wünschen.  Wir  haben 
schon  an  anderer  Stelle  erwähnt,  dass  es  solche  Fälle,  aber  nur  ver- 
einzelte, giebt,  und  dass  die  Erklärung  einfach  in  dem  Eintiuss  der  Höfe 
mit  vergrösserter  Seelenzahl  liegt,  die  eine  Umtheilung,  die  ihnen  eine 
grössere  Belastung  bescheeren  würde,  zu  hintertreiben  wissen.  Und 
endlich  werden  sich  die  Anhänger  der  Umtheilung  von  der  „Verblüffung" 
wol  nicht  erholen,  die  Gegner  ihre  Besitzrechte  aber  weiterhin  ver- 
teidigen. 

Die  Hoffnung  des  Herrn  Grigoijew,  durch  eine  fühlbare  Ermässigung 
der  obliegenden  Zahlungen  den  usuellen  Gemeindebesitz  für  alle  Zukunft 
zu  retten,  muss  selbst  die  eifrigsten  Anhänger  der  Erhaltung  der  perio- 
dischen allgemeinen  Umtheilung  als  eine  sehr  unsichere  erscheinen,  wenn 
sie  sehen,  dass  Grigoijew  selbst  an  anderer  Stelle  des  Weiteren  ausein- 
andersetzt, dass  wo  das  Land  „besonders  werthgeschätzt  wird,"  d.  h.  der 
Ertrag  desselben  höher  als  die  obliegenden  Zahlungen  ist,  diejenigen 
Bauern,  denen  eine  neue  allgemeine  Umtheilung  eine  Kürzung  des 
Landes  mit  sich  bringen  würde,  sich  gegen  diese  sträuben;  er  erklärt 
es  ausdrücklich  als  eine  „Ausnahme",  wenn  ein  alter  Hauswirth  (zur 
Aufrechterhaltung  des  Herkommens)  trotz  des  ihm  drohenden  Verlustes 
für  die  Neuvertheilung  des  Landes  eintritt,  und  er  betont  unumwunden, 
dass  es  der  „persönliche  Vortheil  des  Einzelnen"  ist,  der  das  ausschlag- 
gebende Moment  bildet  Es  erscheint  somit  als  logischer,  nicht  aber, 
wie  Grigoijew  meint,  als  „falscher"  Schluss,  dass  eine  Ermässigung  der 
Zahlungen  eine  noch  stärkere  Verteidigung  der  Besitzrechte,  die  ja 
hierdurch  werthvoller  geworden  sind,  hervorrufen,  der  usuelle  Gemeinde- 
besitz also  erst  recht  vernichtet  werden  würde. 

Ein  anderer  Ausweg,  das  Missverhältniss  der  zunehmenden  Bevöl- 
kerung zum  Gemeindelande  zu  beseitigen,  ist  die  seit  Alters  bis  zur 
Emancipation  der  Bauern  geübte  Vergrösserung  des  Gemeinde- 
landes: durch  Kauf  benachbarten  und  durch  Aussiedelung  auf  eventuell 


i)  Statistik  des  Gouv.  R&san,  Bd.  I,  pag.  27—28. 
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erworbenes,  entfernt  belegenes  Land.  Was  die  erstere  Maassnahme  anbe- 
trifft, so  ist  sie  nur  unter  der  nicht  überall  zutreffenden  Voraussetzung 
praktikabel,  dass  solches  Land,  in  geeigneter  Lage  znm  Dort  zum  Ver- 
kauf vorhanden  ist,  und  hat  —  etwa  mit  Ausnahme  des  Falles,  wo  der 
Landerwerb  zur  Arrondirung  ungeeignet  abgegrenzten  Gemeindelandes 
erforderlich  ist  und  also  ein  anderer  Zweck  zu  erreichen  ist  —  das  Miss- 
liche, die  Dörfer  noch  grösser  anwachsen  zu  lassen  und  die  hiermit 
verbundenen  Schäden,  wie  sie  an  anderer  Stelle  dargelegt  sind,  zu  ver- 
grössern.  Wenn  es  sich  um  Aussiedelung  auf  das  erworbene  Land, 
mag  es  nun  in  der  Nähe  oder  entfernt  belegen  sein,  handelt,  so  lässt 
sich  der  Zwang  zur  Aussiedelung  nicht  umgehen  und,  was  das  Ent- 
scheidende hierbei  ist,  sie  zerstört  bestehende  Wirthschaften,  welcher 
volkswirtschaftliche  Verlust  um  so  grösser,  je  besser  die  Wirthschaft 
eingerichtet  ist 

Auf  den  entgegengesetzten  Ausweg,  nicht  das  Gemeindeland  zu 
Gunsten  der  anwachsenden  Bevölkerung  zu  vergrössern,  sondern  von 
dem  bestehenden  Bauerlande,  als  der  festen  Grösse,  ausgehend,  die 
Rechte  der  Heranwachsenden  auf  Land  auszukaufen  und  diese  dem 
Schicksale  zu  überlassen,  gehen  wir  an  dieser  Stelle  nicht  ein:  es 
schliesst  ein  zweckentsprechendes  Element  der  Lösung  der  Frage  in 
sich,  hat  aber  in  dieser  rohen  Form  der  Durchführung  das  Missliche, 
dem  Ausscheidenden  einfach  ein  Geschenk  zu  bieten,  das  im  Grossen 
und  Ganzen  nichts  Gutes  wirkt,  vielmehr  zur  Demoralisation  führt. 

Der  Knoten  wird  durchhauen,  nicht  gelöst,  wenn  dem  Umthei- 
lungszwang1)  das  Wort  geredet  wird.  Um  dem  abstracten  Princip  der 
gleichmässigen  Landzutheilung  an  alle  Gemeindeglieder  gerecht  zu  werden, 
soll  in  gewissen  Zeitabschnitten  immer  wieder  ein  grosser  Theil  der 
Höfe  in  jeder  Gemeinde  wirthschaftlich  mehr  oder  weniger  empfindlich 
gestört  werden.  Aus  diesem  Grunde  könnte  diese  Einrichtung  nicht 
festen  Fuss  im  Bewusstsein  der  Bauern  fassen,  vielmehr  würde  sie  in 
den  Augen  eines  Theiles  der  Bauern  in  der  Gemeinde  stets,  und  zwar 
je  besser  der  Wirthschaftsbetrieb  um  so  mehr,  den  Charakter  einer  Re- 
volution tragen,  die  die  Bauern  zur  Armuth  verdammt.  Um  so  deut- 
licher wird  sich  ihm  Solches  darthun,  da  er  sieht,  dass  das  von  ihm 


')  Jüngst  in  Vorschlag  gebracht  von  Ä.  Xoxcrift:  Ochobhim  Bonpocn  Kpecruv- 
tataro  seKieBiaxiaui  in  der  Pyccsan  Mhcji  1885,  Bd.  XI,  pag.  91—93:  er  plaidirt  für 
den  Umtheilungszwang,  der  nach  etwa  12  Jahren  sich  zu  wiederholen  hatte,  wobei  es 
der  Gemeinde  freigestellt  bleiben  solle,  mit  der  auch  jetzt  geforderten  */a*Majoritit 
das  Land  häufiger  umzutheilen,  Meliorationen  sollen  entschädigt  werden.  Er  giebt 
sich  allen  Ernstes  der  Hoffnung  hin,  dass  der  gesetzliche  Umtheilungszwang  allen 
Zwiespalt  und  aUe  Feindseligkeit  in  der  Gemeinde  wegen  einer  neuen  Umtheflong 
verschwinden  machen  würde! 
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verlangte  Opfer  den  Nachbarn  nur  wenig  Vortheil  bringt  Je  grösser 
die  Bevölkerungszunahme,  um  so  mehr  verringert  sich  für  jeden  Hof 
die  Bedeutung  des  eigenen  landwirtschaftlichen  Betriebes,  und  um  so 
wichtiger  wird  der  Nebenerwerb.  In  stetig  steigendem  Maasse  würden 
die  wiederholt  geschilderten  Missstände  hervortreten:  Abhängigkeit  vom 
Grossgrundbesitz,  Verschlechterung  des  Wirthschaftsbetriebes,  da  der 
Bauer,  dem  der  Nebenerwerb  zur  Haupterwerbsquelle  wird,  die  eigene 
Wirthschaft  vernachlässigen,  der  Frau  und  Halbwüchslingen  überlassen 
muss,  die  sittlichen  Schäden  der  Entfremdung  vom  häuslichen  Heerde, 
das  Hasardartige  im  Aufsuchen  von  Arbeit  in  weiter  Entfernung  etc. 

Ein  Vorschlag,  der  vorerst  die  Vortheile  des  Grossbetriebes  dem 
Kleingrundbesitze  gewähren  soll,  kommt  auch  hier  in  Betracht,  da  er 
bis  zu  einem  gewissen,  unten  zu  bezeichnenden  Maass  die  durch  allge- 
meine Umtheilung  eventuell  eintretende  Störung  der  Wirthschaft  be- 
seitigen würde,  es  ist  das  der  Vorschlag,  die  genossenschaftliche 
Bewirthschaftung  des  ganzen  Gemeindelandes  einzuführen  —  in 
Anknüpfung  an  die  hier  und  da,  aber  bisher  nur  ganz  vereinzelt  be- 
stehende gemeinschaftliche  Bestellung  des  Landes,  sowie  an  die  häufiger 
beobachtete  gemeinschaftliche  Bestellung  eines  geringen  Theiles  des 
Ackers,  dessen  Ertrag  zur  Füllung  des  Getreidevorrathmagazin's  der 
Gemeinde  für  Nothjahre1)  zu  dienen  hat,  sowie  an  die  gemeinsame  Heu- 
mahd. 

Die  gegen  solche  Gemeinwirthschaft  anzuführenden  Bedenken  ver- 
lieren zum  Theil,  aber  nur  zum  Theil  ihre  Bedeutung  beim  russischen 
Bauern,  der  seit  Jahrhunderten  an  das  engste  Gemeindeleben  gewöhnt  ist 
und  in  genossenschaftlichen  Arbeiten  in  Artelen  der  verschiedensten  Art 
geübt  ist,  worauf  mit  Becht  von  den  Anhängern  dieses  Vorschlages  hin- 
gewiesen wird.  Die  in  neuerer  Zeit  von  verschiedener  Seite  unter- 
nommenen Versuche  einer  partiellen  genossenschaftlichen  Wirthschaft  zur 
Füllung  der  Vorrathsmagazine  gelingen  wol  hier  und  da,  im  Grossen 
und  Ganzen  aber  scheinen  sie  sich  nicht  recht  einbürgern  zu  wollen.9) 

»)  Siehe  Theil  II,  H&lfte  II  dieses  Werkes,  pag.  69—71. 

9)  Lehrreich  sind  die  bezüglichen  Arbeiten  einiger  Landschaften,  so  die  des 
Gouv.  Woronesh.  In  der  Session  von  1881  gelangten  die  Missstände  des  Getreide- 
vorrathsmagazinwesens  in  der  Gouvernementslandschaftsrersammlung  zur  Verhand- 
lung; nach  Kenntnis8nahme  der  gemeinsamen  Bestellung  eines  Theiles  des  Acker- 
landes in  einigen  Kreisen  zum  Zweck  der  Füllung  der  leeren  Magazine,  ersuchte 
die  Landschaft  die  Kreislandschaften  um  deren  Gutachten  in  dieser  Frage.  Aus  den 
eingegangenen  Berichten  der  Kreislandschaften  ergiebt  sich  nun  die  zu  beachtende 
Erscheinung,  dass  man  in  den  Kreisen,  wo  jene  Einrichtung  nicht  oder  nur  ganz 
vereinzelt  besteht,  am  energischsten  für  ihre  Einführung,  selbst  für  eine  zwangsweise, 
eintritt,  wahrend  die  Berichte  aus  den  Kreisen,  wo  sie  seit  längerer  Zeit  und  in 
grösserer  Verbreitung  besteht,  trotz  aller  ihr  entgegengetragenen  Sympathie  im  All- 
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Der  Individualisirungstrieb  scheint  sich  gegen  solch  eine  Beschränkung 
des  Einzelnen  zu  sträuben.   Doch  sind  wir  weit  entfernt,  aus  den  bisher 

gemeinen  viel  zurückhaltender  lauten.    Uebrigens  sehen  mehrere  Kreise  den  Schwer- 
punkt der  Frage  nicht  in  der  gemeinsamen  Bestellung,  sondern  in  der  Ausscheidung 
eines  Theiles  des  Ackers,  dessen  Ertrage  dem  Magazin  zu  Gute  kommen  sollen,  die 
Art  der  Bestellung  tritt  in  den  Hintergrund,     Im  Er.  Ostrogoshk  findet  sich  in 
17  Wolosten  gemeinsame  Bestellung  zu  jenem  Zweck  auf  1000  Dess.  (ihre  Zahl 
wechselt  jahrlich).  Das  Stroh  wird  zur  Bedachung  der  Gemeindehauser,  zu  ihrer  Hei- 
zung, zur  Fütterung  des  Gemeindebullen  verwandt,  in  einigen  Gemeinden  verkauft, 
auch  gegen  Bewirthung  mit  Branntwein.  Die  Bestellung  sei  selten  gut,  und  zwar  nur 
in  solchen  Gemeinden,  wo  ein  tüchtiger  Gemeindealtester.  Die  Kreislandschaft  erklärt 
freilich  die  allgemeine  obligatorische  Einführung  für  wünschenswerth  und  nützlich, 
verlangt  aber  neben  der  Aufsicht  durch  Gemeindeorgane  auch  noch  die  Controle  des 
Wolostaltesten,  sowie  des  Kreis-  und  des  Gouvernementslandamtes.     Zu  demselben 
Beschluss  gelangt  der  Er.  Pawlowsk:  hier  hat  seit  Alters  fast  in  allen  Dom&nen- 
gemeinden  der  Zwang  in  dieser  Beziehung  bestanden;  jetzt,  wo  jener  Zwang  auf- 
gehört, ist  in  manchen  Gemeinden  die  gemeinsame  Bestellung  abgeschafft;  sie  ist 
sehr  verschieden  organisirt.    In  einer  Gruppe  von  Gemeinden  ist  das  hiezn  bestimmte 
Land  unter  die  Loosgruppen  (Hundertschaften)  getheüt,  deren  Obmann  unter  Ober- 
aufsicht des  Gemeinde-  und  des  Wolostaltesten  den  Betrieb  leitet:  die  Arbeit  ver- 
theilt  er  nach  der  Grösse  der  Höfe;  die  Saat  wird  dem  Magazin  entnommen.    In 
einer  anderen  Gruppe  von  Gemeinden  findet  auch  Theilung  dieses  Landes  unter  die 
Loosgruppen  statt,  doch  diese  lassen  es  gegen  Geldzahlung  beackern,  nur  die  anderen 
Arbeiten  werden  in  natura  geleistet    Das  gewonnene  Stroh  theils  zur  Heizung  und 
zur  Bedachung  der  Gemeindehäuser,  theils  aber  auch  verkauft,  mit  dem  Erlöse  wird 
das  Aufpflügen  bezahlt.    Wiederum  in  anderen  Gemeinden  erfolgt  die  ganze  Be- 
stellung durch  Bezahlung ,  deren  Betrag  auf  die  Höfe  repartirt  wird.    Diese  letztere 
Art  der  Bestellung,  bei  welcher  keine  Arbeit  gemeinsam  ausgeführt  wird,  halt  das 
Kreisamt  für  die  beste:   das  Land  werde  gleichmässiger  bestellt     Im  Jahre  1883 
waren  593  Dess.  (mit  2168  Tschetwert  Ertrag)  zu  diesem  Zweck  verwandt    Noch 
ungünstiger  lautet  das  Gutachten  des  Er.  Bogutschar  (von  68  früher  gutsherrlichen 
Gemeinden  haben  24  nnd  von  142  Dom&nengemeinden  104  zu  jenem  Zweck  Land,  zu- 
sammen 3801  Dess.,  ausgeschieden):  die  gemeinsame  Bestellung  sei  verlustbringend, 
schlechter  und  lieferte  daher  geringere  Ernten  als  die  benachbarten  Felder.    Im 
Er.  Bobrow  hat  sich  auf  Vorschlag  und  Anregung  des  Kreisamtes  die  Ausscheidung 
von  Land  für  das  Magazin  verbreitet:  bis  jetzt  in  65  Gemeinden,  in  denen  das  be- 
treffende Land  entweder  gemeinsam  oder  auch  gegen  Zahlung  seitens  der  Gemeinde 
bestellt  wird.   In  den  Gemeinden  einer  Wolost  halt  man  es  für  praktischer,  das  Land 
zu  verpachten  und  mit  der  Pachtsumme  Getreide  zu  kaufen;  in  einigen  Gemeinden 
ist  die  Schwierigkeit  entstanden,  dass  Bauern,  die  keine  Schulden  an  das  Magazin 
haben,  sich  nicht  für  verpflichtet  erachten,  an  diesen  Arbeiten  theilzunehmen.    Das 
Kreisamt  erklart  sich  gegen  jeden  Zwang  in  dieser  Beziehung,  da  die  Sache  dann 
schlecht  geführt  werden  würde,  hofft  aber,  dass  es  bei  Wahrung  der  Freiheit  in  Zu- 
kunft besser  gehen  werde.    In  den  anderen  Kreisen  fehlt  diese  Einrichtung  ganz 
oder  ist  nur  ganz  vereinzelt    Diese  Kreisämter  sprechen  sich  viel  hoffnungsreicher 
aus.    JKypHaiH  BopoHesczaro  ry6epHcnaro  seMCsaro  co6pania,  ceccin  18S2  roja  pag. 
112—122.    JRypHaiH  KopoToaKcaaro  oiepexHaro  ytaxHaro  aeMcaaro  coäpam*  Geror- 
opczoft  ceccin  1882  (Bericht  des  Kreisamtes  an  die  Kreislandschaftsversammlung), 
JKypHajii  HH*HeÄ*BHuaaro  v^i^aro  3eMcaaro  coöpama  ci  16™  m>  26«,  Okto6dji  1882, 
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nur  vereinzelt  vorliegenden  Daten  ein  allendliches  Urtheil  über  diese 
Versuche  zu  fallen,  zumal  das  vorhandene  Material  uns  nur  selten  klaren 


pag.  99  flg.,  JRypHajH  BoopoBCsaro  yfcxHaro  seiiCKaro  coöpamfl  ci  4g  no  11*.  Ok- 
TOöpa  1882,  pag.  205—213. 

Einer  Publication  der  Ssaratower  Gouvernementslandschaft,  OÖmecTBeHHHa 
3onamKH   vb   ijapsuHHCKOirb   capaTOBCtOMi,  h   nerpOBCKOin,   ytoxaxi   GapaiOBCKoft 
ryöepniH  1884,  von  L.  Litschkow,  Leiter  des  landschaftlichen  statistischen  Bureaus, 
entnehmen  wir  Nachstehendes,  das  auf  Grundlage  von  Daten  aas  362  Gemeinden  (in 
den  drei  Kreisen  Zarizfln,  Ssaratow  und  Petrowsk)  zusammengestellt  ist,  in  welchen 
gemeinschaftliche  Bestellung  eines  Theiles  des  Ackers  besteht  oder  bestanden  hat, 
oder  aus  welchen  wenigstens  auf  die  bezügliche  Anfrage  eingehende  Antworten  für 
oder  wider  eine  derartige  Bestellung  eingegangen  sind.  Von  den  123  Gemeinden,  die 
zur  Zeit  gemeinsame  Bestellung  haben,  sind  es  nur  20,  die  sie  aus  eigener  Initiative 
und  zwar  8  zur  Füllung  des  Magazins,  2  zur  Abtragung  einer  Gemeindeschuld  (durch 
Verkauf  des  gewonnenen  Getreides),  9  zu  verschiedenen  kirchlichen  Zwecken  (Bau, 
Reparatur  der  Kirche  etc.),  also  mit  Ausnahme  der  erstgenannten  8  Gemeinden  nur  zu 
zeitweiligen  Zwecken  eingerichtet  haben,  die  überwältigende  Majorität  hat  sie  durch 
äusseren  Zwang  oder  Anregung  eingeführt.    In  32  Gemeinden  hat  diese  Bestellung 
sich  seit  Alters,  d.  h.  vor  Emancipation  der  Bauern  (1861),  erhalten,  in  15  ist  sie 
sogleich  nach  1861  beseitigt,  nachher  aber  wieder  eingeführt,  in  51  ist  sie  in  den 
letzten  Jahren  ins  Leben  getreten,  wahrend  in  Betreff  der  restirenden  25  Gemeinden 
das  Entstehungsjahr  nicht  ermittelt  ist    In  94  Gemeinden  ist  sie  beseitigt,  ohne 
bisher  wieder  eingeführt  zu  sein:  in  45  Gemeinden  von  1858—65,  10  von  1865—75, 
10  von  1875 — 80,  29  von  1880—84.    Aus  diesen  Daten  und  noch  mehr  aus  den  ein- 
gegangenen Antworten  ergiebt  sich  eine  abwehrende  Haltung  der  Gemeinden  gegen 
diese  Institution.    Von  jenen  362  Gemeinden  haben  93,7%  ihr  Votum  gegen  dieselbe 
abgegeben,  wenn  die  Gemeinden,  die  sich  nicht  ausdrücklich  dagegen  ausgesprochen, 
aber  die  gemeinsame  Bestellung  abgeschafft  oder  überhaupt  nicht  geübt  haben,  hinzu- 
gerechnet werden;  83%  aber  haben  sich  ausdrücklich  gegen  sie  erklärt.    Die  Miss- 
stände, die  sich  in  praxi  ergeben  haben,  sind  folgende:  Wie  verschiedenartig  die  Or- 
ganisation der  gemeinschaftlichen  Bestellung  auch  ist,  so  hat  sich  bisher  keine  Form 
finden  lassen,  die  alle  Missstände  beseitigt    Trotz  aller  angewandten  Strenge  hat  es 
sich  vielfach  als  unmöglich  erwiesen;,   Alle  zur  Arbeit  zusammenzubringen:  Einige 
sind  auf  Nebenarbeit  abwesend,  Andere  werden  gerade  zu  dieser  Zeit  zur  Arbeit  auf 
gutsherrlichem  Lande  —  laut  abgeschlossenem  Vertrage  —  entboten;  wiederum  Andere 
haben  nicht  das  erforderliche  Inventar,  Andere  sehen  sich  in  der  Lage  oder  ziehen 
es  vor,  gerade  jetzt  ihr  eigenes  Feld  zu  bestellen.  Diejenigen,  die  wirklich  zur  Arbeit 
•erscheinen,  arbeiten  lässig  oder  entfernen  sich  gar  wieder,  um  sich  nicht  für  die 
Anderen  abzumühen;  endlich  suchen  sich  die  wohlhabenden  Bauern,  die  keiner  Vor- 
schüsse aus  dem  Magazin  bedürfen,  mit  Hinweis  hierauf  der  Arbeit  zu  entziehen; 
je  grösser  die  Gemeinde,  um  so  fühlbarer  zeigt  sich  dieser  Missstand.    Mehrfach 
wird  geklagt,  dass  die  nur  eine  kurze  Zeit  beanspruchende  Arbeit  mehr  die  eigene 
Wirthschaft  durch  das  Hin-  und  Herfahren  stört  als  Vortheil  bringt,  zumal  je  ent- 
fernter das  Landstück.    Auch  wird  angeführt,  dass  die  Bauern  von  ihrem  geringen 
Landantheil  nichts  zum  Besten  des  Gemeindefeldes  entmissen  können.     Zur  Be- 
seitigung dieser  Missstände  hat  der  findige  Geist  des  russischen  Bauern  mancherlei 
Massnahmen  gefunden:  das  betreffende  Land  wird  unter  die  Loosgruppen  vertheilt, 
die  die  erforderlichen  Arbeiten  wie  die  anderen  Gemeindenaturallasten  unter  sich 
vertheilen,  d.  h.  bestimmte  Arbeiten,  die  einen  ganzen  Tag  beanspruchen,  werden  je 
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Einblick  in  die  Art  der  Einführung  dieser  Wirthschaft  gewährt  In 
einer  so  heikelen  Frage  kann  der  geringste  Fehler,  irgend  ein  Missver- 
ständniss,  das  sich  unter  den  Bauern  festsetzt,  den  ganzen  Erfolg  zu 
Nichte  machen. 

Was  nun  aber  die  genossenschaftliche  Bestellung  des  ganzen  Ge- 
meindelandes anbetrifft,  so  treten  noch  andere  Schwierigkeiten  entgegen, 
die  daraus  resultiren,  dass  das  Gemeindeland,  wenn  Ausnahmefälle  bei 
Seite  gelassen  werden,  nicht  die  gesammte  Arbeitskraft  der  Gemeinde- 
genossen beansprucht  und  auch  nicht  alle  ihre  Bedürfhisse  deckt  Auch 
wenn  der  gut  geleitete  genossenschaftliche  Betrieb  erheblich  höhere  Er- 
träge als  bisher  liefern  sollte,  so  würde  doch  Nebenerwerb  erforderlich 
sein,  der  auch  in  der  Bestellung  des  benachbarten  gutsherrlichen  Landes 
zumeist  nicht  alle  überschüssigen  Arbeitskräfte,  die  sich  durch  die 
Arbeitsersparung  bei  jener  Betriebsart  noch  vermehren  würden,  bean- 
spruchen könnte.  Möge  nun  die  Organisation  auch  noch  so  trefflich 
eingerichtet  sein,  es  Hesse  sich  ohne  die  drückendste  Herrschaft  der 
Gesammtheit  über  den  Einzelnen  kein  Ausweg  finden  bei  der  Entschei- 
dung, wer  auf  auswärtigen  Nebenerwerb  ausgehen  soll  und  auf  wie  lange. 
Hier  würde  die  Zahl  der  Bereitwilligen  zu  klein,  dort  zu  gross  sein. 
Ein  Zwang  in  dieser  Beziehung  wäre  nicht  zu  vermeiden,  dabei  mit 
so  grossen,  das  Gemeindeleben  untergrabenden  Misshelligkeiten  ver- 
bunden, dass  man  zur  Zeit  auf  die  Verwirklichung  des  Planes  wird  ver- 
zichten müssen  und  wir  daher  auf  die  vielen  in  Betracht  kommenden 
schwierigen  Specialfragen  hier  nicht  eingehen  zu  sollen  glauben:  Ver- 
hältniss  des  Antheils  der  auf  Arbeit  Ausgehenden  am  Gesammtertrag 
der  Gemeindewirthschaft,  Stellung  des  Gemeindeertrages  zu  den  Forde- 


Einem  übertragen  —  Wirthen  ohne  Gespann  werden  Verrichtungen  übertragen,  die 
eines  solchen  nicht  bedürfen,  der  auf  Nebenarbeit  Abwesende  hat  sich  mit  euer 
bestimmten  Summe  loszukaufen;  da  das  Magazin  nur  dem  Bedürftigen  zu  Gute 
kommt,  werden  die  Anderen  wol  auch  von  der  Arbeit  dfepensirt.  Wo  man  keinen 
Theil  des  Ackerlandes  zu  jenem  Zweck  aufzugeben  geneigt  ist,  wird  benachbartes 
Land  hierzu  gepachtet.  Es  wird  aber  auch  die  gemeinsame  Bestellung  aufgegeben, 
indem  die  Bestellung  des  hiezu  bestimmten  Landes  einem  Genossen  gegen  Zahlung, 
die  auf  die  Gemeinde  fällt,  übertragen,  der  Getreideertrag  in  das  Magazin  geschüttet 
wird.  Siehe  auch  Statistik  des  Gouv.  Ssaratow,  Bd.  I,  pag.  64—66,  Statistik  des 
Gouv.  Ssamara,  Bd.  I,  pag.  24,  des  Gouv.  Taurien,  Bd.  I,  pag.  108—109,  Bd.  II,  pag.  42, 
44,  60,  des  Gouv.  Chersson,  Bd,  II,  pag.  238. 

Viel  Wesen  wird  von  der  grossen  Verbreitung  und  den  günstigen  Resultaten 
solcher  gemeinschaftlicher  Bestellung  im  Gouv.  Pensa  gemacht.  Hier  ist  die  höhere 
Administration  so  rührig  in  dieser  Beziehung  gewesen,  dass  die  Einführung  vielfach 
den  Charakter  eines  Zwanges  tragt  oder  unter  der  stärksten  Beeinflussung  erfolgt 
ist.  Die  veröffentlichten  Berichte  über  die  Resultate  sind  nicht  über  jeden  Zweifel 
erhaben.  Diese  Einrichtung  wird  befürwortet  in  der  Broschüre:  OGmecTBeraHa  3anamu, 
Pensa  1884. 
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rangen  jener,  wenn  sie  keine  Arbeit  gefanden,  und  andere  Fragen,  die 
sich  aus  dem  erst  zu  normirenden  Yerhältniss  der  Gemeindewirthschaft 
und  des  einzelwirthschaftlichen  Nebenerwerbes  ergeben  etc.  Alle  diese  und 
andere  Fragen  erhalten  weiterhin  eine  stetig  zunehmende  Complication 
durch  das  Anwachsen  der  Bevölkerung,  denen  das  gleiche  Recht  auf 
das  Land  gewahrt  wird,  welches  Recht  bei  der  Gemeinwirthschaft  den 
bei  der  Einzelwirtschaft  hervorrufenden  wesentlichen  Missstand,  die 
Störung  des  bestehenden  Wirthschaftsbetriebes,  freilich  beseitigt 

Jedoch  soll  mit  dem  Gesagten  nicht  die  Möglichkeit  und  das  Er- 
sprießliche der  Gemeinwirthschaft  für  alle  Zukunft  in  Abrede  gestellt 
werden.  Wir  bezweifeln  aber,  dass  auch  in  diesem  Falle  das  heutige 
gleiche  Recht  Aller  auf  das  Land,  resp.  seine  Nutzung  sich  wird  —  in  Be- 
rücksichtigung der  angegebenen  Andeutungen  —  ohne  die  empfindlichsten 
Schädigungen,  die  vielleicht  den  Vortheil  jener  Organisation  wett  machen, 
aufrechterhalten  können.  Dagegen  würde  die  geplante  Gemeinwirthschaft 
in  dem  Grundbesitzrecht  keine  Erschwerung  finden,  wenn  die  von  mir 
befürwortete  Modification  des  Gemeindebesitzrechts  zu  Recht  bestände. 

Das  letzte,  da  es  einer  zweckmässigen  Lösung  der  Frage  am  näch- 
sten kommt,  ist  das  in  seiner  Bedeutung  bereits  im  ersten  Theil  dieses 
Werkes  gekennzeichnete  Project  des  Professors  K.  D.  Kawelin.1) 

Es  ist  das  ein  Werk  genialen,  wahrhaft  staatsmännischen  Geistes, 
das  uns  hier  entgegentritt.  In  Mitten  der  grossen  geistigen  Erregung 
und  Leidenschaftlichkeit  zur  Zeit  der  Vorarbeiten  zur  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft,  welche  trotz  aller  früheren,  kleinen  Versuche  jetzt  plötz- 
lich, gleichsam  unerwartet  eintrat  und  wegen  ihrer  grossen  social-ökono- 
mischen,  wie  politischen,  dem  gesammten  Staatsbau  und  der  Volkswirt- 
schaft eine  neue  Wendung  gebenden  Bedeutung  die  Gesellschaft  in  span- 
nendste Erregung  brachte,  in  Mitten  dieser  einen  geistigen  Aufschwung 
hervorrufenden  Zeit,  wie  sie  nie  vorher  noch  nachher  in  Russland  erlebt 
ist,  in  welcher  eine  Fülle  für  die  zukünftige  Gestaltung  des  gesammten 
Staats-  und  Volkslebens  bedeutsamster,  bisher  nicht  berührter  Grund- 
fragen ihre  principielle  Lösung  von  einer  unvorbereiteten  Gesellschaft 

*)  Siehe  pag.  168—169  des  I.  Theiles  dieses  Werkes.  Der  besagte  Artikel 
erschien  1859  im  Aieeefi  Nr.  2  (Bsrjurxi  Ha  pyccKy»  cencsy»  oömHHy),  pag.  165— 
196,  nachher  mit  einigen  Aenderungen  in  der  Tübinger  Zeitschrift  für  die  gesammte 
Staatswissenschaft  unter  dem  Titel:  „Einiges  über  die  rassische  Dorfgemeinde"  1864. 
Durch  spatere  schriftliche  und  mündliche  Auseinandersetzung  belehrt,  bemerke  ich 
hier,  dass  das  gegen  die  zweite  Studie  Kawelins  in  der  Nedelä,  1876:  06mHHHoe 
Bjax&me  Torgebrachte  (pag.  167  des  I.  Theiles  meines  Werkes)  insoweit  auf  einem 
Miesverstandniss  beruht,  als  jene  Schrift  in  erster  Linie  den  Zweck  verfolgte,  der 
damals  in  Regierungskreisen  besonders  stark  geführten  geheimen  Agitation  für  Be- 
seitigung des  Gemeindebesitzes  Opposition  zu  bieten,  er  daher  die  Specialfragen  über 
die  Gestaltung  des  Gemeindebesitzes  nur  nebensächlich  zu  behandeln  hatte. 

t.  Kenssler,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeindebesitzes.    III.  21 
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und  Regierung  gewinnen  sollte,  in  Mitten  einer  Zeit,  in  welcher  die  Gegen- 
sätze in  allen  Fragen  in  schärfster  Zuspitzung  gegenüberstanden,  da  war 
es  Kawelin,  der  zuerst  und  allein  nicht  allein  die  Lösung  der  wesentlichen 
Fragen  (Befreiung  der  Bauern  mit  gesetzlich  geschützter  Belassung  des 
abzulösenden  Landes)1)  fand,  wie  sie  auch  im  Emancipationsgesetz  im 
Princip  Verwirklichung  erlangt  hat,  sondern  auch  in  der  Specialfrage 
des  Gemeindebesitzes  den  Kernpunkt  des  Problems  erkannte:  er  schuf 
auf  Grundlage  desselben  für  den  Gemeindebesitz  ein  Rechtsgebilde,  dessen 
Schöpfung  uns  heute  mit  um  so  grösserer  Bewunderung  für  den  staats- 
männischen Geist  erfüllen  muss,  als  wir  sehen,  dass  das  sich  selbst  über- 
lassen Leben  des  Volkes  im  Gemeindebesitz  von  sich  aus  den  Process 
zur  Verwirklichung  jenes  Prqjects  vollzieht  Dieses  hatte  Kawelin  in  der 
Studirstube,  wenn  auch  mit  Kenntniss  des  bäuerlichen  Lebens,  jedoch 
ohne  Kenntniss  der  erst  später  durch  das  Gesetz  bestimmten  Stellung 
der  Bauern  zum  Lande  und  all  der  anderen  wesentlichen  Fragen  gefunden. 
Sein  Vorschlag,  der  in  einer  neueren  Schrift9)  einen  weiteren  Ausbau 
erhalten  hat,  besteht  in  Folgendem.  Das  Bauerland  ist  unveräusserliches 
Eigenthum  der  Gemeinde,  das  übliche  Besitz-  und  Nutzungsrecht  an 
dem  zur  Sondernutzung  ausgeschiedenen  Gemeindelande  steht  den  ein- 
zelnen Hauswirthen  zu;  dieses  Recht,  d.  h.  die  Nutzung  der  Landstelle 
kann  die  Gemeinde  ihm  wider  seinen  Willen  nicht  kürzen,  es  sei  denn, 
dass  aufgehäufte  Rückstände  die  Exmission  verlangen.  Der  Inhaber  kann 
seinen  Grundbesitz  jedem  Andern,  aber  nur  entgeltlos  übertragen,  wogegen 
ich  mich  ausspreche  und  das  hierdurch  zu  verhindernde,  von  Kawelin 
gefürchtete  Eindringen  des  Kapitalismus  in  den  bäuerlichen  Grundbesitz 
in  anderer  Weise  beseitigen  zu  können  glaube;  Niemand  darf  mehr  als 
einen  „Landantheil"  —  in  dieser  unbestimmten,  nicht  näher  präcisirten 
Form,  da  ein  Landantheil  aus  einer  verschiedenen  Zahl  von  Seelen  besteht  — 
nutzen,  es  sei  denn,  dass  kein  Liebhaber  sich  für  einen  freigewordenen 
Landantheil  findet  Der  Bauer  muss  seine  Landstelle  selbst  bewirt- 
schaften, darf  ihn  also  nicht  verpachten.  Eine  besondere  Institution  soll 
Hechtsstreitigkeiten  in  der  Gemeinde  in  Betreff  der  Nutzungsrechte  des 
Einzelnen,  der  Schädigungen,  die  bei  Neuverloosungen  Einzelne  erfahren 
können  etc.,  zu  schlichten  haben.  Für  das  heranwachsende  Geschlecht 
wird  nur  durch  freie  Aussiedelung  auf  fernes  Land  und  durch  die 
Forderung  des  jetzt  bestehenden  Rechts  der  Gemeinde  zum  Ankauf 
von  Land,  das  Kawelin  aber  auch  unter  den  Schutz  dieses  Gemeinde- 


*)  Erst  handschriftlich  (März  1855)  verbreitet,  dann  in  abgeschwächter  Form  (mit 
Rücksicht  auf  die  Censurverhaltnisse)  im  CoBpeMemuiKi  1858,  nach  seinem  Tode  in 
der  Pvcckui  OrapHHa  1886,  Bd.  I  ü.  flg.,  wörtlich  wie  zuerst  abgefasst,  veröffentlicht 

*)  Kawelin:  KpecrumcKifi  Bonpoct  im  B£cthhki>  Eßpomi  1881,  Bd.  VIII,  pag. 
6-80. 
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besitzrechtes  stellt,  gesorgt  Die  überschüssige  Bevölkerung  wende  sich 
anderen  Berufszweigen  zu.  Die  Gemeinde  behält  ihre  früheren  Rechte 
mit  Ausschluss  der  den  Einzelnen  zugesprochenen,  skizzirten  Rechte:  sie 
kann  also  keine  allgemeine  Umtheilung  (Kürzung  des  Besitzstandes  Ein- 
zelner;, wol  aber  Neuverloosungen,  Arrondirungen,  die  zu  fördern  wären, 
vornehmen,  Austausch  von  Landstücken  könne  nur  mit  ihrer  Zustimmung 
erfolgen.  Der  Zweck  der  Reform  des  Gemeindebesitzrechts  ist:  die  Masse 
der  Ackerbautreibenden  zu  beruhigen,  sicherzustellen  und  in  gehörige 
Ordnung  zu  bringen.  Soweit  geboten  kommen  wir  auf  einzelne  Bestim- 
mungen dieses  Vorschlages  zurück.  Wieweit  wir  anderer  Meinung  sind, 
ergiebt  sich  aus  dem  folgenden  Kapitel.1)2) 


Drittes  Kapitel. 

Zar  Lösung  des  Problems. 

1.  Ziel  und  Grundlage  der  Reform. 

Das  Ziel  der  Beform  des  Gemeindebesitzrechts  muss  die  social- 
ökonomische  Sicherstellung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  sein  in  den 


*)  Das  Project  Schedo-Ferotti'B  (Pseudonym)  aus  dem  Jahre  1868:  Le  patrimoine 
du  peuple,  dudeme  6tude:  Etudes  sur  l'avenir  de  la  Rassie,  Berlin,  nähert  sich 
weit  mehr  dem  individuellen  Besitzrecht:  Unveräusserliches  Eigenthum  der  Gemeinde, 
erbliches  Nutzungsrecht  der  einzelnen  Höfe,  für  welches  ein,  durch  Gemeindebeschluss 
mit  höherer  Bestätigung  eventuell  zu  vergrößerndes  Maximum  normirt,  der  Zer- 
splitterung jedoch  nur  insoweit  ein  ganz  unzureichender  Damm  gesetzt  wird,  als  das 
Stimmrecht  auf  der  Gemeindeversammlung  an  eine  bestimmte  Grösse  des  Grundbesitzes 
geknüpft  wird.  Der  Besitzer  kann  seine  Landstelle  frei  mit  Hypotheken  belasten,  ver- 
äussern (cediren),  Entziehung  (nach  Ermessen  der  Gemeinde  auch  nur  zeitweiliges)  der 
Landstelle  wegen  Steuerrückstände,  Ausschluss  jedes  Steuersäumigen  aus  der  Gemeinde- 
versammlung, Beibehaltung  der  solidarischen  Haft  der  Gemeinde  für  die  effectiven 
Gemeindeglieder  (mit  Grundbesitz).  Als  „unerlässliche"  Bedingung  des  neuen  Grund- 
besitzrechts erklärt  er  die  volle  Arrondirung  des  Grundbesitzes  eines  Jeden,  also 
späterhin  keinerlei  weitere  Befugnisse  der  Gemeinde  über  das  Land,  so  dass  das 
proclamirte  Eigentumsrecht  der  Gemeinde  am  Lande  auf  die  angegebenen  Rechte 
der  Gemeinde  zusammenschrumpft.  Er  wünscht  keinerlei  Zwang  zur  Einführung 
dieses  Grundbesitzrechts,  hofft  aber  auf  das  gutwillige  Eingehen  der  Gemeinde,  die 
mit  demselben  bekannt  gemacht  werden  soll,  wenn  nur  erst  durch  Gesetz  die 
Steuerrückständigen  absolut  (nicht  allein  facultativ  wie  jetzt,  wo  der  Gemeinde  die 
Entscheidung  hierüber  belassen  wird)  aus  der  Gemeindeversammlung  (Stimmrecht) 
ausgeschlossen  sind. 

*)  J.  Iwanjukow  (H.HBaHftKOBt):  OömHHHoe  setfieaiaxftHie  in  der  Pyccaaa  Mhcib 
1885,  pag.  45—48,  schliesst  sich  vollständig  dem  Project  Kawelin's  an,  ohne  jedoch 
das  aus  diesem  Project  sich  ergebende,  von  Kawelin  auch  ausgesprochene  Facit  der 
Beseitigung  des  bestehenden  Rechts  eines  jeden  Gemeindegenossen  auf  Land  zu 
ziehen. 

21* 
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vielgestaltigen  Formen,  wie  die  Oesammtlage  des  social- ökonomischen 
Lebens  des  Staates  sie  verlangt 

Dass  das  usuelle  Gemeindebesitzrecht  jenes  Ziel  nicht  mehr  erreicht 
und  nicht  erreichen  kann  (Widerstand  gegen  die  Ausgleichung  des 
Grundbesitzes,  Anhäufung  von  Landantheilen  in  einer  Hand,  „Landlos"- 
werden  der  ökonomisch  Schwächeren,  somit  Zersetzung  des  Gemeinde- 
besitzes), haben  wir  gesehen.  Aber  auch  das  gegensätzliche  Grundbesitz- 
recht, das  freie  individuelle,  ist  nicht  vermögend,  die  im  Interesse  der 
Gesammtheit  zu  erstrebende  Vertheilung  des  Grundbesitzes  im  Allge- 
meinen und  des  kleinen  Grundbesitzes  im  Besonderen  zu  erreichen  und 
sie  zu  erhalten  —  das  lehrt  die  Geschichte  des  Grundbesitzes  in  den 
westeuropäischen  Staaten,  wie  auch  in  Russland. 

Somit  handelt  es  sich  bei  der  Agrarpolitik  —  fürt  Erste  —  Russ- 
lands, die  eine  zweckmässige  Vertheilung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes 
störenden  Elemente  der  beiden  gegensätzlichen  Grundbesitzordnungen 
nach  Möglichkeit  zu  beseitigen  und  die  lebenskräftigen,  die  culturelle 
Entwickelung  im  Allgemeinen  und  eine  gesunde  Gestaltung  des  bäuer- 
lichen Grundbesitzes  im  Besonderen  fördernden  Elemente  beider  Grund- 
besitzordnungen zu  einem  organischen  Rechtssystem  aufzubauen. 

Jede  Reform  —  und  hierin  liegt  der  innere  Gegensatz  zur  Revo- 
lution von  unten,  wie  auch  von  oben  —  muss,  soll  sie  nicht  zu  einer 
Revolution  werden,  in  dem  Sinne  an  das  Bestehende  anknüpfen,  dass 
sie  sich  an  das  bestehende  Rechtsbewusstsein  oder  mindestens  an  das, 
auf  Grundlage  der  vorhandenen  socialen  und  wirthschaftlichen  Ent- 
wickelung sich  neu  ausbildende  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  anschliesst 
Hat  dieser  Grundsatz  für  jede  Reformpolitik  zu  gelten,  so  insbesondere 
in  Betreff  jeder  Reform,  die  die  bäuerliche  Bevölkerung  berührt  und  gar, 
wie  in  der  Agrarpolitik  im  Allgemeinen  und  in  der  uns  beschäftigenden 
Frage  ganz  besonders,  in  ihrem  ganzen  socialen  und  wirthschaftlichen 
Leben  aufwühlt  Für  diese  Bevölkerungsgruppe,  bei  welcher  Sitte  und 
Recht,  Form  und  Inhalt  so  eng  verwachsen  ist,  tritt  ganz  besonders  die 
auch  sonst  nach  Möglichkeit  zu  berücksichtigende  Forderung  hinzu,  die 
äusseren  Formen  nicht  mehr  als  die  durchzuführende  Reform  wesentlich 
beansprucht,  zu  verändern.  Das  sind  die  Forderungen  einer  im  wahren 
Sinne  des  Wortes  conservativen  Reformpolitik. 

Gehen  wir  auf  die  uns  beschäftigende  Frage  ein,  so  drängen  sich 
uns  zwei  bedeutungsvolle  Thatsachen  auf,  die  einerseits  die  Reform  ver- 
langen, andererseits  aber  auch  die  Grundelemente  der  organischer  Lö- 
sung des  Problems  in  sich  enthalten. 

Die  eine  Thatsache  ist  der  in  seinen  Gründen  dargelegte  Widerstand 
derjenigen  Wirthe,  denen  eine  Kürzung  des  bisher  genutzten  Grundbe- 
sitzes droht,  gegen  eine  neue  ümtheilung  —  Princip  der  Individualisimng 
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Die  zweite  Thatsache  ist  die  im  Volk  noch  lebendig  herrschende 
Rechtsüberzeugung,  dass  das  der  Gemeinde  zugemessene  Land  wirkliches 
Gemeindeland  ist,  d.  h.  dass  die  ganze  Gemeinde,  auch  das  heran- 
wachsende Geschlecht  ein  Recht  am  Gemeindelande  hat,  wie  es  auch  im 
Emancipationsgesetz  ausgesprochen  ist1)  —  Princip  der  Gemeinsamkeit 
Diese  Rechtsüberzeugung  ist  so  gewaltig,  dass,  wie  wir  gesehen,  Bauern 
vielfach  nicht  die  moralische  Kraft  in  sich  gefühlt  haben,  energisch  gegen 
eine  allgemeine  Umtheilung  und  die  hierin  liegende  Kürzung  ihres  Be- 
sitzstandes aufzutreten,  vielmehr  ihre  Zustimmung  zu  dieser  Maassnahme 
die  ihnen  ökonomischen  Verlust  (Verlust  der  Grundrente  vom  entzogenen 
Landquantum)  und  eine  Störung  ihres  Wirthschaftsbetriebes  einbringt, 
gegeben  haben. 

Diese  beiden  Thatsachen  schliessen  in  sich  die  beiden  Grundelemente 
der  Lösung  des  Problems. 

Dem,  im  Widerstand  gegen  eine  neue  allgemeine  Umtheilung  liegen- 
den berechtigten  Individualismus  muss  Genüge  geschehen,  soll  nicht 
Bussland  und  seine  bäuerliche  Bevölkerung  ewig  in  Armuth  und  Hunger 
verbleiben,  und  zwar  dadurch,  dass  der  bestehende  Besitzstand  den 
Höfen  rechtlich  gewahrt  wird  —  d.  i.  der  Besitzstand  der  Höfe  soll  in 
Zukunft  durch  keine  allgemeine  Umtheilung  weder  verringert  noch 
(durch  Schädigung  der  Anderen)  vergrössert  werden. 

Bis  zu  diesem  Recht  und  den  aus  ihm  fliessenden  Rechtsfolgen  ist 
•der  sich  entwickelnde  Individualismus  berechtigt  und  findet  seine  Grenze 
—  im  Interesse  der  Gesammtheit  wie  seiner  eigenen  bleibenden  Sicher- 
stellung —  in  den  berechtigten  Forderungen  des  heranwachsenden  Ge- 
schlechts: das  Princip  der  Gemeinsamkeit  fordert,  da  das  Land  Ge- 
meindeland ist,  vop  den  Höfen,  denen  das  Land  bleibend  überlassen  ist, 
gegen  dieses  dem  berechtigten  Individualismus  eingeräumte  Zugestand- 
niss  eine  Entschädigung  für  das  benachtheiligte  heranwachsende  Ge- 
schlecht: das  Recht  des  heranwachsenden  Geschlechts  am  Gemeindeland 
wird,  da  es  ohne  ernstliche  Schädigung  der  Wirtschaften  in  der  Gemeinde 
nicht  möglich  ist,  nicht  mehr  in  natura  durch  Zumessung  eines  An- 
theils  an  demselben  verwirklicht,  sondern  dadurch,  dass  das  Gemeinde- 
land, d.  i.  die  Nutzniesser  desselben  in  anderer  Art  je  nach  den  localen 
Bedingungen  der  betreffenden  Gemeinde  und  des  betreffenden  Land- 
striches durch  Aufbringung  von  Geldmitteln  etc.  für  die  ökonomische 
Existenz  der  in  der  Gemeinde  „landlos"  Bleibenden  sorgen. 

Diese  Reform  bietet  nichts  wesentlich  Neues,  dem  Volke  Fremdes, 
das  sich  erst  mit  Mühe  langsam  (oder  vielleicht  gar  nicht)  im  Rechts- 

*)  Das  Bauerland  ist  der  „Gemeinde"  überwiesen,  zur  Sicherstellung  der  Existenz 
<der  Bauern  und  ihrer  Leistungen  an  den  Staat  und  an  den  Gutsbesitzer,  Art.  5  des 
Localgesetzes  für  die  gross-»  neu-  und  weissrussischen  Gouvernements. 
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bewnsstsein  des  Volkes  einzubürgern  hätte,  vielmehr  ist  sie  im  Wesen 
nichts  mehr  als  die  gesetzliche  Fixirung  einer  sich  bereits  thatsachlich 
entwickelnden  Gestaltung  des  Grundbesitzrechts  im  Gemeindebesitz.1) 
Solches  erweist  sich  aus  dem  Nachfolgenden. 

Ich  bin  dessen  gewärtig,  von  übereifrigen  Anhängern  der  bestehenden 
Gemeindebesitzordnung  den  Einwand  zu  hören,  der  aufgestellte  Grundsatz 
widerspreche  dem  nationalen  Geist  des  russischen  Bauern,  das  Princip 
der  Gleichheit,  wie  es  im  Gemeindebesitz  herrsche,  werde  verletzt.  Hier- 
gegen verweise  ich  auf  den  oben  nochmals  geführten  Nachweis,  dass  das 
aus  dem  gleichen  Recht  für  Alle  fliessende  Recht  auf  Land  im  alten 
Bussland  nicht  bestanden  hat,  vielmehr  erst  durch  äussere  Massnahmen 
(Schollenpflichtigkeit  und  Kopfsteuer  mit  der  solidarischen  Haft,  grössere 
Bequemlichkeit  der  Erhebung  von  Zahlungen  und  Arbeitsleistungen 
Seitens  der  Gutsbesitzer)  in  das  Gemeindeleben  gebracht  ist  und  so 
wenig  im  „Geist  des  Volkes"  seinen  besonderen  Ursprung  hat,  dass  mit 
der  effectiven  Beseitigung  jener  Momente  sogleich  wieder  die  ursprüng- 
liche Grundbesitzordnung  zu  Tage  tritt,  d.  h.  das  Recht  des  Bauern  auf 
das  genutzte  Land,  das  ihm  nicht  wider  seinen  Willen  von  der  Gemeinde 
gekürzt  werden  darf.  Somit  müsste  gerade  die  national -historische 
Richtung  mit  dieser  Lösung  des  Problems  einverstanden  sein,  die,  wenn 
auch  nicht  die  frühere,  abgelebte  Gestaltung  des  Grundbesitzrechts  in 
voller  Reinheit  wiederherstellt,  doch  die  wesentlichen  Elemente  desselben, 
aber  in  vollkommenerer  Form,  enthält,  die  den  Forderungen  der  mo- 
dernen Entwickelung  in  ökonomischer  und  namentlich  in  socialer  Be- 
ziehung zu  genügen  im  Stande  wäre. 

Die  Unverkürzbarkeit  der  Landstelle  mit  Beibehaltung  aller  son- 
stigen Attribute  des  Gemeindebesitzrechts  ist  dem  Bauern  sehr  wohl  ver- 
ständlich. Denn  er  hat,  veranlasst  durch  die  ^tatsächlichen  Bedingungen, 
unter  welchen  er  lebt,  diese  Grundbesitzordnung  gebildet,  die  wir  an 
anderer  Stelle9)  gekennzeichnet  und  Gemeindebesitz  nach  Hofrecht  ge- 
nannt haben:  die  Gemeinde,  die  Land  kauft,  vertheilt  dasselbe  nach 
Yerhältniss  der  von  den  einzelnen  Höfen  gezahlten  Summa  Finde  ich 
in  der  Literatur  auch  nur  wenige  (im  Verhältniss  zu  den  sehr  häufig  statt- 
gefundenen Landkäufen  Seitens  der  Gemeinde)  Beispiele  dieser  Art,  so 


*)  Hieraus  möge  B.  JeraKOBt  (in  seiner  Besprechung  des  I.  Theiles  meines 
Werkes  in  der  KpHTHiecKoe  OÖospime  1879,  Nr.  4)  ersehen,  dass  seine,  durch  Nichts 
in  meiner  Schrift  veranlasste.  Vermuthung,  meine  im  I.  Theü  angedeutete  Lösung 
der  Frage  des  Gemeindebesitzes  könne  nur  eine  bureaukratische,  schulmeisterliche 
sein,  eine  irrige  ist,  wie  auch  die,  dass  ich  das  nationale  Element  im  Gemeindebesitz 
wie  auch  den  Factor  der  Persönlichkeit  (Gemeinde  gegenüber  dem  Gemeindeberitz> 
nicht  erkenne. 

«)  Siehe  Theil  II,  Hälfte  II,  pag.  223-225. 
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lässt  Solches  nicht  auf  das  seltene  Vorkommen  dieser  Erscheinung 
schliessen,  vielmehr  nur  darauf,  dass  den  Materialiensammlern  dieses 
Moment  entgangen  ist,  auf  welches  ich  zuerst  mit  Kennzeichnung  seiner 
principiellen  Bedeutung  hingewiesen  habe.  Wo  aber  in  den  bezüglichen 
Darlegungen  auf  das  Detail  der  Vertheilung  eingegangen  wird,  zeigt 
sich  überall  diese  Grundbesitzordnung.  Mit  Eröffnung  der  Baueragrar- 
bank, die  den  einzelnen  Bauern,  Genossenschaften  und  auch  ganzen  Ge- 
meinden1) den  käuflichen  Erwerb  von  Land  erleichtert,  hat  der  schon 
früher  in  vielen  Gouvernements  in  grossem  Maass  erfolgte  Landkauf 
Seitens  bäuerlicher  Gemeinden  einen  sehr  bedeutenden  Aufschwung  ge- 
wonnen. Wie  die  Bauern  über  das  durch  die  Gemeinde  erworbene 
Land  verfügen,  darüber  finde  ich  hinreichend  eingehende  Angaben  nur 
in  zwei  Berichten:  der  erste  ist  der  des  Präsidenten  dieser  Bank2), 
E.  Eartawzow,  über  seine  Reise  (1884)  durch  mehrere  Kreise  der  Gouv. 
Cherson,  Jekaterinoslaw  und  Poltawa  (Kr.  Konstantinograd),  die  den 
Zweck  hatte,  authentische  Kenntnisse  über  die  Gestaltung  der  Landkäufe 
zu  gewinnen.  Von  den  ca.  26  Gemeinden,  in  Betreff  welcher  der  Bericht 
eingehende  Daten  über  die  Vertheilung  des  durch  die  Gemeinde  gekauften 
Landes  enthält,  ist  keine  einzige,  die  nicht  nach  jenem  Hofrecht  über 
das  Land  verfügt  Die  Wichtigkeit  dieser  Erscheinung  rechtfertigt  ein 
näheres  Eingehen  auf  diese  Landkäufe.  Ueberblicken  wir  die  vorliegen- 
den Fälle,  so  ergiebt  sich  Folgendes.  Jeder  Gemeindegenosse  (Familie 
pro  vorhandene  männliche  Seele)  hat  ein  gleich  gutes  Recht,  sich  am 
Kauf  zu  betheiligen.  Solches  tritt  namentlich  dann  deutlich  zu  Tage, 
wenn  das  von  der  Bank  bewilligte  Darlehen  die  Kaufsumme  deckt,  d.  h. 
Seitens  der  Gemeinde  keine  Zuzahlung  zu  leisten  ist  Zumeist  ist  aber 
in  den  geschilderten  Fällen  eine  Zuzahlung  zu  entrichten,  die  fast  aus- 
nahmslos im  vollen  Betrage  beim  Abschluss  des  Kaufvertrages  dem  ver- 
kaufenden Gutsbesitzer,  aber  auch  in  kurzterminirten  Theilzahlungen,  zu 
leisten  ist  Es  hat  hier  ein  Jeder  das  Antheilsrecht  proportional  der 
Seelenzahl  seines  Hofes,  aber  nicht  Alle  haben  die  Mittel  oder  hin- 
reichend Mittel,  mit  ihrem  vollen  Antheilsrecht  einzutreten,  oder  auch 
nicht  das  Verlangen  hierzu  (gewinnbringenden  Nebenerwerb  etc.);  es  finden 
sich  gar  Höfe,  die  aus  diesen  Gründen  sich  überhaupt  nicht  am  Kauf 

*)  Die  Käufe  durch  Genossenschaften  nahern  sich,  was  das  Wesen  der  Sache 
betrifft,  am  so  mehr  dem  Kaufe  durch  die  Gemeinde,  jemehr  Genossen  der  Gemeinde 
sich  hierbei  betheiligen,  wie  auch  bei  Käufen  durch  die  Gemeinde  vielfach,  soweit 
Daten  vorliegen,  nicht  alle  Genossen  sich  anschliessen.  Es  wird  aber  auch  Land 
von  Genossenschaften,  die  aus  Gliedern  mehrerer  Gemeinden  bestehen,  und  auch  von 
mehreren  Gemeinden  zusammen  gekauft.  Siehe  den  Nachtrag  zum  vorliegendem  Bande. 

8)  Il8&ie?enie  na*  OTnera  npexcTa&ieHHaro  Mmracrpy  $HHaHCOBi>  YipaBJuiDmHiii 
KpecTwracKHMi  no3exejLHHMi  EaHaoMi  no  BoxxaHXHpoBst  ero  BecBO»  1884  roja, 
St.  Petersburg  1884. 
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betheiligen.  Hierdurch  wird  es  den  wohlhabenderen  Kauflustigen  ermög- 
licht, sich  mit  grösserem  Antheil  zu  betheiligen;  diese  stärkere  Bethei- 
ligung Einzelner  ist  für  die  Gemeinde  von  Vortheil,  da  sonst  das  Kauf- 
geschäft —  falls  der  Verkäufer  sich  nicht  auf  die  Yeräusserung  eines 
dementsprechend  kleineren  Landstückes  einliesse,  was  nur  selten  ein- 
treten könnte  —  sich  zerschlagen  würde.  Wie  gross  die  auf  Gemeinsinn 
beruhende  Billigkeit  in  der  Vertheilung  des  gekauften  Landes  ist,  zeigen 
einige  beiläufig  gemachte  Notizen.  Eine  Gemeinde  theilt  ein,  der  Zahl  der 
vorhandenen  Seelen  der  Waisen,  Abwesenden  und  der  zur  Zeit  ohne  eigene 
Wirthschaft  Lebenden  entsprechendes  Stück  vom  gekauften  Land  unter  der 
Bezeichnung  „Waisenland"  ab,  verpachtet  es  an  Genossen,  bis  die  Waisen 
heranwachsen,  die  Abwesenden  znrückkehren  und  Die  ohne  Wirthschaft 
es  zu  einer  solchen  bringen.  Auf  Wunsch  erhalten  sie  dann  den  be- 
treffenden LandantheiL  Eine  andere  Gemeinde  begnügt  sich  nicht  mit  der 
mündlichen,  sondern  verlangt  eine  schriftliche  Erklärung  von  Denjenigen, 
die  sich  nicht  am  Kauf  zu  betheiligen  wünschen,  dass  ihr  Verzicht  ein 
freiwilliger  ist;  damit  nicht  genug,  sichert  sie  ihnen  zu,  dass,  wenn  sie 
einmal  doch  noch  es  wünschen  sollten,  sie  das  der  jetzigen  (d.  h.  beim 
Abschluss  des  Kaufvertrags  vorhandenen)  Seelenzahl  ihrer  Familien  ent- 
sprechende Landquantum  gegen  Entrichtung  der  bis  dahin  entrichteten 
Zahlungen  erhalten  werden;  ähnlich  in  einer  anderen  Gemeinde,  wo  den 
sich  nicht  am  Kauf  Betheiligenden  das  spätere  Eintreten  gestattet  wird, 
jedoch  mit  der  Beschränkung,  dass  sie  dieses  Hecht  nur  bei  Vor- 
nahme einer  Neuverloosung  zur  Geltung  bringen  können.  In  Betreff  einer 
Gemeinde  —  es  handelt  sich  hier  um  jungfräulichen,  in  den  ersten 
Jahren  sehr  ertragreichen  Boden  —  wird  ausdrücklich  vermerkt,  dass 
das  Aufgeben  von  Landantheilen  zu  Gunsten  der  erst  später  Eintreten- 
den ohne  Rückerstattung  der  „Zuzahlung"  (zur  Bankschuld)  zu  erfolgen 
habe,  da  die  Nutzniesser  Entschädigung  in  den  reichen  Erträgen  des 
Bodens  während  der  ersten  Jahre  fänden.  Endlich  gewährt  eine  Ge- 
meinde diesen  Genossen  das  Hecht  der  Viehweide,  was  hier  von  grosser 
Bedeutung,  gegen  eine  entsprechende  Zahlung  der  Bankschuld.  —  Der 
Landantheil  eines  jeden  Hofes  ist  proportional  der  übernommenen  Zah- 
lung, als  Theil  der  gesammten  Zahlung.  Das  Land  wird  getheilt  ganz 
wie  im  Gemeindebesitz  (in  Gewannen  etc.),  die  Theilungseinheit  ist  „ein 
Antheil"  (es  kommen  auch  */s  Antheile,  aber  auch  5—10  Antheile  in 
einer  Hand  vor).  Die  Grösse  des  Antheils  bleibt  immer  proportional 
dieselbe,  Neuverloosungen  (entsprechend  der  in  diesem  Landstrich  üb- 
lichen wilden  Feldgras  wirthschaft)  sind  üblich,  aber  der  Antheil  bleibt 
proportional  derselbe.  Verkauf  des  Antheiles  ist  gestattet,  wie  aus  einer 
Gemeinde  gemeldet  wird,  aber  nur  mit  Genehmigung  derselben.  Da 
Ochsen  für  die  schweren  Pflüge  in  grosser  Zahl  zu  halten  sind,  so  spielt 
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das  Weide-  und  Grasland  eine  sehr  grosse  Bolle.  Von  Interesse  für  uns 
ist  die  genaue  Berechnung  und  Bestimmung  über  die  Zahl  des  Viehs,  das 
auf  die  Weide  getrieben  werden  darf,  und  zwar  nach  der  Qrösse  des  dem 
Einzelnen  zustehenden  Landes.  Auch  wird  der  Bequemlichkeit  wegen 
diese  Zahl  pro  Dessätine  festgesetzt,  so  z.  B.  in  einer  Gemeinde  3  Stück 
Grossvieh  oder  9  Schafe.  Wer  weniger  Vieh  hat,  als  sein  Recht  be- 
trägt, lässt  sich  von  Nachbarn,  die  mehr  Vieh  haben,  als  er  aufzutreiben 
berechtigt  ist,  dafür  bezahlen,  dass  dieser  die  entsprechende  Zahl  mehr 
zur  Weide  schickt  Oder  es  wird  in  einer  anderen  Gemeinde  den  Bauern, 
die  mehr  Vieh  haben,  entsprechend  weniger  Ackerland  zugemessen. 

Der  zweite  Bericht1)  über  Landkäufe  mit  Hilfe  der  Baueragrarbank  (in 
den  Gouv.  Ssaratow  und  Pensa)  ergiebt  dieselbe  Rechtslage  mit  Ausnahme 
einiger  mir  zweifelhaft  erscheinender  Fälle.  Das  gleiche  Recht,  sich  nach 
der  Zahl  der  vorhandenen  Seelen  in  der  resp.  Familie  am  Kauf  zu  be- 
theiligen, wird  nicht  von  Allen  in  Anspruch  genommen;  die  hierdurch 
frei  werdenden  Antheile  übernehmen  die  Wohlhabenderen.  Es  wird  auch 
von  Ersteren  eine  förmliche  Verschreibung  über  die  Freiwilligkeit  ihres 
Verzichtes  verlangt.  Das  Antheilsrecht  des  Einzelnen  ist  ein  unverkürz- 
bares;  das  Feldland  ist  in  Gewannen  getheilt,  in  welchen  Jeder  je  einen 
Landstreifen  —  entsprechend  der  Grösse  seines  Antheils,  seiner  „Seelen- 
zahl" —  hat.  Neuverloosungen  kommen  auch  hier  vor,  der  Grundbesitz 
des  Einzelnen  bleibt  aber  proportional  derselbe.  Er  kann  auch  im 
vollen  Bestände  oder  in  Theilen  veräussert  werden,  jedoch  hat  die  Ge- 
meinde auch  gewisse  Beschränkungen  aufgestellt,  z.  B.  die,  dass  vor 
Tilgung  der  Bankschuld  solch  eine  Veräusserung  nicht  erfolge. 

Dasselbe  genossenschaftliche  Grundbesitzrecht  in  Betreff  des  (ev.  auch 
ohne  Hilfe  der  Baueragrarbank)  gekauften  Landes  im  Gegensatz  zum 
gewöhnlichen  Gemeindebesitzrecht  finden  wir  im  Gouv.  Twer*),  Mos- 
kau8), Wladimir4)  u.  a.  Es  ist  kein  Product  des  sich  seit  der  Emanci- 
pation  regenden  Individualismus.  Denn  wir  finden  solche  Fälle  auch 
aus  der  Zeit  der  Leibeigenschaft,  wo  auch  Landkäufe  durch  Gemeinden, 
aber  (wie  damals  allein  möglich)  auf  den  Namen  des  Leibherren,  vorkamen, 
selbst  aus  dem  vergangenen  Jahrhundert,  so  im  Gouv.  Moskau5),  Tula*). 
Von  Interesse  ist  der  aus  dem  letztgenannten  Gouvernement  gemeldete 


*)  0.  6.:  ÜOKynsH  ci  noxonibD  KpecTbaHcaaro  äaasa  in  den  Tpyxn  Hxnep. 
BoiLHaro  dKOHOXHiecKaro  OömecTBa  1886,  Nr.  3,  pag.  220—251. 

»)  Statistik  des  Gouv.  Twer,  Bd.  I  (Kr.  Rshew),  pag.  23  -26. 

')  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Bd.  IV,  pag.  310-319. 

*)  B.  npyraraHV.  IIpomhcjh  BiaxmripcKoft  rytfepmii,  Lieferang  IV,  pag.  90  u.  flg. 

•)  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Bd.  IV,  pag.  316. 

6)  B.  CexeBCftift:  KpecraiHe  bt>  ijapcTBOBame  HxnepaTpmü  EsaTepHmi  11,  Bd.  I, 
1881,  pag.  112. 
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Fall.  Eine  gutsherrliche  Gemeinde  hatte  Land  gekauft  und  zwar  wurden 
die  Antheilsrechte  nach  den  Revisionsseelen  bestimmt  Als  nun  eine  neue 
Revision  (die  IV.)  stattfand;  verlangte  ein  Theil  der  Höfe,  d.  i.  die  Familien, 
deren  Bestand  jetzt  mehr  Revisionsseelen  als  früher  aufwies,  eine  Aus- 
gleichung des  gekauften  Grundbesitzes;  dieses  Ansinnen  ward  von  den 
anderen  Familien  zurückgewiesen.  Der  Zwiespalt  führt  fast  zu  Mord 
und  Todschlag,  bis  die  Gemeinde  sich  endlich  an  ihren  Grundherrn 
um  Entscheidung  der  Rechtsfrage  wandte.  Dieser  —  allem  Anscheine 
nach  um  die  gewohnte  Gleichförmigkeit  der  Besitzvertheilung  auf  dem 
gutsherrlich  -  bäuerlichen  Lande  und  dem  gekauften  Lande  nicht  zu 
stören  —  entschied  für  die  neue  Vertheilung  pro  neue  Revisionsseele, 
jedoch  mit  Entschädigungszahlung  an  die  Land  einbüssenden  Familien 
Seitens  der  anderen  nach  Maassgabe  der  gezahlten  Kaufsumme.  Im  Gouv. 
Moskau  hat  sich  jenes  genossenschaftliche  Recht  in  voller  Reinheit  aus 
alten  Zeiten  bis  heute  erhalten. 

Somit  ergiebt  sich,  dass  dieses  genossenschaftliche  Recht  sich  ganz 
selbständig  und  frei  im  Volke  ausbildet,  und  zwar  in  voller,  klarer  Er- 
kenntniss  seines  wesentlichen  Unterschiedes  vom  usuellen  Gemeindebesitz, 
wie  es  die  unzweideutige  Formulirung  dieses  Rechts  mit  der  ausdrücklichen 
Bemerkung  zeigt,  dass  die  Antheilsrechte  nicht  gekürzt,  auch  wenn  die 
Zahl  der  Seelen  sich  ändert,  dagegen  —  wenn  auch  hin  und  wieder  mit 
gewissen  Beschränkungen  —  veräussert  werden  können,  bei  Aussterben 
des  Hofes  nicht  an  die  Gemeinde,  sondern  an  die  Verwandten,  soweit 
welche  vorhanden,  zu  fallen  haben  u.  s.  w.,  was  in  den  abgeschlossen  Ver- 
einbarungen auf  das  Deutlichste  ausgesprochen  wird.  Es  widerspricht 
daher  der  thatsächlichen  Rechtslage,  wenn  der  Verfasser  des  erwähnten 
Berichts  über  die  Landankäufe  in  den  Gouv.  Ssaratow  und  Pensa  die 
Meinung  vertritt2),  dass,  da  die  Gemeinde  den  Kauf  abgeschlossen  habe, 
sie  auch  das  Recht  der  Verfügung  über  das  gekaufte  Land  wie  über 
jedes  andere  Gemeindebesitzthum  besitze,  also  auch  berechtigt  sei,  die 
bestehende  Vertheilung  beizubehalten  oder  zu  ändern!! 

Ein  solches  Hofrecht8)  im  Gemeindebesitz  ist  also  den  Bauern  ganz 

*)  Dagegen  steht  hin  und  wieder  gekauftes  Weideland,  das  auch  wirklich  nur 
zu  diesem  Zweck  genutzt  wird,  im  gewöhnlichen  Gemeindebesitz,  was  seine  Erklärung 
in  dieser  Nutzungsart  findet/  Statistik  des  Gouv.  Moskau,  Bd.  IV,  pag.  311,  316  u. 
a.  a.  St.  Wenn  in  einigen  nicht  ganz  pracis  dargelegten  Fällen  in  Betreff  des  Eigen- 
thumrechts  an  gekauftem  Ackerland,  Wiese  etc.  der  usuelle  Gemeindebesitz  bestehet 
sollte,  so  siehe  die  Erklärung  in  Theil  II,  Hälfte  II,  des  vorliegenden  Werkes,  pag.  225. 

2)  G.  9.:  üosynKH  et  hoxohimo  specTbUHCsaro  GauKa,  1.  c,  pag.  216. 

8)  Die  Grundbesitzordnung  auf  Grundlage  dieses  genossenschaftlichen  Rechts 
bildet  den  Gravitationspunkt,  zu  welchem  der  den  neuen  Verhältnissen  nicht  mehr 
entsprechende  Gemeindebesitz,  sowie  auch  der  individuelle  Grundbesitz,  soweit  die 
strenge  Form  desselben  den  Kleingrundbesitz  in  seiner  Wirthschaft  schädigt,  strebt: 
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verständlich.  Der  Widerstand  gegen  eine  neue  allgemeine  Umtheilung, 
die  seinen  Besitz  zu  kürzen  droht,  zeitigt  bereits  den  Gedanken  zu 
dieser  neuen  Grundbesitzordnung,  die  sich  in  manchen  Landstrichen  auch 
bereits  ausgebildet  hat  Es  liegt  in  der  Natur  der  tatsächlichen  Be- 
dingungen. 

Andererseits  —  das  zweite  Element  in  dem  neuen  Gemeindebesitz- 
recht, wie  es  mir  vorschwebt  —  liegt  aber  in  dem  Rechtsbewusstsein  des 
Bauern  die  Anschauung,  dass  das  Land  Gemeindeland  ist,  dass  auch  die 
Nachgeborenen  ein  Recht  daran  haben.  Er  wird  es  daher  auch  für 
recht  und  billig  halten,  dass  er  für  den  Vortheil,  im  Besitze  seines 
Grundbesitzes  belassen  zu  werden,  ein  Opfer  zu  bringen  hat  zu 
Gunsten  derjenigen,  die  hierdurch  geschädigt  werden. 

Auch  hierfür  liegen  einige  praktische  Beispiele  vor.  Um  dem 
Drängen  der  Familien,  deren  Seelenzahl  erheblich  zugenommen  hat, 
zu  einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung  die  Spitze  abzubrechen,  wird  in 
einigen  Kreisen  bereits  zu  dem  Auskunftsmittel  gegriffen,  die  Aussiede- 
lung durch  Gewährung  pecuniärer  Vortheile  zu  fördern.  Es  wird  ihnen 
hiermit  ihr  Recht  am  Gemeindeland  abgekauft.  So  wird  in  den  Krei- 
sen Ranenburg,  Dankow  und  Skopin  (Gouv.  Räsan)  den  Aussiedlern 
in  mehreren  Fällen  von  der  Gemeinde  eine  Zahlung  für  das  Aufgeben* 
ihres  Landantheils  gewährt:  22,  auch  25  Rbl.  pro  Seelenlandantheil  „zur 
Hülfe"  bei  der  Aussiedelung  in  den  weiten  Osten  (Sibirien,  Orenburg  etc.) 
oder  auch  5  oder  6  Rbl.  pro  Revisionsseele  der  ausscheidenden  Familie 
und  dazu  2  oder  3  Rbl.  für  jedes  Familienglied,  ausserdem  wird  ihnen 
der  Ertrag,  den  sie  durch  Verpachtung  ihres  Gehöftlandes  erhalten 
können,  auf  einige  Jahre  belassen,  der  Laüdantheil  selbst  aber  fällt  so- 
gleich, das  Gehöftland  erst  nach  Ablauf  dieser  Jahre  der  Gemeinde  zur 
hiermit  aber  auch  die  auf  den  aussiedelnden  Familien  und  dem  Land- 
antheil  ruhenden  Zahlungen,  von  denen  ein  Theil,  die  Kopfsteuer,  in 
Wegfall  geräth,  sowie  die  aussiedelnde  Familie  in  die  Gemeinde  des  neuen 
Niederlassungsortes  aufgenommen  und  ihr  „zugeschrieben"  ist  Doch 
diese  Form  der  Geschäftsabwickelung  der  Aussiedler  ist  die  neuere  und 
seltenere:  einerseits  verfügt  die  Gemeinde  zumeist  nicht  über  die  er- 
forderlichen Geldmittel,  andererseits  handelt  es  sich  im  gegebenen  Ein- 
zelfall zumeist  nur  um  wenige  Aussiedler,  so  dass  der  Vortheil  für  die 
Gemeinde  kein  merklicher  wäre,  und  endlich  liegt  es  in  der  Natur  der 

so  die  oben  geschilderte  Grundbesitzordnung  anter  den  Einhöflern,  die  in  Klein- 
russland auch  beim  individuellen  Grundbesitzrecht  üblichen  Neuverloosungen  (bei 
irilder  Feldgraswirthschaft),  woselbst  das  Land  ganz  auf  derselben  Basis  besessen  wird, 
wie  wir  sie  oben  bei  Bauern,  die  sonst  im  Gemeindebesitz  leben,  gefunden  haben, 
E.  KapTaitnoBi:  Hsaie^eeie  hsi  oneTa  etc.,  pag.  75,  siehe  auch  oben  Seite  120—122, 
129  u.  flg.,  148  u.  flg. 
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Dinge,  dass  die  Gemeinde  sich  zuerst  nicht  um  Angelegenheiten  küm- 
mert, die  zuerst  nur  den  Charakter  der  vielfach  üblichen  Pachtver- 
träge unter  den  Gemeindegenossen  tragen;  sie  greift  erst  nachträglich 
in  derartige  Abkommen  ein,  wenn  ein  Interesse  hiebei  in  Betracht 
kommt  Es  ist  nun  die  ursprüngliche  Form  die,  dass  der  abziehende 
Bauer  seinen  Landantheil  auf  eine  Reihe  von  Jahren  (8 — 10)  oder  „bis 
zur  nächsten  Revision"  verpachtet  gegen  Uebernahme  aller  obliegenden 
Zahlungen  und  die  Leistung  einer  Extrazahlung  an  den  Verpächter:  ent- 
weder eine  jährliche  (etwa  1 — 3  Rbl.  pro  Seelenantheil),  oder  eine  grös- 
sere einmalige.  Das  positive  Recht  wie  das  Interesse  der  Gesammtheit 
wird  mit  dem  Moment  berührt,  sowie  die  aussiedelnde  Familie  bei  der 
neuen  Gemeinde  angeschrieben,  mithin  aus  der  Heimathgemeinde  aus- 
geschlossen wird,  d.  h.  die  auf  der  resp.  Familie  ruhenden  Revisions- 
seelen werden  aus  der  Gesammtzahl  der  Revisionsseelen  der  Gemeinde 
ausgestrichen,  mithin  verringert  sich  um  den  betreffenden  Betrag  die 
Kopf  Steuer  summe,  die  auf  der  Gemeinde  ruht  Durch  das  Ausscheiden 
aus  dem  Gemeindeverband  verliert  die  Aussiedlerfamilie  ihr  Recht  am 
Gemeindeland,  mithin  auch  das  Recht  der  Verpachtung;  der  verpachtete 
Landantheil  trägt  aber  jetzt  auch  keine  Kopfsteuer  —  diese  beiden 
•  Momente  gewähren  nun  der  Gemeinde  das  Recht ,  und  es  wird  auch 
überall  ausgeübt,  den  Pachtvertrag  zu  lösen,  wobei  je  nach  Lage  der 
Dinge  (so  z.  B.  wenn  der  Pächter  sich  nicht  zu  einer  jährlichen  Zahlung 
verpflichtet,  sondern  eine  einmalige  grössere  Summe  entrichtet  hatte) 
eine  Entschädigungssumme  gezahlt  wird.  Um  keine  Unbequemlichkeiten 
mit  solchen  Pächtern  zu  haben,  verhindert  die  Gemeinde  auch  wol  den 
Abschluss  solcher  Verträge  und  gestattet  nur  solche,  die  mit  der  Auf- 
nahme der  abziehenden  Familie  in  den  Verband  der  neuen  Gemeinde 
ablaufen,  jedoch  mit  der  Abweichung,  dass  die  Verpachtung  des  Gehöft- 
landes auch  auf  längere  Zeit  geduldet  wird,  dessen  besitzrechtlicher 
Charakter  bekanntlich  mehr  individuell  ist  als  das  übrige  Land  und  das 
nach  dem  Gesetz  den  erblichen  Besitz  der  Familie  (sei.  so  lange  sie  zur 
Gemeinde  gehört)  bildet  Der  letzte  Schritt  in  dem  Process  des  zu- 
nehmenden Eingreifens  der  Gemeinde  ist  der  oben  dargelegte:  sie 
nimmt  die  Abwickelung  des  ganzen  Geschäfts  in  ihre  Hand,  wobei  dem 
Einzelnen  nur  der  freie  Verkauf  der  Gebäude  und  eventuell  eine  kurz- 
befristete Verpachtung  des  Gehöftlandes  belassen  wird,  während  sie  die 
Entschädigungszahlung  für  das  Aufgeben  des  Landantheils  übernimmt 
Der  Vortheil,  den  die  nachgebliebenen  Wirthe  durch  die  Aussiede- 

')  B.  rpnropteBi:  „üepeceaeme  tpecraifli  PusaHCtoft  ryoepaiH"  in  der  Pyccxat 
Mhcjd,  1884,  Nr.  I,  III,  IV  und  V,  insbesondere  in  Bd.  V,  pag.  1-18,  Statistik  des 
Oouy.  Räsan,  Bd.  II,  Lieferung  I,  pag.  271—277.  Aouaxi  PasancKoft  rytiepiicxoi 
aeMCBoft  ynpaBH  XVII  oiepexHOMy  ryöepn.  3encK.  CotipamD  über  die  Aussiedelung. 
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hing  erreichen,  ist  um  so  bedeutender,  je  grösser  die  Aussiedelung  ist 
Sofort  mit  der  Aussiedelung  gewinnt  der  Werth  der  Weide,  die,  in 
diesen  Kreisen  auf  das  geringste  Maass  zu  Gunsten  des  Ackers  reducirt, 
dem  verringerten  Viehbestand  mehr  Nahrung  bietet  Handelt  es  sich 
nur  um  ein  geringes  Quantum  an  Acker-  und  Wiesenland,  so  verpachtet 
die  Gemeinde  dasselbe  an  Wirthe,  die  dessen  besonders  bedürftig  sind 
(grosse  Differenz  der  vorhandenen  und  der  Revisionsseelen),  und  zwar 
gegen  alle  obliegenden  Lasten  und  eine  Extrazahlung,  die  der  Gemeinde 
zu  Gute  kommt  Erreicht  das  freigewordene  Land  eine  hierzu  hin- 
reichende Grösse,  so  wird  es  unter  alle  Hofwirthe  vertheilt:  hierdurch 
ist  der  Landantheil  vielfach  um  1,  2  Dess.  pro  Revisionsseele  gestiegen, 
also  eine  merkliche  Yergrösserung  des  Grundbesitzes  der  Höfe! 

In  anderer  Weise  ist  die  Gemeinde  Nechworoschtschanskoje  (Kr. 
Konstantinograd,  Gouv.  Poltawa)  mit  1027  Hauswirthen  und  3117  Seelen 
vorgegangen.  Mit  Hülfe  der  Bauer agrarbank,  die  hierzu  ein  Darlehen 
von  285000  Rbl.  gewährte,  kaufte  sie  3844  Dess.  in  zwei  Stücken 
(25  Werst  vom  Dorf  entfernt)  für  305,600  Rbl.  Hier  sollen  3  bis  4 
Dörfer  durch  Aussiedelung  von  etwa  1000  Seelen  gegründet  werden. 
Finden  sich  nicht  hinreichend  Freiwillige,  denen  je  nach  der  Reihenfolge 
der  Meldung  gewisse  kleine  Vortheile  gewährt  werden,  so  soll  das  Loos 
in  Betreff  der  noch  fehlenden  Zahl  von  Aussiedlern  entscheiden.  Be- 
achtenswerte ist,  dass  das  Band  zwischen  dem  Mutterdorf  und  den  zu 
gründenden  Töchterdörfern  aufrechterhalten  werden  soll.  Es  wird  nicht 
einmal  die  Kaufsumme  auf  das  erworbene  Land  übertragen,  sondern  diese 
Summe,  wie  die  Zahlungen  für  das  alte  Gemeindeland  (90  Kop.  pro  Des- 
sätine)  werden  zu  einer  Summe  vereinigt  und,  proportional  dem  Grund- 
besitz der  Höfe  vertheilt,  von  der  Gesammtgemeinde  erhoben.  Da  nun  die 
Grundpacht  erheblich  niedriger  (pro  Dessätine)  ist,  als  die  Zahlungen  für 
das  neu  erworbene  Land,  so  werden  die  im  Dorf  verbleibenden  Wirthe 
mehr  (pro  Dessätine)  zu  zahlen  haben  als  bisher,  und  doch  ist  diese 
Operation  für  sie  von  grossem  ökonomischen  Vortheil,  denn  ihr  Land- 
antheil wird  durch  das  Ausscheiden  der  aussiedelnden  Wirthe  erheblich 
vergrössert 

Diese  Beispiele  zeigen,  wie  nahe  liegend  den  Bauern  der  Rechts- 
grundsatz wäre,  dass  die  Gemeinde  für  das  heranwachsende  Geschlecht 
dem  sie  kein  Land  ohne  Störung  der  Wirthschaft  vieler  Höfe  bieten  kann, 
Opfer  bringt. 

Es  sei  zum  Schluss  noch  an  das  oben  (Seite  176  u.  flg.)  Mitgetheilte 
erinnert.  Die  von  der  Gemeinde  übernommene  Versorgung  des  heran- 
wachsenden Geschlechts  mit  Land,  resp.  die  Hülfeleistung  zur  Aussiedelung 

x)  H8Bxe?eme  H3i  orceTa  npexcTa&ieHHaro  Mehhctd?  $HHaHCOBi  etc.,  pag.  56—60» 
auch  PyccKaa  Mhcib  1884,  Bd.  V  in  der  Inneren  Rundschau,  pag.  115— 118.^ 
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und  ersten  Ansässigmachimg  erfolgt  nicht  allein  unter  den  deutschen  Co- 
lonien  mit  der  auseinandergesetzten  eigentümlichen  Grundbesitzordnung, 
freilich  unter  erheblichem  Druck  der  Regierung,  sondern  auch  unter  den 
deutschen  Colonien  an  der  Wolga,  die  unter  dem  russischen  Gemeinde- 
besitz leben.  Ist  ihnen  auch  bisher  das  Land  zur  Besiedelung  entgeltlos 
(Pachtzahlung  nach  längeren  Freijahren)  übergeben,  so  haben  die  Colo- 
nien doch,  wie  wir  gesehen,  bedeutende  Summen  (26— 100  RbL  pro 
aussiedelnde  Seele)  gezahlt. 

2.  Organisation  des  bäuerlichen  Agrarrechts. 

Somit  haben  wir  die  Basis  der  Reform  gefunden:  sie  ist  der  be- 
stehende Gemeindebesitz  mit  Anerkennung  des  Rechts  der  Höfe  auf  den 
unverkürzten  Besitz  ihrer  Landstelle  und  die  Ueberweisung  der  Ver- 
pflichtung an  die  Gemeinde,  als  Eigenthümerin  des  Gemeindelandes,  für 
den  Nachwuchs  Opfer  zu  bringen. 

Sie  entspricht  einerseits  vollständig,  wie  wir  gesehen  haben,  der 
national-historischen  Entwickelung  des  Volkes  im  Allgemeinen,  wie  der 
heutigen  Phasis  der  Gestaltung  des  Gemeindebesitzrechts  im  Besonderen, 
die  Reformgrundsätze  ergeben  sich  somit  organisch  aus  den  bestehen- 
den Verhältnissen;  andererseits  bietet  dieses  modificirte  Gemeindebesitz- 
recht die  Möglichkeit  des  Ausbaues  eines  Agrarrechts,  das  im  Stande 
ist,  die  sich  in  den  beiden  gegensätzlichen  Grundbesitzordnungen,  dem 
usuellen  Gemeindebesitz  und  dem  freien  individuellen,  ergebenden  Schä- 
den zu  beseitigen  —  mit  der  geringsten  Störung  der  Rechtsanschauungen 
und  Gewohnheiten  des  Volks.1) 

Das  Agrarrecht  hätte  nun  zur  social -ökonomischen  Sicherstellung 


')  Es  könnte  gegen  die  Beseitigung  des  Rechts  auf  Land  in  der  jetzt  geübten 
Form  der  Einwand  erhoben  werden,  dass  dieses  Recht  in  einigen  Landstrichen 
Deutschlands,  der  Schweiz,  Belgiens,  im  nördlichen  Apennin  auch  bei  hoher  Cultur 
und  dichter  Bevölkerung  praktisch  geübt  wird  (siehe  Laveleye-Bücher:  Ureigen thum, 
pag.  137—230,  255  flg.,  363  u.  flg.  u.  a.  a.  St).  Dieses  Recht  hat  sich  aus  dem  Ge- 
wohnheitsrecht, nach  welchem  jede  Familie,  mochte  sie  Sonderbesitz  haben  oder 
nicht,  einiges  Vieh  auf  die  Allmende  zu  treiben,  ausgebildet,  indem  ein  Theil  der- 
selben den  Dorfgenossen  zum  Anbau  übergeben  wurde  (mit  Umtheilungen,  Gewann- 
bildung etc.);  zumeist  kann  solch  ein  Antheil  nur  einen  ganz  geringen  Theil  des  Lebens- 
unterhalts decken;  der  grösste  Theil  des  Landes  ist  im  Sondereigenthum.  Eine 
derartige  Formation  (Ausscheidung  eines  geringen  Theiles  des  Gemeindelandes  zum 
Belassen  im  usuellen  Gemeindebesitze)  Hesse  sich  sehr  wohl  mit  meinem  Project  ver- 
einbaren, nur  sei  erwähnt,  dass  sie  bei  der  geringen  Entwickelung  des  gewerblichen 
Lebens  bei  uns  eine  sehr  viel  geringere  praktische  Bedeutung  hätte,  als  in  jenen  wirth- 
schaftlich  Torgeschrittenen  Ländern.  Vgl.  auch  A.  v.  Miaskowski:  Die  schweizerische 
Allmend,  1879,  pag.  180  u.  flg.  Der  wesentliche  Unterschied  gegen  den  russischen 
Gemeindebesitz  ist,  dass  der  Wirthschaftsbetrieb  kaum  durch  die  eventuelle  geringe 
Kürzung  gestört  wird. 
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und  Erhaltung  des  Bauerstandes  nachfolgende  hauptsächliche  Grundsätze 
zu  enthalten:  1)  in  Betreff  der  Beschränkungen  der  Hofinhaber  und 
2)  in  Betreff  der  Rechte  und  Pflichten  der  Gemeinde. 

1.  Bestimmungen  gegen  zu  weit  gehende  und  zu  häufig  erfolgende 
Zersplitterung  und  Zusammenlegung  des  Grundbesitzes. 

2.  Selbstbewirthschaftung  des  Hofbesitzers. 

3.  Sicherstellung  des  Bauern  gegen  die  Folgen  der  Verschuldung 
bis  zu  einer  gewissen  Grenze. 

4.  Bevorzugung  des  den  Hof  antretenden  Erben. 

5.  Vorkaufsrecht  der  Gemeinde  bei  jedem  Verkauf  und  Vorkaufs- 
recht der  Gemeinde  und  der  Gemeindegenossen  beim  Verkauf  eines 
Hofes  an  einen  Nichtgenoasen. 

6.  Markgenossenschaftliche  Rechte  und  Pflichten  der  Gemeinde: 

a.  Verfügung  über  das  Gemeindeland  bei  Unverkürzbarkeit  der  pro- 
portionalen Antheilsrechte  der  einzelnen  Höfe. 

b.  Aussetzung  eines  ungeeigneten  Hofwirths  wegen  schlechter  Wirt- 
schaftsführung. 

c.  Organisation  des  Credits. 

d.  Verfügung  über  erblose  Höfe. 

e.  Pflichten  gegen  die,  welche  kein  Land  erhalten:  Landkauf,  Aus- 
siedelung, andersartige  Unterstützung. 

Wenn  nun  auch,  wie  wir  gesehen,  jene  drei  Hauptgrundsätze  (Be- 
lassung der  Höfe  im  Besitze  des  Landes,  Verpflichtung  der  Gemeinde, 
für  die  ökonomische  Sicherstellung  des  Nachwuchses  Sorge  zu  tragen,  Er- 
haltung des  Gemeindelandes  als  solches)  sich  naturgemäss  aus  der  natio- 
nalhistorischen Entwickelung  des  Volkslebens  ergeben  und  alle  Elemente 
einer  zweckentsprechenden  Lösung  des  social -ökonomischen  Problems 
der  bäuerlichen  Agrarfrage  in  sich  schliessen,  so  treten  wir  durchaus 
nicht  für  eine,  auf  jenen  Grundsätzen  beruhende,  durch  ein  allgemeines 
Gesetz,  also  zwangsweise  für  den  ganzen  Landstrich  mit  Gemeinde- 
besitz einzuführende  Reform  ein.  Durchaus  nicht!  Ein  solches  Vorgehen 
würde  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  mehr  schaden  als  nützen.  Denn 
wir  haben  im  Obigen  nur  die  innere  Notwendigkeit  der  praktischen 
Anerkennung  jener  Grundsätze  im  Allgemeinen  constaüren  können. 
Im  Besonderen  werden  sich  noch  sehr  viele  Gemeinden  finden  lassen, 
worauf  hinzuweisen  Gegner  dieser  Reform  nicht  unterlassen  werden,  wo 
die  Bauern  ein  solches  Eingreifen  von  oben  nur  als  Druck,  nicht  als 
Wohlthat  empfinden  würden:  so  dort,  wo  der  Zuwachs  der  Bevölkerung 
bei  hinreichendem  Landantheil  ein  geringer  ist  oder  in  Gemeinden  mit 
entwickelter  Hausindustrie,  gewinnbringendem  Nebenerwerb  etc.  —  kurzum 
dort,  wo  eine  allgemeine  Umtheilung  keine  bemerkenswerthe  Störung  des 
Wirthschaftsbetriebes  in  irgend  einer  erheblichen  Zahl  von  Höfen  her- 
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vorrufen  würde  oder  der  landwirtschaftliche  Betrieb  gegen  die  anderen  Er- 
werbsquellen vollständig  zurücktritt  etc.  Aber  dort,  wo  jene  neue  Bewe- 
gung sich  bemerkar  macht,  kann  der  Staat  helfend  und  fördernd  eingreifen. 

Wo  und  wie  die  Staatspolitik  einzugreifen  hat,  muss  sich  aus  den 
thatsächlichen  Verhältnissen  ergeben,  d.  h.  wo  die  Staatsregierung  sich 
gezwungen  sieht,  Stellung  zur  Frage  zu  nehmen.  Auf  das  Wetterleuchten 
des'  herannahenden  Sturmes  haben  wir  oben  hingedeutet.  Def  Zwiespalt 
in  der  Gemeinde  zwischen  den  Höfen,  die  auf  die  Vornahme  einer  all- 
gemeinen Umtheilung  drängen,  da  sie  ihnen  eine  Vergrösserung  des 
Grundbesitzes  einbringt,  deren  sie  in  Folge  der  Vergrösserung  des  Be- 
standes ihrer  Familien  besonders  dringend  bedürfen,  und  den  Höfen,  die 
mit  allen  Mitteln  gegen  eine  neue  Umtheilung  kämpfen,  da  diese  ihren 
mit  Mühen  und  Kosten  eingerichteten  Wirthschaftsbetrieb  zerstören  und 
sie  auch  der  Gefahr  des  Verlustes  gut  bestellten  Landes  aussetzen  würde, 
hat  schon  vielfach  eine  bedenkliche  Höhe  erreicht,  die  bereits  Blut 
gekostet  und  ein  Eingreifen  der  bewaffneten  Staatsmacht  verlangt  hat 
Hier  liegt  für  die  Staatsregierung  die  äussere  und  auch  die  innere 
Nöthigung  zum  Eingreifen  vor.  Denn  die  äussere  „Wiederherstellung 
der  Ordnung",  mit  der  man  sich  bisher  begnügt  hat,  da  man  die  innere 
Ursache  der  Unordnung  nicht  erkannte,  hat  die  innere  Unordnung  nicht 
beseitigt,  die  sich  aus  dem  Gemeindebesitz  ergiebt 

Veranlassung  und  Nöthigung,  also  die  Verpflichtung  zum  Eingreifen 
liegt  für  die  Staatsregierung  überall  dort  vor,  wo  ein  Theil  der  Haus- 
wtrthe  darüber  Beschwerde  führt,  dass  die  Gemeinde  es  nicht  zu  einer 
Ausgleichung  des  Grundbesitzes  entsprechend  dem  veränderten  Bestände 
der  Familien,  d.  h.  zu  einer  allgemeinen  Umtheilung  kommen  lässt 

Die  vorsichtigste  Art,  jene  Reform  ins  Leben  treten  zu  lassen, 
wäre  nun,  dass  die  betreffende  Behörde  der  Gemeinde  die  Alternative  stellt; 
entweder  dem  Wunsche  nach  einer  Ausgleichung  des  Grundbesitzes  nach- 
zukommen, oder  durch  Aufbringung  von  Mitteln  den  in  der  Wirthschaft 
sich  beengt  fühlenden  Bauern  die  Aussiedelung  auf  das  zu  erwerbende  Land 
zu  erleichtern.  Der  Vorzug  dieser,  dem  Ermessen  der  Gemeinde  anheim- 
gestellten Entscheidung  bestände  darin,  dass  den  bestehenden  ökono- 
mischen Bedingungen  und  Anschauungen  der  Bauern  das  volle  Maass 
von  Berücksichtigung  gewahrt  wäre.  Ein  Nachtheil  in  ökonomischer 
Beziehung  läge  aber  darin,  dass  die  Macht  der  Tradition  vielfach  den 
Sieg  über  die  wirklichen  ökonomischen  Forderungen  davontragen  könnte. 
Die  Macht  der  Tradition  wird  sich  um  so  schwächer  erweisen,  je  em- 
pfindlicher die  Einbusse,  die  eine  erheblichen  Anzahl  von  Hauswirthen 
bei  einer  allgemeinen  Umtheilung  durch  den  Verlust  der  Beineinnahme 
aus  dem  nun  zu  entmissenden  Landantheil  und  durch  die  Störung  des  Wirth- 
schaftsbetriebes  erleidet,  an  sich  ist  und  im  Verhältniss  zu  den  Opfern, 
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die  das  neue  Gemeindebesitzrecht  von  diesen  Hauswirthen  zu  Gunsten 
der  Nachgeborenen  verlangt 

Da  es  sich  hier  um  ein  hohes  allgemeines  Staatsinteresse,  d.  i.  um 
die  Erhaltung  der  bestehenden,  kräftigeren  Wirtschaftseinheiten  handelt, 
so  wäre  eine  stärkere  Beeinflussung  zur  Gewinnung  des  neuen  Rechts  nicht 
ohne  Weiteres  von  der  Hand  zu  weisen.  Solches  Hesse  sich  durch  die 
Bestimmung  erzielen,  dass  bei  einer  gewissen  Ziffer  von  Opponenten 
gegen  eine  Neuverteilung  des  Landes  das  projectirte  Grundbesitzrecht 
ins  Leben  zu  treten  hätte.  Eingreifendere  Methoden  der  Einführung 
dieses  Rechts,  die  sich  rechtfertigen  lassen,  wären,  dasselbe  überall  dort 
zu  verwirklichen,  wo  in  einem  gewissen  Zeitraum  keine  allgemeine  Um- 
theilung  vorgenommen  ist,  und  endlich  dort,  wo  nach  Erkenntniss  der 
betreffenden  Behörde  die  Gesammtlage  der  ökonomischen  Bedingungen 
eines  Landstrichs  die  Vornahme  einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung 
empfindliche  Schäden  (Störung  der  Wirthschaft)  hervorrufen  würde,  die 
Aussiedelung  der  überschüssigen  Bevölkerung  sich  leicht  ausführen 
liesse,  keine  Hausindustrie  in  gedeihlicher  Entwickelung  oder  kein 
günstiger  und  nachhaltiger  Nebenerwerb  in  der  Nähe  sich  befindet  etc. 

Wie  die  Grundelemente,  auf  welchen  das  neue  Grundbesitzrecht  zu 
beruhen  hat,  den  thatsächlichen  Bedürfhissen  entsprechen,  so  beseitigen 
auch  die  oben  angegebenen  speciellen  Grundsätze  Missstände,  die  sich 
bereits  hier  mehr,  dort  weniger  fühlbar  machen.  So  die  Aufstellung  von 
Bestimmungen  über  die  Zusammenlegung  und  die  Zersplitterung  bäuer- 
lichen Grundbesitzes.  In  zunehmendem  Maass  werden  in  der  letzten 
Zeit  Beschwerden  darüber  laut,  dass  wohlhabende  Bauern  verarmende 
Genossen  durch  Vorschüsse  zu  hohen  Zinsen  in  Abhängigkeit  bringen 
und  endlich  gegen  die  geringste  Entschädigung  sich  deren  Landantheil, 
gewöhnlich  bis  zur  nächsten  Umtheilung,  übertragen  lassen.  Und  diese 
Bauern  haben  daher  noch  ein  besonderes  Interesse  für  das  Hinaus- 
schieben der  Neuvertheilung.  Der  Missstand  solcher  Zusammenhäufung 
kann  auf  dem  .Boden  des  bestehenden  Gemeindebesitzrechtes  beseitigt 
werden,  und  diese  Frage  ist  von  der  Staatsregierung  bereits  in  Erwägung 
gezogen.  Anders  steht  es  mit  der  Zersplitterung  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes. Eine  Beschränkung  in  dieser  Beziehung  kann  beim  bestehen- 
den Gemeindebesitzrecht  nicht  anders  als  durch  Beschränkungen  der 
Familientheilungen  erfolgen.  Denn  der  einzelne  Bauer  leitet  sein  Recht 
nicht  aus  dem  Erb-  und  Familienrecht  ab,  sondern  von  seinem  Becht 
als  Genosse  der  Gemeinde  auf  den  entsprechenden  Antheil  am  Gemeinde- 
land. Der  sich  abtheilende  Sohn  beansprucht  freilich,  falls  nicht  zu 
dieser  Zeit  eine  allgemeine  Umtheilung  vorgenommen  wird,  vom  Vater 
die  Ausscheidung  eines  Theiles  seines  Grundbesitzes,  aber  aus  dem 
Grunde,  weil  im  Grundbesitz  des  Vaters  auch  sein  d.  h.  des  Sohnes 

t.  Keuesler,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeindebesitzes.    III.  22 
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Landantheil  mit  enthalten  ist.  So  viele  selbständige  Familien  in  der  Ge- 
meinde, so  viele  Wirtschaftseinheiten.  Beschrankungen  der  Familien- 
theilungen  aJ  »er  widerstreiten  der  Natur  des  Menschen,  der  Entwickelungs- 
stufe  (ies  russischen  Bauern.  Ein  Zwang  in  diesen  engsten  Familien- 
beziehuugen  kann,  wenn  überhaupt  durchfährbar,  nur  die  schlimmsten 
Folgen  zeitigen,  wie  es  in  dieser  Schrift  wiederholt  dargelegt  ist  So 
sind  denn  auch  die  gesetzlichen  Maassnahmen  in  dieser  Beziehung  seit 
der  Kaiserin  Katharina  II.  im  Grossen  und  Ganzen  todte  Buchstaben 
geblieben.  Dasselbe  Schicksal  steht  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  auch 
dem  neuen,  oben  analysirten  Gesetz  bevor. 

Auch  beim  individuellen  Grundbesitzrecht  erweisen  sich  Beschrän- 
kungen in  der  Zersplitterung  desselben,  die  ja  gesetzlich  leicht  normirt 
werden  können,  dort  in  der  Wirklichkeit  schwer  durchfährbar,  wo  die 
Bevölkerung  einmal  daran  gewöhnt  ist,  dass  ein  jeder  Sohn  (und  gar 
Tochter!)  einen  Äntheil  am  ererbten  väterlichen  Grundbesitz  erhalt,  und 
wo  gar  die  Sitte  herrscht,  wie  vielfach  in  den  kleinrussischen  Gouverne- 
ments, dass  jeder  sich  verheirathende  Sohn  auf  dem  ihm  vom  Vater 
zugetheilten  Landstück  eine  eigene  Wirthschaft  einrichtet  und  die  sich 
verheirathende  Tochter  dem  Manne  ein  Landstück  als  Mitgift  zutragt 
Wo  der  Landlose  als  Enterbter,  ausgeschlossen  aus  dem  Verband  der 
Gemeinde,  die  hier  nicht  allein  eine  administrative  Einheit,  sondern  als 
ein  organisches  Product  des  Volkslebens,  eine  Gesammtheit,  erscheint,  da 
können  staatliche  Maassnahmen  in  dieser  Beziehung  sich  nur  mit  äusserster 
Härte  Geltung  verschaffen,  denn  der  ihnen  zu  Grunde  liegende  Gedanke 
widerspricht  —  und  wird  es  noch  lange  —  der  Rechtsanschauung  des 
Volkes. 

Ungleich  leichter  löst  sich  diese  Frage  auf  Grundlage  des  von  mir 
projectirten  Grundbesitzrechts.  Wer  beim  Ausscheiden  aus  der  elter- 
lichen Familie  keinen  Theil  des  Grundbesitzes,  wenn  dieser  nur  die  1fr 
nimalgrösse  enthält,  erhalten  kann,  ist  desswegen  noch  nicht  „landlos", 
denn  er  kann,  so  weit  er  es  wünscht,  sein  Recht  bei  der  Gemeinde 
geltend  machen,  der  die  Verpflichtung  der  Beschaffung  von  Land  obliegt 
Die  Veranlassung  und  der  Wunsch,  Antheil  aus  dem  elterlichen  Grund- 
besitz zu  erhalten,  ist  also  geringer.  Somit  erscheint,  welchen  Gedanken 
wir  späterhin  weiter  auszuführen  haben  werden,  die  Gemeinde  als  gegen- 
seitige, wenn  mir  der  Ausdruck  gestattet  wird,  Versicherungs-  und  Aus- 
gleichungsgesellschaft in  Betreff  der  Verschiedenheit  in  der  Fruchtbar- 
keit der  einzelnen  Familien:  zwei  Hauswirthe  mit  gleichgrossem  Landbesitz 
zahlen  den  gleichen  Betrag  für  die  Colonisationskasse,  wie  wir  sie  kurz 
nennen  wollen,  trotzdem  dass  dem  einen  nur  ein  oder  zwei  Söhne  heran- 
wachsen, dem  anderen  aber  sechs.  Bei  der  ersten  Aussiedelung  hatte 
der  erste  Hauswirth  keinen  Vortheil,  wenn  er  nur  einen  Sohn  hat,  der 
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<Ien  Hof  erben  wird,  oder  einen  geringen  Vortheil  bei  zwei  Söhnen,  von 
denen  nur  der  eine  die  Wohlthat  der  Kasse  geniesst,  wogegen  der  Hans* 
wirth  mit  sechs  Söhnen  fünf  Söhne  versorgt  sieht.  In  der  folgenden 
Generation  kann  das  Verhältniss  ein  umgekehrtes  sein. 

Die  Frage,  welche  Normen  gegen  zuweitgehende  und  zu  häufig  ein- 
tretende Zerstückelung  und  Zusammenlegung  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes aufzustellen  wären,  lässt  sich  erst  nach  Erledigung  der  Frage 
beantworten,  welche  Vertheilung  desselben  im  Interesse  der  Gesammtheit 
wie  der  Bauern  selbst  wünschenswerth  ist  Auch  hier  darf  es  sich  nicht 
um  die  zwangsweise  Einführung  irgend  welcher  Vertheilung  des  Grund- 
besitzes handeln,  sondern  nur  um  die  Förderung  der  zu  erstrebenden 
Vertheilung,  der  Zwang  kann,  aber  auch  nur  in  elastischen  Grenzen, 
nur  zwecks  Erhaltung  bestehender  und  durch  freien  Verkehr  gewonnener 
Grundbesitzgrössen,  die  als  bei  der  bestehenden  Wirthschaftsstufe  etc«, 
geeignet  anzusehen  sind,  gerechtfertigt  werden. 

Als  naturgemässen  Ausgangspunkt  nehmen  wir  die  Grösse  des  bäuer- 
lichen Grundbesitzes,  deren  Bestellung  eine  bäuerliche  Familie  von  durch- 
schnittlicher Personenzahl  während  der  landwirtschaftlichen  Arbeitszeit 
vollständig  beschäftigt,  d.  i.  eine  volle  bäuerliche  Nahrung.1)  Die  anderen 
Grössen  des  Grundbesitzes  haben  als  Abweichungen  nach  oben  oder  nach 
unten  zu  gelten.  So  kann  ohne  Störung  der  productiven  Entwickelung 
nicht  behindert  werden,  dass  eine  stärkere,  wie  auch  eine  durch  aus- 
dauernden Fleiss  reicher  gewordene  Familie  den  Grundbesitz  erweitert 
Eine  rationelle  Grenze  für  die  Erweiterung  des  Grundbesitzes  liegt  in 
der  Erhaltung  des  bäuerlichen  Charakters  des  Grundbesitzers,  der  diesen 
Charakter  verliert,  wenn  der  Ertrag  eine  Höhe  erreicht,  die  den  Haus- 
wirth  mit  seiner  Familie  der  Mühe  überhebt,  selbst  Hand  anzulegen. 
Was  die  Abweichung  nach  unten  anbetrifft,  so  kann  und  darf  hier  kein 
absolutes  Minimum,  das  nicht  die  Natur  selber  fordert,  normirt  werden, 
denn  es  wäre  social  und  ökonomisch  schädlich,  die  Abtheilung  auch  nur 
eines  so  kleinen  Grundstückes,  auf  welchem  ein  Haus  erbaut  werden 
kann,  zu  verhindern.2) 


*)  In  der  Controverse,  ob  die  Arbeitsfläche  (Möglichkeit  der  Bestellung  durch 
die  Familie)  oder  die  Nahrungsflache  (Qew&hrung  des  Unterhalts)  die  Norm  des  Bauer- 
hofes zu  bilden  habe,  stehe  ich,  wie  aus  obigem  ersichtlich,  för  die  erstere  Norm. 
Forst  Wassiltschikow,  3eiueBiaxftHie  h  semexfcrie,  Bd.  II,  pag.  806  u.  flg.  Derselbe: 
Cencsift  6wn>  h  cei&caoe  xoafticTBO  b*  Poetin,  pag.  87—96.  Interessante  Berech- 
nungen hierüber  bietet  G.  DxasoBt:  HopMH  apecrumexaro  sexieBiajftBlji  in  der 
PyccKan  Mhcib  1885,  Bd.  IX,  pag.  1—40.  ü.  Kocnreero:  KpecraracHe  HaxftiH  h 
BpecTMHcaoe  xoanficTBO  in  der  OrenecTB.  3anncKH  1878,  Bd.  IV,  pag.  171—198  (gegen 
Wa88ilt8chikowfs  Berechnungen).  B.  HaciaBcaift:  Ho  Bonpocy  o  BpecTwracRHx* 
hm***«  in  derselben  Zeitschrift  1878,  Bd.  V,  pag.  101—105.  < 

*)  Wie  bereitwillig  unter  den  Anhängern  des  Gemeindebesitzes  die  Begrenzung 

22* 
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Eine  Schwierigkeit  zeigt  sich  in  der  Lösung  der  Frage,  in  welchem 
numerischen  Verhältniss  jene  Abweichungen  vom  normalen  Bauerhof 
wünschenswerte  und  zuzulassen  sind.  Es  bedarf  keines  näheren  Nach- 
weises, dass  je  nach  den  ökonomischen  und  natürlichen  Bedingungen 
dieses  Verhältniss  in  den  verschiedenen  Landstrichen  ein  verschiedenes 
zu  sein  hat,  soll  nicht  die  Entwickelung  des  wirtschaftlichen  Lebens 
gehemmt  werden.  So  werden,  um  nur  einige  hervorstechende  Momente  zu 
berühren,  freie  Zerstückelungen  des  Grundbesitzes  in  den  nur  Ackerbau 
treibenden  Gouvernements  in  geringem  Maass  zu  gestatten  sein,  dagegen 
in  höherem  Maasse  dort,  wo  Hausindustrie  sich  entwickelt  hat  und  die 
natürlichen  und  anderen  Vorbedingungen  ihr  eine  feste  Basis  gewähren, 
wo  ein  reiches  Fabrikwesen  viele  Arbeitskräfte  beansprucht  und  über- 
haupt wo  gesicherte  Nebenarbeit  geboten  ist  Der  Grundgedanke  ist 
folgender:  in  je  ausgiebigerem  Maass  die  ökonomische  Existenz  durch 
anderen  Erwerb  gesichert  erscheint,  ein  um  so  grösserer  Theil  des  Ge- 
meindelandes ist  der  freien  Theilbarkeit  zu  überlassen.  In  den  Acker- 
baudistricten  findet  sich  solcher  Erwerb  nur  in  geringem  Maass:  als 
Tagelöhner  auf  gutsherrlichem  Lande,  auf  den  grösseren  Bauerhöfen, 
und  auch  auf  kleineren,  wenn  etwa  durch  Tod  (Krankheit)  eine  zeit- 
weilige Verringerung  der  zur  Bewirtschaftung  des  Hofes  erforderlichen 
Arbeitskraft  eingetreten  ist,  oder  zu  besonderen  dringenden  Feld- 
arbeiten etc.,  auch  als  Dorfhandwerker,  die  jetzt  freilich  noch  im  gering- 
sten Maass  existiren,  da  nach  Möglichkeit  noch  Alles  im  eignen  Hause 
hergestellt  wird,  aber  mit  der  ökonomischen  Entwickelung  eine  grössere 
Bedeutnng  gewinnen  werden  (Vortheile  der  Arbeitsteilung):  Schmiede, 
Stellmacher,  Schuster,  Schneider  etc.  In  den  Industriebezirken  und  zwar 
je  nach  dem  Maass  der  industriellen  Entwickelung  und  ihrer  inneren 
Festigung  (Hausindustrie,  Arbeiten  auf  Fabriken,  Nebenarbeiten  aller  Art 
und  Cultur  von  Handelsgewächsen)1)  kann  die  Entstehung  einer  grösseren 

des  Maximums  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  acceptirt  wird,  so  abwehrend  verhält  man 
sich  in  diesem  Lager  gegen  die  Normirang  eines  antheilbaren  Minimums.  Die  geringe 
wirthschaftliche  Entwickelung  des  Landes  verlangt  aber  gerade  einen  besonderen 
Schutz  dagegen,  dass  nicht  ein  verhaltnissmassig  grosser  Theil  der  Bauern,  der  nicht 
von  seinem  Grundbesitz  existiren  kann,  andere  Arbeit  suchen  und  durch  seinen  Grund- 
besitz an  die  Scholle  gebunden,  Nothpreise  sich  für  seine  Arbeit  gefallen  lassen  muss, 
wie  an  anderen  Stellen  dieses  Werkes  dargelegt.  In  welch  trostlose  Lage  weit- 
verbreiteter zersplitterter  Kleingrundbesitz  gerftth,  ersieht  man  in  vielen  Theüen  West- 
europas; besonders  lehrreich  für  russische  Verhältnisse  ist  diese  Lage  der  Dinge  m 
Italien,  Dr.  Eheberg:  Agrarische  Zustande  in  Italien,  Leipzig  1886,  H.  Dietzel:  Ueber 
Wesen  und  Bedeutung  des  Theilbaues  in  Italien  in  der  Zeitschrift  für  die  gesammte 
Staatswissenschaft,  1884. 

»)  B.  ßesotipasoBi:  Hapoxnoe  xosaiCTBO  Poccin  1886,  Bd.  II,  Beilage,  pag. 
64  u.  flg.,  69—71  (Geflügelzucht),  ü.  CoKOJOBCxift:  0  4>op*a»  Maxim*  ycajefaofi 
seiueft  in  den  TpyjH  Hmiep.  Bojh».  9*oh.  06m.  1886,  Nr.  6. 
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Zahl  kleinerer  Wirtschaftseinheiten  bis  zu  Gartenstellen  zugelassen 
werden.  In  der  Nähe  von  Städten  würde  eine  weitere  Zersplitterung 
eines  grösseren  Theiles  des  Gemeindelandes  und  selbst  des  ganzen  Ge- 
meindelandes, wenn  das  Dorf  zur  Stadt  wird  und  dadurch  den  Charakter 
ländlichen  Grundbesitzes  aufgiebt,  nicht  zu  hindern  sein,  soll  nicht  der 
natürlichen  wirthschaftlichen  Entwickelung  eine  hemmende  Schranke 
gestellt  werden.1) 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  Fixirung  der  Normal- 
grosse  wie  auch  des  Maximums  des  Bauerhofes  durch  ein  bestimmtes 
Landquantum  je  nach  den  natürlichen  und  historischen  Bedingungen 
-(übliches  Wirtschaftssystem  etc.)  sehr  verschieden  sein  muss.  Wo 
<lie  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  bereits  eine  grössere  Vielgestal- 
tigkeit zeigen,  Hessen  sich  diese  Normen  durch  die  Grösse  des  zur  Be- 
stellung erforderlichen  lebenden  Inventars,  insbesondere  des  Arbeits- 
viehes, ersetzen. 

Trotz  all  dem  Gesagten  kann  man  sich  der  Einsicht  nicht  ver- 
schliessen,  dass  die  Verwirklichung  des  Grundsatzes  der  Beschränkung 
der  Zusammenlegung  und  insbesondere  der  Theilung  des  Grundbesitzes 
der  schwierigste  Theil  der  ganzen  Reform  wäre,  denn  jener  Grundsatz 
widerstreitet  der  alteingebürgerten  Gewohnheit  der  freien  Theilung  und 
in  letzter  Zeit  auch  der  Zusammenlegung.  Es  erweist  sich  nun  aber, 
dass  einige  andere  Grundsätze  der  beantragten  Reform,  die  um  ihrer  selbst- 
willen  aufgestellt  sind,  Elemente  in  sich  schliessen,  die  das  Bestreben 
nach  Theilung  mindern  und  jene  Gewohnheit  zu  untergraben  geeignet 
sind.  Wir  wiesen  schon  oben  darauf  hin,  dass  die  von  der  Gemeinde 
durch  Ankauf  von  Land  gebotene  Aussicht,  anderweitig  nicht  allein 
Land  überhaupt,  sondern  mehr  Land,  als  die  Familientheilung  dem  Ein- 
zelnen zubringen  würde,  und  zwar  soviel  Land,  als  eine  Familie  dessen 
bedarf,  zu  erhalten,  in  jener  Richtung  wirken  muss.  Dessgleichen  wirken 
in  dieser  Richtung  die  Forderung  der  Selbstbewirthschaftung  des  Land- 
antheils  durch  die  Familie,  sowie  die  Bevorzugung  des  den  Hof  antreten- 
den Erben,  durch  welche  Bestimmung  weiterhin  eine  Gruppe  von  Per- 


*)  Gewerbe-  und  Handeltreibende  Dörfer  haben  einen  vollständig  städtischen 
Charakter  angenommen,  ihre  Glieder  treiben  überhaupt  keinen  Ackerbau.  Das  Ge- 
meindeland wird  verpachtet,  der  Ertrag  für  die  communalen  Bedarfnisse  verwandt; 
in  solchen  „Dörfern"  hat  somit  das  Gemeindeland  fast  ganz  den  Charakter  eines 
Corporationsguts  im  Sinne  des  Römischen  Rechts  erlangt  Ein  Rest  des  alten  Rechts 
ist,  dass  den  Gemeindegenossen,  die  dessen  bedürftig  sind,  ein  Areal  zur  Hofstatte 
mit  Garten  zugemessen  wird.  B.  Besoopasora:  HapojHoe  xosaftcTBO  Poccin,  Bd.  II, 
pag.  65  u.  flg.,  809  etc.  Auf  diese  sehr  lehrreichen  Schilderungen  der  zu  Städten 
gewordenen  Dörfer  in  den  Gouv.  Nishninowgorod  und  Jaroslaw  können  wir  leider 
nicht  naher  eingehen. 
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sonen  in  der  Gemeinde  für  die  Anerkennung  des  neuen  Hechts  gewonnen 
werden. 

Diese  beiden  Bestimmungen  haben  auch  an  sich  eine  grosse  Be- 
deutung. Die  erstere  (Selbstbewirthschaftung)  bezweckt,  dass  das  Land 
eben  nur  zum  Besten  der  bäuerlichen  Bevölkerung  dienen  soll,  nicht 
aber  um  ein  freies  Einkommen  Leuten  zu  gewähren,  die  den  Boden  nicht 
bestellen.  Um  jedoch  der  Vielgestaltigkeit  der  Lebensbedingungen  zu 
genügen,  liesse  sich  die  Verpachtung  auf  gemessene  Zeit  mit  Genehmigung 
der  Gemeinde  oder  der  höheren  Instanz  empfehlen. 

Die  andere  Bestimmung  (Uebernahme  des  Hofes  zu  einer  ermässigten 
Schätzung)  soll  die  Wirtschaft  des  Erben  sichern.  Erst  wenn  die  TU* 
gung  der  Ablösungsschuld  nahe  bevorstehen  wird  und  gar  wenn  sie  er- 
folgt ist,  erlangt  diese  Frage  eine  Bedeutung.  Die  Auskehrung  des  Kapitals 
dürfte  nicht  beansprucht  werden,  sondern  nur  eine  Verrentung  mit  Raten« 
abzahlungen.  Auch  diese  Frage  löst  sich  hier  leichter  als  beim  freien 
individuellen  Grundbesitzrecht,  denn  die  Benachtheiligung  der  anderen 
Erben  wird  durch  die  der  Gemeinde  obliegende  Pflicht  der  Landerwerbung 
für  die  Landlosen  ersetzt,  wie  andererseits  jene  Bevorzugung  des  einen 
Erben  nur  der  Wirthschaft  zu  Gute  kommen,  nicht  aber  einen  Kapital- 
gewinn für  ihn  bilden  soll.  Ist  ihm  auch  die  Uebergabe  des  Hofes  an 
ein  anderes  Familienglied  zum  Antrittspreis  mit  Zuschlag  des  Werths 
eventueller  Meliorationen  frei  zu  gestatten,  so  ist  ihm  die  Realisirung 
des  Kapitalgewinns  beim  Verkauf  der  Landstelle  dadurch  zu  entziehen, 
dass  die  Differenz  —  entweder  ganz  oder  theilweise  —  der  Gemeinde 
zufällt  für  die  Colonisationskasse. 

Weiterhin  hätte  bei  solchen  Verkäufen  die  Gemeinde  und  wenn  der 
Käufer  ein  Nichtgenosse,  ausser  und  nach  ihr  auch  noch  die  Genossen, 
die  nicht  bereits  das  Maximum  am  bäuerlichem  Grundbesitz  haben,  in 
der  Reihenfolge  der  Grösse  ihres  Grundbesitzes,  beginnend  mit  den  Land- 
losen, das  Vorkaufsrecht  Hierbei  wäre  noch  die  Specialfrage  zu  lösen,  ob 
in  solchen  Fällen  das  Kapital  baar,  wozu  der  andere  Käufer  sich  eventuell 
verpflichtet  hat,  oder  nur  in  Raten  zu  entrichten  wäre.  Das  Vorkaufsrecht 
bietet  zwei  Vortheile:  einerseits  gewährt  es  der  Gemeinde  die  Möglichkeit, 
Missstände  in  der  Vertheilung  des  Grundbesitzes  zu  corrigiren:  so  könnten, 
um  nur  ein  Beispiel  anzuführen,  durch  Niedergang  irgend  eines  Neben- 
gewerbes Kleinbauerstellen  in  eine  prekäre  Lage  kommen,  die  die  Ge- 
meinde durch  Zutheilung  von  Landstücken  aus  dem  durch  Vorkauf  er- 
worbenen Lande,  gegen  die  entsprechende  Zahlung  beseitigen  kann. 
Andererseits  bietet  dieses  Vorkaufsrecht  einen  rationelleren  Schutz  gegen 
das  Eindringen  fremder  Elemente  in  den  Gemeindeverband,  als  das  zur 
Zeit  von  der  StaMsregierung  geplante  Verbot  des  Verkaufs  von  Bauer- 
stellen an  Nicht-Gemeindegenossen,  so  dass  nur  Bauern  (und  nicht  Glieder 
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anderer  Stände,  die  nicht  dem  Bauerstande  zutreten  und  ihre  bisherigen 
„Standesrechte"  aufzugeben  geneigt  sind)  und  solche  Personen,  die  „in 
diesen  Stand"  übergehen,  Bauerland  erwerben  können.1) 

Die  Sicherstellung  gegen  die  Folgen  der  Verschuldung  des  bäuer- 
lichen Hofes  ist  eine  bedeutsame  Forderung  einer  gesunden  Agrarpolitik. 
Bekanntlich  gewährt  das  bestehende  Gesetz,  wenigstens  formaliter,  dem 
Bauern  einen  gewissen  Schutz  bei  Beitreibung  der  Bückstände  an  Steuern 
aller  Art  und  Ablösungszahlungen.  Denn  es  bestimmt,  dass  zur  Deckung 
derselben,  wenn  die  anderen  Beitreibungsmittel  sie  nicht  gedeckt  haben, 
nur  „der  Theil  des  beweglichen  Vermögens  und  der  Gebäude,  welcher 
für  die  Wirtschaft  nicht  noth wendig,  zu  verkaufen  ist."9)  Es  ist  aber 
nicht  im  Gesetz  ausgesprochen,  was  unter  dem  „für  die  Wirthschaft  Not- 
wendigen" zu  verstehen  ist  Ein  Versuch  zur  Entscheidung  dieser  be- 
deutungsvollen Frage  ist  freilich  späterhin  gemacht  Ein  ministerieller 
Befehl  hat  den  Gouvernementsbehörden  für  bäuerliche  Angelegenheiten 
aufgetragen,  gemeinsam  mit  dem  Gouvernementslandamt  und  dem  Diri- 
girenden  des  Cameralhofes  (Gouvernementsfinanzbehörde)  je  nach  den  ört- 
lichen Bedingungen  der  Landwirtschaft  der  Bauern  und  ihrer  Gewerbe 
einen  Entwurf  von  Kegeln  darüber  aufzustellen,  welches  bäuerliche  be- 
wegliche Besitzthum  als  nothwendig  für  die  bäuerliche  Wirthschaft  an- 
zuerkennen ist  und  daher  nicht  zum  Verkauf,  zur  Deckung  von  Steuern, 
Ablösungszahlungen,  Grundpacht  (sei.  der  Domänenbauern)  und  aller 
staatlichen  und  privaten  Schulden  gebracht  werden  darf.  In  den 
letzten  Worten  liegt  ein  erfreulicher  Fortschritt  in  der  Erkenntniss  dessen, 
was  den  Bauern  noth  thut  Aber  dieser  Versuch  blieb  Versuch!  Die 
Frage  ist  nicht  geregelt,  und  nach  wie  vor  ist  den  mit  der  Beitreibung 
von  Schulden,  insbesondere  der  Steuern  und  Ablösungszahlungen  (resp. 
Grundpacht)  betrauten  amtlichen  Personen  die  Entscheidung  darüber  über- 
lassen, was  sie  als  „für  die  Wirthschaft  nothwendig"  erkennen  wollen. 
Wir  haben  an  anderer  Stelle  dargelegt,  wie  rücksichtslos  in  dieser  Be- 
ziehung verfahren  wird,  und  wollen  hier  nur  daran  erinnern,  dass  in 
dem  (nicht  zur  Veröffentlichung  bestimmten  und  auch  nicht  veröffent- 
lichten) Bericht  der  Finanzcommission  zur  Ermässigung  der  Ablösungs- 
zahlungen, der  zwangsweise  Verkauf  des  notwendigsten  Besitzthums  des 
Bauern  zur  Deckung  von  Rückständen  in  erster  Linie  als  eine  wesent- 
liche Ursache  des  Niederganges  der  bäuerlichen  Wirthschaft  bezeichnet 
ward.8)    Und  das  ist  erklärlich.    Wenn  auch  vielfach  durch  nachlässige 

M  Wir  bemerken  noch,  dass  in  den  baltischen  Provinzen  der  Kleingrundbesitz 
ohne  jede  „standische"  Beschrankung  gewahrt  wird. 

»)  Art.  188,  Punkt  5  des  „Allgemeinen  Gesetzes4'  vom  19.  Februar  1861,  Art. 
127,  Punkt  5  des  „Gesetzes  über  die  Ablösung". 

*)  Theil  II,  Hälfte  I  dieses  Werkes,  pag.  251—252. 
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Wirthschaft,  Trunksucht  etc.,  so  doch  zumeist  durch  die  leider  nicht 
selten  auftretenden  Missernten,  Viehseuchen,  auch  durch  die  Krankheit 
des  vielleicht  einzigen  Arbeiters  im  Bauerhof  entstehen  die  ersten  Rück- 
stände. Der  Verkauf  des  zur  Wirthschaft  unbedingt  erforderlichen  Viehs, 
Ackergeräthes  etc.  deckt  zumeist  einerseits  nicht  die  alten  Rückstände; 
denn  zumal  in  Fällen  allgemeiner  Galamität  finden  sich  keine  zahlungs- 
fähigen Käufer  zum  öffentlichen  Ausbot,  und  Speculanten,  wohlhabende 
Bauern  erstehen  die  Gegenstände  zu  Schleuderpreisen,  andererseits  ist 
der  Wirthschaftsbetrieb  auf  Jahre  hinaus  gestört,  und  der  Fiscus  erleidet 
steigende  Ausfälle.  Das  anzuschaffende  Vieh  und  Ackergeräthe  müssen 
zu  doppelten  und  noch  höheren  Preisen,  als  der  Zwangsverkauf  erzielt 
hat,  erst  wieder  (auf  Credit!)  angeschafft  werden! 

Es  ist  also  eine  dringende  Forderung,  dass  jener  Versuch  der  Re- 
gierung zur  Regelung  dieser  Frage  in  vollem  Maasse  zur  Durchführung 
gelangt.  Nur  beim  Schutz  des  für  die  Wirthschaft  Erforderlichen  vor 
allen  Folgen  der  Verschuldung  ist  eine  ökonomische  Kräftigung  des 
Bauerstandes  möglich.  Sie  ist  auch  im  staatlichen  und  allgemein  volks- 
wirtschaftlichem Interesse  geboten.  Welche  Unsummen  sind  nicht  von 
Seiten  des  Staates,  der  Landschaften,  der  freien  Wohlthätigkeit  zur  Unter- 
stützung der  hungernden  Bauern  und  ihrer  zerstörten  Wirthschaft  dahin- 
gegeben,  ohne  den  bezweckten  Erfolg  erreicht  zu  haben!  Erst  ist  durch 
eine  falsche  Verwaltungspolitik  die  Basis  der  bäuerlichen  Wirthschaft 
zerstört,  und  dann  sucht  man,  wie  gross  auch  die  verwendeten  Summen 
sein  mögen,  durch  Palliativmittel  zu  helfen. 

Zur  Lösung  dieser  Frage,  die  in  der  Literatur  bis  in  die  letzten 
Jahre  eigentlich  nur  beiläufig  (so  z.  B.  bei  Behandlung  der  solidarischen 
Haft  der  Gemeinde)  behandelt  ward1),  bedarf  es  nicht  erst  der  Ausfindig- 
machung  eines  vollständig  neuen  Princips,  sondern  nur  —  im  weiteren 
Ausbau  des  im  bestehenden  Recht  bereits  zur  Anerkennung  gelangten 
Princips  —  der  Anlehnung  an  die  in  anderen  Ländern  bereits  bestehen- 
den Bestimmungen,  die  sich  als  zweckentsprechend  erwiesen  haben. 

In  den  letzten  Jahren  ist  nun  seit  dem  Bekanntwerden  der  Home- 
stead-Exemtion-law  in  den  Vereinigten  Staaten,  der  analogen  Gesetze  in 
Canada,  Indien,  Serbien  etc.  namentlich  durch  die  werthvollen  Schriften 
Dr.  Rudolf  Meyer's,  für  die  Einführung  solcher  Gesetze  lebhaft  gesprochen 
und  geschrieben  und  die  überschwenglichsten  Hoffnungen  auf  die  Wirkung 


2)  So  geht  z.  B.  Fürst  Wassiltschikow  in  seinem  letzten  Werk:  Cenctü  6un> 
h  cex&cxoe  xosjiftcTBo  bi  Poetin",  St.  Petersburg  1881,  bei  der  systematischen  Be- 
handlung der  einschlägigen  Fragen  nur  von  dem  Gesichtspunkt  aus,  wie  den  in  Ver- 
fall gerathenen  bäuerlichen  Wirthschaften  durch  Creditgewährung  zu  helfen  sei,  ohne 
auf  die  wesentiiehe  Ursache  des  Verfalls  einzugehen  und  hier  den  Hebel  anzusetzen, 
so  insbesondere  pag.  56—73. 
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derselben  gesetzt  worden.  Eine  critische  Betrachtung  der  gegebenen  Ver- 
hältnisse führt  aber  zu  dem  Schluss,  dass  eine  einfache  Uebertragung  jener 
Gesetze  auf  die  russische  bäuerliche  Bevölkerung  vielleicht  mehr  Schaden 
als  Nutzen  bringen  würde.  Die  niedrige  Stufe  der  geistig-sittlichen  Ent- 
wicklung und  der  geringe  Standard  of  life  der  russischen  Bauern  würde 
zu  Wege  bringen,  dass  eine  so  weitgehende  Exemtion,  wie  sie  in  den 
nordamerikanischen  Gesetzen  geboten  wird,  Indolenz  und  Faulheit  för- 
dern würde.  Dazu  kommt,  dass  der  bäuerliche  Grundbesitz  zumeist  gar 
nicht  so  gross  ist,  als  dass  sein  Ertrag  bei  der  jetzigen  Bewirthschaftung, 
von  welcher  Basis  auszugehen  ist,  den  Jahresbedarf  der  Familie  deckt. 

Zweckentsprechend  wäre  es  daher,  die  Vergünstigung  der  Exemtion 
von  den  Folgen  der  Schulden  auf  die  erforderlichen  Productionsmittel 
zu  beschränken:  das  erforderliche  todteund  lebende  Wirthschaftsinventar, 
das  erforderliche  Hausger äth,  Bekleidungsstücke,  Lebensmittel  für  eine 
gewisse  kurze  Zeit  Das  erforderliche  Saatquantum  soll  als  zur  Produc- 
tion  erforderlich  freilich  dem  Gläubiger,  auch  dem  Fiscus,  entzogen,  aber 
Vorsorge  seitens  der  Gemeinde  getroffen  werden,  dass  es  nur  zu  diesem 
Zweck  verwandt  werde.  Diese  Vergünstigung  wird  der  Wirthschaft,  nicht 
immer  der  Person  zu  Gute  kommen:  d.  h.  sie  wird  die  Erhaltung  der 
Wirthschaft  fördern,  nicht  aber  dem  nachlässigen  und  indolenten  Wirth 
einen  Ruhekissen  gewähren.  Der  Missbrauch  wird  beseitigt  durch  das  auch 
jetzt  von  der  Gemeinde  geübte  Hecht,  den  notorisch  nachlässigen  Haus- 
wirth  zu  entsetzen  und  die  Wirthschaft  einem  anderen  Familiengliede  zu 
übertragen.  Vor  diesem  äussersten  Schritt  Hesse  sich  noch  eine  vormund- 
schaftliche Aufsicht  und  Gontrole,  von  der  Gemeinde  eingesetzt,  empfehlen. 

Was  die  Rechte  und  Pflichten  der  Gemeinde  über  das  Gemeindeland 
anbetrifft,  so  haben  wir  einige  bereits  erläutert  Ihr  müssen  aber  noch 
andere  vorbehalten  bleiben,  resp.  zugesprochen  werden.  Die  Verfügung 
über  das  Gemeindeland  verbleibt  ihr  bis  zu  der  Grenze  der  Unverkürz- 
barkeit  der  proportionalen  Antheilsrechte  der  Genossen,  d.  h.  sie  kann 
Neuverloosungen  in  dem  technischen,  von  uns  gebrauchten  Sinne  vor- 
nehmen. 

Auf  die  Organisation  des  Gredits  für  Productivzwecke  mit  Haftung 
der  Gemeinde  können  wir  an  dieser  Stelle  nicht  eingehen,  diese  viel- 
besprochene Frage  beansprucht  eine  gesonderte  Behandlung.  Wie  die 
Organisation  des  Credits  auch  geplant  werden  mag,  sie  wird  sich  orga- 
nisch in  das  neue  Gemeindebesitzrecht  einfügen  lassen.  (Verbot  des  Ver- 
schuldung des  Grundbesitzes  ausserhalb  des  Gemeindecredits.) 

Die  bedeutungsvollste  neue  Aufgabe  der  Gemeinde  ist  die  Erwerbung 
von  Land  für  die  durch  das  neue  Recht  landlos  werdenden  heranwach- 
senden Gemeindegenossen,  soweit  diese  es  beanspruchen,  d.  h.  soweit  sie 
es  nicht  vorziehen,  als  Handwerker  etc.  in  der  Gemeinde  zu  bleiben, 
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wobei  sie  eine  Hofstelle  mit  Gartenland  erwerben  oder  von  der  Gemeinde 
zugemessen  erhalten,  oder  überhaupt  ausscheiden  und  einen  anderen 
Beruf  ergreifen.  Der  Gemeinde  liegt  also  ob,  eine  Colonisations- 
kasse  zu  gründen.  Da  mit  gemeinsamen,  grösseren  Kräften  die  Grün- 
dung und  Erhaltung  der  Kasse  leichter,  die  Wirksamkeit  derselben 
grösser  ist,  so  wäre  die  Vereinigung  mehrerer  Gemeinden  zu  diesem 
Zweck  praktisch:  etwa  die  Wolost  oder  ein  noch  grösserer  Verband  bis 
zum  Kreise,  die  Verwaltung  unter  obrigkeitlicher  Mit  Verwaltung,  min- 
destens Controle.  Die  ordentlichen  Einnahmen  wären  die  regelmässigen 
jährlichen  Beiträge  der  Hauswirthe,  die  ausserordentlichen:  Einnahmen 
bei  Verkäufen  von  Landstellen,  wie  oben  bezeichnet,  aus  der  Wieder- 
vergebung von  erblos  der  Gemeinde  zugefallenen  Landstellen  und  andere 
sich  etwa  ergebende  Einnahmen. 

Die  vom  Colonisationsverband  der  Gemeinden  aufzubringenden  Mittel 
wären  keine  sehr  grossen,  also  auch  nicht  drückend,  und  um  so  weniger 
würden  die  Bauern  den  Druck  empfinden,  als  sie  die  Wohlthat  der  Be- 
lassung im  alten  Besitz  gemessen  und  dessen  sicher  sind,  dass  für  ihre 
Kinder  gesorgt  wird  —  die  Zahlungen  tragen  den  Charakter  von  Erspar- 
nissen für  die  Kinder. 

Die  aufzubringenden  Mittel  wären  gering,  da  einerseits  auf  die  Hülfe 
der  Baueragrarbank  gerechnet  werden  muss  und  andererseits  gehofft 
werden  kann,  dass  endlich  die  Staatsregierung  den  eng-fiscalischen  Ge- 
sichtspunkt bei  der  Vergebung  freier  Ländereien  an  Bauern  zur  An- 
siedelung verlassen  und  vom  staatspolitischen  Gesichtspunkte  aus  die 
unermeßlichen,  überaus  fruchtbaren  freien  Ländereien,  die  viele  Millionen 
Dessätinen  umfassen,  der  Besiedelung  überlassen  wird.  Ein  glänzendes 
Beispiel  einer  solchen  segensreichen  Agrarpolitik  sehen  wir  in  den  Ver- 
einigten Staaten  Nordamerikas.  Ein  bedeutender  Theil  des  grossartigen 
Aufschwungs  des  wirtschaftlichen  Lebens  und  Wohlstandes  dieses  Landes 
ist  der  Arbeit  der  Farmer  zuzuschreiben.  Zu  den  billigsten  Preisen  in 
den  Besitz  ihrer  Heimstätten  gelangt,  haben  sie  auch  vom  eng-fiscalischen 
Gesichtspunkte  aus  dem  Staat  enormen  VortheU  gebracht 

Für  unsere  Staatsregierung  darf  es  sich  insbesondere  nicht  darum 
handeln,  aus  jenen  freien  Staatsländereien  durch  hohe  Pacht  oder  durch 
hohen  Verkaufspreis  möglichst  viel  directe  Einnahmen  zu  erzielen;  für 
Russland  besteht  noch  ein  besonderer,  für  die  Vereinigten  Staaten  nicht 
vorhandener  Grund,  das  Land  billig  zu  vergeben.  Während  die  Besiede- 
lung der  nordamerikanischen  Staatsländereien  vornehmlich  von  Einwan- 
derern aus  fremden  Staaten  erfolgt,  für  deren  Wohlergehen  Nordamerika 
keine  Veranlassung  hat  zu  sorgen,  wird  in  Russland  eine  rationell  ein- 
gerichtete Golonisation,  in  Anlehnung  an  das  vorgeschlagene  Gemeinde- 
besitzrecht (Colonisationsverband)  nicht  allein  den  neuen  Ansiedlern,  die 
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ja  russische  Staatsangehörige  sind,  zu  Gute  kommen,  sondern  auch  den 
in  der  Heimath  Verbleibenden,  die  jetzt  eine  geordnete  und  gegen  jede 
Kürzung  gesicherte  Wirthschaft  führen  könnten:  sie  würde  die  partielle 
Uebervölkerung,  die  dem  jetzigen  Gemeindebesitzrecht  zu  danken  ist 
und  unter  der  die  ländliche  Bevölkerung  leidet,  beseitigen.  Endlich  ist 
in  Betracht  zu  ziehen,  dass  es  sich  um  Ländereien  handelt,  die  seit  Jahr- 
hunderten im  Besitz  des  Staates  sich  befinden,  ohne  irgend  welch  einen 
Vortheil,  weder  in  social-ökonomischer  noch  fiscalischer  Beziehung,  dem 
Staat  gebracht  zu  haben  und  noch  heute  zu  bringen.  Demnach  würde 
die  Vergebung  und  Besiedelung  dieser  Ländereien  zu  den  niedrigsten 
Preisen  mit  Freijahren,  resp.  mit  allmälicher  Tilgung  (bei  Eigenthums» 
erwerbung)  direct  und  indirect  mehr  Vortheil  bringen  als  das  Beharren 
bei  der  gegenwärtigen  Politik. 

Die  Obliegenheit  der  Gemeinde,  resp.  des  Colonisationsverbandes 
bestände,  soweit  es  sich  um  die  Besiedelung  freier  Staatsländereien  han- 
delt, die  gegen  Grundpacht  oder  gegen  langjährige  Tilgung  der  Schuld 
und  mit  Freijahren  vergeben  werden,  nur  in  der  Beschaffung  der  Mittel 
zur  Auswanderung  und  der  ersten  Ansässigmachung  (Minimum  an  In- 
ventar, eventuell  die  Subsistenzmittel  für  einige  Monate).  Handelt  es  sich 
um  Land,  das  mit  Hülfe  der  Baueragrarbank  erworben  ist,  so  träten  noch 
weitere  Zahlungen  hinzu  (Entrichtung  der  Differenz  zwischen  dem  Kauf- 
preis und  dem  gewährten  Darlehn,  eventuell  die  Bezahlung  der  Zinsen 
für  das  Darlehn  im  ersten  Jahr  oder  gar  noch  Betheiligung  an  dieser 
Zahlung  während  mehrerer  Jahre). 

Die  den  Aussiedlern  gebotenen  Mittel  sollen  ihnen  aber  nicht 
geschenkt  werden  aus  Gründen,  die  nicht  erst  auseinanderzusetzen  sind, 
jedoch  mit  Ausnahmen,  die  sich  aus  der  Natur  der  Sache  ergeben:  so 
dürften  nicht  erhoben  werden  die  Kosten  der  Auswanderung,  die  Wege- 
gelder. Fraglich  wäre,  ob  die  ersten  Besiedelungskosten  oder  wenigstens 
ein  Theil  derselben  wiederzuerstatten  wären. 

Der  Fiscus  soll  im  Allgemeinen  nicht  um  Unterstützung  angegangen 
werden.  Ausser  der  allgemeinen  Erleichterung  der  Uebersiedelung,  für 
welche  gewisse  Vorkehrungen  zu  treffen  wären  (Unterbringung  auf  der 
Reise  etc.),  der  Ermässigung  der  Eisenbahn-  und  Dampfschiffpreise,  wie 
sie  jetzt  nicht  allein  für  Militärtransporte,  sondern  auch  für  Arbeiter, 
die  in  grösserer  Masse  reisen,  vielfach  üblich  ist,  der  Gewährung  von 
Steuerfreiheit  (Grundsteuer,  auch  der  landschaftlichen)  —  ausser  der- 
artigen Vergünstigungen  hätte  eine  pecuniäre  Hülfeleistung  des  Staates 
nur  in  Ausnahmefällen  einzutreten,  d.  i.  wo  die  Gemeinde  sich  in  einer 
schwierigen  Lage  befindet  Zu  diesen  Ausnahmefällen  würden  wol  die 
meisten  Gemeinden  zu  rechnen  sein,  die  auf  dem  Bettelantheil  sitzen 
und  aus  denen  die  Aussiedelung  sich  zumeist  am  dringendsten  erweisen 
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würde.  Einerseits  wären  diese  Gemeinden  im  Grossen  und  Ganzen  nicht 
im  Stande,  auch  nur  geringe  Mittel  zu  jenem  Zweck  aufzubringen,  und 
doch  würde  es  sich  hier  um  eine  im  Verhältniss  zur  Bevölkerung  grössere 
Auswanderung  handeln,  soll  sie  die  Nachbleibenden  oder  nur  einen  Theil 
derselben  zu  wirklichen  Vollbauern  machen,  die  ihre  ganze  Arbeitskraft 
auf  die  eigene  Landstelle  verwenden  können.  Andererseits  wäre  es 
unbillig  und  den  Intentionen  einer  weisen  Politik  nicht  entsprechend, 
auch  noch  weiterhin  die  Bauern  die  Folgen  der  Unbesonnenheit  tragen 
zu  lassen,  die  sie  im  ersten  Taumel  der  Freiheit  veranlasst  hat,  auf  den 
ihnen  zustehenden  Landantheil  bis  auf  den  entgeltlosen  Bettellandantheil, 
<L  i.  V*  des  ihnen  eventuell  zustehenden  Maximums,  zu  verzichten,  für 
welche  Unbesonnenheit  sie  bereits  ein  viertel  Jahrhundert  büssen. 

Die  pecuniäre  Unterstützung  des  Staates  Hesse  sich  etwa  derart 
organisch  in  das  ganze  System  fügen,  dass  solche  Gemeinden  mit  den 
benachbarten,  auch  wenn  diese  über  mehr  Land  verfügen,  einen  Coloni- 
sationsverband  bilden  und  der  Staat  je  nach  Verhältniss  der  Bauern  mit 
dem  Bettelantheil  wie  auch  derjenigen,  deren  ökonomische  Lage  besonders 
schlimm  ist,  zu  den  anderen,  zum  Colonisationsverband  gehörigen  Bauern 
Beisteuer  leistet  und  wol  auch  noch  Einiges  mehr,  da  die  Auswanderung 
aus  diesen  Gemeinden  am  grössten  und  am  meisten  zu  fordern  sein  wird 

Die  Bildung  von  Colonisationsverbänden  gewährt  nicht  allein  den 
angegebenen  ökonomischen  Vortheil,  sondern  hat  auch  eine  geistig-sitt- 
liche Bedeutung.  Es  bedarf  nicht  erst  der  Auseinandersetzung,  von  welch 
hohem  ethischen  Werth  es  für  die  neue  Niederlassung  ist,  dass  die  Ge- 
nossen nicht  aus  allen  Enden  des  Reichs  zusammengewürfelt  werden  mit 
verschiedenen  Anschauungen,  Lebensgewohnheiten  etc.,  sondern  alle  aus 
benachbarten  Gemeinden  stammen. 

Die  neu  sich  bildenden  Gemeinden  werden  nun  unter  dasselbe  Grund* 
besitzrecht  gestellt,  kraft  dessen  ihnen  die  Neuansiedelung  erleichtert 
ward,  und  haben  gegen  das  heranwachsende  Geschlecht,  soweit  es  keinen 
hinreichenden  Grundbesitz  im  Gemeindebezirk  erhalten  kann,  und  doch 
Ackerbauer  bleiben  will,  dieselbe  Pflicht,  zu  dessen  Aussiedelung  Hülfe 
zu  leisten.  Naturgemäss  wäre  es,  dass  die  neuen  Gemeinden,  die  in  der 
Nähe  der  Muttergemeinden  gebildet  werden,  zum  Colonisationsverband 
dieser  treten,  wie  auch  die  in  der  Ferne  auf  neuem  Lande  gegründeten 
Gemeinden  mit  benachbarten  zu  einem  solchen  sich  zusammenschliessen. 

Die  Schwierigkeit  liegt,  wie  in  allen  grossen  Neugestaltungen,  in  der 
ersten  Einrichtung.  Aller  Anfang  ist  schwer  und  hier  besonders  noch 
darin,  dass  einerseits  zur  Zeit  noch  keine  Mittel  vorhanden  sind,  die  nur 
allmälich  angesammelt  werden  können,  andererseits  es  sich  zuerst  um 
eine  verhältnissmässig  grosse  Aussiedelung  handelt  und  zwar  um  Aus- 
siedelung  von  Familien,  die  bereits  eine  eigene,  jetzt  aufzulösende  Wirth- 
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schaft  besitzen,  was  nach  dem  neuen  Gemeindebesitzrecht  späterhin  in 
der  Regel  nicht  mehr  eintreten  wird.  Ohne  die  Bedeutung  dieser  Schwie- 
rigkeit zu  unterschätzen,  haben  wir  jedoch  auf  den  Vortheil  hinzuweisen, 
der  den  nachbleibenden  Hauswirthen  in  der  Vergrösserung  ihres  Grund* 
besitzes  zufallt,  für  welchen  sie  auch  eine  grössere  Gegenleistung  bieten 
können  und  gerne  bieten  werden.  Eventuell  könnte  hier  ein  Vorschüsse 
aus  der  Staatskasse  gewährt  werden,  der  die  productivste  Verwendung 
bedeuten  würde. 

Bevor  wir  noch  einen  Blick  auf  die  weitere  Zukunft  werfen,  erst 
eine  allgemeine  Bemerkung.  Wie  auch  in  Zukunft  das  Eigenthums-  und 
Besitzrecht  am  Grund  und  Boden  überhaupt  sich  gestalten  wird,  das 
Eine  scheint  mir  schon  jetzt  keinem  Zweifel  mehr  unterliegen  zu  können, 
dass  die  steigende  freie  Grundrente  nicht  dem  einzelnen  Grundeigen- 
thümer  erhalten  werden,  sondern  der  Gesammtheit  zufallen  wird,  durch 
die  sie  im  letzten  Grunde  entsteht  Wir  haben  diesen  Gedanken  an 
dieser  Stelle  nicht  auszuführen,  verwerthen  ihn  aber  für  das  neue  bäuer- 
liche Grundbesitzrecht,  in  welchem  er  ohne  Weiteres  Verwirklichung  er- 
fahren kann  und  nach  meiner  Ueberzeugung  erfahren  muss.  Die  auf  dem 
„Bauerland"  sich  bildende  freie  Grundrente  (kurz  formulirt:  Beinertrag 
nach  Abzug,  resp.  Berechnung  der  Ablösungsschuld,  etwaiger  Meliorationen, 
der  Steuern,  eventuell  noch  eines  Betrages:  derzeitiger  Mehrwerth  über 
jenes  Schuldkapital)  soll  nicht  den  einzelnen  Bauern  zufallen,  sondern 
zum  Besten  aller  Gemeindeglieder  und  ihrer  Nachkommen  verwandt 
werden,  und  zwar  nicht  allein  soweit  sie  dem  Ackerbau  treu  bleiben, 
sondern  auch  wenn  sie  sich  anderen  Erwerbszweigen  zuwenden,  um 
ihnen  die  Möglichkeit  zur  Gewinnung  ihres  Unterhalts  und  einer  social- 
ökonomischen  Selbständigkeit  zu  bieten.  Wie  dieses  Problem  zu  lösen 
sei,  ist  eine  Frage  der  Zukunft,  zu  welcher  heute  kaum  die  ersten  Bau- 
steine vorhanden  sind.  Das  zur  Zeit  Nächstliegende  wäre  die  Verwen- 
dung dieser  „freien"  Mittel  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  für  technische 
und  andere  höhere  Ausbildung  nebst  Unterhalt  der  Lernenden,  auch  für 
Errichtung  von  Werkstätten,  eventuell  genossenschaftlicher  Betriebe, 
Unterstützung  der  Hausindustrie  etc.  Jedenfalls  die  Perspective  einer 
grossen  Zukunft,  auf  die  wir  nicht  einzugehen  haben. 

Die  Ergebnisse  einer  Reform  des  Gemeindebesitzrechts  nach  den 
dargelegten  Grundsätzen  sind  derart,  dass  sie  einerseits  die  Schäden  des 
usuellen  Gemeindebesitzes,  andererseits  die  mit  dem  freien  individuellen 
Grundbesitz  verbundenen  Gefahren  zu  beseitigen  geeignet  ist 

Die  Beseitigung  des  Rechts  auf  Land  in  der  bisher  üblichen  Ge- 
staltung seiner  Verwirklichung,  d.  h.  durch  Entziehung  von  Land  solchen 
Familien,  deren  Familienbestand  abgenommen  hat  und  bei  Zunahme  der 
Seelen  im  Allgemeinen  seit  der  letzten   allgemeinen  Umtheilung  un- 
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verändert  geblieben  ist  und  gar  etwas  zugenommen  hat,  die  Beseitigung 
dieses  Rechts  in  dieser  Form,  sagen  wir,  wahrt  den  bestehenden  Wirth- 
schaftebetrieb,  da  dieser  von  nun  ab  keine  Störung  durch  zwangsweise 
Kürzung  des  Landes  erfährt. 

Aus  dieser  neuen  Sachlage  ergeben  sich  sehr  bedeutungsvolle  Con- 
sequenzen:  allgemeine  und  auch  partielle  (Ab-  und  Aufwälzung)  Umthei- 
lungen  gerathen  in  Wegfall,  da  die  Veranlassung  zu  ihrer  Vornahme 
(d.  i.  Recht  auf  Land  und  Pflicht  zur  Uebernahme  von  Land)  nicht  mehr 
vorliegt.  Es  bleiben  nur  Neuverloosungen,  die  als  regelmässige  Er- 
scheinung nur  bei  primitiver  Bewirthschaftung  (und  soweit  diese  sich 
erhält)  unter  gewissen  natürlichen  Vorausetzungen  des  Bodens,  wie  bei  der 
wilden  Feldgraswirthschaft  und,  als  nicht  regelmässig  wiederkehrende 
Erscheinung,  nach  langen  Zwischenräumen  dort  eintreten  kann,  wo  der 
Verkehr  mit  Landparcellen  in  der  Gemeinde  in  grossem  Maasse  statt- 
gefunden hat  und  die  Neuverloosung  eine  Arrondirung  zersplitterter 
Landfetzen  zu  Wege  bringt,  und  in  den  skizzirten  anderen  Fällen. 
Ein  Wechsel  der  Besitzstellen  liegt  also  nicht  im  Wesen  der  neuen 
Grundbesitzordnung,  sondern  letztere  gewährt  nur  die  Möglichkeit  hiezu 
zum  Zwecke  der  Erhaltung  gewisser  primitiver  Wirthschaftssysteme  in 
gewissen  Landstrichen,  sowie  —  und  das  ist  von  besonderer,  bleibender 
Bedeutung  für  jede  Gemeinde,  welche  unter  diesem  Grundbesitzrecht 
steht  —  zur  Beseitigung  gewisser  Missstände,  wie  sie  sich  naturgemäss 
bei  der  in  den  bezeichneten  Grenzen  freien  Mobilität  des  Grundbesitzes 
bilden  (zu  grosse  Gemenglage  der  Grundstücke)  und  endlich  bei  gebotener 
Veranlassung  einer  Veränderung  des  Verhältnisses  der  Hauptlandarten 
zu  einander  (Verringerung  und  Beseitigung  der  ewigen  Weide,  Ver- 
ringerung, resp.  Erweiterung  der  Wiesen  zu  Gunsten,  resp.  Ungunsten 
des  Feldlandes,  Veränderung  in  der  Waldfläche  etc.). 

Gerathen  nun  allgemeine  Umtheilungen  (in  dem  von  uns  gebrauchten 
technischen  Sinne  des  Wortes)  in  Wegfall,  so  ergeben  sich  mehrere  frucht- 
bare Consequenzen.  Vorerst  die  Möglichkeit  der  Herstellung  grösserer 
Gewanne  nach  dem  von  uns  gekennzeichneten  System  der  Schätzungs- 
theilung  (Ersetzung  der  geringeren  Qualität  durch  Quantität),  die  je  nach 
Lage  der  localen  Bedingungen  zur  vollen  Arrondirung  gebracht  werden 
kann,  denn  im  Besitzstand  der  Höfe  treten  nicht  mehr  die  aus  dem 
Recht  auf  Land  sich  ergebenden  und  durch  allgemeine  Umtheilungen 
verwirklichten  Veränderungen  ein.  Eine  weitere  Consequenz  ist  die 
Erleichterung  der  zu  erstrebenden  Aussiedelung  aus  grossen  Dörfern 
und  aus  denjenigen,  deren  Land  in  ungeeigneter  Form  (langgestreckt 
und  schmal)  zugemessen  ist.  Ein  wesentliches  Moment,  das  solche  Aus- 
siedelungen bisher  erschwert  hat,  ist  das  gleiche  Recht  Aller  auf  gleich- 
gut gestelltes  Land,  ein  Jeder,  der  aus  dem  Dorfe  aussiedelt,  bringt  ein 
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Opfer  zu  Gunsten  der  Anderen.  Anders  beim  neuen  Recht  Der  Bauer 
mit  vergrößerter  Familie  hat  keinerlei  Aussicht,  jemals  seinen  Grund- 
besitz erweitert  zu  sehen.  In  dieser  Zwangslage  wird  er  eher  sich  bereit 
finden  zur  Aussiedelung  auf  einen  entfernteren  Theil  der  Mark,  wo  die 
Gemeinde  ohne  Schädigung  der  anderen  Genossen  mehr  Land,  das  wegen 
der  Entfernung  nur  schwach  bestellt  oder  gar  verpachtet  ward,  gewähren 
kann  und  den  Yortheil  der  Erweiterung  des  nahe  belegenen  Grund- 
besitzes der  anderen  Bauern  geniesst 

Weiter:  die  Vergrößerung  der  Gewannen  verbreitert  die  Land- 
streifen. Ist  die  Schätzungstheilung  in  grossem  Maassstabe  durchgeführt, 
so  kann  und  wird,  wenn  die  sonstigen  wirthschaftlichen  Verhältnisse  es 
gestatten  und  verlangen,  der  Flurzwang  beseitigt  werden. 

Hiermit  erscheinen  alle  möglichen  Schäden  des  Gemeindebesitzes 
und  auch  einige  des  freien  individuellen  Grundbesitzes  beseitigt 

Es  ergeben  sich  aus  dem  neuen  Grundbesitzrecht  aber  auch  noch 
bedeutungsvolle  Vorzüge,  die  dem  freien  individuellen  abgehen.  So  die 
Leichtigkeit  (durch  Gemeindebeschluss),  die  im  Laufe  der  Zeiten  entstehende 
zu  grosse  Gemenglage  der  Grundstücke  durch  eine  Neuverloosung  zu 
beseitigen,  während  beim  individuellen  Grundbesitzrecht  die  Zustimmung 
Aller  erforderlich  ist;  gemeinsame  Unternehmungen:  Canalbauten,  Drainage, 
selbst  genossenschaftlicher  Betrieb  können  mit  Gemeindebeschluss  durch- 
geführt werden. 

Der  grössere  Inhalt  des  Gemeindelebens,  die  hierdurch  bedingte 
grössere  Kraft  der  Gemeinde,  sowie  die  Gewöhnung  an  gemeinsame 
Unternehmungen,  wie  sie  auch  heute  schon  beobachtet  werden,  lassen  es 
bei  weiterer  Entwicklung  des  ökonomischen  Lebens  weit  leichter  er- 
scheinen, dass  bei  diesem  Gemeindebesitzrecht  als  beim  individuellen 
landwirtschaftliche  Maschinen  gemeinschaftlich  angeschafft  und  andere 
gemeinsame  Aufgaben  (Anschaffung  von  Zuchtvieh,  Bau  von  Mühlen, 
Errichtung  von  Käsereien  etc.  etc.)  unternommen  werden.  Es  können 
somit  hier  weit  leichter  als  beim  individuellen  Grundbesitzrecht  alle 
Vortheile  des  Grossbetriebes  mit  denen  des  Kleinbetriebes  verbunden  und 
verschmolzen  werden. 

Ich  habe  mir  nicht  die  Aufgabe  gestellt,  ein  vollständiges  Agrar- 
recht auszuarbeiten,  das  werden  Andere  weit  besser  zu  Stande  bringen. 
Auch  gehe  ich  nicht  auf  die  Frage  ein,  wem  das  Eigentumsrecht  an 
dem  so  geschützten,  in  der  Verfügung  beschränkten  und  belasteten  Bauer- 
land zusteht  (ob  beschränktes  persönliches,  ob  Gemeinde-  oder  Staats- 
Eigenthum  etc.).  Das  hat  nur  formal-juristisches  Interesse,  für  uns  han- 
delt es  sich  an  dieser  Stelle  nur  um  den  Inhalt  der  Befugnisse  und  der 
Verpflichtungen  der  Gemeindegenossen  und  der  Gemeinde,  wie  endlich 
der  Gesammtheit,  d.  i.  des  Staats  in  Betreff  des  „Bauerlandes/'  Es  lag  mir 
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hier  nur  ob,  die  sich  aus  jenen  Grundprincipien  ergebenden  Grundsätze 
zu  bezeichnen  und  mit  einigen  Erläuterungen  zu  versehen.  Ebensowenig 
kann  ich  auf  die  Organisation  und  den  Competenzenkreis  der  öffentlichen 
Organe  in  Betreff  des  „Bauerlandes",  seiner  Vertheilung,  der  Erfüllung 
der  der  Gemeinde  obliegenden  markgenossenschaftlichen  Verpflichtungen 
eingehen.  Jedoch  mögen  einige  Bemerkungen  hier  einen  Platz  finden. 
Nur  die  allgemeinen  Grundlagen  dürften  durch  ein  allgemeines  Gesetz 
festgesetzt  werden,  speciellere  Normen  aber  durch  besondere  Organe  für 
ein  Gouvernement,  sodann  eventuell  für  den  Kreis  und  endlich  gar  durch 
Localstatuten  für  jede  Gemeinde  oder  Wolost  oder  Colonisationsverband, 
während  einem  allgemeinen  Reichsorgan  die  Oberaufsicht  und  Oberleitung 
obzuliegen  hätte.  Diese  Organe  hätten  einen  administrativ-judiciaren  Cha- 
rakter, um  Streitfragen  im  Grundbesitzrecht,  soweit  sie  seinen  öffentlich- 
rechtlichen Charakter  betreffen,  zu  schlichten,  vornehmlich  —  zumal  in 
der  ersten  Zeit  —  zum  Schutz  der  den  Individuen  gewährten  Rechte 
gegen  Uebergriffe  der  Gemeinde. 

Die  angegebenen  Grundsätze  der  Reform  —  mögen  sie  in  der  von 
mir  beantragten  oder  in  einer  anderen  Specialisirung  Verwirklichung 
finden  —  sind  dazu  angethan,  den  drohenden  Zerfall  des  Gemeinde- 
besitzes zu  verhindern,  die  dargelegten  ökonomischen  Hindernisse  zu 
beseitigen  und  die  Basis  einer  gedeihlichen  ökonomischen,  wie  socialen 
Entfaltung  der  bäuerlichen  Bevölkerung  zu  bieten. 

Ob  und  wie  weit  dieses  Ziel  erreicht  wird,  hängt  von  einer  Reihe 
anderer  Factore  —  dem  Leser  sind  sie  bekannt  — ,  vor  Allem  aber 
von  der  geistig-sittlichen  Entwickelung  des  gesammten  Volkes  ab, 
dem  Anfang  und  dem  Ende  jeglicher  Socialpolitik. 


^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^+ 


Nachtrag. 


Nach  Abschlnss  des  n.  Theiles  dieses  Werkes  sind  noch  mehrere  Bände 
der  landschaftlichen  Statistik  (mit  den  unten  angegebenen  Ausnahmen  unter 
dem  gleichen  Titel:  CtiopHHKB  CTaTHCTH^ecEHxx  CBiflimft  no  . . .  rytiepmH) 
und  einige  andere  Schriften  erschienen,  die  weiteres  Material  über  die  Ge- 
staltung des  Gemeindebesitzes  bieten.  Die  Ausbeute  bietet  wenig  Neues  und 
zwar  um  so  weniger,  als  mehrere  Bände  der  landschaftlichen  Statistik  theils 
überhaupt  nicht  di?  Grundbesitzordnung,  theils  nur  einige  Fragen  derselben 
behandeln,  vervollständigt  und  bestätigt  aber  die  im  obigen  Bande  gewon- 
nenen Resultate. 

Es  sind  erschienen  an  Fortsetzungen:  in  Betreff  'des  Gouv.  Tambow: 
Bd.  VI  (Kreis  Schazk),  1884,  Bd.  VII  (Kr.  Jelatma),  1884,  Bd.  VEEI  (Kr. 
Lipezk),  1885,  Bd.  IX  (Kr.  üsman),  1885,  Bd.  X  (Kr.  Kirssanow),  1886,  in 
Betreff  des  Gouv.  Kursk:  Bd.  III  (Kr.  Dmitrijew),  1884,  Bd.  IV  (Kr.  Ssudsha), 

1884,  B(L  V  (Kr.  Fatesh),  1884,  Bd.  VI  (Kr.  Rülsk),  1884,  Bd.  VII  (Kr. 
Pultiwl),   1884,  Bd.  VIII  (Kr.  Schtschigrj),  1885,  Bd.  IX  (Kr.  Graiworon), 

1885,  Bd.  X  (Kr.  Belgorod),  1885,  die  Landschaft  des  Kr.  Obojan  hat,  ohne 
die  bezüglichen  Arbeiten  des  Gouvermentslaudschaftlichen  statistischen  Bureaus 
abzuwarten,  mit  eigenen  Mitteln  und  Kräften  die  statistischen  Erhebungen  in 
Betreff  ihres  Kreises  ausgeführt,  den  bezüglichen  Band  (1884,  bearbeitet  von 
P.  Batschkow  und  A.  Timofejew)  nennen  wir  (in  dem  vorliegenden  Werke) 
„Statistik  des  Kr.  Obojan",  in  Betreff  des  Gouv.  Kasan:  Bd.  II,  Lieferung  III 
(Kr.  Skopin),  1882,  Bd.  III,  Lieferung  I  (Kr.  Saraisk),  1884 *),  in  Betreff  des 
Gouv.  St  Petersburg  (bearbeitet  von  Jushakow  unter  demselben  Titel  wie 
Bd.  1,  siehe  pag.  V  der  II.  Hälfte  des  IL  Theiles  meines  Werkes):  Bd.  II 
(Kr.  Schlüsselburg),  Bd.  III  (Kr.  Jamburg),  1885,  Bd.  IV  (Kr.  Gdow),  1886, 
(bearbeitet  von  N.  Drosdow),  nach  Abschluss  des  Manuscripts  erschienen, 
Bd.  V  (Tabellenwerk  für  den  Kr.  Zarskoje-Sselo). 

Nachstehende  Landschaften  haben  mit  den  bezüglichen  Publicationen 
begonnen:  Gouv.  Ssaratow,  bearbeitet  von  L.  Litschkow  und  Anderen,  Bd.  I 
(Kr.  Ssaratow),  1883,  nachdem  vorher  eine  Lieferung  über  5  Woloste  ver- 
öffentlicht waren  (pag.  V  der  IL  Hälfte  des  IL  Theiles  meines  Werkes),  Bd.  II 
(Kr.  Zarizün),  Bd.  III  (bäuerliches  Gewerbe  und  Anderes  in  den  Kr.  Ssara- 
tow und  Zarizün),  Bd.  IV  (Kr.  Petrowsk,  auch  Einiges  über  Kr.  Atkarsk), 

])  Beide  Bände  enthalten  nur  das  Tabellenwerk,  siehe  aber  B.  TpHropteBi:  Ora- 
TBCTHKa  aeiuiex&MecKaro  xoaaftcTBa  im  JOpHxircecKift  BtcTBBSi,  1885,  Nr.  8,  pag. 
729-748,  Nr.  9,  pag.  133-151. 
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Gouv.  Ssamara,  bearbeitet  von  J.  Krasnoperow,  der  I.  Band  unter  Redac- 
tion  von  W.  Orlow:  Bd.  I  (Er.  Ssamara),  1883,  Bd.  II  (Er.  Stawropol),  1884, 
Bd.  III  (Er.  Busuluk),  1885,  Gouv.  Woronesh,  bearbeitet  von  F.  Schtscher- 
bin:   Bd.  I  (Er.  Woronesh),   1884,  Bd.  II,  Lieferung  I  (Er.  OstrogoshskX 

1885,  Gouv.  Taurien,  bearbeitet  von  E.  Werner,  Bd.  I,  Lieferung  I,  die  erst 
nach  Abschluss  des  Manuscripts  erschienen  ist  (Er.  Melitopol),  1886,  Lie- 
ferung II  (Tabellen werk  für  den  genannten  Ereis),  1885,  Bd.  ü  (Er.  Dnepr), 

1886,  Gouv.  Jekaterinoslaw,  bearbeitet  von  W.  Kusnezow,  Bd.  I  (Er. 
Rostow  und  Bezirk  Taganrog),  1884,  Bd.  II  (Er.  Bachmut),  1886,  Gouv. 
Smolensk:  Bd.  I,  Lieferung  I  1885  und  II  1886  (Er.  Wäsma),  bearbeitet 
von  A.  Aleksandrow,  Bd.  II  (Er.  Ssytschewka),  1885,  bearbeitet  von  A.  Poss- 
nikow,  Gouv.  Orel,  bearbeitet  von  Je.  Pobedonoszew:  Bd.  I  (Er.  Mzensk), 
Gouv.  Twer  (CTaTHTiraecKoe  oimcame?  mir  hat  nur  ein  erstes  Probe- 
exemplar ohne  Umschlagblatt  vorgelegen),  Bd.  I  (Er.  Rshew),  1886,  Gouv. 
Easan  (unter  dem  Titel  MaTepiajH  ßJLa  cpaBHHTejiLHofi  oi$hkh  sex&iB- 
hhxh  yroßifi  Bfc  yisflaxi  KasaHCKoft  ryöepmn),  bearbeitet  von  P.  Annenski: 
Bd.  I  (Er.  Swijask),  1886,  Gouv.  Chersson  (unter  dem  Titel:  MaTepiaJH 
AJ£  ou,iHKH  3eMejiB  XepcoHCKofi  ryÖepma),  Bd.  I  (Er.  Odessa),  1883,  Bd.  U, 
Lieferung  I  (Tabellenwerk  über  Er.  Jelisawetgrad),  der  Text  hierzu  ist  im 
CCopHHKb  XepcoHCKaro  3eMCTBa,  Jahrgang  1882,  Bd.  I  und  II  erschienen, 
insbesondere  über  die  Grundbesitzordnung  etc.  in  Bd.  II,  pag.  127 — 237, 
Er.  Charkow  (im  gleichnamigen  Gouv.),  von  der  Ereislandschaft  heraus- 
gegeben unter  dem  Titel  MaTepiaju  rab.  CTaTHCTH?ecK0-9K0H0MiroecBaro 
oimcaHia  XapBKOBCKaro  yitä#a,  Bd.  I,  1884,  Gouv.  Wätka  (unter  dem  Titel 
MaTepiaJH  no  CTaTHCTHKi  Rstckoö  ryßepmH,  Bd.  I  (Er.  Malmttsh),  1886, 
bearbeitet  von  Je.  Filimonow. 

Die  anderen  statistisch-volkswirthschaftlichen  Schriften  der  Landschaften, 
die  nur  beiläufig  den  Gemeindebesitz,  direct  und  indirect,  berühren,  sowie 
auch  die  andern  Schriften,  die  hier  in  Betracht  kommen,  habe  ich  in  diesem 
Theile  meines  Werkes  genannt,  resp.  werde  ich,  soweit  erforderlich,  im  Nach- 
folgenden angeben. 

Die  Yertheilungseinheit  (Hälfte  I,  Theil  II,  S.  284—308):  Die  pro 
Revisionsseele,  soweit  nicht  in  neuerer  Zeit  die  pro  vorhandene  Seele,  pro 
Esser  oder  eine  Combination  von  Revisionsseele  und  vorhandener  Seele  eingeführt 
ist,  herrscht  in  diesen  Landstrichen  der  Schwarzerde  und  der  Steppe  unter 
den  Domänenbauern  ausnahmslos,  bei  den  gutsherrlichen  aber  und  zum  Theil 
bei  den  Apanagebauern,  soweit  diese  nicht  pro  Bevisionsseele  vertheilten,  bis 
zur  Emancipation  die  Vertheilung  pro  Täglo  oder  Arbeiter,  jedoch  dazwischen 
auch  mit  Berücksichtigung  der  ökonomischen  Leistungsfähigkeit  der  Höfe. 
Nach  der  Emancipation  gingen  diese  Bauern,  dort  wo  der  Ertrag  des  Landes 
die  obliegenden  Zahlungen  deckte,  zur  Revisionsseele  über,  insbesondere  con- 
statirt  für  die  Er.  Lipezk,  pag.  6,  Usman,  pag.  9,  Mzensk,  pag.  22 — 23,  theil- 
weise  in  den  Er.  Eirssanow,  pag.  12,  Putiwl,  pag.  LVII,  Ssamara,  pag.  20, 
Stawropol,  pag.  21,  Busuluk,  pag.  28,  Zarizjn,  pag.  21,  siehe  auch  H.  CmpHOBt: 
3K0H0MH?ecKi&  6u.Tb  KpecTbflH^  CapaTOBcnaro  h  EyaHeAsaro  yis^oBt 
CapaTOBCKoft  ryßepmH,  1880,  pag.  24;  bei  etwas  ungünstigeren  Bedingungen 
wird  auch  zu  einer  Combination  von  Täglo,  resp.  Arbeiter  und  Revisions- 
seele gegriffen:  Er.  Schazk,  pag.  20 — 26,  Jelatma,  pag.  11,  Eirssanow,  pag. 
13,  Mzensk,  pag.  23;  wo  das  Land  aber  eine  Last  für  die  Bauern  ist,  dort 
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erhalt  sich  die  Vertheilung  pro  Täglo  oder  Arbeiter  (auch  mit  Berück« 
sichtigung  der  ökonomischen  Kraft  der  Höfe)  nnd  wo  die  ökonomischen  Be- 
dingungen besonders  ungünstig  stehen,  auch  mit  der  Bruchrechnung  (Heran- 
ziehung der  Halbwüchslinge  und  Greise):  Er.  Ssamara,  pag.  20,  Stawropol, 
pag.  31,  Busuluk  (in  14  gutsherrlichen  und  2  Domänengemeinden),  pag.  28, 
siehe  auch  Smirnow  1.  c,  pag.  24,  57,  61—65,  66 — 69,  im  Er.  Jurjew,  Gouv. 
Wladimir,  Prugawin:  CciLCKaa  oÖmHHa,  pag.  39—45,  93 — 97, 132,  Schlüssel- 
burg, pag.  35,  38,  Gdow,  pag.  58-59,  mit  Bruchtheilen  vielfach  im  Er. 
Wftsma,  Lieferung  I,  pag.  II,  Lief.  II,  pag.  4 — 5.  Jedoch  sind  Gemeinden 
auch  bei  der  Täglotheiiung  geblieben,  wo  die  Zahlungen,  wie  es  scheint, 
nicht  überhoch  waren,  so  im  Er.  Lipezk,  pag.  LVII. 

Loosgruppen(S.  308—338):  sie  bestehen  überall  (mit  Ausnahme  kleiner 
Gemeinden).  Im  Gouv.  Tambow  am  verbreitetsten  „Zehner"  (ßecaTOK'L),  „Achter" 
(oCBMaKT»),  Wütj,  Loos,  aber  auch  Fünfer,  Sechser,  Halb- Wütj,  Hunderte,  die 
Zahl  der  zur  Loosgruppe  gehörigen  Seelen  entspricht  nur  selten  der  Bezeichnung, 
ist  zumeist  viel  grösser.  Ebenso  in  den  anderen  Landstrichen,  auch  Eut,  Eo- 
peke,  Deneshka,  ysmqe,  nojiymsa,  MaJieHKa,  casem»,  AecÄTHHa.  In  sehr 
grossen  Gemeinden  auch  Untergruppen:  Wütj  in  Halb  wütj,  auch  in  Eol,  Hun- 
derter, Halbhunderter,  Vierziger,  Zehner  etc.,  in  Pai,  in  Zehner,  in  Täglo  (2 
Seelen)  etc.,  auch  dreifache  Gliederung.  Die  für  den  Landantheil  der  Loos- 
gruppe übliche  Bezeichnung  (Kpyra,  kocäkb,  nafi,  CTaTBH,  qeTBepTHHH,  bsbo^h, 
pi3a)  gilt  vielfach  auch  für  die  Loosgruppe  selbst.  Die  Bezeichnung  Dessä- 
tine,  Faden  (ca»em>)  für  die  Gruppe  gilt  meist  auch  für  das  erhaltene  Land. 
Dazwischen  auch  eine  besondere  Gruppirung  für  die  Vertheilung,  resp.  Nutzung 
der  Wiese  (so  z.  B.  Er.  Lipezk,  pag.  13,  Eirssanow,  pag,  26,  Jurjew,  pag.  119, 
Woronesh,  pag.  67),  zumal  wenn  das  Wiesenland  sich  nicht  bequem  in  die 
Zahl  der  bestehenden  Loosgruppen  theilen  lässt,  auch  des  Waldes  (z.  B.  Er. 
Eirssanow,  pag.  28),  auch  eine  besondere  Gruppirung  für  Wiese,  da  die  Ge- 
meinde sie  mit  einer  anderen  Gemeinde  gemeinsam  besitzt  (Er.  Wäsma,  pag.  46). 
Das  Loos  entscheidet  zumeist  über  die  Einreihung  der  Wirthe  in  die  Gruppen, 
selten  freie  Verständigung  (Er.  Schazk,  pag.  28,  Wäsma,  Lief.  II,  pag.  40), 
im  letztgenannten  Ereise  auch  nach  Verwandtschaft,  auch  die  Berücksichtigung, 
dass  die  seit  Alters  zusammenstehenden  Familien  möglichst  zusammenbleiben. 
Lässt  die  betreffende  Ziffer  der  Seelen  sich  füglich  nicht  durch  die  Zahl  der 
Loosgruppen  theilen  und  soll  die  Gruppirung  nicht  verändert  werden,  so  wird 
die  nächste  höhere  Ziffer  genommen,  dieser  Ueberschuss  an  Seelen,  resp.  das 
diesen  zufallende  Land  wird  (in  einer  Gemeinde  im  Er.  Schazk)  den  ökono- 
misch stärksten  Höfen  überlassen,  die  üblichere  Lösung  des  Problems  ist 
aber  die,  dass  eine  oder  mehrere  Loosgruppen  geringer  an  Seelenzahl  belassen 
werden:  beträgt  dieses  Minus  1j2f  */4  etc.  der  vollen  Loosgruppe,  so  ist  die 
bezügliche  Berechnung  in  Betreff  der  Zutheilung  von  Land  etc.  leicht,  wobei 
das  Land  eines  Halbhunderter's  wol  auch  ohne  Loos  zugetheilt  wird  (Er. 
Melitopol,  pag.  96);  ist  der  Unterschied  ganz  gering,  so  wird  nach  Schätzung 
einiges  Land  abgenommen,  resp.  wenn  einige  Seelen  in  einer  Gruppe  zuviel 
sind,  zugetheilt  —  doch  Alles  dieses  sind  Ausnahmen,  die  gleiche  Zahl  der 
Seelen  in  jeder  Gruppe  ist  die  allgemein  herrschende  Regel  Die  Obmänner 
der  Loosgruppen  schätzen,  messen  und  theilen  das  Land,  auch  je  ein  Obmann 
für  zwei  Gruppen. 

In  Betreff  der  Entstehung   der  Bezeichnung  für  die  Gruppen,   macht 
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W.  Ssemewski  (KpecrMHe  bt>  n,apcTBOBame  HxnepaTpm^  ERaTepHHH  IL* 
Bd.  I,  pag.  96—97)  darauf  aufmerksam,  dass  die  Wörter  ocLHara  (Achter), 
TOTBepHRK  (Vierer)  Theile  eines  Ganzen  bedeuten;  er  meint  nun,  dass  das 
altttbliche  Wtttj  daö  Ganze  war,  sodass  die  Untergruppen  je  ein  Achtel,  ein 
Viertel  etc.  bildeten.  Jedoch  wird  diese  Entstehung  wol  nicht  überall  so 
erfolgt  sein. 

Vertheilung  des  Ackerlandes  (H&lfte  II,  Theil  II,  S.  16—51).  Die 
strenge  Gewannen -Theilung  findet  sich  in  den  genannten  Kreisen  der 
Gouv.  St.  Petersburg,  Smolensk,  Twer.  Im  Kr.  Wäsma,  Lief.  II,  pag.  39— 40, 
ist  die  Bezeichnung  Kon  (rohe)  üblich,  grössere  Dörfer  theilen  das  Land 
vorerst  in  grössere  Stücke  (Grossgewanne):  Jarus  (apyci»),  auch  Pojas  (noact), 
ein  Kon  ist  ein  regelmässiges  Viereck  (mit  rechten  Winkeln):  um  solches  zu 
erreichen,  wird  dazwischen  Land  anderer  Beschaffenheit  hineinbezogen,  daher 
auch  die  Richtung  der  Landstreifen  verändert,  der  Geschädigte  findet  wol 
auch  im  Keilchen  Ersatz.  Die  Keilchen  heissen  hier  JurasH,  TaßoJOUH, 
sanoJOSKH,  nraaTEB,  werden  verpachtet  Die  Dessätinen -Theilung  da- 
gegen, soweit  hierüber  berichtet  wird,  mit  einigen  Ausnahmen  ( Ungleich - 
artigkeit  des  Bodens,  verschiedenartige  Erhebung  etc.),  wo  die  Gewannen- 
Theilung  geübt  wird,  in  den  bez.  Kr.  der  Gouv.  Tambow,  Kursk,  Ssamara, 
Ssaratow,  Jekaterinoslaw,  Orel,  Gherson,  Kr.  Jurgew  (Prugawin:  CeiLCKaa 
oÖnyma,  pag.  120).  Die  Grösse  solcher  Dessätinen  ist  sehr  verschieden: 
70X80  Faden,  80x80,  80x100,  auch  40  oder  60  oder  120x80,  40X 
100,  96x96  Faden  etc.  Eine  Gewanne  besteht  aus  mehreren  Dessätinen;  die 
für  Gewannen  üblichen  Bezeichnungen  werden  übrigens  auch  für  grössere  Land- 
stücke (Grossgewanne),  die  mehrere  Gewannen,  aber  in  einer  Umgrenzung,  bilden, 
gebraucht:  noirära,  Kpyra,  acaKt,  noMipi,,  AJtaesKa,  BepBB,  nafi,  oiyatfa, 
KJiiTKa,  xojicto,  apycfc,  KapTa  u.  a.  (alle  diese  finden  sich  im  Kr.  Ssamara, 
pag.  21,  aber  auch  in  anderen  Landstrichen),  bojoki,  getheilt  in  copTH,  die 
eigentlichen  Gewannen,  im  Kr.  Kirssanow,  pag.  XX,  roHH,  ctoj6h,  jarara, 
diese  in  kjt£tkh  oder  roM  getheilt,  in  den  Kreisen  Jelisawetgrad,  pag.  211 
und  Odessa,  pag.  46  u.  s.  w.  Die  nachbleibenden  Keilchen:  (yrjui,  kahhk>hieh, 
iiom&fb,  Akaearea,  sairfcTfc,  iräTKa,  KpyacoKi  —  alle  diese  Bezeichnungen 
kommen  im  Kr.  Busuluk,  pag.  34  vor,  sie  werden  entweder  besonders  vertheilt 
oder  verpachtet  oder  in  kleinen  Stücken  zu  1\l  oder  1/9  Dess.  in  jedem  Falle 
(so  in  5  Gemeinden  des  soeben  genannten  Kreises)  Wittwen  zur  entgeltlosen 
Nutzung  übergeben.  Die  Schätzungs -Theilung,  aber  nur  in  geringster 
Ausbildung,  ist  mir  nur  noch  in  einer  Gemeinde  des  Kr.  Schazk,  pag.  12, 
aufgestossen:  bei  der  allgemeinen  Umtheilung  im  Jahre  1870  ward  das  durch 
einen  Teich  getheilte  Land  derart  vertheilt,  dass  ein  Theil  der  Hauswirthe 
das  Ackerland  auf  dieser,  der  andere  Theil  auf  jener  Seite  des  Teiches 
erhielt 

Das  Verfahren  bei  der  Vertheilung  (S.  4—7,  16—17).  In  BetrefF 
der  hier  in  Betracht  kommenden  Fragen  finden  sich  nur  einzelne  Notizen. 
Die  Schätzungs-  und  Messungsarbeiten  werden,  soweit  sie  nicht  die  Obmänner 
der  Loosgruppen  ausführen,  also  insbesondere  in  kleinen  Gemeinden  ohne 
Gruppengliederung,  aber  auch  in  anderen  von  besonders  erwählten  Leuten, 
die  dazwischen  auch  hierfür,  wenn  die  Gemeinde  sehr  gross,  Löhnung  er- 
halten, auch  engagirten  Landmessern  übertragen  —  mit  Beiordnung  von  Ver- 
trauensmännern, resp.  von  zwei  Hauswirthen  der  Reihe  nach  abwechselnd,  so 
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in  den  Kr.  Lipezk,  pag.  13,  14,  Kirssanow,  pag.  25,  Ssamara,  pag.  22,  Jeli- 
sawetgrad,  pag.  212,  Stawropol,  pag.  33,  43,  Busuluk,  pag.  36,  auch  mit 
Heranziehung  von  Schiedsrichtern  aas  benachbarten  Gemeinden,  Wäsma,  pag. 
38;  im  Er.  Busuluk,  pag.  36,  werden  mit  den  Ochsen  der  Reichen  die  Grenz- 
zeichen gepflügt,  da  den  Yiehreichen  die  Weide  mehr  zu  Gate  kommt  als 
-den  Anderen. 

Als  Looszeichen:  Stäbchen  mit  dem  Familienzeichen  oder  dem  Familien- 
namen, auch  Papierstreifen  mit  dem  Familiennamen,  Ssamara,  pag.  22,  Staw- 
ropol, pag.  43.  Die  Stäbchen  werden  auch  aus  einer  langen  Stange  her- 
gestellt, die  zuerst  gespalten  wird:  die  aus  der  einen  Hälfte  gewonnenen 
Stäbchen  werden  zur  Loosung  verwandt,  die  ans  der  zweiten  Hälfte  der  Stange 
gewonnenen,  die  den  anderen  entsprechen,  aber  beim  Gemeindeältesten  auf- 
bewahrt, um  alle  Zufälligkeiten  etc.  zu  vermeiden,  Busuluk,  pag.  36.  Kinder 
oder  auch  Greise  (auch  mit  verbundenen  Augen:  „rjyneHLKifl"  —  der  Dumme- 
rich) ziehen  das  Loos,  vielfach  aus  der  Mütze  (in  den  soeben  genannten 
Kreisen).  Die  für  eine  Gewanne  durch  das  Loos  festgestellte  Reihenfolge  der 
Loosgruppen,  resp.  der  Wirthe  gilt  auch  für  die  folgenden,  es  sei  denn,  dass 
der  Landantheil  einer  Gruppe  in  einer  Gewanne  schlechter  ist  als  das  Land 
der  anderen,  in  solchem  Falle  kann  die  betreffende  Loosgruppe  in  einer 
anderen  Gewanne  sich  ihren  Antheil  wählen,  auch  wird  die  umgekehrte  Reihen- 
folge beobachtet,  wenn  die  Beschaffenheit  des  Gewannes  nach  einer  Seite  hin 
regelmässig  schlechter  wird,  Stawropol,  pag.  43,  Wäsma,  pag.  42,  Rostow, 
pag.  120,  oder  endlich  auch  mehrere  Mützen,  Ssamara,  pag.  43.  Im  Kr. 
Jelisawetgrad,  pag.  212,  gilt  als  Basis  das  Nummerverzeichniss  der  Höfe  für 
die  Feuerversicherung,  das  Loos  oder  die  Majorität  entscheidet  nur,  mit 
welcher  Nummer  man  bei  der  Zumessung  des  Landes  zu  beginnen  habe.  In 
den  kleinrussischen  Gemeinden  des  Kr.  Melitopol,  pag.  95,  findet  nur  in 
grossen  Dörfern  und  hier  auch  nur  unter  den  Loosgruppen  eine  Yerloosung 
statt,  die  Hauswirthe  erhalten  ihren  Antheil  in  der  Gewanne  nach  der  Reihen- 
folge der  Höfe  (Nummer  der  Feuerversicherung).  Auch  wird  (im  Kr.  Schazk, 
pag.  29)  ein  langer  Stab  benutzt:  Jeder  legt  seine  Hand  an,  wer  das  Ende 
hält,  tritt  an. 

Nicht  zu  vermeidende  Ungleichheiten  des  Antheils  werden  durch  Land- 
zuschläge an  den  Benachteiligten  ausgeglichen  im  Kr.  Jelatma,  pag.  16,  auch 
in  den  anderen  Kreisen  dieses  Gouvernements.  Im  Kr.  Rshew,  pag.  17 — 18, 
-findet  auch  statt  des  Yerloosens  das  Hin-  und  Herschieben  statt,  auf  dass 
Jeder  nach  Möglichkeit  sein  bisheriges  Land  behält;  es  wird  der  neue  (ab- 
getheilte)  Wirth  so  hineingeschoben,  dass  jenes  Ziel  erreicht  wird,  auch  werden 
desshalb  kleine  Landabschneidungen  (Bruchtheile  der  Seele)  unter  Umständen 
nicht  ausgeführt,  sondern  durch  Geld  oder  andersartig  ausgeglichen.  Die 
nicht  ganz  beseitigten  Ungleichmäs6igkeiten  sind  eine  Veranlassung  zur  Vor- 
nahme von  Neuverloosungen.  Im  Kr.  Wäsma,  pag.  35,  wird  in  circa  100  Ge- 
meinden bei  partiellen  Umtheilungen  das  Hin-  und  Herschieben  geübt;  die 
Schäden  des  hierdurch  bedingten  häufigen  Wechsels  werden  aber  erkannt, 
daher  auch  in  neuerer  Zeit  in  der  grossen  Mehrzahl  dieser  Gemeinden  be- 
seitigt: es  wird  den  Interessenten  überlassen,  sich  auseinanderzusetzen. 

Analog  wird  auch  das  Recht  des  Fischfangs,  wo  es  nicht  verpachtet 
wird,  vertheilt  (siehe  auch  S.  211—215  des  Theiles  II,  Hälfte  II,  dieses 
Werkes).  Besondere  Bedeutung  hat  es  im  Kr.  Jamburg,  pag.  201 — 211,  in 
den  Gemeinden,  die  am  Meerbusen  belegen  sind:  von  besonderem  Interesse 
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ist  der  ans  zwei  Wolosten,  ans  17  und  12  übrigens  kleinen  Dörfern  bestehend,, 
zusammengesetzte  Verband;  dieser  zerfällt  in  74  Antheile  oder  Loose,  von 
Plenen  je  37  anf  jede  Wolost  entfallen,  jeder  Antheii  ist  76  Faden  breit  (am 
Ufer),  die  Länge  ist  anbegrenzt:  ins  Meer  hinein,  soweit  Jeder  will.  Da  der 
Ertrag  verschieden,  so  entscheidet  das  Loos,  das  anf  der  bei  Eintritt  des 
Winters  anter  Leitung  der  beiden  Wolostältesten  abgehaltenen  Versammlung 
der  Genossen  Aber  die  Anth eilstellen,  deren  Nutzung  den  Loosgruppen  för 
das  Jahr  zufällt,  entscheidet  Viele  Anzeichen  sprechen  für  ein  hohes  Alter 
dieser  Organisation.    Aehnlich  in  den  benachbarten  Gemeinden. 

Die  Breite  und  die  Zahl  der  Landstreifen  (S.  10—15,  36 — 44). 
Hierin  herrscht  sehr  grosse  Verschiedenheit,  hervorgerufen  durch  Verschieden- 
artigkeit der  Bodenbeschaffenheit  auf  kleinem  Baume,  durch  die  Grösse  der 
Dörfer  and  die  angünstige  Abgrenzung  des  Bauerlandes  (siehe  weiter  unten). 
Einige  Beispiele:  sehr  ungünstig  liegen  die  Verhältnisse  im  Er.  Wäsma* 
Lief.  II,  pag.  41 — 43,  als  charakteristisch  gelten  hier  45 — 50  Gewannen  in 
allen  drei  Feldern  zusammen,  doch  finden  sich  nicht  selten  7 — 10,  selbst  nur 
2 — 3  und  nur  1  Gewanne  in  jedem  Felde.  Die  Breite  der  Landstreifen  ist 
vielfach  l1/* — 2  Faden  oder  5—8  Arschin  pro  Seele.  Im  Er.  Mzensk,  pag. 
42,  in  mehreren  Gemeinden  nur  je  1  Gewanne  im  Felde,  zumeist  aber  10 
Gewannen  in  jedem  Felde,  die  grösste  Zahl  ist  79  in  allen  drei  Feldern,  mehr- 
fach 50,  40  etc.  Im  Er.  Schazk,  pag.  27 — 28,  zumeist  10 — 15  Gewannen, 
also  ebensoviele  Landstreifen  in  jedem  Felde,  die  Breite  1 — 7  Faden,  viel- 
fach 27a  Faden  im  Er.  Lipezk,  pag.  11 — 12,  vielfach  1  Faden  Breite.  Im 
Er.  Stawropol,  pag.  43,  vielfach  2  Faden  Breite;  im  Er.  Busuluk,  pag.  35, 
in  27  Gemeinden  8 — 12  Gewannen,  in  112  Gemeinden  4 — 7,  in  51  Gemeinden  3, 
in  26  Gemeinden  2  und  1  Gewanne  in  jedem  Felde;  die  Breite  der  Land- 
streifen pro  Seele  ist  in  7  Gemeinden  von  */2 — 1  Faden,  in  14  Gemeinden 
2  Faden,  in  43  Gemeinden  5,  in  27  Gemeinden  10,  in  14  Gemeinden  15,  in 
5  Gemeinden  20  Faden,  in  14  Gemeinden  die  Breite  der  Dessätine."  Im  süd- 
lichen Theil  des  Er.  Ssamara,  pag.  21,  1—4  Gewannen  in  jedem  Felde,  da 
das  Land  gleichmässig,  im  nördlichen  Theil  (hügelig)  aber  mehr:  7 — 10,  auch 
12  Gewannen  im  Felde;  im  Er.  Stawropol,  pag.  33,  vielfach  4—6  Gewannen 
in  jedem  Felde;  Seelenantheil  in  einer  Gewanne  */*>  1/5  Dess.;  im  Er.  Melito- 
pol,  pag.  88,  in  den  Gemeinden  mit  Gemeindebesitz  und  der  Vertheilung  pro  Re- 
visionsseele bis  zu  14  Gewannen,  in  allen  Feldern  zusammen,  mittlere  Zahl  7, 
mittlere  Grösse  pro  Revisionsseele  0,94  Dess.,  bei  der  Vertheilung  pro  vor- 
handene Seele  die  mittlere  Zahl  der  Gewannen  6,  mittlere  Grösse  0,85  Dess^ 
die  Länge  120  oder  160  Faden.  Vielfach  ist  Austausch  von  zu  schmalen 
Landstreifen  gegen  einander  bei  Höfen  mit  geringer  Seelenzahl  üblich:  Wäsma, 
pag.  43,  Mzensk,  pag.  42,  Graiworon,  pag.  18—19,  Usman,  pag.  18 — 19. 
Auch  verständigen  sich  Bauern,  dass  der  eine  diese  Arbeit,  der  andere  jene 
ausführt,  so  im  Er.  Rülsk,  pag.  XXIII. 

Ungünstige  Abgrenzung  des  Bauerlandes  (S.  44 — 49).  Sie  ist 
sehr  verbreitet:  das  Land  erstreckt  sich  als  schmaler  weithin  (bis  zu  5  and 
mehr  Werst)  erstreckender  Streifen  nach  einer  Seite  hin,  sodass  das  Dorf 
selbst  von  einer,  zwei  Seiten  an  fremdes  Land  grenzt,  oder  besteht  aus 
mehreren,  von  einander  (bis  zu  10,  15,  20,  30  Werst)  entfernt  belegenen 
Stücken  (Gemenglage  mit  gutsherrlichem  und  fremdem  Gemeindelande):  das  ent- 
fernte Land  kann  nicht  gedüngt  werden,  die  Gemeinde  muss,  am  das  Vieh 
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auf  ein  geschiedenes  Landstück  treiben  zu  können,  den  Durchweg  pachten 
(zumeist  Arbeitsleistung),  das  Vieh  kann  entferntes  Land  nicht  abweiden,  dazu 
noch  die  Zwangslage,  schmale  Gewannen,  also  auch  schmale  Landstreifen  her- 
herzustellen; zu  entfernt  belegene  Landstücke  werden  daher  von  der  Ge- 
meinde verpachtet  und  näher  belegenes  muss  gepachtet  werden:  Er.  Schazk, 
pag.  43,  Jelatma,  pag.  30—33,  Lipezk,  pag.  20—27,  Usman,  pag.  25—28, 
Eirssanow,  pag.  37—38,  Rülsk,  pag.  XIV— XVII,  XXIU  (besonders  ausführ- 
lich), Putiwl,  pag.  VII— IX,  Schtschigrü,  pag.  XXXI— XXXVI,  Graiworon,  pag. 
XIII,  Belgorod,  pag.  VII — XVI  (besonders  ausführlich),  Obojan,  pag.  16 — 17, 
Stawropol,  pag.  45,  76 — 77,  Busuluk,  pag.  33,  35,  54—55,  Ssaratow,  pag. 
53,  Zarizün,  Abth.  II,  pag.  5,  Petrowsk,  pag.  5,  33,  35,  47,  Woronesh,  pag. 
80,  91,  94,  Mzensk,  pag.  57  —  59,  Odessa,  pag.  66—67,  Jelisawetgrad,  pag. 
211,  Charkow,  pag.  86,  118,  Bachmut,  pag.  101—103,  Rshew,  pag.  21—22, 
Gdow,  pag.  113 — 115  (ausführlich),  Kasan,  pag.  32,  Nowgorod  (Bütschkow: 
Omarb  no^BopHaro  H3Cxfe,noBaHÜi  aBOHOMH^ecsaro  nodosem*  h  xosröcTBa 
KpecTLOTB  vb  Tpext  Bo-iocTax,L  HoBropo^csaro  yis^a,  pag.  96). 

Abgrenzung  der  Gewannen  und  der  Landstreifen  (8.49— 52).  Die 
Grossgewannen  werden  im  Kr.  Jelisawetgrad,  pag.  212,  durch  Raine  von 
1  Faden  Breite,  die  Gewannen  selbst  durch  schmale  Baine  geschieden.  Im 
Er.  Odessa,  pag.  46,  haben,  wie  versichert  wird,  überall  beide  Enden  der 
Gewanne  Grenzwege. 

Flurzwang  (S. 52 — 69).  Hierüber  finden  sich  in  dem  beregten  Material 
nur  einige  Notizen:  im  Er.  Stawropol,  pag.  33,  freie  Zufuhr  gemeldet,  auch 
in  Odessa,  pag.  46,  woselbst  auch  kein  Flurzwang,  da  für  das  Vieh  hin- 
reichend besonderes  Weideland,  letzteres  auch  aus  dem  Er.  Dnepr,  pag.  40, 
berichtet. 

In  dem  in  der  N&he  St.  Petersburgs  belegenen  Landstriche  des  Er. 
Schlüsselburg,  pag.  80 — 87,  findet  sich  derselbe  Umgestaltungsprocess,  wie 
der  in  Betreff  des  Er.  Peterhof  Mitgetheilte:  verschiedene  Wirtschaftssysteme 
in  derselben  Gemeinde,  also  kein  Flurzwang,  das  Brachfeld  verringert  und 
endlich  ganz  beseitigt,  da  starke  Düngung  durch  das  eigene  Vieh  (Milch  für 
die  Residenz),  Anfuhr  von  Dungmittel  aus  dieser  Stadt,  Kartoffelbau  für  die 
Stadt,  Hafer  ebenso,  auch  für  den  eigenen,  grossen  Bedarf  (Gespanndienste 
in  der  Stadt).  —  Im  Er.  Jamburg,  pag.  140 — 142,  auch  mehrfach  U eber- 
gang zur  Vierfelderwirthschaft,  aber  nicht  immer  ein  merklicher  Fortschritt 
(Kleebau),  sondern  nur  eine  stärkere  Beanspruchung  der  Bodenkräfte,  freilich 
eine  starke  Düngung  (nach  jeder  Ernte).  Dieser  Kreis  wie  auch  der  Er. 
Gdow,  pag.  115 — 123,  stehen  in  landwirtschaftlicher  Beziehung  wenig  unter 
dem  Einfluss  Petersburgs,  jedoch  finden  sich  einige  Abweichungen  von  der 
Dreifelderwirthschaft  in  mehreren  Wolosten:  Erbsen  auf  einem  Stück  im 
Brachfeld  vor  Roggen  u.  a. 

Yertheilung  der  Wiesen  (S.  72 — 79).  Auch  in  dem  vorliegenden 
Material  finden  wir  die  Theilung  und  Vertheilung  des  Wiesenlandes  in  Ge- 
wannen nach  der  Qualität  und  der  Quantität  des  Grases,  wie  auch  die  gemein- 
same Mahd  in  kleinen  Gemeinden  (Stawropol,  pag.  50,  Belgorod,  pag.  XXII, 
XXIV,  124,  125,  Woronesh,  pag.  67,  Gdow,  pag.  62,  Mzensk,  pag.  43—44). 
Eine  Mittelstellung  nimmt  die  Vertheilung  der  Wiesen  unter  die  Loosgruppen 
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mit  gemeinsamer  Mahd  durch  diese  ein  (fast  ans  allen  Kreisen  ist  Solches  ge- 
gemeldet: Schazk,  pag.  30,  Usman,  pag.  21,  Belgorod,  pag.  XXI,  95,  Ssa- 
mara,  pag.  29,  Busuluk,  pag.  39,  Woronesh,  pag.  67,  Mzensk,  pag.  43 — 44, 
Wäsma,  pag.  46,  Aleksandrow  bei  Prugawin:  üpoiiucjui  BjaftHiapcsoft  ry6., 
BcL  I,  pag.  178),  sowie  auch  die  gemeinsame  Mahd  kleiner  Stacke,  die  sich 
füglich  nicht  theilen  lassen  (Stawropol,  pag.  50,  Mzensk,  pag.  43 — 44).  Anch 
vereinigen  sich  einige  Hauswirthe  zu  gemeinsamer  Mahd,  Schazk,  pag.  30. 
Ein  Zuschlag  znm  Wiesenstück  an  den  Benachteiligten,  Woronesh,  pag.  65, 
Wäsma,  pag.  46.  Im  letztgenannten  Kreise,  pag.  44,  fallen  die  Wiesen  am 
Felde  vielfach  dem  Inhaber  der  sie  treffenden  Landstreifen  zu:  sie  darf  auf- 
gepflügt, resp.  der  Laudstreifen  zu  Grasschnitt  belassen  werden. 

Wechselode  Nutzung  (Botirung  der  Loosgruppen  in  der  Nutzung)  finden 
wir  in  drei  Gemeinden  im  Kr.  Woronesh,  pag.  66 — 67:  in  einer  Gemeinde 
werden  Wiesen,  die  aus  zwei  verschieden  beschaffenen  Stücken  bestehen,  derart 
unter  die  18  „Hunderter'4  (ä  150  Seelen)  vertheilt,  dass  das  grössere  Stück 
jährlich  unter  14  Hunderter,  das  kleinere  unter  4  Hunderter  vertheilt  werden, 
wobei  jährlich  nach  einer  festen  durch  das  Loos  bestimmten  Reihenfolge  zwei 
dieser  Loosgruppen  von  dem  einen  Stück  auf  das  andere  übergehen,  so  dass 
nach  7  Jahren  jede  Loosgruppe  das  schlechtere  und  das  bessere  Stück  ge- 
nutzt hat  Im  Kr.  Wäsma,  pag.  64,  auch  einige  Fälle:  zwei  Dörfer  besitzen 
ein  Wiesenstück  am  Dnepr  gemeinsam,  in  diesem  Jahr  nutzt  dieses  Dorf, 
im  folgenden  das  andere  diese  Wiese. 

Vertheilung  des  Gehöftlandes  (S.  79 — 90).  Da,  wie  wir  weiter 
unten  sehen  werden,  in  den  beregten  Kreisen  allgemeine  Umtheilungen  zum 
grossen  Theil  seit  der  Emancipation  (resp.  der  Ausreichung  der  Grundbücher) 
nicht  vorgenommen  sind,  so  tritt  hier  nicht  hervor,  wie  die  Gemeinde  über 
die  gesetzlich  statuirte  Sonderstellung  des  Gehöftlandes  als  unverkürzbares 
Familienbesitzthum  denkt.  Soweit  diese  Frage  in  praxi  in  Betracht  gekommen 
ist,  findet  freilich  zumeist  keine  Kürzung  dieses  Grundbesitzes  statt,  aber  es 
wird  vielfach  die  Gleichmässigkeit  auch  in  Betreff  dieser  Nutzung  hergestellt 
und  zwar  in  der  Weise,  dass  Höfe  mit  zugenommener  Seelenzahl  entsprechend 
dieser  Zunahme  aus  dem  Feldland  entschädigt  werden,  Schazk,  pag.  33,  Je- 
latma,  pag.  21,  Usman,  pag.  21,  Dnepr,  pag.  21  (Entschädigung  in  der  Wiese), 
Melitopol,  pag.  79,  Woronesh,  pag.  84,  Mzensk,  pag.  43,  Odessa,  pag.  46, 
Bachmut,  pag.  105 — 108,  Aleksandrow,  bei  Prugawin:  üpOMHCJH,  pag.  178 
(Entschädigung  in  Geld).  Auch  wird  das  Gehöftland  ganz  im  alten  Bestände 
belassen,  wer  aber  mehr  besitzt,  als  ihm  nach  der  Seelenzahl  zukommt,  zahlt 
eine  bestimmte  Summe  für  das  Plus  (pro  Seele),  Lipezk,  pag.  15  (z.B.  20  Kop. 
pro  Faden  Breite,  die  Länge  ist  für  alle  Höfe  die  gleiche),  Usman,  pag.  21 
(50,  auch  60  Kop.  pro  Faden  Breite),  Ssaratow,  pag.  69,  Woronesh,  pag.  84, 
(die  vielfach  sehr  verschiedene  Grösse,  entstanden  durch  willkürliches  Ein- 
beziehen von  Gehöftweideland,  wird  bei  der  allgemeinen  Umtheilung  belassen, 
aber  es  wird  pro  Seele  eine  feste  Grösse  gesetzt  mit  Zahlung  für  das  Plus  und 
mit  Entschädigung  für  das  Minus),  Jurjew  bei  Prugawin:  Cejn>CKaa  otinpHa, 
pag.  24—26,  37—38,  Aleksandrow  bei  Demselben:  HpoMHCJHi,  BcL  I,  pag. 
178.  Das  Gemeindebesitzrecht  tritt  gegen  das  individuelle  Besitzrecht  mehr- 
fach ganz  zurück,  d.  h.  das  Gehöftland  wird  von  der  allgemeinen  Umtheilung 
gar  nicht  berührt  im  Kr.  Ssamara,  pag.  28  (in  einigen  Fällen  gar  zum  „ewigen 
und  erblichen  Besitz"  verkauft),  Stawropol,  pag.  39,  48,  Ssaratow,  pag.  69, 
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Mzensk,  pag.  43  (vielfach  pro  Hof  gleiche  Grösse),  auch  wo  pro  Revisions- 
seele zugemessen,  vielfach  nicht  umgetheilt,  Jelisawetgrad,  pag.  212,  Bach- 
mut, pag.  106,  Rshew,  pag.  17,  Gdow,  pag.  57—58  (es  wird  verkauft,  das 
neu  sich  bildenden  Höfen  zugemessene  Gehöftland  wird  ihnen  im  Ackerland 
abgerechnet),  Jurjew  1.  c,  pag.  24 — 26,  37 — 38.  Im  Kr.  Wäsma,  pag,  47, 
50,  ist  von  258  Gemeinden  dieses  Land  in  109  Gemeinden  nicht  umgetheilt, 
in  einigen  Gemeinden  gilt  es  seit  Alters  als  erbliches  Besitzthnm;  in  69  jener 
Gemeinden  wird  es  aber  besonders  besteuert:  1%  bis  41/2  Bbl.  pro  Seele: 
die  grössere  Zahlung  dort,  wo*  Bauern  auf  ihren  Landantheil  verzichten,  das 
Gehöftland  aber  auf  Grund  der  bezüglichen  Gesetzesbestimmungen  behalten 
haben;  in  einigen  Gemeinden  ward  den  Wirthen,  die  mit  gerichtlichem  Bei- 
stand ihr  Gehöftland  gegen  eine  Kürzung  behaupteten,  ihr  Ackerantheil  um  das 
entsprechende  Stück  in  der  besten  Gewanne  gekürzt.  Andererseits  wird  aber 
dieses  Land  auch  in  allgemeiner  Grundlage  umgetheilt,  zumal  wo  die  Zahlungen 
überhoch,  Ab-  und  Aufwartungen  daher  vorkommen,  so  im  Kr.  Wäsma,  pag. 
47—48,  in  68  Gemeinden  beständig,  in  80  Gemeinden  nur  in  der  ersten 
Zeit  nach  der  Emanzipation;  die  Ausgleichung  kommt  auch  vor  in  den  Kr. 
Schazk,  pag.  33,  Jelatma,  pag.  20— -21,  Lipezk,  pag.  14  (nach  freier  Verein- 
barung behalten  die  Wirthe  vielfach  das  alte  Gehöftland  und  entschädigen 
den  Anderen  im  Acker),  Kirssanow,  pag.  26,  Bsaratow,  pag.  69,  Jurgew  1.  c, 
pag.  24  (bei  Dom&nenbauern).  Einen  anderen  Charakter  trägt  die  Neuver- 
teilung nach  einer  Feuersbrunst  (Neubesiedelung  nach  den  Forderungen  des 
Baustatuts),  so  im  Kr.  Rshew,  pag.  17. 

Nutzung  des  Waldes  (S.  90—97).  Die  Theilung  des  Holzquantums 
erfolgt  entweder  auf  dem  Stamme  oder  nach  gemeinschaftlichem  Fällen,  Je- 
latma, pag.  21,  Lipezk,  pag.  15,  Woronesh,  pag.  60,  Mzensk,  pag.  44.  Vielfach 
ist  der  Wald  ausgehauen,  im  Kr.  Usman,  pag.  22,  von  den  Domänengemeinden 
vollständig  in  der  Befürchtung,  dass,  wie  bei  Ausreichung  der  Grundbücher 
der  Wald  wieder  einmal  gekürzt  werde.  In  letzter  Zeit  jedoch  vielfach  die 
erfreuliche  Erscheinung,  dass  für  Nachwuchs  gesorgt  und  dieser  gehegt  wird 
(mit  priesterlicher  Weihe  —  zum  Schutz  gegen  Diebstahl),  Lipezk,  pag.  19, 
Schazk,  pag.  36,  Belgorod,  pag.  24,  Busuluk,  pag.  39  —  40.  Auch  gilt  der 
Wald  als  Reservekapital  „für  schlechte  Zeiten":  Rückstände,  FeuerBbrunst, 
Lipezk,  pag.  19,  Woronesh,  pag.  60—64,  Mzensk,  pag.  44.  Nur  in  längeren 
Zwischenräumen  (mehrere  Jahre)  gelangt  ein  Schlag  zur  Theilung;  so  vielfach 
in  den  Kr.  Jelatma,  pag.  21,  Ssaratow,  pag.  68,  Busuluk,  pag.  40;  im  letzt- 
genannten Kreise  in  einigen  Gemeinden  die  Sitte,  dass  Jeder  das  pro  Seele 
normirte  Quantum  ohne  besondere  Einweisung  fällt,  dasselbe  bei  seinem  Hofe 
stapelt  und  das  Muttergottesbiid,  das  (aus  der  Kapelle)  auf  jeden  Hof  ge- 
bracht wird,  küsst  mit  der  Erklärung,  dass  er  „nach  Gewissen''  gefällt  hat 
Vertheilung  des  ganzen  Waldes  unter  die  Höfe  mit  freier  Nutzung,  Usman, 
Pag.  22,  Mzensk,  pag.  44  (Wohlhabende  schonen,  Arme  fällen  Alles),  auch  im 
Kr.  Gdow,  pag.  92,  hier  aber  auch  noch  vielfach,  da  viel  Wald,  freie  Holzung, 
jedoch  mit  dem  Verbot  des  Verkaufs  an  Fremde,  selten  Normirung  des 
Jahresschlages. 

Neuverloosungen  (S.  98 — 106).  Die  beregten  Kreise  in  dem  Gebiet 
der  Schwarzerde  und  dem  der  Steppe,  wo  allein  die  Neuverloosung  eine 
regelmässig  wiederkehrende  Erscheinung  ist,  weisen  häufige  Neuverloosungen 
^uf,  zumal  wo  die  Feldgraswirthschaft  herrscht,  jedoch  werden  sie,  wo  mit 
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der  Düngung  begonnen  wird,  beseitigt  oder  auf  längere  Zeit  hinausgeschoben, 
so  in  dem  Er.  Schazk,  pag.  10,  13,  19,  20:  gedüngtes  Land  nicht  oder 
seltener,  Jelatma,  pag.  12:  in  einigen  Gemeinden  jährlich,  Kirssanow,  pag.  12T 
16—18,  24,  Bülsk,  pag.  XXI,  XXII:  in  den  Gemeinden,  wo  nicht  gedüngt 
wird,  Schtschigrtt,  pag.  LXI  (in  einigen  Gemeinden),  Belgorod,  pag.  XVII:  in 
einigen  Gemeinden  jährlich,  in  69  Gemeinden  aber  nach  3,  5  Jahren  etc., 
der  Schaden  wird  erkannt:  vielfach  nach  10  Jahren,  Ssamara,  pag.  45:  der 
Termin  verlängert,  da  mit  Düngung  begonnen.  Woronesh,  pag.  73:  nur  un- 
gedüngtes  Land  neuverloost,  Mzensk,  pag.  41:  ebenso,  Dnepr,  pag.  26  (nach 
10  Jahren),  36,  44,  47,  60,  64,  Rostow,  pag.  93,  Bachmut,  pag.  110—111, 
114,  Zarizyn,  pag.  26 — 27:  häufig.  An  genauen  Daten  finden  sich  folgende: 
im  Er.  Ssamara,  pag.  21:  in  96  Gemeinden  nach  10 — 15  Jahren,  65  nach 
5 — 6,  21  nach  2 — 3,  50  Gemeinden  jährlich,  in  15  Gemeinden  überhaupt 
nicht,  Stawropol,  pag.  42:  33  Gemeinden  nach  10 — 12,  35  nach  5—8,  26 
nach  2 — 4  Jahren,  29  jährlich,  Busuluk,  pag.  32:  in  den  Domänengemeinden: 
51  nach  12 — 15,  84  nach  5 — 10,  53  nach  2 — 5  Jahren,  16  überhaupt  nicht, 
von  den  früher  gutsherrlichen  Gemeinden:  48  jährlich,  die  anderen  (36°/0) 
in  unregelmässigen  Zwischenräumen,  auch  nur  einmal  seit  der  Emancipa- 
tion,  Lipezk,  pag.  19:  nur  in  20  Gemeinden,  in  5  derselben  jährlich,  Ssa- 
ratow,  pag.  61 — 63:  von  342  Gemeinden  nehmen  197  Gemeinden  diesen 
Wechsel  vor:  113  jährlich,  16  nach  2,  11  nach  3,  6  nach  4,  8  nach  5,  11 
nach  6,  12  nach  7,  1  nach  8,  15  nach  10  und  10  Gemeinden  nach  20  Jahren. 
In  diesen  Ziffern  befinden  sich  auch  die  Fälle,  die  durch  specielle  und  ein- 
malige Ursachen  hervorgerufen  sind  und  auch  die,  die  nur  eine  Gewanne  be- 
troffen haben:  Aussiedelung  in  erheblicherem  Maasse  (Lipezk,  pag.  12,  Bu- 
suluk, pag.  32),  Beseitigung  der  Gemenglage  mit  fremdem  Lande,  zeitweiliges 
Verpachten  eines  Stückes  (zur  Beschaffung  von  Mitteln  zu  einer  Gemeinde- 
ausgabe), zufälliges  Abschneiden  eines  Stückes  [Expropriation],  Ausscheidung 
des  zum  persönlichen  Eigenthum  erworbenen  Landes.  Specialisirte  Angaben 
über  die  Ursachen  ßind  nur  in  Betreff  des  Kr.  Busuluk,  pag.  32,  vorhanden: 
es  haben  Neuverloosungen  vorgenommen:  113  Gemeinden  wegen  starken  Be- 
sitzwechsels vieler  Höfe  (Vergebung  freigewordenen  Landes),  43  Gemeinden 
in  einigen  Gewannen  oder  allen,  um  durch  Verpachtung  eines  Landstückes 
Geldmittel  zu  schaffen,  58  Gemeinden  wegen  starker  Aussiedelung  und 
neuer  Einwanderung,  36  Gemeinden  wegen  verschiedener  Beschaffenheit  und 
sehr  grosser  Entfernung  (bis  10  und  15  Werst)  der  Landstreifen,  12  Ge- 
meinden, um  den  heimkehrenden  Soldaten  Land  zu  geben,  8  Gemeinden  wegen 
Abnahme  des  Landes  Zahlungsrückständiger  und  Uebergabe  desselben  an 
Andere.  —  Ausserhalb  jener  beiden  Zonen  nur  ausnahmsweise,  so  in  Wäsma: 
zur  Beseitigung  von  Fehlern  der  Vertheilung,  die  sich  nach  der  Umtheilung 
herausstellten,  Ueberschwemmung,  Verwischung  der  Grenzen  durch  Abpflügen, 
Zukauf  von  Land,  Umwandlung  von  Buschland  zu  Acker,  von  Acker  zu  Wiese, 
in  Jurjew  L  c,  pag.  28—30:  zur  Beseitigung  der  Gemenglage,  die  durch 
Wechsel  in  den  Besitzern  entstanden.  Es  sei  hervorgehoben,  dass  in  den 
Er.  Odessa,  pag.  52,  83—89  und  Jelisawetgrad,  pag.  201—211,  Melitopol, 
pag.  96,  auch  beim  individuellen  Grundbesitzrecht  Neuverloosungen  geübt 
werden  (Feldgraswirthschaft,  zur  Beseitigung  der  durch  Kauf,  Erbtheilung 
entstandenen  zu  grossen  Gemenglage),  ebenso  im  Kr.  Tiraspol,  Gouv.  Gherson 
und  im  Er.  Eonstantinograd  (Gouv.  Poltawa),  E.  RapTaBijora:  H3Bie?eme  rat 
OTqera,  pag.  32,  48,  50,  53,  55. 
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Die  Wiesen  werden  (wegen  wechselnden  Ertrages)  überall  oder  zumeist 
jährlich  neuverloost,  Schazk,  pag.  32,  Jelatma,  pag.  19 — 20:  Wo  die  Wiese 
besondere  Arbeit  beansprucht,  dort  auf  l&ngere  Zeit,  in  einigen  Gemeinden 
seit  der  Revision  kein  Wechsel,  Lipezk,  pag.  14,  Usman,  pag.  20,  Kirssanow, 
pag.  26,  Schtschigrfi,  pag.  LXI,  Belgorod,  pag.  21,  23,  ß Samara,  pag.  29, 
Stawropol,  pag.  50:  auf  längere  Zeit  (in  einer  Gemeinde  auf  15  Jahre)  nur 
wenn  die  Wiese  zu  reinigen  ist  (von  Gestrüpp),  Ssaratow,  pag.  68,  Woro- 
nesh,  pag.  64—  65,  Mzensk,  pag.  44,  Bachmnt,  pag.  129,  Aleksandrow,  1.  c, 
pag.  92:  in  einer  Gemeinde  nahe  belegene  Wiesen  jährlich,  entferntere  auf 
5  Jahre,  Wäsma,  pag.  44—45:  von  226  Gemeinden  156  jährlich,  24  nnr 
wenn  der  Acker  neuvertheilt  wird,  46  ein  Theil  der  Wiesen  jährlich,  der 
andere  zugleich  mit  dem  Ackerland,  Gdow,  pag.  62:  die  wenigen  Berieselungs- 
wiesen jährlich,  die  anderen  zugleich  mit  dem  Ackerland. 

Partielle  Umtheilungen  (S.  106 — 129),  d.  h.  zwangsweise  „Auf- 
wälzung"  von  Land  (mit  den  entsprechenden  Leistungen)  fand  in  den  beregten 
Kreisen  der  fruchtbaren  Landstriche  nur  in  wenigen,  ungünstig  situirten,  früher 
gutsherrlichen  Gemeinden  und  dazu  nur  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Eraan- 
cipation  ßtatt,  mit  dem  Steigen  des  Landwerths  verschwinden  sie,  d.  h.  Jeder 
ist  bereit,  freigewordenes  Land  zu  übernehmen,  und  zwar  in  den  Er.  Schazk, 
pag.  24,  Jelatma,  pag.  15 — 16,  Ssamara,  pag.  19:  auch  auf  Halbwüchslinge 
aufgewälzt:  auf  einen  Knaben  von  12  Jahren  1jl  Seele,  von  17  Jahren  1/9, 
von  18  Jahren  l*/a  Seelen,  mit  70  Jahren  das  Recht  der  Yerzichtleistung, 
Stawropol,  pag.  31,  40  (in  einigen  Gemeinden  noch  in  letzter  Zeit),  Ssara- 
tow, pag.  33 — 36,  49,  bis  in  die  neuere  Zeit  verbreitet  in  den  Er.  Bu- 
buluk,  pag.  33,  200  (bis  auf  6  Domänengemeinden  überall),  Zarizün,  pag.  21. 
Dagegen  sind  sie  in  den  nördlichen,  weniger  fruchtbaren,  mehr  belasteten 
Kreisen  verbreiteter:  so  namentlich  im  Er.  Wäsma,  pag.  4—6,  9—10,  34 — 
35  (auch  wird  der  Landantheil  gegen  ermässigte  Zahlungen  vergeben),  in  der 
letzten  Zeit  ist  der  Werth  des  Landes  gestiegen,  die  obliegenden  Zahlungen 
ermässigt,  daher  verschwindet  auch  stetig  mehr  das  Aufwälzen,  pag.  16 — 22. 
Es  kommt  auch  vielleicht  (unklar)  in  einem  Theile  der  Er.  Schlüsselburg, 
pag.  60,  vor,  üblich  in  den  Kr.  Gdow,  pag.  58 — 59  und  Jamburg,  pag.  104. 
In  der  Beschreibung  des  Er.  Rshew,  pag.  17,  18,  das  zwangsweise  Aufwälzen 
auch  zu  ^2,  %>  1ji  Seelen  und  kleinere  Bruch  theile;  auch  in  einem  Theile 
des  Kr.  Jurjew  1.  c,  pag.  94—95,  vielleicht  auch  im  Er.  Aleksandrow  1.  c, 
pag.  70,  Er.  Pokrow  1.  c,  Bd.  IV,  pag.  92,  165,  in  einer  Gemeinde:  Enaben 
von  17  Jahren  1  Seele,  von  20  Jahren  an  das  volle  Täglo  (2  Seelen),  von 
55  Jahren  1  Seele,  von  60  Jahren  frei. 

Von  diesen  partiellen  Umtheilungen  scheidet  sich  principiell  das  zwangs- 
weise Abnehmen  von  Landstreifen,  um  es  an  die  besonders  an  Seelen  reich 
gewordenen  Höfe  zu  übergeben.    Hierüber  weiter  unten. 

Allgemeine  Umtheilungen  (S.  129—178).  Nach  dem  im  Text  des 
vorliegenden  Bandes  Gesagten  kann  ich  mich  kurz  fassen.  In  den  beregten 
Ereisen  der  Gouv.  Tambow,  Kursk,  Ssamara,  Ssaratow,  Woronesh,  Taurien, 
Jekaterinoslaw  hat  seit  der  Emancipation,  resp.  seit  dem  Beginn  der  70er 
Jahre  (Werthsteigerung  des  Grundbesitzes)  überhaupt  nicht  oder  nur  in  einem 
grösseren  oder  geringeren  Theile  der  Gemeinden  (zumeist  Domänengemeinden), 
eine  solche  Neuvertheilung  des  Landes  stattgefunden,  und  zwar  gewöhnlich 
pro  vorhandene  Seele  männlichen  Geschlechts,  aber  auch  in  den  anzugebenden 
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Fällen  pro  Esser  oder  —  als  Compromiss  der  widerstreitenden  Interessen  — 
eine  Combination  der  Revisionsseelen  (sei.  der  hierauf  beruhenden  Vertheilung 
des  Grundbesitzes)  mit  den  vorhandenen,  resp.  neugeborenen  Seelen. 

Im  Er.  Schazk,  pag.  10,  12,  13,  15,  19:  in  „einigen"  Domänen-  und 
früher  gutsherrlichen  Gemeinden  (nach  1878),  in  einer  Gemeinde  pro  Esser, 
die  Frage  wird  vielfach  ventilirt,  Jelatma,  pag.  8 — 11,  13,  75 — 78:  keine 
Gemeinde,  Lipezk,  pag.  6 — 10,  74 — 77:  keine  früher  gutsherrliche  Gemeinde, 
mehr  oder  weniger  Domänengemeindeu  (seit  1878,  insbesondere  aber  seit 
1881)  haben  in  allen  Wolosten  bis  auf  eine,  in  der  gutsherrliche  Bauern 
überwiegen,  was  in  den  anderen  Wolosten  nicht  der  Fall  ist  (Tabellen  zu 
dem  betreffenden  Baude,  pag.  22 — 30),  umgetheilt,  viel  Streit,  Usman,  pag. 
9 — 16,  24,  91:  von  127  Domänengemeinden  haben  von  1880  an  70  Ge- 
meinden (zumeist  auf  10,  selten  auf  5,  eine  Gemeinde  auf  1  Jahr)  umgetheilt, 
von  welchen  jedoch  5  wieder  zur  Revisionsseele  zurückgekehrt  sind,  auch  eine 
gutsherrliche  —  fast  alle  im  sandigen,  weniger  fruchtbaren  Kreise  belegen, 
Eirssanow,  pag.  12,  13,  15,  25:  30  Domänen-  und  8  gutsherrliche  Gemeinden 
von  1880—1884  auf  10,  12,  auch  5,  6  Jahre;  in  Betreff  der  Er.  Dmitrijew, 
Ssudsha,  Fatesh  keine  Angabe  hierüber,  aus  einigen  Daten,  insbesondere 
über  die  Vertheilung  scheint  sich  zu  ergeben,  dass  hier  überhaupt  noch  keine 
Gemeinde  jenen  Schritt  gethan  hat,  Rülsk,  pag.  XXI:  kein  Fall,  Putiwl,  pag. 
XIV,  XVII,  XXV— XXVII,  478—479:  nur  einige  Domänengemeinden  in 
2  Wolosten,  Schtschigrü,  pag.  LVII — LXI:  neun  Gemeinden  pro  vorhandene 
Seelen,  sonst  pro  Revisionsseelen  bis  auf  20  Gemeinden  (pro  Täglo),  Graiworon, 
pag.  VIII,  XXIII— XXIV,  315—320:  wie  es  scheint,  keine,  Belgorod,  pag. 
XIX,  LXIX,  135:  nur  in  4  Domänengemeinden,  Ssamara,  pag.  25 — 28,  63 — 64: 
eine  früher  gutsherrliche  Gemeinde  (viele  Familien  ausgestorben),  Stawropol, 
pag.  31 — 37,  160:  keine  Gemeinde,  Busuluk,  pag.  28—31,  38:  ebenso,  Ssa- 
ratow,  pag.  37,  45,  49:  es  haben  —  nach  Ausschluss  ganz  kleiner  Gemeinden 
(nicht  über  15  Revisionsseelen)  und  solcher,  über  welche  keine  sicheren  Daten 
—  70,7°/0  der  Gemeinden  das  Land  neu  vertheilt,  in  13°/0  wird  hierüber 
verhandelt,  in  16%  wird  die  Frage  gar  nicht  aufgeworfen;  es  haben  von 
den  Gemeinden,  in  denen  der  Landpachtpreis  niedriger  als  die  Zahlungen, 
so  dass  fast  Alle  oder  die  Majorität  das  Gemeindeland  nicht  für  begehrens- 
werth  halten,  93°/0,  von  den  Gemeinden,  wo  jenes  Verhältniss  auch  ungünstig 
ist,  die  Majorität  oder  viele  Bauern  aber  doch  Gemeindeland  werth  halten, 
84%  und  von  den  Gemeinden,  wo  der  Pachtpreis  gleich  oder  höher  als  die 
Zahlungen  ist,  48,6°/0  das  Land  neu  vertheilt,  Zarizün,  pag.  21 — 24,  dieselbe 
Gruppirung,  wie  im  vorigen  Kreise,  ergiebt  für  Umtheilungen  (für  nur  41  Ge- 
meinden): 83,3%,  92,3°/0  und  50%,  hier  viel  Land  billig  zu  pachten,  die 
Umtheilungen  erfolgen  vielfach  auf  Grund  eines  Gompromisses:  Revisionsseele 
und  die  Heranwachsenden  von  einem  bestimmten  Alter  (16,  18  Jahre  alt*, 
Woronesh,  pag.  68 — 78,  81:  von  99  Domänengemeinden  haben  57,  von 
169  früher  gutsherrlichen  2  umgetheilt  von  1881  an  (2  Gemeinden  1878), 
Streit,  Ostrogoshk,  pag.  XVII:  wie  es  scheint,  finden  Umtheilungen  statt,  das 
Land  in  einem  Theil  der  Gemeinden  überlastet,  Mzensk,  pag.  16 — 18,  23 — 
41,  45:  65  Gemeinden  (besonders  in  dem  südlichen  Theile,  wo  noch  wenig 
gedüngt  wird)  oder  16,6%  haben  umgetheilt,  auch  pro  Esser,  Compromiss 
(Nachgeborene  erhalten  das  Land  Verstorbener),  Melitopol,  pag.  76,  89—94: 
in  99  Gemeinden  besteht  Gemeindebesitz,  die  Vertheilung  ist  in  46  Gemeinden 
pro  Revisionsseele,  in  49  Gemeinden  pro  vorhandene  Seele,  in  4  eine  Com- 
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bination  beider:  die  lebenden  Revisionsseelen  behalten  ihre  Antheilsgrösse, 
nnter  die  nachgeborenen  Seelen  wird  der  Landantheil  der  verstorbenen  Re- 
visionsseelen vertheilt;  einige  Gemeinden  sind  von  der  Vertheilung  pro  vor- 
handene Seele  wieder  zu  der  pro  Revisionsseele  zurückgekehrt,  nur  Domänen- 
gemeinden  haben  umgetheilt,  Dnepr,  pag.  21,  22,  39,  43,  49  iL  a.  a.  St.  fast 
die  H&lfte  hat  nenvertheilt,  Rostow,  pag.  98,  pro  Revisionsseele,  pag.  101  etc. 
bei  den  Armeniern  eine  andere  Art  der  Vertheilung  (apico),  Bachmut,  pag* 
110 — 126,  130 — 131,  391:  pro  Revisionsseele  zumeist,  2  Gemeinden  pro  vor- 
handene Seele,  6  pro  Arbeiter,  jedoch  vielfach  Land  frei  aufgegeben  und 
frei  übernommen.  Vereinzelte  Abgaben  aus  den  Kr.  Mariupol,  Aleksan- 
drowsk,  Werchne-Dneprowsk  und  Pawlogrod  dieses  Gouv.  zeigen,  dass  auch 
hier  die  Vertheilung  nach  der  letzten  Revision  sich  erhalten  hat,  E.  KapTaB- 
n;oBf&:  H3Bje?eHie  hs'b  OTseTa  etc.,  pag.  24,  29,  41,  64,  75. 

Im  Er.  Kasan,  pag.  31 — 32:  99  Gemeinden  pro  Revisionsseele,  110  pro 
vorhandene  Seelen  (insbesondere  seit  1878):  auf  6,  9,  10,  12  Jahre  um- 
getheilt, 3  unbekannt,  je  1  pro  Arbeiter,  pro  Hof  (Einhöfler),  6  haben  das 
ganze  Land  verpachtet,  viel  Streit  bis  zu  Blutvergiessen  wegen  Verweigerung 
der  Umtheilung,  Kr.  Jurjew  (siehe  oben:  Vertheilungseinheit),  Compromiss  in 
31  Gemeinden  (Revisionsseelen  mit  den  Nachgeborenen  combinirt),  ebenso  Alek- 
sandrow  1.  c,  pag.  69,  178,  auch  im  Kr.Pokrow  1.  c,  Bd.  IV,  pag.  92,  Perejas- 
lawl,  Bd.  V  (von  Charisomenow  bearbeitet),  pag.  20—22:  zum  grossen  Theil  neu 
umgetheilt  in  den  Jahren  1872—82;  im  Gouv.  Jaroslaw:  in  der  Hälfte  dieses 
Gebietes  ist  in  98  Gemeinden  die  Frage  der  Umtheilung  nicht  aufgeworfen, 
A.  HcaeBx:  Ziepest™  o6üihhhhx,b  noaefi  wb  fipocjaBcxofi  ryöepmn  in 
der  „3eMCTB0"  1882,  Nr.  16.  Kr.Rshew,  pag.  18— 20:  etwa  in  der  Hälfte,  be- 
sonders häufig  die  überlasteten  früher  gutsherrlichen  Gemeinden  (eine  Tabelle 
wird  geboten),  aber  die  Umtheilungen  seit  1858  sind  zusammengefasst,  nicht 
gut  gruppirt,  Kr.  Schlüsselburg,  pag.  35 — 36:  zum  grössten  Theil  keine  Um- 
theilung seit  der  Emancipation,  aber  freie  Abtretung  und  Uebernahme  von 
Landstreifen  verbreitet  (die  Grundbesitzordnung  vielfach  durch  die  umwoh- 
nenden Finnen,  die  individuell- markgenossenschaftliches  Grundbesitzrecht  haben, 
beeinfiusst,  gefördert  durch  das  Zerstreutliegen  der  Ackerfetzen),  Jamburg, 
pag.  91,  99:  seit  1863  haben  152  nicht,  106  Gemeinden  wol  umgetheilt,  von 
letzteren  haben  (zum  letzten  Mal)  41  im  ersten  Decennium  nach  1863, 
47  im  zweiten  umgetheilt  (über  16  Gemeinden  keine  Daten),  in  dem  ökono- 
misch günstiger  situirten  Landstrich  haben  weniger  Gemeinden  das  Land  neu 
vertheilt:  14  von  91  Gemeinden,  Kr.  Gdow,  pag.  58—62,  64—66:  partielle 
Umtheilungen  und  freiwilliges  Uebernehmen  von  Landantheilen  mit  den  ob- 
liegenden Steuern  und  Leistungen  (69,2%  der  gepachteten  Landantheile,  wäh- 
rend bei  25,8°/0  der  Verpachtende  einen  Theil  der  Steuern  selbst  tragen 
xnuss,  bei  5°/0  erhält  er  eine  Zuzahlung)  herrschen  allgemein,  jedoch  wird  zu 
allgemeinen  Umtheilungen  nur  im  äussersten  Falle  gegriffen,  da  die  sorg- 
fältigen Wirthe  dagegen,  nur  dort,  wo  die  Ausgleichung  des  Grundbesitzes 
durch  partielle  Umtheilungen  nicht  mehr  möglich  ist  (Gemenglage);  von  729  Ge- 
meinden, über  welche  Daten  vorhanden,  haben  die  letzte  allgemeine  Um- 
theilung vorgenommen:  494  Gemeinden  in  den  Jahren  1857 — 63,  17  Ge- 
meinden 1864—68,  57  Gemeinden  1869—73,  60  in  den  Jahren  1874—78, 
16  im  Jahre  1880  und  24,  39,  7  Gemeinden  in  den  drei  folgenden  Jahren; 
in  3  Gemeinden  haben  bis  zum  Jahre  1882  jährlich  Umtheilungen  statt- 
gefunden, in  diesem  Jahre  beschlossen  aber  2  Gemeinden,  erst  wieder  nach  18, 
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die  dritte  nach  24  Jahren  eine  solche  vorzunehmen,  Er,  W&sma,  pag.  26: 
von  446  Gemeinden,  über  welche  Daten  vorhanden,  haben  von  der  Eman- 
cipation  bis  1884  stattgefunden  690  allgemeine  Umtheilongen,  mittlere  Zahl 
1,5,  es  haben  umgetheilt  1  Mal:  230  Gemeinden,  2  Mal  144,  3  Mal  29, 
4  Mal  8,  5  Mal  3,  6  Mal  6  Gemeinden  (in  einer  Wolost),  mittlere  Ziffer 
13  Jahre:  Maximum  20,5,  Minimum  8  Jahre,  Zeit  zwischen  denUmtheilungen: 
über  3  Jahre  in  11  Gemeinden,  6  in  39,  12  in  39,  15  in  33,  21  in  50  Ge- 
meinden; Dauer  der  Nutznng  (Umtheilungsfrist)  also  im  Mittel  14  Jahre,  Mi- 
nimum 7,4  Jahre,  Maximum  17,9  Jahre;  der  Termin  der  nächsten  Umtheilung 
war  in  15  Gemeinden  festgesetzt;  210  Gemeinden  haben  seit  der  Eman- 
cipatiön,  25  auch  bei  Eintritt  derselben  nicht  umgetheilt  Es  sei  noch  be- 
merkt, dass  hier  beim  Eintritt  der  Ablösung  vielfach  eine  Umtheilung  vor- 
genommen ward  und  dass,  wie  es  scheint,  auch  gewisse  Arten  der  Neuver- 
loosung  als  allgemeine  Umtheilungen  (vielleicht  aber  auch  mit  dieser  ver- 
bunden?) mitgezählt  ßind  und  zwar  bei  Entziehung  eines  Landstückes  (Ex- 
propriation für  Eisenbahnen),  Zukauf  von  Land,  wodurch  die  Felder  ver- 
grössert  wurden,  wirtschaftliche  Veränderungen  (Umwandlung  von  Buschland 
zu  Acker,  Acker  zu  Wiese).  Häufig  findet  sich  in  den  bezüglichen  Gemeinde- 
beschlüssen die  Bestimmung,  die  Umtheilung  gelte  für  „ewig",  sie  soll  in 
keiner  Art  mehr  vorgenommen  werden,  die  Felder  sollen  nie  mehr  getheilt 
werden  und  unsere  Landstreifen  ewig  bleiben,  das  Land  sei  zum  „ewigen 
Besitz"  getheilt,  keine  Umtheilung  soll  unter  uns  und  unseren  Nachkommen 
mehr  erfolgen,  welcher  Beschluss  „für  immer  heilig"  gehalten  werden  soll, 
und  ähnlich.  Possnikow,  der  Verfasser  des  diesen  Kreis  behandelnden  Bandes, 
meint,  Solches  bedeute  nur,  die  Umtheilung  solle  nur  wenn  erforderlich  und 
nicht  plötzlich,  oder  auch  es  solle  kein  „Hin-  und  Herschieben"  der  Land- 
streifen stattfinden.  Wol  nicht  überall!  Er  selbst  führt  an  anderer  Stelle, 
pag.  36,  an,  zumeist  seien  die  Bauern  überzeugt,  dass  durch  die  Ablösung 
das  persönliche  Eigentumsrecht  am  Grundbesitz  erworben  sei,  und  ins- 
besondere bei  Umtheilungen  nach  Eintritt  dieses  bedeutungsvollen  Ereignisses 
wird  vielfach  jener  Beschluss  gefasst  Im  Er.  Gherson,  pag.  71 — 73,  wo  der 
Gemeindebesitz  wenig  ausgebildet,  nur  in  einigen  Gemeinden  in  den  letzten 
Jahren  eine  neue  allgemeine  Umtheilung. 

Ueber  die  Vornahme  allgemeiner  Umtheilungen  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten unter  den  Domänengemeinden  ist  Boeben  eine  Abhandlung  erschienen 
von  P.Ssokolowski:  HepeA&ui  naxaraofi  seiUH  y  6hbiiihxi>  rocy^apcTBCHHHX'B 
BpecTbflffB  in  den  Tpyaii  Hnnep.  Bojbh.  9eoh.  06nj.,  1886,  Heft  IX. 

Zusammengesetzte  und  getheilte  Markgemeinden  (S.  178—195). 
Markgemeinden  der  ersteren  Art  entstanden  aus  der  ursprünglich  freien  Occu- 
pation  des  Landes  (Gemenglage  der  genutzten  Landstücke  mehrerer  Dörfer): 
Ssaratow,  pag.  32,  Zarizün,  pag.  18— 20,  Stawropol,  pag.  79,  Bachmut,  pag. 
69,  Kasan,  pag.  30;  im  Er.  Schlüsselburg,  pag.  39,  40,  auch  dadurch  ent- 
standen, dass  einherrigen  Dörfern  bei  der  Emancipation  das  Land  zusammen 
zugemessen  und  ein  gemeinsames  Grundbuch  verabfolgt  ward.  Vielfach  das 
Streben  zur  Auseinandersetzung,  Kirssanow,  pag.  XXXIII,  Zarizün,  pag.  44, 
Dnepr,  pag.  44,  Schlüsselburg,  pag.  40,  Jurjew  1.  c,  pag.  117 — 119.  Es 
finden  sich  solche  Gemeinden  fast  in  allen  behandelten  Kreisen,  zumeist  nur 
noch  Wald  gemeinsam,  selten  Weide,  noch  seltener  Wiese. 

In  Betreff  der  gemeinsamen  Vertheilung  auch  des  Ackerlandes  Seitens 
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zusammengesetzter  Markgemeinden  ganzer  Wolosten  (Wechsel  des  Acker- 
landes unter  den  Dörfern),  im  Norden,  insbesondere  Gouv.  Wologda  (Er.  Grä- 
dowez,  Kadnikow,  Wologda)  und  Jaroslaw  (Kr.  Bübinsk)  in  Domänengemeinden 
bietet  die  interessante,  auf  pag.  50  des  vorliegenden  Werkes  berührte  Studie 
S.  Schtschepotjews  eingehende  Aufschlüsse.  Wir  heben  nur  Nachstehendes 
hervor:  Erweist  sich  bei  der  Umtheilung  ein  Wechsel  der  Seelen  in  den 
einzelnen  Dörfern  der  Markgemeinde,  so  wird,  auf  dass  alle  Seelen  gleich- 
massig  bedacht  werden,  das  Ackerland  in  folgender  Art  „ausgeglichen":  je 
nach  Lage  der  speciellen  Bedingungen  werden  erstens  Familien  mit  der  ent- 
sprechenden Zahl  Seelen  (aber  nur  freiwillig)  in  das  Dorf  übergesiedelt,  das 
pro  Seele  zu  viel  Land  hat,  zweitens  wird  das  entsprechende  Ackerstück  von 
dem  einen  Dorf  abgeschnitten  und  dem  anderen  zugemessen,  drittens  wird 
der  entsprechenden  Zahl  von  Hauswirthen  der  Landantheil  (mit  Zuschlag  als 
Entschädigung  für  die  Entfernung)  in  dem  anderen  Dorf  zugetheilt  gleich  den 
hiesigen  Dortgenossen,  oder  endlich  viertens,  es  wird  statt  der  Kürzung  des 
Ackerlandes  diesem  Dorf  die  entsprechende  Zahl  „Seelen",  d.  h.  die  auf  ihnen 
ruhenden  Zahlungen  auferlegt.  Soweit  möglich  findet  auch  nach  freier  Ver- 
ständigung Austausch  oder  Ueberlassung  des  Landes  gegen  Zahlung  statt  (in 
Punkt  2,  3),  auch  wird  bei  der  Methode  3  allen  Höfen  des  einen  Dorfes  je 
ein  (kleines)  Stück  im  anderen  Dorfe  zugemessen,  darauf  Austausch.  Bei  der 
allendlichen  Zumessung  und  Abgrenzung  des  Landes  seitens  der  Regierung 
(nach  den  Regeln  vom  11.  Juni  1877)  ward  diese  Grundbesitzordnung  zerstört, 
indem  jeder  Gemeinde  (resp.  Dorf)  das  Land  gesondert  zugemessen  ward. 

Getheilte  Gemeinden  finden  sich  fast  in  allen  beregten  Kreisen,  viel- 
fach haben  sie  sich  zusammengethan,  so  Wäsma,  pag.  70,  Jurjew  1.  c,  pag. 
32 — 34,  Jelatma,  pag.  32,  auch  wenn  der  Landantheil  verschieden  gross  ist, 
Ssamara,  pag.  25,  auch  zahlt  in  solch  einem  Falle  die  Gemeinde,  der  weniger 
Land  bei  der  Emancipation  zugemessen  war,  eine  bestimmte  Summe  der  anderen 
Theilgemeinde  jährlich  bis  zur  Tilgung  der  Ablösungsschuld,  Jurjew  L  c, 
pag.  34.  —  Getheilte  Gemeinden  sind  auch  dadurch  entstanden,  dass  die 
Bewohner  (Einhöfler,  und  zwar  niedere  Dienstmannen)  einer  Ansiedelung  mit 
verschiedenartigen  militärischen  Dienstpflichten  belastet  waren,  Woronesh, 
pag.  64 — 55. 

Erste  Besiedelung  (S.  195—222).  Erst  freie  Occupation,  dann  Streit 
anter  den  Genossen  in  Betreff  der  Nutzung,  in  Folge  dessen  gleichmässige 
Vertheilung  des  nahe  belegenen  Landes,  Streit  mit  benachbarten  Ansiedelungen, 
allendliche  Abgrenzung  des  Landes,  gleichmässige  Vertheilung  auch  des  ent- 
fernter belegenen  Landes,  Ssaratow,  pag.  32 — 33,  Zarizün,  pag.  13:  seit  dem 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  besiedelt,  erst  in  den  40er  Jahren  umgetheilt, 
Woronesh,  pag.  44—52,  Dnepr,  pag.  3,  20,  29,  37,  38,  43  u.  a.  a.  0.:  bis 
zur  X.  Revision,  bis  zur  Emancipation,  bis  1845,  bis  in  die  letzten  Jahre 
(1864—1884)  freie  Nutzung,  Melitopol,  pag.  1—50,  92—94',  ebenso  zumal 
anter  den  Domänengemeinden,  während  unter  den  früher  gutsherrlichen  ein 
Streben  zum  individuellen  Besitzrecht  sich  bemerkbar  macht,  Rostow,  pag. 
42—68,  Bachmut,  pag.  19,  31,  33-39,  42,  94,  99.  Charkow,  pag.  71—72 
(gemengt  mit  individuellem  Grundbesitzrecht).  Das  Grundbesitzrecht  hat  sich 
noch  nicht  fest  ausgebildet,  jedoch  mit  stärkerer  Neigung  zum  individuellen 
in  den  Kr.  Odessa,  pag.  45  etc.,  Jelisawetgrad,  pag.  142  etc.,  209—215. 

Markgenossenschaftliche  Aufgaben  (S.  222—245).    Zur  Deckung 
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besonderer  Bedürfnisse,  zumeist  für  Kirche  und  Schale,  zur  Deckung  yod 
Rückständen,  zur  Remonte  des  Gemeindehauses  verpachtet  die  Gemeinde 
(an  Gemeindegenossen)  ein  Landstück:  Lipezk,  pag.  79— 84,Usman,  pag.  94  etc., 
Kirssanow,  pag.  125 — 134  (auch  zum  Brückenbau,  auch  zur  Neurodung:  nach 
zeitweiliger  Nutzung  wird  das  Land  unter  die  Genossen  vertheilt),  Belgorodt 
pag.  XXIII,  133  (u.  A.  wird  ein  Wiesenstück  in  gleichwertigen  kleinen 
Stücken  pro  Rubel  vergeben),  Ssamara,  pag.  24  (gemeinsame  Bestellung,  Er- 
trag zum  Besten  der  Kirche),  Stawropol,  pag.  164 — 165,  Busuluk,  pag.  115, 
Jurjew  1.  c,  pag.  33  (zur  Deckung  der  Kosten  eines  Processes  mit  der  be- 
nachbarten Gemeinde),  Melitopol,  pag.  109  (Ertrag  zum  Kirchenbau,  jedoch 
mit  der  Eigentümlichkeit,  dass  dieses  Land  zu  je  einer  Dessätine  den  Wirtben 
zur  Pacht  gegeben  wird).  —  Einen  anderen  Charakter  trügt  die  Verpachtung 
von  Mühlen,  Petrowsk,  pag.  9  (12  Mühlen  im  Besitze  einer  aus  4  Dörfern 
bestehenden  Wolost),  Woronesh,  pag.  58,  59:  Wassermühlen,  vielfach  mit  der 
Bestimmung,  dass  das  Getreide  der  Genossen  zu  einem  festen,  massigen  Satz 
gemahlen  wird,  das  der  Fremden  nach  Belieben,  das  Recht  des  Fischfangs 
in  Flüssen,  pag.  85:  Stücke  des  Gemeindegehöftlandes  in  der  N&he  der 
Stadt  Woronesh  (auf  lange  Zeit)  zum  Bau  von  Häusern,  in  einigen  Fallen 
auch  verkauft,  Schlüsselburg,  pag.  65:  Land  zu  Stapelplatzen,  pag.  66,  Wald 
zur  Jagd  n.  s.  w.  u.  s.  w.  Häufig  gewährt  die  Gemeinde  das  Recht,  eine 
Schenke  zu  eröffnen,  nur  gegen  eine  Jahreszahlung,  auch  in  Betreff  Ver- 
kaufsläden etc. 

Auf  dem  Gemeindeland  im  Kr.  Bachmut,  pag.  304—309  finden  sich 
vielfach  Steinkohlenlager,  die  jedoch  ans  Mangel  an  Kapital,  Kenntnissen, 
nur  in  primitiver  Weise  und  in  geringem  Maasse  ausgebeutet  werden. 

Die  Gemeinde  pachtet  Land:  zumeist  Weideland,  das  wir  in  den  Ci- 
taten  nicht  besonders  hervorheben,  aber  auch  Wiese,  Acker:  Jelatma,pag.58— 
59,  63,  72  (auch  Acker  und  Wiese),  Kirssanow,  pag.  41,  Dmitrijew,  pag.  49 — 
51,  178  (22  Gemeinden),  Sudsha,  pag.  142  (15  Gemeinden),  Fatesh,  pag.  148, 
Rülsk,  pag.  XIV,  260  (12  Gemeinden  pachten  Wiese,  9  Acker),  Graiworoo, 
pag.  314  (in  drei  Fällen  ausser  Weide  noch  anderes  Nutzland),  Ssamara. 
pag.  59,  62  (auch  Wiese),  Stawropol,  pag.  47  (da  ein  vom  Apanagenressort 
gepachtetes  Feldstück  zu  gering  ist  um  unter  Alle  vertheilt  werden  zu  können, 
so  gruppirt  sich  die  Gemeinde  in  4  Theile  (cm4hh)  k  32  Hauswirthe:  eine 
Gruppe  nutzt  das  Land  drei  Jahre  dann  die  zweite  und  so  fort,  Busuluk,  pag. 
88,  103—106,  Ssaratow,  Abth.  II,  pag.  26—27:  hier  von  Bauern  57,741  Dess^ 
darunter  34,685  Dess.  Acker,  gepachtet,  davon  von  96  Gemeinden  50,390  Dess., 
fast  immer  gegen  Geld,  wenig  im  Theilbau,  Woronesh,  pag.  129,  140: 
ausser  Weide  auch  Ackerland  und  Wiese  von  12  Gemeinden,  Mzensk,  pag. 
46:  ebenso  von  49  Gemeinden,  Dnepr,  pag.  16,  18,  34,  43,  48:  auch  Acker- 
land, Rostow,  pag.  172—175:  selten,  Bachmut,  pag.  185—186,  auch  in  den 
Tabellen  pag.  240—244,  Wäsma,  Lieferung  II,  pag.  122—127:  ausser  Weide 
auch  Wiese,  wenig  Acker,  Lief.  I,  Tabellen,  pag.  256— 7,  Sstttschewka,  pag.  34— 
39:  57,2%  des  von  Bauern  gepachteten  Landes  ist  von  Gemeinden  gepachtet, 
Schlüsselburg,  pag.  46—49:  viel  Weide,  weniger  Wiese  und  Acker,  Jamburg, 
pag.  108 — 116:  Gemeinden  62,509  Dess.  (darunter  auch  Wiese  und  Acker), 
Einzelne  32,943  Dess.,  Gdow,  pag.  86—96:  469  Gemeinden  pachten  Land, 
und  zwar  406  Gemeinden  Weide,  141  Wiese,  134  Acker,  im  Ganzen  2376  Dess, 
Acker,  4708  Wiese,  das  Areal  der  Weide  nicht  angegeben.  Jurjew  1.  c,  pag. 
74—76,  127—8  (auch  viel  Acker),  Scbadrinsk,  MaTepiaaii  ÄJW  ceJttCKO- 
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xo3J3ÜCTBeHHofi  CTaTHCTHKH  üepMCEofi  ryßepmH,  Lief.  II,  pag.  71:  zehn 
Gemeinden  haben  gemeinsam  ein  Domänenlandstück  von  6495  Dess.  (darunter 
.2737  Dess.  Ackerland)  gepachtet 

Die  Gemeinden  kaufen  auch  Land  und  zwar  überall,  soweit  hierüber 
sich  Angaben  finden,  mit  festen  Antheilsrechten:  Ssaratow,  pag.  54:  4  Ge- 
meinden haben  Land  gekauft,  Verkauf  an  Fremde  nicht  zugelassen,  Zarizün, 
Abth.  II,  pag.  37—40:  einige  Fälle,  Dnepr,  pag.  26,  34,  49,  Melitopol, 
pag.  110,  Bachmut,  pag.  70,  76,  134—6,  Wäsma,  Lief.  I,  pag.  273,  Lief.  II, 
pag.  71:  Gemeinden  haben  6842  Dess.,  Genossenschaften  und  Einzelne  viel 
weniger  gekauft,  Jamburg,  pag.  89—90:  Gemeinden  5623  Dess.,  Einzelne 
4472  Dess.,  Rshew,  pag.  23 — 26,  Jurjew  1.  &,  pag.  49,  Aleksandrow  1.  c, 
pag.  89,  92:  Verkauf  nur  an  Genossen,  Gouv.  Pskow:  128  Gemeinden  haben 
12,272  Dess.  Land  gekauft,  davon  2360  Dess.  Ackerland,  jedoch  sind  die  Daten 
nicht  vollständig,  also  sind  jene  Ziffern  nur  Minimalziffern,  A.  Jleße^nHCEifi:  . 
OiepKb  KpecTBAHCEaro  cejucKaro  xosröcTBa  kb  ückobckoö  ryöepmH  in 
den  Tpy.pi  Hicnep.  Bojlh.  9roh.  06m;.  1886,  Heft  IX,  pag.  49. 

Seit  Eröffnung  der  staatlichen  Baueragrarbank  (seit  Mai  1883)  hat  der 
Landkauf  Seitens  der  Gemeinde  sehr  zugenommen.  Bis  zum  1.  Januar  1886 
sind  mit  Hülfe  dieser  Bank  548,285  Dess.  für  den  Preis  von  28,52  Mill.  Rbl., 
von  welchen  die  Bank  24,15  Mill.  Bbl.  dargeliehen  hat,  in  bäuerliches  Eigen- 
thum  übergegangen,  und  zwar  durch  individuelle  Käufer  nur  2180  Dess.  für 
146,272  RbL  (Darlehn  der  Bank  81,845),  durch  1098  Genossenschaften 
272,339  Dess.  für  13,77  Mill.  RbL  (Darlehn  der  Bank  11,19  MilL  Rbl.), 
durch  672  Gemeinden  271,766  Dess.  für  14,6  Mill.  Rbl.  (Darlehn  der  Bank 
12,87  Mill.  Rbl.).  Scheiden  wir  die  Gouvernements  nach  dem  Grundbesitz- 
recht, so  ergiebt  die  Zusammenstellung,  dass  in  den  Gouvernements  mit  Ge- 
meindebesitz (Woronesh,  Don'sches  Gebiet,  Jekateiinoslaw,  Kursk,  Nowgorod, 
Orenburg,  Pensa,  Räsan,  Ssaratow,  Smolensk,  Taurien,  Tambow,  Twer,  Ufa 
und  Cherson)  531  Gemeinden  209,833  Dess.  und  526  Genossenschaften 
192,502  Dess.,  dagegen  in  den  Gouvernements  mit  individuellem  Grundbesitz- 
recht (Wolhynien,  Grodno,  Kiew,  Kowno,  Mohilew,  siehe  pag.  123  des  vor- 
liegenden Bandes,  Podolien,  Poltawa,  Charkow  und  Tschernigow)  141  Ge- 
meinden 61,933  Dess.  und  572  Genosssenschaften  79,837  Dess.  gekauft  haben. 
Die  Zahl  der  Landkäufe  durch  die  Gemeinde  ist,  zumal  in  der  ersten  Gruppe, 
in  Wirklichkeit  grösser:  es  haben  nämlich  mehrfach  kleine  Gemeinden  Bauern 
aus  benachbarten  Gemeinden  zum  Kauf  herangezogen,  um  ein  ihre  Kräfte, 
resp.  das  pro  Seele  männlichen  Geschlechts  normirte  Darlehn  der  Bank  über- 
ragendes Landstück  erwerben  zu  können,  solche  Käufe  gelten  als  genossen- 
schaftliche; auch  wo  die  Zuzahlung  zum  Darlehn  der  Bank  eine  bedeutende 
ist,  die  nicht  von  allen  Gliedern  der  Gemeinde  beschafft  werden  kann,  kann 
nur  eine  Genossenschaft,  d.  h.  die  wohlhabenderen  Glieder  der  Gemeinde, 
Land  kaufen  (Oroera  KpecTLOHCRaro  Öamta  sa  1884,  pag.  18 — 21,  sa 
1885,  pag.  24—25).  Auch  steigt  die  Zahl  der  genossenschaftlichen  Land- 
käufe dadurch,  dass  neu  übersiedelnde  Bauern  das  zur  Besiedelung  erworbene 
Land  nur  in  dieser  Form  kaufen  können,  da  sie  noch  keine  Gemeinde  bilden 
(Ufa,  Orenburg,  Jekateiinoslaw).  Jedoch  fehlt  es  an  Material  zur  allendlichen 
Erklärung  der  Ursachen  der  gewählten  Art  des  Landkaufs.  Was  die  zweite 
Gruppe  der  Gouvernements  anbetrifft,  so  finden  Landkäufe  durch  Gemeinden 
vornehmlich  dort  statt,  wo  Gemeindebesitz  vorkommt  und  wo  ein  starker  mark- 
genossenschaftlicher Verband  besteht:    im  Kr.  Konstantinograd   (Gouv.  Pol- 

t.  Keussler,  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeindebesitz«.    III.  24 
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tawa),  Er.  Gorodnä  (Gouv.  Tschernigow),  Smijew  und  Isum  (Gouv.  Charkow), 
sowie  im  Gouv.  Mohilew.  Es  sei  noch  bemerkt,  dass  die  Thfttigkeit  der 
Bank  sich  nicht  sogleich  von  Anbeginn  an  auf  alle  die  genannten  Gouver- 
nements ausdehnte,  sondern  allmälich  nach  einander. 

Einige  Beispiele  für  die,  von  der  Gemeinde  vorgenommenen  Meliorationen, 
die  hauptsächlich  im  Trockenlegen  von  Niederungen  (Canalziehen  etc.)  be- 
stehen: in  grossem  Haassstabe  finden  sie  im  Kr.  Wäsma,  Lief.  I,  pag.  IH, 
Lief.  II,  pag.  64 — 66,  statt,  woselbst  derartige  Arbeiten  von  einer  grossen 
Zahl  Gemeinden  so  erfolgreich  durchgeführt  sind  (theils  durch  eigene  Arbeit, 
theils  durch  aufgebrachtes  Geld),  dass  die  Ausdehnung  des  nicht  baufähigen 
Bauerlandes  in  diesem  Kreise  „erheblich"  abgenommen  hat,  auch  im  Kr. 
Jurjew  L  c,  pag.  129.  Das  Graben  von  Teichen  (Viehtränke),  Bau  von 
Wegen,  Brücken  etc.  ist  verbreitet. 

Auch  in  den  uns  hier  beschäftigenden  Kreisen  ist  die  Gagirung  des 
Hirten  pro  Stück  Vieh  nebst  Naturailieferungen  in  bestimmter  Hohe  oder 
Unterhalt  und  Schlafstelle  bei  den  Wirthen  abwechselnd,  selten  ein  fixer 
Lohn  allein,  der  dann  von  den  Genossen  pro  Stück  Vieh  aufgebracht  wird.  In 
grossen  Dörfern  auch  gesonderte  Hütung  des  Gross-  und  des  Kleinviehs. 
Der  von  der  Gemeinde  gekaufte  Zuchtbulle  wird  dazwischen  einem  Bauer  zur 
Fütterung  übergeben,  dem  er  dafür  nach  einigen  Jahren  zufällt  (so  z.  B. 
im  Kr.  Jurjew  1.  c,  pag.  127). 

An  einigen  Orten  ist  die  Zahl  des  auf  die  Weide  zu  treibenden  Viehs 
beschränkt  und  zwar  nach  der  Grösse  des  Landantheiis,  also  pro  Seele, 
wobei  aber  auch  noch  jeder  Wirthschaft  ein  gewisses  geringes  Quantum  extra 
zugegeben  wird  (Vergünstigung  für  die  kleinen  Höfe),  auch  pro  Arbeiter;  wer 
mehr  auftreibt,  hat  eine  bestimmte  Summe  pro  Gross-  und  pro  Kleinvieh  zu 
entrichten,  sehr  verbreitet  im  Kr.  Dnepr,  pag.  7,  23,  39,  42,  44,  52,  53,  55, 
60,  61,  64  u.  a.  a.  0.,  auch  im  Kr.  Melitopol,  pag.  83 — 86:  nur  in  einigen 
Gemeinden  gegen  Extrazahlung  mehr  Vieh  aufzutreiben  gestattet,  jedoch  Ueber- 
tragung  des  Weiderechts  an  Genossen  gegen  Zahlung  (4  Rbl.):  es  wird  hier 
von  der  Verpachtung  der  tojiohihhh  flyniH,  „Weide"seelen,  gesprochen,  Odessa, 
pag.  48.  Im  Kr.  Ssaratow,  pag.  53 — 54,  vielfach  dieselbe  Einrichtung,  in  3, 
mit  sehr  wenig  Land  (fast  nur  Weideland)  bedachten  Gemeinden  jedoch  die 
Modification,  dass  die  pro  Bevisionsseele  (Landantheil)  normirte  Zahl  Vieh  über- 
haupt nicht  überschritten  werden  darf,  wie  im  Kr.  Melitopol:  wer  mehr  Vieh 
hat,  mag  sich  anderweitig  Weide  schaffen,  wer  aber  weniger  Vieh  aufzutreiben 
hat,  darf  ein  entsprechendes  Stück  Land  ackern,  wer  gar  kein  Vieh  hat, 
nutzt  nur  Ackerland,  das  sind  die  „Acker"seelen  (nameHHHH  Aynra)  gegenüber 
den  „Weide"seelen  (sajesHUA  oder  BurosmÄ),  daher  jährlich  Neuverloosnng, 
da  die  Viehzahl  in  den  Höfen  wechselt.  In  einigen  benachbarten  Gemeinden 
agitiren  die  Wirthe  mit  wenig  Vieh  für  die  Adoptirung  dieses.  Systems. 

Controle  der  Wirthschaft  durch  die  Gemeinde:  sie  achtet  streng 
auf  regelrechte  Bestellung  und  ordentliche  Wirtschaftsführung,  Jurjew,  L  c, 
pag.  110,  sie  gestattet  das  Verführen  von  Dünger  auf  auswärts  besessenes 
Land  nur  nachdem  das  Gemeindeland  in  üblicher  Weise  gedüngt  ist,  Alek- 
sandrow  1.  c,  pag.  178,  sie  belässt  den,  der  mit  der  Düngung  beginnt,  in 
seinen  Landstreifen,  CrapHora  1.  c,  pag.  29  (Kr.  Ssaratow  und  Kusnezk), 
sie  verbietet  den  Flachsbau  auf  dem  Ackerland  (daher  nur  auf  stark  ge- 
düngtem Gehöftland),  es  wird  daher  hierzu  viel  gutsherrliches  Land  gepachtet 
(Raubwirthschaft),  Wäsma,  pag.  56,  Ssütschewka,  pag.  63.    Im  Kr.  Gdow, 
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pag.  115 — 123,  wird  der  Flachsbau  auf  dem  eigentlichen,  beständigen  Acker- 
land nur  ganz  ausnahmsweise  von  einzelnen  Wirthen  in  dem  besondern  Falle 
und  zwar  nur  ein  Mal  betrieben,  wenn  der  Wirth  einen  Theil  des  Winter- 
feldes aus  Mangel  an  Dünger  nicht  hat  düngen  können  und  daher  hat  brach 
liegen  lassen  müssen:  es  kommt  nun  vor,  dass  das  Brachliegenlassen  sich 
nicht  auf  den  Turnus  der  Dreifelderwirtschaft  erstreckt,  sondern  im  zweiten 
Jahr  dieses  Stück  mit  Flachs  bestellt  wird;  sonst  findet  sich  der  Flachsbau 
nur  auf  zeitweiligem  Feldland  (nach  einer  Ernte  mehrjährige  Weide,  botütb) 
und  auf  gepachtetem  gutsherrlichen  Lande.  Ebenso  wissen  die  Bauern  im 
Gouv.  Pskow  ihr  Land  vor  dem  Flachsbau  zu  schützen:  auch  hier  wird  er 
„sehr  selten1'  in  Ausnahmefällen  (wenn  das  Winterkorn  ausgefroren,  auf  dem 
Winterfeld,  wenn  nicht  das  ganze  Brachfeld  gedüngt  worden  ist,  auf  dem  un- 
gedüngten  Lande  im  folgenden  Jahr,  also  auf  dem  Sommerfeld)  auf  dem  Bauer- 
lande getrieben,  dagegen  in  sehr  grossem  Maasse  auf  gutsherrlichem  Lande, 
was  um  so  mehr  2u  bedeuten  hat,  als  dieses  Gouvernement  das  Hauptgebiet 
für  Flachsbau  ist  (Ausfuhr  von  Flachs  per  Petersburg- Warschauer  Bahn  aus 
diesem  Gouvernement  1882:  2,73,  1883:  2,25  Mill.  Pud,  von  Leinsaat  in 
diesen  Jahren  je  fast  1/2  Mill.  Pud)  und  die  Pachtpreise  zum  Flachsbau  sehr 
hohe  sind  (vielfach  30,  40,  50  bis  zu  75  Rbl.  pro  Dess.  im  Jahre  1881,  in 
den  letzten  Jahren  noch  gestiegen,  A.  JIeßeAHHCBifi:  Oiepsi  speCTLSHCKaro 
ceJBCEaro  xosflScma  bt>  ückobckoö  rytfepHiH  in  den  TpyAH  Hainep.  Bojb- 
Haro  SKOHOMHiecKaro  OÖnjecTBa  1886,  Heft  IX,  pag.  57—62. 


Zum  Vergleich  der  Gestaltung  des  russischen  Gemeindebesitzes  mit  der 
des  germanischen  markgenossenschaftlichen  Grundbesitzrechts  insbesondere 
G.  Hanssen's  Arbeiten,  unter  welchen  wir  hier  auf  „Die  Ackerflur  der  Dörfer" 
in  den  „Agrarhistorischen  Abhandlungen",  Bd.  II,  1884,  pag.  179—329, 
hinweisen. 
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Systematisches  Sachregister 

für  das  ganze  Werk,  die  römischen  Ziffern  verweisen  auf  die  drei  Thefle  desselben, 
IIa  und  IIb  auf  die  erste  und  die  zweite  H&lfte  des  zweiten  Tbeiles. 


Erste  Besiedelung  (Occupation)  I,  1—4,  16—18,  38—40,  III,  367,  im  Norden  If 
72—76,  üb,  195—203,  III,  42-51,  im  Steppengebiet  I,  76-77,  üb,  218—220,  HI, 
51—52,  im  Gebiet  der  Don'schen  Kosaken  I,  77—79,  Westsibirien  I,  80—81,  in  Klein- 
russland III,  105—109. 

Einweisung  von  Land  durch  die  Regierung:  untheilbare  Familienhöfe  I,  141—147. 
III,  93—94,  Einhöfler  IIb,  188—189,  III,  126—128,  deutsche  Colonien  III,  139-149, 

Altmarkgenossenschaftliches  Grundbesitzrecht  I,  18—23,  seine  Gestaltung  I,  40 — 
72,  101—102,  III,  37—55,  kein  Recht  auf  Land  I,  82—89,  III,  33—56,  in  Kleinruss- 
land  III.  105—125,  in  Transkaukasien  III,  67—68. 

Entstehung  markgenossenschaftlicher  Verbände  aus  individuellem  Grundbesitz- 
recht III,  126—138,  auf  dem  von  der  Gemeinde  gekauften  Lande  üb,  223—226,  III, 
176—179,  369—370,  auf  dem  von  der  Regierung  an  sich  zu  bildende  Gemeinden  ver- 
liehenen Lande  III,  139—184. 

Entstehung  des  Rechts  auf  Land  I,  104—108,  III,  33—35,  52—55,  Wirkungen 
dieses  Rechts  I,  106—110,  III,  8-18,  239,  249,  256,  259—260,  266,  305—311,  324, 
erste  Ausbildung  im  Norden  I,  74—76,  IIb  195—196,  III,  53—55,  im  Steppengebiet  I, 
76-77,  IIb,  218-221,  Don'sche  Kosaken  I,  77—80,  Westsibirien  I,  80-82,  IIb,  216- 
218,  Einhöfler  IIb,  191-195,  III,  64-65,  Kleinrussland  Iü,  56-64,  120—121,  Gouv. 
Mohilew  III,  122—125,  Transkaukasien  III,  65—71,  Negirung  des  Rechte  üb,  161— 
169,  III,  5  u.  flg.,  35,  61,  76—77,  325,  326—330,  363—366,  die  auf  Grund  dessen  sich 
gestaltende  Rechtsbildung  III,  24—33,  Nichthervortreten  dieser  Tendenz  vor  der 
Emancipation  III,  71—72. 

Elemente  des  Gemeindebesitzrechts  I,  149—153,  224-253,  IIa,  278—284,  Gesetz- 
gebung I,  191—223,  III,  257—260,  Entwickelungsstufen  III,  1—33. 

Zusammengesetzte  Gemeinden  I,  74—75,  77—78,  IIb,  178—185,  222—231,  III 
48—51,  366-367. 

Getheilte  Gemeinden  IIb,  185-188,  III,  367. 

Gemischte  Gemeinden  IIb,  188—195,  III,  133,  135—137. 

Gemeindebesitz,  städtischer,  I,  110—112. 

Gemeindebesitz  nach  Hofrecht  IIa,  103,  IIb,  223—225,  III,  326-330,  369-370. 

Gesammturtheil  über  den  Gemeindebesitz  I,  116—162,  175-178,  276—279,  289— 
303,  IIa,  38—94,  105-107,  259—264,  III,  219—311. 

Forderung  einer  gesetzlichen  Organisation  des  Gemeindebesitzrechts  I,  156—162, 
211—216,  III,  11,  311-312. 

Reformvorschläge  I,  162—175,  301—303,  IIa,  35,  63-66,  76,  86,  90—92,  HI, 
9-10,  312-323. 

Lösung  des  Problems  III,  323—352. 
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Rechnungs-  and  Vertheilungseinbeit  I,  39—44,  148—151,  IIa,  284-306,  IIb, 
247,  III,  18—19,  354-355,  bei  den  Einhoflern  III,  131,  135—136,  den  deutschen  Co- 
lonien  III,  147,  bei  den  Armeniern  im  Gout.  Jekaterinoslaw  und  in  Transkaukasien  HI, 
67— 6a 

Loosgroppen  IIa,  309—338,  IIb,  49-52,  74—75,  181,  213—215,  231-232,  246, 
III,  355-356,  358,  bei  den  Einhoflern  III,  131-132. 

Verfahren  bei  der  Verkeilung  des  Landes  I,  148—153,  IIb,  4-7,  21,  209,  30— 
36,  46,  246,  in,  356—358. 

Gewannen  I,  71—72,  IIb,  7—15,  49—52,  205,  auch  beim  individuellen  Grand- 
besitzrecht  III,  111-112,  130—131,  148-149. 

Gewanntheilung  (strenge)  IIb,  15—25,  206—209,  in,  356. 

Dessatinentheilung  üb,  17—25,  221,  246,  DI,  856. 

Schatzungstheilung  IIb,  25—30,  III,  249,  356,  beim  individuellen  Grandbesitz- 
recht III,  131. 

Landstreifen  (Breite  und  Lange)  IIa,  46,  59,  254,  IIb,  36-52,  II,  36—52, 
III,  211*216,  255-256,  358—359. 

Gemenglage  und  Flurzwang  I,  142,  IIa,  45—47,  55,  59-60,  85,  üb,  52—69, 
206-211,  246,  III,  246—256,  359,  beim  individuellen  Grundbesitz  III,  91—92,  94, 
98,  113-114,  124, 129  u.  flg.,  138,  148  u.  flg.,  249-256,  in  Transkaukasien  UI,  68, 71. 

Umtheflungen  überhaupt  (Besitzwechsel)  I,  67—68,  74—75,  77—80,  81,  85,  99, 
189,  296,  IIa,  39—42,  60—63,  63—64,  71,  III,  220-249. 

Allgemeine  Umtheilungen  IIb,  1—4,  129-178,  200—201,  204-210,  217,  220- 
221,  247—248,  UI,  3-4,  18—24,  211,  363-366. 

Partieile  Umtheilungen  IIb,  1—4,  106—129,  247,  III,  211,  363. 

Neuverloosungen  üb,  1—4,  98—106,  248,  III,  20,  52,  361—363,  beim  individuellen 
Grundbesitzrecht  III,  92,  111,  112,  116,  129,  134,  148—149,  163,  167,  180-181,  279. 

Verkeilung  der  Wiese  I,  77—78,  81,  99,  103,  Üb,  72—79,  175-177,  181,  187, 
211,217,219,221,  227-229,  III,  359—360,  beim  individuellen  Grundbesitz  III,  117, 119, 
132—133,  148. 

Gehöftland  (besondere  Rechtslage,  Verkeilung)  I,  151—153,  218—223,  231  -232, 
IIb,  79—90,  177,  211,  246—247,  III,  1-3,  360—361. 

Weideland  IIb,  221,  229,  in,  370. 

Wald  I,  75—76,  Üb,  90—97,  177—178,  211—212,  217,  III,  133,  361. 

Fischerei  I,  58,  103,  IIb,  211,  215,  230,  UI,  357-358. 

Jagd  I,  75—76,  IIb,  211,  216,  217. 

Andere  Schatze  der  Natur:  Steinkohlenlager  Üb,  223,  230,  III,  368,  Steinbrache, 
Torflager,  Lehmgruben  IIb,  223,  230,  UI,  119. 

Mühlen  (Wasser-  und  Windmühlen)  IIb,  215-216,  230—231,  UI,  368. 

Gemeinsamer  Wirthschaftsbetrieb  I,  95-100,  102,  103,  im  Gout.  Kutais  III,  71, 
gemeinsame  Bestellung  von  Acker  I,  99—100,  IIb,  67—72,  UI,  317-321,  gemeinsame 
Mahd  I,  69,  99,  100,  155,  IIb,  72,  78,  III,  359-360,  bei  den  Einhöflern  IIb,  132,  in 
Transkaukasien  IU,  68,  gemeinsames  Holzfallen  Üb,  91—92,  III,  361. 

Die  Gemeinde  pachtet  Land  IIb,  226—229,  IU,  368,  verpachtet  Üb,  222—223, 
HI,  818—320,  368,  kauft  Land  IIa,  101-103,  IIb,  223—225,  UI,  32&-330,  369-370, 
in  den  deutschen  Colonien  UI,  153,  176—179,  fuhrt  Meliorationen  aus  I,  296,  IIb, 
232-233,  UJ,  370. 

Rechte  und  Pflichten  der  Gemeinde  Üb,  222—245,  III,  370-371. 

Familientheilungen  I,  95-98,  109,  177—179,  189,  214-215,  272—274,  300,  Ua, 
62—59,  64,  76-77,  81,  82,  87,  91-92,  105—107,  247—251,  262,  HI,  30,  217—218, 
236—259,  264,  337-338. 
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Solidarische  Haft  der  Gemeinde  I,  33-38,  196,  238—241,  275,  285,  300,  302, 
IIa,  45,  47,  59,  63,  64,  74,  81,  82,  89,  90,  III,  34,  73,  210,  261. 

Steuern  und  andere  Zahlungen  I,  27-30,  83,  36—37,  104—107,  228,  233—241, 
248—250,  253-262,  281,  285,  IIa,  21—23,  29-30,  81,  105-106,  112-114,  187-223, 
295,  Üb,  146,  III,  34,  39,  59,  65,  69,  74,  137,  211. 

Uebergang  vom  Gemeindebesitc  zum  individuellen  Grundbesitz  I,  198—199,  232, 
247,  294,  302,  IIa,  49-52,  67,  73—74,  77-79,  103,  ffl,  74-82,  266. 

Ausscheidung  Einzelner  aus  dem  Gemeindebesitz  I,  236,  249,  252,  294,  301,  Ha, 
65,  77,  IIb,  188,  III,  82-87,  266. 

Zersplitterung  und  Zusammenlegung  individuellen  Grundbesitzes  (Gesetze  da- 
gegen) I,  216-217,  III,  89-92,  93—94,  95—96,  99—105,  129,  143,  144»  151,  158- 
161,  166—167,  181-182,  185-187,  199-202,  202-204, 

Oekonomische  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  I,  268—276,  280-288,  IIa, 
20—24,  Wirthschaftsbetrieb  beim  Gemeindebesitz  und  beim  individuellen  Grundbesitz 
Ha,  119-140,  III,  241-246,  250-253,  261-264,  zu  geringer  LandantheU  IIa»  145- 
187,  IIb,  66—69,  III,  246,  264,  ungeeignete  Abgrenzung  des  Bauerlandes  (ökono- 
mische Abhängigkeit  der  Bauern)  Ua,  224-247,  üb,  44-48,  248,  III,  ^5-216, 
358—359,  grosse  Dörfer  und  ihre  Wirkungen  (Aussiedelung  aus  ihnen)  IIb,  42—49,  III, 
211—216,  368-359. 
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Druck  tob  Bir  A  Hermann  in  Ltiprig. 


